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Der Streit zwischen Polen und Rom um das 
Besetzungsrecht der polnischen Abteien. 


Von Franz Liidtke. 


I. Einleitung. Vorgeschichte des Streites. 


Gleich den anderen europäischen Staaten hat auch Polen 
im Verlauf seiner Geschichte ernsthafte Konflikte mit der 
römischen Kurie gehabt. Wie überall, so wollte es auch hier 
nicht ohne weiteres gelingen, die Machtgebiete des Staates und 
der Kirche gegeneinandesabzugrenzen. Die daraus entstehenden 
Kämpfe konnten freilich nur mit den Waffen der Diplomatie 
ausgefochten werden, wobei Rom häufig genug von dem derb 
zufassenden polnischen Staate zum Rückzuge gezwungen wurde. 
Am schnellsten und fast kampflos gab es nach, als es sich um 
die Besetzung der Bischofsstühle handelte. Im 14. Jahrhundert 
haben wir den ersten Fall, daß das Wahlrecht der Kapitel nicht 
anerkannt wurde; im 15. Jahrhundert setzte sich, zumal seit 
dem Krakauer Bischofsstreit, das Ernennungsrecht der Könige 
durch. Von nun an wurden die Bischöfe, die als geistliche 
Senatoren die ersten Reichsbeamten waren, vom Könige er- 
nannt, erst dann von der Kurie bestätigt. In ähnlicher Weise 
versuchte der Staat, bei den Abteien die Wahl der Äbte durch 
den Mönchskonvent zu beseitigen und an ihre Stelle die könig- 
liche Nomination zu setzen; hier stieß er aber auf den hart- 
näckigen Widerstand der Kirche, und so entbrannte ein Kampf, 
dessen mehrere Jahrhunderte währender Verlauf Gegenstand 
der folgenden Untersuchung ist 1). 


1) Das wichtigste Material für die Untersuchung befindet sich im 
vatikanischen Archiv zu Rom, Nuntiatura di Polonia (abgekürzt Pol.), 
einiges auch in der vatikanischen Bibliothek, Barberina latina. Beide 
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9 Franz Liidtke, 


In Polen hatten die alten, Orden etwa fünfzig Nieder- 
lassungen gegründet; die meistenin-der Zeit vom 11. bis zum 
13. Jahrhundert. . Die Hälfte van ihnen war zu reichem Besitz 
gekommen und spielte ‘deshalb in den’ Kämpfen zwischen Polen 
und Rom eine Rolle. Es gehörten an: 

den Zisterziensern die Abteien Wongrowitz, Lond 
(Lad), Andrzejöw (Jadrzejöw), Sulejöw, Wachock, Koprzywnice, 
Oliva, Mogita (Clara Tumba), Paradies, Obra, Ciritz (Szczyrzyce), 
Krone (Koronowo), Pelplin, Blesen (Bledzöw), Priment; 

den Benediktinern die Abteien Lubin, Lysa göra 
(Monasterium S. Crucis in Monte Calvo), Mogilno, Plock, 
Sieciechöw, Tyniec; 

den Prämonstratensern die Abteien Witöw, 
Hebdow; 

den Regularkanonikern vom Lateran die 
Abteien Tremessen, Czerwinsk; 

den Regularkanonikern vom HI. Grabe die 
Präpositur Miechöw. 

Bis zum 15. Jahrhundert erfreuten sich diese Abteien unge- 
stört des Rechts der freien Abtwahl, und erst seit seinem Ende 
mischte sich der Staat in diese scheinbar innere Klosterange- 
legenheit ein. Wir fragen nach den Gründen und nach der 
Bedeutung eines solchen Schrittes. 

Der Bischof Zaluski!) sucht die Gründe klarzu- 
stellen: erstens lagen sieindem Verhalten der Mönche, 
zweitens in dem Recht der Könige. Die Könige seien 
erst eingeschritten, als die Mönche ein unkanonisches, zügelloses 
Leben begannen und sich der lutherischen Häresie zuwandten; 
überdies hätten jene das Recht dazu gehabt, gegründet auf 


hat Verf. während seines Aufenthalts in Rom 1910—1911 benutzt. Von 
gedruckten Quellen kommen die bekannten Werke über polnische, Kirchen- 
und Ordensgeschichte in Betracht, dazu die Sammlungen der Reichstags- 
beschlüsse, der Synodalbeschlüsse, das bullarium Romanum; ferner einige 
Streitschriften, wie Zatuski, Concernentia u. a., sowie Monographien über 
einzelne Abteien und Persönlichkeiten. Nurbei einigen besonders wichtigen 
Punkten habe ich auf die gedruckte Literatur hingewiesen. 

1) Andr. Chrys. Załuski, Epistolae historico-familiares. 3 Bände. 
Braunsberg 1709—1711. 
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das jus supremi dominii, auf das jus fundationis et dotationis, 
auf das Beispiel anderer katholischer Könige, auf das Recht 
der Bischofsnominationen, auf die Billigung der Kurie. 

Bei der Untersuchung finden wir jedoch, daß in dem Ver- 
halten der Mönche ein Rechtsgrund nicht gefunden werden 
kann. Die staatliche Macht hätte sich wohl dem Papsttum zur 
Verfügung stellen dürfen, falls dieses zur Durchführung seines 
Willens weltliche Unterstützung gebrauchte; nicht aber durften 
zurangeblichen Schaffung kirchlicher Re- 
formen kirchliche Gesetze unterbunden 
und gehindert werden. Daß das Verhalten der 
Mönche nur ein nachträglich konstruierter Scheingrund ist, 
ergibt sich schon daraus, daß die Könige sich bei den Ernen- 
nungen der Äbte nicht darauf bezogen. Und wenn das unkano- 
nische Leben doch ein Grund gewesen sein sollte, warum er- 
streckte sich die Fürsorge des Staates nur auf die reichen 
Klöster? Daß die Hinneigung der Mönche zur Häresie kein 
Grund gewesen sein kann, wird daraus ersichtlich, daß die 
Beschränkungen ihrer Wahlfreiheit zuerst vorkamen, als vom 
Luthertum noch nicht, späterhin, als von ihm nicht mehr die 
Rede sein konnte. Ob es angebracht war, dem unkanonischen 
Leben durch eine unkanonische Einrichtung zu steuern, ist 
auch zweifelhaft. Und schließlich ist festzustellen, daß vielfach 
gerade erst durch die Eingriffe der weltlichen Gewalt Unfriede, 
Unordnung und Zuchtlosigkeit unter den Klosterinsassen ein- 
rissen. 

Es ist demnach zu fragen, ob vielleicht die Könige ein 
anderes, wirkliches R e c h t für ibr Verhalten anführen konnten. 
Das Ernennungsrecht der Bischöfe und das Beispiel anderer 
Fürsten ergibt noch kein tatsächliches Recht. Das Patronatsrecht, 
das die polnischen Könige als Gründer einiger Abteien vielleicht 
besessen, aber jahrhundertelang nicht ausgeübt hatten (so daß 
es verjährt war), hätte sie höchstens dazu befähigt, Äbte vor- 
zuschlagen, zu präsentieren, jedoch nicht, sie zu ernennen, zu 
nominieren. Da auch eine Billigung des Brauches durch die 
Kurie nie stattgefunden hat, so bleibt nur das jus supremi 
dominii übrig. In der Tat mag das Staatsrecht hierin ein wirk- 
liches Recht sehen, denn der König ist Spender aller Gnaden 

1* 
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und steht somit souverän auch über den Abteien. Die Kirche 
aber kennt weder ein solches Recht, noch erkennt sie es an. 
Es stehen sich also in diesem Punkte Staats- und Kirchenrecht 
feindlich gegenüber. 

Aber ist denn das ius supremi dominii wirklich der Grund 
gewesen, warum seit dem 15. Jahrhundert die Freiheit der Abt- 
wahlen angetastet wurden? Die wahren Gründe für die 
königliche Einmischung, die uns zugleich deren Bedeutung 
erkennen lassen, sind ganz anderer Art. 

Polen war ein Staat des Adels; der Adel war der Staat. 
Der König war nur in der Theorie der Spender aller Gnaden, 
in Wahrheit aber abhängig von dem Magnatentum. Der Kampf 
des polnischen Staates mit der Kurie um das Besetzungsrecht 
der Abteien ist also ein Kampf des Adels um die Erwerbung 
von Rechten und Einkünften. Kein Bürgerlicher durfte in 
Polen ein Hofamt oder einen höheren militärischen Rang be- 
kleiden, durfte Bischof oder (mit wenigen Ausnahmen) Kano- 
niker werden, keiner sollte füglich eine Abtei besitzen. Aber 
mehr: wenn man vom Adel Polens spricht, der den Staat be- 
deutete, so ist zu bedenken, daß die große Masse der Nobilität 
einflußlos war gegenüber einigen wenigen Familien, die fast die 
ganze Macht der „Republik“ an sich gerissen hatten. Ihnen 
kam es darauf an, möglichst stark dazustehen, um König und 
Staat unter ihren Einfluß zu beugen. Es konnte ihnen daher 
nicht gleichgültig sein, wenn ein beliebiger, ihnen fernstehender 
Edelmann zum Abt gewählt wurde; einer von der eigenen Sippe 
mußte es werden, damit er die Einkünfte erhielt und durch ihn 
die Familie wuchs. Daher galt es — und dieses Bestreben trat 
um so mehr hervor, je mehr in Polen die Macht des Adels stieg —, 
den Konventen das Wahlrecht zu entreißen und es dem König 
zuzuwenden, nicht um das Königtum zu stärken, sondern um 
das Ansehen der herrschenden Adelssippen zu erhöhen. In- 
dessen mußte auch der König wünschen, recht viele Möglich- 
keiten zu besitzen, durch die er seine Anhänger belohnen und 
sich Freunde schaffen konnte. So mußten denn die reichen 
Abteien herhalten. König und Adel war es nebensächlich, zu 
welchen Zwecken jene einst gegründet waren. Überhaupt 
traten ja in Polen die geistlichen Interessen meist hinter den 
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weltlichen zuriick; der Pole war zuerst Edelmann, dann erst 
Katholik, und selbst der Bischof war gewöhnlich in erster Linie 
Magnat, in zweiter Geistlicher. Man sah also auch in den Ab- 
teien zunächst nur die reichen Pfründen — kein Wunder, daß 
man die Hände ausstreckte, sie zu besitzen. 


Die erste Verletzung des klösterlichen Wahlrechts scheint 
von demselben Kasimir ausgegangen zu sein, der auch im 
Krakauer Bischofsstreit der Kurie gegenüber seinen Willen 
durchsetzte und stets das Prinzip des Staates vertrat. Er er- 
reichte 1. J. 1460, daß die Mönche von Lubin sich verpflich- 
teten, dauernd nur einen dem König genehmen Abt zu wählen. 

Seit diesem Ereignis wurde es Sitte, daß die Abtwahlen 
der königlichen Bestätigung bedurften. Zwar erhielt der 
Zisterzienserorden seine Freiheiten durch die Bullen Sixtus’ IV. 
(1475) und Innozenz’ VIII. (1489) von neuem zugesichert, 
zwar wurden die Gegner mit Zensur und Interdikt bedroht; in 
Polen kümmerte man sich um dergleichen Erlasse nicht. Unter 
Johann Albert wurde 1496 auf dem Reichstage zu Petrikau 
das Statut erlassen, daß geistliche Benefizien nur durch den 
König erlangt werden könnten; Zuwiderhandelnden ward Strafe 
und Bann angedroht!!). 

Sein Nachfolger, König Alexander, ging weiter. Unter 
ihm wurden die reichen Abteien, wie Tyniec,Miechöw, 
Sulejów, bereits kommendiert, d. h. ihre Einkünfte wurden 
nicht Ordensäbten, sondern Bischöfen oder anderen hohen Welt- 
geistlichen verliehen, wobei ihnen gleichzeitig die Abtwürde 
übertragen wurde (Kommendataräbte). Vergebens erhoben die 


1) Das Statut, auf dem alle folgenden beruhen, lautet: Si quispiam 
beneficia juris patronatus regii aut subditorum Nostrorum in praeiudicium 
et derogationem juris patronatus Nostri et subditorum eorundem Nostro- 
rum causa quacunque impetraverit, statuimus decernimus et mandamus, 
omni bonorum suorum communium et privatorum, mobilium et immo- 
bilium saecularium aerario seu fisco vel mensae Nostrae applicandorum 
privatione, ecclesiasticorum vero aresto, confiscatione et extra regnum 
Nostrum bannitione immediate puniendos. (Herburt, Statuta Regni 
Poloniae. } | 
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Mönche Einspruch in Rom. Der Erfolg war der, daß 1505 ein 
neues Statut gegen die „Hofgänger‘‘ (contra cortesanos) aus- 
gegeben wurde, d.h. gegen diejenigen Geistlichen, die, ohne 
das Patronatsrecht des Königs zu achten, sich Benefizien beim 
römischen ‚‚Hofe‘‘ (curia) erwirkten. 

So setzte das 416. Jahrhundert die Einschnürung der 
klösterlichen Wablfreiheit fort. Es ist die Zeit, in der die natio- 
nale Flutwelle in Polen wuchs und das Deutschtum in Städten, 
Dörfern und Klöstern zurückdrängte. Besonders waren bis 
dahin viele Zisterzienserabteien rein deutsch gewesen. Bereits 
1511 beschloß der Reichstag zu Petrikau, daß überall auch 
polnische Mönche zuzulassen seien. Zum vernichtenden Schlage 
jedoch holte der Reichstag von 1538 aus durch die Bestimmung, 
daß wenn irgend angängig nur polnische Edelleute als Äbte zu 
wählen seien; ihre Bestätigung ward selbstverständlich dem 
König vorbehalten. So wurde nicht nur die freie Wahl, sondern 
auch das Deutschtum zu Grabe getragen, und mit ihm das 
Blühen und Gedeihen der Klöster, die als Kulturträger im 
polnischen Lande von gar nicht zu unterschätzender Bedeutung 
gewesen waren. So verteidigten die Zisterzienser alles, 
wenn sie ihre Wahlfreiheit verteidigten. Das geschah denn auch 
auf den Provinzialsynoden zu Gnesen 1542 und 1544, doch 
ohne Erfolg. Es entsprach dem schon längst herrschenden 
Brauch, wenn der Petrikauer Reichstag 1550 beschloß, daß 
die Abteien in Ermangelung eines adligen Bewerbers aus dem 
Mönchsstande auch einem adligen Weltgeistlichen übertragen 
werden dürften, nur mit der Bedingung, daß dieser Profeß 
abzulegen habe. Aber selbst diese geringe Einschränkung wurde 
oft genug als zu drückend empfunden, so daB die genannte Ver- 
pflichtung, der sich ein Bischof ohnehin nicht unterziehen konnte, 
nur selten innegehalten wurde. Fortab waren die meisten Ab- 
teien als reine Kommenden nur noch Beutestücke der herr- 
schenden Adelsfamilien. InLad, Obra, Wongrowitz, 
Paradies usw. zogen adlige Weltgeistliche als Äbte ein. 
Vergebens bestätigte Papst Julius III. 1552 die Privilegien 
der polnischen Zisterzienser; vergebens verlangte das Tri- 
dentiner Konzil die freie Wahl der Äbte; vergebens erneuerte 
sogar Sigismund August 1554 die Rechte von Oliva 
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und Pelplin, 1562 die von Miechöw; vergebens suchten 
die Synoden von 1551, 1556 und 1577 den Ehrgeiz der Welt- 
geistlichkeit zu zügeln und bekämpften deren „perversa cupi- 
ditas“‘. Wohl empfahl Gregor XIII. dem König Stephan die 
Berücksichtigung dieser Beschlüsse; doch umsonst. Die Praxis 
kehrte sich an keinerlei Einschränkungen. Im Gegenteil, die 
Kommendierungen wurden immer häufiger. Es kam vor, daß 
ein Bischof sogar zwei Abteien als Kommenden erhielt; ferner, 
daß dem Abte vielfach noch zu seinen Lebzeiten ein Koadjutor 
mit dem Rechte der künftigen Nachfolge beigegeben wurde, 
den die Mönche ebenfalls widerstandslos zu wählen hatten. 
Daneben wurde fast überall eine Teilung der Einkünfte (mensae) 
durchgeführt, wobei den Riesenanteil der Abt erhielt. Die Wahl 
des Konvents wurde zur reinen Formsache; nach dem Ableben 
des regierenden Abtes wurden die Mönche durch königlichen 
Brief angewiesen, eine bestimmte Persönlichkeit (hunc et non 
alium) zu wählen; der Wahlakt selbst wurde durch staatliche 
Kommissare überwacht. | 

Erst unter Clemens VIII. ließ sich die Kurie zu einer 
energischen Unterstützung der Orden herbei. In einem Breve 
von 1599 widersprach der genannte Papst der Übertragung von 
Klöstern an Weltgeistliche, da Ordensbenefizien nur an Ordens- 
leute zu vergeben seien. Im gleichen Jahre verwarf er die 
Kommendierung von Sieciech 6 w ;1605 trat er in scharfster 
Form für die Wahlfreiheit von Tyniec ein. Indessen ver- 
stand König Sigismund III., seinen Willen durchzusetzen: 
er führte die von ihm nominierten Äbte mit Waffengewalt in 
ihren Besitz ein. Einem so harten Willen gegenüber beugte sich 
schließlich der Papst und bestätigte die königlichen Ernennungen. 
So waren denn auch die Prozesse vergeblich, die von den Mönchen 
bei der römischen Rota angestrengt wurden, um ihre Wahl- 
freiheit zu behaupten. Von dem Oberhaupt der Kirche ver- 
lassen, griffen die streitbaren Ordensbrüder oft selbst zu den 
Waffen. Sie weigerten den königlichen Wahlkommissaren den 
Eintritt und sperrten den ihnen aufgedrungenen Äbten die 
Tore. So mußten 1606 in Tyniec 600 Bewaffnete dem 
Kommendatar die Besitznahme der Abtei erzwingen. Aus dem 
Jahre 1654 ist uns ein Bericht des Bischofs von Chełm 
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erhalten, der in lebhaften Worten den Aufstand schildert, den 
er als Abt von Tyniec im Kloster zu bekämpfen hatte 1). 
Aber solche Widerstände konnten keinen Erfolg haben, 
wenn Rom selbst den königlichen Nominationen meist ohne 
Zögern zustimmte, wenn sogar die Nuntien sich nicht selten auf 
den polnischen Standpunkt stellten. So bedrohte der Nuntius 
Malaspini zur Zeit Sigismunds III. die Mönche von 
Czerwinsk, diesich gegen den ihnen aufgedrungenen Kom- 
mendatarabt wehrten, mit den geistlichen Strafen ?). Aber 
der Standpunkt Roms ist begreiflich: das 16. und 17. Jahr- 
hundert war das Zeitalter der Gegenreformation und der Türken- 
kriege; da ging es nicht an, wegen einer Angelegenheit von sekun- 
därer Bedeutung den guten Willen Polens in Frage zu ziehen. 
Noch viel weniger aber durften die Mönche von ihren 
Diözesanoberen erhoffen. Wohl stellten sich die Bischöfe in 
den Verhandlungen der Provinzialsynoden auf die Seite der 
Orden; im übrigen waren sie jedoch die Magnaten, denen die 
Verleihungen von Abteien nur erwünscht sein konnten. Daher 
vertraten sie die Sache des Königs, weil es ihre eigene war. 
Nun ist es allerdings Tatsache, daß in beiden Jahrhunderten 
von verschiedenen Königen die Privilegien der Orden bzw. 
einzelner Abteien hinsichtlich der Wahlfreiheit bestätigt wurden. 
Von Wladislaus IV. rührt (1639) sogar ein Zisterzienser- 
Privileg her, das eine Teilung der Abteien vornimmt: danach 
sollten Pelplin, Oliva und Paradies — ,,abbatiae 
haereticis viciniores‘‘ — zwar nicht frei wählen, aber eine Liste 
von vier Kandidaten vorlegen, von denen der König einen 
nominieren wollte; Koprzywnice und Mogiła sollten 
„more antiquo“ Kommenden bleiben; in den übrigen Abteien 
sollten Weltgeistliche gewählt werden, doch mit der Ver- 
pflichtung, Profeß abzulegen *). Indessen hat sich Wladislaus 
an seine eigene Verordnung nicht gehalten; er hat Paradies 


1) Pol. 62. 

3) Nam ostendit, id voluntate Summi Pontificis fieri (Zalaszowski). 
Über das Eintreten der Nuntien für die Kommendataräbte von Miechów 
vgl. Nakielski, Miechovia. 

3) Załuski II, 791. 
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standig kommendiert 1), ebenso hat er den Weltgeistlichen, die 
Abte wurden, durchaus nicht immer den Eintritt in den Orden 
zugemutet. So standen denn auch die Privilegien anderer 
Könige nur auf dem Papier; sie hielten oder verletzten sie, je 
nachdem es ihnen gut erschien. Außerdem waren solche Dekrete 
nur privater Natur und konnten das in den Reichstagsbeschlüssen 
festgelegte Recht nicht ändern. Auch waren die Könige durch 
die Pacta conventa verpflichtet, die Rechte der Krone zu 
bewahren, wodurch Privilegien, die den Gesetzen widersprachen, 
bedeutungslos wurden. 

Mit der Einführung von Kommendataräbten und Koad- 
jutoren lockerte sich naturgemäß die klösterliche Lebensgemein- 
schaft. Jene legten oft nicht Profeß ab, erschienen vielfach nicht 
einmal in ihren Abteien, konnten also den Brüdern kein Vor- 
bild sein, wie die Ordensregel es verlangte. Meist ließen sie 
durch Verwandte oder Kommissare die reichen Einkünfte ein- 
ziehen, zuweilen verpachteten sie diese. Selten war ein 
freundliches Verhältnis zwischen Abt und Konvent zu finden, 
im Gegenteil waren Ausschreitungen von beiden Seiten an der 
Tagesordnung. Die geistlichen Funktionen wurden im allge- 
meinen von Prioren ausgeübt, die ihr Amt gewöhnlich nur 
drei Jahre lang innehatten und dementsprechend nicht zu der 
Autorität eines Abtes gelangen konnten. 

Charakteristisch für die Zustände des 17. Jahrhunderts 
ist eines Bittschrift der Benediktiner von Sieciechöw an 
den Papst (1693); sie schildern darin die fünfundzwanzigjährige 
Leidenszeit, die sie unter ihrem Kommendatarabt Franz 
Prazmoski, durchzumachen hatten. Dieser zog die Ein- 
künfte des Konvents ein und legte, als sich die Mönche be- 
schwerten, hundert Bewaffnete ins Kloster, kerkerte den mehr 
als achtzigjährigen Prior ein, raubte die Gelder und das Archiv 
der Abtei, brachte die Mönche an den Bettelstab, ließ einige ins 
Gefängnis werfen und bis zu ihrem Tode quälen, sandte hinter 
einem ihm unbequemen Mönch Meuchelmörder her und siedelte 


1) Warminski, Urkundliche Geschichte des ehemaligen Cistercienser- 
Klosters zu Paradies. 1886. 
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Juden ım Kloster an, die den Gottesdienst stören und die In- 
sassen beschimpfen mußten !). 

Überhaupt war die Mitte des 17. Jahrhunderts die schlimmste 
Zeit für die Abteien. Als Rom gelegentlich einen leisen Versuch 
des Widerstandes machte und verlangte, daß ein vom König 
nominierter Abt vor der päpstlichen Bestätigung den Nachweis 
des königlichen Patronatsrechts erbringen sollte, empörte sich 
Polen gegen ein so ungewöhnliches Verlangen, und der Nuntius 
wich zurück 2). Damals schaltete man nach Belieben mit den 
Abteien. Der Prinz Carl Ferdinand) sollte für die der 
Republik geleisteten Dienste Mogila erhalten. Ja, der 
Nuntius V id o ni befürwortete die Verleihung von Tyniec 
an einen sechszehnjährigen Knaben ‘) und legte seinem Bericht 
einen Originalbrief der Königin Ludovica Maria bei, in 
dem sie den Knaben warm empfahl: „Il figlio arriva a sedeci 
anni, età assai competente, per essere capace di questa dig- 
nità.“ Noch ein halbes Dutzend anderer Knaben gelangte da- 
mals in den Besitz von Abteien 5), und wenn Rom diesem Miß- 
brauch nicht kraftvoll widersprach, so trug nur die Rücksicht 
auf den Kampf des wieder gut katholischen Polen gegen das 
häretische Schweden sowie das Eintreten Vidonis für seine 
polnischen Schützlinge die Schuld daran. Indessen würde Rom 
sich selbst verleugnet haben, wenn es auf die Dauer solche Zu- 
stände kampflos mit angesehen hätte. Diese forderten endlich zur 
Abwehr heraus,und als diese erfolgte, nahm das erstaunte Polen so- 
fort den Kampf für das staatliche gegen das kirchliche Recht auf. 


I. Beginn des Streites. Bischof Andreas 
Olszowski von Kulm. 


Es waren die stürmischen Zeiten seit König Michael, 
in denen Rom seine passive Haltung aufgab und damit Polen 


1) Barberina latina 6675. 

2) Pol. 49, 15. II. 1642. (Bericht Filonardis.) 

3) Bruder Wladislaus’ IV. und Johanns II. Kasimir, Bischof von 
Breslau und Płock. Vgl. Pol. 57, 9. X. 1649, und 58, 8. X. 1650. 
4) Pol. 74, 9. V. 1660. 
5) Załuski I, 86. 
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zum Kampfe herausforderte; die polnischen Bischöfe, die sonst 
in der Abteienfrage so einmütig zusammengestanden hatten, 
erleichterten durch ihre Rivalität den Einspruch der Kurie 
gegen den Mißbrauch der Kommendierungen. 

Einer der mächtigsten Männer Polens war unter König 
Michael der Bischof von Kulm und Vizekanzler der Krone, 
Andreas Olszowski. Einem seiner Verwandten war vom 
König 1671 die Abtei H e b d ó w übertragen worden, er selbst 
sollte Andrzejów erhalten. In beiden jedoch hatten die 
Mönche freie kanonische Wahlen vollzogen, und die erwählten 
Ordensprofessen fanden die Unterstützung Roms. Olszowski 
war empört und berief sich auf das Patronatsrecht des Königs. 
Aber der Standpunkt der Kurie hatte sich geändert. Sie wollte 
von einem Entgegenkommen an die Praxis nichts wissen, und 
so herrschte in den Instruktionen des römischen Kardinal- 
staatssekretars Altieri an den Nuntius Ranuzzi eine 
Auffassung voller Schärfe und Energie vor: es gäbe kein Jus- 
patronatus; die Kommendierungen seien stets von Rom ver- 
worfen, die Zustimmung zu ihnen nur ad supplicationem regiam 
erteilt worden. Selbst wenn der König ein Präsentationsrecht 
besäße, so dürfe er nur einen Ordensprofessen als wirklichen Abt 
(in titulum), nicht aber einen Weltgeistlichen in commendam 
vorschlagen. Die Prüfung der Akten aber ergäbe ein königliches 
Patronatsrecht weder für die Abteien, noch für die Bistümer. 
Diese Mißbräuche müßten abgestellt werden, die Kapitel und 
Konvente hätten das Recht der freien Wahl. Gar nicht an- 
gängig sei es, die Abtei Hebdöw einem einfachen Kanoniker 
zu verleihen, da sie sonst nur Bischöfen kommendiert ge- 
wesen sei). 

Der Bischof von Kulm nahm den Kampf auf. Seine For- 
derungen unterstützte der König durch mehrfache Schreiben 
nach Rom, die Königin durch stete Bitten dem Nuntius gegen- 
über, der Kardinalprotektor Polens in den Kongregationen, 
die sich fortgesetzt mit der neuen Frage beschäftigen mußten. 
Aber auch sie kamen zu der Überzeugung, daß die königlichen 
Ernennungen jeder rechtlichen Grundlage entbehrten. Ver- 


1) Pol. 183, 1. VIII 1671 bis 23. VII 1672. (Briefe Altieris an 
Ranuzzi.) | 
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gebens suchte Olszowski seine Ansprüche vor der Rota zu er- 
streiten; vergebens unterhandelte im Auftrage von König und 
Staat eine Kommission mit dem Nuntius; vergebens drohte der 
Bischof, sich vor den polnischen Gerichten sein Recht er- 
kämpfen zu wollen. Zwar riet selbst der Nuntius dem mächtigen 
Manne gegenüber zum Einlenken: man solle ihm Andrzejów 
überlassen und ihm ,,den Mund schließen“ — aber Rom blieb 
fest. Gleichzeitig ergaben sich neue Schwierigkeiten; die Abtei 
Krone sollte gewissermaßen an zwei Äbte verliehen werden, 
an den Bischof von Chełm als Abt und an einen Koadjutor 
mit dem Rechte der künftigen Nachfolge. Auch das lehnte 
Rom ab. Inzwischen hatte Olszowski zur Selbsthilfe gegriffen, 
Andrzejöw besetzt und die Güter der Abtei an seine Verwandten 
verpachtet. Über die Androhung geistlicher Strafen entrüstete 
er sich gewaltig: ,,Verba me deficiunt, quibus de tanta iniuria 
et gravaminibus meis satis lamenter‘“‘ 1). In der Tat aber fehlten 
dem streitbaren Bischof die Worte nicht. In ausführlichen Dar- 
legungen bekämpfte er den erwählten Abt, Th. Madalinski. 
Er wies darauf hin, da8 in Polen niemand ein geistliches Bene- 
fizium ohne königliche Zustimmung besitzen dürfe, und erklärte, 
auch als Unterkanzler die Rechte des Königs wahren zu müssen; 
nur mit seinem Leben werde er seine Ansprüche auf Andrzejöw 
lassen! Aus seiner Feder rührt auch die oft gedruckte Schrift 
her: „Quinquaginta singularia iuris patronatus regum Poloniae‘‘, 
mit deren Widerlegung sich mehrfach die Autoren beschäftigt 
haben ?). 

Im Jahre 1674 war JohannSobies ki König geworden, 
und von neuem entbrannte der politische Kampf. Einer der 
gefährlichsten Gegner Olszowskis war der Bischof Andreas 
Trzebicki von Krakau, der Anschluß an Rom suchte. In 
den Wahlabmachungen mit Sobieski wollte der Vizekanzler 
die Bestimmung eingefügt wissen, daß der König gegen jeden 
mit Waffengewalt vorzugehen habe, der ohne seine Nomination 
ein Benefizium besäße. Dem Protest des Krakauers gelang es 


1) Pol. 90, 30. III. 1674. (Brief Olszowskis an den Nuntius.) 

2) Abgedruckt u. a. bei Zatuski; eine Widerlegung in dem Werke: 
„Nova et vetera liberas ab antiquo electiones regularium abbatum Poloniae 
concernentia etc.“, Köln 1728. 
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zwar nicht, diese Formel gänzlich auszuschalten, doch aber, 
sie zu mildern, so daß es nunmehr hieß: der König werde gegen 
die Kortesanen „nach dem Beispiel seiner Vorgänger“ ver- 
fahren !). 

Inzwischen war ein energischer Diplomat, Francesco Buon - 
visi, Nuntius in Warschau geworden. Er stellte der Kurie 
die Alternative, entweder mit der Ablehnung des Juspatronatus 
Ernst zu machen oder die Orden ganz fallen zu lassen, da bei 
dem gegenwärtigen System der Unentschlossenheit und des 
Paktierens von Fall zu Fall die Mönche in völlige Disziplin- 
losigkeit gerieten. Natürlich zog sich Buonvisi die Feindschaft 
Olszowskis und seiner Anhänger zu. Obwohl die Kurie dem 
Bischof von Kulm in einer anderen Frage sehr freundlich ent- 
gegengekommen war (sie hatte ihn als Erzbischof von Gnesen 
bestätigt und ihm dabei die Taxe ermäßigt), bestand er doch 
unversöhnlich auf den Besitz der Abtei. Einen Mönch, der ihm 
den Entscheid der Rota zugunsten Madalinskis überbringen 
mußte, ließ er einkerkern. Dem Nuntius drohte er, er werde den 
Streit vor das Forum des Reichstags ziehen. Das aber war nicht 
ungefährlich, da bei der bekannten Leidenschaftlichkeit dieser 
Versammlung Beschlüsse gefaßt werden konnten, die dem An- 
sehen der Kirche schädlich waren. Auch war zu befürchten, 
daß ein offener Zwist zwischen Polen und Rom nur den Häre- 
tikern zugute käme. Es standen also wichtige Interessen auf 
dem Spiel. In der Tat enthielten auch die Instruktionen, die 
am 7. November 1675 für die Landtage ausgegeben wurden, 
einen Hinweis auf die Angelegenheit, und ein Sturm schien 
bevorzustehen. Aber der mächtige Primas sank damals bereits 
in der Gunst des Königs. Dieser wollte zwar ebenfalls seine 
Rechte gewahrt wissen, schrieb aber dieZuspitzung des Handels 
einigen wenigen interessierten Männern zu und versprach, daß 
nichts gegen die Autorität der Kirche beschlossen werden sollte. 
Auch der Bischof von Krakau und Abt Madalinski 
sicherten dem neuen Nuntius, Francesco Martelli, ihre 
Hilfe zu 2), und so ging das drohende Unwetter vorüber. Eben- 

1) Die Briefe Trzebickis an den Nuntius vom 4. VII. und 31. VIII. 


1674 befinden sich Pol. 90, Anlagen zum 8. VIII. bzw. 5. IX. 1674. 
3) Pol. 93, 9. II. und 16. II. 1676. | 
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sowenig erwärmte sich der Reichstag von 1677 für die Ange- 
legenheit. 

Unerschiitterlich indessen verharrte der Primas Olszowski 
auf seinem Standpunkt. Selbst als Rom ihm unter Gewährung 
einer kurzen Bedenkzeit das Interdikt als Strafe für seinen Un- 
gehorsam androhte !), gab er die Güter der Abtei nicht heraus. 
Es ist nicht abzusehen, welche Folgen die Verhängung dieser 
schwersten Strafe über den ersten Mann der Republik gehabt 
hätte — da starb er an dem Tage und zu der Stunde, als das 
Interdikt in Kraft treten sollte, am 29. August 1677. „O in- 
scrutabilia iudicia Dei!‘ ruft der Verfasser der ,,Concernentia‘ 
aus, und auch der Kardinalstaatssekretär Cybo sah in dem 
Ableben des Primas in diesem kritischen Augenblick ,,un effetto 
della divina giustizia‘‘*). Dieser aber hatte sein einstiges Wort, 
er werde die Abtei nur mit dem Leben zugleich aufgeben, wahr 
gemacht. 


II. Versuche einer Verständigung. 


Es konnte der Kurie in der Tat nur erwünscht sein, daß 
sie durch den Tod Olszowskis aus einer auch für sie peinlichen 
Lage befreit wurde. Die Schwierigkeiten selbst waren damit 
allerdings nicht gehoben; Johann Sobieski übertrug sofort die 
Abtei Andrzejöw dem Erzbischof von Lemberg. Was sollte 
Rom tun? Sollte der Kampf weitergehen ? Sollte man die 
Polen verbittern und den König, den man so notwendig gegen 
Häretiker und Türken brauchte, reizen? Um ihm entgegen- 
zukommen, sollte der Nuntius eine „concordia“ anstreben. Aber 
Johann Sobieski machte der Kurie das Entgegenkommen 
schwer: er ließ Andrzejéw militärisch besetzen, und umsonst 
bemühten sich der Nuntius und der Bischof von Krakau um 
die Zurückziehung der Soldaten. Dem Standpunkt des Königs 
stellte die Kurie den ihren entgegen: „Il papa e non il rè con- 
ferisce le abbadie“ 3). | 

Neue Schwierigkeiten erhoben sich gleichzeitig mit anderen 
Abteien. Aber die Mönche wußten seit den letzten Vorgängen, 

1) Das Urteil der Rota siehe Concernentia, Summ. 22. 


3) Pol. 94, 9. X. 1677. 
3) Pol. 183 A, 20. XI. 1677. 
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daB sie von Rom Hilfe zu erwarten hatten. Es waren die Zister- 
zienser, die nunmehr in den Verständigungsbestrebungen die 
Führung übernahmen. Wohl erkannten sie, daß sie nicht alle 
Rechte ihrer Vergangenheit retten würden; auch wußten sie, 
daß es ihren Gegnern weniger um die Wahlfreiheit als um den 
reichen Besitz der Klöster zu tun war. Sie erklärten sich des- 
halb zu einer Teilung bereit, dergestalt, daß das geistliche Bene- 
fizium (titulum) samt einem entsprechenden Teil der Einkünfte 
(congrua) ein kanonisch zum Abt erwählter Ordensprofeß, den 
Rest der Güter ein vom König zu ernennender Bischof erhalten 
sollte 1). Auf dieser Grundlage einigten sich denn auch der Abt 
von Sulejów mit dem Bischof von Przemysł, der von 
Andrzejöw mit dem Erzbischof von Lemberg?). 

Um aber zu einem allgemein verbindlichen Konkordat zu 
gelangen, waren neue Verhandlungen nötig. Sie führte im Auf- 
trage Johann Sobieskis First Radziwillin Rom. Er suchte 
daselbst das Patronatsrecht des Königs zu erweisen auf Grund 
königlicher Fundation, Dotation und undenklichen Besitzes; 
doch konnte die Kongregation seine Wünsche nicht erfüllen, 
und so verlief die Mission ergebnislos °). 


Das folgende Jahrzehnt charakterisiert sich durch dauernde, 
hier nicht einzeln aufzuführende Streitigkeiten um den Besitz 
der Abteien. Berichte über gewaltsame Besetzungen der Klöster 
durch die Kommendatare, Verhandlungen, Kongregations- 
beschlüsse, Dragonaden, Abmachungen zwischen Konventen 
und Abten usw. füllen die Akten der achtziger Jahre *). Wenn 
sich die Polen auf das Beispiel Frankreichs beriefen, wo die 
Kommendierungen Brauch seien, so wurde dem entgegen- 
gehalten, daß das kein Brauch, sondern ein Mißbrauch sei. 
Gelegentlich gestattete auch die Kurie entgegenkommend die 
Übertragung der Abteien an Weltgeistliche. Damals kamen 
die Zisterzienser mit einem neuen Vorschlag heraus: der König 


1) Pol. 183 A, 15. X. 1678; 94, 15. VII. 1679. 

2) Die betreffenden Berichte befinden sich Pol. 183 A (1679 ff.) und 
Barberina latina 6649 (2. VII. 1681). 

3) Pol. 183 A, 5. X. 1680; 186, 13. IX. 1683. 

‘) Pol. 183 A, 185, 186. 
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sollte ein Drittel der Abteien als Kommenden an Weltgeistliche 
verleihen; ein zweites Drittel sollten ebenfalls Weltgeistliche 
erhalten, aber mit der Verpflichtung, Profeß abzulegen; dem 
letzten Drittel verbliebe das Recht der freien Wahl. Auf diese 
Weise hätte der polnische Adel für immer die reichsten Abteien 
erhalten und die römischerseits bekämpfte Einrichtung dauern- 
der Kommenden wäre Gesetz geworden: so scheiterte das Pro- 
jekt an dem Widerstande Roms. 

Übrigens waren weder alle Zisterzienseräbte !) mit einem 
solchen Entgegenkommen einverstanden (auch das General- 
kapitel des Ordens rief — allerdings ohne Erfolg — die polnische 
Provinz zur Verteidigung ihrer Rechte auf) ?), noch alle Mag- 
naten. So bat der Kastellan von Wissegrod, Lasocki, den 
Hl. Vater um Abstellung des Treibens der Kommendataräbte 
von Czerwinsk, durch deren Mißbräuche im Kloster Diszi- 
plinlosigkeit, Störung des Gottesdienstes und wirtschaftliche 
Schädigungen hervorgerufen seien 3). 

Im Jahre 1684 führte als Gesandter des Königs Abt Dön - 
hoff neue Verhandlungen in Rom, doch gleichfalls ohne Re- 
sultat. Bezeichnend für seinen und den Standpunkt der Mag- 
naten überhaupt ist ein Schreiben aus der Zeit, als Dönhoff 
Bischof von Przemyst und Großkanzler war (1689). Darin 
schiebt er alle Schuld an den Verwicklungen der Unzufriedenheit 
und dem Ehrgeiz der Mönche zu, die er mit dem apokalyptischen 
Drachen vergleicht; wegen so untergeordneter Menschen dürfe 
es zu keinem Zwist zwischen Polen und Rom kommen; er rät, 
schon im Hinblick auf den bevorstehenden Reichstag, der Kurie 
zur Nachgiebigkeit, d. h. den kirchlichen Standpunkt zu ver- 
lassen und den polnischen anzuerkennen *). 


1) Der Standpunkt der Zisterzienser wurde auch in Druckschriften 
niedergelegt; vgl. Pol. 188, 9. VIII. 1698. 

2) Vgl. Zatuski I, 890 f., II, 780 f. (besonders 855 f.); Concernentia 
15 f. und Summ. 24 u. 25. Dazu Pol. 183 A, 23. VIII. 1681 ff. 

3) Pol. 185, 13. II. 1683. 

*) Barberina latina 6675. — In der Tat wurde durch solche Hinweise 
und Drohungen oft eine Nachgiebigkeit von seiten Roms erzielt, das immer 
wieder die Kommendierungen des Königs bestätigte. Dönhoff, der später 
Kardinal wurde, hatte in Rom von den 24 in Betracht kommenden Abteien 
45 zur Kommendierung verlangt; vgl. Pol. 188, 9. VIII. 1698. 
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So gingen die achtziger Jahre zu Ende, ohne daB eine Ver- 
ständigung erzielt wurde. Das letzte Jahrzehnt des 17. Jahr- 
hunderts erhielt sein Gepräge durch eine Verschärfung und 
Zuspitzung des Gegensatzes zwischen Polen und Rom. 


IV. Verschärfung der Gegensätze. Gesandt- 
schaft P. Votas. Reichstagsbeschluß von 
1699. 


Das Gefahrdrohende der allgemeinen Lage trat in auf- 
sehenerregenden Streitigkeiten um einzelne Abteien und in dem 
Fehlschlagen aller Verhandlungen zutage; endlich fand Rom 
damals auch einen Nuntius, der seine Interessen kraftvoll ver- 
focht, Santa Croce (1690—1696). Gleichzeitig erhalten 
wir einen Einblick in die Rivalität der polnischen Adelsfamilien. 

Im Jahre 1689 war die Zisterzienserabtei Priment 
vakant geworden, und ein Weltgeistlicher, Alexander K os - 
nanski, ein Stiefbruder des Palatins von Posen, aber 
unehelicher Geburt, wurde vom König zum Abt ernannt; an 
seiner Wahl beteiligten sich nur einige Mönche, und auch sonst 
verlief sie ohne die vorgeschriebene kanonische Form. Zugleich 
bewarb sich in Rom der Zisterzienserpater Anton Konski, 
ein Verwandter des Palatins von Kiev, des Kardinals Dönhoff 
und anderer Magnaten, um die Abtei. Ihm sprach 1690 die 
Kongregation den Besitz von Priment zu, während Kosnanski 
nicht bestätigt wurde, da seine Wahl unkanonisch, er selbst 
aber weder Ordensprofesse noch ehelicher Abkunft war. Trotz- 
dem bemächtigte sich Kosnanski mit Waffengewalt der Abtei 
und weigerte dem P. Konski den Zutritt. Obwohl eine zu- 
gunsten Kosnanskis dem Hl. Vater eingereichte Bittschrift der 
Palatine von Posen, Kalisch und Danzig verworfen wurde und 
sich die Kongregationen immer wieder auf Konskis Seite stellten, 
blieb Kosnanski trotzdem im Besitz der Abtei. Dabei ließ er 
sie verfallen, kümmerte sich nicht um die Disziplin der Mönche, 
hielt sich meist am königlichen Hofe auf und trug nur ein 
winziges Ordensabzeichen, während er sich im übrigen als Welt- 
geistlicher kleidete. Den Prozeß, den er um den Besitz von 


Zeitschrift f. osteurop. Geschichte. IV. 2 
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Priment anstrengte, gewann er selbstverständlich vor dem 
polnischen, nicht aber vor dem römischen Gericht. Immerhin 
wagte die Kurie aus Furcht vor der Erregung der Polen und 
in der Hoffnung auf den baldigen Abschluß eines Konkordates 
nicht, ganz für Konski einzutreten. Sie war sogar bereit, Kos- 
nanski einen Teil der abteilichen Güter bzw. ihrer Erträge zu- 
zugestehen, als dieser 1697 starb. Aber auch jetzt kam Abt 
Konski nicht zur Ruhe; nach endlosen Quälereien und Pro- 
zessen, ja nach Belagerungen des Klosters usw. wich er endlich 
1702 vor einem neuen Bewerber zurück und verzichtete auf die 
Abtei !). j 

Nicht minder erregte zu gleicher Zeit der Streit um die 
Benediktinerabtei Lysa góra die Gemüter. Hier war 1689 
P. Christinus Mirecki kanonisch zum Abt gewählt worden. 
Indessen verwarf der König die Wahl, der Prior mußte eine 
neue anberaumen, aus der auf königliche Nomination der Kano- 
nikus Alexander Wyhowski hervorging (1690). Mirecki 
fand jedoch die Bestätigung der Kongregation, den nach- 
giebigen Prior strafte der Nuntius durch Entziehung des aktiven 
und passiven Wahlrechts. Da der Bischof von Krakau, zu 
dessen Diözese die Abtei gehörte, nicht den päpstlichen An- 
wärter unterstützte, sondern den des Königs, erwog man in 
Rom ein Vorgehen gegen die meist streitlustigen und wenig 
unterwürfigen polnischen Bischöfe, die sich dazu hergaben, die 
Freiheit der Klosterwahlen zu beeinträchtigen: man wollte die 
Abteien ihrer Jurisdiktion entziehen ?). Doch entschloß man 
sich zu einem so folgenschweren Schritte nicht. Aber man 
unterstützte Mirecki und bekämpfte Wyhowski in jeder Weise. 
Dieser hatte sich in den Besitz von Lysa góra gesetzt, die 
Mönche gegen Mirecki aufgewiegelt, ihm den Eintritt ver- 
weigert und den Bruder Mireckis, der Subdiakon des Klosters 
war, von der Dienerschaft derart mißhandeln lassen, daß er 
sich lange in Lebensgefahr befand. Der Kuire gegenüber stellte 
sich Wyhowski als unschuldig hin; er würde die Abtei gern 


1) Das reiche Material für die Primenter Affäre befindet sich haupt- 
sächlich Pol. 121—127 und 186—189. Ebenda liegt das Material für den 
Streit um Lysa géra und andere Abteien. 

2) Pol. 186, 17. VI. 1690. 
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aufgeben, wenn nicht der König zu ihm gesagt hätte: „Si hanc 
dimiseris abbatiam, et hac primaberis et ulteriori gratia nostra 
regia imposterum carebis.“ !) Doch hatte er mit diesen Ent- 
schuldigungen wenig Glück; er wurde exkommuniziert, der 
Nuntius Santa Croce versagte ihm in Warschau jede Audienz 
und verhinderte sein Messelesen ?), auch sein Anwalt wurde in 
Rom nicht empfangen. Johann Sobieski, der ihn um so mehr 
begünstigte, verbot damals den polnischen Gerichten, wider 
das Patronatsrecht streitende Prozesse anzunehmen, so daß 
Mirecki in Polen für seine Sache keinen Anwalt fand. In Rom 
erzielte er dagegen ein günstiges Urteil und wurde daselbst 
auch zum Abt geweiht, während in der Heimat ein heftiger 
Streit der Sippen beider Männer entbrannte. Da auf diese Weise. 
weder Mirecki noch Wyhowski zum wirklichen Besitz von 
Lysa göra gelangen konnten, begannen sie endlich unter Ver- 
mittlung des Nuntius Pignatelli Verhandlungen, die im 
Jahre 1700 zu folgender Übereinkunft führten: Wyhowski 
verzichtet zugunsten Mireckis auf die Abtei und den Abtstitel; 
dafür werden ihm zu seinem standesgemäßen Unterhalt mehrere 
zur mensa abbatialis gehörige Güter, Mühlen usw. übertragen, 
die er zurückzugeben hat, wenn er einmal zu einer Abtei oder 
einem Bistum mit reicheren Einkünften gelangt ?). Die Kurie 
aber erhob Widerspruch, da sie fürchtete, Wyhowski werde im 
Besitz so zahlreicher Güter dem Abte auch weiterhin Schwierig- 
keiten bereiten; sie verlangte, daß ihm die Hälfte der abtei- 
lichen Renten in bar ausgezahlt würden. Damit waren jedoch 
beide Kontrahenten nicht einverstanden. Wyhowski hoffte 
aus den Gütern mehr herauswirtschaften zu können, Mirecki 
hielt die Geldzahlung für schwierig, so gab denn die Kurie 
schließlich nach. Wyhowski verzichtete auf Ersatz aller seiner 
Auslagen, die er angeblich im Interesse des Klosters gemacht 
hatte, ebenso auf die Erstattung der 30000 Floren, durch 
deren Zahlung er die Abtei vor Einquartierung konföderierter 
Truppen bewahrt hatte, und versprach, Lysa göra dauernd 


ı) Barberina latina 6635, 19. III. 1692. 
2) Ebd., 4. XI. 1692. 
3) Pol. 123. 
2° 
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unter seine Protektion nehmen zu wollen. So zog 1701 Rom 
seinen Widerspruch zurück und sprach die Hoffnung aus, daß 
die Disziplin wiederhergestellt werden und Friede unter den 
bisher feindlichen Parteien herrschen möge 1). 


So war nach dreizehnjährigem Hin und Her dieser Streit 
zu Ende gegangen, und für zahlreiche ähnliche Konflikte liefern 
die Nuntiaturakten ein ausgiebiges Material. Daneben gehen 
dauernde, fruchtlose Versuche, die Gegensätze durch ein beide 
Teile befriedigendes Konkordat zu versöhnen. 

Was Radziwill und Dönhoff nicht erreicht hatten, das 
wollte jetzt ein neuer Unterhändler herbeiführen, der Beichtvater 
König Sobieskis, P. Moriz VotaS. J. Er hatte infolge seiner 
Beziehungen zu verschiedenen Fürstlichkeiten mehrfach Ver- 
mittlerrollen spielen dürfen; so ist er ganz besonders aus der 
Zeit der Erwerbung der preußischen Königskrone als Partei- 
gänger Friedrichs I. bekannt geworden. Mit besonderer Vor- 
liebe vertrat er die Interessen seiner fürstlichen Auftraggeber 
auch dem Hl. Stuhl gegenüber; vielleicht aus dem Grunde, 
weil Rom seinem Streben nach dem Titel eines Erzbischofs 
in partibus infidelium nicht entgegengekommen war, trotz der 
Unterstützung Johann Sobieskis ?). 

Im Juli 1692 traf P. Vota in Rom ein, aufs freudigste be- 
grüßt, da man nun endlich das Zustandekommen eines Kon- 
kordates erhoffen durfte. Aber nicht lange, und die Enttäuschung 
kam. Trotz seiner kirchlichen Stellung und italienischen Her- 
kunft erwies sich Vota als eifrigster Verfechter der polnischen 
Ansprüche und des königlichen Patronatsrechts; kein Wunder, 
daß er das höchste Lob der polnischen Magnaten, z. B. des 
Bischofs Załuski, erntete 3). Zunächst erwiesen sich die Ver- 
handlungen als fruchtlos, da beide Teile bestrebt waren, ihr 
Recht zu erweisen. Votas Mission wurde unterstützt durch 


1) Ebd., 18. V. 1701. 

2) Pol. 186, 28. X. 1690. Übrigens konnte die Kurie diesen Wunsch 
schon deshalb nicht erfüllen, weil die Jesuiten nur den Kardinalshut, 
nicht aber eine bischöfliche Würde erhalten durften. 

3) Załuski II, 782. 
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Briefe aus der königlichen Kanzlei an den päpstlichen Staats- 
sekretär Kardinal Spada, an den Protektor Polens Kardinal 
Barberini und andere einflußreiche Männer!). Es wurde 
darauf hingewiesen, daß die neuerdings wieder streitbaren 
Zisterzienser durch beleidigende Flugschriften ihre Habsucht 
und ihren Ehrgeiz kundgäben, und daß ein in den Türken- 
kriegen so bewährter Vorkämpfer wie Johann Sobieski Ent- 
gegenkommen’ verdient hätte. Gerade diese letzte Erwägung 
veranlaßte in der Tat die Kurie zu einem gewissen Nachgeben, 
und es begannen schließlich sachliche Verhandlungen. Nur 
bedauerte man in Rom, daß Vota keine Vollmacht zum Ab- 
schluß des Konkordates mitgebracht hätte, trotz seines „grande 
apparato die parole“ ?). 

Zugleich mit den römischen Verhandlungen, bei denen 
P. Vota den polnischen Standpunkt in einer Reihe von ebenso 
gelehrten wie scharfen Denkschriften vertrat *), fanden Kon- 
ferenzen in Warschau statt, an denen der Nuntius, der Primas 
von Polen Kardinal Radziejowski, eine aus mehreren 
Bischöfen und Palatinen bestehende Senatskommission und 
— als unparteiischer Vermittler — der französische Botschafter 
teilnahmen. 

Der kuriale Standpunkt war folgender. Dem König 
sollten sämtliche Abteien zur Kommendierung übertragen 
werden unter zwei Bedingungen: erstens sollten die Mönche 
ihre Oberen (superiores seu praepositi) frei wählen dürfen, die 
auch die Jurisdiktion auszuüben und den Abtstitel zu führen 
hätten (illique superiores nominentur et sint veri abbates); 
zweitens sollten die Einkünfte des Kommendatars geteilt 
werden, und zwar sollte die eine Hälfte dem Mönchskonvent 
und der Erhaltung der Gebäude usw. (fabrica), die andere den 
Kommendataräbten zugute kommen. 

Mit diesen Vorschlägen war die Kurie sachlich auf jenes 


1) Ebd., 857 f. 

2) Pol. 188, 4. IV. 1693. ' 

3) Barberina latina 6675: ,,Memoriale iuris in causa Poloniae abba- 
tiarum‘*. Ebd.: ,,Scriptura P. Mauritii Votae S. J. etc. ad summum ponti- 
ficem Innocentium XII.“ Vgl. ferner den für diese Fragen sehr ausgiebigen 
Band Pol. 188, 
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erste, oben erwähnte Projekt der Zisterzienser (vgl. S. 15f.) 
zurückgekommen. Danach hätte also der Kommendatar nur 
einen Teil der Klostereinkünfte bezogen; seine Jurisdiktion 
war ausgeschaltet, der wirkliche Klaustralabt wurde frei gewählt, 
die vita communis war wiederhergestellt. Aber es ist selbst- 
verständlich, daß die Polen auf den kurialen Standpunkt 
nicht eingingen. Schon im Hinblick auf die ,,irata nobilitas‘ 

wurden polnischerseits folgende Forderungen erhoben: 
erstens sollten zwar in Zukunft die Mönche ihre Klaustral- 
oberen frei wählen und nur die königliche Bestätigung für sie 
nachzusuchen haben; doch sollten diese nicht Äbte sein oder 
heißen, vielmehr war die geistliche Jurisdiktion auch in Zu- 
kunft den Kommendataren vorbehalten, damit nicht durch 
zwei Äbte neue Verwirrung angerichtet würde; zweitens 
sollte von der mensa abbatialis nur ein Viertel für die Bedürf- 
nisse des Klosters abgegeben werden, während die Kommen- 
datare drei Viertel erhielten. Ja, man wollte in diesem letzten 
Punkte noch weitergehen und womöglich noch einen Teil der 
Einkünfte des Mönchkonvents den Kommendataren zusprechen: 
doch scheint diese Forderung nicht ernst gemeint gewesen zu 
sein, sie sollte wohl mehr einen Druck auf die Kurie ausüben, 
um sie zur Nachgiebigkeit zu veranlassen. 

So gegensätzlich standen die Dinge. Trotzdem wiegte sich 
Rom in der Hoffnung, daß sein Projekt endlich doch verwirk- 
licht werden würde. Da reiste P. Vota im Juni 1693 uner- 
wartet ab. Vielleicht war der Kurie dieser plötzliche Aufbruch 
nicht einmal unwillkommen; denn der Kardinal Spada ver- 
mochte seine Erbitterung über diesen wenig willfährigen Diener 
der Kirche kaum zuriickzuhalten. Eingehend beschäftigte er 
sich mit einem von Vota verfaßten Promemoria, das er als 
„ein Lügengewebe vom Kopf bis zu den Füßen, ein Werk, 
würdig gerade eines solchen Autors‘ bezeichnete !). Tatsächlich 
ist es interessant, dem mehr als polnischen Gedankengang 
dieser Denkschrift einmal nachzugehen. Vota ermahnt darin 
den Papst, so zu handeln, daß der große König Johann Sobieski 
nicht seinen kindlichen Gehorsam gegen den HI. Stuhl ver- 


1) Pol. 188, 8. VIII. 1693. 
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letzen müsse. Unwiderleglich sei bewiesen, daß die polnischen 
Könige das Patronatsrecht besessen haben und noch besitzen. 
Die Rechtsverletzung gehe von seiten der Kurie aus. Der Papst 
bezeige wohl seinen guten Willen, aber der Nuntius (Santa 
Croce) habe jedesmal das Einverständnis verhindert und ge- 
horche dem Hl. Vater nicht. Der König sei verbittert, weil 
die Mönche den von ihm ernannten Äbten den Gehorsam ver- 
weigerten und offenbare Rebellion trieben; viele von ihnen 
schweiften am Tage ohne geistliches Gewand umher, insultierten 
bei Nacht den von dem rechtmäßigen Abt eingesetzten Prior, 
kerkerten diesen ein, vergeudeten die Güter, beraubten die Kasse 
des Klosters, verpraßten das Geld bei Gastmählern durch 
Trunkenheit, schlügen sich mit denjenigen blutig, die dem Abt 
gehorsam seien, verkauften die Grundstücke, ja sie spien im 
königlichen Palast zu Warschau frevelhafte Worte und abscheu- 
liche Redensarten aus und verbreiteten fluchwürdige Zeichnungen 
über den Lebenswandel des Königs. Abt Wyhowski, ein Ver- 
wandter des Königs Michael, sei unschuldig; kein anderes Ver- 
brechen sei ihm nachzuweisen, als daß ihn der König nominiert 
und der Bischof investiert habe; für seine Unschuld verbürgten 
sich König, Königin, Kardinalprotektor, Bischöfe und Minister. 
Trotzdem seien die Zensuren über ihn verhängt, was der König 
selbst als Grausamkeit bezeichnet habe. Sein Vertreter sei in 
Rom abgewiesen, die ungeheuren Geldaufwendungen seien um- 
sonst gemacht. In Polen klage man den Papst dieser Handlungs- 
weise wegen an. Durch das Verhalten der Kurie würde die 
Angelegenheit nie zu Ende kommen, sie sei ad calendas graecas 
verschoben. Ähnlich verhalte es sich auch mit den anderen 
strittigen Abteien. 

Es war für den Kardinalstaatssekretär Spada, der sich 
durch dieses Promemoria selber aufs schwerste angegriffen 
fühlte, leicht, bei allen Punkten die ,,Liigenhaftigkeit’ des 
Verfassers darzutun. Er blieb bei seinem Standpunkt, weder 
den größten Teil des abteilichen Vermögens den Kommen- 
dataren preiszugeben, noch die Mönche ihrer Jurisdiktion aus- 
zuliefern; die eifrigen Mönche, die die Oberhoheit der ihnen auf- 
gedrungenen Äbte nicht anerkennen wollten, verdienten nicht 
Verfolgung, sondern Lohn. 
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Parallel mit diesen Verhandlungen gingen neue Streitig- 
keiten um die Vergebung verschiedener Abteien (Mogilno, 
Paradies u. a.) sowie Bemühungen des Nuntius, eine Er- 
örterung der Frage auf den Reichstagen zu vermeiden. Dieses 
glückte auch, vielleicht unter dem Einfluß Sobieskis, der 
es nicht gern zum äußersten kommen lassen wollte. Gleichzeitig 
fanden in fast allen diesen Jahren Sitzungen der Kongregation 
in Rom statt, die sich mit Einzelheiten beschäftigten und den 
oben charakterisierten kurialen Standpunkt vertraten; daneben 
verlangten sie für das abzuschließende Konkordat die Bestim- 
mung, daß die Spedition der Bullen von den Äbten stets in 
Rom nachzusuchen sei, damit die Kurie so in den Besitz der 
zu zahlenden Abgaben käme!). 

Währenddessen starb 1696 Johann Sobieski, und 
sein mäßigender Einfluß war nicht mehr vorhanden. Zum König 
gewählt wurde 1697 August Il.; er hatte für die Abteienfrage 
nicht das persönliche Interesse wie sein Vorgänger, der doch 
selbst Magnat gewesen war. August überließ daher die Ange- 
legenheit ganz dem Adel, der — empört über die Haltung der 
Kurie, zumal in den Fällen Primentund Lysa góra — 
nunmehr seinen Standpunkt aufs schärfste vertrat. Zunächst 
wurde in die Pacta conventa, die Wahlabmachungen mit dem 
neuen König, ein Punkt aufgenommen, der die Frage behandelte. 
Danach verpflichtete sich August, alle königlichen Rechte zu 
schützen, das Gesetz gegen die cortesani durchzuführen und 
gegen diejenigen, die ohne königliche Nomination in den Besitz 
von Abteien gekommen wären, einzuschreiten. Weiterhin 
wurde eine lebhafte Agitation gegen den Nuntius Da Via 
sowie gegen das Nuntiaturgericht entfacht, das den Polen — 
da es in den bei ihm anhängig gemachten Prozessen den kirch- 
lichen Standpunkt zu vertreten pflegte — von jeher ein Dorn 
im Auge war ?2). Ja, man schien sogar die Abreise des Nuntius 
aus Polen erzwingen zu wollen. 

So kam denn, nachdem sich schon die Landtage mit der 
Abteienfrage beschäftigt hatten, aufdem Reichstage von 


1) Pol. 188, Instruktion vom 4. VIII. 1696. 
2) Ebd., 4. X. 1698; Pol. 121, 26. V. und 2. VI. 1699. 
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1699 ein Gesetz zustande, durch welches das Jus- 
patronatus erneut bestätigt und seine so- 
fortige Durchführung, den Pacta conventa ent- 
sprechend, angeordnet wurde Es bedeutete dies, daß 
der Kampf gegen die römischerseits protegierten Äbte mit allen 
Mitteln des Staates, also auch mit Gewalt, eröffnet werden 
sollte. Das aber hieß, nicht nur jenen Äbten, sondern Rom 
selbst die Fehde ansagen, und so war jener Beschluß eine 
schwere Niederlage der Kurie!). 

Als Urheber der Konstitution galt der Kastellan von Posen, 
Gurowski, der seinen Sohn in Besitz von Priment 
sehen wollte. Da Via empfand das Gesetz als einen Schlag 
gegen sich selbst und als so ungerecht, daß er es ablehnte, den 
weiteren Verhandlungen des Reichstages beizuwohnen ?). Vor 
allem war er entrüstet über das Verhalten der polnischen 
Bischöfe, von denen keiner auch nur ein Wort gesprochen hatte, 
um das Statut zu verhindern; nur nachträglich verweigerte der 
Bischof von Kujawien seine Unterschrift. Aber als kluger 
Diplomat tat Da Via nichts, was die Polen irgendwie reizen 
konnte. Er schwieg und arbeitete weiter an den Verhandlungen, 
die das Konkordat herbeiführen sollten. Der Kastellan von 
Posen aber erreichte, wie schon oben (S. 18) dargetan, seinen 
Zweck: er bemächtigte sich gewaltsam Priments, Abt 
Konski mußte verzichten, und die Familie Gurowski 
hatte, wonach sie solange gestrebt, die Güter der reichen Abtei. 


Die ersten beiden Jahrzehnte des 18. Jahrhunderts verliefen 
ohne größere Erregungen. Die Verhandlungen gingen weiter, 
doch ohne ein Resultat zu zeitigen. In zahlreichen Fällen bewies 
die Kurie Nachgiebigkeit und gestattete die Kommendierung 
von Sieciechöw, Ptock, Miechöw und anderen 
Abteien. Im übrigen hatten die Polen in dieser Zeit der Bürger- 
wirren und des Nordischen Krieges auf andere Dinge ihre Auf- 
merksamkeit zu lenken. Der prinzipielle Standpunkt blieb hier 


3) Pol. 121, 11. VIII. 1699. Załuski II, 882. 
2) Seine Berichte befinden sich Pol. 121. 
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wie dort allerdings derselbe wie früher !); trotzdem schienen 
ernstere Konflikte ausgeschlossen, als in den zwanziger Jahren 
der Kurie ein neuer, der schärfste Vorkämpfer, den sie je in 
dieser Sache besessen, erstand: Vincento Santini. 


V. Die ersten Jahre der Nuntiatur Santinis. 


In Vincento Santini, Erzbischof von Trapezunt, fand 
die Kurie endlich einen Diplomaten, der unter Einsetzung aller 
seiner Fähigkeiten den Kampf für die Rechte des Papsttums 
gegen das Juspatronatus zu seiner Lebensaufgabe machte. 
Seine Schuld war es nicht, oder nur in geringem Maße, wenn 
sein Werk scheiterte. Unter ihm erreichte der Kampf den Höhe- 
punkt: nicht mehr um Recht oder Macht wurde gestritten, 
sondern um die Person — ein Kampf, der erst durch den tra- 
gischen Tod des Nuntius sein Ende fand. 

Santini, einem der edlen Geschlechter Luccas entstammend, 
war, eheernach Archintos frühem Tode 1722 in Warschau 
eintraf, Internuntius in Brüssel und Nuntius in Köln gewesen. 
Als er auf den polnischen Posten kam, war der energische Leiter 
der Politik Benedikts XIII. der Kardinalstaatssekretär 
Fabrizio Paolucci. Entschlossen, den Abteienstreit zu Ende 
zu führen, machte er sofort den neuen Nuntius auf die Wichtig- 
keit der „Affäre“ aufmerksam und versah ihn mit Instruktionen: 
die Kurie werde keinem vom König ernannten Abt die Be- 
stätigung erteilen, wenn Polen nicht auf Grund der frihera 
Verhandlungen in ein Konkordat willige 2). 

Obwohl Santini in polnischen Fragen ein Neuling war, 
ging er mit Eifer, ja mit einem etwas unbedachten Ungestüm 
an die Sache. Der Großkanzler der Krone, Szembek, mit 
dem er zunächst verhandelte, erschien ihm nach einer noch im 
Mai 1722 abgehaltenen Konferenz als ein Mann ‚von höchster 
Billigkeit, Gerechtigkeit und Religiosität‘‘. Allerdings erkannte 


1) Vgl. u. a. Pol. 189, 10. IV. 1706; 143, 23. IX. 1709; Vatik. Arch. 
Misc. Arm. I. Vol. 85, 24. II. 1722; dazu die Bände Pol. 127, 190, 220. 

*) Für die ersten Jahre der Nuntiatur Santinis kommen besonders 
die Bände Pol. 151 und 221 in Betracht. 
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Santini, daß auch er von dem ,,alten, seit undenklichen Zeiten 
bestehenden“ Nominationsrecht des Königs überzeugt war. 
Szembeks Vorschlage gipfelten darin, die Abtcien in drei Gruppen 
zu teilen: für die erste sollte der König nur Ordensprofessen 
ernennen, für die zweite Weltgeistliche, aber mit der Bedingung, 
nachträglich in den Orden einzutreten und Profeß abzulegen; 
die dritte Gruppe sollte mit Weltgeistlichen ohne eine solche 
einschränkende Bedingung besetzt werden. Mit anderen Worten: 
der Kanzler verlangte das Nominationsrecht für sämtliche 
Abteien. Derartigen Vorschlägen, die das Maß des einst von 
P. Vota Geforderten weit überstiegen, setzte Kardinal Paolucci 
sofort ein Unannehmbar entgegen, und er ersuchte den Nuntius, 
solchen maßlosen Forderungen überhaupt kein Gehör mehr zu 
schenken. Ungeduldig wartete Santini auf die Gelegenheit zu 
neuen Verhandlungen, doch Szembek schwieg. Als sich der 
Nuntius mit einer Beschwerde über solches Verhalten an den 
Staatssekretär wandte, mahnte ihn dieser zur Ruhe: des Kanz- 
lers Schweigen sei besser als seine übertriebenen Forderungen; 
die Angelegenheit sei vier Pontifikate hindurch ergebnislos ver- 
handelt worden, die Sachlage sei schwierig, und man dürfe nur 
langsam vorgehen !); man sei jedoch nicht gesonnen, den Polen 
nachzugeben, und man werde die Mönche nicht im Stiche lassen; 
was P. Vota nicht erreicht habe, werde auch ein anderer nicht 
erreichen; das behauptete Juspatronatus sei hinfällig, und man 
wisse wohl, daß der polnische Adel nur zu seinem eigenen Vorteil 
so eifrig auf diesem angeblichen Rechte bestehe. Ein Vorschlag 
Santinis, die adligen Mönche für den Standpunkt Roms zu 
gewinnen und durch sie bzw. ihre Verwandten auf den Reichs- 
tagen Einfluß auszuüben, wurde gebilligt. 

Inzwischen wurde auch Santini selbst hinsichtlich des von 
ihm zuerst so gerühmten Großkanzlers bedenklich. Dieser reiste 
von Warschau ab, ohne in ernstliche Verhandlungen eingetreten 
zu sein. Die Vermutung lag nahe, daß Szembek die Angelegen- 
heit bis zum kommendenReichstag hinausschieben wollte, um 
dann durch das Gewicht der öffentlichenMeinung einen Druck 
auf den Nuntius ausüben zu können. 


ı) Paolucci kannte die polnischen Verhältnisse aus der Zeit, als er 
Internuntius in Warschau gewesen war. 
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So bot sich in der Tat erst im Oktober zu neuen Unter- 
redungen Gelegenheit, als in Warschau der Reichstag begann. 
Doch schon im November wurde dieser zerrissen. Indessen trat 
im Anschluß an ihn der Senat zusammen und beschäftigte sich 
mit der Abteienfrage. Zunächst überreichte Santini dem Groß- 
kanzler ein von ihm verfaßtes „Memoire touchant 
lesabbayes de Pologne“; die Schrift ist so charak- 
teristisch, daß ihr wesentlicher Inhalt hier wiedergegeben 
werden muß!) 

Santini bedauert darin den langen Streit zwischen der 
Kurie und Polen; er hofft, zu einer Einigung mit dem Kanzler 
zu gelangen und entweder ihn zu überzeugen oder sich selbst 
überzeugen zu lassen. Er kann sich, das gesteht er ein, nur auf 
das kanonische Recht stützen, aber er ist der Meinung, daß 
dieses in den katholischen Staaten die gleiche Geltung genießt 
wie das Staatsrecht. Das angebliche Recht der polnischen 
Könige, die Äbte zu nominieren und dauernde Kommenden 
einzurichten, beruht auf einem Irrtum. Die Ordensregeln 
fordern, daß die Mönche ihre Güter genießen und ihre Äbte 
frei wählen. ,,Sind sie denn Fremde ? Keineswegs! Polen ist 
ihr Vaterland, und sie dürfen ebenso wie jeder andere ver- 
langen, daß die Obrigkeit sie in der Erhaltung ihrer Rechte 
schützt.“ Nimmt der König denn für sich, zu eigenem Nutzen, 
das Recht in Anspruch, die Oberen zu ernennen und die Kloster- 
güter zu genießen ? Nein, für die Weltgeistlichkeit. Das ist 
jedoch den Bestimmungen der Gründer entgegengehandelt. 
Warum setzt sich der Hl. Stuhl so für die Mönche ein? Aus 
Eigennutz ? Nein, sondern um den Gesetzen der Kirche Rech- 
nung zu tragen, deren erste Verteidiger die Päpste sind. Die 
Gründer haben die freie Abtwahl gewollt, die Päpste haben sie 
bestätigt, die Fürsten haben sie anerkannt. Selbst wenn die 
Könige die Gründer sämtlicher Klöster Polens wären, so wäre 
es unbillig, darum dauernd das Nominationsrecht zu fordern; 
Leistung und Gegenleistung würden da einander nicht ent- 
sprechen. Die Gründer haben den Orden einst einen Fleck Erde 
überlassen, meist so wertlos, daß sich nie ein Käufer dafür 


1) Pol. 159; auch als lateinischer Druck erschienen. 
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gefunden hätte, und nur durch den Fleiß und die Arbeit der 
Mönche ist blühendes Land daraus geworden. Die Könige 
sollten an wichtigere Dinge denken als an die Vergebung von 
Klostergut. Die geeignetsten Anwärter für die Abtwürde 
werden dem Könige und den Ministern meist am wenigsten 
bekannt sein. Ja, wenn jene auch das Nominationsrecht be- 
säßen, so dürften sie doch nie einen Weltgeistlichen zum Regu- 
larabt ernennen. Einem Teile der Weltgeistlichen freilich schreibt 
man dann vor, nachträglich Profeß abzulegen; aber das ist 
nichts anderes als gesetzlicher Betrug. (,,N’est-ce pas pro- 
prement ce que les jurisconsultes appellent: fraudem facere 
legi aut senatusconsulto ?“‘) Dieser Weg ist ebenso ungangbar, 
als wenn man einen zum General machen wollte, der nie die 
Waffen getragen hat. Warum treten denn diese Weltgeistlichen 
in die Orden ein ? Um in den Besitz der Klostergüter zu gelangen. 
Sie legen also das Gelübde der Armut ab, um reich zu werden! 
Wenn in einem Lande der Fürst das Nominationsrecht hat, so 
besitzt er es durch päpstlichen Gnadenerlaß und aus besonderen 
Gründen. In den Niederlanden beispielsweise (deren Verhält- 
nisse Santini aus der Zeit seines Brüsseler Amtes her kennt) 
hat der Souverän dieses Recht, weil die Äbte daselbst den ersten 
Stand bilden; das aber ist in Polen keineswegs der Fall. Der 
Stolz der Polen ist ihre Freiheit. Sollen aber die Mönche die 
einzigen Bürger sein, die diese Freiheit nicht genießen dürfen ? 
Das Papsttum muß die Mönche in Schutz nehmen, denn sie 
selber sind zu schwach; man fürchtet sie nicht, und nur deshalb 
wagt man den Angriff auf ihre Rechte. In den Kommenden leidet 
die Disziplin, die ein einfacher Prior, der selber von dem Kom- 
mendatarabt abhängig ist, nicht aufrecht erhalten kann. Die 
Mönche sollen von weltlichen Sorgen frei sein, damit sie sich 
ganz ihrer Aufgabe widmen können, der katholischen Religion 
zu dienen, die von soviel Feinden umgeben ist. Fünfhundert 
Jahre lang haben keine Eingriffe in das Wahlrecht stattge- 
funden. Erst Kasimir III. hat sowohl das Wahlrecht der 
Kathedralkapitel wie auch das der Klosterkapitel angetastet. 
Wenn vielleicht jenes erste Unrecht auch noch verständlich ist, 
da sich mit der Bischofswürde diejenige eines Senators ver- 
bindet, so ist dieses zweite um so größer. Auf der einen Seite 
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sind immer neue Schmälerungen der mönchischen Rechte er- 
folgt, auf der anderen haben wiederum mehrere Könige das 
freie Wahlrecht bestätigt. Die Mönche, die nur ihre Rechte 
gewahrt wünschten, sind als Rebellen und Aufrührer behandelt 
worden. Man verlangt, daß die Klöster zur Unterstützung 
armer Bistümer beitragen sollen; doch kommt eine solche 
Verpflichtung eher den reichen Bistümern, deren es verschiedene 
gibt, zu. Nun weiß man in Polen, daß der Allerchristlichste 
König gleichfalls Abteien als Kommenden vergibt. Aber warum 
holt man sich denn seine Vorbilder so weit her? Man schaue 
nur auf das benachbarte Deutschland, wo die Abtwahlen frei 
und ungehindert vollzogen werden, von Italien und Spanien 
ganz zu schweigen. In Frankreich liegen die Dinge auch 
anders. Frankreich war und ist noch beunruhigt durch allerlei 
religiöse Verwirrungen, bei denen die Könige selbst viel Ein- 
buBe erlitten haben !). Das Recht der Nomination ist also eine 
Art Anerkennung und Entschädigung für sie. Nun fordern 
aber auch die Polen Anerkennung für sich, weil sie sich oft in 
den Türkenkriegen bewährt hätten. Dies Verdienst jedoch 
machen sie teilweise wieder durch ihr gesetzwidriges Verhalten 
gegen die Orden hinfällig. Fordert denn die Republik Venedig, 
die viel gefährdeter durch die Türken ist als Polen und mehr 
Kämpfe gegen diesen Feind geführt hat, eine Entschädigung ? 
Nein, die Wahlen der venetianischen Klöster sind frei. Die 
Polen behaupten, man hätte den Mönchen erst nach dem 
Schwinden der alten Klosterdisziplin die Wahlfreiheit ge- 
nommen. Es ist umgekehrt: der Verfall der Orden ist erst 
eingetreten, seitdem die Mönche durch das dauernd erlittene 
Unrecht beunruhigt worden sind. 

Zum Schluß faßt Santini das Ergebnis zusammen: die pol- 
nischen Könige besitzen das Juspatronatus nicht; die Kommenden 


1) Absichtlich nennt Santini diesen sehr nebensächlichen Grund. 
Die Hauptsache, die Stärke des französischen Königtums, das sich seine 
von Rom unabhängige Stellung erkämpfen konnte, verschweigt er. Die 
Gewährung des Nominationsrechts soll eben nur als „Gnadenakt“ der 
Kirche gelten. Außerdem wäre eine ungeschminkte Darstellung der Ver- 
hältnisse für Polen wenig schmeichelhaft, demnach für Santinis Sache 
unvorteilhaft gewesen. 
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widersprechen dem kanonischen Recht und führen zum Ruin 
der Abteien. „Und ich brauche nichts anderes hinzuzufügen, 
als daß Religion und Recht die einzigen Stützen aller Republiken 
und aller Königreiche sind; und wenn man jene unterdrückt, 
so darf man nicht anderswo die Ursache des Unglücks suchen, 
das dann entsteht.“ 


nn -m 


Santinis Memoire ist ein Meisterwerk der Dialektik. Durch 
schwungvolle, formenschöne Sprache sucht es zu wirken, durch 
Pathos und Ironie, durch Logik und Schmeichelei, durch 
juristisches Können und historisches Wissen. Es hätte viel- 
leicht überzeugt, wenn ein Gegner vorhanden gewesen wäre, 
der sich überzeugen lassen wollte. Aber Santini benutzte falsche 
Waffen; sein Eifer war vergeblich, seine Logik unangebracht, 
da er einen Gegner vor sich hatte, dem auf diesem Felde über- 
haupt nicht beizukommen war. Deswegen aber war das Memoire 
ein diplomatischer Fehler. Santini hatte zu offen gesprochen, 
zu unvorsichtig und temperamentvoll seine Meinung dargetan. 
So mußte Szembek, der wie alle Verfechter des Juspatronatus 
persönlich an dem Ausgang des Abteienstreites interessiert war, 
gleich zu Beginn der Verhandlungen erkennen, daß der Nuntius 
nicht der Mann war, mit dem man zu einem für den Adel gün- 
stigen Resultat kommen konnte. Die Sache Santinis stand also 
von vornherein sehr schlecht; er galt als der schärfste Gegner 
der polnischen Ansprüche, der zu Falle gebracht werden mußte. 
Indessen ging man nur vorsichtig gegen ihn vor. Szembek 
antwortete in der Form ausweichend, in der Sache unzwei- 
deutig'). Er verzichtete auf eine Widerlegung und verwies 
auf die für ihn maßgebende Darstellung der Angelegenheit 
durch den Bischof Zaluski; nur versuchte er darzutun, daß die 
Lügenhaftigkeit der Mönche ebenso groß wie ihre Anmaßung 
sei, daß sie fälschlicherweise immer auf ihre Armut pochten, 
und daß man ihnen keineswegs trauen dürfe. Der Erklärung 
des Nuntius, er sei an die ihm erteilten Instruktionen gebunden, 
stellte er die seinige gegenüber: der König sei durch die Pacta 
conventa, die Minister seien durch die Staatsgesetze verpflichtet. 


1) Pol. 159. 
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So kamen denn die Verhandlungen, die noch im September 
1722 zwischen Santini und einer aus fünf Magnaten bestehenden 
Senatskommission gepflogen wurden, zu keinem Ergebnis; jede 
Partei vertrat ihren Standpunkt, ohne sich auch nur im ge- 
ringsten der anderen zu nähern. 

Gleichzeitig ging man in Polen von theoretischen Er- 
örterungen zu praktischen Maßnahmen über; der König ernannte 
den zum Erzbischof von Gnesen bestimmten ermländischen 
Bischof Potocki zum Kommendatarabt von T y niec und 
vergab auch die. Abteien Koprzywnice, Sulejów, 
Paradies und Miechów. Der Bestätigung dieser Nomi- 
nationen durch den Papst widersprach der Nuntius aufs schärfste; 
er riet, keine Provision zu erteilen, ehe nicht das Konkordat 
zustande gekommen sei, da sonst die Dinge bleiben würden, 
wie sie es bisher gewesen. Diese Gegnerschaft, die nicht allein 
auf dem Papier stand, sondern Ernst machte, verziehen die 
Polen Santini nicht; bei der Unversöhnlichkeit der Gegensätze 
mußte ein Kampf um Sein oder Nichtsein ausbrechen. 

Während man in Rom dem Nuntius zur Vorsicht in der 
Herausgabe von Schriftstücken riet, da vieles sich mündlich 
besser erledigen ließe, trat man in der Sache doch ganz auf 
seinen Standpunkt. Man schlug von neuem ein Konkordat 
auf der Grundlage einer Teilung der mensa abbatialis und Ein- 
setzung eines Klaustralabtes mit dem Rechte der Disziplinar- 
gewalt vor; auch Potocki sollte nur unter diesen Bedingungen 
Tyniec erhalten. Monatelange Verhandlungen folgten. Potocki 
war empört über jene Zumutungen, in denen er eine beab- 
sichtigte Kränkung seiner Person sah. Sein Widerspruch war 
so stark, daß Santini selbst dem Staatssekretär riet, Potocki 
günstigere Bedingungen zu gewähren und ihn so für die Idee 
eines allgemeinen Konkordates zu gewinnen. 

Überaus zweideutig war das Verhalten des Bischofs von 
Krakau, der des Großkanzlers intimster Freund war; zunächst 
trat er in schroffster Form dem Nuntius entgegen, wich dann 
aber diplomatisch zurück, erklärte die römischen Forderungen 
für gerecht und bot selbst seine Mitwirkung zur Erreichung 
des Konkordates an. 

Die Kardinalskongregation verhielt sich anfänglich den 
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Wünschen Potockis gegenüber ablehnend, was dieser irrtümlich 
dem Einfluß Santinis zuschrieb. Potocki verhandelte nunmehr 
durch seinen Agenten unmittelbar mit der Kurie und erzielte 
so einen Erfolg. Er erhielt Tyniec, freilich ohne die Gerichts- 
barkeit über die Mönche, aber auch ohne die Verpflichtung, 
einen Klaustralabt wählen zu lassen; die Jurisdiktion sollte bis 
zum Inkrafttreten des Konkordates ein Prior führen. 

Somit hatte Potocki im Grunde erreicht, was er erstrebt hatte, 
nämlich die ungeschmälerten reichen Einkünfte der Abtei, von 
denen ein Klaustralabt einen bedeutenden Anteil hätte erhalten 
müssen. Die Frage der Gerichtsbarkeit war für ihn ohnehin nur 
eine formelle gewesen, da er als Primas von Polen schwerlich 
Zeit und Lust zu ihrer Ausübung gehabt hätte. Ein Prior wäre 
auf jeden Fall sein ständiger Stellvertreter gewesen. 

Für die Kurie war dieses Abkommen nur ein halber Sieg, 
für Santini aber eine Niederlage. Hatte Rom auch im Prinzip 
die Abgabe der Disziplinargewalt erreicht, die Einsetzung eines 
Klaustralabts war unterblieben, der Kommendatar bezog die 
abteilichen Einkünfte weiter. Santini jedoch war in den Augen 
der polnischen Magnaten gerichtet. In ihm erblickte man die 
Seele aller Widerstände, Rom schien viel entgegenkommender 
als sein Nuntius — also kam es auch in Zukunft darauf an, 
sich mit Übergehung Santinis unmittelbar an die Kurie zu 
wenden oder, besser noch, den unbequemen Diplomaten ganz 
zu beseitigen. 

Für Rom war jedenfalls der günstigste Augenblick verpaßt. 
Man hätte sehen müssen, über Potocki Sieger zu werden; und 
diesen hatte man einigermaßen in der Hand, da er die päpst- 
liche Bestätigung als Erzbischof noch nicht besaß. War man 
aber Sieger über den künftigen Primas, dann war man es über- 
haupt; denn kein anderer Geistlicher hätte mehr Rechte bean- 
spruchen dürfen als er. Die Hoffnung auf seine Mitwirkung 
an dem Konkordat war ohnehin trügerisch, und vielleicht hätten 
sowohl er als auch der Klerus und die Magnaten nachgegeben, 
ohne es zum Bruch mit der Kirche kommen zu lassen. 

Nun aber empfand Potocki seinen Triumph, den er, wie 
er meinte, über den Nuntius errungen hatte; er verbarg auch 
seine Freude nicht und bereitete dem Gegner eine etwas pein- 
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liche Szene, wußte er doch nicht, daß Santini selbst zum Ein- 
lenken geraten hatte. Es schien ihm, als habe Rom seinen Bot- 
schafter verleugnet, der nun als Störenfried der gegenseitigen 
Harmonie dastand. So galt es, ihn mit allen Mitteln zu be- 
kämpfen: der Friedensstifter sollte selbst das Opfer des herge- 
stellten Friedens werden. 

Das Jahr 1724 brachte keinerlei Fortschritte in der „Affäre“, 
wohl aber neuen Zündstoff, da keiner der vom König ernannten 
Kommendatare außer Potocki die päpstliche Provision erhielt. 
Wichtig war es nur, daß Santini jetzt endlich die Doppelzüngig- 
keit seiner Gegner erkannte. Der Primas, der Bischof von Krakau, 
der Schatzmeister Przebendowski schienen Roms For- 
derungen zu unterstützen. Als aber der Nuntius dem Groß- 
kanzler von dieser vermeintlichen Tatsache Mitteilung machte, 
wurde ihm nicht ohne Ironie erwidert, daß die genannten Herren 
sich in Abwesenheit Santinis ganz anders vernehmen ließen. 
Einen wirklichen Bundesgenossen für ihn gab es also nicht. 

Im Oktober trat der neue Reichstag zusammen, um jedoch 
schnell wieder ohne Erfolg auseinanderzugehen. Doch wurden 
in Verfolg eines Beschlusses nunmehr offizielle Unterhandlungen 
in der Affäre eröffnet. Sechs Vertreter des Senats, sechs der 
Landboten und zwei Minister waren als Deputierte ausersehen. 
Von diesen erschienen im November zehn Herren bei Santini, 
wesentlich aber nur zu dem Zweck, auf die Existenz des Jus- 
patronatus zu pochen. Der Nuntius leugnete ein solches und 
bat, lieber bald in die Diskussion der römischen Vorschläge 
einzutreten, die er am folgenden Tage der Kommission schrift- 
lich übersandte. Dem Kardinalstaatssekretär klagte er, daß 
selbst Przebendowski halsstarrig gewesen sei, daß auch die 
Bischöfe die römische Sache im Stiche ließen; ein guter Anfang 
sei das nicht gewesen, 

Die Hauptbedingungen Roms waren die bereits erwähnten. 
Die wohlhabenden Abteien sollten an Weltgeistliche kommen- 
diert werden dürfen, doch sollte die Jurisdiktion von frei ge- 
wählten Klaustraläbten ausgeübt werden; von den Einkünften 
der Kommendatare sollte ein Teil zum Unterhalt der Klaustral- 
äbte und zur baulichen Instandhaltung der Klöster verwandt 
werden; Verwalter des abteilichen Vermögens sollte der Klau- 
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stralabt sein, der nur den Mönchen Rechenschaft abzulegen 
hätte. 

Im Dezember versammelten sich die Deputierten — diesmal 
nur noch sechs — wiederum bei Santini. Die von ihnen mündlich 
erteilte Antwort schien einiges Entgegenkommen zu verraten, 
die gleichzeitig schriftlich überreichte war dagegen derartig ge- 
halten, daß der Nuntius am liebsten die Verhandlungen abge- 
brochen hätte. Die Vorschläge der Kurie wurden in ihr glatt- 
weg abgelehnt. Seit undenklichen Zeiten bestühde das Patro- 
natsrecht der Könige und sei auch stets ausgeübt worden. Die 
Mönche besäßen gleichsam nur den Schatten eines Wahlrechts; 
sie wählten zwar, jedoch einzig den vom Könige Vorgeschlagenen. 
Äbte, die gegen den königlichen Willen gewählt wurden, seien 
nie geduldet, ja, mit Waffengewalt vertrieben worden. Wenn 
einige Könige gewissen Orden das Privileg der freien Wahl er- 
teilt hätten, so sei das ungesetzlich; die Könige seien eidlich 
verpflichtet, kein Regal zu vergeben, es sei sogar bei schwerer 
Strafe verboten, ein solches Privileg anzunehmen. Das Ver- 
fügungsrecht über die Abteien hätte nur der Staat. Die reichen 
Klöster seien dazu da, um an ärmere Bischöfe als Belohnung 
vergeben zu werden, denn die Bischöfe hätten zahlreiche Pflichten 
gegen die Republik und gegen ihre Diözesen zu erfüllen, während 
die Mönche in MiBiggang lebten. Daher könnten die Kommen- 
datare ihre Einkünfte nicht mit anderen teilen. Der König und 
die Minister verteidigten nur die alten Rechte und Sitten; der 
Staat würde schwersten Schaden erleiden, ja vielleicht zu- 
grunde gehen, wenn die Wünsche der Mönche erfüllt würden *). 


1) Ebd.: „Quod monachi et regulares promovent, est novitas, quam 
si a Sanctissimo ultra spem obtinere deberent, regis et reipublicae dignitas 
deprimeretur, senatus spiritualis gravitas minueretur, tribunalis regni 
autoritas, cui spirituales praesident et assident, attenuaretur. Aula regia 
praemiandi modo destituta a spiritualium assistentia desereretur et publico 
eorum obsequio privaretur, tranquillitas reipublicae turbaretur et aliae 
insperatae consequentiae nocivae reipublicae et ecclesiae in libero regno 
ex tali novitate concessa et moribus antiquis alteratis facile subsequeretur. “ 
— Man sieht, das Heil der ganzen königlichen Republik ist davon ab- 
hängig, ob die Magnatenfamilien in den Besitz der Pfründen kommen 
oder nicht! 

3° 
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In diesem Augenblick erfuhr Santini eine gewisse Unter- 
stützung durch den Unterkanzler von Litauen, Fürst Czar - 
toryski, der dem Nuntius seine Hilfe versprach und sich 
auch dauernd auf seine Seite stellte. Es ist anzunehmen, daß 
die Czartoryski sich weder aus Gerechtigkeitssinn noch aus 
besonderem Respekt vor Rom dem Nuntius zur Verfügung 
hielten; vielmehr ist wahrscheinlich, daß die „Familie“ in der 
Rolle, diesie in Polen zu spielen gedachte, die Kurie aufihrer Seite 
haben wollte. Viel Vorteil jedoch hat diese VerHndung Santini 
nicht gebracht. 

Er war bemüht, aus der schwierigen Lage einen Ausweg zu 
finden. So schlug er dem Staatssekretär vor, man solle die 
Mönche drei Persönlichkeiten wählen lassen, damit aus dieser 
Zahl der König den Abt ernennen; auf diese Weise käme man 
beiden Parteien entgegen. Indessen fand er bei Paolucci keine 
Gegenliebe; noch viel weniger hätte er sie naturgemäß bei den 
Polen gefunden. 

Wieder stockten die Verhandlungen, da einerseits Santini 
auf König Augusts Einladung diesem nach Dresden folgte, 
andererseits die Thorner Affäre eine geraume Weile alle Gemüter 
beschäftigte und auch das Interesse an der Abteienfrage in den 
Hintergrund drängte. 

Im Jahre 1725 stand hauptsächlich eine Frage zur Dis- 
kussion: wird der Kronreferendar Rozdrazewski die 
ihm vom Könige kommendierte Präpositur Miechöw in Rom 
bestätigt erhalten oder nicht ? Rozdrazewski war nach langen 
Unterhandlungen einverstanden, die römischen Bedingungen zu 
erfüllen, d. h. auf die Jurisdiktion und einen Teil der Einkünfte 
zu verzichten; doch verhinderte der Großkanzler das Zustande- 
kommen eines Einvernehmens auf solcher Grundlage. Szembek 
war, selbst nach des Primas Eingeständnis, der einzige, der 
„Opposition machte“. Der König selbst trat im ganzen Verlauf 
der Angelegenheit nicht aktiv hervor. So verstrich auch dieses 
Jahr, ohne eine Klärung zu bringen, nicht aber, obne neuen 
Zündstoff aufzuhäufen. 
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VI. Die Konstitution von Grodno. Santinis 
Tod. 


Für das Jahr 1726 stand wieder ein Reichstag bevor'). 
Santini und Szembek waren unversöhnlicher als je. 
Ganz besonders erregte es den Großkanzler, daß sein Ver- 
wandter, der Bischof von Luck, immer noch nicht in den Besitz 
der Abtei Koprzywnice gekommen war. Der Senat stand 
auf seiten Szembeks, die Bischöfe ließen sich allenfalls zu 
schönen Worten herbei; der König aber wollte weder Polen 
noch Rom verletzen. In mehrfachen Audienzen versprach er 
dem Nuntius Unterstützung; mehr als bloße Versicherungen 
aber waren auch von ihm nicht zu erlangen. 

Der Großkanzler erwog damals bereits den Gedanken, eine 
Sondergesandtschaft nach Rom zu schicken, um mit der Kurie 
direkt zu verhandeln. Santini fürchtete diesen Schritt, der 
eine Beleidigung seiner Person und seines Amtes bedeutet hätte, 
nicht. Er wußte, daß eine solche Gesandtschaft erst vom 
Reichstag beschlossen werden mußte, und das Schicksal des- 
selben war wie immer ungewiß; zudem kostete sie Geld, und 
das fehlte in Polen. Immerhin rafften sich die Gegner Santinis, 
die u. a. auch sein maßvolles Verhalten in der Thorner Frage 
als Feindschaft gegen die Republik auffaßten, zu energischem 
Handeln auf. Die weltlichen Mitglieder des Senates baten den 
König um Unterstützung ihres Widerstandes, und August II. 
mußte denn auch in Briefen an den Papst sowie an den Pro- 
tektor Polens, Kardinal Albani, Beschwerde über den Nun- 
tius führen. Das alles aber erschütterte Santinis Stellung nicht, 
obwohl in diesem Augenblick der Kardinalstaatssekretär 
Paolucci starb. Auch dessen Nachfolger Lercari war 
nicht gewillt, zurückzuweichen. So wurde z. B. die vakant 
gewordene Abtei Mogiła nicht dem vom König ernannten 
Kommendatar zuerkannt. | 

Der diesmalige Reichstag fand in Grodno statt, 
und die Kurie hatte ihrem Nuntius die Teilnahme freigestellt. 
Santini besorgte nicht, daß anläßlich der Abteienfrage irgend- 


1) Die Briefe und Akten für die letzten Jahre der Nuntiatur San- 
tinis füllen die Bände Pol. 156, 157, 159, 160, 221. 
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welche Wirren entstehen könnten; wenn solche aber doch ein- 
traten, so war seine Anwesenheit ohne Nutzen, ja vielleicht 
von Schaden, da er dann persönlichen Kränkungen ausgesetzt 
war. Da seine Freunde ihn über alle Geschehnisse dauernd 
orientierten und der französische Botschafter seine Vermitt- 
lung versprach, beschloß Santini, in Warschau zu bleiben. 

Am 28. September 1726 wurde der Reichstag eröffnet. 
Sofortging unter dem Einfluß und auf Veranlassung des Groß- 
kanzlers der Lärm gegen den Nuntius los. Zahlreiche Landboten, 
besonders der von Warschau, Mokranowski, der Richter 
am königlichen Tribunal war, brachten ihre Beschwerden vor. 
Als Verteidiger traten nur die Fürsten Czartoryski auf, 
sonst niemand. Auch die Bischöfe schwiegen. Die Anklagen 
gegen Santini mußten so gehalten sein, daß Rom selbst nicht 
allzusehr beleidigt wurde. Daher kritisierte man sein Verhalten 
in der Abteienfrage weniger scharf, obwohl man das Patronats- 
recht des Königs energisch betonte. Aber man griff den Nun- 
tius im allgemeinen an, man tadelte seine Herrschsucht, die 
nicht nur den polnischen Klerus, sondern ganz Polen unter 
seinem Einfluß sehen wollte. Santini griffe in alle Angelegen- 
heiten der Republik ein, er verletze die Rechte des Königs 
und der Gerichte. Viele Prozesse, die vor die Gerichte des 
Staates gehörten, ziehe er vor sein Nuntiaturtribunal, nur um 
seinem Ehrgeiz zu genügen. So überschreite er seine Befugnisse. 
Es wurde hervorgehoben, daß Polen gar keinen römischen 
Nuntius brauche, da der Primas ja legatus natus sei und die 
Interessen Roms genügend verträte. 

Die künstlich geschürte Erregung fand ihren Ausdruck in 
einer Konstitution, welche eine Gesandt- 
schaftan den Papst zum Zwecke unmittel- 
barer Verhandlungen beschloß. Indem sie in 
der Abteienfrage das Patronatsrecht des Königs 
verteidigte, griff sie gleichzeitig die „Mißbräuche“ 
des Nuntiaturgerichts an, verwiesauf den lega- 
tus natus undfordrtedeAbberufung des gegen- 
wärtigen Nuntius. Als Gesandter nach Rom wurde 
zuerst Graf Ossoliński vorgeschlagen, nach seinem Ver- 
zicht der Palatin von Lublin, Graf Tarło, bestimmt. Da 
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dieser Reichstag einmal nicht zerrissen wurde, erhielt die Kon- 
stitution Gesetzeskraft. 

Auf sie folgte sofort noch ein zweiter Schlag. Es wurden 
Ausführungsbestimmungen für das neue 
Gesetz im Senate ausgearbeitet (gradus executionis novellae 
legis) 1), und Szembek erlangte für sie die Unterschriften von 
zwölf Senatoren. Durch diese Bestimmungen wurde jede 
Prozeßführung vor dem Nuntiaturtribu- 
nal verboten, Zuwiderhandelnden wurde Kerkerstrafe 
angedroht, die Umgebung des Tribunals sollte ‚militärisch 
besetzt werden, den Oberen der Klöster wurde die Verkün- 
digung irgendwelcher Erlasse untersagt. So erfolgte denn am 
12. Dezember auf Verfügung des GroBmarschalls der Krone die 
Schließung des Nuntiaturgerichts und das 
Verbot an alle Advokaten und Prokuratoren, vor diesem Tribunal 
Prozesse zu führen. Ja, es ging das Gerücht, Santini würde aus 
Polen ausgewiesen werden. 

Bei alledem behielt dieser seine Ruhe. In vornehmer und 
sachlicher Weise verteidigte er sich dem Staatssekretär gegen- 
über und erklärte, auch weiterhin pflichtgemäß auf seinem 
Posten ausharren zu wollen. Er erkannte sehr genau, daß an 
dem ganzen Lärm nur seine Bekämpfung des Juspatronatus und 
die daraus entstandene persönliche Gegnerschaft des Groß- 
kanzlers schuld sei. 

Über die Schließung des Tribunals beschwerte er sich so- 
fort beim Großmarschall Mniszek und zwar, wie er meinte, 
mit Erfolg; denn bereits am 19. Dezember wurde die Wieder- 
eröffnung gestattet. 

Obwohl Santini die beschlossene Gesandtschaft keineswegs 
fürchtete, ja ihre Absendung infolge des in Polen herrschenden 
Geldmangels geradezu bezweifelte, entwickelte er doch sofort 
eine fieberhafte Tätigkeit, um sich vor aller Welt zu recht- 
fertigen. An verschiedene polnische Große, an den Primas, an 
sämtliche Bischöfe wandte er sich mit der Bitte, entweder be- 
stimmte und begründete Anklagen wider ihn zu erheben oder 
aber ihm in seiner schwierigen Lage beizustehen. Die einge- 


3) Pol. 157. 
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laufenen Antworten sind nicht ohne Interesse. So schrieb 
der Schatzmeister von Litauen, er sei mit dem Verfahren 
gegen den Nuntius durchaus nicht einverstanden gewesen 
und habe seine Unterschrift verweigert; aber er sei ge- 
zwungen worden, sich der Mehrheit anzuschließen. „Es ıst 
wahr“, entschuldigte er sich bei Santini, „auch ich habe meinen 
Namen dazu hergegeben, obwohl ich mehrfach gesagt habe, es 
sei ein Peitschenhieb, dem ich nie beistimmen würde. Aber 
hört, wie es zuging. Die Rechnungslegung meiner Schatz- 
verwaltung für soviele Jahre war einstimmig vom Reichstag 
gebilligt worden, und von allen, die sie unterschreiben mußten, 
weigerte sich nicht einer, außer dem Herrn Szembek, dem 
Bruder des Großkanzlers und Landboten von Krakau. Da 
sprach ich mit dem Bischof von Ermland und dem Großkanzler, 
und schließlich hörte ich, daß meine Rechnungslegung nicht 
unterschrieben würde, wenn ich nicht ihr Vorgehen billigte 
und das Blatt (gegen den Nuntius) mitunterzeichnete. Was 
sollte ich bei einem so schweren Stande tun? Ich bedurfte 
nach so und so vielen Jahren der Mühe meiner Ruhe... .‘‘t) 

In ganz besonders würdiger Weise hatte sich der Nuntius 
an den Primas gewandt, dessen Gewissen nicht völlig rein war, 
da er trotz seiner Versprechungen dem Gesandten des Hl. 
Stuhles in keiner Weise zu Hilfe gekommen war; in dieser 
peinlichen Erkenntnis suchte er auch auf seiner Rückreise den 
- Nuntius nicht auf. „Es ist mir“, schrieb Santini an ihn, „nicht 
um die Ehre zu tun, noch für längere Zeit Botschafter Seiner 
Heiligkeit in Polen zu sein; es handelt sich um meine persön- 
liche Ehre, für die ich eintreten muß.“ 2) Auch den König bat 
er, den Ministern zu befehlen, daß sie ihm die Gründe der 
Grodnoer Konstitution mitteilten. 

Die Verteidigungsbriefe der meisten Bischöfe 
an Santini gingen auf den Kern der Sache jedoch nicht ein. 
Der Primas und der Bischof von Krakau behaupteten, 
sie hätten den Nuntius verteidigt, wenn auch vergeblich. Sie 
hätten den sonst so erfolgreichen Reichstag nicht wegen dieser 


1) Pol. 157, 1. I. 1727. 
2) Ebenda. 
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Angelegenheit zerreißen dürfen; das hätte den in Polen ohnehin 
nicht sehr beliebten Klerus sowie die Ruhe des Staates überhaupt 
gefährdet und womöglich zur Bildung einer Konföderation 
gegen den Nuntius geführt. Die Bischöfe hätten sich über 
ein gemeinsames Verhalten geeinigt; doch seien sie bereit, in 
Rom für Santini Zeugnis abzulegen. Der Bischof von Livo- 
nien erklärte, er wolle Gott bitten, daß der Nuntius bald 
getröstet würde. Wichtiger jedoch als diese Fürbitte war San- 
tini das offene Geständnis des Bischofs von Smolensk, der 
einzige Grund für die Grodnoer Konstitution sei die scharfe 
Gegnerschaft des Nuntius gegen das Juspatronatus. 

Auch der Großmarschall Mniszek bedauerte in seiner Ant- 
wort, daß er zur Schließung des Nuntiaturtribunals verpflichtet 
gewesen sei; er hätte nur die Gesetze des Staates ausgeführt, 
und zwar in der Art und Weise, wie sie in einer Konferenz der 
Senatoren und Minister beschlossen worden sei. | 

Wie bereits erwähnt, hatte die Schließung des Tribunals 
nur wenige Tage gedauert. Man mochte polnischerseits wohl 
erkannt haben, daß der Bogen nicht überspannt werden dürfe; 
vielleicht kamen auch Stimmen der Mäßigung zu Gehör, die 
auf dem Reichstage nicht vernommen wurden. Am wahr- 
scheinlichsten aber ist, daß jene Erlaubnis der Wiedereröffnung 
ein Entgegenkommen an die Kurie bedeuten sollte, für das 
man als Gegenleistung die Abberufung Santinis erwartete. So 
muß selbst dieser scheinbar versöhnliche Akt als eine neue 
Feindseligkeit gegen den Nuntius aufgefaßt werden. 

Auch sonst sparte man mit Angriffen nicht. Die Tätigkeit 
des Nuntiaturgerichts suchte man in der Praxis soweit als 
möglich zu erschweren, nicht mit Gewalt, aber durch Über- 
redung der Parteien, die dort ihr Recht verfechten wollten. 
An die Landtage ergingen vom Großkanzler neue Instruk- 
tionen mit der Weisung, sie sollten auf die Ausführung der 
Konstitution von Grodno dringen. 

Jetzt aber trat Rom auf die Seite des so schwer Belei- 
digten. Papst Benedikt XIII. schrieb an König August, 
an den Primas, an die Bischöfe und forderte die Aufhebung 
des ungerechten Gesetzes; die Bischöfe wurden unter An- 
drohung von Strafen zur Verteidigung der Kirche aufgefordert. 
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Auch Santini war nicht lässig; seine „epistola ad amicum“ 
stellte eine öffentliche Rechtfertigung dar, von der er sich 
viel versprechen zu dürfen glaubte. 

Der König selber kam langsam mit einigen unbedeutenden 
Entschuldigungen heraus; er meinte, wenn Santini seiner Ein- 
ladung nach Grodno gefolgt wäre, hätten die Dinge einen 
anderen Verlauf genommen — ein Argument, das mehrfach in 
den Schreiben der Magnaten und Bischöfe vertreten wurde. 
Mit gerechtem Spott fragte jedoch Santini, ob vielleicht durch 
sein persönliches Erscheinen die gerügten Mißbräuche des Tri- 
bunals beseitigt gewesen wären; und, da er wußte, daß jene 
Redensart in dem Briefe des Königs von Szembek diktiert war, 
schrieb er in seinem Bericht an den Kardinalstaatssekretär: 
„Liebt mich der Großkanzler denn so zärtlich, daß das Wohl- 
gefallen, mich in Grodno zu haben, ihn veranlaßt hätte, alle 
meine Vergehungen zu verzeihen und das öffentliche Interesse 
im Stich zu lassen, das von mir, wie er behauptet, so arg be- 
leidigt ist?“ 1) 

Uberhaupt war damals der Nuntius von einer gewissen 
Siegeszuversicht erfüllt, und so ging er allmählich aus der 
Verteidigung zum Angriff über. Als im Februar 1727 der Primas 
auf die Übermittlung des päpstlichen Breve antwortete, er sei 
sehr betrübt, daß der Hl. Vater Tränen vergossen habe, 
aber er selbst wie auch sein Bruder (der Hofmarschall Potocki) 
hätten nichts gegen den allgemeinen Unwillen vermocht, ent- 
gegnete Santini ihm scharf, die Redewendung bezüglich der 
Tränen des Hl. Vaters klinge doch stark ironisch; die Ver- 
hältnisse Polens seien zu bekannt, als daß man nicht wisse, 
welche Macht der Primas und sein Bruder, der doch zugleich 
in Grodno Reichstagsmarschall gewesen war, besäßen. So, 
wie die Dinge auf dem Reichstage vorgebracht seien, hätte er, 
Santini, selber für die Konstitution stimmen müssen; da wäre 
es des Primas Pflicht gewesen, so vielen Lügen gegenüber die 
Wahrheit zu vertreten. Und dem Bischof von Krakau drohte 
er, er werde dessen Briefe veröffentlichen und so seine Unauf- 
richtigkeit darlegen, falls er nicht seinen ganzen Einfluß zur 
sofortigen Kassierung der Konstitution geltend machen würde. 


1) Pol. 157, 19. II. 1727. 
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Bald hatte auch der Nuntius einen gewissen Triumph. 
König August empfing ihn am 19. Februar in einstündiger 
Audienz, versicherte ihn seines fortgesetzten Wohlwollens und 
Vertrauens, schob das „Unwetter“ auf die Machenschaften von 
zwei oder drei Personen, deren Verhalten er durchaus miBbillige, 
bestätigte jene Äußerung des Bischofs von Smolensk und ver- 
sprach, alles zu tun, um die Gegner Santinis zur Besinnung 
zu bringen. 

Indessen ist es schwer zu entscheiden, ob hier die wahre 
Meinung des Königs zutage trat. In der Tat war ja seine Stellung 
in der Angelegenheit schwierig; um niemanden zu verletzen, 
sprach er sich eben beiden Parteien gegenüber verbindlich aus. 
So hatte die Audienz keinen weiteren offensichtlichen Nutzen 
für Santini, wenn auch ihr Verlauf ihm immerhin erfreulich 
sein durfte. 

Die in der Konstitution von Grodno beschlossene, dem 
Grafen Tarlo übertragene Gesandtschaft nach Rom verzögerte 
sich mehr und mehr. Tarlo drang beim Schatzmeister 
auf Auszahlung einer größeren Summe, wurde jedoch immer 
wieder vertröstet, und es kam zu recht erregten Szenen zwischen 
beiden. Um aber überhaupt etwas zu tun und ihr Ziel in Rom zu 
erreichen, ließen die vier hauptsächlich an der Affäre interes- 
sierten Minister, der Großmarschall Mniszek, der Großkanzler 
Szembek, der Schatzmeister Przebendowski und der Hofmar- 
schall Potocki, dem Papste durch ihren Agenten, einen Herrn 
Dombski, eine Beschwerdeschrift gegen Santini überreichen. 
Dieselbe war am 4. Februar 1727 unterzeichnet und enthielt 
das gesamte Aktenmaterial sowie die Anklagen, die man 
in Sachen des Nuntiaturgerichts, der Thorner Affäre und des 
Abteienstreites nur irgend erheben konnte). 

In aller Heimlichkeit geschah diese Entsendung. Der Groß- 
kanzler wollte den Anschein erwecken, als ob die nur von 
vier Ministern unterzeichnete Forderung der Abberufung 
Santinis ein amtliches Schriftstück darstelle; doch erkannte 
man in Rom die Täuschung, und der Nuntius versicherte, daß 
drei von den Unterzeichnern die Schrift überhaupt nicht oder 
doch nur sehr oberflächlich gelesen hätten. Indessen galt es 


3) Sie befindet sich in Pol. 159. 
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für ihn, sich aufs neue zu verteidigen, und es ist vertsänd- 
lich, wenn ihn eine tiefe Niedergeschlagenheit und Verbitterung 
auch gegen Rom, in dessen Diensten er sich verzehrt hatte, 
ergriff. 

Inzwischen war in Rom eine Kardinalskongregation ein- 
berufen worden, um über Santini zu urteilen. Wohl begrüßte 
er im Bewußtsein seines Rechtes und seiner stets erfüllten 
Pflicht diese Tatsache, aber wie ein Schlag mußte es ihn 
treffen, als er im Juli die Kunde vernahm, daß ein außerordent- 
licher Gesandter für Polen ernannt sei, der Erzbischof von 
Iconium, Paolucci. In diesem Diplomaten, der tatsächlich 
nur dazu bestimmt war, die Schwierigkeiten zwischen Santini 
und den Polen zu beseitigen und der Gefahr eines offenen 
Bruches zu begegnen, vermutete er seinen bereits ernannten 
Nachfolger. Er glaubte sich verurteilt, ohne daß vorher das 
Gericht getagt hatte, und sah den Triumph seiner Gegner. 
Verbittert, aber doch ehrlich und stolz stellte er jetzt der Kurie 
sein Amt zur Verfügung: der Dienst beim Apostolischen Stuhl 
sei die höchste Auszeichnung, die er in diesem Leben erlangen 
könne; aber ohne Bedenken sage er, daß sie ihm wenig oder 
nichts bedeute im Vergleich zu seiner Ehre. 

Zu derselben Zeit tobte in Polen der alte Streit um den 
Besitz der zahlreichen vakanten Abteien. Die feindlichen 
Sippen bekämpften einander; die Szemek, Potocki usw. 
befehdeten die Czartoryski, Sapieha. Die Abtei Koprzywnice, 
die auf Grund päpstlicher Verleihung ein Sapieha erhalten hatte, 
wurde von Dragonern besetzt, damit sie dem Bischof von Łuck, 
dem Verwandten des Großkanalers, verbliebe. Ja, die Minister, 
die die tatsächliche Herrschaft in Polen führten, verteilten 
bereits im geheimen sämtliche vakanten Klöster unter sich und 
ihre Freunde. 

Währenddessen tagte in Rom die Kongregation und 
sprach Santini frei. Wohl dankte dieser den Kardinälen 
und dem Papst für den gütigen Spruch, eine reine Freude 
aber empfand er über denselben nicht mehr; war doch 
sein vermeintlicher Nachfolger, der Internuntius Paolucci, 
bereits unterwegs. Dieser traf im Dezember 1727 in Dresden 
ein und wurde sofort von König August empfangen. Im Sommer 
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1728 begab er sich auf den Weg nach Polen. Wenige Tage 
vor seiner Ankunft erkrankte Santini an einem heftigen 
Fieber, am 30. Juni leistete er mit zitternder Hand die 
letzte Unterschrift, am 4. Juli wurde er mit den Sterbe- 
sakramenten versehen, am 5. verschied er, am 9. zog Paolucci 
in Warschau ein. 

Mit Santini war die ehrlichste, aufrechteste und sym- 
pathischste Persönlichkeit der ganzen Kampfepoche dahin- 
gegangen. Er war seinem Charakter nach zu offen und zu stolz, 
als daß er einem so rücksichtslosen Feinde wie Szembek gegen- 
über, dem jede Waffe recht war, große diplomatische Erfolge 
hätte erzielen können. Sein ganzer Eifer galt der Kirche, ohne 
daßer Dank erhielt. Man kann wohl sagen, daß eran gebrochenem 
Herzen gestorben ist!?). 


VI. Das Konkordat von 1737 und die Fort- 
setzung des Streites bis zum Untergange 
des polnischen Reiches. 


Sowohl in dem Beglaubigungsschreiben, das P a o lucci 
im Auftrage Benedikts XIII. König August II. zu 
überreichen hatte 2), als auch in der Instrüktion, die der Inter- 
nuntius selbst empfing’), waren als seine Hauptaufgaben 
bezeichnet: Rückgängigmachung der Grodnoer Konstitution 
und der „Attentate‘‘ auf die Gerichtsbarkeit der Nuntiatur, 
ferner Ordnung der Affäre von Koprzywnice und Erzielung 
eines Konkordates über die Abteien. | 


1) Vgl. über Santini die Aufsätze von Juljan Bartoszewicz in der 
„Biblioteka Warszawska“ Bd. IV, 1855, und in der „Encyklopedyja 
Powszechna“, Bd. XXII, 1866. Die Arbeiten leiden nicht nur unter dem 
Mangel an einwandfreiem Quellenmaterial, sondern vor allem unter der 
starken, gegen Santini gerichteten Voreingenommenheit des polnischen 
Autors, der einseitig und kritiklos in der Frage den Standpunkt Zaluskis, 
Szembeks und der polnischen Magnaten vertritt. | 

2) Pol. 222, Anlage zum 3. IV. 1728. Pr; 

3) Pol. 221. 
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Sicherlich wurde die Arbeit Paoluccis durch mehrere Mo- 
mente ganz bedeutend gefördert: sowohl durch den Tod San- 
tinis, als auch durch ein wechselseitiges Entgegenkommen 
zwischen der Kurie und Polen. 

In seinem Beileidschreiben an den Staatssekretär beklagte 
er den schweren Verlust, den die Kurie durch das Hinscheiden 
des Nuntius erlitten hatte, und er rihmte vorurteilsfrei Santinis 
heroische Ausdauer, seinen Eifer und seine Verdienste während 
der langen Zeit seines Amtes. Noch im Sommer desselben 
Jahres wurde Paolucci selbst zum Nuntius in Warschau er- 
nannt *). 

Sofort begann seine Tätigkeit, als deren ersten Erfolg er 
gegen Ende 1728 die Zurückziehung des Militärs 
aus Koprzywnice melden konnte?2). Während im 
übrigen die Streitigkeiten um die Kommenden weitergingen, 
richtete er vornehmlich seine Bemühungen darauf, die maß- 
gebenden Persönlichkeiten für die Aufhebung der Konstitution 
von Grodno zu gewinnen. Da man polnischerseits erkannte, 
wieviel von Paolucci und der augenblicklichen, zur Nachgiebig- 
keit geneigten Stimmung Roms zu erreichen sei, so war man 
ebenfalls zur Mäßigung bereit. Bald durfte der neue Nuntius 
einen zweiten Erfolg berichten. Der Grodnoer Reichstag von 
1729 war zwar nach kurzer Dauer zerrissen worden; aber im 
Anschluß an ihn versammelte sich wie üblich der Senat, und 
dieser beschloß die Suspension der Konstitution 
von 1726, über deren endgültiges Schicksal allerdings erst 
ein Reichstag entscheiden konnte. Der Nuntius rühmte die große 
Ergebenheit, die selbst der Kanzler Szembek und der Bischof 
von Krakau gegen den Hl. Stuhl bekundet hätten 3). . Bald 
kamen auch Einigungen über einzelne der umstrittenen Abteien 
zustande. | 

Die Verhandlungen, die von seiten der Republik Graf 
Tarto führte, gingen inzwischen vorwärts und hätten wohl 


1) Pol. 158. é 

2) Pol. 222, Anlage zum 7. V. 1729: ,, Copia literarum super revo- 
catione militum etc.“ 

3) Pol. 159, 21. IX. 1729. 
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einen raschen Erfolg gehabt, wenn nicht der Reichstag von 
1730 das Schicksal seines Vorgängers geteilt hätte. Der Senat 
aber forderte in einem Beschluß die Fortsetzung und baldige 
Beendigung der Konferenzen *). 

Nun folgten Erhebungen über die Einkünfte der Abteien, 
über die Trennung der mensae, Besprechungen mit Tarlo, den 
Ministern, den Bischöfen und Äbten. Papst Clemens XII. 
verwandte sich bei König August, und so wurde in die Landtags- 
instruktionen von 1732 ein Artikel aufgenommen, der die 
Zurücknahme der Grodnoer Konstitution betraf. Doch schon 
bei der Eröffnung des Reichstages in Warschau protestierten 
die litauischen Abgeordneten von vornherein gegen seine sämt- 
lichen Beschlüsse und zerrissen ihn damit ?). 

Im Jahre 1733 stockten die Beratungen. August II. war 
gestorben, und bei den Wirren, die nach seinem Tode das Land 
beunruhigten, trat das Interesse an dem Abteienstreit in den 
Hintergrund ?). 

Endlich nahte das Jahr 1736, das bedeutungsvollste für 
das Schicksal der Affäre. Paolucci hatte sich die tatkräftige 
Hilfe König Augusts III. sowie diejenige der maßgebenden 
Persönlichkeiten des Senats gesichert‘), und so hob am 
9. Juli 1736 der Reichstag jenes vor zehn Jahren 
zu Warschau erlassene Gesetz auf; vielmehr, so 
drückte man es vorsichtig aus, er modifizierte es und führte 
es auf den einzigen Punkt zurück, daß Graf Tarlo, der inzwischen 
Palatin von Sendomir geworden war, mit dem Nuntius über 
das Patronatsrecht zu verhandeln habe 5). In seinen Berichten 
konnte sich Paolucci kaum genug tun mit Lobpreisungen auf 
den König, der mit seiner ganzen Autorität das Zustandekommen 
dieser neuen Konstitution erwirkt hatte; aber ebenso erhielten 
alle diejenigen ein Lob, die auch sonst zu dem erfreulichen 


1) Pol. 163, 16. X. 1730 f. 

2) Pol. 164; vgl. auch die Instruktionen für Paolucci Pol. 223. 

3) Für die Jahre 1733—35 vgl. Pol. 165 und 166. 

*) Pol. 167, 27. VI. 1736. 

s) Ebd., Diarium comitiorum. Vgl. ebd. auch die Berichte Paoluccis 
vom 11. und 13. VII., 19. VIII., 10. IX. 1736 f. 
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Ausgange beigetragen hatten, unter ihnen die alten Parteigänger 
Santinis, die Fürsten Czartoryski. 

Auf diese negative Arbeit folgte nunmehr die positive, und 
bereits am 6. August 1736 konnten die ersten allgemeinen 
Artikel eines Konkordats von Paolucci und Tarlo unter- 
zeichnet werden. Die Schlußverhandlungen wurden dann an- 
läßlich einer Tagung des Senats in Fraustadt geführt und am 
10. Juli 1737 von den beiden Bevollmächtigten sowie von den 
Senatoren unterschrieben. Kurz darauf gab auch der König 
seinen Namen unter das Protokoll, und im September erfolgte 
die Bestätigung durch die Kurie ’). 

Die Parteien hatten sich, das war das Resultat, auf einer 
mittleren Linie geeinigt. 

Der Papst gewährte dem König das Recht zur dauernden 
Kommendierung von dreizehn Abteien. Es waren die reichsten 
von ganz Polen, nämlich die den Benediktinern gehörigen 
Klöster Lubin, Plock und Tyniec; die Zisterzienserabteien 
Andrzejöw, Sulejöw, Mogila, Wachock, Paradies und Wongro- 
witz; die den Regularkanonikern vom Lateran gehörigen 
Stifter Tremessen und Czerwinsk; die Prämon- 
stratenserabtei He bd6w sowie die Präpositur M iech ów 
der Regularkanoniker vom Hl. Grabe. Zur Erlegung der Taxe 
für die päpstliche Provision hatten die Kommendataräbte dieser 
dreizehn Abteien ihre Bestätigungsbullen in Rom einzuholen. 


Soweit in diesen Abteien eine Teilung der Einkünfte noch 
nicht durchgeführt war, hatte sie jetzt stattzufinden. Zwei 
Drittel der mensa abbatialis behielt der Kommendarabt, 
ein Drittel wurde zum Unterhalt des Klaustraloberen und für 
die Fabrik abgegeben. 

Die Wahl der Äbte in den nicht kommendierten Klöstern 
‘ war frei; ebenso wurden die Klosteroberen der kommen- 
dierten Abteien — entweder Klaustraläbte auf Lebenszeit oder 
Prioren mit dreijähriger Amtsführung — frei gewählt. 


Den Kommendataräbten stand keinerlei Gerichtsbarkeit 
mehr über die Mönche zu, weder in geistlichen noch in welt- 


1) Abgedruckt bei Theiner, Monumenta historica Poloniae, Bd. IV. 
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lichen Angelegenheiten; jegliche Jurisdiktion wurde 
fortab von den kanonisch erwählten Kloster- 
oberen ausgetbt?). 

Somit hatten die Polen dasjenige erreicht, was fir sie das 
Meiste bedeutete, den größten Teil der Einkünfte. Aber auch 
Rom hatte erzielt, was vom geistlichen Standpunkte aus das 
Wesentlichste war, es hatte die Freiheit der Klosterwahlen und 
die vita communis der Ordensangehörigen gesichert. 

Beide Parteien hatten nachgegeben, keine war ganz als 
Sieger, keine ganz besiegt aus dem langen Streit hervorgegangen. 
Immerhin muß das Konkordat gegen den früheren Zustand 
als ein gewisser Erfolg für Rom angesehen werden. Die Quelle 
so zahlreicher erbitterter Kämpfe war jetzt versiegt; das Mönchs- 
leben hatte eine neue, sichere Grundlage erhalten; die Quä- 
lereien, denen die Klöster so oft ausgesetzt waren, hörten auf. 
Vorüber war die Zeit der diplomatischen Konflikte, die für 
Rom um so unerwünschter sein mußten, als die Kurie damals 
in den Wirrnissen der internationalen Politik das katholische 
Polen noch brauchte. Günstig aber erscheint das Konkordat 
auch, wenn man die Zugeständnisse betrachtet, die Rom früher 
zu machen gewillt war. Denken wir an das Projekt der Kurie 
aus den Tagen P. Votas. Damals wollte Rom den Kommen- 
dataräbten allerdings nur die Hälfte der mensa abbatialis zu- 
billigen, während jene jetzt zwei Drittel erhielten; dafür sollten 
damals sämtliche Abteien kommendiert werden, während jetzt 
nur dreizehn dieses Schicksal traf. Wie sehr die Polen in ihren 
Ansprüchen zurückgegangen waren, ergibt sich daraus, daß die 
Kommendatare zu Votas Zeit ein einziges Viertel ihrer Ein- 
künfte abtreten, die Jurisdiktion aber behalten sollten. Auch 
noch in den Verhandlungen mit Santini hatte der damalige 
GroBkanzler Szemb ek das Nominationsrecht des Königs für 
sämtliche Abteien behaupten wollen. Trotzdem brauchten die 
Polen schließlich selber mit dem Endergebnis nicht unzufrieden 
zu sein, obwohl sie zweifellos von ihren ehemaligen, weitgehenden 
Forderungen zurückgewichen waren; besaßen sie doch durch 


1) Neben diesen wichtigsten Bestimmungen enthält das Konkordat 
noch eine Reihe von Artikeln über die Teilung der mensae, über die Ver- 
waltung des Klostervermögens bei Vakanz usw. 
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das Konkordat rechtlich einen großen Teil dessen, was sie 
vordem meist nur mit Gewalt und in peinlichen Kämpfen mit 
dem Papsttum hatten durchsetzen können. 


Im großen und ganzen brach jetzt für die Abteien eine Zeit 
ruhigerer Entwicklung an. Völlig ohne Streitigkeiten verlief 
allerdings auch sie nicht. Beispielsweise entstanden lang- 
wierige Prozesse um die Teilung der mensa abbatialis in Hebdöw; 
hier wollten die königlichen Kommissare das dem Klaustralabt 
und der Fabrik gebührende Drittel sehr stark beschneiden. 
Endlich entschied nach drei Jahrzehnten (1776) die Kongre- 
gation, daß die nicht kommendierte Abtei Witöw die beklagte 
Differenz von 1000 Floren an den Konventstisch von Hebdow 
zu zahlen hätte. Nunmehr erhoben sich weitere Streitigkeiten, 
ob die genannte Summe in bar oder in Grundstücken auszu- 
folgen sei 1). Ferner wurde die Frage erörtert, ob der Klaustral- 
abt einer Kommende (T yniec) canonicus natus sei und somit 
zum geistlichen Richter am königlichen Tribunal bestimmt 
werden könne. Daneben gingen die Wünsche der Mönchskonvente, 
teils Prioren, teils Klaustraläbte zu ihren Oberen wählen zu 
dürfen u. dgl. mehr. 

Wichtiger aber als alle diese kleinen Streitigkeiten war die 
Tatsache, daß seit den sechziger Jahren Versuche gemacht 
wurden, noch weitere Abteien der königlichen Kommendierung 
zu erschließen. So mußte 1768 Rom dem Plane, die west- 
preußischen Zisterzienserkléster Oliva und Pelplin zu 
Kommenden zu machen, entgegentreten*). Im Jahre 1777 
erbat König Stanislaus vom Papste das 
Recht, die den Zisterziensern gehörigen Abteien Lad 
undBlesen kommendieren zu dürfen. Zu- 
nächst widersetzte sich Rom dieser Absicht aufs heftigste, gab 
aber nach, als der König Administratoren zur Verwaltung der 
abteilichen Güter ernannte. So wurde denn auch hier die 
Teilung der mensae auf Grund des Konkordates von 1737 

1) Das reichhaltige Material für diesen Streit befindet sich in Pol. 228, 


239, 240 A, 337 u. a. 
2) Pol. 239, 28. VI. 1768. 
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angeordnet, und es gab demnach seit 1778 fünfzehn 
Kommenden!). 

Doch auch hierbei blieb man in Polen nicht stehen. Im 
Jahre 1780 tauchte der bereits früher geäußerte Plan von 
neuem auf, sämtliche Abteien zu kommendieren, auch die- 
jenigen solcher Orden, die bisher überhaupt noch nicht in Frage 
gekommen waren ?2). Das Zeitalter der Aufklärung, der Auf- 
hebung des Jesuitenordens, der Säkularisationen war ange- 
brochen. Das untergehende Polen brauchte mehr als je finan- 
zielle Beihilfen, und so mußten denn auch die minder begüterten 
Klöster beisteuern. Die Kurie setzte diesen Bestrebungen nur 
noch geringen Widerstand entgegen; erstreckten sich doch ihre 
Befürchtungen bereits auf ganz andere Objekte: auf eine allge- 
meine Säkularisation in Polen überhaupt. Ehe eine solche 
aber eintreten konnte, war Polen endgültig aufgeteilt worden, 
und so fand der Abteienstreit tatsächlich erst mit dem Unter- 
gange der Republik sein Ende. 


1) Pol. 337. 
2?) Ebenda. 
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Zur Beurteilung der Griindungsbulle des 
Bistums Wollin (= Kammin). 
Von Friedrich Salis. 


Im ersten Teile meiner ,, Untersuchungen zum pommerschen 
Urkundenwesen im 12. und 13. Jahrhundert‘“‘ 1) wollte ich die 
Echtheit von 9 der wichtigsten pommerschen Privilegien er- 
weisen, die von der Kritik als Fälschungen verworfen wurden. 
Unter ihnen befindet sich die in alter und neuer Zeit am leb- 
haftesten umstrittene pommersche Urkunde, die Gründungs- 
bulle des späteren exemten Bistums Kammin. Kein geringerer 
als der beste Kenner unserer mittelalterlichen Kirchengeschichte, 
Albert Hauck, hatte mit anscheinend überzeugenden Gründen 
ihre Unechtheit dargetan. Mein bescheidener Versuch, von den 
Einwänden meines Lehrers Hauck ausgehend eine Reihe der 
in Frage stehenden ebenso wichtigen wie schwierigen Probleme 
zu beleuchten, hat mehr Interesse gefunden, als ich nach Lage 
der Dinge erwarten durfte. Soweit ich sehe, haben sämtliche 
Fachgenossen, mit Ausnahme von Uckeley, mir zugestimmt; 
Hauck selber ist meinen Ausführungen beigetreten ?). 

Nun hat in Band III, S. 365—385 dieser Zeitschrift Bre£- 
kevit den sehr zu begrüßenden Versuch gemacht, den von mir 


1) Ich zitiere den Druck in den Baltischen Studien N. F. XIII (1909), 
S. 129—193. Von diesen Seitenzahlen ziehe man 128 
ab, um die Seite des Sonderdrucks zu erhalten. 
Die Urkundentexte schreibe ich, anders als Bretkevit, nach den heutigen 
Editionsgrundsätzen und meiner eigenen Kollationierung der Hand- 
schriften; so — mit für unseren Zweck wichtigen Abweichungen — die 
Clemensbulle Cod. 63 nach der Kamminer Matrikel, den beiden notariellen 
Transumten von 1370, dem päpstlichen Transumt von 1376 und unter 
Berücksichtigung der Konfirmation Honorius’ III. von 1217 in den Vati- 
kanischen Registern (der gekürzte Text im Kamminer Memorabilienbuch 
ist unmittelbar oder mit Zwischengliedern von der Matrikel abgeleitet). 
Cod = Codex Pomeranie diplom., herausgegeben von Has- 
selbach u. Kosegarten; P = Pommersches Urkundenbuch. 

2) Realencyklopädie f. protest. Theol. u. Kirche Bd. 23, S. 726. 
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aufgeworfenen Fragen weiter nachzugehen und unsere kritische 
Beurteilung des Privilegs zu vertiefen. Bei seiner Beschäftigung 
mit der älteren Verfassungsgeschichte Pommerns !) sollten wir 
gerade von ihm willkommene Aufschlüsse erwarten dürfen. 
In der Tat, sind seine Ausführungen zutreffend, dann haben wir 
unsere Anschauungen von der pommerschen Kirchen- und 
Landesgeschichte in umfangreichem Maße zu berichtigen. Der 
Verfasser selber zieht diese außerhalb des Rahmens seiner 
Aufgabe fallenden Schlüsse noch nicht, sie liegen aber für jeden 
Kenner der Verhältnisse offen. Bei der Wichtigkeit der Sache 
möchte ich mir erlauben, wenigstens in gedrängter Kürze zu 
Bretkevits Thesen Stellung zu nehmen. 

Bretkevié stimmt, wie die Leser wissen, dem Ergebnis 
meiner Untersuchung vollkommen bei (S. 369). Auch er ist 
der Ansicht, daß im Jahre 1140 und 1188 Innocenz Il. und 
Clemens III. für das pommersche Bistum jene beiden Bullen 
erlassen haben, deren Text uns in einer Reihe guter Abschriften 
erhalten ist 2). Wir weichen jedoch grundsätzlich von einander 
ab in der Deutung ihres Inhalts. 

Ich hatte diesen Inhalt — was aus Bretkevits Darstellung 
schwerlich klar geworden ist — zu erklären gesucht, indem ich 
die gleichzeitigen und gleichartigen anderen Quellen heranzog. 
Daß alle meine Vorgänger sich dieser Verpflichtung überhoben 
gehalten haben, kann mich an der Überzeugung von der Richtig- 
keit und im vorliegenden Falle unbedingten Notwendigkeit 
der vergleichenden Methode nicht irre machen. Da Brečkevič 
auf diese Grundfrage mit keinem Wort eingeht, wird man ohne 
Kenntnis meiner Studie gewiß einen Mangel an Klarheit und 
Deutlichkeit bei mir annehmen. Ich sagte wörtlich (S. 141): 
„Wenn wir eine solche Urkunde, die fremde, uns nicht geläufige 
oder ganz unbekannte Rechtsverhältnisse voraussetzt, inter- 
pretieren wollen, so ist es der erste Grundsatz methodischer 


1) Leider ist seine russisch geschriebene ‚Einleitung in die Sozialge- 
schichte Pommerns“ (1911) in Deutschland vollständig unbekannt ge- 
blieben. Ich hoffe, einen des Russischen mächtigen Fachgenossen zu ge- 
winnen, der im nächsten Bande der Baltischen Studien die Ergebnisse der 
Arbeit in einem ausführlichen kritischen Referat vorlegen wird. 

2) J-L 8102 = Cod 16 = P 30; J-L 16 154 = Cod 63 = P 111. 
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Kritik, andere Urkunden mit analogen Voraussetzungen und 
analogem Inhalt zum Vergleich heranzuziehen.“ Auf diesem 
Wege fand ich an zahlreichen Beispielen, daß die Art der Kam- 
miner Dotierung eine ganz gewöhnliche Form der kirchlichen 
Ausstattung im slavischen Neuland ist. Ebenso ging meines 
Erachtens aus den Quellen hervor, daß beispielsweise die Auf- 
zählung der bedeutendsten landesherrlichen Burgen in der Kon- 
firmation nicht bedeutet, sie, bzw. ganz Pommern, seien das 
„Eigentum“ des Kamminer Bischofs in unserem juristischen 
Sinne des Wortes. Sondern dem Bischof sollen ge- 
wisse landesherrliche Regalien aus diesen 
Burgen,besonders diefürdas Wendenland 
charakteristischen Markt-und Krugzinse, 
zuflieBen. 

Demgegenüber entbindet sich Breékevié von der ver- 
gleichenden rechtsgeschichtlichen Betrachtungsweise. Er faBt 
die Pertinenzformeln buchstäblich. Der Sinn des Privilegs sei, 
„daß der Bischof das ganze Herzogtum besaß oder besitzen 
sollte‘‘ (S. 373—375 u. ö.). Die Verfasser 1) der Gründungsbulle 
von 1140 gebrauchen absichtlich noch eine ‚weitgehende und 
vieldeutige Ausdrucksweise, um gegebenenfalls den Bischof als 
obersten Herrn sowohl des Gebietes von Stettin, als auch aller 
andern im Privileg genannten Gebiete hinzustellen“ (S. 375). 
Der Anspruch der Verfasser der Konfirmation von 1188 ist 
„weit kühner“: der Ausdruck tota Pomeranea läßt keine Aus- 
legung im engen Sinne mehr zu (S. 378). „Auch die Verfasser 
der Urkunde von 12172) verzichten nicht auf »ganz Pommerns. 
Nun hat bekanntlich weder irgendeins jener Gebiete noch etwa 
ganz Pommern dem Bischof gehört. Folglich sind die Grün- 
dungsbulle und die andern päpstlichen Konfirmationen ‚fin- 
giert‘‘ (S. 371). 

1) Ich halte mich möglichst eng an Bretkevits eigene Worte. 

2) Konfirmation Honorius’ III. Potthast 5654 = P 177 (Auszug). 
Nach den Vatikanischen Registern gedruckt bei Rodenberg, Epp. saec. 
XIII, Bd. I, Nr.19, S.14. Auch auf die drei andern hier gedruckten 
Bullen Nr. 16—18, ebenso auf die Nr. 465 muß ich aus gewissen Gründen 
nachdrücklich aufmerksam machen. Ich hatte sie schon für den VI. Band 


des Pomm. Urk.-Buchs mitgeteilt, sie sind leider infolge eines Mißver- 
ständnisses weggeblieben. 
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Als ich in meinem Aufsatze für die Baltischen Studien den 
oben angezogenen Satz über das Grundprinzip jeder Quellen- 
interpretation niederschrieb, glaubte ich die Betonung einer 
derartigen Selbstverständlichkeit nur damit entschuldigen zu 
können, daß ich den breiteren Leserkreis von Nichthistorikern 
im Auge behalten mußte (S. 133). Ich habe mich geirrt: auch 
Breékevié betrachtet die vergleichende Quellenanalyse nicht 
als das unerläßliche Handwerkszeug des Geschichtsforschers. 
Man verzeihe also noch einmal die Feststellung, daß jede ge- 
schichtliche Quelle nur ausgeschöpft werden kann unter Be- 
achtung ihrer eigenen geschichtlichen Bedingtheit. Hier liegt 
der grundsätzliche Fehler, an dem Breékeviés Untersuchungen 
notwendig scheitern mußten. 

Es ist durchaus meine Meinung, daß wir den „gewöhnlichen 
Worten und einzelnen Ausdrücken‘‘ des Privilegs keine beson- 
dere, ungewöhnliche Bedeutung beilegen dürfen (S. 371). Und 
der Zweck meiner Untersuchung war gerade, diese ,,gewohn- 
liche‘‘ Bedeutung zu ermitteln. Denn eine Urkunde über güter- 
rechtliche Verhältnisse des slavischen Pommern im 12. Jahr- 
hundert enthält in sich eine solche Fülle von zeitgeschichtlichen 
Voraussetzungen, daß der ‚gesunde Menschenverstand‘ jedes 
Laien sie gewiß nicht wissenschaftlich beurteilen könnte. Nach 
seinen eigenen früheren Forschungen wird Bretkevié mir mit 
aller Entschiedenheit darin zustimmen, daß die kritische Be- 
wertung eines derartigen Privilegs Anforderungen stellt, die 
erst durch eindringliches Studium aus den Quellen selbst zu 
erwerben sind; denn bequeme Darstellungen gibt es darüber 
bis heute nicht. 

Darf ich also auf die allgemeine Anerkennung der von mir 
befolgten Methode rechnen, so ist damit natürlich nicht gesagt, 
daß ich mich in ihrer praktischen Anwendung nicht geirrt haben 
sollte. Und nun kommt das Unbegreifliche an Breékevits Dar- 
stellung, daß er meinen Versuch eines geschlossenen und zwin- 
genden Beweisganges einfach übergeht. Nirgendwo macht er 
auch nur einen Anlauf, meine quellenkritisch belegte Auf- 
fassung als verkehrt und seine als richtig zu begründen. Das ist 
bedauerlich, nicht allein wegen der Frage nach der Bedeutung 
der Bulle, sondern mehr noch wegen der Wichtigkeit dieser 
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Dinge für die Beurteilung der Zeitgeschichte überhaupt. Der 
Leser seines Aufsatzes kann von dem Inhalt meiner Ausführun- 
gen schlechterdings keine Vorstellung gewinnen. Den Beweis- 
gang hier zu wiederholen, geht bei dem zur Verfügung stehenden 
Raum nicht an, ich muß dazu auf die Studie selbst verweisen. 
Zur Kritik von Bretkevits Darstellung (S. 371 f.) dürfen wir 
außerdem die Richtigkeit oder Unrichtigkeit meiner Gesamt- 
auffassung auf sich beruhen lassen. Es genügt, seine Thesen 
nach seiner eigenen Methode zu prüfen. 

Vorab zwei Bemerkungen, in denen Brečkevič meine Unter- 
suchungen wenigstens im Vorübergehen berührt. | 

1. Die früheren Beurteiler haben aus dem Ausdruck der 
päpstlichen Bullen cum omnibus appendiciis bzw. pertinentiis 
die verschiedenartigsten, für ihre Deutung der Privilegien gerade 
entscheidenden Schlüsse gezogen. Demgegenüber wies ich 
S. 137 f. an einer Reihe von Beispielen nach, daß die Folgerungen 
durchweg der kritischen Grundlage entbehren, weil jener Aus- 
druck rein formelhaft ist und durchaus nicht gepreBt werden 
darf (S. 145). Zur Verdeutlichung wiederhole ich nur eine Gegen- 
überstellung (S. 137 u. 138). In P 102 (= Cod 60) werden als 
die omnia pertinentia von Lebbin genannt: 9%, Dörfer, 10 Mark 
Rente aus dem herzoglichen Krug in Kolberg, andere Krug- 
zinse und Schiffsabgaben, Fischwehre usw. Dagegen wird bei 
Grobe der Ausdruck der päpstlichen Konfirmation (Cod 45) 
cum appendiciis suis in der herzoglichen Bestätigung (Cod 56) 
erklärt als cum agris et pratis adiacentibus. Das dürfte immer- 
hin ein Unterschied sein! Oder nehmen wir die Bestätigung 
Bischof Konrads I. für Grobe vom Jahre 11(7)8 (Cod 26). In 
ihr steht allein an vier verschiedenen Stellen bei zusammen 
sieben Dörfern die Formel cum (omnibus) appendiciis suis. 
Diese appendicia omnia wird auch die kühnste Phantasie nicht 
für Burgwarde von der Größe eines oder mehrerer heutigen 
Kreise halten. Sollte jemand um der Theorie willen dennoch 
dazu geneigt sein, so sei er darauf aufmerksam gemacht, daß 
an der zweiten Stelle ausdrücklich erklärt wird, was unter den 
appendicia verstanden ist: scilicet agris et pascuis, pratis 
et piscium clausuris. Die von mir bereits angeführten Beispiele 
lassen sich weit vermehren. 
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Dazu bemerkt Brečkevič kurzerhand (S. 369), er könne 
mir nicht zustimmen. „In den pommerschen Urkunden kann 
man im allgemeinen eine Entsprechung zwischen dem zu ent- 
eignenden Besitz und dem aufgezählten Zubehör beobachten. 
Letzteres wird in regelloser Folge aufgezählt, manchmal wieder- 
holt, aber die erwähnte Entsprechung bleibt gewahrt.“ Ich 
gestehe, daß ich den Sinn dieser Sätze nicht begreife. Jede Be- 
gründung fehlt. Danach muß ich meine Ansicht aufrecht er- 
halten und bitte Breökevi£, ihre Unrichtigkeit zu beweisen. 


2. Zur Beurteilung mancher auf den ersten Blick recht be- 
deutend erscheinenden Schenkungen hatte ich darauf hinge- 
wiesen (S. 138 f., 144), daß die in der scharfen juristischen 
Formulierung noch recht unbeholfene Terminologie des 12. Jahr- 
hunderts gern totum pro parte schreibt. Jedermann wußte, 
wenn dem Kloster der Besitz von Dörfern, Märkten, Schenken 
usw. bestätigt wird, so ist bei jedem Besitztitel als selbstver- 
ständlich zu ergänzen: „nämlich was uns daran gehört“. Mit 
Benutzung meiner Worte und Belege!) unterstellt nun Bretkevié 
den „kirchlichen Institutionen in Pommern“ den Dolus, sie 
hätten absichtlich gern eine unzulässig weite Terminologie 
gewählt (S. 373 f. u. ö.). Gewiß ist es in Pommern ebenso wie 
anderswo häufig genug vorgekommen, daß auf Grund alter, 
ungenauer Privilegien die Geistlichkeit mit weltlichen Herren — 
aber auch unter einander — in Händel geraten ist ?). Vermutlich 
wird auch einmal in einen Kaufvertrag oder eine Bestätigung 
absichtlich eine Unklarheit eingeschmuggelt worden sein, die 
man später bei passender Gelegenheit auszumünzen dachte. 
Jedoch gegen Brečkevičs VerallgemeinerungmußichVerwahrung 
einlegen. Streichen wir im ersten Bande des Pomm. Urk.- 
Buchs alle Stücke mit einer nicht der Wirklichkeit entsprechen- 
den Terminologie (S. 373) als fingiert, dann können wir die übrig 


1) Ob Brečkevič S. 373 mich S. 144 mißverstanden hat, kann ich 
aus seinen Ausführungen nicht ersehen. Auch den Sinn des entscheidenden 
Satzes S. 374 (,,Wenn es sich aber hier um eine solche Wendung handelt, 
so steht sie nicht nur ganz vereinzelt da, sondern sie ist auch völlig 
überflüssig‘‘) habe ich nicht herausgebracht. 

2) Mit mehreren Fällen beschäftigte sich meine Studie S. 154 f., 
172f., 176 1. 
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bleibenden an den Fingern abzählen. Schon aus diesen Er- 
wägungen scheint es mir zweifelhaft, daß die Verfasser der 
Gründungsbulle absichtlich und zu unlauteren Zwecken eine 
„unbestimmte‘‘ oder „vieldeutige‘‘ Ausdrucksweise für die 
Güterliste gewählt haben sollen. 

Doch lassen wir diese Fragen auf sich beruhen und prüfen 
Breökevits Auslegung der Gründungsbulle wie der Konfirmation 
Clemens’ III. an seinen eigenen Belegen und geschichtlichen 
Folgerungen. Also der Bischof erklärt im Jahre 1140 mit zwei- 
deutiger Umschreibung und 1188 mit brutaler Offenherzigkeit 
„ganz Pommern“ als sein Eigentum. Breökevit weiß ebenso 
wie wir, daß diese Erklärung ein Nonsens ist. Sie ist vielmehr 
„fingiert‘“. 

Den Beweis, daß Kammin widerrechtliche Übergriffe unter- 
nahm, beginnt der Verfasser merkwürdigerweise mit der Fest- 
stellung, daß die in den Bullen genannten wichtigsten pommer- 
schen Orte dem Bischof nicht eigentümlich gehört haben 
(S. 375 f.). Diese These ist sehr richtig, niemals hat ein Forscher 
etwas anderes gefunden. Auf schiefe und verkehrte Einzel- 
heiten wollen wir nicht eingehen, ich darf dazu auf meine 
eigene, bei der damaligen Aufgabe allerdings ganz knapp um- 
rissene Darstellung S. 145 f. verweisen. Nur einen entscheiden- 
den Punkt möchte ich herausheben. Breökevid findet, daß 
überall in den Quellen bei der Erwähnung von Usedom, Stettin, 
Pyritz und den andern in den Bullen genannten Orten ‚von 
irgendeinem Rechte des Bischofs auf die Burg nicht die Rede 
ist‘‘. Und zum letzten Worte des Abschnittes (S. 377) zitiert er 
in einer Anmerkung den von mir S. 138 und 145 gebrachten 
urkundlichen Beleg (Cod 288 = P 377), daß der Kamminer 
Bischof in Usedom, Stettin und Pyritz doch Rechte besessen 
hat! 

Leider versagt mein Verständnis hinsichtlich einer solchen 
Beweisführung. Ich bleibe also bei der aus dem Vergleich mit 
zahlreichen andern Quellen gewonnenen Ansicht, daß die formel- 
hafte Wendung in P 377 denarii in tabernis et decimis, forts, 
theloneis et monetis inhaltlich gleichbedeutend ist mit den ent- 
sprechenden der Gründungsbulle cum taberna et foro et omnibus 
appendiciis bzw. (bei Kolberg) cum theloneo, foro, taberna et 
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omnibus pertinentiis. Ebenso erinnere ich an das, was ich S. 145 
über die Vernichtung des älteren bischöflichen Archivs und die 
vorsichtigen Schlußfolgerungen daraus gesagt habe. 

Bretkeviés wichtigste Aufgabe mußte bei seiner von allen 
Vorgängern grundsätzlich abweichenden Auffassung selbst- 
verständlich der quellenmäßige Nachweis sein, daß seine Be- 
trachtung der Verhältnisse nicht eine gegenstandslose Ver- 
mutung ist. Mit andern Worten: daß die Kamminer Bischöfe 
tatsächlich versucht haben, widerrechtlich Stücke von Pom- 
mern bzw. das ganze Land an sich zu reißen. Oder zum minde- 
sten, falls ein solcher Versuch nicht unmittelbar nachzuweisen 
ist: daß die Bischöfe im allgemeinen oder bei einzelnen Gelegen- 
heiten gegen die Herzöge feindlich aufgetreten sind, so daß ihre 
Absicht, die herzogliche Landesgewalt zu vernichten, wenig- 
stens im Bereiche der Wahrscheinlichkeit liegt. 

Die allgemeinen Erörterungen des VI. Kapitels (S. 380 f.) 
wird der Verfasser selber nicht als diesen kritischen Beweis be- 
trachten. Auf die Hauptfrage, wie denn die angegriffenen 
Herzöge sich zu den bischöflichen Anmaßungen verhielten, 
kommen wir zurück. Was im übrigen von den zugrunde liegen- 
den geschichtlichen Vorstellungen offenbarer Irrtum ist, 
dürfen wir auf sich beruhen lassen. Den einzigen sachlichen 
Versuch, an bestimmten Ereignissen die politischen Übergriffe 
der Bischöfe zu zeigen, bringt der vierte Absatz S. 379 f. Und 
diese fünf bzw. sechs Begründungen für Breökeviös Gesamt- 
anschauung wollen wir nachprüfen. 

1. „Der Bischof trug sich mit politischen Gedanken. So 
bestätigt er erstens dem Kloster Grobe „alle Einkünfte und Be- 
sitzungen“ und läßt dabei die Herzöge Boguslaus und Kasimir 
nur als Zeugen gelten‘ (P 48 = Cod 24). 

Breékevié nehme sich ein Dutzend Urkundenbücher vor, 
und er wird bischöfliche Konfirmationen mit Benennung der 
Landesherren ‚‚nur‘‘ als Zeugen oder Intervenienten nicht zu 
Hunderten, sondern gleich zu Tausenden finden. Dazu hat er 
das Unglück gehabt, aus den pommerschen Privilegien dieser 
Art so ziemlich das ungeeignetste herauszugreifen. Bischof 
Adalbert betont nämlich im Beginn der Dispositio ausdrücklich, 
daß die zu konfirmierenden Güter vom Fürsten Ratibor, dem 
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Oheim und Vormund der beiden genannten Herzöge, geschenkt 
sind. Ebenso lassen die Form der Befreiung vom Bischofszins 
und die Ausdrücke in der Handlungsformel keinerlei Zweifel, 
daß der Bischof nicht entfernt daran denkt, die Klostergüter 
als sein landesherrliches Eigen zu betrachten. 

2. a) „Zweitens nennt (der Bischof) das castrum Stetin 
nostrum castrum Stetin‘ (Cod 61). 

Die Aussteller des Privilegs sind der Bischof, die Herzogin- 
Witwe Anastasia, die beiden jungen Herzöge Bogislaw II. und 
Kasimir II. und der Regent von Pommern, Wartislaw II. Wenn 
diese fünf Personen — vier Fürsten und ein Bischof — in einem 
gemeinsamen Gnadenerweis für eine Kirche ihre Landeshaupt- 
stadt als „unsere Burg Stettin‘ bezeichnen, so soll darin 
ein Übergriff des Bischofs liegen?! Daß in derselben Urkunde 
noch genannt werden der verstorbene Herzog Bogislaw I. als 
dominus noster, dreimal die Edlen und die Schenken terre 
nostre, ja sogar der Pommernapostel Otto von Bamberg 
als pater noster, hat Brečkevič leider vollends übersehen. 

2. b) Der Bischof ,,ist sogar geneigt, das Land (Pommern) 
als nostra terra zu bezeichnen“ (Cod 207). Dazu die Anmerkung: 
„Hier ist übrigens eine andere Auffassung dieser beiden Worte 
möglich.‘ 

O nein, von einer „Möglichkeit“ ist nicht die Rede. Sondern 
mit unbedingter Notwendigkeit ist die vom Verfasser nicht 
angeführte „Auffassung“ die allein richtige. Bischof Konrad II. 
befindet sich im Kampfe mit dem Bischof von Brandenburg 
um die Diözesangrenze In dieser Lage greift er zu dem 
beliebten Mittel, hart an der Grenze ein neues Kloster (Paar- 
stein = Chorin) zu bewidmen, ut per claustrum adeo preno- 
tatum termini nostre terre et dyocesis nostri episcopatus ulesi 
declarentur. Ob nostra terra hier überhaupt das politische Her- 
zogtum bedeuten kann, bleibe dahingestellt. Jedenfalls denkt 
Konrad nur an seine geistliche Hoheit als pommerscher 
Landesbischof. Herzog Barnim selber hat ihn dabei im eigenen 
Interesse unterstützt. Oder soll Barnim so unsinnig gewesen 
sein, zugunsten seines aufrührerischen und nach dem Besitz 
von Pommern lüsternen Bischofs sich ins eigene Fleisch zu 
schneiden ? — Was Bretkevié mit der Selbstverständlichkeit 
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besagen will, daß der Bischof ,,es dagegen vorzieht, den Herzog 
als „princeps eorum“, d. h. der Pommern, zu bezeichnen‘, 
verstehe ich nicht. 

3. „Drittens erkennt (der Bischof) zwar die Existenz der 
pommerschen Herzöge an, betrachtet aber die Pommern über- 
haupt als subditos nostros‘‘ (Cod 55, vgl. P 80). 

Bretkevié macht hier denselben Fehler wie im vorher- 
gehenden Fall: er verwechselt die legale geistliche Hoheit 
der Bischöfe mit angeblichen politischen und terri- 
torialen Übergriffen. Ebenso wie es in andern neu er- 
richteten Diözesen des wendischen Missionsgebiets der Fall war, 
konnte man auch im pommerschen Bistum nicht gleich den in 
der ganzen Christenheit üblichen Bischofszehnt einführen. Die 
blutigen Rebellionen der Slaven gegen den ihnen im höchsten 
Maße verhaßten Zins sind ja bekannt. Erst Alexander III. 
hatte, wahrscheinlich kurz vor 1180, dem Kamminer Bischof 
die Erhebung dieses Zehnten verliehen. - Bischof Konrad I. 
schenkt nun seinen Ertrag aus mehreren Dörfern dem Kloster 
Kolbatz und bemerkt in der Schenkungsurkunde: nam domino 
adiuvante per manum domini Alexandri pape nobis quoque a 
subditis nostris decimas exhiberi obtinuimus, sicut consue- 
tudo solempnis estubiqueterrarum fidelibus 
populis. Den gesperrten Schlußsatz hat Bretkevié in 
seinem Zitat S. 380 Anm. 1 weggelassen. Ich brauche kaum 
zu bemerken, daß subditi im geistlichen, kirchen- 
rechtlichen Sinne gebraucht ist. Wie die Anrede der 
Kolbatzer Klosterleute gar zu der Bedeutung kommen soll, 
daß der Bischof „die Pommern überhaupt“ als seine Unter- 
gebenen bezeichnet, bleibt das Geheimnis des Verfassers. 
Hätte er übrigens meine Untersuchungen in den Baltischen 
Studien ein paar Seiten weiter gelesen, so hätte er S. 150 f. 
gesehen, daß ich gerade diesen Satz eingehend beleuchtet habe. 
Leider hat er zahlreiche andere, für sein Thema entscheidende 
Ausführungen meiner Studie ebenfalls übersehen. © 

4. „Viertens ist (der Bischof) geneigt, seine Gerichtsbar- 
keit auf alle Einwohner des Bistums auszudehnen“ (Cod 92). 

Genau der gleiche Fehler wie vorher. Bischof Sigwin be- 
stimmt iuxta communem ac debitam catholicorum consuetudi- 
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nem — noch eindeutiger konnte er sich doch wirklich nicht 
ausdrücken —, daß bei der neuen Klosterkirche zu Treptow 
an der Tollense!) die umliegenden Dörfer die Sakramente 
empfangen sollen. Also ein alltäglicher und auch in Pommern 
urkundlich häufig belegter Fall der bischöflichen Potestas 
ordinis. In der Comminatio heißt es unter Benutzung der be- 
kannten Formeln: hanc institutionem .. ab universis nostre 
iurisditionis dyocesanis ratam et illibatam perpetuo sub ana- 
thematis interminatione conservari precipientes. Wie diese 
sich von selbst verstehende Erwähnung der bischöflichen Juris- 
diktion über die Diözesanen zu der von Brečkevič behaupteten 
unrechtmäßigen Staatsaktion wird, ist ein Rätsel. 

5. „Fünftens fängt (der Bischof) schon früh an, seine 
eigenen Münzen prägen zu lassen.“ 

Auch die Bedeutung dieses letzten Beweisstückes für die 
politischen Übergriffe des Kamminer Bischofs ist mir verborgen. 
Bretkevié verkennt das Wesen und die geschichtliche Ent- 
wicklung der Münzgerechtigkeit. Stellen etwa die frühen 
städtischen Gepräge ebenfalls einen Eingriff in die herzogliche 
Gewalt dar? Aus Dannenbergs Begründung der Hypothese, 
daß in Kammin schon gegen Ende des 12. Jahrhunderts eine 
bischöfliche Münzstätte bestanden zu haben „scheint“, 
wird man eher das genaue Gegenteil von Bretkevits Schluß- 
folgerung herauslesen *). 

Ich habe Breékevits Beweis für das Bestreben des Bischofs, 
„seine Rechte und Besitzungen eigenmächtig zu erweitern“ 
(S. 380), mit Absicht Satz für Satz zitiert. Und jeden Satz 
muß ich als einen Irrtum ablehnen. Um aufrichtig mein Urteil 
zu sagen: kein einziger neuer Gedanke der 
ganzen Arbeit hat sich bei der Nachprü- 
fung als richtig bestätigt. Das buchstäblich zu 
beweisen, ist weder an dieser Stelle möglich, noch würde es 


1) So S. 380 Anm. 2 zu verbessern. 

2) Münzgeschichte Pommerns S. 36. Es ist nur ein einziger Denar 
mit Bild und Namen eines Bischofs Sifrid erhalten, den man früher auf 
Siegfried von Bremen bezog. Und der einzige Grund für Dannenbergs 
Hypothese ist seine Ähnlichkeit — die übrigens aus dem Vergleich der 
Abbildungen nicht zu ersehen ist — mit gleichzeitigen Geprägen der 
herzoglichen Münzstätte. | | 
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lohnen. Ich will daher dem Verfasser einen Vorschlag machen. 
Er möge irgend eine seiner neuen Aufstellungen, die er für wirk- 
lich unanfechtbar hält, auswählen und quellenmäßig begründen. 
Dann werde ich ihm meine Ansicht nicht vorenthalten. 

Muß ich also von einem weiteren Eingehen auf die ver- 
fehlten Einzelheiten oder die unglücklichen diplomatischen 
Vorstellungen des Verfassers absehen, so habe ich doch den 
wichtigsten, immer wieder von ihm betonten Einwand zu er- 
örtern, der seine Auffassung von dem betrügerischen Hinter- 
gedanken bei der Konzipierung der Gründungsbulle bestätigen 
soll. Es handelt sich um die Stelle in dem Privileg Clemens’ III., 


daß „ganz Pommern‘ bischöfliches Eigen sei. 
Vergleichen wir — was Brečkevič vergessen hat — den 


nackten Wortlaut der Quellen. 


Innocenz II. 
1140. P 30. 

Wir bestätigen dem Bischof 
in Wollin alle Güter und 
Besitzungen, in quibus hec 
propriis duximus exprimenda 
vocabulis: videlicet civitatem 
ipsam Willin cum foro et ta- 
berna et suis omnibus appen- 
diciis; castra hec scilicet .... 
Stargrod cum villis et eorum 
appendiciis omnibus; Stetin, 
Chamim cum taberna et foro, 
villis et omnibus eorum ap- 
pendiciis, 


Cholberg cum tugurio salis 
et theloneo, foro, taberna 
et omnibus suis perténentts; 
de tota Pomerania usque ad 
Lebam fluvium de unoquoque 
arante duas mensuras ammone et 
quinque denarios; decimam fori 
quod dicitur Sithem. 


Clemens IIT. 
1188. P 111. 

Wir bestätigen dem Bischof 
in Kammin alle Güter und 
Besitzungen, in quibus hec 
propriis duximus exprimenda 
vocabulis: videlicet civitatem 
ipsam Kammyn cum taberna 
et foro, villis et omnibus earum 
appendiciis; castra hec scilicet 
.... Starogard cum villis et 
omnibus eorum appendiciis; 
Stetyn, Prenclau cum foro 
et taberna et suis omnibus per- 
tinenciis; Wolyn cum foro 
et taberna et suis omnibus 
appendiciis; Cholberg cum 
tugurio salis et teloneo, foro, 
taberna et omnibus suis appen- 
dies; totam Pomeraneam 
usque ad Lebam fluvium cum 
foris et tabernis. 

decimam 
fori Sithen. 
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Beachtet man dazu die durchaus entsprechende Art, wie 
das jüngere Privileg die übrigen Stücke der Dispositio seiner 
Vorlage ebenfalls teils wörtlich übernimmt, teils nach der in- 
zwischen eingetretenen geschichtlichen Weiterentwicklung sinn- 
gemäß ausdehnt, so wird der nicht prinzipiell schon festgelegte 
Beurteiler vergebens nach ungelösten ,,Ratseln‘‘ suchen. Daher 
konnte Hauck !) einfach bemerken, daß er die Stelle totam 
Pomeraneam „für ein Versehen des Schreibers halte; so unver- 
nünftig hat niemand gefälscht“. Aus der gleichen, von Hauck 
unabhängigen ?) Erwägung, die mir durch den ganzen Ablauf 
der Bistumsgeschichte und zahlreiche unmittelbare Quellen- 
belege bestätigt war, durfte ich selber mein Urteil kurz dahin 
zusammenfassen (S. 147): „Die widersinnige Bemerkung totam 
Pomeraneam usque ad Lebam fluvium cum foris et tabernis 
ist Versehen des Schreibers, wie Hauck richtig annimmt. Ich 
glaube, daß der Irrtum der mit den Verhältnissen nicht ver- 
trauten römischen Kanzlei zur Last fällt. Er ist deutlich da- 
durch entstanden, daß man wegen der inzwischen erfolgten 
Einführung des allgemeinen Kirchenzehnten den Satz über den 
Pflugzins auslassen mußte und dabei nur die zweite Satzhälfte 
strich.‘ 

Und damit vergleiche man, was Brečkevič S. 369, 379 u. 6. 
aus diesen, wie ich auch heute noch meine: unmißverständlichen 
Bemerkungen herausgelesen hat. Den ersten Satz, in dem ich 
unter möglichst wörtlicher Anlehnung an Hauck nur dessen 
Ansicht beitrete, hat er vollkommen irrig aufgefaßt, und vom 
zweiten und dritten Satze, die meine eigene kritische Auffassung 
geben, schreibter keine Silbe. Ich muß Hauck wie mich 
selber dagegen verwahren, daß wir den Unsinn behauptet hätten, 
der Verfasser der Clemensbulle habe „zehn Worte“ gegenüber 
seiner Vorlage „eingefügt“, und diese „Einfügung von zehn 
Worten“ sei ein Versehen des Schreibers. Wie kommt Bretkevié 
beim Vergleich der Quellen überhaupt auf ein Mehr von zehn 
Worten ? Die jüngere Bulle hat an dieser Stelle nicht zehn 
Worte mehr, sondern gerade umgekehrt sechs weniger als ihre 

1) K. G. Deutschlands IV, 586, Anm. 4. 


2) Ich hatte dieselbe Ansicht gewonnen, bevor ich die angeführte 
Stelle kannte. 
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Vorlage. Die Aufklärung ist auch dementsprechend verblüffend. 
Breékevié hat nämlich nicht die Quellen gegen einander gehalten, 
sondern die Worte meines Zitats S. 147 gezählt. Unter 
diesen Umständen erübrigt sich ein Eingehen auf das, was er 
alles in den ,,ratselhaften (!) Ausdruck totam Pomeraneam“ 
der Clemensbulle hineininterpretiert. Die Gründe meiner Ver- 
mutung, daß das bei der Konzipierung des neuen auf Grund des 
alten Textes unterlaufene Versehen in der päpstlichen Kanzlei 
und nicht in Kammin vorgekommen ist, ergeben sich aus dem 
Gange des kurialen Beurkundungsgeschäfts. Nur hinweisen 
will ich noch auf den einen Punkt: genau so, wie der Kanzlei- 
beamte zu dem neu erworbenen Prenzlau und dem aus der 
früheren Reihenfolge herausgenommenen neuen Bischofssitz 
Kammin die Pertinenzien mit Markt und Schenke gezogen hat, 
genau so hat er es versehentlich auch bei der nach Streichung 
der Pflugzinsbestimmung in der Luft schwebenden Stelle tota 
Pomeranea usque ad Lebam fluvium getan. Genug, die Clemens- 
bulle ist nicht, wie Breékevié will, ein Instrument für unrecht- 
mäßige Ansprüche und Übergriffe des Bistums Kammin. Son- 
dern sie ist von dem jüngst ins Amt gelangten Bischof Siegfried 
erbeten, weil sie durch die Entwicklung des Bistums — Ver- 
legung der Kathedrale, Einführung des allgemeinen Kirchen- 
zehnten, Exemtion usw. — unumgänglich notwendig geworden 
war. . 
Bei dieser Sachlage muB ich, wie gesagt, darauf verzichten, 
die Aufstellungen Breökeviös samt und sonders aus den Quellen 
als unrichtig nachzuweisen. Auch auf die Widersprüche und 
Unmöglichkeiten, die sich aus seiner Auffassung ergeben, kann 
ich nicht eingehen. In meiner Untersuchung der Gründungs- 
bulle (S. 444 u. 6.) wies ich darauf hin: wenn wegen der An- 
führung von castra cum appendiciis das Kamminer Privileg 
eine Fälschung ist, dann sind es nach zwingender Analogie 
zahlreiche andere Stücke ebenfalls. Setzen wir das von Breé- 
kevié gebrauchte Wort „fingiert“ ein, so bleibt die Analogie be- 
stehen. Warum ist die Kamminer Bewidmung ‚‚fingiert‘‘, aber 
die gleichzeitigen, ganz gleichartigen Ausstattungen 
seiner Nachbardiözesen Gnesen und Cujavien echt ? 

Unter dem Einfluß seiner Fiktionstheorie hat der Verfasser 
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(Kap. VI u. VII, S. 380f.) in allgemeinen, aus den Quellen nicht 
belegten Erörterungen ein Verhältnis zwischen Staat und Kirche 
in Pommern geschildert, das der Wirklichkeit in keiner Weise 
entspricht. Man mache sich an der Hand der Quellen die an- 
fängliche Kümmerlichkeit des pommerschen Missionsbischofs 
klar, mitten im feindseligen Heidentum. Und in dieser Lage 
soll der Bischof, der als politischer Machtträger eine Null ist 
und nur durch die Unterstützung der Herzöge sein Dasein 
fristet, es wagen, zunächst (1140) verschämt, dann (1188) mit 
kühner Deutlichkeit „ganz Pommern“ als sein Eigentum zu 
erklären ? Und wenn dann der Landesherr eine solche unerhörte 
Anmaßung sich verbittet, dann soll das ‚zweifellos als Rückkehr 
zum Heidentum gedeutet“ werden? Es gibt keinen einzigen 
Beleg für ein widerrechtliches, auf fingierten Privilegien be- 
ruhendes Übergreifen der Kamminer Kirche in die fürstliche 
Landeshoheit. Und andererseits haben wir hunderte von Ur- 
kunden, die uns beide Gewalten im besten Einvernehmen, in 
gegenseitiger Hilfe und Förderung zeigen. Bretkevit kann im 
Ernst nicht verlangen, daß wir solche Unzulänglichkeiten als 
die Erklärung der Kamminer Bullen annehmen. 

Über die Bullen von 1140 und 1188 hinausgehend hat 
Bretkevié die Konfirmation Honorius’ III. von 1217 in zwei 
Sätzen (S. 379 u. 385) wenigstens gestreift. Daß die zeitge- 
schichtliche Veranlassung zur Ausfertigung dieser Bulle, falls 
ihre Vorlagen wirklich im angreifenden Sinne zu verstehen sind, 
der sorgfältigen Untersuchung bedürfte, liegt auf der Hand. 
Bretkevid kennt sie immer noch nur aus einem unzulänglichen 
Regest Suhms in dänischer Sprache (P 177). Dabei schrieb 
ich, nicht versteckt in eine Anmerkung, sondern mit Vorbedacht 
gerade als Abschluß meiner Untersuchung, folgende Sätze: 
„Da auch die Clemensbulle nur in Abschriften erhalten ist, 
mache ich auf die authentische Überlieferung der Bulle Ho- 
norius’ III. in den päpstlichen Registern aufmerksam (Roden- 
berg, Epp. saec. XIII, Bd. I, Nr. 19, S. 14; vgl. P 177). Diese 
Konfirmation, die für die Untersuchung noch von keiner Seite 
herangezogen ist, bietet in sich ebenfalls eine wertvolle Stütze 
für die Echtheit der Gründungsbulle‘“. Bei allerweitestem Ent- 
gegenkommen gegen Übersehen muß ich hier einwenden, daß 
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bei einer solchen Arbeitsweise die Möglichkeit einer wissenschaft- 
lichen Verständigung aufhört. Was die Verfasser der Honorius- 
bulle sich gedacht haben, als auch sie „ganz Pommern“ als 
bischöfliches Eigen beanspruchten (S. 379), wissen wir genau: 
Nichts! Diese Verfasser existieren nämlich nicht. Sondern 
der zuständige römische Kanzleibeamte hat seine Vorurkunde, 
eine Bulle Cölestins III. (von der Breékevié überhaupt nichts 
ahnt), mutatis mutandis buchstäblich abgeschrieben. 

Das Wort vom Streit als dem Vater aller Dinge gilt obenan 
auf dem Felde unserer mittelalterlichen Quellenkritik. Die 
weittragende Bedeutung der Kamminer Konfirmationen für 
eine Reihe wichtigster Fragen der pommerschen Kirchen- und 
Landesgeschichte — Dinge, die der Fernstehende hinter dem 
Texte kaum vermutet — mag die vorstehenden kritischen Er- 
örterungen rechtfertigen. Daß bei dieser Sichtung nicht eine 
einzige neue These übrig geblieben ist, die ich für richtig oder 
wenigstens anregend und fruchtbar halten kann, betrübt mich 
selber am meisten. Aber bei dem heutigen Stande der Forschung 
schien mir als Verfasser der Untersuchung, von der Breökevid 
ausgegangen ist, die Feststellung unabweisbare Pflicht, daß 
hier ein sehr anerkennenswerter kritischer Eifer sich heillos 
festgefahren hat. 


b* 
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Der Schriftwechsel Peters des Großen. 
Von J. Paczkowski. 


Pisma i bumagi Imperatora Petra Velikago. VI: Juli—De- 
zember 1707. Petersburg, Reichsdruckerei 1912. XXVII, 
634 und LXXXIII Seiten. 


Indem wir hier aus Anla8 des Erscheinens des sechsten 
Bandes zum ersten Mal auf die monumentale Publikation der 
Akten zur Geschichte Peters des Großen zu sprechen kommen, 
wollen wir auf die Anfänge des großen Unternehmens zurück- 
greifen. Es mag uns hier in erster Linie die sehr interessante . 
organisatorische Seite der Veröffentlichung beschäftigen, indem 
wir für jetzt mit Rücksicht auf den beschränkten Raum andere 
Fragen zurücktreten lassen. Mit großem Erfolg sind hier 
Organe der politischen, kirchlichen und diplomatischen Ver- 
waltung in bemerkenswertem Maße in den Dienst einer wissen- 
schaftlichen geschichtlichen Aufgabe gestellt worden. Die Ge- 
schicke der Publikation in der etwas lang ausgedehnten Zeit 
ihrer Vorbereitung bieten auch lehrreiche Parallelen zu den 
einander ablösenden allgemeinen Strömungen, die in Rußland 
geherrscht haben. 

Im Jahre 1872, bei Gelegenheit der Feier des zweihundert- 
jährigen Jubiläums des Geburtstags Peters des Großen, legte der 
damalige Minister für Volksaufklärung Graf D. A. Tolstoj 
Kaiser Alexander II. einige auf den Festtag bezügliche Gelegen- 
heitsschriften vor und brachte dabei in Antrag, die Heraus- 
gabe der Schriften Peters des Großen vorzubereiten. Sie sollten 
alles umfassen, was der Kaiser niedergeschrieben hat, um 
eine objektive und treue Erfassung der Persönlichkeit und der 
vielseitigen Tätigkeit des Schöpfers des modernen Rußlands zu 
ermöglichen. Der Vorschlag fand die Billigung Alexanders II., 
und auf Grund einer kaiserlichen, unter dem 30. Dezember 1872 
erlassenen Verordnung wurde eine eigene Kommission zur 
Sammlung der Materialien unter dem Vorsitz des Grafen Tolstoj 
selbst bestellt. Diese Kommission wurde zusammengesetzt aus 
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den Geschichtsprofessoren S. M. Solovev und N. A. Popov von 
der Universität Moskau, K. N. BestuZev-Rjumin und E. E. 
Zamyslovskij von der Petersburger Universität, dem Direktor 
des Archivs des Justizministeriums in Moskau Senator N. V. 
Kalatov, dem Kustos der Handschriftenabteilung des Rum- 
jancov-Museums in Moskau A. E. Viktorov und dem Aka- 
demiker und Leiter der Kaiserlichen Offentlichen Bibliothek 
in Petershurg A. F. Byékov. Der letztgenannte hatte den 
Hauptanteil an der Arbeit zu leisten, die gesamte Korrespondenz 
zu führen und das ganze Werk zu leiten. | 

Graf Tolstoj wandte sich noch vor der Errichtung der 
Kommission an die Ministerkollegen und Chefs der verschiedenen 
Verwaltungsressorts, um, bei der starken Dezentralisation des 
russischen Archivwesens, in den versprengten archivalischen 
Fundstellen des ausgedehnten Reiches Ukaze, Schriften und Ur- 
kunden Peters des Großen ermitteln zu lassen und Abschriften 
oder auch die Originalien selbst zu beschaffen. Ebenso erging 
an den Heiligen Synod und an die Archierejen in den Eparchien 
die Aufforderung, in den ihnen unterstellten Konsistorien 
wie in den Schatzkammern der Kirchen und Klöster nach ein- 
schlägigen Stücken zu forschen. 

Überdies ersuchte Graf Tolstoj den Minister der auswärti- 
gen Angelegenheiten, den im Auslande beglaubigten Gesandten 
und diplomatischen Agenten Rußlands aufzutragen, die am Orte 
ihrer Wirksamkeit vorhandenen Archive den Zwecken des ge- 
planten Unternehmens dienstbar zu machen. 

Ein dritter Schritt des Grafen D. A. Tolstoj galt den Fa- 
milienarchiven und den Privatbibliotheken im Russischen Reich 
und im Auslande. | | 

Die eingesetzte Kommission beschloß, folgende Aktenstücke 
in die Publikation aufzunehmen: 

1. Briefe, Ukaze und Instruktionen Peters sowie seine auf 
den Vorlagen und Gesuchen vermerkten Entscheidungen. 

2. Briefe und Urkunden, die im Auftrage des Kaisers von 
andern Persönlichkeiten geschrieben waren, wie gewisse Briefe 
von Fedor A. Golovin an Patkul, das vom Grafen B. P. Sere- 
metjev unterzeichnete Konzept der Kapitulation von Noteburg, 
Schreiben an den Kommandanten von Narva u.a. mehr. 
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3. Traktate und Einungen mit auswärtigen Mächten sowie 
Schreiben an ausländische Herrscher ohne Rücksicht darauf, 
ob sie von Peter gefertigt oder von ihm nicht unterzeichnet 
waren, wenn nur ihr Inhalt vom Caren selbst bestimmt war. 

4. Wissenschaftliche Aufzeichnungen, Randnotizen und 
Brouillonentwürfe von der eigenen Hand des Kaisers. 

5. Nicht mehr handschriftlich erhaltene, in früheren Werken 
abgedruckte Briefe und Schriften Peters. 

6. Verfügungen an die diplomatischen Agenten und Ver- 
treter Rußlands im Auslande und die Korrespondenzen mit 
ihnen, falls in den erhaltenen Konzepten sich Zusätze und Kor- 
rekturen von des Kaisers Hand befinden. 

7. Gnaden- und Schenkungsakte des Kaisers. 

8. Gesetzestexte, Reglements, Statute, die Korrekturen des 
Kaisers aufweisen, ohne Rücksicht auf den Umfang der Stücke. 

9. Vom Herrscher verbesserte und ergänzte Berichte und 
Übersetzungen verschiedener Werke. 

Anfänglich hatte die Redaktionskommission die Absicht, 
alle Ukaze aufzunehmen, selbst die, welche ohne Namensunter- 
schrift des Kaisers erlassen waren, und sie chronologisch unter 
die anderen Stücke einzuordnen. Dieser Gedanke wurde auf- 
gegeben, da hierdurch die Publikation hätte gewaltig an- 
schwellen müssen; es wären dann allein einige Bände des 
„Polnoe Sobranie Zakonov“ abzudrucken gewesen. 

Für den Druck der Abschriften stellte die Kommission 
folgende Grundsätze auf: Eigenhändige Schriften Peters sollen 
mit diplomatischer Treue abgeschrieben werden unter Beibe- 
haltung aller Eigentümlichkeiten der Orthographie und selbst 
offensichtlicher Fehler, wobei alle Ergänzungen als solche äußer- 
lich kenntlich gemacht werden müßten. Bei den Schriften, 
die von Peter nur unterzeichnet wären, sollen einzig die Eigen- 
namen diplomatisch treu wiedergegeben werden. Die mühe- 
volle Herstellung eines chronologischen Verzeichnisses aller ge- 
druckten Stücke wurde A. F. Byčkov übertragen. 

Aber die Kommission stieß schon im Anfange auf Schwie- 
rigkeiten, so zunächst bei den Behörden, auf deren Hilfe sie 
angewiesen war. Die einlaufenden Antworten aus den Ver- 
waltungsressorts lauteten gewöhnlich dahin, daß man über keine 
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Kräfte zur Anstellung von Untersuchungen und zur Entnahme 
von Abschriften verfüge. Aus dieser mißlichen Sachlage fanden 
die Kommissionsmitglieder einen Ausweg, indem sie sich selbst 
dieser Aufgabe, und zwar unentgeltlich, unterzogen. 
Unter der Aufsicht von Solovev und Popov wurden die Schriften 
Peters und die Schreiben an auswärtige Machthaber, die sich 
im Moskauer Archiv des Ministeriums der auswärtigen An- 
gelegenheiten befanden, abgeschrieben. K. N. Bestužev- 
Rjumin durchforschte die Archive der Leibgarde des Preo- 
braženskijschen und Semenovskijschen Regiments und der 
Waffenfabrik in Tula. E. E. Zamyslovskij lieferte Beiträge 
aus dem Admiralitätsrat, dem Archiv des Marineministeriums 
und der Pridvornaja Kontora. Das Archiv der Moskauer 
Rüstkammer, des Moskauer Hofamtes, der Moskauer Abteilung 
des allgemeinen Archivs des Generalstabes u. a. wurden durch 
A. E. Viktorov ausgebeutet. 

Unter Leitung von Byčkov haben dann Ekzempljarski) und 
Ždanov das Archiv des Ministeriums der auswärtigen Ange- 
legenheiten, des Dirigierenden Senats, der Kanzlei des Kriegs- 
ministeriums, der Kriegswissenschaftlichen Kanzlei des General- 
stabes, des Kabinetts des Kaisers, die Kaiserliche Öffentliche 
Bibliothek und die Bibliothek des Generalstabes in Petersburg 
durchforscht und die ermittelten Beiträge abgeschrieben. 
N. B. Kalačov, der die im Archiv des Justizministeriums in 
Moskau aufbewahrten Verhandlungen des regierenden Senats 
aus der Zeit Peters übernahm, hatte seine Aufgabe nicht aus- 
geführt. Die Hauptmasse der geistlichen Akten des Synod, 
der Moskauer Synodalbibliothek, der Schatzkammer des Kiever 
Höhlenklosters, der Aleksandro-Nevskaja Lavra, des Kön- 
sistoriums von Novgorod u. a. hat N. I. Grigorovič durch- 
sucht. 

Schon am 22. Februar 1875 konnte Graf Tolstoj dem Kaiser 
berichten, daß bereits über 4000 Abschriften in der Kommission 
druckbereit lagen; bis zum April 1877 wuchs diese Zahl auf 
10 000 Stück. 

Im Endergebnis waren bis 1882 an die Kommission die 
Abschriften aus der Akademie der Wissenschaften in Peters- 
burg, aus der archäographischen Kommission, aus den Gou- 
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vernementsverwaltungen von Archangelsk, von Novgorod und 
von Tambov, aus der Kanzlei des früheren livländischen, est- 
ländischen und kurländischen Generalgouvernements, aus dem 
Rigaer Magistrat und aus dem altherzoglichen Archiv in Kur- 
land abgeliefert. Der Gesandte im Haag, Stolypin, sandte 
photographische Aufnahmen von drei Briefen Peters des 
Großen aus den holländischen Archiven. Reich war das Ma- 
terial aus den österreichischen, englischen, holländischen, däni- 
schen, preußischen und sächsischen Archiven zugeflossen. Des 
weiteren förderten das Unternehmen mit Schriften aus ihrem 
Besitz die Großfürsten Serg&j Aleksandrovié und Konstantin 
Nikolaevié. 

Obwohl die Grundsätze für den Druck der Urkunden schon 
im Jahre 1876 festgelegt waren, hat man dennoch bis zum Aus- 
gange der Regierung Kaiser Alexanders II. mit der Ver- 
öffentlichung nicht begonnen. Als dann nach dem Regierungs- 
antritt Kaiser Alexanders III. Graf D. A. Tolstoj seinen 
Ministerposten verlieB, sistierte auch die Kommission ihre 
Tatigkeit, die sie erst 1884 nach einer Neubewilligung von 
Geldern fiir die Publikation wieder aufnahm. Am 24. No- 
vember 1884 unterbreitete der Kultusminister Deljanov dem 
Kaiser den Vorschlag, den Präsidenten der Kaiserlichen Aka- 
demie der Wissenschaften mit der unmittelbaren Aufsicht der 
Publikation zu beauftragen. Dieser betraute seinerseits Byčkov 
mit dem Druck des ersten Bandes, der auch 1887 erschien und 
die Jahre von 1688—1701 umfaßte. 

Im ferneren Verlauf wurde das Unternehmen von dem Groß- 
fürsten-Präsidenten an die ständige historische Kommission der 
historisch-philologischen Abteilung der Akademie überwiesen. 
Durch Erlaß des jetzt regierenden Kaisers Nikolaus Il. vom 
22. April 1909 ist wiederum der Großfürst-Präsident der Aka- 
demie mit der unmittelbaren Aufsicht über das Werk betraut 
worden. Der verdiente Hauptmitarbeiter A. F. Byčkov war 
im Jahre 1899 als das letzte überlebende Mitglied der unter 
Kaiser Alexander II. ernannten Redaktionskommission gestorben. 
A. F. Byčkov ging hinweg von einer Aufgabe, der er in rast- 
losem Schaffen über ein Vierteljahrhundert seines Lebens ge- 
widmet hat. Die Herausgabe der ersten vier Bände der 
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Publikation, die mit dem Jahre 1706 schließen, hat er noch 
selbst besorgen können, wenn er auch das Erscheinen des vierten 
Bandes, der das Jahr 1706 umfaßt, nicht mehr erlebte. Die 
sehr instruktiven Anmerkungen, mit denen er den Text der 
Urkunden begleitet hat, bieten selbständige, schon durch ihren 
äußeren Umfang sich abhebende wissenschaftliche Erörterungen 
und Forschungen. In der Hauptsache beruhen sie auf der ver- 
gleichenden Heranziehung von Moskauer Archivalien. 

Die Rückkehr der russischen Armee von Grodno, die Maß- 
nahmen Peters des Großen zur Verteidigung der westlichen 
Grenze seines Reiches sowie die Beziehungen zu den europäi- 
schen Mächten erfahren durch neue, in dem vierten Bande ver- 
öffentlichte Beiträge eine neue Beleuchtung. 

Die Fortsetzung des Werkes hat darauf sein Sohn, der 
verdienstvolle Leiter der Handschriften-Abteilung der Kaiser- 
lichen Öffentlichen Bibliothek in S. Petersburg und kor- 
respondierendes Mitglied der Akademie, I. A. Byčkov, über- 
nommen. So sind der fünfte, im Jahre 1907, sowie der sechste, 
vor kurzem — jedoch mit dem Datum 1912 — erschienene Band 
von ihm besorgt werden. Jener umfaßt die erste, dieser die 
zweite Hälfte des Jahres 1707. Die Aufsicht über die Ver- 
öffentlichung des sechsten Bandes führte im Namen der Histori- 
schen Kommission der Akademiker A. S. Lappo-Danilevskij. 

Zwei chronologische Verzeichnisse der Schriftstücke Peters 
und der an ihn gerichteten Zuschriften finden sich am Eingange 
der Bände und erleichtern die Feststellung der jeweilig gesuchten 
Urkunde. Einigermaßen störend wirkt, namentlich für west- 
europäische Historiker, eine Gepflogenheit in der Angabe von 
chronologischen Daten. So liest man beispielsweise, daß ein 
vom 29. Juli 1707 datiertes Schreiben in Warschau am 22. Juli 
des gleichen Jahres dem Caren überreicht wird. Der Heraus- 
geber beläßt dem Anschreiben sein gregorianisches und dem 
Präsentationsvermerk sein julianisches Datum. Es dürfte sich 
empfehlen, bei jedem, julianischen oder gregorianischen, 
Datum stets das andere in Klammern mitanzugeben. 

Das Interesse des Historikers an dem letzterschienenen 
Bande wird sich vornehmlich den veröffentlichten Korrespon- 
denzen zuwenden. Der sechste Band enthält im besonderen 
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den Schriftenaustausch des Kaisers mit Franz Räköczy von 
Siebenbürgen, mit Konstantin Brancovan, dem Hospodar der 
Walachei, mit einigen polnischen Großwürdenträgern, so mit 
dem Krongroßfeldherrn Adam Sieniawski, dem Erzbischof 
Primas von Gnesen Stanislaw Szembek, dem litauischen Feld- 
herrn Oginski, dem Kronhetman Stanislaw Rzewuski, dem 
Herzog Anton Ulrich von Braunschweig, ferner mit Mazepa, 
mit den Staaten von Holland u.a. Unter Peters russischen 
Korrespondenten finden sich Namen seiner Gehilfen, wie die 
der Seremetev, Apraksin, Dolgorukov, Menšikov, Naryskin, 
Repnin, Volkonskij, Gagarin, Golovkin u. a. Recht nichts- 
sagend ist, wie zu erwarten war, der schriftliche Meinungsaus- 
tausch des Carevié Alekséj Petrovič mit Peter. Er be- 
trifft nur die Ausführung der Anordnungen des Caren über Ver- 
sorgung, Werbung und Ausstattung des Militärs. 

Das Jahr 1707 (Band V und VI der Publikation) charak- 
terisiert sich in der polnischen Politik Peters durch eine wesent- 
liche Festigung des russischen Einflusses im Nachbarreiche. 
Im Januar des Jahres hatte der Car in dem alten Sobieskischen 
Schlosse Zölkiew für mehrere Monate bis Ende April Wohnung 
genommen. Von dort aus leitete er die Geschicke des Landes. 
Er korrespondierte mit seinen polnischen Parteigängern und 
besonders mit dem Krongroßfeldherrn Adam Nikolaus Sie- 
niawski, um gegen Soldvorschüsse ein gemeinsames Vorgehen 
mit dem polnischen Heere gegen seine Feinde vorzubereiten. 
Die seit dem 7. Januar 1707 in Lemberg tagende Konföderation 
stand in Wirklichkeit ganz unter der Leitung des russischen 
Gesandten Fürsten Dolgorukij. Auch der auf den 23. Mai 
nach Lublin berufene Reichstag erwies sich willig und pro- 
klamierte das Interregnum und damit die Erledigung des polni- 
schen Thrones. Am 17. Juli brach der Car von Lublin nach der 
Hauptstadt des Reiches, nach Warschau, auf, wo er im Sep- 
tember (Uebersberger, Rußlands Orientpolitik I, S. 88) den von 
dem walachischen Bojaren David Ivanovié Korbe vorbe- 
reiteten Vertrag mit Franz Räköczy schloß. Korbe selbst 
starb vor der Krönung seines Werkes am 11. August in Warschau. 
Räköczy sollte nach der Abmachung die polnische Krone er- 
halten und dafür eine Friedensvermittlung Frankreichs zwischen 
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Rußland und Schweden herbeiführen. Als dann Karl XII. 
sich mit Österreich verglichen hatte und in Polen eingerückt 
war, ging der Car mit seinem Heere aus Warschau nach den 
östlichen Gebieten der Republik zurück. 

Die sehr eindringenden Erläuterungen, die der Heraus- 
geber in dem sechsten Bande den Urkundentexten angefügt 
hat, umfassen den Hauptteil des Werkes (Seite 213—634). Sie 
erst geben den Stücken den ihnen zukommenden Wert. Jeder 
abgedruckte Einzeltext wird in diesem Teil eingehend kom- 
mentiert und durch andere archivalische Belegstücke, die nach 
Bedarf in ihrem Wortlaut wiedergegeben werden, erläutert. 
Die Summe der in diesem Abschnitt niedergelegten Arbeit 
läßt es erklärlich erscheinen, weshalb die Publikation keinen 
schnelleren Fortgang nimmt. Das ausgiebige und dankenswerte 
Sach-, Personen- und Ortsregister des sechsten Bandes umfaßt 
allein 83 Seiten. Immerhin müßten aber im Interesse der russi- 
schen Geschichtsforschung leicht Mittel und Wege zu finden sein, 
um dem großen wissenschaftlichen Unternehmen einen schnelle- 
ren Fortgang zu sichern. 


II. Miszellen. 


Victor Hehn und Alexander Bakunin vor der 
III. Abteilung. 


Aus der höchsteigenen Bibliothek des Kaisers von Rußland. 
Mitgeteilt von Th. Schiemann. 


Der Chef der III. Abteilung Graf A. O. Orlov berichtet am 
8. Juli 1854 dem Kaiser Nikolaus I: 

Ich habe auf Befehl Ew. Majestät in der Festung ziemlich 
lange mit Bakunin geredet, ihm Wort fiir Wort gesagt, was 
Sie geruhten mir zu befehlen. Ich fand ihn in guter Verfassung, 
er scheint der Reue nahe zu sein und hat bereits heute be- 
gonnen, alle seine Abenteuer niederzuschreiben; er versprach 
nichts auszulassen. Er bat mich, ihm Zeit zu lassen, damit 
er alles umständlich erklären könne.... Ich blieb in der Stadt, 
um die nötige Verfügung zu treffen, damit der Dorpater Pro- 
fessor, den man mit all seinen Papieren heute in die III. Ab- 
teilung geführt hat, in Sachen der Frau v. Bruiningk befragt 
werde. 

Gott erhalte Sie. 


Resolution des Kaisers: Das wird sehr interessant sein, 
aber es gibt keine Bürgschaft für die Wahrheit. 


Bericht vom 20. Juli 1851: 

... In meinen vornehmsten Pflichten wird es keinerlei 
Versäumnisse geben. Ich habe heute lange mit Dubelt und 
mit Sachtinski gearbeitet, besonders in der sehr verwickelten 
Affäre Hehn. Es zeigt sich, daß er nicht nur ein schädlicher, 
sondern ein sehr gefährlicher Mensch ist, wegen seiner perversen 
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Denkart. Ich habe jetzt die Fragepunkte für ihn fertiggestellt 
und werde sie mit seinen Antworten bald Ew. Majestät vor- 
legen. Es ist entsetzlich, daß ein solcher Mann Lektor an einer 
Universität sein konnte. 

Die Resolution des Kaisers von demselben Tage bezieht 
sich auf eine andere dem Bericht Orlovs angeschlossene Sache. 

Bericht ohne Datum, vor dem 12. August 1851: 

Ich beschäftige mich anit der wichtigen Sache Hehns, des 
Lektors an der Universität Dorpat. Man hat auch einen anderen 
aus Pernau hergebracht, Herrn Brunow. Die Fragen haben 
sie beantwortet. Der letztere ist an der Sache fast gar nicht 
beteiligt und in seinen Papieren ist nichts Verbrecherisches 
gefunden worden. Es mußten aber noch zwei verhaftet werden: 
Herr Meyer, Lehrer am Revaler Gymnasium, und als zweiter 
Berkholtz, Lehrer bei irgendeinem Tatischtschew in Kostroma. 

Resolution: Wir wollen sehen, was sich ergibt. 

Leider sind weitere Nachrichten über das Verhör und den 
Ausgang der Hehnschen Angelegenheit in meiner Abschrift 
aus den Akten der III. Abteilung nicht vorhanden, wohl aber 
findet sich noch der folgende Bericht Orlovs über Bakunin 
vom 13. August 1851: Ich übersende hierbei die Aussagen 
Bakunins. Ich habe sie sehr aufmerksam gelesen und melde 
Ew. Majestät, daß der ausländische Teil Ihre Aufmerksamkeit 
nur wegen der aufrichtigen Darlegung aller Tatsachen und 
wegen seiner Beziehungen zu allen republikanischen Führern 
verdient. Was aber Rußland betrifft, so werden Sie sehen, 
daß er bei uns, gottlob, keine Beziehungen hat. 

In betreff seines Wunsches, statt in der Festung zu bleiben, 
zu ewiger Zwangsarbeit verurteilt zu werden, erblicke ich in 
Bakunin einen in höchstem Grade gefährlichen Menschen, 
der meiner Ansicht nach seine verderbliche Denkart nicht 
ganz aufgegeben hat, und ich glaube, daß Ew. Majestät nicht 
bei endgültiger Entscheidung seines Schicksals den Regungen 
Ihres guten Herzens nachgeben sollten. 

Aber in Hinblick auf Ihre stete Barmherzigkeit würde 
ich es möglich finden, ihm mit der Zeit eine bessere Unterkunft 
in der Festung zu gewähren und die Möglichkeit, reine Luft 
zu atmen sowie schließlich seine Eltern und seine Schwester 
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zu sehen. Er sollte aber durchaus nicht in die Zwangsarbeit 
geschickt werden, wo er bei seiner Geistesrichtung, seinem 
feurigen und entschlossenen Charakter, zweifellos gefährlich 
und schädlich sein würde. 

Verzeihen Sie, Majestät, meine Offenheit, es ist meine 
Pflicht. 

Resolution 13. August 1851: Ich teile ganz Deine Ansicht; 
man kann ihn nicht anders behandeln, Glauben verdient er 
nicht, ich glaube, daß er bis auf weiteres fortfahren kann zu 
sitzen, wo er jetzt ist. 

Über die weiteren Schicksale Bakunins gibt Dragomanovs _ 
Biographie Bakunins in meiner Bibliothek russischer Denk- 
würdigkeiten Auskunft, über Hehn meine Biographie desselben 
Leipzig 1894. 


II. Kritiken, Referate, Selbstanzeigen. 


s. R. Minclov. Obzor zapisok, dnevnikov, vospominanij, 
psem i putešestvij, otnosjascichsja k istorii Rossii i nape- 
tatannych na russkom jazyké (Übersicht der Notizen, Tage- 
bücher, Erinnerungen, Briefe und Reisen, die sich auf die 
Geschichte Rußlands beziehen und in russischer Sprache 
gedruckt sind). Novgorod. Lieferung I, 1911, 171 S.; Lfg. II 
u. HI, 1912, 198 S.; Lfg. IV u. V, 1912, 115 S. 


Die russische Historiographie verfügt über eine ganze 
Anzahl bibliographischer Werke: ich nenne als hervorrragende 
Beispiele die groß angelegten und gewissenhaft gearbeiteten 
Übersichten „Russische historische Bibliographie, 1855—1864“ 
von P. P. und B. P. Lambiny und ‚Russische historische 
Bibliographie für 1865—1876“ von V. J. Mežov. Es genügt 
übrigens überhaupt, an die zahlreichen Werke des unermüd- 
lichen V. J. Mežov (1834—1894) zu erinnern, ohne auf die 
übrigen kleineren und größeren Arbeiten einzugehen, die sich 
seit der Zeit des „ersten russischen Bibliographen‘‘ Hartwich 
Ludwig Christian Bacmeister (1730—1806) angesammelt haben. 
Trotzdem herrscht aber in dieser Hinsicht noch bei weitem 
kein Überfluß. Denn obwohl die Bibliographien, die bis heute 
für den Forscher ihre Bedeutung bewahrt haben, zum großen 
Teil die verschiedensten Fächer und Fragen betreffen (so z. B. 
die erwähnten Arbeiten Mežovs), so sind doch noch lange 
nicht alle Gebiete gleichermaßen versorgt. Und wenn hingegen 
einige große Werke die Gesamtliteratur zu erfassen streben, 
80 beschränken sie sich je auf einige Jahre oder Jahrzehnte 
und sind untereinander wiederum nicht einheitlich bearbeitet 
(vgl. mit den obengenannten z. B. A. N. Neustroevs ausführ- 
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liches Werk über die Zeitschriftenliteratur 1703—1802). Hierzu 
tritt noch der Umstand, daß einige vielverheißende Publika- 
tionen unvollendet geblieben sind (von MeZovs „Russischer 
historischer Bibliographie für 1800—1854“ erschienen z. B. 
nur drei Bände). Andererseits werden für manche seinerzeit 
ausgezeichnete Werke Ergänzungen und Neubearbeitungen 
erforderlich (wie dies für Sopikovs 100 Jahre alten ,, Versuch 
einer russischen Bibliographie“ geschehen ist). Sodann ver- 
langt aber das stete Anwachsen der Literatur immer aufs neue 
zusammenfassende wissenschaftliche Übersichten, und dieses 
Bedürfnis wird zweifellos noch durch die äußerst mangelhafte 
Organisation des russischen Buchhandels erhöht. Denn dem 
lezteren Übel wird dadurch noch nicht abgeholfen, daß einzelne 
Buchhandlungen seit jeher ihre Kataloge drucken (von denen 
manche, wie die alten Smirdinschen und Glazunovschen, sogar 
hervorragenden bibliographischen Wert behalten haben). 
Alle diese Umstände machen jeden neuen Versuch, das ge- 
samte Material von irgendeinem Standpunkte aus zu er- 
schöpfen, erwünscht und sichern ihm, so wenig befriedigend 
er auch ausgeführt sein mag, jedenfalls einen Nützlichkeitswert. 

S. R. Minclov hat schon früher neben mehreren histo- 
rischen Erzählungen kleine bibliographische Schriften verfaßt 
(1904 — über die seltensten in Rußland in russischer Sprache 
gedruckten Bücher, und 1905 — über seine eigene Bücher- 
sammlung: beide in beschränkter Zahl und nicht für den Handel 
gedruckt). Im neuesten, oben genannten bibliographischen 
Werk unternimmt es Minclov, alles, was im Laufe von nahezu 
zwei Jahrhunderten im In- und Auslande in russischer Sprache 
gedruckt wurde, zu sichten und gewisse Quellen für alle Peri- 
oden der russischen Geschichte systematisch zu ordnen. Die 
erste Lieferung bringt das, was von der „Scythenzeit‘‘ bis zum 
Tode Kaiser Pauls in Frage kommt, die zweite betrifft die Zeit 
Alexanders I., die dritte Nikolaus I., die vierte Alexanders II., 
die fünfte Alexanders III. und Nikolaus’ II. Die Übersicht 
enthält im ganzen 4791 Nummern, doch ist die Zahl der 
registrierten Schriften bei weitem höher, denn es finden sich 
wiederholt Nummern mit 10—15 (z. B. Nr. 582, 1786) und 
sogar mit über 20 (z. B. Nr. 352, 3696) Titeln. 
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Wunsch des Verfassers ıst es ferner, dem Leser auch 
Inhaltsangaben und Hinweise auf die Urteile der Zeitgenossen 
zu geben. Chronologische und biographische Angaben finden 
sich ebenfalls. Die Aufgabe, die Minclov hier in Angriff ge- 
nommen hat, ist zweifellos, wie er in der Vorrede mit Recht 
betont, eine äußerst langwierige und mühevolle. Es ist daher 
um so mehr zu bedauern, daß das Resultat, das bisher vorliegt, 
sehr viele schwache und anfechtbare Punkte aufweist. 

Die erste Enttäuschung erfolgt beim Aufschlagen der 
Vorrede. Während nämlich der Titel durch das Fehlen jeg- 
licher chronologischer Einschränkung des Materials zur An- 
nahme berechtigt, daß die Übersicht bis zum Erscheinen des 
Werkes vollständig durchgeführt ist, — also mindestens bis 
1909 einschließlich, da die erste Lieferung die Jahreszahl 1911 
trägt, — meldet die Vorrede, daß für 1909 nur eine Zeitschrift 
benutzt worden ist. Bücher sind mit 1907 abgeschlossen, die 
meisten Zeitschriften bedeutend früher: einzelne bis heute 
fortlaufende Kategorien sind schon mit dem Jahrgange 1887 
abgebrochen. Der Verfasser gibt diese Liste für den Fall, daß 
ein anderer sein Werk fortsetzen sollte. Sie macht das Vor- 
handensein von großen Lücken, soweit es sich um die Lite- 
ratur der letzten Jahrzehnte handelt, a priori so zweifellos, 
daB es als überflüssig erscheint, nach Beispielen zu suchen. 
Es wäre ratsamer gewesen, sich zunächst auf einen weiter 
zurückliegenden Zeitpunkt zu beschränken (und ihn, wie bei 
bibliographischen Werken üblich, von vornherein genau zu 
bezeichnen), — dafür aber bis auf denselben derartige Lücken, 
wie sie sich bei Minclov auch innerhalb der schwankenden, 
von ihm bezeichneten Grenze finden, gänzlich zu meiden. In 
seiner „Übersicht“ fehlt z. B. sowohl in alten, als neuen Aus- 
gaben Radigtevs berühmte „Reise aus Petersburg nach Mos- 
kau“, während eine Menge Schriften mit ungleich geringerem 
Recht ausführlich beschrieben wird. Weitere Lücken lassen 
sich für die ältere Literatur bequem nachweisen mit Hilfe 
von MeZovs „Russischer historischer Bibliographie für 1800 
bis 1854“. Ob Minclov auch dieses Werk benutzt hat, bleibt 
übrigens unklar, da er zwar MeZov in der Liste nennt, seine 
Werke aber nicht einzeln aufzählt. Jedenfalls fehlen bei 
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-Minclov so manche von MeZov genannten Briefe, Reisen (ich 
zitiere der Kiirze halber einfach nach Nummern), z. B. 2268, 
2507, 2516, 26334. Zu den Lücken muß aber natürlich 
nicht nur gänzliches Fehlen eines Titels, sondern auch Weg- 
lassen von Hinweisen auf Parallelausgaben, Neubearbeitungen 
u. dgl. gerechnet werden: hier genügt wieder eine Stichprobe 
an der Hand von MefZovs zitierter Bibliographie (z. B. wäre 
neben Minclov Nr. 73 auch MeZov Nr. 3094 u. 3095 zu nennen). 
Sobald es sich um eine Reihe einheitlicher Editionen handelt, 
kommt eine gewisse Willkür an den Tag: so z. B. ist unter 
den Ausgaben der Nr. 2102 auch diejenige in Suvorins „Billiger 
Bibliothek‘ genannt, bei Nr. 949 fehlt dagegen diese Ausgabe, 
für Nr. 582 ist auch die als Beilage zur „Niva“ erschienene 
Edition erwähnt, bei Nr. 530 und 704 ist sie jedoch weggeblieben. 
Sodann sind oft gerade die besseren oder wichtigeren Aus- 
gaben nur vorübergehend und allzu ungenau angedeutet: so 
z. B. die „Akademische“ Ausgabe der Briefe Puškins (Nr. 2102). 

Doch ist es notwendig, der Vorrede noch etwas Auf- 
merksamkeit zu schenken. Wenn diese in einer Beziehung, wie 
gesagt, Aufschlu8 über den eigentlichen Sachverhalt gibt, so 
verwischt sie in anderer Hinsicht diejenigen Grenzen des In- 
halts, die im Titel deutlich bezeichnet waren: „Notizen, Tage- 
bücher, Erinnerungen, Briefe und Reisen“. In der Vorrede 
spricht der Verfasser von „allerhand Sagen (vsjakija skazanija) 
über Rußland und russische Leute“. Das erklärt auch wohl, 
was ihn unter Nr. 23 das Buch von S. Sambinago, das genau 
genommen in gar keiner Beziehung zu seinem Thema steht, 
zu nennen veranlaßt: diese literaturgeschichtliche Unter- 
suchung behandelt und enthält im Anhang Texte der „Sagen“ 
(skazanija) von der berühmten Tatarenschlacht des Jahres 
1380. Dann hätte aber beinahe mit demselben Recht auch 
das zweite, 1907 erschienene, Buch desselben Forschers 
(Skazanie o Mamaevom poboigté), das die entsprechenden 
illustrierten Handschriften behandelt, genannt werden können. 
Dieser Gelehrte ist, nebenbei bemerkt, im Register mit dem- 
selben Schreibfehler wie im Text (Sambinalo) genannt. Es 
gibt aber auch Nummern, für die sich so leicht keine Er- 
klärung finden läßt, z. B. Nr. 4514: erstens ist nicht zu er- 
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sehen, weshalb diese kleine Geschichte der Klostergefängnisse 
überhaupt erwähnt ist (zudem ohne Zeitangabe des Druckes 
— 1905, und ohne Erwähnung, daß es eine Zusammenfassung 
früher erschienener Aufsätze ist), und zweitens, weshalb sie 
in eine Serie von Memoiren hineingeraten ist (siehe Über- 
schrift und Inhalt der Seite 85). Außerdem gehört diese Schrift 
Prugavins nach dem von Minclov angenommenen System, das 
ich noch erwähnen werde, chronologisch gar nicht in die 
fünfte Lieferung, da sie zum großen Teil Ereignisse nicht 
nur aus der Mitte des neunzehnten, sondern sogar aus dem 
achtzehnten Jahrhundert behandelt. 

Im Zusammenhang mit solchen Verschiebungen des The- 
mas müssen auch die sogenannten Berichte der Ausländer 
erwähnt werden. So erfreulich auch eine neue vollständige 
bibliographische Übersicht derselben wäre, gehören doch 
dieses Mal nicht alle in das von Minclov aufgestellte Programm 
hinein: unter Nr. 146 steht z. B. die Schrift Barezzo Barezzis, 
obgleich Minclov in der gleich nachfolgenden Erläuterung 
selbst sagt, daß diese Erzählung ‚nicht auf Grund eigener 
Beobachtungen“ verfaßt ist. Bei solcher Ausführlichkeit hätte 
aber z. B. auch die bekannte, längst übersetzte Schrift Kil- 
burgers über den russischen Handel des 17. Jahrhunderts 
erwähnt werden müssen. Barezzo ist übrigens im Register nicht 
genannt, und seine Schrift (Nr. 146) kann dort nur unter dem 
Namen des mutmaßlichen Verfassers (Possevin) gefunden 
werden. 

Von allen Zufälligkeiten wird in der Vorrede nur die eine 
berührt, daß im Buch auch einige Chroniken genannt sind, 
deren Verfasser Augenzeugen des Beschriebenen waren. Außer- 
dem wird noch eine Erweiterung des Inhalts begründet, näm- 
lich daß neben Reisen innerhalb Rußlands auch russische 
Pilgerfahrten nach dem Heiligen Land Aufnahme gefunden 
haben. Letzteres ist in ziemlich konfuser Form geschehen: 
z.B. stehen drei verschiedene Ausgaben einer solchen Wan- 
derung aus dem 17. Jahrhundert, nämlich des Gagara, an 
drei verschiedenen Stellen (Nr. 21, 205 u. 1064: letztere aller- 
dings als Nachtrag), von denen nur eine chronologisch richtig 
ist (205). Dasselbe gilt auch für die Reise Ionas’ mit dem Bei- 
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namen der Kleine (Nr. 21, 231, 1064). Hier kommt noch 
der oben besprochene Übelstand zum Vorschein: obgleich 
noch eine vierte (Nr. 232) genannt ist, so sind doch nicht alle 
Editionen dieser Schrift erschöpft (sie ist 1882 auch in den 
Pamjatniki drevnej pis’mennosti erschienen). Es sei zugleich 
bemerkt, daß dieser Iona im Register zweimal unter dem 
Beinamen (Malen’kij) zu suchen ist. Und in Fällen, wie die 
genannten, sagt Minclov nicht einmal an der chronologisch 
richtigen Stelle, daß und wo er Parallelausgaben erwähnt hat: 
eine Ausnahme findet sich allerdings unter Nr. 235 (dafür 
aber mit einem Fehler: es muß heißen „s. Nr. 314°). 

Was nun die Erläuterungen anbetrifft, so sind diese 
durchaus nicht überall ausgeführt und tragen, wo sie vor- 
handen, wie gesagt, verschiedenen, manchmal auch zufälligen 
Charakter. Zudem kommen hier eine Menge von kleinen 
Ungenauigkeiten vor: so ist z.B. Siikov (Nr. 1377) nicht 
1811, sondern 1841 gestorben, die ,,erste Ausgabe in zwei 
Banden“ der Nr. 457 dagegen nicht 1840, sondern 1810 er- 
schienen. Wenn sich diese Beispiele durch Druckfehler er- 
klären lassen, so gibt es auch andere: anläßlich Patrick Gordons 
Tagebuch (Nr. 265) wird die „erste seltene Ausgabe“ von 
Obolenskij und Posselt erwähnt, ohne Hinweis, daß es eine 
deutsche Übersetzung war. Ich bemerke bei dieser Gelegen- 
heit, daß Gordon im Register nur als „Achlevis““ vorkommt: 
ein Name, unter dem diese hervorragende Persönlichkeit des 
17. Jahrhunderts wohl kaum jemandem geläufig sein dürfte! 

Nicht ganz einheitlich gehalten sind selbst die Hinweise 
auf Seltenheiten, die noch am konsequentesten durchgeführt 
zu sein scheinen: bezeichnend ist z. B., daß bei einem Werk, 
das zweimal genannt ist, diese Anmerkungen verschieden ge- 
faßt sind (418/3 u. 458). In der Lieferung V (S.95 u. ff.) 
ist ein Teil der konfiszierten Schriften im Gegensatz zu den 
übrigen ganz unauffällig bezeichnet. In betreff der im Ausland 
gedruckten Bücher wäre zu bemerken, daß die seinerzeit 
verbotene Broschüre Tichomirovs (Nr. 4239) nachträglich vom 
Verfasser mit einigen Veränderungen doch noch in Moskau 
herausgegeben wurde (im Jahre 1895). 

Aus der ungenügenden Anzahl von Inhaltsangaben darf 
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man natürlich am wenigsten einen Vorwurf machen, aber 
einige fehlende hätten doch — um nur ein Werk zu nennen — 
der zitierten Bibliographie MeZovs entnommen werden können 
(z. B. aus Nr. 2305 für Nr. 582/6). 

Für die Anordnung des Materials ist ein chronologisches 
System gewählt. Die Übersicht sollte laut Vorrede in Ab- 
schnitte nach Jahrhunderten und ferner nach Regierungen 
zerlegt werden: der Verfasser scheint zu übersehen, daß er in 
Wirklichkeit zuerst die Teilung nach Jahrhunderten anwendet, 
sodann aber, mitten im 16. Jahrhundert, zur Rechung nach 
Regierungen übergeht, die er dann von Ivan IV (mit Aus- 
nahme der Zeit der Wirren) bis zum Schluß beibehält. Inner- 
halb der einzelnen Abschnitte (d.h. Jahrhunderte oder Re- 
gierungen) ist das Material der ersten Lieferung einfach chro- 
nologisch geordnet, soweit das natürlich mit nur vereinzelten 
Inhaltsangaben möglich ist. In den folgenden Lieferungen 
ist das Material in Gruppen zusammengefaßt, denen auch die 
Überschriften der Seiten entsprechen. Sehr unangenehm 
berührt der Umstand, daß hierbei die verschiedensten Ge- 
sichtspunkte durcheinander geworfen sind: einigen Gruppen 
liegt Stand oder Tätigkeit der Autoren zugrunde, einigen 
anderen hingegen Inhalt oder Gattung der Schriften usw. 
Jedes Dokument wird nur in dem Abschnitt genannt, für den 
es zuerst in Betracht kommt. Daher empfiehlt der Verfasser 
nachdrücklichst beim Suchen nach Quellen für eine bestimmte 
Periode auch den vorhergehenden Abschnitt zu durchblättern. 
Dieser Rat dürfte aber höchstens für den Teil des Werkes 
genügen, der nach Jahrhunderten geordnet ist. Diese Ein- 
richtung hat jedenfalls den einen Vorzug, daß das Wegbleiben 
von Wiederholungen dem Anschwellen des Buches vorbeugt. 
Aber der Verfasser bleibt seinen Absichten nicht treu: unter 
Nr. 200 und 221 ist dasselbe Werk zweimal genannt (das 
zweite Mal nur in etwas verstümmelter Form), unter Nr. 235 
und 314 ebenfalls (das zweite Mal allerdings mit Anmerkungen). 
Ferner sind, wie gesagt, nicht alle Nummern ganz folge- 
richtig eingereiht: z. B. die Memoiren Kropotkins (Nr. 4216) 
gehören eigentlich schon in den vorhergehenden Abschnitt, 
da ja die ersten Kapitel noch die Zeit Nikolaus I. behandeln, 
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was Minclov in der Inhaltsangabe überspringt. Für die Zeit 
Peters des Großen sind hingegen unter den Schriften Chanenkos 
auch Memoiren (Nr. 418/3) genannt, die erst für die Zeit 
Peters II. in Betracht kommen, wo sie dann auch wirklich zum 
zweiten Mal stehen (Nr. 458), aber ohne Wiederholung der 
notwendigen Anmerkungen. 

Den Anstrich voller Systemlosigkeit trägt die 5. Liefe- 
rung: hier kommen nicht nur zahlreiche, erst 1908 und 1909 
gedruckte Broschüren vor, sondern es werden ganz unver- 
hofft manche Neuerscheinungen der Jahre 1910 (Nr. 4516, 
4743/2), 1911 (Nr. 4574/3, 4646/2) und selbst 1912 (Nr. 4668) 
herausgerissen. Einige ähnliche Ausnahmen kommen schon 
in der 1. Lieferung vor (z. B. Nr.76, 452/6). Es ist gut, 
daß diese milde Gabe in der Vorrede nicht berücksichtigt 
wird, sonst würde sie ja ein Recht geben, nach all den 
Erinnerungen, Briefen u. dgl. zu fragen, die allein anläßlich 
der Quinquenarfeier (der Bauernbefreiung) und besonders 
der Zentenarfeier (1812) zu Dutzenden auf dem Markt preis- 
geboten wurden. So aber muß man jedenfalls für die wenigen 
von solchen Neuerscheinungen über „1812“ danken, die in 
der 2. Lieferung genannt sind (Nr. 1481, 1547: letzteres Me- 
moiren Segurs, deren alte Ausgabe grundlos unter Nr. 1404 
besonders steht). Außerdem sind in den letzten Lieferungen 
spätere Jahrgänge auch von einigen Zeitschriften (z. B. „Russkij 
Archiv‘) zitiert (also wieder im Gegensatz zur Vorrede). 

Nach allen bisherigen Bemerkungen erscheint es als voll- 
kommen natürlich, daß sich auch ganz primitive Versehen . 
finden. So ist z. B. die vom Patriarchen Iov verfaßte Lebens- 
beschreibung des Caren Feodor Ioannovié in den Abschnitt 
für die Zeit des Feodor Alekséevit hineingesetzt (Nr. 298). 
Viele Zitate sind derart gefaßt, daß sie das Auffinden der be- 
treffenden Zeitschriftennummern ziemlich erschweren dürften 
(vgl. z. B. Minclov 352/1 mit MeZov Nr. 2272 u. 2273). 

Ziemlich unerfreulich sind endlich die von M. S. Minclov 
verfertigten Register oder, richtiger gesagt, die drei Teile (für 
Lfg. I, für Lfg. II u. III, und für Lfg. IV u. V) des einen ge- 
mischten Registers (ich will sie mit Reg. I, II und III be- 
zeichnen). Die oben erwähnten eigentümlichen Beispiele 
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stehen nämlich durchaus nicht vereinzelt da. Das Nach- 
schlagen wird überhaupt in Fällen erschwert, wo es sich um 
Personen mit Doppelnamen oder Pseudonymen handelt: von 
mehreren gleichberechtigten Namen ist nur einer, gewöhnlich 
der erste, ins Register aufgenommen, die übrigen werden 
gar nicht erwähnt. Der Wanderer Grigorovié-Barskij-Plaki- 
Albov ist z. B. nur als Grigorovič (Reg. 1) zu finden, obgleich 
er im Text mehrmals Barskij genannt wird (Nr. 440), Kutuzov 
nur als Golenigéev (Reg. II) usw. Die Folgen dieser Sparsam- 
keit werden bei komplizierten Benennungen besonders fühlbar 
durch die höchst eigenartige Wahl der Stichworte, wie dies 
schon aus einigen früheren Bemerkungen zu ersehen war. 
Sehr beliebt sind z. B. geographische Beinamen: Nr. 112 (Zan 
Sovaz) ist unter Dieppskij zu suchen (Reg. I), Al’b. Vimina 
(Nr. 247 u. 252) unter Ceneda (Reg. I), Aleppskij wird übrigens 
auch im Text (Nr. 237) als Familienname (für Paul aus 
Aleppo) behandelt; im Register (I) steht er obendrein noch 
vor Alekséev. Manches Mal wird das Suchen dadurch gewisser- 
maßen erleichtert, daß dieselbe Person in einem Fall unter 
dem ersten Teil ihres Namens zu finden ist, in einem anderen 
aber unter dem zweiten: so ist für Nr. 498 Bell im Register 
(I) richtig genannt, für Nr. 405 ist derselbe Verfasser als 
D’Antermoni sogar unter D zu suchen (Reg. I). Nur unter D 
(Reg. I) steht aber der Diplomat Mersi D’ArZanto -(dafür 
jedoch mit einer verdruckten Nummer!). Schwer genug ist 
es, die orientalischen Schriftsteller im Reg. I aufzufinden (für 
Nr. 2-6): da sie nur nach Vornamen eingetragen sind, müssen 
z. B. 6 unter „Achmet“ gesucht werden. (Etwas erleichtert 
wird diese Aufgabe nur dadurch, daß auch die Übersetzer ins 
Register aufgenommen sind.) Nicht viel glücklicher ist die 
Wahl der Stichworte bei anonymen Schriften: für die alpha- 
betische Reihenfolge wird nämlich nur das Anfangswort be- 
achtet, wenn es auch eine Präposition ist, wie z. B. in Nr. 1488 
u. 1508 (Reg. II). Für eine solche Schrift (Nr. 258) ist über- 
haupt nur der Herausgeber eines Neudrucks genannt (Reg. I). 
Ferner sind auch für das Register zahlreiche primitive Ver- 
sehen charakteristisch: Worte mit der Anfangssilbe Al’ stehen 
vor denen mit All, diejenigen mit Br vor denen mit Bo (Reg. 1) 
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usw.; viele Nummern sind nicht ganz richtig (so z. B. im 
Reg. I: Bezobrazov, Lavi, J. F’omin usw.); bei P. J. Panin 
fehlt die Nr. 710 gänzlich (Reg. I). Eigentlich kann schon 
eine solche Fülle von Druckfehlern, die ja im Text nicht weniger 
zahlreich, als im Register sind, die Zuverlässigkeit eines Nach- 
schlagewerks illusorisch machen. 

So sind also des Verfassers Vorbemerkungen, daß es ihm 
wohl kaum gelungen sei, die Hälfte vom Geplanteu zu bewältigen, 
und daß durch sein, Minclovs, und anderer Autoren Ver- 
schulden sicherlich zahlreiche und verschiedenartige Fehler 
mit untergelaufen seien, durchaus nicht als captatio bene- 
volentiae zu betrachten und entsprechen ziemlich dem wahren 
Sachverhalt. Aus diesem Grunde sind die versprochenen 
parallelen Ergänzungshefte höchst erwünscht und müssen 
zweifellos umfangreich ausfallen. Am dankenswertesten aber 
wäre eine einheitliche, mit guten Registern versehene Neu- 
bearbeitung des Ganzen. 

Wenn sich nicht so viele Mängel in der Methode und 
Nachlässigkeiten in der Ausführung fänden, die sich wohl 
nur durch radikale Umarbeitung beseitigen ließen, so wäre 
ja nichts gegen Minclovs Entschluß einzuwenden, das Werk 
auch schon jetzt, noch ehe es „ins Reine geschrieben“ (v čer- 
novom vidé), zu veröffentlichen, da die Notwendigkeit einer 
derartigen Übersicht, wie er in der Vorrede richtig sagt, groß 
ist, während der vollständige Abschluß des Werkes noch jahre- 
lange Arbeit verlangen dürfte, und vielleicht sogar, wie er 
meint, über die Kräfte eines einzelnen Forschers geht. Dank 
gebührt dem Verfasser schon jetzt dafür, daß er eine so ge- 
waltige Arbeit nicht gescheut hat. 


St. Petersburg. Leo Loewenson. 


IV. Zeitschriftenschau. 
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Abkürzungen der Zeitschriften, über die berichtet wird: 


Altpreußische Monatsschrift (AM) 

Archiv für slavische Philologie (AslPh) 

Baltische Monatsschrift (BM) 

Baltische Studien (BSt) 

Biblioteka Warszawska (BW) 

Byzantinische Zeitschrift (BZ) 

Bulletin International de l’Academie des Sciences de Cracovie, classe de 
Philologie, classe d’Histoire et de Philosophie (B) 

Cesky Časopis Historicky (Č) 

Deutsche Arbeit, Monatsschrift für das geistige Leben der Deutschen in 
Böhmen (DA) 

Deutsche Monatsschrift für Rußland (DMR) 

Forschungen zur brandenburgischen und preußischen Geschichte (F) 

Hansische Geschichtsblatter (HG) 

Historische Vierteljahrsschrift (HV) 

Historische Zeitschrift (HZ) 

Istoriteskij Véstnik (IV) 

Izvestija Ministerstva Innostrannych Dél (IMID) 

Izvéstija und Zapiski der Kaiserl. Akademie zu Petersburg (IA bez. ZA) 

Journal des Ministeriums der Volksaufklärung (J) 

Kwartalnik Historyczny (KwH) 

Mitteilungen des Vereins für die Geschichte der Deutschen in Böhmen (MB) 

Mitteilungen der Sev&enko-Gesellschaft der Wissenschaften (MS) 

Mitteilungen der Ukrainischen Gesellschaft der Wissenschaften in 
Kiew (MKUG) 

Mitteilungen des westpreußischen Geschichtsvereins (MWpr) 

Mitteilungen der literarischen Gesellschaft Masowiens (MMas) 

Monatsblätter des Pommerschen Geschichtsvereins (MPom) 

Monatsblätter der Historischen Gesellschaft der Provinz Posen (MPos) 

Oberlandische Geschichtsblätter (OG) 

Pommersche Jahrbiicher (PJ) 

Przeglad Historyczny (PH) 
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Revue historique (RH) 

Rocznik tow. przyjacié] nauk poznańskich (Rtp) 

Rocznik tow. naukowego w Toruniu (RtT) 

Russkaja Mysl’ (RM) 

Russkaja Starina (RSt) 

Russkij Archiv (RA) 

Sitzungsberichte der Gesellschaft far Geschichte und Altertumskunde der 
Ostseeprovinzen RuBlands in Riga (SBRig) 

Ungarische Rundschau (U) 

Véstnik Evropy (VE) 

Vierteljahrsschrift für Sozial- und Wirtschaftsgeschichte (VSW) 

Zapiski towarzystwa toruńskiego (ZapTT) | 

Zeitschrift des Vereins für die Geschichte Schlesiens (ZSch) 

Zeitschrift des historischen Vereins für den Regierungsbezirk Marien- 
werder (ZMar) 

Zeitschrift der historischen Gesellschaft der Provinz Posen (ZP) 

Zeitschrift des Vereins für Geschichte und Altertumskunde des Erm- 
landes (ZE) 

Zeitschrift des WestpreuBischen Geschichtsvereins (ZWpr) 

ZG. u. KG. Öst.-Schl. = Zeitschrift f. Gesch. u. Kulturgeschichte Oster- 
reich-Schlesiens (Troppau). 


Die Chiffern der Mitarbeiter bedeuten: 


Landesarchivdirektor Prof. Dr. B. Bretholz in Brünn; 
Prof. Dr. Leop. K. Goetz in Bonn; 
Prof. Dr. Otto Hoetzsch in Berlin; 
Prof. Dr. M. Korduba in Czernowitz; 
Dr. A. Kunkel in Posen; 
. = Prof. Dr. U. Lehtonen in Helsingfors; 
Dr. L. Löwenson in Petersburg; 
Oberlehrer Arthur Luther in Moskau; 
= Ritterschaftsarchivar Dr. Paul Baron v. d. Osten-Sacken 
in Reval; 
= Archivrat Dr. J. Paczkowski in Berlin; 
. R. = Dr. Walter Recke in Danzig; 
= Dr. Richard Salomon in Berlin; 
. S. = Prof. Dr. Schybergson in Helsingfors; 
e. = Prof. Dr. H. Uebersberger in Wien; 
= Dr. Erich Zechlin in Posen. 
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I. Allgemeines. 


U. Vormongolisches Rußland. 


Die Bevölkerungsverhältnisse der grie- 
chischen Kolonien an der Nordküste des 
Pontus Euxeinos. 


Historiallisia Tutkimuksia, 1913, S. 52—69. 

Dr. Lauri O. Th. Tudeer, der zurzeit mit einer Darstellung 
der Geschichte Olbias beschäftigt ist, hat in einem Aufsatze ‚Pürteitä 
kansallis nusolvista e kustanmeren pohjoisrannikon helleniläisissä siirto- 
kunnissa‘‘ (in der obengenannten Publikation) hauptsächlich auf der Grund- 
lage des epigraphischen Materials eine Übersicht über das Auftreten 
nichtgriechischer Elemente in den griechischen Kolonien im heutigen 
Süd-Rußland gegeben. Nach einer kurzen allgemeinen Darstellung der 
Bevölkerungsverhältnisse in Skythien beim Beginn der griechischen 
Kolonisation und der späteren Veränderungen daselbst zeigt der Verf., 
wie die freie Bevölkerung in den Städten anfangs rein griechisch gewesen 
ist. Das Eindringen von Nichtgriechen unter den Bürgern beginnt zu 
verschiedener Zeit in den Städten, zuerst in den östlichen Städten 
(im Regnum Bosporanum), wo wenigstens schon im 3. Jahrh. v. Chr. 
Barbarennamen in den Bürgerlisten auftreten (in Gorgippia und Nym- 
pheum), während in den westlichen Städten (Tyras, Olbia) etwa bis Christi 
Geburt die freie Bevölkerung ungemischt griechisch ist. In den Jahr- 
hunderten nach Christi wächst das barbarische Element der Bevölkerung 
in den Städten des Regnum Bosporanum rasch, und ebenso ist in dem 
nach dem Getensturm neuerrichteten Olbia die Bevölkerung stark ge- 
mischt. Eine Sonderstellung nimmt Chersonesus Taurica ein, wo schon im 
4. und 3. Jahrh. v. Chr. einzelne ungriechische Namen unter den Bürgern 
auftauchen, wo aber das barbarische Element auch später im Verhältnis 
zu den übrigen Städten nicht in bemerkenswertem Grade wächst. — 
Den Hauptteil der nichtgriechischen Namen bilden, wie natürlich, die- 
jenigen iranoskythischen Ursprungs. Unter diesen scheinen jedoch ver- 
schiedene Sprachen oder Dialekte zu sondern zu sein, wenigstens stehen 
einerseits die Namen in Phanagoria und Gorgippia, anderseits diejenigen 
von Olbia und Tanais in einem gewissen Gegensatze zueinander. Außer 
den iranoskythischen Namen sind in der Namengebung kleinasiatische 
Einflüsse wahrzunehmen, so in der großen Anzahl der sogenannten „Lall- 
namen“ und im Auftreten von Doppelnamen, die durch ein ô xal verbunden 
sind. Eine gewisse Bedeutung erlangen in der Kaiserzeit die römischen 
Namen, deren Träger zum Teil Römer sind, zum Teil aber Griechen oder 
Barbaren. Thrakische Namen kommen vereinzelt im Regnum Bospo- 
ranum früh vor, in Olbia und in andern Städten in der Kaiserzeit. Jüdi- 
schen Einfluß beweisen gewisse Thiasoi, auch einige jüdische Namen 
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kommen vor, und auch einige Perser und andere sind in den Inschriften 
genannt. U. L. 


III. Die Moskauer Periode. 

Carevié Dimitrij. 

RSt 1913, IV, 30—32. 

J. S. Beljaev polemisiert gegen Svétozarov, über dessen Abhandlung 
im letzten Hefte der Zeitschrift referiert wurde. Svétozarov hatte be- 
hauptet, die Anschauung, daß Dimitrij Selbstmord verübt habe, gewinne 
immer mehr Anhänger und sei auch durch die Untersuchung Béljaevs 
bekräftigt worden. B. bestreitet dies; er ist der festen Überzeugung, 
daß Dimitrij ermordet worden ist; er hat gerade im Gegenteil behauptet, 
daß er die Untersuchungsakten für echt hält. Einen neuen Beweis für 
seine Ansicht sieht er in dem Testamente des Andrej Aleksandrovit Nagoj, 
eines der Augenzeugen des Ereignisses zu Uglit. 

Nagoj hat bei der Untersuchung ausgesagt, daß man den Carevit 
ermordet habe, und dieselbe Angabe macht er 25 Jahre später in seinem 
Testament, wo ihm wirklich daran gelegen sein mußte, die Wahrheit zu 
sagen. W.R. 


1598—1643. Die Zeit der Wirren und der 
Gangihrerhistorischen Deutung. 


Golos Minuvsago, 1913, Nr. 2, 5—89. 

V. Piceta verfolgt diese Entwicklung in Hauptumrissen von den 
theologisch-moralischen Darstellungen des 17. Jahrhunderts bis auf die 
grundlegende Auffassung V. O. Kljutevskijs, an die sich das umfassende 
Werk S. F. Platonovs reiht, und schließt mit der Darlegung des materia- 
listischen Versuchs von M. N. Pokrovskij. L.L. 


Historische Volkslieder. 

J 1913, Juli 1—19, 20—40. 

Vsevolod Miller, der eine Sammlung der russischen historischen 
Volkslieder des 16. und 17. Jahrhunderts vorbereitet, setzt sich mit einem 
kürzlich erschienenen Buche von S. K. Sambinago: „Die Lieder- 
Pamphlete des 16. Jahrhunderts“ über die chronologische Einordnung 
und die Interpretation einiger auf Ivan Groznyj bezüglichen Lieder aus- 
einander. (,,Uber den Nachklang von Ereignissen aus der Regierungszeit 
Ivans Groznyj in einigen Liedern“). — In einer ebenfalls durch Šambinago’s 
Buch veranlaBten Abhandlung beschäftigt sich Boris Sokolov mit einem 
der beliebtesten dieser Lieder, das den unglücklichen Kampf des „kühnen 
Helden Mamstrink Temgriukovit‘ mit einem russischen Kampen erzählt. 
Mamstrink, der „Tatar“, wie er in dem Liede spöttisch genannt wird, 
ist eine historische Persönlichkeit, ein Bruder der zweiten Gattin Ivans 
des Schrecklichen, der Tscherkessenfürstin Maria Temgriukovna. 
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Die von Sambinago vorgenommene Identifikation mit Michael Tem- 
griukovit, dem jüngsten Schwager Ivans, ist, wie Sokolov zeigt, nicht zu 
halten; Mamstrink ist vielmehr der zweite von den drei Söhnen des Fürsten 
Temgrink. Alles bekannte Material zur Geschichte dieses Mamstrink hat 
Sokolov in seiner Abhandlung zusammengestellt; seine Annahme, daß 
das Lied sich auf den einzig erwähnten Aufenthalt Mamstrinks in der 
Alexandrovskaja Sloboda im Jahre 1565 beziehe, ist wohl richtig. R. S. 


Handelsgeschichte. 


J 1913, Juli, 99—113. 

A. Tiščenko gibt „einige Bemerkungen über die Bedeutung der Halb- 
insel Kola für den russischen Handel des russischen Nordens im 16. Jahr- 
hundert“. Er kommt dabei nur in wenigen Punkten über das hinaus, 
was bereits V. A. Kordt in seiner Publikation über die russisch-nieder- 
ländischen Beziehungen bis zum Jahre 1631 (Sbornik der kaiserlich russi- 
schen historischen Gesellschaft, Bd. 116, 1902) festgestellt hat. Eine kom- 
merzielle Wichtigkeit erlangte die entlegene Halbinsel und speziell ihre 
fischreiche Nordküste, die „Murmanküste‘“, erst durch die 1533 erfolgte 
Gründung des Klosters Pečenga im äußersten Nordwesten des russischen 
Territoriums, hart an der Grenze der norwegischen Landschaft Sydvaran- 
ger. Die endlosen Grenzstreitigkeiten mit Dänemark sind bekannt genug; 
für unsere Frage ist es nur von Interesse, daß gerade die Schikanen des 
dänischen Vogtes auf Vardö, dem vorgeschobensten Posten Norwegens, 
den Mönchen von Petenga Veranlassung gaben, selbständig Handels- 
verbindungen mit einer Antwerpener Kompagnie anzuknüpfen, die seit 
1565 mehrfach Schiffe direkt an die Murmanküste entsandte. Ein etwas 
später unternommener Versuch der Niederländer, von dort aus durch 
das Weiße Meer und weiter auf Fluß- und Landwegen nach Moskau vorzu- 
dringen, offenbar, um dem niederländischen Handel mit Umgehung der 
gewöhnlichen Stapelplätze, Narva, Novgorod, Pskov, eine eigene Ein- 
gangspforte ins Russische Reich zu öffnen, ist zwar geglückt, aber soviel 
wir sehen, ohne nennenswerte handelspolitische Folgen geblieben. Die 
Gründung von Archangelsk (1584) lenkte den Handel bald in andere 
Bahnen. — Unsere Hauptquelle für diese Verhältnisse — denn die von 
Tistenko mit herangezogenen Handelsbücher (Zapiski russk. archeol. 
ob:cestva I, 1851) scheinen nicht viel zu ergeben — ist der unter dem 
Namen eines Holländers Simon von Salingen in Büschings „Magazin für 
die neue Historie und Geographie“ VII (1773), S. 339 gedruckte deutsche 
„Bericht de anno 1591 wegen der Landschaft Lappia“. Simon von Salingen 
ist in den 60er Jahren des 16. Jahrhunderts als Agent der oben erwähnten 
Antwerpener Firma an der Murmanküste tätig, zwanzig Jahre später 
erscheint er bei Verhandlungen zwischen Dänemark und Rußland in däni- 
schen Staatsdiensten. Ob er selbst der Verfasser des höchst anschaulichen 
und lebendigen, wenn auch im Ausdruck vielfach dunklen Berichtes ist, 
muß dahingestellt bleiben; Kordt und Tiščenko haben Büschings Angabe 
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unbedenklich übernommen; und eine Nachprüfung wird schwierig sein, 
da B. seine Quelle nur in ganz vagen Ausdrücken anführt. Von wichti- 
gen Einzelheiten des Berichts hat Tistenko mit Recht die Erwähnung 
einer verschollenen Geschichtsquelle aus dem nördlichsten Rußland hervor- 
gehoben. S. 343 beruft sich der Berichterstatter auf „Fedor Zidenov zu 
Candelax (Kandalakša am westlichsten Punkte des Weißen Meeres), der 
für einen russischen Philosophen gehalten wurde, dieweil er Historien von 
Correllandt (Karelien) und Laplandt geschrieben, auch sich unterstände, 
die Carellische Sprach in Schrifft zu bringen, die nie kein Mensche ge- 
schrieben hatte. So ließ er mich daß Alphabet sehen, vnd Schrifft, den 
Glauben und Vater unser, und auch außgelegt, von ihm selbst gepracti- 
siret etc.“. R. S. 


IV. Peter der Große und die Nachfolger bis 1762. 


1724 Requéte-Meister und Senat. 

RSt 1913, IV, 172—177. 

M. Pomerancev berichtet aus bisher unveröffentlichtem Material aus 
dem Moskauer Archiv des Justizministeriums über eine interessante Epi- 
sode aus der Geschichte des Senats. Peter der Große hatte zur Aufsicht 
über die Kollegien und zur Entgegennahme von Bittschriften und Be- 
schwerden das Institut des Requéte-Meisters geschaffen, das dem Senate 
aggregiert war. Der Requéte-Meister war den Senatoren koordiniert. 
einigen von ihnen aber, die zugleich Prasidenten von Kollegien waren, 
im gewissen Sinne übergeordnet. Dadurch ergaben sich viele Unzu- 
träglichkeiten, die den Vorsteher dieser Behörde, der wegen der uner- 
wünschten Aufsicht schon an sich nicht gern gesehen wurde, nur noch 
unbeliebter machen. Wieweit man von Seiten des Senats in der Schika- 
nierung des unbequemen Aufpassers ging, wie man sich bemühte, ihn 
geradezu in der Ausübung seines Amtes zu hindern, zeigen die von Pome- 
rancev mitgeteilten Auszüge aus dem Tagebuche des ersten General- 
Requöte-Meisters V. K. Pavlov. 

Zu der am 7. Mai 1724 zu Moskau stattfindenden Krönung der Carin 
Katharina begab sich auch der Senat und die zu ihm gehörenden Behörden 
nach Moskau. Als Pavlov mit seinem Bureau in Moskau am 7. März ein- 
traf, fand er die von ihm früher benutzten Räume besetzt. Er wandte 
sich an den Senat mit der Bitte, ihm seine früheren Diensträume anzu- 
weisen, doch dieser verwies ihn an den General-Prokureur, der allein zu- 
ständig sei. Der General-Prokureur behauptete, die Räume dringend 
nötig zu haben, und der General-Requéte-Meister möge sich andere aus- 
suchen. Auf seine wiederholte Bitte wurde Pavlov an den Moskauer Vize- 
Gouverneur Voejkov verwiesen. Aber dieser fuhr ihn hart an und jagte 
ihn zur Tür hinaus. Nun wandte sich Pavlov abermals an den General- 
Prokureur; aber dieserlehnte es rundweg ab, mit ihm weiter zu verhandeln, 
da er mit ihm verfeindet sei. Fast bei jeder Senatssitzung brachte Pavlov 
seinen Antrag vor, und immer wieder verwiesen ihn die Senatoren an den 
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General-Prokureur, von dem sie genau wußten, daß er Pavlovs Bitte nicht 
erfüllen werde. Endlich erreichte er es jedoch, daß der Senat ihm am 
15. April, also fünf Wochen nach seiner Ankunft in Moskau, Diensträume 
anwies. Doch auch hierin lag eine Schikane; denn man hatte ihm die 
Räume möglichst weit von dem Dorfe Pokrovskoe, wo der Senat seine 
Sitzungen abhielt, angewiesen, so daß Pavlov zweimal am Tage einen 
weiten zeitraubenden Weg zurückzulegen hatte. Abermals wurde er bei 
dem Senate vorstellig, der aber jetzt nur Spott und Hohn für ihn hatte. 
Über den Ausgang der Angelegenheit ist nichts überliefert. Als nach 
einem Jahre Peter die Augen schloß, da war Pavlov einer der ersten, die 
dem neuen Regime weichen mußten. W. R. 


1708/10. Posoškov. 

RSt 1913, V, 425—428. 

M. Kločkoo veröffentlicht aus den Akten des Marineministeriums 
ein Dokument von Posoškovs Hand, das in doppelter Weise von Bedeu- 
tung ist. 

Zunächst klärt es uns über die Tätigkeit P.s in den Jahren 1708—1710 
auf, aus denen wir nur die aus einem Irrtum entstandene Resolution 
Menšikovs hatten: ,,Poso3kov ist im Rathause des Diebstahls überführt 
worden‘ (21. März 1708). 

Jetzt wissen wir, daß PosoSkov im Jahre 1708 zum zweiten Male 
verbessernd in das Münzwesen eingegriffen hat. In der genannten Denk- 
schrift macht er Vorschläge, wie man der Falschmünzerei, die bedenklich 
um sich gegriffen hat, Einhalt gebieten kann, ‚so daß es unmöglich ist, 
Geld in den Privathäusern zu gießen oder zu prägen“. W. R. 


1716—1728. Nicolas Pinaus Tätigkeit in 


Rußland. 

Starye Gody, 1913, Mai, 3—21. 

Denis Roche (Roš) gibt — zum Teil nach archivalischen Quellen — 
eine Aufstellung und zahlreiche Reproduktionen der Arbeiten und Ent- 
würfe, die der französische Bildhauer und Architekt am Petersburger 
Hofe machte. L. L. 


V. Katharina II. 


Zensurunter Katharina II. 

RSt 1913, VI, 624—628. 

Einen Beitrag zu den Abwehrmaßregeln der russischen Regierung 
gegenüber der französischen Revolution liefert die kleine, aus dem Mos- 
kauer Archiv des Justizministeriums geschöpfte Abhandlung von N. Vy- 
socktj. 

Der Oberstkommandierende in Moskau, Fürst Prozorovskij, war der 
Tatsache auf die Spur gekommen, daß in Rußland Kupferstiche, welche 
die Hinrichtung Ludwigs XVI. darstellten, verbreitet wurden. Er er- 
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mittelte, daß der Inhaber der Universitatsdruckerei sich einen Abzug aus 
Petersburg, wo man sogar in den Zeitungen eine Subskription zum Abdruck 
dieses Kupferstichs eröffnet habe, hatte kommen lassen, um ihn seinerseits 
zu vervielfaltigen. Prozorovskij unterzog den Inhaber der "Druckerei 
einem strengen Verhör, nahm ihm Druckplatte und Kupferstich ab und 
entließ ihn, nachdem er ihm ein strenges Schweigegebot auferlegt hatte. 
Dann berichtete er ausführlich der Carin, über deren Maßnahmen aber 
nichts überliefert ist. W. R. 


Metropolit Gavrijl. 

RSt 1913, VII, 95—102. 

Die von N. Laškov aus dem Klosterarchiv zu Rostov mitgeteilten 
„Materialien zur Lebensgeschichte“ sind Reskripte und Ukaze Katha- 
rinas IJ. und Pauls I. aus den Jahren 1765—1800, die alltägliche Fragen 
berühren und keinen besonderen Wert für die Forschung haben. W. R. 


18.—19. Jahrh. Zur Geschichte der Aus- 


länder in Rußland. 

Starye Gody, Juli-September, 1911 u. 1912. 

Die seit 1907 erscheinende gediegene kunsthistorische Zeitschrift 
„Starye Gody“ pflegt für die Monate Juli bis September eine umfang- 
reiche Lieferung mit einheitlichem Inhalt zu bringen. 1914 war diese 
Spezialnummer „Ausländische Künstler des 18. Jahrhunderts in RuB- 
land‘ betitelt und berührte somit eins der interessantesten Gebiete aus der 
russischen Kulturgeschichte — nämlich die Geschichte der Ausländer, die 
in ihrer Gesamtheit noch immer der Bearbeitung harrt und ein so kom- 
pliziertes Problem darstellt (an seine wissenschaftliche Lösung trat als 
einer der ersten A. Brückner heran), daß sich jeder noch so kleine 
Beitrag nützlich erweisen kann. Die Sommerlieferung 1912 bildet ge- 
wissermaßen eine Fortsetzung derjenigen vom Vorjahr. 

Der mit Anmerkungen überaus reichlich versehene Aufsatz von 
Baron N. Wrangell (S. 5—94) betrifft die ausländischen Maler — Fran- 
zosen, Deutsche, Italiener, Schweden, Dänen, Englander, — dle im Laufe 
des 18. Jahrhunderts vorübergehend oder dauernd in Rußland wirkten. 
In der Einleitung charakterisiert W. die Völker- und Kulturmischung, 
die sich in Rußland im 18. Jahrh. abspielte, unterschätzt aber 
dabei offenbar die westlichen Elemente vor Peter dem Großen. Auch 
manche Urteile über die allgemeine Bedeutung der einzelnen Kultur- 
einflüsse, z. B. über Franzosensympathie und Deutschenabscheu, müssen 
mindestens durch die eine Erwägung eingeschränkt werden, daß die 
unteren Schichten des russischen Volks auch im 18. Jahrh. den westlichen 
Nationalitätengegensätzen sicherlich verständnislos gegenüberstanden. 
Eine Fortsetzung dieses langen Aufsatzes enthält die Sommerlieferung 
1912 (S. 5—50): W. bespricht hier die bekannteren Künstler der ersten 
Hälfte des 19. Jahrh. Auch dieser Teil ist mit einigen Betrachtungen über 
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den Werdegang russischer Kultur verflochten. Im Laufe dieser andert- 
halb Jahrhunderte waren am zahlreichsten und bedeutendsten die fran- 
zosischen und deutschen Maler, die in der Stärke des Einflusses einander 
mehrfach ablösten. Weniger nachhaltend war die Wirkung der Italiener, 
von denen mehrere, nebenbei bemerkt, sich der Umgebung assimilierten. 
Die übrigen oben genannten Nationen waren nur durch wenige Maler ver- 
treten, wobei die Engländer erst seit dem Ende des 18. Jahrhunderts her- 
vortreten. 

Nur eine sehr kleine Ergänzung zu W.s Arbeit bildet die kurze Mit- 
teilung von Denis Roche (1912, S. 97—104) über die Studienbilder des 
französischen Obristen Langlois für die von ihm erfundenen Schlachten- 
panoramas und für andere Darstellungen aus dem Kriege 1812. Dasselbe 
gilt von der Notiz Bärenstamms (1912, S. 174—177) über die Handschrift 
des Malers Lagrinée (des älteren) in der Bibliothek der Petersburger 
Akademie der Künste. 

Den italienischen Dekorationsmalern, die seit dem zweiten Drittel 
des 18. Jahrhunderts in Rußland eine rege Tätigkeit entfalten konnten, 
widmet einige Seiten V. Kurbatov (1911, S. 114—124), und S. Jaremié 
fügt dem einige Worte über die damalige Bühnenausstattung hinzu 
(S. 125—131). Baron A. Félckersahm, der schon einige Beiträge zur Ge- 
schichte der Gold- und Silberschmiedekunst lieferte, richtet seine Auf- 
merksamkeit diesesmal speziell auf die ausländischen Gold- und Silber- 
schmiede des 18. Jahrhunderts (1914, S. 95—113). Der genaueren Be- 
sprechung hervorragendster Meister gehen einige wertvolle statistische 
Angaben vorauf, die für Petersburg durch die Akten der besonderen Zunft 
für ausländische Meister — 1714 organisiert, 1721 und 1722 allerhöchst 
bestätigt — geboten werden. Am zahlreichsten waren Deutsche: von 
1714 bis 1800 trafen direkt aus Deutschland annähernd 300 ein, während 
aus allen übrigen Ländern zusammen nur 250 kamen; wenn man aber die 
Deutschen aus den baltischen Provinzen, Finnland, Straßburg usw. hin- 
zurechnet, so steigt die Zahl der deutschen Meister auf 400 gegen 150 
anderer Nationalitäten. 

Vom Jahr 1750 ab werden die Angaben über den Abstammungsort in 
den Listen der Meister und Gehilfen genauer: es kamen nach Petersburg 
aus Danzig 17, Berlin 7, Dresden und Lübeck je 5, Frankfurt a. M. 4, 
Hamburg, Königsberg und Stralsund je 3, Bayreuth, Leipzig und Mainz 
je 2 und je 4 aus Breslau, Suhl, Trier, Biberach, Rostock, Hildburghausen, 
Schleswig, Greifswald, Braunschweig, Koblenz, Pasewalk, Schaffhausen, 
Hanau, Dessau, Neubrandenburg und Erfurt. Ferner sind genannt ohne 
Angabe des Orts aus Sachsen 12, Preußen und Holstein je 4, Bayern 2, 
Pfalz und Mecklenburg je 1. 

Dazu gehören deutsche Meister aus Reval 15, Petersburg und Riga 
je 7, Moskau 5, Warschau, Narva und Pernau je 3, Dorpat und Mitau je 2, 
Goldingen 1, Livland 2 und Ingermanland 1. 

Die zweite Stelle gehört den Schweden: zuerst — bis 1750 — waren 
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es nur 10, aber nachher — bis 1780 — kommen nach Petersburg gegen 
400. Die Angaben fir sie sind sehr mangelhaft: auf Grund von Namen 
meint F., daB es 100 Schweden und 12 Finnlander waren. Auch unter 
ihnen waren russische Untertanen, aber diese schlossen sich ebenso wie die 
Deutschen der ausländischen Innung an. Von einzelnen Städten kann 
man angeben, daß aus Vyborg 5 waren, Stockholm und Helsingfors je 4, 
Gotenburg, Frederiksham Keksholm, Willmanstrand, und Äbo je 3, 
Lowisa und Nieuköping je 2, Karlskrona, Karlsstadt, Enköping, Tava- 
stehus, Saksola, Sundsvall, Usikirki und Lahti je 1. Zwei sind als Nor- 
weger bezeichnet. 

Frankreich sandte, wie F. bemerkt, viel weniger Meister, als man 
gewöhnlich annimmt und als man erwarten könnte: bis 1750 kamen 6, 
von 1750 bis 1800 — 39, darunter aber 6 Schweizer aus Genf, 3 Elsässer 
aus Straßburg und 2 Belgier. Einige gehörten der Berliner Hugenotten- 
kolonie an. Aus Paris waren 28. — Engländer gab es ganz wenig: 3 bis 
4750 und noch 3 bis 1800. — 18 Dänen kamen erst zwischen 1750 und 
4800. — Aus Holland waren 6 Mann, — aus Österreich — 11: 5 aus Böh- 
men, je 2 aus Wien und Prag, je 4 aus Krakau und Laibach. — Je 1 Meister 
gaben Rom, Konstantinopel und Armenien. 

Die übrigen Arbeiten der beiden Hefte betreffen das Schaffen der 
ausländischen Architekten. Igor Grabar, der Herausgeber der viel- 
bändigen „Geschichte der russischen Kunst“, gibt (1911, S. 132—150) 
eine kurze, aber inhaltreiche Schilderung der Zeit Peters des Großen, wo- 
bei er die historisch richtige Ansicht vertritt, daß diese Periode in der 
Ausländerfrage im Vergleich zur früheren Entwicklung durchaus keinen 
Sprung bedeutete. Der zweite Aufsatz desselben Verfassers (1912, S. 68 
bis 96) handelt weniger von den Werken ausländischer Architekten unter 
Alexander I., als von der französischen Vorgeschichte des frühen russi- 
schen Klassizismus. Bei Besprechung der Mitte und zweiten Hälfte des 
18. Jahrh. beachtet V. Kurbatov (1911, S. 151—173) in den Schöpfungen 
der Ausländer hauptsächlich die Anfänge und die Entwicklung des neu- 
klassischen Stils. Hieran schließen sich seine Betrachtungen über ,, Klassi- 
zismus und Empire“, haben aber für die Geschichte der Ausländer wenig 
Interesse (1912, S. 105—119). | 

Die besprochenen Aufsätze sind reich illustriert. Für einige Arbeiten, 
wie diejenigen von Wrangell, Fölkersam, Grabar, in der Lieferung 1911, 
ist auch archivalisches Material herangezogen. Es sei hier noch bemerkt, 
daß dieses Heft (S. 178—183) eine Liste — etwa 90 Titel — ausländischer 
Werke des 18. Jahrh. enthält, in denen Rußlands Kunst und Denkmäler 
erwähnt werden. L. L. 


VI. Rußland im 19. Jahrhundert. 


1781—1819. Aug. v. Kotzebues Beziehungen 
zu Rußland. 
Golos Minuvsago, 1913, Nr. 2, 40—81. 
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A. Cebysev beleuchtet in einer Untersuchung über die dem „Drama 
zu Mannheim“ voraufgegangenen Stimmungen und Geschehnisse, die 
Beziehungen Kotzebues zu Rußland und bemerkt in der Einleitung, er 
habe das Material hierzu in den Petersburger Archiven der Staats- und 
Auswärtigen Angelegenheiten schon 1909 gesammelt, noch ehe in der 
Deutschen Revue (Juni) 1910 der Aufsatz von S. M. Gorjainov „August 
von Kotzebue, als literarischer Kommissar der russischen Regierung“ 
erschien. L. L. 


1803. Tagebuch Dumontsüberseinen Zu 


enthaltin Rußland. 

Golos Minuvdago, 1913, Nr. 2, 143—164; Nr. 3, 80—108; Nr. 4, 
124—144. 

Pierre Etienne Louis Dumont — der bekannte Mitarbeiter Mirabeaus 
und Benthams — verweilte in Petersburg nicht nur ein Jahr lang als Pastor 
der reformierten Kirche (1784—1785), sondern kam auch später noch hier- 
her. S. Gorjainov gibt eine — teils freie, teils wortgetreue — Übersetzung 
des in der Genfer Bibliothek aufbewahrten Tagebuchs Dumonts über 
dessen Petersburger Aufenthalt im Jahre 1803. 

Wenn diese Reisebeschreibung auch manche von andern Ausländern 
schon erwähnte Tatsachen bringt, so zeichnet sie sich jedenfalls durch ihre 
Eigenschaften, wie der Übersetzer treffend bemerkt, vor vielen Berichten 
über Rußland aus. — Die Beobachtungen Dumonts sind allseitig und tief: 
er tzerührt ständig Fragen der Verwaltung, Justiz und Volkswirtschaft 
und spricht mit gleichem Interesse von Erziehung, Bildung und Theater. 
Die Kenntnisse, die er durch eigene Anschauung zu erwerben Gelegenheit 
hatte, erweiterte Dumont im Umgange mit Staatsmännern, Künstlern und 
Gelehrten, ganz abgesehen von der Auskunft, die ihm seine zahlreichen, 
in Petersburg längst ansässigen und angesehenen Verwandten gaben. 
Mit Rosenkampf und Speranskij hatte er z. B., für die Ideen Benthams 
wirkend, wiederholt lange Unterredungen. Er sammelt jedoch sein Ma- 
terial keineswegs kritiklos und meidet unzuverlässige Anekdoten, wie auch 
nichtssagende persönliche Erlebnisse ins Tagebuch einzutragen. Für die 
Tagesereignisse hat er ein scharfes Auge und ist stets bemüht, alles ganz 
wahrheitsgetreu zu fixieren. Bemerkenswert ist dabei der nachsichtige und 
wohlwollende Ton. Die Schlüsse, die er aus Vergleichen mit andern 
Ländern zieht, fallen manchesmal zugunsten der russischen Verhältnisse 
aus, wie z. B. bei der Schilderung des Straßenverkehrs während der 
Zentenarfeier der Stadt Petersburg. Reminiszenzen aus der Zeit Pauls 
sind naturgemäß recht zahlreich. Die Erzählung von der Ermordung des 
Kaisers hat die Redaktion übrigens weggelassen, da sie nichts Neues bringt. 

Außer zahlreichen Anmerkungen enthält die Arbeit Gorjainovs noch 
eine kurze Biographie Dumonts und seiner Petersburger Verwandtschaft 
bis 1803 und einige wenige in der Petersburger öffentlichen Bibliothek 
befindliche Reste des Briefwechsels, der sich nach D.s Abreise zwischen 
ihm und einigen Würdenträgern über Bentham entspann. L. L. 


7* 


100 Zeitschriftenschau. 


Tagebuch des Staatssekretärs Villamov 
von 1810. 

RSt 1913, IV, 20—29; V, 261—270; VI, 447—454; VII, 5—12. 

Bemerkenswert sind die Äußerungen der Kaiserin-Mutter zu Villamov 
über das Verhältnis des Kaisers zur Natalie NarySkina aus Anlaß des 
Todes der Zinaida NarySkina, Tochter des Kaisers. Marja Feodorovna 
hat volles Verständnis für die Schwäche ihres Sohnes. Die Kaiserin Elisa- 
beth sei selbst Schuld daran, daß sich der Kaiser von ihr abgewendet habe; 
sie habe ihn brüsk von sich gestoßen. Alexander habe seine Gattin immer 
geliebt und geachtet und stehe noch jetzt unter ihrem Bann. 

Im Juni- und Juliheft erwähnt Villamov noch eine andere inter- 
essante Angelegenheit der kaiserlichen Familie. Eines Tages kommt die 
Kaiserin Marja Feodorovna in großer Aufregung zu Villamov und sagt: 
„Denken Sie sich, wie es mir ergeht!“ Dann erzählt sie, daß die Groß- 
fürstin Ekaterina Pavlovna beabsichtige, ihre Mitgift der Kasse des Findel- 
hauses zu entziehen, um sie in die Kasse der Staatsschuldentilgung zu 
geben. Durch diese Operation gewinne sie eine halbe Million baren Geldes 
oder eine Million in Assignaten. Maria Feodorovna ist der Ansicht, daß 
die Operation nicht ganz angemessen sei und zudem auch dem Ehekontrakt 
widerspreche. Sie beauftragt Villamov, in diesem Sinne eine Denkschrift 
für den Kaiser abzufassen, damit das Projekt nicht zur Ausführung komme. 

Villamov beginnt seine Denkschrift mit der Ausführung, daß es einen 
schlechten Eindruck auf das Publikum machen müsse, wenn eine so 
hochgestellte Persönlichkeit wie die Großfürstin sich mit einer Geld- 
operation, die man Agiotage nenne, befasse. Nach den Bestimmungen 
des Heiratskontraktes dürfe die Mitgift nur bei einer Bank stehen; die 
Staatsschuldentilgungskasse sei aber keine Bank. Einige Tage darauf hat 
Villamov wegen der Denkschrift eine Audienz beim Kaiser. Dieser ist 
etwas unangenehm berührt von den Ausführungen; er nimmt entschieden 
für seine Schwester Partei. Zwar müsse man die Finanzoperation eine 
Agiotage nennen, aber er sehe darin nichts Unpassendes. Denn was der 
Staat einer Privatperson erlaube, das könne auch die Großfürstin tun. 
Die Bestimmung seines Vaters, daß die Mitgift bei einer Bank ruhen solle, 
sei nur zu dem Zwecke getroffen worden, um die Mitgift sicherzustellen, 
nicht aber, um zu verhindern, daß sie auf rechtmäßige Weise vergrößert 
werden könne. Bei der Staatsschuldentilgung sei ein Verlust nicht möglich, 
da der Staat garantiere. Und auch im Interesse der Erben könne nichts 
gegen die Absicht der Großfürstin gesagt werden, da ja das Erbe nur noch 
vergrößert werde. W. R. 


1812. Die gesellschaftlichen Stimmungen. 

Novyj Zurnal dlja vsech, 1912, Nr. 9, 88—95. 

O. Kornilovid korrigiert die althergebrachten einseitigen Vorstellun- 
gen von der allgemeinen patriotischen Begeisterung durch einen knappen, 
aber überzeugenden Hinweis auf dasjenige, namentlich in den 9 Bänden 
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von Stukin gesammelter „Papiere‘‘ enthaltene, Material, das die Bauern- 
unruhen, Meutereien, Plünderungen, die Mißbräuche der Beamten, die 
Befürchtungen und den Argwohn der Regierung betrifft. L. L. 


1812. Französische Soldatenbriefe aus 


Rußland. 

RSt 1913, V, 420—424. 

N. Treskina teilt in russischer Übersetzung einige Briefe französischer 
Soldaten und Offiziere mit, die in Hamburg aufgefangen wurden, weil 
man die zum großen Teil ungünstigen Nachrichten nicht nach Frankreich 
gelangen lassen wollte. Die Briefe stammen aus den Monaten Oktober 
und November und zeigen, wie stark die Stimmung gesunken war. Be- 
sonders interessant sind die Briefe des Generals Barraguay d’Hilliess. 
Am 31. Oktober schreibt er: ‚Alle diese Marsche bei der Verfolgung der 
russischen Hauptarmee ohne die Möglichkeit, sie zu erreichen, erschöpfen 
nur die Truppen. Da sie noch keinen Schuß haben tun können, geraten 
die Soldaten leicht in Schrecken vor den Kosaken, welche den Krieg nach 
Art der Mameluken führen: sie umzingeln die Truppen, wobei sie wilde 
Schreie ausstoßen. ... Alle Soldaten bis zum letzten sehnen das Ende 
dieses Krieges herbei, und die Offiziere noch viel mehr; wenn daher der 
Kaiser die heißen Wünsche seiner Soldaten erfüllen will, so läßt er die 
Pforten des Janustempels schließen.“ W. R. 


1810—1813. Kleine Leiden und Freuden 
hinterden WolkendereuropäischenEreig- 
nisse. 

Starye Gody, 1913, April, 3—30. 

Das Schwergewicht des stimmungsvollen Aufsatzes von Baron 
N. Wrangell über Marienhof, ein Gut der Familie Rezvoj im Gouverne- 
ment Petersburg, liegt nicht in der Beschreibung und den Abbildungen 
der Kunstschätze des alten, noch aus der Schwedenzeit stammenden 
Herrenhauses, sondern im Inhalt der vergilbten Blätter, die ein altes 
„Bureau‘‘ aufbewahrt hat, geschrieben von E. K. Naletova (1787—1869), 
der Schwägerin des Generals D. P. Rezvoj, der Anfang des 19. Jahr- 
hunderts Marienhof erwarb. Generalleutnant Rezvoj (1762—1823), den 
der allmächtige Arakleev später, wie berichtet wird, aus persönlichen 
Gründen wider alles Recht mit dem Titel Generalmajor zu pensionieren 
fertig bekam, machte damals die großen Feldzüge mit, und das junge 
Mädchen begleitete ihn mit der Schwester zusammen. Das Tagebuch 
setzt am 3. April 1810 in Bukarest ein — mit der Schilderung des fried- 
lichen Verkehrs der provisorischen russischen Kolonie, in der vorübergehend 
auch viele ausgezeichnete Teilnehmer des türkischen Feldzugs verkehrten. 
Ende 1812 erzählt es von der wochenlangen Quarantäne in Nikolaev 
(wegen der Pestgefahr), von den Winterstürmen, die nur 160 Werst in 
einer Woche mit Postpferden zurückzulegen gestatteten, von Begegnungen 
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mit Bekannten und Kurieren, von Zerstreuungen, mit denen man sich 
über die Mühseligkeiten der Reise nach Poltava hinwegzuhelfen suchte. 
In den weiteren Notizen spiegelt sich das Leben in dieser Provinzstadt ab: 
Liebhaberaufführungen, Tanz, Gesang, Ausflüge, Flirt. Nur die durch- 
reisenden Offiziere, das Senden und Erwarten von Briefen aus der Armee 
erinnern an die fernen Ereignisse von 1813. Mit dem 5. Dezember dieses 
Jahres hören die Aufzeichnungen auf. L. L. 


1830—1862. Notizen des Generals L. V. 
Dubelt. 


Golos Minuvšago, 1913, Nr. 3, 127—171. 

Abgedruckt sind diese Notizen Dubelts vom eigenhändigen Manu- 
skript, auf dessen Umschlag auch die beiden Jahreszahlen stehen. Es 
sind — neben Zitaten aus französischen Schriftstellern — vorwiegend 
eigene Betrachtungen über Menschenleben und Vaterlandsliebe, über 
RuBlands Macht und Glückseligkeit, über des Kaisers Gnade und die 
Niedertracht aller Ausländer, über Mittel, die braven russischen Bauern 
vor europäischem Revolutionsgeist zu bewahren. Letzteres wird unter 
den Eindrücken von 1848 besonders ausführlich erörtert.. Vor Einmischung 
in die französischen und ungarischen Angelegenheiten wird gewarnt, 
hauptsächlich um Verschleppung der geistigen Seuche zu verhüten, wenn- 
gleich man, so lange es die russischen Bauern so gut haben, nichts Ernstes 
zu befürchten brauche. Auch hier bricht unerwarteterweise der Gedanke 
durch, man dürfe andern nicht zu Hilfe eilen, während das eigene Haus 
einzustürzen droht, denn die Russen, besonders die Jugend, seien ebenfalls 
zu allem Bösen bereit. Auch kann Rußland sowieso nicht allein mit ganz 
Europa fertig werden, zumal die russischen Rüstungen, wie D. befürchtet, 
den neuesten technischen Errungenschaften nicht entsprechen. Verf. 
erzählt auch, wie er seinen Vorgesetzten (den Grafen Orlov) gelegentlich 
zu überzeugen suchte, der gesunde Menschenverstand verlange es, von den 
neuen Rüstungsmethoden Gebrauch zu machen. Hierauf habe er die 
Antwort erhalten: ,,Du mit deinem gesunden Verstand bist ein richtiger 
durak.“ Auch ein zweites Mal bekam der gefürchtete Gendarmeriestabs- 
chef aus gleichem Anlaß eine solche ,,Pille*‘ zu schlucken. Die Schuld 
an der Rückständigkeit der russischen Streitkräfte schiebt er dem Groß- 
fürsten Michail Pavlovič zu, der nur für sinnloses Exerzieren Interesse zeige. 
Ebenfalls unfähig sei der barsche Großfürst, die militärischen Erziehungs- 
anstalten zu leiten. D. kann überhaupt dem Bruder Nikolajs gegenüber 
seine tiefe Abneigung nicht verbergen — selbst in Trauerfällen —, während 
er sonst für alle Angehörigen des Kaiserhauses nur die schönsten Beinamen 
kennt und sich alle ihre Freuden und Leiden äußerst zu Herzen nimmt. Fa- 
milienereignisse in den höchsten Kreisen bilden wohl den größten Teil der 
Tatsachen, auf die D. reagiert, und es ist deshalb schade, daß die Re- 
daktion die maskierte Kritik des polnischen Feldzugs Diebitschs weggelassen 
hat. Anläßlich der Verlobung des Thronfolgers Alexander Nikolaevit mit 
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der Prinzessin von Hessen-Darmstadt äußerte Dubelt große Bedenken, 
wie zu entziffern gelungen ist, denn dieser Abschnitt war gründlich 
durchstrichen. Er läßt übrigens auch die prophetische Klage erschallen, 
daß der Kaiser (Nikolaj) erfahrenen, treuen Leuten nicht gehorcht habe 
und nun mit Louis Napoleon verfeindet sei, was sicher ein Unglück herbei- 
führen werde. Vom neuen Herrscher Frankreichs erwartete D. vor allem 
Festigung des in Europa erschütterten christlichen Glaubens. 

Mitgeteilt und mit einigen Erläuterungen versehen sind die Notizen 
von F. L. Panteléev. Indessen macht S. Mel’gunov im Vorwort zunächst 
darauf aufmerksam, wie typisch für die offiziellen Vertreter des Nikolajschen 
Regimes Dubelts Ideologie ist, nämlich all die selbstzufriedenen Gedanken- 
splitter über RuBlands kräftige ‚Eigenart‘ im Gegensatze zum verrotteten 
„Westen“, über Vorzüge der „patriarchalischen‘ Verhältnisse für die 
Bauern, über dieschädlichen Folgen der Freiheit, über die Notwendigkeit, die 
„Gelehrsamkeit‘‘ zu zügeln, und dergleichen mehr. Für die individuelle 
Charakteristik ist, nach M.s Meinung, außer zahlreichen Einzelzügen die 
allgemeine „Dürftigkeit des Gedankens‘‘ von besonderer Bedeutung, denn 
es sprechen nicht nur manche Zeitgenossen, z. B. Al. Herzen, sondern auch 
der Forscher M. K. Lemke, von einer inneren, durch ,,die blaue Uniform“ 
verdeckten Tiefe D.s. Was den gefühlvollen Ton der Notizen anbetrifft, 
so dürfe man die zahlreichen Belege nicht vergessen, die auch hier eine 
Dosis Heuchelei vermuten lassen. 

Es folgt ein Bildchen aus den dreißiger Jahren mit den — nach Her- 
zens u. a. Beschreibung — ,,wolfsartigen‘‘ Gesichtszügen des berühmten 
Verwalters der III. Abteilung S. M. eigener Kanzelei. L. L. 


Die Brüder Krivcovy. Eine Chronik aus 
dem 19. Jahrhundert. 

Sovremennik, 1912, VII, 3—43; VIII, 21—67; IX, I7—55; X, 
79—120; XI, 127—161; XII, 26—48. 

Die Hauptfigur dieser „Chronik“ (dvorjanskaja chronika), wie 
M. Gersenzon sein eumfangreiche, zum größten Teil auf unveröffent- 
lichten Materialien beruhende Arbeit nennt, bildet zunächst Nikolaj 
Krivcov (geb. 1791), der, bei Borodino verwundet, von den Franzosen 
als Kriegsgefangener nach Moskau gebracht wurde und nach dem Rück- 
zug Napoleons dadurch Ruhm erwarb, daß er vor der Wut der Kosaken 
einige hundert zugleich mit ihm zurückgelassene kranke und verwundete 
Franzosen rettete, indem er sie im kritischen Augenblick für seine Kriegs- 
gefangenen erklärte. Im Feldzuge von 1813 verlor Krivcov (in der Schlacht 
bei Kulm, vor den Augen des Kaisers) das linke Bein. In London wurde 
zwar ein künstliches Bein verfertigt, das ihm volle Bewegungsfreiheit 
verschaffte, seine militärische Karriere hatte aber natürlich ein Ende. 
K. blieb bis Mitte 1817 im Auslande, machte große Reisen, lebte monate- 
lang in Wien und Genf und anderthalb Jahre in Paris. Er verkehrte überall 
in den vornehmsten Kreisen. Ein dickes französisches Tagebuch berichtet 
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über alle Eindrücke und Erlebnisse. B. N. Citerin hatte seinerzeit die 
Absicht, es vollständig zu veröffentlichen: als Einleitung sollte jener Auf- 
satz über Krivcov dienen, der 1890 im ,,Russkij Archiv‘ erschien. GerSen- 
zon gibt im ersten Abschnitt seiner Untersuchung eine Bearbeitung dieses 
Tagebuchs. In den ferneren Kapiteln treten neben Nik.Kr. dessen zwei 
Brüder Pavel (geb. 1805) und Sergej (geb. 1802) in den Vordergrund. Am 
wenigsten wird der zweitälteste Bruder Vladimir erwähnt, der das Fa- 
miliengut verwaltete. N. übernahm es, für die Erziehung der beiden 
jüngsten Brüder zu sorgen: es gelang ihm 1817, sie als Stipendiaten des 
Kaisers in die Schweiz zum berühmten Fellenberg zu senden, denn er ver- 
stand es überhaupt mit besonderem Geschick, staatliche Unterstützungen 
zu erwirken. Fellenbergs Institut erfreute scih damals auch in Rußland 
besonderer Aufmerksamkeit. Es wurde in Regierungskreisen sogar geplant, 
eine besondere Abteilung für Russen einzurichten, und Graf Kapodistria 
bot N.K. an, der Hofvil schon 1814 besucht hatte, die Leitung dieser Ab- 
teilung zu übernehmen, aber N. verlangte mit dem ihm eigenen Selbst- 
vertrauen außer diesem Posten auch einen diplomatischen, was abge- 
schlagen wurde, so daß N. zunächst in Petersburg blieb. Hier verliebte 
er sich in seine zukünftige Frau, machte einflußreiche Bekanntschaften, 
verkehrte bei Karamzins und Turgenevs und befreundete sich mit Puškin. 
Die freidenkerischen und philanthropischen Theorien, die er aus dem 
Auslande mitbrachte, hinderten ihn nicht, sich bei Hofe nachdrücklichst 
bemerkbar zu machen. 1818 wurde ihm eine bescheidene diplomatische 
Stellung in England angewiesen. Inzwischen blieben die jüngeren Brüder 
bei Fellenberg: S. bis 1820, P. bis 1823. Zugleich mit ihnen waren noch 
mehrere Knaben aus Rußland dort, so zwei Enkel des Feldmarschalls 
Suvorov. Die Briefe der beiden K. berichten ausführlich und liebevoll 
über das Leben in dieser einzigartigen Erziehungsanstalt. 


N. K. kehrte schon 1820 infolge von Zwistigkeiten mit seinem Lon- 
doner Vorgesetzten endgültig nach Rußland zurück. Er erlangte sofort 
große Subsidien, heiratete, bekam aber erst 1823 eine ihm zusagende 
Gouverneurstelle in Tula. Der Aufenthalt in England drückte N. für das 
ganze übrige Leben einen ausgesprochen anglophilen Stempel auf. — S. K 
hatte die Absicht, im Auslande zu studieren, aber der Kaiser verfügte 
anders, und so trat er 1821 in den Militärdienst, der ihm aber, trotz des 
Beistandes des Bruders, kein Glück brachte. S. avancierte äußerst lang- 
sam. Durch seine Freunde trat er mit den Dekabristen in Verbindung, 
wurde in ihren Prozeß verwickelt und schließlich zu einem Jahr Zwangs- 
arbeit und zur Ansiedelung verdammt. Unterdessen hatte P.K. den Plan, 
nach Absolvierung des landwirtschaftlichen Instituts bei Fellenberg seine 
Kenntnisse in Deutschland zu erweitern, um sodann die vaterländische 
Landwirtschaft zu heben. Aber seine edlen Bestrebungen verblaßten 
allmählich, und er betrat 1824 die diplomatische Laufbahn, bei der 
russischen Botschaft in Berlin; nach zwei Jahren wurde er nach Rom 
versetzt. 
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N.s Karriere fand 1827 ihr Ende. Er wurde aus Tula nach Voronez 
und von dort nach NiZnij-Novgorod versetzt und machte sich überall 
durch hitziges Vorgehen unmöglich. In Voronež bekam er es durch seine 
Unbesonnenheit fertig, unter seinen Untergebenen geradezu eine Revolte 
hervorzurufen, obgleich er sich im übrigen bei der Verwaltung dieser Stadt 
Verdienste erwarb. Über alle diese eigenartigen Geschichten berichtet 
GerSenzon nach offiziellen archivalischen Quellen. 

Nachdem S. K. sein Jahr in den Werken zu Cita abgearbeitet hatte, 
wurde ihm 1828 als Wohnort Turuchansk angewiesen. In diesem öden 
Neste lebte S. K. mit zwei Leidensgefährten. Er trug sein Schicksal 
stoisch. Nach den arktischen Verhältnissen in Turuschansk erschien als 
wahres Italien Minusinsk, wohin S. 1829 auf Bitten seiner Mutter über- 
geführt wurde. Eine zweite Bittschrift der Mutter an die Kaiserin be- 
wirkte es, daß S. K. 1831 als Gemeiner nach dem Kaukasus geschickt 
wurde. Hier machte er zahllose kleine Expeditionen mit, zeichnete sich 
wiederholt aus und erhielt im Herbst 1835 endlich den Unteroffiziersrang. 
Ende 1836 konnte er, wiederum infolge eines Gesuchs der Mutter, einen 
viermonatigen Urlaub antreten, um die Seinigen zum erstenmal wieder- 
zusehen. 

N. K. lebte diese Zeit über auf seinem Gute, das er nach englischer 
Art bebaute. Er versuchte übrigens, wieder in den Staatsdienst zu treten, 
erhielt aber keinen aktiven Posten, weshalb er 1835 ein recht originelles 
Entlassungsgesuch einreichte. Über diese späten Lebensjahre der Brüder 
berichten nicht nur die zahlreichen Familienbriefe, sondern auch manche 
Erinnerungen von Zeitgenossen. 

P. K. kam ab und zu besuchsweise in die Heimat. Er führte ein 
behagliches Dasein und half sich auf diese Weise darüber hinweg, daß 
seine Karriere nichts Hervorragendes versprach. Er diente ununter- 
brochen in Rom, heiratete 1837 sehr vornehm und wurde 1840 von der 
Regierung, auf eigenen Vorschlag, zum offiziellen Vorgesetzten der in Rom 
arbeitenden russischen Künstler ernannt. 

S. K. avancierte 1837 zum Offizier und konnte nun um Entlassung 
einkommen, die jedoch erst nach anderthalb Jahren bewilligt wurde. Er 
durfte unter Polizeiaufsicht auf dem Gute leben. Endgültig begnadigt 
wurde er zur Krönung Alexanders II. S. wurde bald die einzige Stütze 
der Familie: N. starb im August 1843, P. ein Jahr später, nachdem er erst 
vor wenigen Monaten nach Rußland übergesiedelt war. S. sorgte liebevoll 
für P.s Kinder: er selbst heiratete noch auf die alten Tage, hatte aber keine 
Nachkommen. S. starb 1864, von allen geliebt und geachtet. 


Geräenzon verbindet mit der Erzählung dieser Tatsachen inter- 
essante psychologische Skizzen, wozu nicht nur die Charakterverschiedenheit 
der Brüder, sondern auch der Briefwechsel der alten Mutter mit dem ver- 
bannten S., N.s Familienleben und manches andere reichlichen Stoff 
bietet. Die Chronik erhält noch einen besonderen Reiz dadurch, daß 
einerseits viele berühmte Namen aus der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts 
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gestreift werden, anderseits aber das Fühlen und Denken der Durch- 
schnittsmenschen jener Periode beleuchtet wird. Ebenso zahlreich wie der 
Bekanntenkreis war auch die Verwandstchaft der Krivcovy, denn die 
vier Brüder hatten noch vier verheiratete Schwestern. L. L. 


1842. Das Tagebuch eines Husarenfähn- 
richs. 

Russkij Bibliofil, 1912, V, 16—21. 

Es beschreibt eine Fahrt, die der junge Graf Balmen mit zwei Freun- 
den nach der Krim unternahm, ist inhaltlich ganz bedeutungslos und 
wird von V. Vereščagin nur der Zeichnungen halber erwähnt. L. L. 


1848—1853. Aus dem Leben N. G. Cerny- 
Sevskijs. 

Sovremennij Mir, 1912, Nr. 2, 177—197; Nr. 3, 156—178. Sovre- 
mennik, 1912, V, 139—159; VI, 343—368; IX, 174—199; X, 28—58, 
XI, 4-15; XII, 86—107; 1913, I, 200—228; IV, 108—154. 

Evg. Ljackij besorgt nicht nur die Herausgabe der Briefe N. G. 
CernySevskijs aus Sibirien, sondern bearbeitet in zahlreichen Zeitschriften- 
aufsätzen auch seine Lebensgeschichte. So brachte schon ,,Poznanie 
Rossii‘‘, in der ersten Nummer von 1908, einen Aufsatz von Ljackij über 
die Jugendliebe CernySevskijs. Im ,,Sovr. M.“ behandelt derselbe Vers 
fasser das geistige Leben C.s in den Jahren 1848—1850: sein Verhältnis 
zu den Ereignissen in Frankreich, die Entwicklung seiner sozialistischen 
Anschauungen usw. Der Aufsatz im V. Hefte des ,Sovr.“ schildert 
Episoden aus dem Übergang zu einer neuen Lebensperiode — nämlich 
aus dem Jahre 1850, in dem C. sein Universitätsstudium abschloß. Im 
VI. Heft erscheint CernySevskij als Lehrer (im Jahre 1852). In den 
weiteren Heften des Jahrgangs 1912 erzählt L. von C.s Lieben und Streben 
. nach persönlichem Glück: es ist die Geschichte seiner Heirat 1853, die in 
den beiden letztgenannten Nummern unter dem Titel „N. G. Cerny3evskij 
auf der Schwelle zum Familienleben‘“ abgeschlossen wird. 

Für alle diese Arbeiten verwendet L. neues, bisher noch unveröffent- 
lichtes Material: auch einen wichtigen, für verloren gehaltenen Teil des 
Tagebuchs von 1853 konnte er als erster benutzen. L. L. 


Aus den Erinnerungen eines alten Arztes 

RSt 1913, IV, 188—212; VI, 495—549; VII, 140—146. 

Memoiren von hervorragendem Werte für die Geschichte der 60er 
Jahre. Der Verf. besitzt die seltene Kunst, von seinen Erlebnissen das 
Wichtige kurz und treffend zu erzählen; fast kein Wort ist zu viel. Schon 
die Erinnerungen aus dem Krimkriege geben wichtige Beiträge zur Ge- 
schichte des Sanitätswesens und der Intendantur. Die eigentliche Bedeu- 
tung der Aufzeichnungen liegt aber in der Schilderung der Zustände kurz 
vor 1861 und der Reform selbst. Aus dem Schatze seiner zahlreichen Er- 
lebnisse weiß der Verf. ein lebensvolles Bild des damaligen russischen 
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Bauern und Gutsbesitzers und nicht weniger des Kaufmanns und Beamten 
zu entwerfen. Bei Schilderung seines Aufenthaltes in TorZok, einer Stadt 
im Gouvern. Tver, bespricht er die großen Ereignisse der Reformzeit: 
die Bauernbefreiung, die Justizreform und die Zemstvo-Verfassung. Er- 
greifend sind seine Erzählungen von den Leiden, welche die Bauern noch 
kurz vor der Befreiung durchzumachen hatten. So wurde eine ganze 
Dorfschaft im Beisein des Gouverneurs einer grausamen Exekution unter- 
worfen, weil sie den von ihr mit Recht als Erbschleicher betrachteten 
Gutsherrn nicht anerkennen wollte. Und während die geprügelten Bauern, 
auch Frauen und Mädchen waren dabei, hungernd und frierend auf dem 
Gutshofe herumlagen und vor Schmerzen stöhnten, gab der neue Gutsherr 
dem Gouverneur und den Offizieren der Exekutionstruppen ein üppiges 
Essen, zu dem die aus Leibeigenen gebildete Kapelle lustige Weisen auf- 
spielen mußte. Um so auffallender berührte es später, daß der Bauer die 
Befreiung mit Gleichmut, um nicht zu sagen Stumpfsinn, hinnahm. Er 
wußte gar nicht recht, worum es sich eigentlich handelte; die einen ver- 
sprachen sich keine Besserung ihrer Lage, die andern glaubten wieder, den 
Gutsbesitzern solle alles Land genommen und unter die Bauern verteilt 
werden. Von größeren Unruhen, wie sie in andern Gegenden vorkamen, 
weiß Verf. nichts zu berichten. — Der adlige Gutsbesitzer ist in einigen 
Typen äußerst lebenswahr gezeichnet. 

Es ist zu natürlich, daß bei der absoluten Herrschaft über Leib und 
Leben der Bauern und bei dem zum Teil unermeBlichen Reichtum sich 
ein Despotismus und eine Verschwendungssucht entfalteten, die geradezu 
orientalisch anmuten. Die Bauernbefreiung brachte aber hier eine heil- 
same Ernüchterung; man fürchtete, nicht mit Unrecht, einen allgemeinen 
Aufstand. Mancher verkaufte noch kurz vorher sein Gut und ging ins 
Ausland. Zum überwiegenden Teil aber setzte sich der Gutsbesitzer- 
stand aus wohlgesinnten, hochgebildeten Männern zusammen, die den 
Gedanken der Reform volles Verständnis entgegenbrachten. 

Zum ersten Male trafen Bauern und Gutsbesitzer als gleichberechtigt 
im Institut der Zemstvo auf dem Gebiete kommunaler Selbstverwaltung 
zusammen. Schon kurz nach ihrer Einrichtung im Jahre 1866 war sie auf 
allen ihr überwiesenen Gebieten segensreich tätig. Verf. schildert aus- 
führlicher ihre Tätigkeit auf dem ihm naheliegenden Gebiete der öffent- 
lichen Gesundheitspflege. Bei einer Choleraepidemie wurden innerhalb 
von drei Tagen Baracken errichtet und Desinfektionsmaßregeln getroffen, 
während man bei dem schwerfälligen Beamtenapparate dazu fast drei 
Monate gebraucht haben würde. — Auch in den durch die Gerichtsreform 
eingeführten Geschworenengerichten bewährte sich der mündig gewordene 
Bauer vorzüglich. Verf. ist jedesmal erstaunt gewesen über das feine 
Rechtsempfinden der ungebildeten Menschen. W.R. 


1861. Ein Brief V. O. Kljuéevskijs über 
die Studentenunruhen. 
Golos Minuvsago, 1913, Nr. 5, 226 ff. 
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Dieser Brief aus der Studienzeit des groBen Historikers schildert 
die wilden Szenen, die sich in Moskau damals abspielten, sehr. lebhaft, 
obgleich der Verfasser objektiv urteilt und offenbar, wie die Herausgeber 
bemerken, vermeiden möchte, des Empfängers Besorgnis zu erregen. L.L. 


1861. Zur Biographie M. L. Michajlovs. 


Sovremennik, 1912, IX, 200—211. 

P. Bykov bereichert — durch einige Briefe aus dem Jahre 1861 — 
das spärliche Material zur Biographie M. L. Michajlovs (des hervorragenden 
Ubersetzers H. Heines), der 1861 für politische Aufrufe (,,An die junge 
Generation‘) in die Peter-Pauls-Festung gesperrt wurde und vier Jahre 
später in Sibirien starb, während seine Werke solcher Verfolgung aus- 
gesetzt waren, daß seine Unterschrift selbst unter unschuldigen Gedichten 


ausgemerzt wurde. L. L. 
Aus den Schriften des Fürsten VI. F 
Odoevskij. 


Sovremennik, 1912, XI, 215—222; XII, 193—203. 


P. Sakulin bringt im 11. Heft Ansichten, die Fürst Odoevskij in 
Aufsätzen, Denkschriften und Briefen über die Bauernbefreiung äußerte, 
im 12. Auszüge aus einem utopischen Werke, das Rußland im 44. Jahr- 
hundert beschreibt. Mittlerweile ist über die Gedanken und Schriften 
dieses humanen, für Kunst und Wissenschaft begeisterten Schriftstellers - 
und für das Gemeinwohl tätigen Mannes (1803—1869), dessen Nachlaß 
zum großen Teil unveröffentlicht blieb, von demselben Forscher eine 
umfangreiche Arbeit erschienen (Moskau, 1913, 2 Bde.). L. L. 


1863—1865. Erinnerungen P. Dm. Bobory- 
kins. 

Golos Minuvsago, 1913, Nr 2., 184—217; Nr. 3, 172—205. 

Der Senior der russischen Schriftsteller erzählt hier von wenigen, 
aber für sein ganzes ferneres Wirken entscheidenden Lebensjahren, in 
die sein kühner Versuch fällt, eine eigene Zeitschrift — „Biblioteka dlja 
&tenija‘“ — herauszugeben. Der autobiographische Inhalt erschöpft 
jedoch durchaus nicht den Wert der Erinnerungen: P. Dm. Boborykin 
schildert mit der ihm eigenen feinen Beobachtungsgabe zugleich das 
russische literarische Leben, seine Entwicklung und Zensurplagen vor 
einem „halben Jahrhundert“. Mit den meisten Schriftstellern jener Jahre 
kam er in persönliche Berührung, so auch mit den Historikern Kostomarov 
und Stapov. Manch spätere Erlebnisse sind in diese Berichte mit hinein- 
geflochten. L. L. 


1876. Eın Geheimerlaß des Justizministers 
Pahlen. 
Golos Minuvsago, 1913, Nr. 3, 230. 


r 
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V. Bogucarskij teilt folgendes ,vertrauliches“ Zirkular mit, das 
der Justizminister Graf Pahlen im März 1876 an alle Staatsanwälte der 
obersten Gerichtshöfe (sudebnyja palaty) sandte: 

Vorgekommene Fälle haben es gezeigt, daß in Prozessen über Staats- 
verbrechen als Zeugen sehr oft Leute herangezogen werden, deren Dienste 
für die bei Aufdeckung und Verfolgung derartiger Verbrechen so not- 
wendige geheime Bewachung benutzt werden. In Erwägung, daß bei 
Staatsverbrechen nach besonderer Ordnung Gericht gehalten wird, wobei 
die Richterfunktionen von Personen ausgeübt werden, die des Vertrauens 
des Monarchen für würdig befunden worden sind, und damit nicht das 
bloße Beisein bei diesem Gericht solcher Leute, die von gewissen Schichten 
unserer Gesellschaft infolge geringer Entwicklung .und Nichtbegreifens 
der wichtigen, von den geheimen Regierungsagenten verfolgten Aufgaben 
mit dem unschmeichelhaften Namen Spion gebrandmarkt werden können, 
selbst den leisesten Verdacht inbetreff der unparteiischen Ausübung der 
großen, heiligen Richterpflichten erwecken oder in den Kreisen des besten 
Teiles der wirklich entwickelten russischen Gesellschaft das Vertrauen, 
auf das dieser oberste Gerichtshof unstreitig ein Anrecht hat, erschüttern 
könnte — lege ich Euer Exzellenz, zur Befolgung und Ausführung, die 
Pflicht auf, obenerwähnte Leute nur in Ausnahmefällen als Zeugen in 
derartigen Prozessen zuzuziehen, was ich Sie, P. P., in meinem Namen 
auch allen Eurer Exzellenz unterstellten Personen der Staatsanwaltschaft 
mitzuteilen ermächtige. L. L. 


1879. Hartmans Flucht nach dem Atten- 
tatauf Alexander Il. 

Rec, 1913, Nr. 123 und 165. 

Uber diese spannende Episode berichtet V. L. Osipov, der von der 
Kampforganisation, als Hartmans Beteiligung am Attentat vom 19. No- 
vember 1879 entdeckt wurde, den Auftrag erhielt, H. nach dem Auslande 
zu begleiten. H. wurde in der ,,konspirativen‘‘ Wohnung, die O. unter 
der Maske eines Beamten hielt, von seinen Parteigenossen in einen ,,Eng- 
länder‘ umgewandelt, und es gelang nach einigen aufregenden Zwischen- 
fällen, obwohl alle Behörden auf der Suche waren, eine Grenzstadt 
mit der Eisenbahn zu erreichen, wo der Verf. H. zunächst bei der Tochter 
eines alten Geistlichen unterbrachte und sodann einem Konterbandisten 
übergab, der H. über die Grenze schaffte. Das ganze Unternehmen wurde 
natürlich mit den größten Vorsichtsmaßnahmen ausgeführt. 

Ende 1881 besuchte Osipov H. in London und lernte bei dieser Ge- 
legenheit Engels kennen, der ebenso wie Marx mit H. kameradschaftlich 
verkehrte und großes Interesse für die russische revolutionäre Bewegung 
zeigte. L. L. 


1879—1880. Politische Gefängnisse. 
Golos Minuv3ago, 1913, Nr. 4, 184—206; Nr. 5, 117—144. 
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„Alte Erinnerungen“ des Schriftstellers J. Bélokonskij, die schon 
vor dreißig Jahren niedergeschrieben wurden, aber wegen der Zensur un- 
gedruckt blieben, bewahren eine recht lebendige Beschreibung seiner 
Verhaftung im Elternhause, wo B. auf dem Rückwege aus dem Auslande 
zum Besuch einkehrte, — der Verhöre durch Gendarmerieoffiziere —, der 
monatelangen Einzelhaft in Cernigov in voller Unkenntnis der Anklage- 
punkte und des weiteren Schicksals, — der Beförderung mit Pferden und 
Eisenbahnen in Begleitung von Gendarmen aus einem Gefängnis ins 
andere, der Verhältnisse im politischen Zentralgefängnis zu Mcensk, wo 
B. gemeinsam mit alten und neuen Freunden bis zu seiner Verschickung 
nach Ostsibirien auf administrativem Wege (auf Befehl der ,,III. Ab- 
teilung‘) eingesperrt blieb — und andere recht typische Bilder. L. L. 


1877—1879 und 1881. Aus den Tagebüchern 
des Grafen P. A. Valuev. 
Sovremennik, 1913, I, 68—95; IV, 62—71. 


Diese Aufzeichnungen rühren aus jener Periode her, in der Valuev 
als Minister der Reichsdomänen und (seit 1877) als Präsident des Minister- 
komitees zu den einflußreichsten Persönlichkeiten gehörte. Er wurde vom 
Kaiser, wie auch das Tagebuch zeigt, zu den geheimsten Beratungen über 
innere und äußere Politik zugezogen und des öfteren zur kaiserlichen Tafel 
geladen. Valuev schöpfte somit seine Eindrücke aus der unmittelbaren 
Kenntnis aller verborgenen Triebräder der damaligen Ereignisse. Seine 
Notizen sind sowohl in bezug auf den Türkenkrieg als auf die inländischen 
Ereignisse von tiefem Skeptizismus und trüben Ahnungen erfüllt. Er 
tritt entschieden gegen die auswärtige Politik auf, da weder die Zwecke 
und Gründe ausreichend noch die internationale Lage günstig sei, und 
beklagt sodann bitter die mangelhafte Kriegsleistung, wie sie sich im 
Großen und im Kleinen offenbare. Ganz mutlos macht ihn aber später 
die Zerfahrenheit der inneren Angelegenheiten, und er wundert sich, 
daß keiner außer ihm den drohenden Zusammenbruch merke und daß 
seine eigenen langjährigen Bestrebungen bei keinem, außer den Ausländern, 
Verständnis fänden. Trotz alledem versucht er es (1879) doch noch ein- 
mal mit seinem Reformprojekt (aus dem Jahre 1863) durchzudringen. 

1881 sind die skeptischen Betrachtungen vornehmlich auf die Person 
des Grafen M. T. Loris-Melikov gerichtet: Valuev nennt ihn sarkastisch 
„Michel I“ und ‚„Kammerbojar‘“ (bliZnij bojarin) und verhält sich zu 
seinen Projekten und Maßnahmen stets unversöhnlich. Ihr Antagonismus 
ist deutlich fühlbar, obgleiclf V. mit keinem Worte verrät, daß sein 
Einfluß durch den Gegner verdrängt wurde. Der Gang der Regierungs- 
geschäfte wird überhaupt nach wie vor als jämmerlich bezeichnet: alles 
ist verfault, es herrscht nur ,,Humbug‘‘, und die prahlerischen ,,Staats- 
pharisäer“‘, die die „lügnerische Beruhigungs-, Bestechungstheorie‘‘ ent- 
wickelten, sind daher in Wirklichkeit an dem tragischen Kaisermorde 
mitschuldig. 
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Die Notizen vom Jahre 1881 sind nur bis zum 9. März abgedruckt: 
die Fortsetzung mit der Schilderung der berühmten Sitzung, in der das 
Projekt Loris-Melikovs abgelehnt wurde, brachte schon ein Aufsatz von 
P. E. Séegolev im „‚Byloe‘‘ 1906 (Dezember, S. 241—284). Die Tagebücher 
Valuevs (1814—1890) sind nämlich, trotz ihrer historischen Bedeutung, 
bisher nur in Bruchstücken veröffentlicht: aus den Jahren 1847—1860 
in der „Russkaja Starina‘“ (1891), 1880 im ,,Véstnik Evropy‘ (1907, 
Januar bis März), 1881—1884 im Sammelwerk ,,O minuvSem‘“ (St. Peters- 
burg, 1909); einige kurze Exzerpte aus den Jahren 1879—1882 im „Byloe“ 
(1906, Dezember, und 1907, März, in den Aufsätzen von P. E. Stegolev) 
und in den „Minuv3ie Gody‘“ (1908, Oktober). Den meisten Veröffent- 
lichungen liegt ebenso wie den neuen „Fragmenten‘ die kürzere Fassung 
der Tagebücher zugrunde, die Valuev für eine Reihe von Jahren besorgte, 
als ihm die Verabschiedung (im Oktober 1881) unerwartete und volle 
Muße für literarische Arbeiten brachte. Diese zweite Niederschrift, in 
der der Verfasser alles Unwesentliche fortließ, ist, wie die Redaktion des 
„5.“ weiter bemerkt, nach einer zeitgenössischen Handschrift wieder- 
gegeben, und zwar vollständig: auch die Randnotizen, die V. Ende 1881 
machte, sind in Anmerkungen zbeigefügt. Die kurze Fassung der Tage- 
bücher ist nun, mit Veröffentlichung der oben besprochenen Abschnitte 
(1877—1879 und 1881), für die Jahre 1877—1884 vollständig bekannt 
gemacht. L. L. 


1880/83. Der „Varsavskij Dnevnik“ unter 
dem Fürsten N. N. Golicyn. 
RSt 1913, VII, 147—156. 


Mit der Ernennung des Flügeladjutanten Al’bedinskij zum General- 
Gouverneur in Warschau (1880) setzte ein neuer Versöhnungskurs in der 
russischen Polenpolitik ein. Diesem Zwecek sollte auch das amtliche 
Organ der russischen Regierung, der „Var$avskij Dnevnik“, dienstbar 
gemacht werden, eine Aufgabe, welcher der bisherige Redakteur Berg 
nicht gewachsen war. Al’bedinskij ernannte deshalb an seiner Stelle den 
früheren Vizegouverneur von Podolien, Fürsten N. N. Golicyn, der 
mit ihm in der Polenpolitik eines Sinnes war. Golicyn ging mit großen 
Plänen ans Werk; er wollte die polnische Presse für die russische Regierung 
gewinnen. Zu diesem Zwecke nahm er einen Reporter des am weitesten 
verbreiteten „Kurjer Warszawski‘ in seinen Dienst, erreichte aber nicht 
den gewünschten Zweck. Der polnische Reporter war eine ganz unbe- 
deutende Persönlichkeit und lieferte statt der erwarteten selbständigen 
Leitartikel Übersetzungen aus polnischen Zeitungen, die er äußerlich 
etwas umarbeitete. Die Folge war, daß die polnische Presse ganz wie 
früher den „Var$avskij Dnevnik“ geringschätzig behandelte oder ignorierte. 

Auch Al’bedinskij fand mit seinen Plänen bei der polnischen Gesell- 
schaft kein Entgegenkommen, was sich in auffallender Weise in der Gleich- 
gültigkeit dokumentierte, mit der man seinen plötzlichen Tod hinnahm. 
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Golicyns Stellung war jetzt auch erschüttert. Der neue Generalgouverneur 
Gurko, mit dem ein straffer Kurs einsetzte, enthob ihn mit dürren Worten 
seines Amtes. W. R. 


1887. Tagebuch des Akademikers V. P. 
Bezobrazov. 

RSt 1913, IV, 53—60; V, 271—277. 

AuBerst wichtig sind die Aufzeichnungen aus den letzten Tagen des 
März über Katkov. Dieser hatte in seinen ,,Moskovskija Védomosti“‘ einen 
deutschfeindlichen Artikel geschrieben, in dem er das russische Ministerium 
des Auswärtigen und einen deutschfreundlichen Artikel im „Pravitel’- 
stvennyj Věstnik“ angriff. Er erhielt dafür vom Caren den Stern des 
Vladimirordens und ein wohlwollendes Reskript. Giers stellte darauf die 
Kabinettsfrage und setzte es durch, daß Katkov einen mündlichen Verweis 
erhielt. Katkov reiste sogleich nach Petersburg. Der Car soll ihm gesagt 
haben, daß er ihn für den ersten Patrioten RuBlands halte. Bezobrazov 
notiert allgemeine Unzufriedenheit mit dem Auftreten Katkovs: „Das ist 
schon keine Regierung mehr, sondern der unverantwortliche Privatmann 
Katkov ist Diktator.“ „Die europäischen Staaten müssen eine voll- 
kommene Verachtung vor solchen anarchischen Zuständen bekommen. 
Wenn ich jünger wäre, dann ginge ich zum Caren — komme, was da wolle —, 
um ihm die Augen zu öffnen.“ Bezobrazov sagte dem Großfürsten Sergej 
Aleksandrovič seine Meinung über Katkov. Dieser beruhigte ihn und 
meinte, daß man im Publikum eine allzu hohe Vorstellung von Katkovs 
Stellung zum Caren habe. W. R. 


RSt 1912, XI, 296—302; XII, 530—535. 

Die vorliegenden Fortsetzungen des durch mehrere Jahrgange 
sich hinziehenden Tagebuchs umfassen die Zeit vom 1. Januar bis 19. März 
4887. Verfasser beginnt mit Bemerkungen über die Ernennung Vyšne- 
gradskijs zum Finanzminister. Er bezeichnet es als eine Entehrung für 
das russische Finanzwesen, daß ein ,Geschäftmacher“ an seine Spitze 
tritt. Dann spricht er über die Wahl Dubrovins in die Akademie und die 
sich daran knüpfenden Streitigkeiten in der Akademie. 

Wichtig sind die Aufzeichnungen über ein am 1. März 1887 auf den 
Caren geplantes Attentat. 

Als Alexander III. mit dem Thronfolger über den Nevskij-Prospekt 
zur Seelenmesse für Alexander Il. fährt, verhaftet die Polizei sechs Stu- 
denten der Petersburger Universität, die in ihren Feldstechern Bomben 
verborgen hatten. An einem der folgenden Tage versammelt der Rektor 
der Universität alle Professoren und Studenten und hält eine Rede, in 
welcher er seinen Schmerz darüber ausdrückt, daß verbrecherische Ge- 
sinnung die Universität befleckt habe, da rufen viele Studenten: „nein!“ 
Der Rektor schlägt dann vor, im Namen der Professoren und Studenten 
eine Adresse an den Caren zu richten, in der die Entrüstung über das 
Attentat ausgesprochen wird. Am folgenden Tage veranstalten zahlreiche 
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Studenten in der Universitat eine Protestversammlung gegen diese Adresse. 
Die Polizei schreitet ein und verhaftet 150 Studenten. — Bei Gelegenheit 
der bulgarischen Unruhen äußert B. seine Abneigung gegen den Chauvinis- 
mus der Militärkreise und verurteilt die Sympathien der russischen Gesell- 
schaft mit den bulgarischen Aufständischen. Zum Schluß findet sich 
noch eine merkwürdige Notiz: „Niemals ist mir die schwache Kultur 
unserer Gesellschaft und unseres Volkes so klar erschienen wie gegen- 
wärtig. Jeder (Leute wie Katkov, Pobédonoscev und früher Arakleev) 
und nicht der Selbstherrscher allein, kann einen Druck auf diese klägliche 
Gesellschaft ausüben.‘ W.R. 


1866—1905. Zur Geschichte der revolutio- 
närenBewegungenin Rußland. 

Sovremennik, 1912, VII, 234—269. 

I. Smirnov widmet einige „alte Erinnerungen‘ dem Andenken des 
4910 in Paris verstorbenen Revolutionärs L. E. Sisko, dessen Feder unter 
anderem die bekannten „Populären Erzählungen aus der russischen Ge- 
schichte‘ entstammen. Als Verfasser 1866 seine Lehrtätigkeit am II. Mos- 
kauer Kadettenkorps begann, das kurz vorher zu einem „Militär- 
gymnasium“ reformiert worden war, lernte er Sisko zuerst kennen: derselbe 
gehörte zu denjenigen Schülern, die sich in freien Stunden unter Smirnows 
Anleitung zu gemeinsamem Lesen versammelten. Die guten Beziehungen 
gingen in Petersburg 1868 in wahre Freundschaft über: Sisko besuchte hier 
die Artillerieschule und sodann das Technologische Institut, Smirnov war 
an das Pagenkorps versetzt. 1873 beschloß Š., „ins Volk“ zu gehen. Das 
Jahr darauf wurde er verhaftet und nach 31, Jahren Einzelhaft (in der 
Peter-Pauls-Festung) im „großen Prozeß“ (‚der 193“) zu 9 Jahren 
Zwangsarbeit und zur Ansiedlung verurteilt. In dieser Periode verlor 
ihn der Verfasser fast gänzlich aus den Augen: erst 1902 erhielt er von 
Sisko einen herzlichen Brief aus dem Auslande und erfuhr somit, daß es 
ihm 1889 aus Tomsk zu fliehen gelungen war. Hierauf wurden die alten 
Beziehungen nicht nur schriftlich wieder aufgenommen, sondern Smirnov, 
der inzwischen als Kadettenkorpsdirektor seinen Abschied genommen hatte, 
besuchte Š. wiederholt im Auslande. Neben der Charakteristik des jungen 
Š. bringen diese Erinnerungen sachkundige Belege für den tief humanen 
Geist, von dem Miljutin bei der Reform der militärischen Erziehungs- 
anstalten geleitet wurde. Zugleich treten auch die geistigen Interessen 
der sechziger bis siebziger Jahre lebhaft hervor: der gewaltige Einfluß 
Cernysevskijs, die Vorliebe fiir soziale Probleme. Nach einem Sprung von 
annähernd dreißig Jahren wird sodann der jüngsten Ereignisse gedacht — 
des unpopulären japanischen Krieges, dessen Mißerfolge im Innern des 
Reiches schließlich mit der Losung ,,je schlechter, desto besser“ aufge- 
nommen wurden, und der großen Freiheitsbewegung mit dem neuen 
„Frühling“ unter Svjatopolk-Mirskij und mit den reaktionären Exzessen: 
denn nach Wiederaufnahme des intimen freundschaftlichen Verkehrs 
bildeten naturgemäß nicht nur alte Erinnerungen und Vergleiche den 
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Inhalt der mündlichen und schriftlichen Gespräche. Verfasser erzählt 
anläßlich seines Besuches bei Š. auch von dem tiefen Eindrucke, den die 
Ermordung Plehwes nicht nur auf die Emigrantenkolonie, sondern über- 


haupt in Genf machte. — Dieser Aufsatz ist übrigens nur in wenigen 
Exemplaren erhalten, da er laut Gerichtsbeschluß vom 21. August 1912 
vernichtet werden mußte. L. L. 


19. Jahrh. Zwangsarbeitenin den Berg- 
werken zu Neréinsk. 

Sovremennik, 1912, II, 189—206; III, 177—208. 

In Erinnerungen aus den neunziger Jahren, die er als „Politischer“ — 
vom Kriegsgericht zu Zwangsarbeiten und Ansiedlung verurteilt — in 
Akatuj zubrachte, erzählt V. Aleksandrov von der Geschichte, vom Re- 
gime und der Obrigkeit dieses Punktes der berüchtigten Nertinsker Berg- 
werke. Seine Erzählung enthält auch vieles über die guten Beziehungen 
der „kriminellen“ Sträflinge zu den „politischen“, über den Kampf ums 
Dasein, den die Ansiedlung mit sich bringt, und über die mannigfache Hilfe, 
die ein solcher Freigelassener als Lehrer und Sachverständiger auf dem 
Gebiete der Medizin und des Rechts der Bevölkerung dieser fernen Winkel 
bringen muß. L. L. 


Der Kampf mitder Hungersnotim Laufe 
des 19. Jahrhunderts. 


Sovremennik, 1912, II, 207—222. 

MiBernte und Hungersnot kehren in Rußland, was schon A. Roma- 
novié-Slavatinskij 1892 (in den „Nachrichten der Kiever Universität“) 
betonte, von Jahrhundert zu Jahrhundert immer häufiger ein. Um die 
Maßnahmen der Regierung gegen die Hungersnot im 19. Jahrhundert recht 
bitter zu charakterisieren, stellt Boris Frommet eine Reihe von Auszügen 
aus der „Geschichtlichen Übersicht der Tätigkeit des Ministerkomitees“ 
von S. M. Seredonin (in amtlichem Auftrage 1902 ausgeführt) zusammen. 
Das Ministerkomitee mußte natürlich von Anfang an Fragen der Volks- 
wirtschaft besondere Aufmerksamkeit schenken, verhielt sich aber zu 
allen Berichten der Ortsbehörden über die Notwendigkeit, die Bevölkerung 
bei Mißernten zu unterstützen, ablehnend. Auch private Wohltätigkeit 
mißfiel, denn in Regierungskreisen herrschte die Ansicht, daß weitgehende 
Hilfe demoralisierend wirkte, während den Bauern bei Mißernten noch 
verschiedene Auswege blieben. Was übrigens die Leibeigenen der Guts- 
besitzer anbetrifft, so waren letztere für sie zu sorgen verpflichtet. Die 
wenigen Versuche der Regierung, Kornmagazine und öffentliche Arbeiten 
einzuführen, schlugen fehl. Mit Aufhebung der Leibeigenschaft ging die 
Verantwortlichkeit auf die Schultern der Bauern über. Die Regierung 
forderte jetzt die Zemstvos zur Hilfeleistung auf, ohne ihnen die notwendige 
Selbständigkeit hierzu einzuräumen. Der Verfasser schließt mit einem 
kurzen Rückblick auf die Folgen dieses Antagonismus und auf die wechsel- 
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wolle, aber an alte Zeiten erinnernde Politik der letzten Jahre. Die Di- 
mensionen des Elends kennzeichnet allein die halbe Milliarde Rubel, die 
der Staat von 1868 bis 1906 für die Hungernden hergeben mußte. L.L. 


VII. Rußland im 20. Jahrhundert. 


1906—1912. Zur Rechtspflegein Rußland. 


Sovremennik, 1912, V, 343—360. 

V. Vodovozov erinnert im Anschluß an die Reichsdumadebatten an 
desonders krasse Beispiele für den anormalen Zustand der russischen Justiz, 
ber beim Verfolgen politischer Zwecke (durch Ausnahmegesetze, ver- 
schiedenartige Gerichtsbarkeit, unumschränkte Vollmachten, Absetzung 
der Richter, Provokation usw.) gezeitigt wurde. L. L. 


Rußland und Amerika. 


Sovremennik, 1912, III, 239—268. 

M. Pavlovic betrachtet die Beziehungen RuBlands zu Amerika 1. im 
19. Jahrhundert, 2. seit dem Anfange des 20. Jahrhunderts bis zum Ports- 
mouther Frieden und 3. die letzten Jahre bis zum Erscheinen des Auf- 
satzes, und schenkt große Aufmerksamkeit der russischen Politik in Ost- 
asien, die er keineswegs billigt. L. L. 


1910—1912. Statistik der Todesurteile und 
Hinrichtungen in Rußland. 


Sovremennyj Mir, 1912, Nr. 12, 248 ff. 

Im vorhergehenden Jahrgang derselben Zeitschrift (1911, Nr. 4—5) 
ergab die Statistik für 1905—1910 7101 Todesurteile und 4449 Hinrich- 
tungen. Jetzt macht D. Zbankov auf Grund von Zeitungsnachrichten 
die entsprechenden Berechnungen für die Zeit vom 1. August 1910 bis 
zum 1. September 1912: 


1910: 1911: 1912: Im ganzen 
Prozesse mit Todesurteilen . 81 136 81 298 
Zum Tode verurteilt ...... 185 293 214 692 
Todesstrafe umgewandelt .. 88 101 77 266 
Hingerichtet .............. 29 73 83 185 


Diese Zahlen sind, wie Zb. bemerkt, wahrscheinlich zu niedrig, 
besonders was Hinrichtungen anbetrifft, da aus entlegenen Gegenden 
nicht alle Nachrichten hierüber in die Presse dringen. 

Auf einen Monat fallen im Durchschnitt im Jahre 1910 39 Todes- 
urteile und 6 Hinrichtungen, 1911 24 Todesurteile und 6 Hinrichtungen, 
1912 30 Todesurteile und 12 Hinrichtungen. Für die Monate September- 
November 1912 meldet eine Anmerkung: 23 Prozesse mit Todesurteilen, 
85 Personen verurteilt, in 30 Fällen Todesstrafe umgewandelt, 30 Personen 
hingerichtet. 


ge 
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Auf eine Million Einwohner kommen von 1. VIII. 1910 bis zum 
4. IX. 1912: 


im ganzen Reich............ 5 Todesurteile und 1,4 Hinrichtungen, 
jedoch im Kaukasus......... 25,5 is „ 4,7 a 
Sibirien und Zentralasien ... 10,0 A » 5,0 s 
Rußland ..:...2us4.00.0r 3,5 mM „ 0,9 = 
Baltische Provinzen ......... 1,6 3 » — en 
Polen aus re 1,2 E „ 0,5 = 


Westliche Gouvernements .... 0,9 ee » 0,3 = 


Im Laufe des vorhergehenden Quinquenniums standen die Baltischen 
Provinzen an der Spitze: auf 1 Million Einwohner 384 Urteile und 200 
Hinrichtungen. 

1910—1912 waren Todesurteile am zahlreichsten in folgenden 
Städten: Tiflis 78, Vladivostok 72, Ekaterinoslav 63, Ekaterinodar 51, 
Sevastopol’ 48, Petersburg 44, Novoderkassk 34, Krasnojarsk 33, Taškent 
32, Groznyj 30, Voronež 30, Moskau 28. 

Von 278 Fällen, in denen die Standesangehörigkeit der Verurteilten 
bezeichnet ist, kommen auf Bauern 76, Soldaten, Matrosen, Kosaken 58, 
Arrestanten, Zuchthäusler, zur Ansiedelung Verschickte 51, Bergvölker, 
Tataren, Chinesen 39, Kleinbiirger (meščane) 11, Arbeiter 9, Landwachter 
(stražniki), Polizisten, Sicherheitsbeamte (ochraniki) 10, Studierende 6, 
Beamte und Angestellte 5, Handler 5, Adlige (dvorjane) 4, Offiziere 1, 
Geistliche 1, Freie Berufe 2. Ende 1910 wurden 3 Frauen verurteilt. 


Nach Gründen gestaltet sich die Tabelle der 692 Todesurteile folgen- 
dermaßen: Meuterei in Heer und Flotte u. dergl. 41, Volksaufstände und 
-unruhen 12, bewaffneter Widerstand gegen Polizei und Militär 56, terrori- 
stische Bewegungen gegen die Behörden 46, Zugehörigkeit zu revolutio- 
nären Parteien und Kampforganisationen 34, Fabrikterrorismus 4, Wald- 
brüderschaften 5, also politischen Charakter tragen 198 Fälle = 28,5 % 
der Gesamtzahl. 

Bewaffnete Raubanfälle auf staatliche und öffentliche Anstalten 
und deren Angestellte 94, dasselbe mit Mord 26, Räuberei, Organisation 
von Banden, Expropriationen, bewaffnete Raubanfälle auf Privatpersonen 
442, dasselbe mit Mord 124, Menschenentführung, um Lösegeld zu erpressen 
41, also „wirtschaftlichen und räuberischen‘“ Charakter tragen 397 = 
57,5 %. 

Gefängnisunruhen, -flucht, -mord usw. 44, Mord aus Rache, Eifer- 
sucht und dergl. 5, Mord aus unaufgeklärten Gründen 38, Frauenverge- 
waltigung 4, Erschießung Verhafteter 6, also „gewöhnliche und außer- 
gewöhnliche‘ Gründe in 97 Fällen = 14 %. 

Von diesen drei Gruppen weist die politische gegen das vorhergehende 
Lustrum, das 36 % ergab, einen Rückgang auf. 

Einige Monate vor diesem Aufsatz ist das Buch des Moskauer Privat- 

dozenten S. I. Viktorskij „Geschichte der Todesstrafe in Rußland und 
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ihr gegenwartiger Stand“ (,,Istorija smertnoj kazni v Rossii i sovremennoe 
eja sostojanie‘‘, Moskau 1912, IV u. 387) erschienen: dank der Liebens- 
würdigkeit Zbankovs konnte der Verfasser außer den früheren Tabellen 
(s. S. 354 ff.) auch schon einen Teil der soeben besprochenen Berechnungen, 
noch ehe sie gedruckt waren, benutzen (s. S. 358 ff.). L. L. 


: VIII. Ukraine. 


Ein Beitrag zur Kenntnis des Ahnen- 


kultusin der Ukraine. 

MS CIX, 5—9. 

Chrysanthius Jaščuršynśkyj veröffentlicht seinen auf dem Novgoro- 
der Archäologen -Kongresse vom Jahre 1911 erstatteten Bericht, in welchem 
erin einigen auf den Ahnenkultus bezüglichen Zeremonien und poetischen 
Erzählungen des ukrainischen Volkes Spuren einer altertümlichen Ver- 
ehrung der Ahnen als Götter des häuslichen Herdes erblickt. M. K. 


1492—1508. Anfänge der politischen Lauf- 
bahn Ostafij Daškovyčs. 

MS CXIII, 23—43. 

Die Jugend des berühmten ukrainischen Helden Ostafij Daškovyč ist 
sehr wenig bekannt. Uber sein Geburtsland und über die soziale Stellung 
seiner Vorfahren sind in der historischen Literatur sehr voneinander 
abweichende Ansichten ausgesprochen worden. Desgleichen ist sein 
erstes Auftauchen auf dem historischen Schauplatze in Weißrußland 
sowie sein Übergang in den Dienst des Großfürsten von Moskau nur wenig 
aufgeklärt. Mit der Lösung dieser Fragen beschäftigt sich hier eine 
Abhandlung des früh verstorbenen Historikers Bohdan Bucynskyj. Er 
schließt sich ganz entschieden der Meinung Maxymovyés über die adelige 
Abstammung Ostafijs an und führt die in einigen Quellen verbreitete 
und von Antonovyö übernommene Nachricht über niedrige Herkunft 
Daskovyts auf eine unverläßliche und in hypothetischer Form ausge- 
sprochene Äußerung des Chronisten Martin Kromer zurück. Als engere 
Heimat des Helden bezeichnet er den Kiever Bezirk, und in dem in Kiever 
Akten erwähnten Ivan Dagkovyt, welcher im Jahre 1486 aus Erträg- 
nissen der Kiever Zölle belohnt wurde, erblickt er dessen Vater. Die 
Anfänge der politischen Laufbahn Daškovyčs setzt Butynékyj in die 
Zeit nach dem Jahre 1492, in welcher er in Diensten des Großfürsten 
Alexanders von Litauen „Burgen in der Ukraine‘ verwaltete. Im Jahre 
1503 wird er Statthalter zu Kryéiv und erhält von Alexander große Lati- 
fundien. Anfang 1504 trat er in die Dienste des Großfürsten von Moskau, 
aus politischen und keineswegs persönlichen Beweggründen, da er, ähnlich 
wie Htynskyj, die Verbindung mit Moskau als vorteilhafter für die ukraini- 
schen Gebiete ansah. Dann analysiert der Verf. alle Nachrichten, welche 
auf Beziehungen DaSkovyts zu Hiynskyj und auf seine Teilnahme an 
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dem Aufstande desselben hinweisen, und schließt mit der Schilderung 
der Umstände, welche seine Aussöhnung mit dem polnischen Könige 
Sigmund I. im Jahre 1508 herbeigeführt haben. M. K. 


1563. Zeitgenössische Schuldichtung 


überdie Gefangenschaft VyäSneveckyjs.- 

Mitt. der Kiever Sevc.-Gesell. X, 14—18. 

Im Aufzeichnungen-Album des Krakauer Universitätsprofessors 
Maciej Pigtek aus Plock (jetzt in der öffentlichen Bibliothek zu St. Peters- 
burg) befindet sich eine polnische Schuldichtung, welche Klagen VySne- 
veckyjs in der moldauischen Gefangenschaft über Unbestandigkeit des 
Schicksals, über Tod seiner Genossen u. dgl. Ausdruck zu geben trachtet. 
Prof. M. Hru3evskyj veröffentlicht dieses Gedicht, erklärt den historischen 
Hintergrund desselben und hält es für einen wichtigen Beweis der un- 
gewöhnlichen Teilnahme, mit welcher nicht nur die Ukrainer, sondern 
auch die Polen die Taten und Pläne dieses großen Helden verfolgten. 

M. K. 


Ende XVI. Jahrhunderts. Zur Tatigkeit Posse- 
vinos. 

MS CXII, 5—28. 

Das Leben und die Tätigkeit des berühmten Jesuiten Antonio 
Possevino ist bereits von verschiedenen Seiten mehr oder weniger ein- 
gehend beleuchtet worden. Dabei konzentrierte sich das Hauptinteresse 
der Forscher auf seine Moskauer Mission (1581—1582). Die Erfolglosig- 
keit derselben, wie auch aller früheren Versuche, das Moskovitische Reich 
für die Union mit Rom zu gewinnen, befestigte Possevino in der Überzeugung, 
daß man bei diesem Werke nicht richtig, nicht systematisch genug vor- 
gegangen sei. In dem ‚Memoriale‘ über seine Gesandtschaft spricht 
er sich offen dahin aus, daß man zuerst die ukrainischen Gebiete dem 
katholischen Glauben gewinnen müsse und daß erst nach Vollendung 
dieses Werkes die Versuche in Moskau von größeren Erfolgen gekrönt 
werden könnten. Dieser Überzeugung treu, schritt er sofort an die Ver- 
wirklichung seines Planes und entwickelte in dieser Richtung eine nicht 
ganz uninteressante Tätigkeit. Dieselbe ist von den bisherigen Forschern 
nicht gehörig beachtet worden. Nun unterzieht sich Ivan Krypjakecyé 
der Aufgabe, die Tätigkeit Possevinos für die Propaganda der Union in den 
ukrainischen Gebieten in einer Reihe von Artikeln zu untersuchen. In 
dem ersten Artikel beschäftigt er sich mit dem Wilnaer Priesterseminar. 
Er trachtet nachzuweisen, daß die Initiative zur Errichtung des Seminars 
von Possevino ausgegangen sei, und schildert dessen Bemühungen beim 
Papste und am polnischen königlichen Hofe, der Anstalt genügende 
materielle Mittel sicherzustellen. Auch der Entwurf des Statuts ist nach 
Meinung des Verf. von Possevino selbst oder unter seiner Anleitung aus- 
gearbeitet worden. Das Seminar wurde im Jahre 1585 errichtet und der 
Jesuitenorden mit seiner Leitung betraut. Der Bericht des Vizeprovinzials 
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Paul Boxa, welcher die Anstalt im Jahre 1602 visitierte, und das von 
demselben zusammengestellte Verzeichnis der Zöglinge zeigen, daß das 
Wilnaer Seminar dem von Possevino bestimmten Zwecke nur wenig 
entsprach und nur eine geringe Zahl von Zöglingen aus den ukrainischen 
Provinzen hatte. M. K. 


XVI. bis XVIII. Jahrhundert. Ukrainische Hel- 


den der Kosakenperiode. 

Mitt. der Kiever Sevd.-Gesell. XI, 53—74. 

Das westeuropäische Rittertum und seine romantische ritterliche 
Ideologie fand in das alte Rus schon frühzeitig Eingang. Dieses hat u. a. 
Prof. Daskevyé in seiner Abhandlung ‚Das Rittertum in Rus im Leben 
und in der Dichtung‘‘ schlagend bewiesen und gezeigt, daß die alten 
„Biliny‘‘ der Kiever Periode mit dem westeuropäischen ritterlichen 
Epos viele gemeinsame Züge aufweisen. Und ähnlich, wie in West- 
europa trotz des allgemeinen Verfalls des Rittertums sich in manchen 
Ländern (z. B. in Frankreich und Spanien) im XVI. Jahrhundert eine 
Nachblüte des ritterlichen Lebens und Romantismus bemerkbar macht, 
bringt das Auftreten des Kosakentums eine Wiederbelebung der ritter- 
lichen Ideale in der Ukraine mit sich. Das ritterliche Epos wird hier durch 
rhapsodenartige Gesänge, ,,Dumy“, repräsentiert, in welchen einzelne | 
ritterliche Kosakenhelden besungen werden. Prof. Jv. Kamanin unter- 
sucht nun jene ,,Dumy‘‘, welche im XVI. bis XVIII. Jahrhundert ent- 
standen waren, und analysiert die dort verherrlichten Heldengestalten. 
Es sind folgende: MatjaS der Alte, Fesjko-Hand2a Andyber, Holota, 
Ovramenko, Chvedir Bezridnyj, drei Brüder an dem Samaraflusse, Ivan 
Vdovytenko oder Konovéenko und Oleksij Popovyt. Fast alle diese 
Helden sind historische Persönlichkeiten, und der Verfasser stellt auf 
Grund der historischen Quellen ihre geschichtliche Identität fest. Die 
poetische Ausschmückung des Lebens und der Taten der besungenen 
Personen läßt das Ideal eines ukrainischen Helden erkennen. Durch 
Vergleichung der betreffenden ,,Dumy‘ untereinander stellt Kamanin 
die allen ukrainischen Helden gemeinsamen Charakterzüge zusammen, 
schält sozusagen den Heldentypus des ukrainischen Volkes heraus. Zum 
Schlusse seiner interessanten Untersuchung vergleicht er diesen kosakischen 
Heldentypus mit dem Heldenideal der alten „Biliny‘“ und macht auf 
die beiden gemeinsamen Charakterzüge sowie auf die Verschiedenheiten 
der Auffassung aufmerksam. M. K. 


Ende XVI. bis Mitte XVII. Jahrhundert. Organi- 
sation der Lemberger Stauropigialbrüder- 
schaft. 

MS CXI, 5—24; CXII, 59—73; CXIV, 25—56. 

Fedir Sribnyj setzt seine in Bd CVI begonnenen und in Bd CVIII 
fortgesetzten (vgl. die Besprechung in unserer Zeitschrift III, 108—110) 
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Studien über die Organisation der Lemberger Stauropigialbrüderschaft 
weiter fort und beschäftigt sich mit Untersuchung von Vermögensverhält- 
nissen der Mitglieder der Brüderschaft. Auch hier dienen die Acta Con- 
sularia des Lemberger Stadtrates als Hauptquelle. Hie und da gibt der Ver- 
fasser Aufschlüsse über die wirtschaftliche Lage der Lemberger ukrainischen 
Bürger im allgemeinen, ohne Rücksicht darauf, ob dieselben Mitglieder 
der Brüderschaft waren oder nicht, und diese Teile der Abhandlung 
sind wohl die interessantesten. Da es den Ukrainern verboten war, außer- 
halb der „Ruthenischen Gasse“ Häuser zu erwerben, gruppierten sich 
die reicheren ukrainischen Bürger vornehmlich um diese herum. Die 
Zahl der den Ukrainern gehörigen Häuser in der eigentlichen Stadt betrug 
im Jahre 1609 18, im Jahre 1649 22 von 400. Zahlreicher waren die ukraini- 
schen Kaufläden. Der Wert des gesamten beweglichen Vermögens im 
Besitze der ukrainischen Bürger wird im Jahre 1656 auf 704 000 fl. ge- 
schätzt; die Armenier besaßen 1 277 000 fl., die Polen 1 509 000 fl. an 
beweglichem Vermögen; über das Vermögen der Juden gibt der Verfasser 
keine Daten an. Von den Bürgern, deren Vermögen auf mehr als 20 000 fl. 
geschätzt wurde, gehörten 8 der ukrainischen, 9 der armenischen, 24 der 
polnischen Nation an. Das Vermögen des reichsten ukrainischen Bürgers 
(Madzaraki — der Name ist übrigens griechisch) wird auf 300 000 fl, 
- des reichsten Polen auf 120 000 fl., des reichsten Armeniers auf 600 000 fl. 
geschätzt. Was speziell die Stauropigialbrüderschaft anbelangt, setzte 
sich der weitaus überwiegende Teil der Mitglieder derselben aus den 
reichsten ukrainischen Bürgern, vornehmlich aus Haus- und Laden- 
besitzern zusammen, welche dort die wichtigsten Funktionen ausübten. 
Von Verkäufern und Handwerkern gehörten nur wenige der Brüder- 
schaft an. Bei kaufmännischen Transaktionen operiert in den 80er Jahren 
des XVI. Jahrhunderts Konstantin Kornjakt mit bedeutenden Summen. 
Er war Pächter der ,,ruthenischen Zölle“ und Eigentümer großer Magazine 
in Lemberg für Waren, welche zur Ausfuhr nach Deutschland bestimmt 
waren. Außer einem prächtigen Haus und anderen Besitzungen in Lem- 
berg besaß er umfangreiche Güterkomplexe in verschiedenen Teilen des 
heutigen Ostgaliziens. In bezug auf seinen Reichtum nimmt er in der 
Brüderschaft eine Ausnahmestellung ein; andere Mitglieder können mit 
ihm nicht einmal annähernd verglichen werden. Auf Grund der Acta 
Consul. zählt der Verfasser eine Reihe von kaufmännischen Transaktionen 
anderer Mitglieder der Brüderschaft auf und zeigt, daß viele Stadtbürger 
auch in den Vorstädten Häuser erwarben und daß sie im allgemeinen 
bedeutend wohlhabender als die Vorstädter waren. Zugleich macht er auf 
den großen Unterschied der Preise, welche für ein Haus in der Stadt und in 
den Vorstädten gezahlt wurden, sowie auf die gewaltige Steigerung der Preise 
im XVII. Jahrhundert aufmerksam. Dann versucht er die Entwicklung 
der materiellen Verhältnisse einzelner bedeutenderer Familien im XVI. 
und XVII. Jahrhundert zu verfolgen und stellt bei vielen einen allmählichen 
Verfall des Wohlstandes fest (z. B. Babyé, Maleczkyj, Afendyk, JaroSevy¢, 
Hrek u. a.). In vielen Fällen nehmen die Mitglieder materielle Unter- 
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stützung von der Brüderschaftskasse in Anspruch. Doch fehlte es auch 
im XVII. Jahrhundert nicht an reichen Mitgliedern der Brüderschaft. 
Einen besonderen Abschnitt der Abhandlung nimmt die Untersuchung 
von ausgebreiteten Handelsagenden des bereits erwähnten Konstantin 
Kornjakt ein. — Ein ScbluBartikel hat noch zu folgen. M. K. 


XVII. Jahrhundert. Abstammung Bohdan 


Chmelnyékyjs. 
Mitt. der Kiever Seve.-Gesell. XII, 72—77. 

Die Nachrichten über die Abstammung des berühmten Kosakenhetmans 
sind so karg und unsicher, daß darüber bis jetzt nur mehr oder weniger 
wahrscheinliche Vermutungen aufgestellt werden konnten. Prof. Ivan 
Kamanin tritt mit der Ansicht auf, daß Bohdan Chmelnytkyj aus einer 
von altersher in Kiev ansässigen Bürgerfamilie abstamme. Er weist 
aul eine urkundliche Nachricht hin, daß der Hetman zusammen mit seinem 
Bruder Paul eine ihnen gehörige Hofstelle zu Kiev dem dortigen Mohylaner 
Kollegium geschenkt habe, und hält die unter den Kiever Bürgern 
auftretenden Familiennamen Chmel, Chmelevyé, Chmelenko für identisch 
mit Chmelnyékyj. Den in der Urkunde Sigmunds III. vom 24. Mai 1628 
erwähnten Kiever Bürger und Getreidehändler Bohdan Petrovyé Chmel 
hält er für einen Oheim des Hetmans. Doch alle diese Vermutungen 
müßten erst bewiesen werden. Sie widersprechen den zeitgenössischen 
Berichten, welche das Geschlecht des Hetmans aus dem masowischen 
oder aus dem Lubliner Adel ableiten, sowie der Tatsache, daß Bohdan 
sich selbst immer ,,adelig geboren‘ nannte und für solchen allgemein 
angesehen wurde. Es ist doch bekannt, wie peinlich genau man in Polen 
Nichtadelige von den Adeligen zu unterscheiden pflegte. Auch gab es 
unter dem polnischen Adel ähnlich lautende Familiennamen wie: Chmel, 
Chmielowski, Chmielecki, welche mit Chmelnyckyj mit demselben Rechte 
identifiziert werden könnten, wie die von K. angeführten Kiever Bürger- 
namen. Zum Schlusse lenkt der Verfasser die Aufmerksamkeit der Forscher 
auf die im Gedenkbuche des Kiever Mychajlover Klosters erwähnte 
Nonne Martha, Witwe Michael Chmels, welche er für die Mutter des 
Hetmans hält. M. K. 


1657—1695. Zur Geschichte der Güter- 
verleihungen in der linkseitigen Ukraine. 

MS CXIII, 69—76. 

Es ist bereits bekannt, daß die umfangreichen polnischen Kron- 
güter in der linksseitigen Ukraine mit der Etablierung der Kosaken- 
herrschaft in Privatbesitz überzugehen begannen; sie wurden entweder 
den verdienten Personen verliehen oder direkt verkauft. V. Modzalevskyj 
veröffentlicht acht derartige Verleihungsurkunden aus der zweiten Hälfte 
des XVII. Jahrhunderts, von denen sechs dadurch von besonderem Inter- 
esse sind, da sie von den Sotnyky (centenarii) ausgestellt wurden. Falls 
wir hier nicht mit Handlungen, welche auf Grund von speziellen Voll- 
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machten vorgenommen wurden, zu tun haben, kénnten diese Urkunden 
als wichtige Belege fir den Parallelismus von Kompetenzen der Sotnyky 
und der Obersten in ihren Amtsbezirken angesehen werden. M.K. 


1660. Der Cudnover Feldzug. 

MS CX—CXIV. 

Eine umfangreichere Untersuchung von Vasyl Herasymcuk, welche 
erst nach ihrer Vollendung besprochen werden kann. 


XVII. bis XVIII. Jahrhundert. Aus dem Kultur- 
leben der Ukraine im XVII. bis XVIII. Jahr- 
hundert. 

MS CVIII, 57—102; CIX, 10—38. 

Erst in der allerneuesten Zeit haben die Forscher der sehr reich- 
haltigen Literatur ukrainischer religiöser und kirchlicher Lieder ihre 
Aufmerksamkeit zugewendet. Grundlegend auf diesem Gebiete sind die 
Studien des Prof. Peretz, wichtige Beiträge hierzu lieferten Hruševskyj, 
Franko, Séurat u. a. Es ist bereits erwiesen, daB diese Literaturgattung, 
welche, nebenbei bemerkt, der offiziellen gr.-orient. Kirche ganz fremd 
war, in die Ukraine aus Westeuropa durch Vermittlung Polens gebracht 
und zunächst in verschiedene gottesdienstliche Zeremonien der gr.-unierten 
Kirche aufgenommen wurde. Der Basilianerorden trug zur Popularisierung 
der Kirchenlieder Wesentliches bei und bediente sich ihrer als eines 
wirksamen Agitationsmittels zur Verbreitung der unierten Kirche. Zu 
diesem Zwecke wurden einzelne Dogmen in die Form von Liedern ge- 
kleidet und dabei auf die wichtigsten Unterschiede zwischen der unierten 
und nichtunierten griechischen Kirche aufmerksam gemacht. Die wichtigste 
und bekannteste Sammlung derartiger Lieder ist der Potajiver Bohohlasnyk 
(1790—1791). Es wurde aber auch eine Reihe anderer Sammlungen 
älteren und jüngeren Datums aufgefunden und beschrieben. Unter dem 
oben angeführten, vielleicht zu wenig präzisen Titel bespricht Mychajlo 
Voznjak eine bisher unbekannte handschriftliche Liedersammlung, 
die vor kurzem von der Bibliothek der Sevéenko-Gesellschaft in Lemberg 
erworben wurde. Als Aufzeichner dieser Sammlung läßt sich Johann 
PaSkovskyj, Pfarrer zu MySkovyti, bestimmen, welcher sich auch als 
Verfasser einzelner Lieder nennt. Die Entstehungszeit der Sammlung 
setzt Voznjak in die Jahre 1742—1766 fest. Die Bedeutung der Lieder- 
sammlung von Paskovékyj besteht darin, daß sie einige im Bohohlasnyk 
nicht aufgenommene Lieder verschiedener, teils bereits bekannter, teils 
bisher unbekannter (wie Medyskyj, Kosteckyj, Levyékyj, PaSkovsky]) 
Autoren enthält, bei anderen auch sonst bekannten Liedern aber zeigt, 
daß die späteren Bearbeiter des Bohohlasnyk der Sprache der frommen 
Lieder eine kirchen-slavische Färbung zu geben bestrebt waren. Im 
zweiten Teile seiner Arbeit trachtet der Verfasser neue Aufschlüsse über 
die Chronologie der im Bohohlasnyk aufgenommenen Lieder zu geben. 

M. K. 
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XVII. bis XVIII. Jahrhundert. Geistliche und 
kirchliche Dichtung in Ost- und West- 
europa. Finleitung zu Studien über den 
„Bohohlasnyk“. 

MS CXIII, 5—22. 

Ivan Franko veröffentlicht unter obigem Titel ein Bruchstück 
seiner vor Jahren begonnenen, doch unvollendet gebliebenen Arbeit über 
die historische und literarische Bedeutung des ,, Bohoht asnyk“*. Nach ein- 
leitenden Bemerkungen über die Entstehung und Entwicklung der Kirchen- 
lieder in der lateinischen und griechischen Kirche bespricht er die griechi- 
schen und lateinischen Hymnen, Minden u. dgl. und erörtert dabei ein- 
gehend den poetischen Bau der Akathisten, weil diese Gattung der kirch- 
lichen Poesie in der Ukraine sehr populär wurde und nach seiner Meinung 
von großem Einflusse auf die Form und auf den Inhalt derim ‚„Bohohlasnyk“ 
aufgenommenen ukrainischen Kirchenlieder war. M. K. 


1694—1708. Aktenstücke zur Geschichte 


der rechtsseitigen Ukraine. 

MS CXII, 120—124. 

V. Modzalevskyj veröffentlicht vier Aktenstücke zur Geschichte 
der sogenannten Hetmanščyna: einen Brief der Gemahlin Orłyks, des 
bekannten Generalsekretärs Mazepas, an Anna Zabiła, geschrieben un- 
mittelbar nach der Invasion Karls XII. in die Ukraine, am 25. September 
1708; eine Urkunde aus dem Jahre 1696, mit welcher die Kosaken ihrem 
Sotnyk, Hnat Sachnovskyj, ein Gut verliehen; eine Schenkungsurkunde 
zugunsten des Obersten Dmytro Horłenko aus dem Jahre 1691 und eines 
der letzten Rundschreiben Mazepas vom 7. Juni 1707, in welchem er die 
Einwohner von Vorońkiv gegen Kočubej in Schutz nimmt. M. K. 


1696—1701. Kosakische Protektionsurkunden. 

MS CXIV, 154—156. 

In der zweiten Hälfte des XVII. Jahrhunderts wurde es in der 
Hetmanščyna gebräuchlich, daß Hetmane und Oberste einzelne Personen 
unter ihren besonderen Schutz oder ,Protektion“ nahmen und dieselben 
von der Gerichtsbarkeit der unteren Behörden sowie von der Erfüllung 
verschiedenartiger Obliegenheiten eximierten. Diese Gepflogenheit, 
welche sich sehr rasch verbreitete, lockerte die Disziplin, weshalb Hetman 
Mazepa den Obersten untersagte, „Protektionsurkunden‘‘ an Personen 
aus bürgerlichen und bäuerlichen Kreisen zu verleihen. V. Modzalevskyj 
veröffentlicht drei derartige ,,Protektionsurkunden“, ausgestellt von den 
Cernyhover Obersten Jakiv und Jefym Lyzohub und von dem Poltaver 
Obersten Ivan Levenet. M. K. 


XVIII. Jahrhundert. Variante eines Volks- 


liedes über Erdarbeiten der Kosaken. 
Mitt. der Kiever Seve.-Gesell. X, 31—47. 
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Das ukrainische Volk, welches auf alle historischen Begebenheiten 
mit großer Lebhaftigkeit reagierte, verlieh in seinen Liedern auch seinen 
Anschauungen über Heranziehung der Kosaken zu verschiedenartigen 
Erdarbeiten Ausdruck. Es ist bekannt, daß es Peter der Große war, der 
zur Zeit des Nordischen Krieges die Kosaken zu Kanalarbeiten am Ladoga- 
see sowie zur Erbauung und Ausbesserung von Befestigungen in ver- 
schiedenen Teilen seines Reiches zwangsweise herangezogen hatte. Seinem 
Beispiele folgten die anderen Caren. Besonders beim Ausbau der strate- 
gischen sogenannten „ukrainischen“ Linie, welche sich vom Kubanflusse 
bis an den unteren Boh, mehrere Hunderte von Kilometern lang, hinzog 
und dem russischen Reiche Schutz gegen die Tataren- und Türken- 
einfälle gewähren sollte, wurden die Arbeitskräfte der ukrainischen Be- 
völkerung sehr stark in Anspruch genommen. Wie großen Drangsalierungen 
diese dabei ausgesetzt wurden, beweisen selbst die amtlichen Berichte 
aus jener Zeit. Kein Wunder, daß diese Begebenheiten dem Volke längere 
Zeit in Erinnerung blieben und in seinen Liedern Ausdruck fanden. Es 
sind bis jetzt mehr als 20 ukrainische Volkslieder bekannt, welche die 
Leiden der kosakischen Erdarbeiter zum Gegenstande haben. L. Dobro- 
volskyj veröffentlicht eine neue Variante eines derartigen Liedes, welche 
sich durch Reinheit und Vollständigkeit des Textes auszeichnet. Er analy- 
siert den Bau des Liedes, vergleicht es mit anderen bekannten Varianten 
und schildert den historischen Hintergrund desselben. M. K. 


XVIII. Jahrhundert. Ein Beitrag zur Ge- 
schichte derKotomyjciinderlinksseitigen 


Ukraine. 

Müt. der Kiever Sevc.-Gesell. XII, 78—79. 

„Kolomyjci‘“ wurden in der linksseitigen Ukraine Leute genannt, 
welche sich mit Verfrachtung von Salz aus den bei Kolomea (Ostgalizien) 
gelegenen Salinen in jene Gebiete beschäftigten. Vadym Modzalevskyj 
veröffentlicht eine Urkunde, welche beweist, daß die Kolomyjci den Kosaken- 
obersten Jahresgeschenke zu geben verpflichtet waren. M. K. 


1757. G. N. Teplov und seine „Notiz über 


MiBstandein KleinruBland“. 

Mitt. der Kiever Sevc.-Gesell. IX, 13—54. 

G. N. Teplov, Zögling oder, wie man annimmt, natürlicher Sohn 
des Erzbischofs Theophan Prokopovyé und von demselben eifrig ge- 
fördert, kam in nähere Beziehungen zur Familie Rozumovskvj, insbesondere 
zum Gf. Cyril Hryhorovyé Rozumovskyj, dessen Erziehung er leitete. 
Als dieser zum Hetman der Ukraine ernannt wurde, ward Teplov 
seine rechte Hand und, da der Hetman sich um die Geschäfte seines Amtes 
sehr wenig bekümmerte, der eigentliche Leiter der Ukraine. In der Palast- 
revolution des Jahres 1762 spielte er als Parteigänger der Carin Katharinall. 
eine tätige Rolle, wurde von derselben zum Staatssekretär, dann zum 
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Senator ernannt und starb im Jahre 1779. Die leitende Stellung, welche 
Teplov in der Ukraine und im russischen Reiche einnahm, macht seine 
„Notiz“ um so interessanter. Sie besteht aus zwei Teilen; der zweite Teil 
wurde schon im Jahre 1857 in „Zapiski o juz. Rusi“ II. Bd. von P. Kuliš 
herausgegeben, die jetzige vollständige Publikation des wichtigen Textes 
haben wir M. Vasylenko zu verdanken. In einleitenden Bemerkungen 
spricht sich Vasylenko über die Person des Verfassers sowie über Charakter 
und Tendenz seiner Schrift aus. Im Gegensatze zu Kuli$ betrachtet er 
die „Notiz“ als ein Pamphlet, welches verfaßt wurde, um die russische 
Staatspolitik zur vollständigen Beseitigung der ukrainischen Autonomie 
zu veranlassen. Diese Tendenz tritt besonders im ersten Teile der Schrift 
hervor, welcher einen Überblick über die historische Vergangenheit der 
Ukraine gibt und zu beweisen trachtet, daß ‚das kleinrussische Volk 
von den ältesten Zeiten russisch sei und nur durch Schwäche der Kiever 
Großfürsten sich abgesondert habe“. M.K. 


XVIII. Jahrhundert. Kirchliche Angelegen- 
heiten in Zaporoze. 
Mitt. der Kiever Sevč.-Gesell. X, 49—75. 


Zur Befriedigung der religiösen Bedürfnisse der Zaporoger Kosaken 
bestand im XVII. Jahrhundert eine Kirche in Sif und ein Kloster am 
Flusse Samara. Die Geistlichkeit in beiden wurde von dem Kiever 
Mezyhirskyj-Kloster eingesetzt, weshalb ZaporoZe als Pfarre des Klosters 
galt. Für die Kosaken war diese Ordnung sehr bequem, da das MeZyhirsk yj- 
Kloster eine Stauropigie war, d. i. von der Jurisdiktion des Kiever Metro- 
politen eximiert und dem Patriarchen (anfangs von Konstantinopel, seit 
1686 von Moskau) unmittelbar untergeordnet war; dadurch wurde dem 
Kiever Metropoliten die Möglichkeit benommen, sich in die Zaporoger 
Angelegenheiten einzumischen. Die Versuche des Metropoliten Fürsten 
G. Cetvertynskyj, ZaporoZe seinem Sprengel einzuverleiben, scheiterten 
an heftigem Widerstande der Kosaken. Dieses Verhältnis änderte sich 
aber im XVIII. Jahrhundert. Die den Zaporogern gehörigen Steppen 
wurden immer dichter besiedelt, es entstand eine Reihe von Einzelhöfen, 
Dörfern, selbst Marktflecken. Jetzt reichten die bisherigen kirchlichen 
Einrichtungen nicht mehr aus, es mußten neue Kirchen errichtet und 
neue Pfarrer eingesetzt werden, was sich ohne Mitwirkung des Kiever 
Metropoliten nicht durchführen ließ. Dadurch wurde aber allmählich 
das Territorium von dem Metropoliten in Abhängigkeit gebracht. Ende 
der 50er Jahre versuchten die Zaporoger eine eigene bischöfliche Diözese 
zu errichten, was den Metropoliten veranlaßte, zur besseren Überwachung 
des Zaporoze dort einen „Statthalter“ einzusetzen und ihm die Kirchen 
und die Geistlichkeit auf dem ganzen Territorium der Zaporoger Kosaken 
zu unterordnen. Doch die kosakische Militärverwaltung (Kiš) vertrat 
immer den Standpunkt, daß alle auf ihrem Territorium lebenden Personen, 
ohne Unterschied des Standes, sich ausschließlich ihrer Jurisdiktion 
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unterzuordnen hätten, ohne an irgendeine andere Behörde appellieren zu 
dürfen. Daß diese Auffassung zu kleineren und größeren Konflikten mit 
der kirchlichen Metropolitanbehörde führen mußte, ist ohne weiteres 
einleuchtend. Orest Levyckyj berichtet nun auf Grund der Protokolle 
des Kiever Konsistoriums über einen derartigen Streitfall aus dem Jahre 
1763, in welchem es sich darum handelte, ob dem Kiš das Recht zustehe, 
ohne vorherige Genehmigung des Metropolitankonsistoriums Priester 
von ihren Pfarren zu amovieren. In dem vorliegenden Falle hat die 
Zaporoger Militärverwaltung ihren Standpunkt durchgesetzt und das 
Konsistorium zum Einlenken gezwungen. M.K. 


1765—1767. Briefedes Abts von Lebedyn, 


Philotheus Kontarovskyj. 

Mitt. der Kiever Sev@.-Gesell. IX, Beilage S. 1—28. 

Das Kloster und das Dorf Lebedyn im Cyhyryner Bezirke (süd- 
westlich von Kiev) entstanden in den 60er Jahren des XVII. Jahrhunderts. 
Das Kloster spielte im politischen und kulturellen Leben der Ukraine 
eine ziemlich bedeutende Rolle. In den letzten Dezennien des XVIII. Jahr- 
hunderts wurde aber durch Güterentwendungen sein materieller Wohl- 
stand untergraben, es büßte mit dem Übergange der rechtseitigen Ukraine 
unter die russische Herrschaft seine bisherige Bedeutung ein und wurde 
im Jahre 1846 aufgehoben. Philotheus Kontarovskyj, Sohn eines gemeinen 
Kosaken aus der linksseitigen Ukraine, Zögling der Kiever Akademie, 
leitete das genannte Kloster in den Jahren 1764—1771. Mit Jakiv Voron- 
kovskyj, Sekretär des Kiever Metropoliten, eng befreundet, stand er mit 
demselben im brieflichen Verkehr. Orest Levyckyj gelang es, einen Teil 
dieser Korrespondenz, elf Briefe Kontarovskyj’s und zwei Antworten 
Voronkovskyj’s aufzufinden, welche er nun veröffentlicht. Den Haupt- 
inhalt derselben bilden Klagen über Verfolgungen und Sekkaturen von 
seiten der Unierten sowie über Desorganisation und Verfall des gr.-orth. 
Klosterlebens. Diese Briefe können als höchst willkommene Ergänzung 
zu den im „Archiv jugo-zapadnoj Rossii“ (Abt. I, Bd. 2—3) veröffent- 
lichten Akten betrachtet werden. M. K. 


XVIII. Jahrhundert, 2. Hälfte. Aus dem Leben 
der ukrainischen Geistlichkeit der Lem- 
berger Diözese in der zweiten Hälfte des 


XVIII. Jahrhunderts. 

MS CIX, 89—90; CX, 55—100. 

Die kulturellen und materiellen Verhältnisse der ukrainischen Geist- 
lichkeit im heutigen Ostgalizien unter der polnischen Herrschaft sind 
dank den Forschungen von Saranevyé, HruSevskyj (V. Bd seiner Gesch.), 
Antonovyé u. a. im allgemeinen bereits bekannt. Melania Bordun unter- 
nimmt nun auf Grund von Akten des Lemberger Domkapitels aus den 
Jahren 1747—1790 einen Versuch, das allgemeine Bild durch interessante 
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Einzelheiten aus dem Leben der Landgeistlichkeit zu ergänzen. Nach 
einleitenden Bemerkungen über unzureichende Schulbildung des gr.-kathol. 
Klerus schildert die Verfasserin den bei Besetzung der meist unzureichend 
dotierten Pfarreien üblichen Vorgang. Seit der Zamostjer Synode (1720) 
mußte der Kandidat sich vorerst einer Prüfung in der bischöflichen Resi- 
denz unterziehen und erst nach Bestehen derselben wurde ihm von dem 
Bischofe die Erlaubnis, sich um eine Pfarre zu bewerben, erteilt. Das 
Verleihungsrecht von Pfarreien stand bekanntlich den Gutsherren zu, 
wofür die Bewerber den Gutsherren und ihren Offizianten eine Reihe von 
Geschenken, den sogenannten ,,poklon“, zu entrichten hatten. Der Kan- 
didat, welcher die Zustimmung des Gutsherrn erhalten hatte, wandte 
sich an seinen Bischof mit der Bitte um geistliche Weihe. Dabei wurde 
im Auftrage des Bischofs von dem Dechanten in dem Heimatsorte des 
Kandidaten eine ‚Inquisition‘ über dessen Vorleben sowie über Dotierung 
der Pfarre vorgenommen. Bei Besetzungen von Pfarreien hatten die 
Söhne bzw. die Verwandten des verstorbenen Pfarrers das Vorrecht, 
welches auch nach der Zamostjer Reform sowohl von den Gutsherren wie 
auch von der geistlichen Obrigkeit durchaus respektiert wurde. Die Akten 
der geistlichen Gerichte, insbesondere die aufbewahrten Klagen gegen 
die Pfarrer gewähren der Verfasserin die Möglichkeit, einiges über das 
Privatleben der Geistlichkeit sowie über ihre Beziehungen zur Ortsgemeinde 
und zum Gutshofe zu berichten. Freilich die Einseitigkeit des Materials 
läßt die Schattenseiten viel zu stark hervortreten. Es ist zu bedauern, 
daß die Verfasserin das sonstige hier einschlägige und bereits veröffent- 
lichte Material (z. B. im Archiv jugo-zap. Ross.) vollkommen außer acht 
ließ, wodurch ihre Ausführungen viel an Wert einbüßen. Der Abhandlung 
sind 42 Aktenstücke beigegeben. K.M. 


Anfang XIX. Jahrhunderts. Notlage der gali- 


zischen Kirchensänger. 

MS CIX, 136—140. 

Über soziale Stellung, materielle Lage und Organisation der gr.-kath. 
Kirchensänger in den Anfängen des XIX. Jahrhunderts haben wir nur 
spärliche Nachrichten, was um so mehr zu bedauern ist, da dieselben als 
Leiter von Volksschulen im Kulturleben des ukrainischen Volkes eine nicht 
unbedeutende Rolle spielten. Jar. Hordynskyj veröffentlicht aus einer 
handschriftlichen Liedersammlung, welche um das Jahr 1830 aufgezeichnet 
wurde, ein Lied, in dem über die Notlage der Kirchensänger geklagt wird. 
Als wichtige Ergänzung hierzu wird auch ein Rundschreiben des Lemberger 
gt.-kath. Weihbischofs Joachimowicz aus dem Jahre 1845 angeführt. 

M. K. 


1803—1841. Gregor IIkevyé. 

MS CIX, 91—122; CX, 123—156; CXI, 1117—139. 

Einen interessanten Beitrag zur Geschichte der nationalen Wieder- 
geburt des ukrainischen Volkes in Galizien bringt Andreas Franko in seinem 


128 Zeitschriftenschau. 


Aufsatze über Gregor Ilkevyt. Gregor Ilkevy& (geb. 1803, gest. 1841), 
seit 1822 Lehrer an der Trivialschule zu Kolomea, dann seit 1836 zu Horo- 
denka, hat sich als eifriger Sammler von ethnographischen Materialien 
und insbesondere der ukrainischen Volkssprüche hervorgetan. Der Ver- 
fasser stellt wichtigere Daten aus seinem Leben und Wirken fest, spricht 
sich gegen die Annahme aus, daß Ilkevy& dem Kreise der national- 
gesinnten Jugend, der sich um Markian Saskevy& gruppierte, angehört 
hatte, und betrachtet ihn als Verfasser der mit dem Pseudonym ,,Mirostaw 
z Horodenki“ gezeichneten Abhandlungen. Den größten Teil seiner Unter- 
suchung widmet Andreas Franko der Würdigung Ilkevyts als Ethno- 
graphen. M. K. 


1839—1861. Pogodin und Zubryékyj. 

MS CX, 101—122. 

Pogodins Beziehungen zu den hervorragendsten Mannern der gali- 
zischen Ukraine bildeten bereits zu wiederholten Malen den Gegenstand leb- 
hafter Erörterungen. Obwohl dieselben mehr zufälligen als planmäßigen 
Charakter trugen und nicht besonders intensiv waren, wird ihnen von 
seiten der ukrainischen und polnischen Forscher große Bedeutung zu- 
geschrieben. Bei Beurteilung der Rolle, welche Pogodin dabei gespielt 
und des Einflusses, welchen er auf leitende Geister Galiziens ausgeübt 
hatte, gehen die Meinungen stark auseinander. Die einen (Ohonovskyj, 
Franko, Barvinskyj, Studynskyj u. a.) erblicken in Pogodin einen Ab- 
gesandten der russischen Regierung, um die galizischen Ukrainer von 
der Einheit der moskovitischen und ukrainischen Nation zu überzeugen 
und für Rußland zu gewinnen. Die Folgen seiner Bemühungen waren 
der Verfall der von SaSkevyé eingeleiteten nationalen Bewegung und 
die Entstehung der russophilen Strömung. Pogodins Werkzeug in dieser 
Tätigkeit sei der bekannte galizische Historiker Denys Zubryckyj gewesen. 
Die anderen (Hotovackyj, Drahomaniv, Svjencickyj) hingegen betrachten 
den Einfluß Pogodins als nützlich, da er die ukrainischen Gelehrten Galiziens 
zu Forschungen auf dem Gebiete der nationalen Geschichte, zur Sammlung 
und Aufbewahrung historischer Denkmäler, zum Studium der eigenen 
Sprache angeeifert und dadurch nicht nur zur Hebung ihres intellektuellen 
Niveaus, sondern auch zur Erweckung des nationalen Bewußtseins 
wesentlich beigetragen hat. In dem oben angeführten Aufsatze unter- 
sucht Eustachia Tysynska die Tätigkeit Pogodins in Galizien auf Grund 
seiner in Moskau edierten Korrespondenz, stellt die in seinen wissen- 
schaftlichen Abhandlungen geäußerten Ansichten über nationale Selb- 
ständigkeit des ukrainischen Volkes zusammen und weist darauf hin, 
daß Zubry¢k yj schon vor seiner Bekanntschaft mit Pogodin ein eifriger Ver- 
ehrer des Russentums war. Deshalb schließt sich die Verfasserin der 
Ansicht Svjencickyjs mit der Einschränkung an, daß über eine Einfluß- 
nahme Pogodins auf die Erweckung des nationalen Bewußtseins bei den 
galizischen Ukrainern sich nichts Positives sagen lasse. M. K. 
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1848. Grundlagen einer neuen slavischen 
Politik von Bakunin. 
MS CIX, 155—165. 


Dem Slavenkongresse zu Prag unterbreitete Bakunin einen Entwurf 
über die Grundprinzipien einer neuen slavischen Politik, welcher aber 
von dem Kongresse zurückgewiesen wurde, weil er sich nicht bloß auf 
die österreichischen Slaven beschränkte, sondern auch auf andere außer- 
österreichische Slaven bezog. Dieser Entwurf war bisher nur in polnischen, 
deutschen und čechischen Übersetzungen bekannt. Joan Franko ver- 
öffentlicht aus dem Nachlasse des Prof. Ivan Borysikevyč den franzö- 
sischen Urtext dieses Entwurfes, welcher von Bakunin eigenhändig in 
den ersten Tagen des Juni 1848 niedergeschrieben wurde. M. K. 


1848. Zur Geschichte der kulturellen 
und wissenschaftlichen Organisation in 
Galizien. 


Das Aufflammen der nationalen Bewegung unter dem Einflusse 
der Revolution vom Jahre 1848 trieb die ukrainische Intelligenz Galiziens 
zur Organisierung der wissenschaftlichen und literarischen Arbeit an. 
Es wurde nach dem Vorbilde analoger Vereine bei anderen slavischen 
Völkern die ,,Halyéko-ruska Matycia‘ gegründet und auf Anregung des 
Dichters Mykoła Ustyjanovy¢ ein Kongreß der Vertreter verschiedener 
Kreise der ukrainischen Intelligenz einberufen. Aus handschriftlichen 
Akten des Kongresses teilt M. Voznjak ein vollständiges Verzeichnis 
der Teilnehmer desselben mit und gibt Aufschlüsse über wichtigere Be- 
ratungen einzelner Sektionen. M. K. 


1848. Anfänge der ukrainischen Presse 
in Galizien. 

MS CXI, 140—159. 

Zu Beginn der 40er Jahre des XIX. Jahrhunderts begniigten sich 
die Führer der ukrainischen nationalen Bewegung in Galizien mit Heraus- 
gabe von Jahrbüchern (Almanachen), welche eine Literaturzeitung zu 
ersetzen hatten. Hierzu gehören die von Ivan Holovackyj herausgegebenen 
„Vinky“. Erst am 20. Februar 1848 wurde vom Stauropigialinstitut 
in Lemberg eine Versammlung der ukrainischen Intelligenz einberufen, 
welche sich mit der Begriindung einer periodischen Zeitung beschaftigen 
sollte. In derselben wurde beschlossen, eine Wochenschrift unter dem Titel 
»Ptola Hałyćkaja“ popular-didaktischen Inhaltes in der Volkssprache 
herauszugeben. Die Redaktion übernahm Denys Zubrytkyj. M. Voznjak 
veröffentlicht nun einige auf Instandsetzung dieser Zeitung bezügliche 
Briefe und für dieselbe vorbereitete Artikel. M.K. 
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1848—49. Versuche der Organisierung 
ukrainischer Nationalgarden in Galizien. 


MS CXIII, 77—146. 

Bekanntlich wurde am 14. März 1848 von der Wiener Revolution 
die kaiserliche Bewilligung zur Bildung einer Nationalgarde abgetrotzt. 
Am 8. April erließ das Ministerium des Innern ein Statut, auf dessen 
Grundlage Nationalgarden im ganzen Reiche gebildet werden sollten. 
Ivan Kreveckyj schildert nun auf Grund einschlägiger zeitgenössischer 
Berichte die Bildung jener Garden in Ostgalizien und gibt auf diese Weise 
einen sehr interessanten Beitrag zur Charakteristik der damaligen Be- 
ziehungen zwischen den beiden Hauptnationen des Landes, Ukrainern 
und Polen. Die kaiserliche Bewilligung und die ministerielle Verordnung 
fanden die Ukrainer ganz unvorbereitet vor, denn ihre erste politische 
Organisation, die „Holovna Ruska Rada“ wurde erst am 2. Mai gegründet, 
die erste ukrainische Zeitung in Galizien begann erst seit 15. Mai zu er- 
scheinen. Dieses nützten die Polen aus; sie bemächtigten sich sofort der 
in den Städten gebildeten Nationalgarden, und es gelang ihnen, denselben 
polnischen Charakter zu verleihen. Erst in der zweiten Hälfte Septembers 
beginnen die Ukrainer in dieser Angelegenheit aktiv aufzutreten. Am 
26. September erschien in ,,Zorja Halyckaja’“ eine Aufforderung an das 
Volk zur Bildung ukrainischer Garden und gleichzeitig erließ die „Holovna 
Ruska Rada“ ein Manifest in dieser Angelegenheit und fügte demselben ent- 
sprechende Instruktion bei. Die geringe Wirkung dieser Schritte veranlaßte 
die ukrainische Organisation, am 12. Oktober einen neuen, eindring- 
lichen Aufruf zu veröffentlichen. Da aber die inzwischen gebildeten 
städtischen Garden im national-polnischem Geiste geleitet wurden, be- 
mühten sich die Ukrainer, in den Städten besondere ukrainische Garden 
zu bilden. Sie stießen aber nicht nur bei den Polen und in der polnischen 
Presse, sondern auch bei den Landesbehörden auf heftigen Widerstand. 
Sowohl die Kreishauptleute, wie auch der damalige Leiter des Guberniums, 
Gr. A. Goluchowski, untersagten die Organisierung besonderer ukrainischer 
Garden, indem sie vorschützten, daß das ministerielle Statut nureine territo- 
riale und nicht eine nationale Gliederung der Nationalgarden kenne. Dieser 
Standpunkt der Landesbehörden zwang die ,,Hotowna Ruska Rada“, 
sich direkt an die Krone zu wenden und durch eine besondere Deputation, 
welche am 6. November empfangen wurde, neben anderen Forderungen 
der ukrainischen Nation auch diese dem Monarchen vorzubringen. Die 
Erledigung ist unbekannt — es erscheint uns zweifelhaft, ob sie überhaupt 
erfolgte, da Kaiser Ferdinand bekanntlich gleich darauf dem Throne 
entsagte und am 10. Januar 1849 die Nationalgarden in ganzem Reiche 
aufgelöst wurden. Doch die ukrainische Intelligenz wartete die Ent- 
scheidung nicht untätig ab und begann, trotz des Verbotes der Landes- 
behörden, in einzelnen Städten die Organisation besonderer ukrainischer 
Nationalgarden vorzubereiten. Dabei fand sie Sympathie und Unter- 
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stützung bei den Militarbehérden. Kreveékyj schildert die Gründungs- 
feste ukrainischer Nationalgarden zu Stryj, Zovkva, Stanistaviv, BereZany 
und Tarnopol. Alle diese Garden waren — streng genommen — illegal. 
Die einzige offizielle städtische Nationalgarde mit ukrainischem Charakter 
entstand in Javoriv, weil dort das ukrainische Bürgertum das numerische 
Übergewicht hatte und das ukrainische Kommando gleich von Anfang 
dekretierte. Ukrainischen Charakter hatten selbstverständlich auch die 
Nationalgarden in den Dörfern Ostgaliziens, doch ihre Organisierung 
schritt angesichts der Passivität der Behörden und der Bevölkerung 
nur sehr langsam vor. M. K. 


‚1869. Mychajło Kyzemskyj als Kandidat 
aufdem Lemberger Metropolitenstuhl. 

MS CXII, 124—128. 

J. Hordynskyj teilt eine Petition des Pistyner Dekanats (im südöst- 
lichen Galizien) mit, welche an den Kaiser Franz Josef I. gerichtet wurde, um 
die Ernennung des Bischofs von Cholm, Mychajto Kuzemskyj, zum Lem- 
berger Metropoliten zu veranlassen. Die Petition hatte keine Wirkung, 
bekanntlich wurde damals Josyf Sembratovyé zum Metropoliten ernannt. 

M. K. 


XIX. Jahrhundert. Ruthenische Sprache und 
Alphabetin Galizien. 
Ukrainsko-Ruskij-Archie, VIII, 1—82. 


In diesem Hefte des von der Sevéenko-Gesellschaft herausgegebenen 
Archivs werden Briefe veröffentlicht von S. Litvinovič, J. Golo- 
vacki, N. Malinovski, M. Kuzemski an den Grafen Šaš- 
kevič aus den Jahren 1858 und 1859, zumeist in deutscher Sprache, 
über die interessante Sprach- und Schriftfrage, namentlich die Frage, ob 
das ruthenische mit lateinischen Schriftzeichen zu schreiben sei. Die Frage 
hat ja bekanntlich nicht nur philologische, sondern auch große national- 
politische Bedeutung. Deshalb ist diese Veröffentlichung, die Iwan 
Franko besorgt hat, sehr zu begrüßen. O. H. 


IX. Baltische Provinzen. 
Baltische Edelleutein hessischen Dien- 


sten. 18. Jahrh. 

Hessenland (27. Jahrgang, 1913, Nr. 15, S. 230 f.). 

A. Woringer stellt die aus den baltischen Provinzen stammen- 
den adligen Offiziere zusammen, welche zur Zeit des Landgrafen Karl 
von Hessen (1677—4730), dessen Gemahlin Marie Amalie eine Prinzessin 
von Kurland und Semgallen war, in hessischen Diensten standen. Am 
meisten vertreten ist die Familie Korff; außerdem kommen vor die Fa- 
milien Kettler, Bistram, Toll, Stackelberg, Rahding, Haubring, Meyendorff 
und Sacken. E. Z. 
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X, Finnland. 


1840—1861. Der Sägemühlenbetrieb in 
Finnland. 
Historiallinea Atkakauskirja 1912, V, 399—410. 


J.T. Hanho erörtert die auf die Entwicklung des finnischen Sage- 
mihlenbetriebes gerichtete Gesetzgebung aus der Mitte des 19. Jahr- 
hunderts. Da Finnland zu den waldreichsten Ländern Europas gehört, 
hat der Sägemühlenbetrieb hier die Möglichkeit gehabt, sich zu einem 
äußerst wichtigen Industriezweige und zu einem bestimmenden Faktor 
im Wirtschaftsleben des Volkes zu entwickeln. Doch hat es lange gedauert, 
bis diese Möglichkeit wirklich Einfluß gewonnen hat, denn seit dem 
48. Jahrhundert ist die Waldnutzung durch die wirtschaftliche Gesetz- 
gebung streng begrenzt worden. Um die Wälder den späteren Genera- 
tionen unberührt zu erhalten, hatte die Regierung u. a. verordnet, daß in 
jeder Sägemühle jährlich bloß eine geringe Anzahl Stämme aus einem 
bestimmten Waldgebiete gesägt werden durfte. Noch Anfang der vier- 
ziger Jahre setzte die Regierung einen Ausschuß ein, um ein neues strenges 
Forstgesetz auszuarbeiten, weil man immer noch befürchtete, die Säge- 
mühlen würden zum Schaden des Bergbaus die Wälder vernichten. So 
beschränkte denn das auf den Vorschlägen dieses Komitees fußende Forst- 
gesetz vom Jahre 1851 den Sägemühlenbetrieb noch mehr als früher, in- 
dem es ihn nur eine bestimmte Zeit jährlich erlaubte, nach deren Verlauf 
alle Sägemühlen versiegelt werden mußten. Indessen wurden die pedan- 
tischen und unzeitmäßigen Verordnungen der Regierung nicht befolgt. 
Die wirkliche, im Vergleich zu den ungeheuren Waldungen des Landes 
unbedeutende Ausfuhr von Sägemühlenprodukten war vielmals größer, 
als sie es nach den Sägemühlenprivilegien jährlich hätte sein dürfen. Es 
wurde also das erlaubte Maß überschritten. Zugleich übte das neue Forst- 
gesetz auch in der Beziehung einen schädlichen Einfluß aus, daß der Säge- 
mühlenbetrieb in Finnland technisch auf einer niedrigen Entwicklungs- 
stufe stehen blieb, u. a. weil es sich für die Sägemühlenbesitzer nicht lohnte 
für Einrichtungen Geld aufzuwenden, die einen großen Teil des Jahres 
unbenutzt stehen mußten. Die Rohstoffe wurden verschwenderisch ver- 
arbeitet, die Herstellung war unvollkommen und die Ware auf den aus- 
ländischen Märkten minderwertig. Wegen Mangel an Wettbewerb war 
der Wert der Wälder ein so niedriger, daß der Preis der forstlichen Erzeug- 
nisse kaum die Abholzungs- und Transportkosten überstieg. Die Folge 
davon war eine allgemeine Waldverwüstung, weil sich die Waldbesitzer 
nicht um die Pflege ihres als so wenig wertvoll betrachteten Eigentums 
kümmerten. Auch die großen Staatsforsten brachten der Staatskasse 
keine Einnahmen. Ende der fünfziger Jahre siegte endlich die freisinnige 
Anschauung in der wirtschaftlichen Gesetzgebung; die Regierung war 
genötigt zuzugeben, daß die den Sägemühlenbetrieb einschränkende Ge- 
setzgebung sich in ihrem Ziele vollständig geirrt und durch ihre Maßregeln 
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dem Lande einen ungeheuren Verlust verursacht hatte. Durch die i. J. 
1857 erlassene Verordnung wurde die Erlaubnis erteilt, Dampfschneide- 
mühlen zu gründen, und 1861 wurde endlich der Sägemühlenbetrieb von den 
Fesseln der altertümlichen Gesetzgebung befreit. Damit beginnt für den 
Sägemühlenbetrieb in Finnland eine neue Epoche. U. L. 


XI. Polen—Litauen bis 1572. 


De sancto Adalberto episcopo. Vita IV. 


Miesigcznik kościelny VIII, 411—23. 

In seinem Aufsatze: Die Bronzetür zu Gnesenund die 
Viten des heiligenAdalbert macht der Geistliche Kamil 
K antak wahrscheinlich, daß den Darstellungen aus dem Leben des 
heiligen Adalbert, die sich an der sogenannten goldenen Pforte befinden, 
die zu Gnesen zu Beginn des 12. Jahrh. wohl unter Inspiration des Erz- 
bischofs Jakob von Znin abgefaßte, als Vita IV bezeichnete Lebensbe- 
schreibung des Heiligen zugrunde liegt; doch diente einigen Szenen die 
alteste Vita, die wahrscheinlich der Feder seines Stiefbruders Radim ent- 
stammt, als Vorlage. Ich denke auch, daß der Auftraggeber selbst die 
Ereignisse ausgewählt hat, die zur Darstellung kommen sollten. Weit 
wichtiger ist die Frage, wieweit man der vierten Lebensbeschreibung 
historische Glaubwürdigkeit zusprechen darf. Der Herausgeber Kętrzyński 
wollte von ihren Zusätzen nur die Niederlegung der Reliquien in Tremessen 
als geschichtlich anerkennen. K. will alles gelten lassen, was den übrigen 
Quellen nicht widerspricht oder nicht auf Rechnung der den Heiligen ins 
Übersinnliche verherrlichenden Tendenz zu setzen ist. Die wichtigste 
Nachricht, die uns diese Vita überliefert, ist die Taufe eines Pommern- 
fürsten und dessen Vermählung mit einer Tochter Botestaws Chrobry. 
Aber ich glaube, man darf der Gnesener Tradition doch nicht so unbedingt 
trauen, um diese Ereignisse, über die alle sonstigen Quellen schweigen, als 
genügend beglaubigt hinstellen zu dürfen. A.K. 


1079. St. Stanislaus. 

Miesigeznik kościelny IX, 342—350. 

In einem Aufsatz: Der heilige Stanisław als histori- 
sche Persönlichkeit erörtert Kamil Kantak die Begebenheiten, 
die zum Streit zwischen König und Bischof führen konnten. Die Aus- 
sonderung neuer Bistumssprengel aus der Krakauer Diözese scheine unter 
Zustimmung des Krakauer Bischofs erfolgt zu sein (1076). Eher könne als 
die Ursache des Streites die Gründung der Abtei auf dem Tyniec (1077/78), 
die mit bischöflichem Gut ausgestattet wurde, angesehen werden. Es sei 
aber auch möglich, daß Bischof Stanislaw vielleicht als Ersatz für die 
Verkleinerung seiner Diözese die Erhebung Krakaus zum Erzbistum 
angestrebt habe. Dieser Wunsch mußte auf Widerstand beim Gnesener 
Erzbischof Bogumił-Peter stoßen, der leicht König Bolesław gegen den 
Krakauer Bischof einnehmen konnte. Ja, Bogumił könne mit der Teilung 
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der Krakauer Diözese und der Gründung der Abteil auf dem Tyniec eine 
Schwächung des Krakauer Bistums und eine Vereitlung ehrgeiziger Pläne 
Stanistaws beabsichtigt haben. Jedenfalls gehörte Stanislaw nicht den 
Henricianern an, dann hätte er weder das Bistum erlangt, noch wäre er, 
trotzdem seit seinem Tode anderthalb Jahrhunderte verflossen waren, 
kanonisiert worden. Der Aufstand Sieciechs und der Henricianer stünde 
in keinem Zusammenhang mit dem Streite zwischen König und Bischof, 
Gallus würde sicher hierüber nicht geschwiegen haben. Nur zeitlich fielen 
beide Ereignisse zusammen, und dann hätten allerdings die Aufständischen 
Stanistaws Ermordung für ihre Sache nutzbar zu machen gewußt. A.K. 


Verfassung des polnischen Großgrund- 
besitzes im Anfang des 13. Jahrhunderts. 

Kw H XXVI 1912, 433—475 und XXVII 1913, 1—66. 

Roman Grodecki lietert eine umfangreiche Untersuchung über die 
Herrschaft Trebnitz in Schlesien im Anfang des 13. Jahrhunderts. Sie 
war ein Besitz des dortigen Zisterzienserklosters. Der Verf. erforscht 
somit Zustände, die in Polen noch vor dem Anbruch der Flut der deut- 
schen bäuerlichen Kolonisationsbewegung geherrscht haben. Von der 
durch vergleichende Betrachtungen belebten Erforschung der örtlich 
begrenzten Verhältnisse des Trebnitzer Großgrundbesitzes ausgehend, 
greift dann Grodecki weiter aus und erörtert die Besiedlung, Bewirt- 
schaftung und Verfassung der landesfürstlichen Herrschaften überhaupt. 
Nach seinem Urteil stand die damalige Verwaltung der großen ländlichen 
Besitzungen der polnischen Landesfürsten auf einer verhältnismäßig hohen 
Stufe der Entwicklung, die keineswegs auf ausländische Vorbilder und 
Muster, sondern auf den energischen Verwaltungssinn der Piastenherzöge 
zurückzuführen sei. Er vertritt demnach die gleiche Auffassung wie 
Fr. Bujak. Von besonderem Interesse sind die Ausführungen Grodeckis 
über die Vorwerksbildung und die soziale und wirtschaftliche Differen- 
zierung der Landbevölkerung. J. P. 


Krakau und Veit Stoß. 

Przeglad Polski 1913, Band 189, 1—46. 

Tadeusz Szydłowski wendet sich in einem sehr charakteristischen 
Aufsatze, der an Schärfe und Deutlichkeit nichts zu wünschen übrig läßt, 
gegen gewisse Theorien des Schriftstellers und Malers Ludwik Stasiak. 
Dieser hatte in zahlreichen Zeitungsfeuilletons und Artikeln eigenartige 
Auffassungen über Veit Stoß niedergelegt und diese dann auch in 
einem Buche zusammengefaßt. Stasiaks Stellung wird am klarsten durch 
die Aufschrift eines Kapitels in seinem Buche: ,,Wiederinanspruchnahme 
unseres Eigentums‘ bezeichnet; er hält Veit Stoß für einen aus Krakau 
gebürtigen Polen und betrachtet dessen Kunstübung in Krakau als einen 
Ausdruck in dem Werdegange der polnischen Kunst. Auch dehnt Stasiak 
den Kreis der auf Veit Stoß zurückzuführenden Werke namentlich auf 
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Kosten Peter Vischers weit aus. Ja sogar acht oder neun von den Bild- 
siulen der berühmten Hüter am Grabe Kaiser Maximilians in der Hof- 
kirche in Innsbruck schreibt er Veit Stoß zu und stellt ihn in der künst- 
lerischen Bewertung weit über Michelangelo. Die gesamte Kunst und 
Kultur hat sich — nach Stasiak — in Europa nicht von Westen nach Osten, 
sondern von Osten mach Westen ausgebreitet und ist von Osten nach 
Deutschland gekommen. Szydłowski, der selbst an einem kunsthistorischen 
Werke über Veit Stoß arbeitet, wirft Stasiak vor, daß er kein tieferes 
Problem der Kunstentwicklung zu lösen sich bemühe, sondern nur in rein 
äußerlicher Weise verschiedene Kunstwerke anderen Künstlern abge- 
sprochen und sie Veit Stoß zugeschrieben habe. Szydłowski nimmt des 
ferneren die moderne polnische Kunstforschung in Schutz, die, seit den 
Untersuchungen des vor einiger Zeit verstorbenen Maryan Sokolowski, bei 
allem berechtigten Stolz auf den Besitz des Stoßschen Kleinods, des 
Altars in der Marienkirche zu Krakau, gar nicht daran denke, den Künstler 
als Polen anzusprechen. Denn die Liebe zur Kunst — bemerkt Szyd- 
lowski — „erhebt die Gemüter über die chauvinistischen Gehässigkeiten 
und ist heute die Religion, die die fremdesten Menschen einander näher 
bringt. Sie verbrüdert, trotz aller widerwärtigen Feindseligkeiten, die 
Menschen, wenn auch nur für kurze Zeit, in gemeinsamer, ehrfurchtsvoller 
Würdigung des Schönen.“ J. P. 


Polnische Königswahlen der Jagellonen- 
zeit. 

Kw H XXVII 1913, 67—100. 

Ludwik Finkel sucht in umsichtiger und überzeugender Weise die 
staatsrechtliche Frage nach der Beteiligung der Lehnsträger Polens an den 
Königswahlen zur Zeit der Herrschaft der Jagellonen aufzuhellen. Ent- 
gegen der Annahme des verstorbenen jungen Historikers Wojciech Zych, 
die dieser in einem Aufsatz im Kwartalnik Historyczny (1911, S. 177—196) 
vertreten hat, bezweifelt Finkel die rechtliche Befugnis der Lehnsträger 
Polens, als Königswähler aufzutreten. J. P. 


XII. Polen bis 1795. 

1633 und 1645. Della Bellas Polentypen. 

Russkij Bibliofil, 1912, V, 22—838. 

A. D. Butovskij gibt eine Übersicht dieser Zeichnungen, die sich durch 
Naturtreue auszeichnen, denn der aufmerksame Florentiner hatte Ge- 
legenheit, prächtige Gesandtschaften des Königs Władysław IV. zu beob- 
achten: 1633 in Rom, 1645 in Paris. Auf einer der beigelegten Reproduk- 
tionen sind Reiter mit flügelartigen, federbesetzten Verzierungen auf dem 
Rücken dargestellt: wenn es, wie behauptet wird, polnische Husaren sind, 
80 dürfte dieses, meint der Verfasser, die Kleidung sein, die der erste 
falsche Dmitrij, zum Mißvergnügen der Moskauer Bojaren, öffentlich zu 
tragen liebte. L. L. 
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1768—69. Konföderation von Barund Fürst 


Kaunitz. 

BW Band 291, 1913; 62—90. 

Wacław Mejbaum schildert auf Grund von Akten des Wiener Haus-, 
Hof- und Staatsarchivs die in künstlichen politischen Kombinationen auf- 
gehende Politik des Fürsten Kaunitz gegenüber der Konföderation von 
Bar in den Jahren 1768—1769. Den Hintergrund der Darstellung bildet 
der türkisch-russische Krieg, der von der Türkei, wie von Konstantinopel 
aus erklärt, unternommen war, um das von Rußland ‚grausam 
‘ bedrängte Königreich Polen‘ zu befreien. In der Tat hatte aber dieser 
Krieg bei der militärischen Schwäche des Osmanenreiches die entgegen- 
gesetzte Wirkung hervorgerufen, denn er gab den unmittelbaren Anlaß 
zur ersten Teilung Polens. Die Untersuchung Mejbaums ist im besonderen 
darauf gerichtet, die Rolle der österreichischen Diplomatie in Stambul 
in den Anfängen des russisch-türkischen Konflikts und die Wandlungen 
der Wiener Politik gegenüber der Förderung, die die Barer Freiheits- 
bewegung in Polen von ihrem türkischen Freunde erfuhr, klar zu be- 
leuchten. Die Hauptquelle Mejbaums sind die Berichte des österreichischen 
Internuntius Brognard an Kaunitz und die schriftlichen Vorträge des 
letzteren, die er der Kaiserin Maria Theresia erstattete. Die Instruktionen 
von Brognard lassen deutlich erkennen, daß Kaunitz über die türkischen, 
russischen und polnischen Verhältnisse ganz unzutreffende, hartnäckig 
festgehaltene Auffassungen hatte. Der Leiter der österreichischen Politik 
nahm einerseits an, die Türkei würde nie losschlagen und sich für Polen 
nicht aktiver als bisher interessieren, und glaubte andererseits an einen 
baldigen Ausgleich der polnisch-russischen Gegensätze. Selbst nach 
einem Monat nach der Errichtung der Konföderation von Bar hatte 
Kaunitz keine Kenntnis von den Vorgängen, und als er sie am 27. März 
1768 erhielt, da wollte ihm der enge Zusammenhang, der zwischen jener 
von ihm so genannten „ukrainischen“ Erhebung und der Türkei bestand, 
nicht einleuchten. Die Pforte war, obwohl sie sich den Anschein gab, von 
der Konföderation nichts zu wissen, schon vor Mitte März von dem Aus- 
bruch der Unruhen in Polen unterrichtet, aber der österreichische Ge- 
sandte Brognard bekam erst am 2. April hiervon Kunde. Bis inden Juli 
1768 hielt Kaunitz es für ganz undenkbar, daß die Türkei je die Barer 
Konföderierten unterstützen und einen Krieg gegen Rußland unternehmen 
sollte. Er hielt an seiner Beurteilung der Lage selbst dann fest, als ihm 
Brognard unter dem 1. Juni meldete, daß die Pforte die Konföderation 
mit Geld unterstütze. Maßgebend war für ihn das von der Türkei unter 
dem Einflusse von vorübergehenden politischen Erwägungen dem russi- 
schen Residenten Obreskov gegebene Versprechen einer Nichteinmischung 
in die polnischen Angelegenheiten. Aber das Verweilen von Sendboten 
des Paschas von Chocim im Lager der Konföderierten und die den Auf- 
ständischen im Notfall stets gern gewährte Zuflucht auf türkischem Boden 
ließ, trotz der öffentlich zur Schau getragenen Friedfertigkeit und Neu- 
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tralitat der Türkei, den wirklichen Sachverhalt erkennen. Die Ver- 
sicherungen der Pforte haben — nach Mejbaum — nicht nur die erstrebte 
falsche Beurteilung der Dinge von seiten des Wiener Hofes ausgelöst, 
sondern sie haben auch noch späterhin die Geschichtsforschung in ihren 
Bann gezogen, wie dies bei Beer und Sorel zutage trete. Kaunitz webte 
in seinen politischen Kombinationen weiter. Er geriet in eine ärgerliche 
Stimmung (Vortrag an die Kaiserin vom 5. Juli 1768), daß die Türkei in 
ehrvergessener Weise Polen dem nordischen Nachbar preisgebe und sich 
dadurch verächtlich mache. Den Türken wiederum kam die Wiener 
Politik verdächtig vor; so bemerkte der Sultan Mustapha III. von ihr 
einmal, „sie rufe dem Hasen zu: „renne weg‘ und dem Hunde: ‚faß’ ihn“. 


Die Mißerfolge der Konföderierten, die Einnahme von Bar, die 
Flucht der Hauptmasse der Aufständischen nach Chocim und vor allem 
das mit den türkisch-russischen Abmachungen im Widerspruch stehende 
Vordringen der Russen bis an die türkische Grenze versetzten die Pforte 
in große Erregung. Selbst die beruhigendsten Eröffnungen des russischen 
Gesandten konnten sie nicht beschwichtigen. Man wurde in Stambul 
gewahr, wie sehr man die Aussichten eines Waffenganges gegen Rußland 
verschlechterte, wenn man die Kriegsmacht der polnischen Konföderierten 
ganz zusammenbrechen lasse. Der ehrgeizige Mustapha III. drängte ohne 
weitere Bedenken zum Kriege, der Großwesir Muhsinzade aber, der ent- 
gegen der Annahme von Zinkeisen kein Widersacher des Krieges war, 
wollte einzig wegen der zurückgebliebenen Rüstungen einen vorzeitigen 
Ausbruch der Feindseligkeiten vermieden wissen. Dieser Gegensatz führte 
am 7. August 1768 zur Entlassung des GroBwesirs. Kaunitz hielt an 
seinen freundlichen Aspekten der Lage auch jetzt noch fest. Als ihm am 
22. August die Meldung Brognards von den beunruhigenden Rüstungen 
der Türkei vorgelegt wurde, da schrieb er in seinem Vortrag an die Kaiserin 
vom gleichen Tage, er betrachte das Vorgehen der Türkei nur als eine 
eitle Demonstration, nach der die Pforte in ihre altbeliebte Untätigkeit 
wieder zurückfallen würde. Kaum eine Woche verging nach dieser Äuße- 
rung, da brachte ihm ein Zollbeamter aus Semlin die Nachricht von dem 
Bruch der Pforte mit Rußland. Jetzt, am 28. August, meldete er dem 
Kaiser Joseph II.: ,,Cet événement a droit d’étonner au moins parce- 
qu'on ne devait pas supposer qu’il dit être si prochain et s'il est vrai, 
il est digne assurément de la plus sérieuse attention par les suites qu’il ° 
pourrait avoir si on l’abandonnait a lui-même et sans prendre aucune des 
mesures que peut fournir une politique sage et éclairée.“ Kaunitz erstrebte 
ein enges Einvernehmen mit PreuBen, in der Absicht, die absolut neutrale 
Politik weiterzuführen und König Friedrich II. zu dem gleichen Verhalten 
in den östlichen Dingen zu bewegen, um dann bei Gelegenheit die Iso- 
lierung Preußens zu einer Wiedergewinnung Schlesiens zu benutzen. Des 
weiteren gedachte Kaunitz den russischen Einfluß aus Polen zu ver- 
drängen, um an dessen Stelle den Österreichs zu setzen. 
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Beer bemerkt in seinem Werke über die erste Teilung Polens (I., 
S. 286), daß man ‚in Wien nicht den geringsten Anteil“ an dem Ausbruch 
des russisch-türkischen Krieges gehabt habe. Dies trifft vollkommen zu, 
soweit es sich um die Absichten der österreichischen Politik handelt, aber 
der im Oktober 1768 durch Brognard ausgestellte Revers, daß Österreich 
in dem türkisch-russischen Konflikt ewige Neutralität wahren würde, hat 
eine entscheidende Wirkung geübt. Erst dieser Akt gab der wegen der 
eventuellen Haltung Österreichs besorgten Türkei die Bewegungsfreiheit 
und den Mut, einen Krieg gegen Rußland zu wagen. J. P. 


XIII. Polen im 19. Jahrhundert. 


1797. Napoleon und Polen. 

BW 1913, Band 291, 417—453. 

Szymon Askenazy bringt wichtige archivalische Beiträge über das 
Verhältnis Bonapartes zu den polnischen Legionen. Bezeichnend ist ein 
Vorgang bei der Audienz, die Bonaparte Dąbrowski und Woyczynski in 
Mailand gewährt hat. Beide Sendboten drangen darauf, daß er eine 
Proklamation an die Polen erlassen möchte. Das auf Verlangen Napoleons 
von Dabrowski vorgelegte Konzept der Proklamation fand sowohl im all- 
gemeinen wegen der tönenden, konventionellen Redewendungen, als auch 
im besonderen wegen der Bemerkung von der erstrebten Wiederherstellung 
der Rechte keinen Anklang. Bonaparte verlangte, daß gerade die letzte 
Redewendung vermieden werden müsse, da sie Preußen verletzen würde. 
Preußen habe durch den Frieden zu Basel den polnischen Besitzstand 
garantiert erhalten und könnte jetzt, wenn von einer Wiederherstellung 
der polnischen Rechte gesprochen würde, leicht seinen Besitz für gefährdet 
erachten. J. P. 


1806. Galizien. 

BW 1913, Band 291, 568—599. 

Marya Jarosiewicz schildert an der Hand der im Haus-, Hof- 
und Staatsarchiv in Wien befindlichen Akten des Staatsrats die Lage 
Galiziens im Jahre 1806. J. P. 


1815—1832. Polen und der päpstliche Stuhl. 
BW. 290, 1913, 209—240. 
Maciej Loret, der auch sonst durch die Behandlung 
von strittigen Fragen aus dem Bereich der neueren Kirchen- 
geschichte Polens bekannt ist, bespricht in einem Aufsatz 
„Watykan a Polska“ das Verhältnis des päpstlichen Stuhles 
zu Polen in den Jahren von 1815—1832. Die durch Kaiser 
Alexander I. auf den Trümmern des Napoleonischen Herzog- 
tums Warschau vollzogene Neubildung des Königreiches Polen 
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ließ neue Begrenzungen der polnischen Diözesen, ebenso wie 
eine Änderung der kirchlichen Verfassung als notwendig er- 
scheinen. Verfasser bespricht nun die Bedingungen, unter 
denen die Wandlungen erfolgt sind. Die polnische Ver- 
fassungsakte von 1815 enthielt in den Artikeln 11—14, 42 und 69 
Bestimmungen über die Kirchenangelegenheiten im Lande. 
Das gegenseitige Verhältnis von Staat und Kirche fand des 
Näheren durch den weitschichtigen Erlaß vom 18. März 1817 
eine grundsätzliche Regelung. Der Schutz des kirchlichen Ein- 
richtungen und die Aufsicht über sie wurde durch diesen Erlaß 
der Kommission für „Kultus und Aufklärung“ zugewiesen. 
Da der Erzbischofssitz Gnesen in die Grenzen Kongreßpolens 
nicht mit eingeschlossen war, so ergab sich die Notwendigkeit 
einer Neueinrichtung der Hierarchie. Dem Territorium des 
Königreichs waren verblieben die Bistümer: Warschau, Plock, 
Wigry, Kielce, Krakau, Kujawien und außerdem viele Teil- 
stücke der Diözesen Gnesen, Przemyśl und Breslau. Da die 
Zustimmung der Kurie unerläßlich war, so wurde nach Maß- 
gabe eines Gutachtens der Kultuskommission vom 22. De- 
zember 1816 der russische Gesandte am Vatikan Italinskij 
angewiesen, die Errichtung eines Erzbistums sowie von 8 Bis- 
tümern zu betreiben, die sich an die Grenzen der politischen 
Provinzen, nämlich der 8 Wojewodschaften aufs engste an- 
schließen sollten. Das griechisch unierte Bistum Chelm sollte 
nach dem erwähnten Gutachten der Jurisdiktion des Lem- 
berger Metropoliten entzogen und der des Erzbischofs von 
Warschau unterstellt werden. Ein geistliches Obertribunal 
sollte für das Königreich für geistliche Disziplinarangelegen- 
heiten organisiert werden und sich aus Kapiteldelegierten zu- 
sammensetzen, die auf Vorschlag des Erzbischofs vom Papste 
die Bestätigung erlangen mußten. Auch zeigte man sich be- 
strebt, in Erinnerung an Vorrechte der alten polnischen Könige 
für den Kaiser von Rußland die Berechtigung zu erlangen, einen 
Kandidaten zur Kardinalswürde vorzuschlagen. Das genannte 
Gutachten der Kultuskommission vom 22. Dezember 1816 
fand nur in einem, allerdings sehr charakteristischen Punkt, 
nicht die Zustimmung Alexanders I., nämlich in der Zuweisung 
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des unierten Bistums Chelm an Warschau. Der Kaiser wiinschte 
vielmehr es einem unierten Bistum in Rußland anzuschließen. 

Der dem russischen Gesandten als Attach& beigegebene 
Leon :Potocki hatte als Spezialreferent die Behandlung der 
kirchlichen Angelegenheiten Polens zu besorgen, welche gemäß 
der erteilten Anweisung grundsätzlich getrennt von denen in 
Rußland zu behandeln waren. 

Es gelang dem Gesandten Italinskij, die Festsetzung der 
Zahlung der Annatengelder sowie einige Jurisdiktionsbefugnisse 
für die Bischöfe zu erreichen. Jedoch wurde die Errichtung 
eines obersten geistlichen Disziplinargerichtshofes als unverein- 
bar mit dem Primat des Papstes und dem kanonischen Recht 
von der Kurie verworfen. Der päpstliche Stuhl lehnte gleich- 
falls die vorgeschlagene Reform der Klöster und das kaiserliche 
Vorschlagsrecht zur Verleihung des Kardinalhutes ab. Die 
Kurie gab ferner nicht zu, daß die polnische Geistlichkeit ihren 
Verkehr mit Rom nur durch Vermittlung der Kultuskommis- 
sion besorgen dürfe. Dagegen fand die Einteilung in acht 
Diözesen in den Verwaltungsgrenzen der acht Wojewodschaften 
die Zustimmung Roms in der Bulle Eximpositanobis 
vom 30. März 1818. Es waren das die Erzdiözese Warschau, 
die Diözesen Wloclawek-Kalisch, Plock, Lublin, Sandomir, 
Sejny beziehungsweise Augustowo und Podlachien. Dem Erz- 
bischof von Gnesen Raczyński wurde durch das Breve Justis 
gravibusque causis vom 28. März 1818 bekannt gegeben, daß 
jeder Zusammenhang der im Königreich Polen belegenen Teile 
der Diözese Gnesen mit dem Erzstuhl Gnesen aufgehoben sei. 
Der neue Erzbischof von Warschau erhielt den Titel eines 
Primas des Königreichs Polen mit dem Vorrecht, den Purpur 
zu tragen. 

Das liberale und keineswegs kirchenfreundliche Regiment 
des Kultusministers Stanistaw Kostka Potocki geriet ins Wanken, 
als Kaiser Alexander I. sich der pietistischen Richtung zuzu- 
neigen begann. Entgegen der Stellungnahme des Kultus- 
ministers hatte Alexander I. das Organische Statut für die 
Kultuskommission bestätigt, das der katholischen Kirche im 
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Verhältnis zu den Verwaltungsbehörden eine größere Bewegungs- 
freiheit gestattete. An Potockis Stelle wurde Stanislaw Gra- 
bowski Kultusminister. Eine innerhalb des Kultusministeriums 
gebildete römisch-katholische Abteilung festigte den kirchlichen 
Einfluß in der Landesverwaltung. In dem für den Reichstag 
von 1825 vorbereiteten Antrag auf Revision der Gesetzgebung 
forderte die Geistlichkeit unter anderem, daß die Zivilehe be- 
seitigt und nur die kirchlich getrauten Ehen vor dem Landes- 
recht bestehen und daß die Ehescheidungssachen ausschließlich 
vor das geistliche Forum gezogen werden sollten. Noch später 
im Jahre 1830 wurden die Grundgedanken des Projekts von 
1825 wieder aufgenommen. In der damals erlangten Audienz 
bei Nikolaus I. erfuhren aber die Bischöfe, daß dem Kaiser eine 
Ausdehnung der Rechte der Kirche nicht erwünscht wäre. 


Unmittelbare diplomatische Beziehungen zwischen der 
Regierung des Königreichs Polen und der Kurie bestanden nicht. 
Auch hat die Begründung des Herzogtums Warschau, die in 
einer Zeit schärfster Konflikte Napoleons mit Rom erfolgt war, 
die polnischen Kirchenverhältnisse mitbeeinflußt. Die Amts- 
führung des Ministers Potocki war den kirchlichen Ansprüchen 
abhold. Ebenso war diejenige Strömung in der Verwaltung des 
Königreiches maßgebend, die dem staatlichen Interesse den 
Vorzug gab. Andererseits sah die Kurie in dem Kaiser von 
Rußland ihren Freund, ja man ging noch weiter und rechnete 
in der Umgebung Leos XII. mit der Konversion Alexanders I. 
zum Katholizismus. Kaiser Nikolaus I. betrachtete man in 
Rom als geistigen Erben seines Vorgängers. Als dann am 
30. November 1830, am Tage nach dem Ausbruch der War- 
schauer Revolution, Papst Pius VIII. gestorben war, wählte 
das Konklave Kardinal Mauro Cappellari (Gregor XVI.), der 
sich in einer von ihm 1799 herausgegebenen Flugschrift für 
einen ausgesprochenen Feind aller ‚novatori‘ erklärt hat, 
zum Papste. Der Wiener Nuntius berichtete unter dem 6. De- 
zember 1830 an das römische Staatssekretariat, daß die polni- 
schen Minister und insbesondere der Finanzminister Fürst Lu- 
becki böse, liberale Männer seien, 'die von kirchenfeindlichem 
Geiste ergriffen wären. Daß diese Charakteristik der Minister 
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eine sehr einseitige war und auf Verkennung der Persönlich- 
keiten und Verhältnisse beruhte, zeigt am besten die nachfol- 
gende, grundsätzlich lehrreiche Stelle aus einem Briefe Lu- 
beckis an den Staatssekretär Grabowski: ,,Tout homme rais- 
sonnable ne peut, en effet, que souffrir, lorsqu’il voit la Ma - 
jesté de l’église abaissée devant les misérables 
intéréts personnels et les ministres de Dieu spéculer sur la 
sueur des malheureux paysans.‘‘ Nur Stanislaw Grabowski, 
der Nachfolger Potockis im Kultusministerium, fand Gnade vor 
den Augen des Wiener Nuntius. Aus der Betrachtung der all- 
gemeinen Lage und des anschwellenden Liberalismus heraus 
fühlte man sich in Rom in der eigenen Existenz durch die Vor- 
gänge in Polen bedroht. Ein streng vertraulicher Erlaß des 
Monsignore Polidori, des Sekretärs des tagenden Konklave an 
den Nuntius in Wien vom 13. Dezember 1830 sieht in ,, glanzen- 
den und entscheidenden‘ (brillanti e decisivi) Erfolgen der 
russischen Waffen gegen Polen eine Möglichkeit der Beruhigung 
der, Gemüter von ganz Europa und die Abwehr des Übergreifens 
der liberalen Erhebung auf andere Länder. Der damalige 
russische Gesandte am Vatikan Gagarin unterrichtete den ihm 
befreundeten Kardinalstaatssekretär Bernetti, daß die Polen 
in dem Waffenkampfe bestimmt unterliegen müßten. So kam 
es auch, daß ein Abgesandter der polnischen Nationalregierung 
im Vatikan in der ungnädigsten Weise abgewiesen wurde. Der 
Artikel V des vom Kaiser Nikolaus nach dem Falle des Auf- 
standes unter dem 26. April 1832 veröffentlichten „Organischen 
Statuts‘‘ verkündete ostentativ, daß die Regierung des Kaisers 
die katholische Kirche mit ganz besonderer Fürsorge um- 
geben würde. Der anschließende Artikel VI versicherte 
die Unantastbarkeit der Kirchengüter beider katholischer 
Bekenntnisse. Der russische Gesandte am Vatikan verfehlte 
nicht diese katholikenfreundlichen Bestimmungen dem Vatikan 
unter dem 12. April 1832 zu notifizieren und führte aus, 
wie sehr die geheiligten Grundsätze der Legitimität durch 
den polnischen Aufstand gelitten hätten. Gagarins Bemühungen 
fanden die Unterstützung Metternichs, der den österreichischen 
Gesandten in Rom, den Grafen Lützow, zur Mitwirkung er- 
michtigte. Das Ergebnis der diplomatischen Aktion war das 
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denkwürdige vom Papst Gregor XVI. am 9. Juni 1832 erlassene, 
von der russischen Regierung textlich revidierte Breve an die 
polnischen Bischöfe. Papst Gregor XVI. soll späterhin (1836) 
in einer Audienz zu dem General Zamoyski gesagt haben: „Es 
ist wahr, daß ich euch Polen nicht verstanden habe, aber habt 
ihr während des Aufstandes euch darum bemüht, mich aufzu- 
klären? Man hat mich betrogen, zu eurem Schaden. Meine 
eigenen Diener (Staatssekretär Bernetti?), denen ich ver- 
pflichtet war zu vertrauen, haben sich betrügen lassen und 
haben mich irregeführt.‘‘ Diese Angabe ist jedoch unvereinbar 
mit einer anderen Verlautbarung des Papstes. Als Gregor XVI. 
im Jahre 1845 dem Kaiser Nikolaus in Rom ein Memorial über- 
reichte, rühmte er sich unter Bezugnahme auf den an die pol- 
nischen Bischöfe ergangenen Erlaß von 1832, wie er mit seinem 
Vorgehen „gar wenig den Liberalen gefallen‘ und die polni- 
schen Bestrebungen verurteilt habe. J. P. 


1848. Adam Czartoryskis deutsche Bezie- 
hungen. 

BW. Bd. 290, 1913. 

Den Ausbruch der Februarrevolution hatten sowohl das 
publizistische Organ der Czartoryskischen Paftei ,,Trzeci Maj‘, 
wie der „Demokrata polski“ jubelnd begrüßt. Sie galt ihnen 
als Vorbote der Befreiung Polens. Der Aufruf der Haupt- 
direktion des Czartoryskischen Verbandes vom 7. März 1848 
gab Leitsätze für das Verhalten in der nächsten Zukunft. Die 
Einigung aller Kräfte ohne Rücksicht auf die Parteiprogramme 
war die Parole. Auf die Nachricht von der Berliner Erhebung 
vom 18. März 1848 erklärte Adam Czartoryski in einem Rund- 
schreiben: „Polen, das noch vor einem Monat von den drei 
Teilungsmächten unterdrückt war, hat jetzt an zwei von ihnen 
Bundesgenossen gefunden... . Trotz der geradezu wunder- 
baren Wendung der Dinge für Polen haben wir noch große 
Gefahren zu überwinden. Wir müssen vor allem inmitten der 
gärenden Ungeduld auf die Stimme der Überlegung hören, um 
die aufrichtige, brüderliche Liebe edler Deutschen nicht erkalten 
zu lassen. Durch Aufrechterhaltung eines aufrichtigen Bünd- 
nisses mit diesem freien und edelmütigen Volk werden wir uns 
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aufrichtig um unser Vaterland verdient machen. Wir werden 
einer dem andern niitzlich sein. Wir werden, erstarkt durch 
Freiheit und Liebe, die Morgenröte im Norden Europas erstrahlen 
lassen, um dort die siegreichen deutschen und polnischen 
Standarten aufzupflanzen.‘‘ Czartoryski fährt dann fort: ,,In- 
dem ich mich sofort auf einen den Ereignissen näheren Schau- 
platz begebe ... überlasse ich die Lösung der öffentlichen An- 
gelegenheiten . . ., deren Mittelpunkt Paris noch bleiben muß, 
dem Kollegen Stanistaw Barzykowski.“ Uber Aachen, Cöln 
eilte Czartoryski nach Berlin, überall mit Ovationen begrüßt 
und mit enthusiastischen Entgegnungen den deutschen Polen- 
freunden dankend. 

Mit Hohn und Spott verfolgte das Organ des radikalen 
Flügels der polnischen Emigration, der „Demokrata polski‘‘, die 
Abreise des Fürsten. Jener Freund und Minister Alexanders I. 
sei nicht fähig ‚an ein Volk ohne Thron, an eine Regierung und 
Staatsordnung ohne einen König, an eine Freiheit ohne Auto- 
kratie zu glauben“. Er sei nach Polen abgereist, um auf seine 
Art diplomatisierend Polen zu retten. 

Zur Förderung der Beziehungen zu Deutschland sandte 
am 41. April 1848 der Vertreter Czartoryskis, Barzykowski, 
seinen Vertrauensmann Dr. Szokalski an den Rhein und nach 
Frankfurt a. M. Dieser sollte Fühlung mit den deutschen 
Zeitungsredaktionen und leitenden deutschen Freiheitsmännern 
gewinnen, sowie außerdem in Frankfurt a. M. den Boden für 
den Fall vorbereiten, daß Czartoryski selbst zur Tagung des 
Parlaments nach Frankfurt kommen würde. ‚Nach meinem 
Dafürhalten“ — so schließt Barzykowski in der dem Abge- 
sandten gegebenen Instruktion — „kann man nur durch das 
Frankfurter Parlament die Höfe von Berlin und Wien zu auf- 
richtigen Schritten gegenüber Polen vermögen.“ Szokalski 
sollte sich bezüglich der künftigen Regierungsform in dem 
demnächst zu errichtenden polnischen Staat in keiner Weise 
festlegen. Klar war es jedoch, daß die Czartoryskische Diplo- 
matie für das Königtum war. Aber man erachtete eine Zurück- 
haltung für zweckmäßig, um bei den deutschen Republikanern 
nicht anzustoßen. „Polen — so sagt die Instruktion — wird 
sich diejenige Staatsform wählen, die Deutschland bei sich ein- 
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führen wird. Dies sei eine politische Notwendigkeit, um dem 
polnischen Staate die unentbehrliche Freundschaft Deutsch- 
lands zu sichern.“ Die Berichte Szokalskis aus Cöln und 
Frankfurt a. M. müssen in dieser Beziehung in dem diploma- 
tischen Hauptquartier Czartoryskis in Paris vielfache Be- 
friedigung hervorgerufen haben, denn er versicherte immer, 
daß die große Masse der Deutschen an der Monarchie trotz ihrer 
augenblicklichen Unpopularität festhalte und die republikanische 
Staatsform verabscheue. Für den Czartoryskischen Sendboten 
Jag es nahe, Vergleiche zu ziehen zwischen französischen und 
deutschen Zuständen, und er war geneigt, mit den deutschen 
Verhältnissen mehr zu sympathisieren. „Hier in Deutschland“ 
—so berichtet er — „gibt es Vernunft und eine hohe Bildung. 
Die Leitung der öffentlichen Meinung ist, Gott sei es gedankt, in 
den Händen des gebildeten Mittelstandes, während sie im 
Gegenteil in Frankreich sich in den Händen des nur äußerlich 
polierten Pöbels befindet.“ 

Die Liberalen von 1830 und die Republikaner in Deutsch- 
land werden von Szokalski sehr ungünstig beurteilt. Die re- 
publikanische Erhebung in Baden erscheint ihm als eine mit 
ausländischem Geld hervorgerufene, auf die Schwächung 
Deutschlands berechnete Bewegung. ‚Die einzige politische 
Gruppe, mit der die Polen sich verständigen könnten, wäre die 
Partei der nationalen Einigung Deutschlands.“ ‚Wir müssen‘ 
— fährt Szokalski fort — ‚mit allen Kräften die Errichtung 
der deutschen Einheit unterstützen ... Unsere ganze Hoff- 
nung beruht auf der Partei der deutschen Einheit.“ ,,In dieser 
Partei sind unsere wirklichen und aufrichtigen Freunde, denen 
menschliche Nachsicht nicht fremd ist .. . Diese Männer 
wollen sich in die inneren Verhältnisse Polens nicht hinein- 
mengen, denn sie erstreben nur die Unabhängigkeit und unter- 
scheiden sich in dieser Beziehung sehr von den Republikanern. 
Diesen ist, genau so, wie es bei den französischen Republikanern 
der Fall ist, mehr daran gelegen, an der Weichsel eine Republik 
errichtet, als die selbständige Existenz Polens“ verwirklicht 
zu sehen. 

Szokalski schildert die Stimmung der oberen Schichten der 
Gesellschaft und die Stellung der deutschen Politiker zur pol- 
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nischen Frage auf Grund seiner Eindrücke in Cöln, Frankfurt 
a. M., Mainz, Wiesbaden, Gießen, Homburg und Darmstadt. 
Auf die Einzelheiten seiner mit zahlreichen Namen belegten 
Wahrnehmungen kann hier nicht eingegangen werden. Von 
einigem Interesse sind Szokalskis Äußerungen über den Ab- 
gesandten des Posener polnischen Komitees, den späteren Ab- 
geordneten Władysław Niegolewski. Dieser befand sich bereits 
in Frankfurt a. M., als Szokalski dort anlangte. Beide hatten 
sich aber nicht kennen gelernt. Szokalski teilt an seinen Auf- 
traggeber mit, daß die Kreise des 50er Ausschusses in Frank- 
furt sich über Niegolewski ungünstig ausgesprochen hätten. 
Niegolewski habe, ‚wie es scheint, selbst nicht gewußt, was er 
verlangen sollte . . . seine Persönlichkeit und seine Sendung 
hätten keinen großen Eindruck auf die maßgebenden Männer 
gemacht“. | 

Wiederholt beklagt sich Szokalski über den üblen Eindruck, 
den verschiedene polnische Emissäre mit ihren verworrenen 
politischen Plänen und Vorschlägen in deutschen Kreisen her- 
vorriefen. 

Die Mitteilungen über die Sendung Szokalskis, der in 
kurzer Zeit wieder nach Frankreich zurückgekehrt ist, sind sehr 
dankenswert. Man darf jedoch annehmen, daß der Nutzen 
der Veröffentlichung ein größerer wäre, wenn der Bearbeiter 
Dr. Kipa die Schriftstücke entweder vollständig oder teil- 
weise abgedruckt und dem ganzen eine erläuternde wissen- 
schaftliche Untersuchung als Einleitung voraufgeschickt hätte. 

J. P. 

Aufstand von 1863. 

MPos XIV Nr. 6, 81—87, Nr. 7/8 S. 132 f. 

W. Christiani berichtet über Erinnerungen des Geistlichen Wladis- 
laus Chotkowski, soweit sie sich auf Posen beziehen, die Chotkowski im 
Dziennik Poznański (Nr. 70—74, 78—81) unter dem Titel „Wyprawa 
Trzemeszeńska r. 1863“ (die Tremessener Expedition von 1863) veröffent- 
licht hat. Chotkowski erzählt zunächst einiges über die Zustände im höhe- 
ren Posener Schulwesen in den fünfziger Jahren, über den Einfluß der 
polnischen Gymnasiasten in Tremessen; weiter spricht er über den Geheim- 
bund (‚Towarzystwo narodowe‘'), den die Schüler der Gymnasien Tre- 
messen, Posen, Ostrowo und Lissa bildeten. Die Polizei kam dem Verein 
auf die Spur; doch wurde in Tremessen, wo die Gymnasiasten rechtzeitig 
gewarnt waren und die Papiere noch vergraben konnten, nur das Konzept 
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einer patriotischen Rede gefunden. Ein Tremessener Bürger sagte am 
andern Morgen zu Chotkowski: „Ihr wolltet wohl Polen wiederaufrichten 
(robić), wie schade, daß die Sache entdeckt wurde.“ „Diese Worte“, fügt 
Chotkowski hinzu, ,,charakterisieren vortrefflich die Meinung der Be- 
wohner Tremessens und die hohe Meinung, die sie von uns Gymnasiasten 
hatten.“ Die Ereignisse in Russisch-Polen wurden mit lebhaftem Interesse 
verfolgt; in Tremessen fanden gut besuchte ,,patriotische Gottesdienste“ 
statt. Am 25. Januar 1863 traf die Nachricht vom Ausbruch des Auf- 
standes in Tremessen ein; 8 Tage später kam vom Komitee der National- 
regierung in Gnesen der Befehl, hundert Gymnasiasten sollten sich zum Ab- 
marsch bereit halten. Am 21. Februar verließen auch 60 Insurgenten 
heimlich die Stadt, obwohl zum Aufstande nichts vorbereitet war; in der 
folgenden Nacht marschierten sie mit Leuten aus Gnesen und Mogilno über 
die russische Grenze. Auch vom Posener Marien-Magdalenen-Gymnasium 
entwichen einige Schüler nach Russisch-Polen. Die Tremessener stießen 
zum Lager K. Mileckis, eines früheren preußischen Offiziers, von dem 
Chotkowski meint, daß er mehr praktischen Verstand gehabt hätte ,,als 
solche Theoretiker wie Mierosławski u.a.“ Schon am nächsten Tage 
geriet der Trupp, bei dem sich Chotkowski befand, bei Dobrosolowa in 
einen Hinterhalt; doch gelang es ihm zu fliehen. Von den 60 Tremessener 
Gymnasiasten bezahlten 9 die Expedition mit ihrem Leben, 3 wurden 
schwer verwundet. Das Tremessener Gymnasium wurde infolge dieser 


Vorgänge geschlossen. E. Z. 
1866. Schulwesen im Warschauer Lehr- 
bezirk. 


RSt 1913, VI 552—570; VII, 157—187. 

Verfasser (M. Smorodinov) geht nach Beendigung der Universität im 
Jahre 1866 als Lehrer an die pädagogische Kreisschule in Konin hart an 
der preußischen Grenze. Bemerkenswert ist die Tatsache, daß an der 
Grenze zwischen dem ehemaligen Königreich Polen und Rußland Verf. 
den Eindruck hat, als komme er in ein fremdes Land; es besteht noch 
Zoll- und PaBrevision. In Warschau ist die Stimmung stark russen- 
feindlich. In den Restaurants verstehen die Kellner nur polnisch, so daß 
auch die russischen Offiziere nur polnisch sprechen. Der Lehrkörper in 
Konin setzt sich aus vier verschiedenen Nationalitäten zusammen: die 
Mehrzahl der Lehrer sind Polen, daneben geben ein Deutscher, ein Russe 
und ein Franzose Unterricht in ihrer Landessprache, sprechen aber das 
Russische oder Polnische nur schwach, so daß ein eigentlicher Zusammen- 
hang kaum besteht. Verf. ist später noch an den Gymnasien in Kali$ und 
Petrikau tätig und erlebt hier den Übergang vom System Wielopolski zum 
System Witte, wodurch der russische Charakter der Schule stärker hervor- 
gehoben wurde. Interessant sind die Mitteilungen über die Tätigkeit 
des Petrikauer Gouverneurs Kochanovskij. Dieser suchte dem polnischen 
Element, dem er großes Mißtrauen entgegenbrachte, ein Gegengewicht 
zu schaffen, indem er den Zuzug von Deutschen, von deren Loyalität er 
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überzeugt war, im größten Maße förderte. Nach Ansicht des Verf. hat er 
so seinem Gouvernement, statt es zu russifizieren, einen vollständig deut- 
schen Charakter gegeben. Ohne Zweifel beabsichtigte Kochanovskij mit 
der Begünstigung der Deutschen auch eine wirtschaftliche Hebung seines 
Gouvernements. Unter ihm schossen denn auch die Fabriken wie Pilze 
aus der Erde, und Lodz wurde in wenigen Jahren aus einem kleinen arm- 
seligen Ort eine reiche Fabrikstadt. Die außerordentlich emporblühen de 
Industrie im Cartum Polen wurde wegen der durch Zollbegünstigungen 
und günstigere Lage geschaffenen leichteren Produktionsmöglichkeit eine 
ernste Gefahr für die Industrie im Innern RuBlands. W.R. 


1868. Polen und Raskol. 

RSt 1903, V, 386—389. 

Mit welch phantastischen Plänen die polnische Revolutionspartei 
nach 1863 umging, zeigt ein von N. Vysockij veröffentlichtes Aktenstück. 
Ein gewisser Orzechowski, der in Konstantinopel eine Zufluchtsstätte 
gefunden hatte, trug sich mit dem Plan, in Rußland selbst einen Aufstand 
hervorzurufen in der Art des Pugatevschen. Seine besondere Hoffnung 
hatte er auf die ewig unruhigen Raskolniken gesetzt, denen er einen neuen 
Peter III. zum Führer geben wollte. Zu diesem Zweck sandte er neun 
Emissäre nach Rußland, denen er Aufrufe mitgab, welche die Unter- 
schrift von Raskolniken in der Dobrudscha trugen. Ein gewisser Aleksandr 
Krylovskij, orthodoxer Russe, aber von katholischer Mutter abstammend, 
hatte sich erboten, die Rolle des Usurpators und Raskolniken-Messias 
zu spielen. Der Plan des Orzechowski ging nicht in Erfüllung, da die Be- 
hörden auf der Hut waren. Zudem hatten die Raskolniken schon im 
Jahre 1863 in einer Eingabe an den Caren jede Gemeinschaft mit den 
Polen von sich gewiesen. W. R. 


XIV. Deutscher Osten. 


Die Provinz Posenim Nordischen Kriege. 

ZP XXVIII, 1—21. 

An einer Reihe von Beispielen weist Heinrich Dierssen in seinem 
Aufsatze: Die Provinz Posen im Nordischen Kriege 
nach der Darstellungin Voltaires Charles XII. nach, 
daß dies Werk für die Geschichte der Provinz Posen keine quellenmäßige 
Bereicherung bietet. Die ihm zu Gebote stehenden Quellen und Arbeiten, 
so auch die Mitteilungen des sächsischen Generals Grafen Schulenburg hat 
Voltaire nicht genügend herangezogen. Die Angaben lassen im Detail 
Zuverlässigkeit vermissen, der innere Zusammenhang der Ereignisse ist 
häufig nicht erfaßt, und deren geographische Grundlegung ist höchst 
mangelhaft. A. K. 


18. Jahrh. Gegenreformation im Lande 
Posen. 
ZP XXVIII, 43—68. 
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Unter dem Titel: Zum Drama „Glaube und Heimat“ 
im Posener Lande schildert Theodor Wotschke die Verfolgungen, 
die evangelische posensche Gemeinden noch im 18. Jahrhundert von einer 
fanatischen katholischen Geistlichkeit oder von katholischen Grundherren 
zuerdulden hatten ; namentlich dem Posener Bischof Johann Tarlo(1723— 32) 
war kein Mittel zu verwerflich, die Bauern seines Dorfes Trebisch bei 
Schwerin, die über die nahe brandenburgische Grenze flüchteten, zu re- 
katholisieren. Bei König August fanden die bedrängten Protestanten 
kein Gehör, so mußten sie sich an den König von Preußen um Fürsprache 
und Schutz wenden, der auch für die Bedrängten, wenn auch nicht immer 
energisch genug, eintrat und den Flüchtlingen, die lieber ihre Heimat ver- 
ließen als ihren Glauben ableugneten, bereitwillig in seinen Staaten Auf- 
nahme gewährte. Nur Graf Sapieha in Filehne, gegen den die Geistlich- 
keit nicht einzuschreiten wagte, hielt über seine Untersassen seine schützen- 
de Hand, als diese nach Pommern abwandern wollten. Nirgends wandten 
die Protestanten Gegengewalt an, nur im westpreußischen Tarnowke 
hinderten die Dorfinsassen die offenbaren Gewaltakte. Doch sie konnten 
sich nicht lange des Sieges freuen, das Strafgericht blieb nicht aus, und 
selbst die Bemühungen Friedrich Wilhelms I., auswärtige Fürsten für die 
unglückliche Gemeinde zu interessieren, und seine Vorstellungen beim 
Warschauer Hofe fruchteten nichts. A. K. 


Funde antiker Münzen. 

ZP XXVIII, 153—158. 

Zuseinen ZusammenstellungenderFundeantiker 
Münzen in der Provinz Posen (ZP XXIV, 193 ff.) gibt Carl 
Fredrich eine Reihe Berichtigungen und Ergänzungen. Die neu nach- 
gewiesenen Münzen fügen sich dem früher gewonnenen Resultat ein. 

A. K. 


Fischerzunftin Posen. 

RTP XXXVII, 147—175. 

Stanislaus Karwowski druckt in einem Aufsatz über die ,,Fischer- 
zunft in Posen‘, die schon unter Wladislaus Jagiełło bestand, eine Anzahl 
von Privilegien und Willküren für die Fischerinnung teils im Wortlaut, 
teils in Übersetzung ins Polnische ab, die sich im Archiv der Innung 
befinden. Im 16. Jahrhundert bestanden zwei Innungen, die Schloßfischer 
auf dem linken Ufer der Warthe und die Wallischeifischer auf dem rechten 
Ufer, die dem Domkapitel unterstanden. In der zweiten Hälfte des 
17. Jahrhunderts entstand ein Streit darüber, ob die Fischer zur starostei- 
lichen Jurisdiktion oder zu der der Stadt gehörten; er endete zugunsten 
der Stadt. E. 2. 


Münzfund bei Znin. 

MPos XIV, 9, 138—143. 

Erich Stroedicke berichtet überden Münzfundbei Znin, derim September 
1912 gemacht wurde. Es handelt sich um 5000 Silbermünzen aus der 
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Zeit von 1278—-1378, und zwar um Prager Groschen Wenzels II., Johanns I. 
und Karls I. und um Meißner Groschen des Landgrafen Friedrich des 
Ernsthaften von Meißen (1324—49). Der Zahl nach überwiegen bei 
weitem die Groschen Karls I. Die beste Prägung haben die Wenzels II.; 
unter den Münzen Johanns I. finden sich einige, die denen Wenzels fast 
gleichkommen, die Mehrzahl zeigt aber schon bedeutend rohere Stempel- 
schnitte, und ,,die Prägungen Karls I. stechen durch ihre rohere und unge- 
schicktere Ausführung ganz bedeutend gegen die Wenzels ab“. Nach 
Stroedicke ist der Silberschatz vermutlich während der Kämpfe zwischen 
Ziemovit von Masovien und dem Erzbischof Bodzanta von Gnesen anläß- 
lich der Thronstreitigkeiten von 1382 vergraben worden. Er ist jetzt von 


der „Historischen Gesellschaft für den Netzedistrikt‘‘ in Bromberg an- 
gekauft. E. Z. 


16. Jahrh. Kulturgeschichtliches. 

ZMar Heft 51, 41—68, Heft 52, S. 60—84. 
| V. Meyer sucht in einem Aufsatze über ‚Kulturgeschichtliches aus 
der Stadt Mewe im 16. Jahrhundert nach dem Mewer Blutregister‘ aus 
diesem Register, einem 1561 beginnenden Kriminalgerichtsbuch und 
Amtsbuch, das Wichtigste hervorzuheben. In einem ersten Teile behandelt 
er das verfassungsgeschichtlich Wichtige; hier werden die Namen der 
städtischen Beamten und der Richter, die sich aus dem Blutregister er- 
geben, zusammengestellt. Im zweiten Teile werden die Rechtsquellen des 
Registers besprochen, die Kompetenz des Gerichts, die Stellung des Ge- 
richts den Parteien gegenüber, die Rechtsmittel, der Rechtsgang 
bei peinlichen und bei bürgerlichen Klagen sowie die Strafen. Schließlich 
wird noch zusammengestellt, was sich zur Wirtschafts- und Sittengeschichte 


daraus ergibt. In einem Anhange druckt Verf. die bemerkenswertesten 
Stellen aus dem Blutregister ab. E. 2. 


17. Jahrh. Pfarrkirchein Rehden. 

ZapTT II Nr. 10, 193—200. 

J. Czaplewski druckt eine von dem Geistlichen Laurenz Pogorzelski 
1687 aufgestellte Zusammenstellung der Einnahmen und Ausgaben bei 
der Reparatur der Pfarrkirche in der Stadt Rehden von 1679 bis 1683 
nach einer im Rehdener Pfarrarchiv befindlichen Aufzeichnung ab. E. Z. 


1652. Privileg für Thorn. 

ZapTT II, Nr. 10, 200—202. 

B. Slaski druckt aus der im Warschauer Hauptarchiv alter Akten 
befindlichen Kronmetrik (Bd. 192, Fol. 208) ein Privileg Johann Kasimirs 
vom 8. Januar 1652 ab, das die Dörfer, Vorwerke und andern Güter der 


Stadt Thorn von allen Einquartierungen und sonstigen militärischen Lasten 
befreit. E. 2. 


Name von Lübeck. 
MPos XIV, Nr. 6, 88—93. 
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C. Borchling weist in einer Besprechung der beiden Bicher von 
W. Ohnesorge über den Namen usw. von Lübeck darauf hin, daß von 
Ohnesorge die Schwierigkeit nicht gelöst sei, wie sich aus dem altwendi- 
schen Ljubice statt des regelmäßigen Lübitz die mittelniederdeutsche 
Form Lübeke entwickelt habe. Er erklärt das k so, daß das ad. Wort 
beke (Bach) in älterer Zeit, und zwar gerade im Nordalbingischen, eine 
Nebenform bizi gehabt habe. Deutscherseits sei dann der Name Liubice 
(irrtümlich) als eine Zusammensetzung mit bizi (beke) betrachtet worden; 
für die früh wieder verloren gegangene Nebenform ist dann beke ein- 
gesetzt. Borchling kann zur Stütze seiner Erklärung darauf hinweisen, 
daß der Bach Hornbeck im Kirchspiel Breitenfelde bei Adam v. Bremen 
Hornbici heißt; ebenso findet sich im Anfang des 13. Jahrhunderts für 
den Ort Werkebeke die Form Werczebetzie. E. 2. 


Handfeste von Adl. Grembin. 

ZMar 51, 31—40. 

E. Wernicke druckt die aus dem Jahre 1301 stammende Handfeste 
für das Dorf Adl. Grembin (Kr. Marienwerder) ab; zugleich veröffentlicht 
er eine Urkunde von 1660 über den Verkauf des Kruges in Gremblin. E. Z. 


44. und 15. Jahrh. Preußische Bevölkerung 


inder Umgegend von Mewe. 
ZapTT II, 10, 204—208, 11 S. 209—224. 

St. Kujot untersucht die von Lothar Weber, PreuBen vor 500 Jahren 
S. 4 und 5 aufgestellte Behauptung, daB die Gegend zwischen Mewe, 
Stargard und Dirschau im 14. und 15. Jahrhundert von einer dichten 
preußischen Bevölkerung bewohnt gewesen sei. Das wichtigste Argument 
Webers, daß in den Handfesten für Riewalde (1341) und Wysoka (1352) 
die Gerichtsbarkeit über die „preußischen, wendischen und polnischen 
Gäste‘ dem Komtur von Mewe vorbehalten bleibt (woraus Weber schließt, 
daß dort Preußen gewohnt hätten), entkräftet Kujot mit dem Hinweise, 
daß sich diese Bestimmung auch in den Privilegien für Mewe und Marien- 
burg fände und daß sie sich auf fremde Kaufleute bezége. Wenn weiter 
die Handfeste für Wysoka von ‚Preußen‘ spräche, die in der Nachbar- 
schaft ansässig seien, so handle es sich da um einen Lesefehler; es sei statt 
„pruzen‘‘ ,,cruzen“ zu lesen, um so mehr, als das Wort in einer Grenz- 
beschreibung vorkommt. Gegenüber den weiteren Ausführungen Webers, 
daß Mewe zur Ordenszeit eine preußische Verfassung gehabt hätte, da 
daselbst 31 preußische und nur 1 polnischer Reiterdienst geleistet wurde 
und der Bezirk Mewe zehntfrei wie Preußen war, betonte Kujot, daß der 
Verzicht des Bischofs von Włocławek auf die Zehnten aus dem Lande Mewe 
(1283) rein vermögensrechtliche Bedeutung hatte; er wurde vom Orden 
dafür anderweit entschädigt; mit der Nationalität der Bevölkerung hätte 
das nichts zu tun. Mit Preußen bestände nur insofern eine Ähnlichkeit, 
als auch dort die Bischöfe gleich für die Zehnten abgefunden seien. Was 
aber die preußischen Dienste betrifft, so bedeutet der Ausdruck einfach 
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den leichteren, sogenannten Platendienst. Auch beruhe es auf Irrtum, 
wenn Weber einige einzelne Preußen aufführe; in der ganzen Zeit von 
1282 bis 1418 sei nur ein Preuße in der Komturei Mewe sicher nach- 
weisbar. Jene, die preußischen Dienste, würden nicht von einem preußi- 
schen Adel, sondern von den Schulzen der bäuerlichen Dörfer geleistet; 
wie sich aus der neuerdings von Wierzbowski veröffentlichten ,,Matricularum 
Regni Poloniae Summaria“ ergebe, seien in derin Frage kommenden Gegend 
noch während des preußischen Krieges mehrfach Dörfer verliehen und 
verpfändet worden; von Preußen findet sich nach Kujot nirgends eine Spur. 
E. Z. 


Ländliche Siedlungenin Posen. 

ZPos XXVIII, 23—42. 

Rudolf Martiny untersucht „die Formen der ländlichen Siedlungen 
in der Provinz Posen“. Die Kolonisation des späteren 18. und des früheren 
49. Jahrhunderts schuf durchweg Straßendörfer, d. h. Dörfer, deren Gehöfte 
sich an einer schon vor ihrer Erbauung vorhandenen Straße aufreihen. 
Die Gehöfte liegen in dieser Dorfform bald auf einer, bald auf beiden 
Seiten der Straße, sie sind ungleich groß und sind verschieden weit von- 
einander entfernt. Man findet diese Dorfart überall; im polnischen Teile 
der Provinz besonders in den Gegenden überwiegenden Großgrundbesitzes. 
Die Vorläufer und Vorbilder dieser neueren Straßendörfersind die Holländer 
Straßendörfer des 16., 17. und 18. Jahrhunderts, und zwar die Niederungs- 
dörfer.. Sie unterscheiden sich von dem ersten Typ dadurch, daß sie ge- 
nossenschaftliche Anlagen sind; die Anteile der Ansiedler sind gleich groß, 
und die Gehöfte sind in ziemlich gleichmäßigen Abständen an der Straße 
aufgereiht. Ferner ist die ganze Siedlung stets nur nach einer Seite, 
nach der Niederung zu, entwickelt; vom festen Höhenland erhielt jeder 
Siedler nur einen schmalen Saum an der der Niederungsgrenze folgenden 
Straße, den er zum Bau des Hauses benutzte; die ganze Gemarkung dehnte 
sich in die Niederung hinein, so daß die Straße am Rande der Gemarkung 
entlangführte. Der zweite Haupttypus der Holländereien, der auf altem 
Waldlande vorherrscht, ist die zerstreute Anlage; die Gehöfte sind ziemlich 
gleichmäßig über die ganze Gemarkung verstreut; jeder Hof liegt inmitten 
seiner Felder. Diese Siedlungsform herrscht in der Gegend von Neu- 
tomischel, Tirschtiegel, südlich von Kolmar und nördlich von Hohensalza. 
Diese drei Siedlungsformen beschränken sich in der Hauptsache auf die 
Nordhälfte der Provinz. — Von der mittelalterlichen bäuerlichen Kolonisa- 
tion haben sich in den Siedlungsformen nur geringe Spuren erhalten. 
Spezifisch deutsche Dorfformen sind die Waldhufenkolonien der Gegend 
von Fraustadt und Lissa, es sind der Form nach Straßendörfer wie der 
zuerst erwähnte Typ, aber mit der Regelmäßigkeit der Holländerdörfer, 
nur daß die Gehöfte viel weiter auseinander liegen, da sie auf der Wald- 
oder Königshufe beruhen. Diese Dorfform hat sich von den schlesischen 
Gebirgsländern her nach Posen ausgedehnt; das Gebiet, in dem sie aus- 
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schlieBlich vorkommen, bis etwa Storchnest und Reisen hin, ist noch jetzt 
geschlossen deutsch. In den deutsch bevélkerten Gegenden des Westens 
und Nordwestens herrscht das „Langplatzdorf“. Es ist überhaupt die 
Regel unter den mittelalterlichen Dörfern der Provinz. Es liegt abseits 
von der Straße, die es nur zufällig berührt, um einen Platz von wechselnden, 
meist aber lanzettartigen Formen. Diese Form ist, obwohl sie in den 
deutschen Teilen des Westens und Nordwestens vorherrscht, in den polni- 
schen aber meist fehlt, doch slavischen Ursprungs; sie fehlt westlich von 
Saale und Elbe überall, während sie auch in den polnischen Teilen der 
Provinz, besonders im Kreise Gostyn, vorkommt. Dörfer sind aber im 
polnischen Teile der Provinz überhaupt eine Seltenheit; durch das starke 
Einziehen der Bauernstellen sind sie großenteils vernichtet; wo sich noch 
Reste finden, haben sie aber die Form des „Langdorfes“. Der slavische 
Rundling, der sich hauptsächlich an der Westgrenze des altslavischen Ge- 
bietes findet, kommt in Posen nur vereinzelt vor; Rundling und Langdorf 
sind Variationen einer Grundform, die sich durch die Planmäßigkeit ihrer 
Anlage von dem regellosen deutschen ‚„Haufendorf‘“ unterscheidet. Die 
Frage, weshalb sich trotz der starken Einwanderung die altslavische Dorf- 
form erhalten hat, ist durch die Betrachtung der Dorfformen allein nicht 
zu lösen. E. Z. 


Südpreußische Steuerräte. 

ZPos XXVIII S. 105—126. 

Fritz Grützmacher stellt in Ergänzung seiner Abhandlung 
über Grundherrschaft und Bürgerschaft in den südpreußischen Mediat- 
stādten (Zeitschr. d. Hist. Ges. f. d. Provinz Posen Bd. 27) in 
einem Aufsatz „Zur Charakteristik der südpreußischen Steuerräte““ die 
Urteile über sie aus den Personalpapieren zusammen. Die Ausdehnung 
der landrätlichen Kreise auf die Städte erfolgte in Südpreußen nicht. Die 
Stellung der südpreußischen Steuerräte war schwierig; die steuerrätliche 
Inspektion umfaßte hier durchschnittlich 20 Städte gegen 13 in West- 
preußen und Schlesien; ferner kamen der Einfluß der Grundherren auf 
die Mediatstädte und die Unkenntnis der polnischen Sprache erschwerend 
hinzu. Es efgibt sich aus den mitgeteilten Urteilen, daß das Posener 
Kammerdepartement mit einer Ausnahme (in Włocławek) durchweg 
tüchtige Steuerräte hatte; im Warschauer Kammerdepartement waren 
die Verhältnisse schon schlechter; doch wurde die Rawa-Lowitzer Inspek- 
tion während des ganzen Zeitraums und die Lantschitzer Inspektion von 
1803—1806 gut verwaltet. Das Sorgenkind der preußischen Verwaltung 
aber waren die steuerrätlichen Inspektionen im Petrikauer-Kalischer De- 
partement, wo nur die Sieradzer Steuerräte von 1793—1795 und 1800—1806 
den Anforderungen entsprachen. Das Grundgehalt des Steuerrats betrug 
600 Rthlr., wozu dann noch 120 Rthir. zur Haltung eines Dolmetschers 
kamen; doch waren außerdem nicht unerhebliche Nebeneinkünfte mit 
dem Amt verbunden. E. Z. 
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19. Jahrh. Schulwesen in Flottwellscher Zeit. 

ZPos XXVIII S$. 127—151. 

M. Laubert berichtet in einem Aufsatze ,,Zur Geschichte des Schul- 
wesens von Koschmin und Staniewo in Flottwellscher Zeit‘ über zwei 
Zusammenstöße zwischen Staat und Kirche, und zwar in der Frage der 
Simultanschulen. Der ErlaB des Kultusministeriums vom 27. April 1822, 
wonach Simultanschulen nur im Notfalle unter freier Zustimmung der 
Kirchen, Gemeinden und ihrer geistlichen Obern begründet werden durften, 
wurde vom Klerus nicht nur benutzt, um das Entstehen weiterer Simultan- 
schulen zu verhindern, sondern auch, um schon bestehende möglichst 
wieder zu beseitigen. So war in Koschmin 1819, also noch vor diesem 
Ministerialerlaß, aus freien Stücken eine Vereinigung der beiden christ- 
lichen Gemeinden zu einer Schulsozietät zustande gekommen; verwirklicht 
wurde das Projekt aber erst 1829, allerdings ohne die Genehmigung der 
geistlichen Oberbehörden erst einzuholen; nur der katholische Propst 
des Ortes unterzeichnete die betreffende Verhandlung. So waren denn 
allerdings einige Umstände vorhanden, wo die Kirche, speziell Dunin und 
der fanatische Koschminer Propst Gagacki, einhaken konnten. Flottwell 
gab zu, daß die Staatsbehörde die Frage nicht ohne Zuziehung der geist- 
lichen Obern hätte behandeln dürfen; man einigte sich aber zunächst, 
einem Vorschlag der Posener Regierung entsprechend, dahin, über den 
beiden unteren konfessionell getrennten Klassen eine gemeinsame Ober- 
klasse bestehen zu lassen und dafür einen katholischen Oberlehrer anzu- 
stellen. Als dann aber ein Katholik angestellt wurde, der des Polnischen 
nicht mächtig war, setzte Dunin es durch, daß seine Abberufung ins Auge 
gefaßt wurde. In Staniewo wurde die Lehrerstelle, obwohl die Mehr- 
zahl der Hausväter katholisch war, mit einem Evangelischen besetzt, da 
es an geeigneten katholischen Kandidaten fehlte. Auch hier gelang es 
Dunin, die Zusage zu erhalten, daß die Stelle in Zukunft mit einem des 
Polnischen mächtigen Katholiken besetzt werden sollte, obwohl der evan- 
gelische Inhaber der Stelle gleichfalls gute Kenntnisse im Polnischen 
besaß und persönlich auch nicht in dem Maße, wie Dunin es darstellte, 
zur Kritik Anlaß gab. E. 2. 


Brombergim Jahre 1848. 

MPos XIV Nr. 7/8 S. 97—106. 

Fr. Koch berichtet, zum Teil auf Grund der Berichte der Bromberger 
Regierung, über die Ereignisse in Bromberg Ende März und Anfang April 
4848, und zwar wird die Haltung der deutschen Einwohnerschaft und das 
Zustandekommen der Petition vom 9. April geschildert; auch die Stellung- 
nahme der Bromberger Regierung gegen Willisen wird gestreift. E. 2. 


XV. Österreich-Ungarn. 
Quellen zur böhmischen Geschichte des 


43. Jahrhunderts. 
MIOG XXXIV, 2184—95. 
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Der Herausgeber der steierischen Reimchronik, J. Seemiller, glaubte 
Übereinstimmungen zwischen dieser und der Königsaaler Chronik finden 
zu können und meinte, daß der Verfasser der ersteren, Ottokar, diese 
benutzt habe. Dagegen hat Loserth Widerspruch erhoben und die Frage 
aufgeworfen, ob nicht das umgekehrte Verwandtschaftsverhältnis statt- 
habe. In seiner Untersuchung: Die steierische Reimchronik 
und die Königsaaler Chronik hat Miloš Vystyd den 
sicheren Nachweis erbracht, daß weder Ottokar die Königsaaler Chronik 
noch die Königsaaler Äbte Otto von Thüringen (1305—14) und Peter von 
Zittau (1314—39) die steirische Reimchronik verwertet haben. Dem 
Gange der Anmerkungen von Seemüllers Ausgabe folgend, liefert die 
Untersuchung manche beachtenswerten Beiträge zur böhmischen Ge- 
schichte, namentlich zur Geschichte Přemysl Ottokars II., Wenzels II. 
und dessen Stiefvaters Záviš von Falkenstein, wirft auch manches Streif- 
licht auf andere gleichzeitige Quellen, wobei sie zu deren genauerer Be- 
handlung Anregung geben möchte. Als positives Resultat ergibt sich, 
daß Ottokar sich oft besser über Einzelheiten aus der böhmischen Ge- 
schichte als selbst die einheimischen Quellen unterrichtet zeigt. V. nimmt 
an, daß Ottokar diese Nachrichten aus einer verlorenen Aufzeichnung 
schöpfte, die auch von der Königsaaler und der Fürstenfelder Chronik 
herangezogen wurde. Ihr Verfasser, der zwischen den Jahren 1290—97 
sein Werk geschrieben haben muß, zeigt sich verhältnismäßig gut unter- 
richtet. Böhmischer Hofhistoriograph war er sicher nicht; vielleicht 
gehörte er zu den Anhängern der Witigonen (Záviš) oder lebte auch am 
habsburgischen Hofe, wo man den böhmischen Angelegenheiten das leb- 
hafteste Interesse entgegenbrachte. AK. 


Städtegründungin Böhmen. 

MB LII, 2—76. 

Berthold Bretholz hat in seiner „Geschichte Böhmens und 
Mährens bis zum Aussterben der Premysliden‘ (1906) eine wissenschaft- 
liche Kontroverse von großer Bedeutung für die osteuropäische Ge- 
schichtsforschung eingeleitet, indem er die bisher allgemein angenommene 
These von der Kolonisation Böhmens, die in der Hauptsache auf Palacky 
zurückging, als in den Quellen nicht begründet nachweisen will. In 
diesem Aufsatze „Über den Ursprung der Städte in Böhmen und der 
Städtepolitik der Premysliden‘‘ wendet sich Adolf Zycha gegen Bretholz, 
indem er nur die Frage der Entstehung der Städte, nicht die gesamte 
deutsche Kolonisation behandelt. Palacky hat die Anschauung begründet, 
daß durch deutsche Kolonisation städtische Kultur in das Reich der 
Premysliden eingeführt worden sei, daß das Städtewesen Böhmens also 
auf künstlicher Schöpfung beruhte. Alle ihm folgenden Darstellungen 
nehmen an, daß die Städtegründung durch Einführung deutscher Kolo- 
nien erfolgte, die entweder im Bereich einer älteren Siedlung die ver- 
fassungsrechtliche Umwandlung herbeiführten oder völlig neue Stadt- 
anlagen schufen. Eine abweichende Auffassung vertrat nur Celakovs- 
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ky (O zaéatcich ústavních dějin starého města Pražského, Sbornik věd 
právních a stätnich 1904, Sonderband S. 169 ff. Eine Darstellung des Ent- 
wicklungsganges der böhmischen Stadtverfassung steht in der Fortsetzung 
von Celakovskys Rechtsgeschichte (Povšechné dějiny pfavni) zu erwarten), 
nach dem wenigstens in Prag den Grundstock der Stadtbevölkerung nicht 
deutsche Kolonisten bildeten, sondern Prag eine von Ursprung an slawische 
Stadt war. Bretholz tritt nun gegen die bisherige Auffassung in schärf- 
stentWiderspruch. Er zeichnet in großen Zügen eine Entwicklung des 
Städtewesens, die mit allem bricht, was bisher die Gründungs- und Kolo- 
nisationstheorie angenommen hat. Jeden Zusammenhang mit einer 
großen kolonisatorischen Bewegung stellt er in Abrede und behauptet 
nichts weniger, als daß es eine Kolonisierung Böhmens von außen her, des 
Umfangs und der Bedeutung, daß daraus erst im 13. und 14. Jahrhundert 
das böhmische Deutschtum und insbesondere das deutsche Bürgertum 
entstanden wäre, überhaupt nicht gegeben hat. Die Gründungstheorie 
bekämpft er, wie es zunächst den Anschein hat, durch ihr gerades Gegenteil. 
Nur eine oberflächliche Betrachtung nehme an, daß künstliche Städte- 
gründungen mit Berufung von Kolonisten die Regel bildeten, vielmehr 
sei die gewöhnliche Art der Entstehung der Städte die einer allmählichen 
Entwicklung aus vorstädtischen Anfängen, die weit über die böhmische 
Königszeit zurückreichen. Im Gegensatze zu der Auffassung aller anderen 
Forscher von der epochalen Gründungstätigkeit der letzten Pfemysliden 
sagt Bretholz: ‚Unter Ottokar II. und Wenzel II. handelte es sich in 
unseren Ländern nicht mehr um Städtegründungen ... sondern um 
Förderung und Fortbildung der glücklich begonnenen städtischen Kultur- 
arbeit nach den mannigfachsten Richtungen.‘ ,,Ottokar II. muß auch 
den Ehrennamen eines Städtegründers für Böhmen und Mähren einbüßen.“ 
Gegen diese Auffassung wendet sich Zycha mit dem Hinweise, daß man 
zwar bisher gegenüber dem Gründungssystem mit seiner planmäßigen 
Verpflanzung des fertigen Stadtrechts das Moment der inneren Ent- 
wicklung unterschätzt habe, aber daß Bretholz in die Irre gehe. Z. ver- 
sucht deshalb eine systematische Untersuchung der Städtefrage im ganzen 
zu geben. Er untersucht zuerst die städtelose Vorzeit. Es hat zweifellos 
Siedlungen slawischer Zungen mit kaufmännischem Leben gegeben. Aber 
zwischen ihnen und der neuen städtischen Verfassung besteht kein Zu- 
sammenhang. Beide Entwicklungen verlaufen völlig selbständig neben- 
einander. Bretholz erklärt dagegen dieses: nach ihm hätte es böhmische 
Städte schon im 12. Jahrhundert (und noch früher?) gegeben — Prag 
soll bereits ca. 1135 Stadt gewesen sein; die Städtebildung aber wäre 
nicht aus einem national einseitigen Entwicklungsprozeß, sondern aus einem 
weit in die Vorzeit des 13. Jahrhunderts zurückreichenden Zusammen- 
wirken verschiedener nationaler Entwicklungsfaktoren zu erklären. Der 
völkische Charakter der zu Städten langsam ausreifenden Siedlungen war, 
wie er sagt, „in keiner Weise beschränkt“. Wir hätten demnach für das 
12. Jahrhundert einerseits schon mit fertigen Städten zu rechnen, anderer- 
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seits mit einem Vorstadium künftiger Städte, das man sich nur in der Weise 
denken könnte, daß es mit der Zeit zur Bildung eines slawisch-deutschen 
Gemeindeverbandes kam, der die Bürgerverfassung in bodenständiger Art, 
in Böhmen ebenso wie in Deutschland, zur Entwicklung brachte. Dagegen 
sagte Zycha: „Beweise für diese Auffassung stehen aus. Sie ist quellen- 
mäßig unbegründet, aber auch aus inneren Gründen unmöglich. Vor 
allem ist den Quellen jenes Deutschtums, das als zweiter Faktor einer solch 
utraquistischen Entwicklung in Betracht käme, unbekannt. Und doch 
müßten, will man die deutsche Art der fertigen Städte erklären, gerade 
die Deutschen den Hauptstock der Bürgerschaften gebildet haben, wie 
sie denn auch Bretholz selbst als “Wurzel und Stamm unserer ältesten 
Städte‘ bezeichnet. Damit aber läßt sich schlechterdings nicht zusammen- 
reimen, daß, abgesehen von der Prager Kolonie, von einer deutschbürger- 
lichen Bevölkerungsschicht überhaupt nichts, so wenig wie von einer 
bäuerlichen verlautet.“ Z. meint, daß sich der Vorgang auf eine so ein- 
fache Formel der Verfassungsgeschichte nicht reduzieren ließe; das räum- 
liche Nebeneinander unfreier und freier, bäuerlicher und kaufmännischer, 
slawischer und deutscher Bevölkerungsschichten war, verfassungsmäßig 
betrachtet, „ein Chaos, aus dem sich niemals ‘in allmählicher Entwick- 
lung‘ das Gebilde der Stadt gestalten konnte“. 

Danach gibt Z. einen Überblick über die Städtebildung des 13. Jahr- 
hunderts, untersucht die Begriffe civitas und oppidum, und gruppiert alle 
Städte, deren Bestand bis 1306 zu erweisen ist, in verschiedenen Gruppen. 
Danach behandelt er die Städtebildung im einzelnen. Er unterscheidet 
eine Gruppe der gewordenen und eine der gegründeten Städte. wobei freilich 
die eine oft in die andere übergeht, und gibt nun die urkundlichen Angaben 
fürdie gewordenen Städte: Prag, Olmütz, Brünn, Troppau, König- 
grätz, Leitmeritz, Saaz, die Bergstädte, Iglau, Deutsch-Brod, Kuttenberg; 
sodann für de Gründungsstädte: Znaim, Brüx, Aussig, die 
Prager Kleinseite, Ungar.-Hradisch, Neu-Kolin, Budweis, Neu-Pisek, 
Neu-Littau, Neu-Chrudim, Neu-Pilsen, Mährisch-Neustadt, Göding, 
Gewitsch, Königsberg an der Eger, Hirschberg, Politschka, Nimburg 
Braunberg, Raudnitz an der Elbe, Mährisch-Weißkirchen, Neu-Bydschov. 

Die Arbeit ist noch nicht vollendet; über die Fortsetzung wird be- 
richtet werden. Auch das wichtige Buch von Bretholz wird demnächst 
ausführlich besprochen werden; hingewiesen sei auf seine Besprechung 
durch E. Schwab unter dem Titel: „Wandlungen und Gegensätze in 
der böhmisch-mährischen Geschichtsschreibung‘‘ in der „Zeitschrift des 
Deutschen Vereins für die Geschichte Mährens und Schlesiens‘‘, XVII, 
235—250. O. H. 


1908. Zusammenkunftin Buchlau. 

Zeitschrift des Deutschen Vereins für die Geschichte Mährens und 
Schlesiens, XVII, 206—211. 

In diesem der XIII. Historikertagung gewidmeten Hefte gibt Hein- 
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rich Friedjung eine genaue Geschichte der berühmten Zusammenkunft 
zwischen dem Grafen Aehrenthal und Izvolskij am 15. und 16. September 
4908. Die unmittelbaren Quellen für diese Zusammenkunft sind die 
anonymen Aufsätze, die, von beiden Ministern veranlaßt, in der Zeitschrift: 
„Ihe Fortnightly Review“ erschienen sind, September 1909: „Baron 
Aehrenthal und N. Izvolski; Diplomatic Enigmas‘‘, von Izvolskij ausge- 
gangen, und November desselben Jahres der von Aehrenthal ausgegangene 
Aufsatz: „N. Izvolski and count von Aehrenthal, a rectification’‘. Fried- 
jung nimmt von diesen beiden, einander natürlich widersprechenden Be- 
richten nur das als verbürgt an, worin sie übereinstimmen. Danach hatte 
Aehrenthal nichts gegen die Öffnung der Dardanellen für die russischen 
Kriegsschiffe, wenn Konstantinopel damit nicht gefährdet würde. Nur 
die Beschränkung wurde vereinbart, daß die für den Suezkanal geltenden 
Bestimmungen angenommen würden, dahin, daß immer nur je ein Kriegs- 
schiff die Wasserstraße passieren und sich nicht länger als 24 Stunden 
darin aufhalten solle. Diese Anordnung wurde in den Besprechungen von 
Buchlau auch auf die Dardanellen übertragen, vorausgesetzt, daß die 
Türkei und die übrigen Großmächte zustimmten. Der Vorteil für Rußland 
war trotzdem sehr groß. Dafür wiederholte Izvolskij die Einwilligung 
seiner Regierung zur Einverleibung Bosniens und der Herzegowina durch 
Österreich, während Österreich erklärte, auf den Sandschak zu verzichten. 
In diesen erschöpfenden Abmachungen war nur die Lücke, daß eine Be- 
stimmung fehlte, wann Österreich mit seiner Aktion auf Bosnien und 
Herzegowina zu beginnen des Recht hätte. Aehrenthal behauptete später 
immer, er hätte in Buchlau ausgesprochen, daß die Annexion noch vor dem 
Zusammentritt der Delegationen (für den der Oktober desselben Jahres 
in Aussicht genommen war) vorgenommen werden würde. Izvolskij 
behauptete, von dieser Zeitbestimmung nichts gehört zu haben; deshalb 
erklärte er sich später gegen Österreich. Die Mitteilungen Izvolskijs 
sprechen aber selbst gegen ihn. Er sagt selbst, am 2. Oktober von 
Aehrenthal die verabredete Mitteilung über die bosnische Aktion erhalten 
zu haben, deren Proklamation erst am 6. Oktober erfolgte. Die Zeit zu 
einem Protest benutzte Izvolskij nicht. Erst eine Woche später wurde er 
in London durch König Edward umgestimmt, behauptete nun, daß 
Aehrenthal unaufrichtig gehandelt habe, und verweigerte mit England 
und Frankreich zusammen die Zustimmung zur Annexion, die er doch 
selbst Aehrenthal entgegengetragen hatte. Damit liegt der Verlauf dieser 
für das Verhältnis von Österreich und Rußland historisch so wichtigen 
Zusammenkunft klar. O. H. 


1444. Schlacht bei Varna. 

Ungarische Rundschau II, 518—524. 

Dawid Angyal behandelt die diplomatische Vorbereitung der Schlacht 
bei Varna, indem er die gewöhnlich Diugosz nacherzählte Situation als 
unrichtig bezeichnet. Es ist unrichtig, daß die Friedenspunkte der Türken 
in Szegedin eine Überraschung für den König Vladystaw I. gewesen seien. 
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Die Erzählung des Długosz, daß Johann Hunyadi und Georg Brankovics 
hinter dem Rücken des Königs Vladystaw die Friedensverhandlungen mit 
dem Sultan begonnen hätten, ist nicht begründet. Auch die Erzählung in 
dem Briefe Aneas Sylphius’ vom 18. Oktober 1445 an den Bischof von 
Passau, auf dem sich in der Hauptsache die Darstellung von Długosz und 
seinen Nachfolgern aufbaut, läßt sich chronologisch widerlegen. A. sagt, 
daß weder beim Friedensschluß von Szegedin noch auch bei dessen Bruch die 
äußere Politik maßgebend war. Die wirkliche Ursache dieser überraschen - 
den diplomatischen Wendung, die dann zu dem neuen Feldzuge und der 
Schlacht bei Varna führte, liegt darin, daß während des ganzen Jahres eine 
starke polnische Partei in der Umgebung des Königs und ebenso die polni- 
schen Städte gegen den Krieg waren, weil sie die Rückkehr des Königs 
nach Polen wegen der inneren Lage des. Reiches wünschten. Auf diese 
schwankenden Parteikämpfe gehen die Szenen in Szegedin zurück; ebenso 
die ungenügende Vorbereitung des Krieges. Der Führer der polnischen 
Kriegspartei war der Dekan von Krakau, Nikolai Lasoczki, der ein Freund 
des Johann Hunyadi war. Das Bild des Legaten Cesarini, der für den 
Krieg war, ist durch die Geschichtsschreibung verdunkelt, die unter dem 
Einfluß der polnischen Friedenspartei stand. Man beschuldigte gleich 
nach Varna den Kardinal der Aufforderung zum Eidbruch. Aber 
die Sache liegt so, daß der König einen Eid im Sinne des Krieges April 1444 
leistete und diesen Eid brach durch den Schwur auf den Frieden von 
Szegedin. Der Kardinal sprach gegen diesen Eidbruch, wußte aber zur 
nachträglichen Aufhebung des Eides nur die kirchliche Auffassung zu 
verwenden, daß ein Vertrag zwischen Christen und Türken ohne Ein- 
willigung des Papstes ungültig sei. O. H. 


1447. Enea Silvio Piccolomini und Jo- 
hann Hunyadi. 

MJÖG XXXIV, 522—526. 

Rudolf Wolkan veröffentlicht eine von Enea Silvio Piccolomini 1447 
vor dem geheimen, römischen Konsistorium gegen den ungarischen Guber- 
nator Johann Hunyadi gehaltene Rede. Dieser hatte, während er zugleich 
in Österreich einfiel, bei Eugen IV. gegen König Friedrich III. Klage 
geführt, daB er den Ungarn weder ihren jungen König Ladislaus noch die 
Stephanskrone noch ohne Entschädigung die von ihm 1445 besetzten 
ungarischen Städte herausgeben wollte. A. K. 


XVI. Siidslaven und Balkanstaaten. 


Svetozar Markovič. 

Golos Minugšago, 1913, Nr. 3, 80—51. 

Vlad. Viktorov-Toporov erzählt kurz — außer der Lebensgeschichte 
des serbischen Sozialisten (1846—1875) — auch von den Grundzügen der 
sozialen Entwicklung Serbiens im 19. Jahrhundert. L. L. 


IV. Wissenschaftliche Chronik. 


In Nr. 7/8 des XIV. Jahrgangs der ,,Historischen Monatsblatter fiir 
die Provinz Posen“ findet sich die von G. Minde-Pouet und W. Christiani 
bearbeitete jährliche ,, Ubersicht der. (deutschen und polnischen) Erscheinun- 
gen auf dem Gebiete der Posener Provinzialgeschichte im Jahre 1912 
nebst Nachträgen zum Jahre 1911“. E. Z. 

Der fürstlich Lubomirskische Familientag hat 
im Jahre 1912 den Beschluß gefaßt, die Kunstsammlungen, Büchereien 
und zum Teil auch Archivalien allmählich im Ossolinskischen Institut 
zu vereinigen. Der Verzeichnung dieser Schätze widmet sich Ludwik 
Bernacki. J. P. 

Die verdienstliche, umfangreiche Sammlung der Denkmäler des 
deutschen Rechts in Polen von Stanisław Estreicher in Krakau 
ist so weit gediehen, daß mit der Drucklegung demnächst begonnen 
werden soll. J. P. 

Auf dein 1913 in Lemberg abgehaltenen Familientag des polnischen 
Magnatengeschlechts Potocki wurde auf Antrag des Grafen Joseph 
Potocki die Begründung eines gemeinsamen Familienarchivs und die Ver- 
öffentlichung von Quellen und Darstellungen zur Familien- und Giter- 
geschichte in Aussicht genommen. J. P. 

Die Öffentliche Wröblewskische Bibliothekin 
Wilna (Biblioteka publiczna imienia Wröblewskich) ist zu Anfang 1913 
unter dem Schutze einer besonderen wissenschaftlichen Vereinigung or- 
ganisiert worden. Von ihrem Stifter, dem Rechtsanwalt Tadeusz Wröb- 
lewski, hat sie ein Archiv von etwa 5000 Handschriften und über 10 000 
Einzelurkunden und Briefen sowie eine aus 65 000 Druckbänden nebst 
3000 Stichen und über 1000 Landkarten bestehende Bibliothek über- 
nommen. Besonders reich ist die Sammlung an Materialien zur Ge- 
schichte des Freimaurerwesens im polnischen Litauen. J.P. 

Die Warschauer Wissenschaftliche Gesellschaft 
(Towarzystwo Naukowe Warszawskié) erläßt auf Grund der Munifizenz 
des Grafen Józef Potocki ein Preisausschreiben von 2000 Rubel 
für eine historische Monographie über irgendeinen großen Herrschafts- 
besitz im Gebiete des alten Polens. Der Ablieferungstermin der Arbeit 
ist auf den 1. September 1914 festgesetzt. J. P. 

Die Gesellschaft der Liebhaber der Geschichte 
in Warschau (Towarzystwo Miłośników Historyi), die unter anderem die 
Zeitschrift „Przegląd Historyczny‘‘ herausgibt, hat vom Fürsten Adam 
Czartoryski 50000 Rubel zum Ankauf eines eigenen Hauses er- 
halten. J. P. 


Zur altesten Geschichte Polens. 
Von E. Missalek. 


Die Anfänge des polnischen Staates sind eines der dunkel- 
sten Kapitel in der Weltgeschichte. Je ärmlicher das Quellen- 
material ist, desto üppiger wuchert die Phantasie. Es ist für 
die Polen eine verdrießliche Sache, daß ihre geschichtlichen 
Erinnerungen nicht so weit hinaufreichen wie die aller andern 
Kulturvölker der alten Welt. So haben sie denn, was sich an 
Stoff bot, immer wieder durchgearbeitet, von allen Seiten be- 
leuchtet, durch Analogien, Kombinationen und Hypothesen 
bereichert oder doch zu bereichern versucht. Leider zeigt sich 
da neuerdings — im Zusammenhange mit Lelewels Beispiel — 
ein bedauerlicher Mangel an jener Selbstzucht und kühlen 
Kritik, die der älteren Generation, den polnischen Schülern eines 
Waitz, eines Droysen, eigen war. An der polnischen und der 
deutschen Forschung rächt sich jetzt der Verlust jener engen 
Fühlungnahme, die einst zwischen beiden bestand; damals, als 
Xaver Liske, der Begründer des „Kwartalnik historyczny‘', 
und Jakob Caro in Sybels „Historischer Zeitschrift‘ so 
reiche und zuverlässige Informationen über den Stand der 
polnischen Forschung gaben. 

Der Verlust dieser für beide Teile wertvollen Beziehungen 
ist nicht politischen Gegensätzen zuzuschreiben; nein, die 
Generation Roepells und Caros ist ohne Nachwuchs 
ausgestorben, weil sie es nicht verstanden hat, Jünger zu ge- 
winnen (nicht ganz ohne Caros Schuld, für dessen Produktivität 


das bewegte Jahr 1888 verhängnisvoll wurde). Ihr Erbe wird 


nur nebenbei verwaltet: von Bearbeitern der russischen und 

deutschen Geschichte, namentlich der Landesgeschichte Posens, 

Schlesiens, Böhmens, von philologischen Slavisten, die ja alle 
Zeitschrift 1. osteurop. Geschichte. IV. 11 
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wohl oder übel Problemen der polnischen Geschichte näher- 
treten müssen. 

Am ungünstigsten steht es um die ältere Piastengeschichte, 
welcher die Erforscher der Ottonenzeit nicht aus dem Wege 
gehen können. Weil der großen Mehrheit von ihnen die Kenntnis 
der polnischen Sprache abgeht, so sind sie den wenigen Erschei- 
nungen in westeuropäischer Sprache rettungslos ausgeliefert, 
da sie die kritische Tätigkeit der polnischen Fachblätter nicht 
zu Gesicht bekommen. Die „Zeitschrift für osteuropäische Ge- 
schichte“ hat da bereits bessere Zustände angebahnt. Was man 
aber bisher an Dilettantenstückchen dem deutschen Leser zu 
bieten wagte, überschreitet alle Begriffe und — passiert getrost 
Revue. Ein Beispiel für viele: In Helmolts Weltgeschichte, 
Bd. V (1905), S. 434, sagt Milkowicz von dem russischen 
gorod (poln. gród, czech. hrad = Burg): „Ob gorod nur den 
Slaven eigentümlich oder dasselbe ist wie das einst gallische 
Wort garde (Wache) und garder (wachen), das ist nicht zu 
entscheiden.“ Es braucht wohl nicht erst auf die germanische 
Abkunft von garde (span. guarda, ital. guardia), dem deutschen 
Warte (= Wache) entspricht, verwiesen zu werden, um den 
unverzeihlichen Irrtum jener Zusammenstellung darzutun. 
Aber wie soll man einem Historiker trauen, der sich in der 
Etymologie so dilettantisch betätigt? Und wie konnte ein 
derartiger Schnitzer dem gelehrten Herausgeber jener Welt- 
geschichte entgehen ? 

Ein Buch, das bei manchen des Polnischen unkundigen 
Historikern geradezu alle Begriffe der piastischen Geschichte 
verwirrt hat und z. B. die ersten Kapitel des sonst so vortreff- 
lichen Kompendiums von Brandenburger (Göschen, 
1907) völlig unbrauchbar macht, ist die nachgelassene Ab- 
handlung von Max Gumplowicz „Zur Geschichte Polens 
im Mittelalter“ (Innsbruck 1898). Ein Beispiel möge die Un- 
zuverlässigkeit dieses Werkes zeigen. Der Verf. will dartun, 
daß das Lebuser Bistum durch Verlegung des früh 
untergegangenen Kolberger Stiftes entstanden sei —, was ent- 
schieden als möglich gelten muß. Nun bestanden aber traditio- 
nelle Beziehungen zwischen Lebus und den rotreußischen Kir- 
chen. Diese erklärt Wojciechowski (,,Szkice history- 
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czne“ 1904) dadurch, daß Bolesław Chrobry im neu eroberten 
Czerwenien einen katholischen Bischofssitz geschaffen habe, 
der 1092 nach dem Verluste dieses Landes samt allen Rechten 
auf Lebus übertragen worden sei. Abraham (,,Powstanie 
organizacyi kościoła łacińskiego na Rusi“. Lemberg 1904) 
lehnt die Gründung eines rotreußischen Bistums durch Chrobry 
ab. Erst in späterer Zeit hätten deutsche und polnische Kauf- 
leute in einigen czerwenischen Städten römische Gemeinden 
gebildet, über die wohl auf Empfehlung des Mieszko Stary der 
Bischof Arnold von Lebus die Obhut erhalten habe. Gumplo- 
wicz findet eine Lösung, die an Kühnheit alles hinter sich läßt. 
Nach ihm „scheinen‘‘ die Beziehungen zwischen Lebus und 
Rotreußen „nur auf einem Mißverständnisse zu beruhen. Der 
Name Ruscia, worunter seit dem 13. Jahrhundert ausschließlich 
nur die ruthenischen Länder verstanden wurden, war ur- 
sprünglich auch eine alte Bezeichnung Pommerns, weil es im 
3.—6. Jahrh. unter der Herrschaft der alten Rugen gestanden 
hatte und hierauf öfters von zahlreichen rugischen Dynasten 
erobert und von ihnen längere Zeit beherrscht wurde. In der 
Folge erhielt auch das kleinpolnische Chrobatien, nachdem es 
etwa 900 von den pommerschen Rugen erobert wurde, ebenfalls 
den Namen Ruscien oder Ruzien, wie dies bereits Bielowski, 
Lelewel und Szajnocha konstatiert haben‘ (S. 208 f.). 

Mit ähnlich kühnen Konjekturen suchte Gumplowicz 
bereits früher in mehreren Veröffentlichungen zu beweisen, daß 
der Verfasser der Gallus-Chronik ein Bischof Balduin von 
Kruschwitz sei. Er hatte damit zwar kein Glück; dennoch ist 
ihm Brandenburger (a. a. O.) gläubig gefolgt. 

Ein Sachverständiger ersten Ranges, Caro, urteilt über 
jene Beiträge „Zur Geschichte Polens im Mittelalter‘ folgender- 
maBen: ,,... Bei der verfehlten Methode, die eine bedenkliche 
Ähnlichkeit mit der Lelewels hat ..., können freilich nur Er- 
gebnisse sich gestalten, die ebenso den Stempel der ungezügelten 
Phantasie in sich tragen wie die Entdeckung des Balduin Gallus 
als Verfassers der Chronicae Poloniae“ (Hist. Ztschr. Bd. 85, 
S. 133 f.). 

Da die Meinungen Gumplowicz’ nicht zum mindesten durch 
die Übernahme in das Brandenburgersche Büchlein immer noch 
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Gläubige finden dürften, so werde ich im folgenden mehrmals 
darauf zurückkommen müssen. 


Wislanen, Lechen, Weißchrobaten. 


Auf den alten, ungemein naiven Erklärungsversuch Szlach- 
cic = z Lachcic (= von den Lechiten), den z. B. auch v. Zernicki 
übernommen hat, einzugehen, verlohnt nicht der Mühe. Auch 
Gumplowicz zeigt da und dort Neigung, die Lechen gewisser- 
maßen als das Herrenvolk den Polanen gegenüberzustellen. 

Kętrzyński (,,Die Lygier“, Posen 1868) hat den 
Anlaß dazu gegeben, daß auf den meisten Karten des piastischen 
Polen der Name der Lechen etwa dort prangt, wo die Wislanen 
hingehören. (Auch Brandenburger hat beide identifiziert.) 
Begründet ist das durch die mindestens fragwürdige Gleichung: 
Lechen=Lygier. Nach mehreren Jahrzehnten ist Kętrzyński 
auf dieses Problem zurückgekommen in den Abhandlungen der 
Krakauer Akademie (hist.-phil. Klasse, Bd. 41, S. 185 ff.). Er 
weist dort darauf hin, daß nur eine Handschrift der Geo- 
graphie des Ptolemaeus (II; 11, 10) die von Zeuß und Müllenhof 
angenommene Lesart ZuAlyyaı bietet, während die große Über- 
zahl Atyyaı aufweist. Dieses Lingae identifiziert er mit dem 
Lechp Nestors, dem litauischen‘. Lenkas, dem ungarischen 
Lengyel, den Lingones des Thomas von Spoleto, also mit 
den Lechen. Soweit kann man ihm folgen. Wenn er 
aber mit Hinweis auf den slavischen Lautwandel Nasal > u 
die Lugi (Lygier) mit hineinbezieht, so ist das philo- 
logisch nicht zu billigen. Die Umwandlung der Nasalvokale 
dürfte kaum vor Ptolemaeus begonnen haben, noch dazu bei 
einem Volke, das bis heute an den Nasalen festhält. (Überhaupt 
ist diese Abhandlung eines der schwächsten Stücke des hervor- 
ragenden Diplomatikers. Er wagt dort Gleichungen wie Sem- 
nones = Ziemianie, Marcomanni = Bewohner des Marchlandes, 
erklärt die böhmischen Bojer für einen czechischen Stamm, 
die Suevi des Tacitus für Westslaven usw.) 

Man wird besser tun, mit Hilferding, Baudouin de Cour- 
tenay, Piekosinski u. a. unter den Lechen einen ostslavischen 
Namen der nordwestlichen Slaven zu verstehen. 

Die fest eingewurzelte Gleichsetzung der Wislanen mit 
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den „Weißchrobaten‘“ ist nicht länger zu halten. Sie 
stützt sich ausschlieBlich auf des purpurgeborenen 
Konstantin ,,De administratione imperii“, namentlich 
Kap. 30. Es scheint aber, daß der Byzantiner an dieser Stelle 
die früher wohl in Oberungarn ansässigen Kroaten und Serben 
mit den böhmischen Charvaten und den Serben (Sorben) der 
Lausitz zusammenwirft (vgl. Konstantin Jireček, „Geschichte 
der Serben‘‘, I. Gotha 1911. 2. Buch, 2. Kap.). Hielte er die 
„Weichselmänner“ für identisch mit den Beirypwßaroı, so würde 
er diesen Stammesnamen dort wiederholen, wo er auf die 
„Heiden an der Weichsel“ zu sprechen kommt: “On 4 yeve& tod 
avlundtov xal marpıxiou Miyanı tod dtod tod Bovasßobtln tod apyov- 
ans tov Zayhodpwv HAdev ard ty xaromodvrwv dßantíotwv eis tov 
wtandv Bichas, tov éxovopalipevov Arien (Kap. 33). Daß die 
Wislanen im 9. Jahrhundert bereits einen Staat bildeten, 
darauf deutet auch eine Stelle der kirchenslavischen Hagio- 
graphie des Method hin, die im 11. Kapitel (vgl. 
Bielowski, Mon. Pol. Hist. I) spricht von einer Begegnung 
ihres Heiligen mit einem ‚sehr mächtigen heidnischen Fürsten 
im Weichsellande“ (Bb BHCIBxXb)*). Nun erwähnt allerdings 
auch Nestor die Xpbsatu (Chrvati) einmal als Verbündete 
(907), einmal als Gegner (993) der Russen. Da aber das Wis- 
lanenland 993 zum polnischen oder wahrscheinlicher zum 
czechischen Staate gehörte, so hätte doch einer von diesen auch 
in die Händel verwickelt werden müssen. Nestor sagt aber von 
Wotodimer, dem Feinde der XpeBarn, ausdrücklich, daß er 
mit den Fürsten jener Lande in Frieden lebte. Die Xpbsaaru 
sind also anderwärts zu suchen. Mit den Karpathen hat ihr Name 
nichts zu tun (vgl. Brückner im „Kwart. hist.“ Bd. 19, 
S. 109 ff.). Zudem begegnet Xopovados auf südrussischen In- 
schriften des 2.3. Jahrh. als Personenname, der es wohl von 
Hause aus war (vgl. Jireček a. a. O., 2. Buch, 1. Kap.). Danach 
wird man das nicht besonders klare 6. Kapitel von J. Marquart, 
„Osteuropäische und ostasiatische Streifzüge“ (Leipzig 1903) 
korrigieren müssen. 

1) Ob der Palatin Sieciech wirklich aus dem „Hause der alt- 


chrobatischen Fürsten von Tyniec“ stammt, ist durchaus nicht so sicher, 
wie z. B. Brandenburger (a.a. O. S. 14) anzunehmen scheint. 
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Deraltslavısche Ritus in Polen. 


Von dem in der Vita des Method auftretenden Wislanen- 
fürsten wird erzählt, daß er über die Christen spottete. Da nun 
Matthias Miechovita (1519) meldet, daß sich beiden (erst 
1390 aus Prag gekommenen) Benediktinern in der Kreuz- 
kirche auf Kleparz Reste der slavischen Liturgie erhalten hätten; 
da ferner ein Brief der Mathilde von Schwaben an Mieszko II. 
(Bielowski, Mon. Pol. Hist. I, S. 323) von Kirchengesang ın 
propria lingna spricht, und da auch sonst scheinbare Spuren 
altslavischen Schrifttums und Gottesdienstes in Kleinpolen 
sich finden, so haben Maciejowski, Bielowski, Lelewel, Ma- 
tecki, Szujski und last not least Gumplowicz eine umfassende 
Missionstätigkeit Methods oder seiner Jünger im Weichsel- 
lande gefolgert. Gumplowicz hat sogar eine einflußreiche 
bischöfliche und klösterliche Organisation dieser Methodianer 
angenommen und baut auf deren Widerstand gegen die in 
Großpolen vorherrschenden Lateiner so ziemlich alle politischen 
Schicksale Polens im 11. Jahrhundert auf, worin ihm Branden- 
burger (S. 12—18) unbedenklich gefolgt ist. 

Nun haben wir aber von einer solchen Missionstätigkeit in 
Polen überhaupt keinerlei Nachricht (vgl. Kidrié im „Archiv 
f. slav. Phil.“ Bd. 28, S. 614 ff.). Die von jenem Heidenfürsten 
verhöhnten Christen brauchen weder Wislanen noch Anhänger 
Methods gewesen zu sein. Selbstim Böhmen und Mähren des 10. 
Jahrhunderts findet Jagić (,,.Entstehungsgeschichte der kirchen- 
slavischen Sprache‘‘. Neue Ausgabe. Berlin 1913. $ 16) nur 
„Spuren eines schwachen Fortlebens der slavischen Liturgie“ 
Auch brauchen ja in Polen solche Reste nicht auf die Tätigkeit 
der Methodianer zurückgehen; denn die lateinische Kirche hat 
den Gebrauch der Landessprache nicht verschmäht, wo er 
förderlich schien. Die Möglichkeit methodianischer Mission 
bleibt offen. Aber sicherlich war schon zu Adalberts Zeit 
nichts Erhebliches von ihren Erfolgen mehr zu spüren. Die 
Hypothese von einer weiten Verbreitung und einem Widerstande 
des slavischen Ritus gegen Rom und besonders die Gregori- 
aner ist nichts als eitel Phantasie. 
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Piast. 


Immer wieder stoßen die Historiker bei dem Versuche, 
die polnische Vorzeit um jeden Preis zu erleuchten, auf die ersten 
Kapitel des sogenannten Gallus (in dem Gumplowicz und mit 
ihm Brandenburger den Abt und späteren Bischof Balduin zu 
erkennen meinen. Brückner, sicherlich der namhafteste 
Forscher unter den bisherigen Bearbeitern jener Kapitel, 
Slavist im philologischen und im historischen Sinne, macht 
(Abh. d. Krak. Akad. Bd. 35) mit der altpolnischen Stammes- 
sage kurzen Prozeß. Er hält sie für ein späteres Produkt ohne 
historischen Wert. Die Namen sind ersonnen und haben tölpische 
Bedeutung: Piast = tłuczek (Stößel), Rzepka <rzepa (Rübe), 
Popiel = popiot (Asche), Chostisko << chost (Strohwisch). 

Man kann es verstehen, daß die polnischen Forscher sich 
die Überlieferung des Gallus nicht so leichten Kaufes entreißen 
lassen und immer wieder versuchen, etwas herauszuholen. So 
verfiel schon vor Brückners Abhandlung Wojciechowski 
(Abh. d. Krak. Ak. Bd. 32) auf einen völlig andern Erklärungs- 
versuch. Er erklärt das Wort piast nicht als Personenname, 
sondern als Amtsbezeichnung = nutritor, paedagogus. So wie 
es in den andern mittelalterlichen Staaten paedagogi, nutritores 
baiuli, maiores domus, domestici am fürstlichen Hofe gab, so 
auch bei den Polenherzégen. Im Polen des 14.—13. Jahrh. 
sei der paedagogus einer der höchsten Beamten gewesen, früher 
aber noch bedeutender. Ein solcher piast habe die alte Dynastie 
beseitigt (wie die merowingischen Hausmeier) und eine neue 
begründet. Die Erzählung vom gastfreundlichen Bauer Piast 
solle diesen Hergang vertuschen. 

Nun wissen wir aber weder, ob piast als Amtsbezeichnung 
des paedagogus diente, noch ob dieser wirklich je eine ähnliche 
Bedeutung gehabt hat wie der merowingische maior domus. 

Matusiak (,Lud‘ 1902) hält Piast für eine Abkürzung 
des nur selten begegnenden Namens Piescislaw;!) nur wäre es 
kaum zu verstehen, warum sich dann dieser Name in der piasti- 
schen Familie nicht ebenso wiederholt wie Mieszko, Bolestaw 
usw. Bruchnalski (Kwart. hist. Bd. 20, S. 442 ff., 627 ff.) 


1) Er sieht allenthalben Koseformen; vgl. „Lud“ 1904, S. 129ff.! 
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knüpft wieder an Wojciechowski an. Nur betrachtet er piast 
nicht als Amtsbezeichnung eines paedagogus, sondern als einen 
in alter Zeit üblichen Ausdruck für den ,Atalyk“. Dieses 
türkische Wort verwendet die Wissenschaft} jjetzt zur Be- 
zeichnung eines Mannes, der zum Sohne eines Höheren im 
Verhältnis der Pflegeverwandtschaft stand, ihn im eigenen 
Hause erzog und so in künstliche Verwandtschaft zur Familie 
des Zöglings trat. Auf Grund eines so entstandenen Erbrechtes 
sei Ziemowit, der Sohn eines herzoglichen „Piasten‘‘, nach dem 
Aussterben der Herzogsfamilie (der Popieliden) deren Rechts- 
nachfolger geworden. Die neue Dynastie habe diesen Rechts- 
titel nun in ihrem Namen ,,Piasten‘‘ zur Schau getragen. Hin- 
gegen sei das Wort piast fortan dem profanen Alltagsgebrauch 
entrückt worden. | 

Die Schwächen dieser Hypothese sind unverkennbar; 
immerhin erweckt sie mehr Vertrauen als die Wojciechowskis. 
Insbesondere ist ein Vergleich wertvoll, den Bruchnalski an der 
Hand einer Untersuchung von J. F. Gajsler (,,Gtos‘‘, Warschau 
1898, S. 508 f.) durchführt. Er weist auf die auffallende 
Ähnlichkeit zwischen der Piastsage und einer Germanus- 
legende hin, die Jakob de Voragine in der „Legenda Aurea" 
bietet (Acta Sanctorum, Juli 31). Da diese Legendensammlung 
dem 13. Jahrhundert entstammt, so muß die Ähnlichkeit auf 
einer Vorlage beruhen, und zwar wohl auf der Abfassung des 
“Mönches Ericus vom Kloster St. Germain in Auxerre, eines 
Zeitgenossen Karls des Kahlen. 

Der in Britannien bereits hochangesehene und einfluß- 
reiche Germanus kommt aufnahmeheischend an die Residenz 
eines Barbarenfürsten; dieser erkennt ihn nicht und weist ihn 
ab. Dafür nimmt ihn ein subulcus hospitalis auf, schlachtet sein 
einziges Kalb dem Gaste zu Ehren, der dann dieses Kalb wieder 
lebendig macht. Germanus gibt sich später dem Fürsten zu 
erkennen, zwingt ihn zur Abdankung und setzt den Sauhirten 
als Nachfolger ein. 

Durch diese Legende hat Gallus — meint Bruchnalski — 
die lückenhaften und ihm als dem Fremdling oft unverständ- 
lichen Berichte der seniorum antiquorum ergänzt oder variiert. 

Diese — von der Gleichung: piast = atalyk abgesehen — 
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sehr überzeugende Auffassung dünkt Stanislaw Schnei- 
der zu trivial; er ersetzt sie durch ein kunstvolles Gebäude 
von Analogien, über deren Zusammenhanglosigkeit kühne 
Phantasie immer wieder hinwegzutäuschen sucht (Kwartalnik 
hist. Bd. 21, S. 591 ff.). 

Einige der Namen erklärt er ähnlich wie Brückner. Jedoch 
deutet er Piast (bei Gallus: Pazt) als piazda, d. h. Nabe. Piasts 
Vater heißt Chosisco, Chosistco. Das leitet Schneider nicht von 
chost her, sondern von kosa, der Name bedeutet also 
„sensenstiel‘‘ (kosisko). 

So weit wird man ihm gern folgen; aber seine ferneren Aus- 
fuhrungen müssen den nüchternen Historiker und Philologen 
stark befremden. 

Anstatt Rzepka wie Brückner von rzepa abzuleiten, wie es 
doch in seine sonstige Erklärung der piastischen Namen gut 
passen würde, bringt er diesen Namen mit lateinisch repo und 
polnisch ropucha (Kröte) in Zusammenhang. Die Kröte wurde 
öfters als heilig verehrt und gilt in der Volkssage als Ernährerin 
Junger Drachen und als Sinnbild der Erde. Rzepka will also in 
den bäuerlich-biederen Kreis ihres Gatten anscheinend schlecht 
passen — dem Sohne zuliebe. Dieser, Semovith, wird in der 
verwegensten Weise mit dem sabinischen Herakles, dem Semo 
Sancus, zusammengestellt. Semo (vgl. oeuvös, semen) bedeutet 
nach Schneiders Meinung einen Sippengenius, der von den 
heidnischen Polen in Drachengestalt vorgestellt und verehrt 
wurde, wie von den Litauern der Drache Ziemienikas. Der 
zweite Teil des Namens, -vith, sei gleichzusetzen mit den wici, 
durch die der Polenkönig den Heerbann aufbot; ursprünglich — 
man höre! — ein Zweig aus dem heiligen Drachenhaine, mit 
dem man die Nachbarn um Hilfe anging. Hier zieht der Ver- 
fasser allen Ernstes die lateinischen vicini etymologisch heran. 
Endergebnis: Semovith = Schlangenbrut, Drachenbrut. Dabei 
gibt Schneider eine neue Erklärung für Samothrake, das eigent- 
lich Samondrachi bedeute und an den Drachenkult der Thraker 
erinnere. So sind auch die hospites, welche in der Piastensage 
des Gallus auftauchen, Abgesandte des Drachen, vielleicht 
selbst Drachen. 

Wenn nicht in Schneiders Arbeit eine Unmenge fleißiger 
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Sammlerarbeit steckte, so möchte man sie für einen schlechten 
Scherz halten. 1) 

Nach meiner Ansicht hat Gallus ein altes Volksmärchen, 
das wie so oft dunkle mythologische Anspielungen enthält, 
aber durch seine ausgedachten drolligen Namen langen Auf- 
enthalt in der Gesindestube verrät, mit Hilfe der Germanus- 
Legende wieder nach Kräften hoffähig gemacht. Die zwischen 
Piast und Mieszko aufgezählten Namen sind doch wohl als 
später konstruierte Vervollständigung der Ahnenreihe aufzu- 
fassen, wofür sie die ältere Forschung auch zumeist gehalten hat. 


Misaca, rex Licicavicorum (Widukind III, 66). 


Die Licicavici haben die verschiedenste Deutunug gefun- 
den. Bielowski, Baudouin de Courtenay, Kunik haben sie mit 
den schon erwähnten Lechen gleichgesetzt. Wenn man an der 
Form Lech des Nestor festhält, wird man aber zwischen beiden 
Seiten der Gleichung wenig Ähnlichkeit entdecken. 

Lelewel und Malecki haben statt dessen Licicanici gelesen 
und dies auf Leczycanie gedeutet. Aber trotz der veränderten 
Lesart will diese Latinisierung nicht recht befriedigen. Auch 
sollte man von Leczyca (<}aki) eher den Stammesnamen 
Leczanie erwarten, wie Brückner (Archiv f. slav. Philol. 
Bd. 24, S. 10 ff.) erklärt. Dennoch hat Gumplowicz (und mit 
ihm Brandenburger) auf jene höchst unsichere Konjektur die 
Annahme aufgebaut, Mieszko habe das eigentliche Großpolen 
erst den Lutizen entrissen, den auf diesem Lande lastenden 
Tribut und das in Posen schon bestehende Bistum übernommen 
(a.a. O. S. 214 f.)! 

Brückner (a.a. O.) ist auf eine durchaus andere Auslegung 
von Licicavici gekommen, die bei der Häufigkeit patronymer 
slavischer Stammesnamen viel für sich hat. Er erklärt Lici- 
cavici als Lestkovici, d. h. Geschlecht des Lestko. Leszko ist nur 
eine Umbildung dieses Namens. 

An derselben Stelle untersucht Brückner den Namen des 
ersten geschichtlich beglaubigten Polenfürsten und stellt Misaca 
als die korrekteste lateinische Form dieses Namens hin; dazu 


1) Vgl. dagegen zur Etymologie Brückner (a. a. O.) und 
Rozwadowski (Abh. d. Kr. Ak., philol. Kl., Bd. 25)! 
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paßt ja auch der Mika des Ibrahim-ibn-Jaqub am besten 
(s. „Geschichtschreiber der deutschen Vorzeit“, Anhang zum 
Widukind). Bis vor kurzem hat man dem Vorgange des Długosz 
folgend den Namen Mieszko zumeist für eine Koseform des 
Vollnamens Mieczysław oder mit Kunik für eine Abkürzung 
von Mécistaw gehalten. Brückner lehnt diese Deutungen ab 
und hält Mieszka für die richtige polnische Form des Namens. 
Dieses Wort, das gegenwärtig als Gattungsname noch bei den 
Südslaven und Litauern vorkomme, sei früher slavisches Ge- 
meingut gewesen mit der Bedeutung „Bär“. Denselben Sinn 
hat der nordische Name Biörn, der in der skandinavisch-pommer- 
schen Schwägerschaft Mieszkos gleichzeitig mehrfach begegnet. 
Auch sonst war es damals üblich, Tiernamen zu verleihen; 
z. B. Krak (Rabe). 

Bei Erwähnung des Misaca möchte ich mich mit Ent- 
schiedenheit gegen eine Entstellung des Thietmar V, 6 
wenden, die geeignet ist, die historische Stellung des alten 
Herzogs zu verdunkeln. Brandenburger (S. 8) schreibt, daß 
Mieszko in Gegenwart der benachbarten Markgrafen „sich 
weder zu setzen noch den Pelz anzubehalten wagte“. Das 
klingt so, als ob der tapfere Piast in jedem der zahlreichen 
sächsischen Markgrafen einen Vorgesetzten gesehen hätte. Wie 
sagt Thietmar aber in Wirklichkeit? Vivente egregio Hodone 
... Miseco domum, qua eum esse sciebat, crusinatus intrare vel 
eo assurgente nunguam praesumpsit sedere! Wortgetreu über- 
setzt: „Zu Lebzeiten des herrlichen Hodo maßte es sich 
Miseco nie an, ein Haus, in dem er jenen wußte, im 
Pelzrocke zu betreten oder sitzen zu bleiben, wenn jener 
aufstand.‘“ Daraus ergibt sich, daß Mieszko den Mark- 
grafen Hodo wie einen Gleichgestellten höflich behandelte. Man 
könnte zwischen den Zeilen lesen, daß er die andern Markgrafen 
gelegentlich etwas von oben herab ansah. 


Ibrahim-ibn-Jaqub. 

In der Studie „Al Bekri o Polakach“ (Abh. d. Krak. Ak. 
hist.-philos. Klasse Bd. 39) läßt Piekosinski von den Nach- 
richten des Ibrahim-ibn-Jaqub über die Polen wenig übrig. 
Großpolen könne damals, behauptet er, unmöglich ‚reich an 
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Brot“ gewesen sein, da es zumeist von Urwald und Sümpfen 
bedeckt gewesen sei. Sadowski !) hat wohl viel beigetragen zu 
dieser Auffassung, die als übertrieben gelten darf. Sadowski 
will nur zeigen, in wie hohem Maße die unregulierten Flüsse den 
Verkehr in bestimmte Bahnen zwangen. Die Urwälder sind auch 
besonders im Sumpfgebiete zu suchen; man denke an die im 
14. Jahrhundert mehrfach erwähnten silvae subaquaticae. Ent- 
wässerungen in nennenswerten Maße haben erst in der Neuzeit 
eingesetzt. Auch die Rodearbeit der deutschen Kolonisten hat 
in Großpolen nicht derartigen Umfang angenommen wie in 
Schlesien. Andrerseits war schon im 12. Jahrhundert Acker- 
boden leichter zu beschaffen als Bauern (vgl. Grodecki im Kwart. 
histor. 1913). Im Vergleich zur Einwohnerzahl war also das 
Land des ersten Mieszko kaum ärmer an „Getreide, Fleisch, 
Honig und Fischen‘ (so sagt Ibrahim) als das Großpolen des 
späteren Mittelalters. 

Mit weit besserem Rechte zweifelt Piokosinski - das 
übrige an: „Dieser Fürst fordert die Abgaben ein in Mitkal 
und bezahlt damit seine Mannen, jedem eine bestimmte Summe 
im Monat. Er hat nämlich 3000 geharnischte Reiter.“ Die 
mitkal hält er für byzantinische Goldsolidi; daB jeder der 3000 
monatlich auch nur ein Goldstück bekommen habe, hält er 
für ausgeschlossen, und niemand wird ihm da widersprechen. 
Nun fragt es sich eben, ob unter den mitkal nicht irgend etwas 
anderes zu verstehen ist. Wie miBlich es bei arabischen Texten 
um die Wahl der richtigen Lesart steht, ersieht man ja zur 
Genüge aus Marquart. Zunächst erscheint die Zahl 3000 über- 
groB und mehr in der orientalischen Neigung zur Hyperbel als 
in den Tatsachen begründet. Piekosinski freilich zieht die 3900 
loricatt zum Vergleiche heran, die Chrobry in vier Burgen hatte. 
So versteht er nämlich Gallus I,8. Aber soll man wirklich 
glauben, daß ein Fürst der Ottonenzeit auf einer Burg über 5000 
Krieger ständig unterhalten konnte (1300 loricati und 4000 
clipeati), auf einer andern fast 7000 (1500 + 1500)? Rechnet 
man noch die Familien hinzu, so müßte Posen etwa 25 000, 


1) „Die Handelsstraßen der Griechen und Römer durch das Fluß- 
gebiet der Oder, Weichsel, des Dniepr und Niemen an die Gestade des 
Baltischen Meeres.“ Übers. von Kohn. Jena 1877. 
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Gnesen gar über 30 000 Menschen in seinen Wallen dauernd 
geborgen haben. Selbst der zehnte Teil wäre zuviel gewesen, 
denn die Kastelle sollten doch auch noch die zahlreichen Flücht- 
linge der umliegenden Dörfer aufnehmen, und eine Burg, die 
10 000 Menschen fassen konnte, galt damals als ganz etwas 
Ungewöhnliches, das man nur den alten Römern ,zutraute 
(vgl. Thietmar VI, 39). Entweder also muß man annehmen, 
daß jene Tausende von Kriegern das Kontingent der betreffen- 
den Kastellaneien darstellen (de Poznan, sagt auch Gallus; 
nicht in Poznan), oder die Zahlen sind übertrieben; darauf 
deuten die Schlußworte jenes Kapitels hin: tempore Bolezlavi 
totidem fere in Polonia milites habebantur, quot homines cuiusque 
generis nostro tempore continentur. Am besten ware es wohl, 
beide Möglichkeiten zu kombinieren. Wenn Chrobry aus den 
Bezirken jener vier Burgen etwa 1500 Panzerreiter und 4—5000 
Leichbewaffnete aufbieten konnte, so war das für damalige 
Zeiten schon ein ganz namhaftes Heer. Für den Verteidigungs- 
krieg müssen doch noch gewaltige Schwärme von Bauern hinzu- 
gerechnet werden, die zu Fuße namentlich als sagittarii dienten 
und das Feindesheer durch Überfälle auf schwierigem Gelände 
nach Kräften schädigten (Thietmar VI, 16; VII, 13). Zählt 
man die Kontingente aus Kleinpolen, Masovien, Schlesien 
usw. dazu, so erscheint — trotz jener Reduzierung — die 
Kriegsmacht des ersten Bolestaw als ganz ungeheuer. 

Wie phantastisch sich aber Piekosinski die Heeresziffer 
des Chrobry vorstellt, zeigt er an anderem Orte (Abh. d. Krak. 
Ak., hist.-philos. Kl. Bd. 35, S. 270 ff.). Dort nimmt er an, 
außer den genannten vier Burgen habe es noch 60 andere ge- 
geben, so daß der Polenfürst etwa 100 000 Schwer- und Leicht- 
bewaffnete gehabt habe. Diese hätten insgesamt in den Burgen 
und deren Suburbien gesessen, ohne landwirtschaftliche Tätig- 
keit von den Abgaben der umliegenden Dörfer sich nährend. 
Da sie nun kaum zum Zölibat verurteilt waren, hätten die 
polnischen Bauern also eine halbe Million Menschen ernähren 
müssen, die wirtschaftlich brach lagen! Wenn ich die 100 000 
ebenso reduziere wie die Zahlen des Gallus, so müßte ich 30 000 
Krieger annehmen, etwa 7000 loricati und 23000 clipeati. 
Diese aber haben sicherlich nicht auf Kosten des Landes in den 
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Burgen gelebt, sondern eher zur Friedenszeit ihre Scholle be- 
stellt, abwechselnd die Kastelle bewacht und bei Zügen, deren 
Ziel ihrem Wohnsitze nahe lag, Heeresfolge geleistet. Wie 
zahlreich nun die eigentliche Druzyna des Bosestaw gewesen 
sein mag, ist schwer zu sagen. Ein Teil bildete wohl die Cadres 
der Grodbesatzungen; dazu waren immerhin einige hundert 
Mann erforderlich. Die Auserlesenen aber blieben sicherlich 
als Leibwache beim Fürsten. Da dieser in Friedenszeiten ohne- 
hin stets in oder bei den Burgen sich aufhielt, so stand ihm auch © 
immer die jeweilige Besatzung des nächsten Kastells zur Ver- 
fügung, so daß er einer zahlreichen Garde nicht bedurfte. Wenn 
diese Gefolgschaft im eigentlichen Sinne, diese Leibwache, 
einige hundert Gepanzerte enthielt, so war man bereits an den 
Grenzen der Verpflegungsmöglichkeit angelangt. Denn wo die 
von Gallus (I, 14) erwähnten 40 mensae principales und die ent- 
sprechenden mensae minores alltäglich hätten aufgestellt, ver- 
sorgt und bedient werden sollen, diese Frage hat sich wohl der 
Hofhistoriograph des dritten Bolestaw nicht vorgelegt. 
Ibrahim schreibt aber jene 3000 Elitekrieger nicht dem 
mächtigen und prunkliebenden Chrobry zu, sondern seinem 
bescheideneren Vater, der anscheinend nur’ Großpolen be- 
herrschte und über eine große Truppenmacht nicht verfügte. 
Die Heere in den Slavenkriegen zur Zeit Ottos I. können nume- 
risch nicht bedeutend gewesen sein, wenigstens nicht, was die 
Gepanzerten anbelangt. Die Schlacht bei Lenzen entscheidet 
ein Flankenangriff von 50 Geharnischten (Widukind I, 36). 
Als 955 Markgraf Thiadrich die gleiche Anzahl von Kriegern 
einbüßt, gibt er den Kampf auf (ibd. III, 45). Herzog Herimann 
und ein Markgraf besiegen den Wichmann nebst Eckbert, Nacon 
und Stoinef und töten 40 Gepanzerte (ibd. III, 51). Derselbe 
Wichmann, der als Verbannter einen Slavenstamm führt, über- 
windet zweimal den Mieszko; er erliegt ihm aber, als diesen zwei 
böhmische Fähnlein (etwa 100 Reiter) unterstützen (ibd. III, 
66 u. 69). Hatte Mieszko also nicht 3000, sondern auch nur 
2—300 gutgerüstete und wohlgeschulte Panzerreiter gewisser- 
maßen als Leibwache und als stehendes Heer, so mochte das 
unter den westslavischen Fürsten schon etwas AuBergewohn- 
liches sein. Ibrahim, der doch auf das Hörensagen angewiesen 
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war, konnte daher leicht auf jene märchenhafte Zahl ver- 
fallen. 

Piekosinski sucht eine andere Erklärung. Er denkt sich 
an der Spitze jener 3000 als deren Anführer etwa 200 Abkömm- 
linge jüngerer Linien des herzoglichen Hauses. Diesen gegen- 
über würde auch die väterliche Fürsorge des Oberhauptes für 
die Kinder seiner Getreuen, von der Ibrahim weiterhin be- 
richtet, verständlich sein. Doch Geld hätten sie, meint Pieko- 
sinski, auch nicht erhalten, ja, überhaupt nicht gebraucht, da 
sie ja alles für ihren Unterhalt Nötige empfingen. 

Die Schwierigkeiten, die sich der ,,dynastischen Herkunft“ 
jener Edelsten entgegenstellen, liegen auf der Hand. Die Un- 
wahrscheinlichkeit der von Ibrahim angegebenen Zahl ist auch 
beleuchtet worden. Falls nun Mieszko etwa 2—300 auserlesene 
Panzerreiter unterhielt, „von welchen 100 so viel wert sind 
als 1000 andere“ (Ibrahim), so ist immerhin eine periodische 
Austeilung von Edelmetall (Münze oder Hacksilber) an diese 
denkbar, selbst im Rahmen der damaligen Seltenheit baren 
Geldes. Die Freude an Gold, Silber und andern Kostbarkeiten 
war auch damals vorhanden; daher ist der Einwand, man hätte 
es nicht gebraucht, hinfällig. Das Silber bot ja in jener Zeit 
ziemlich die einzige Möglichkeit, Ersparnisse zu machen, mochte 
man es nun in gemünztern Zustande aufbewahren oder zu kost- 
barem Schmucke verarbeiten lassen. Zudem war der Münzen- 
reichtum Polens nicht so gering, wie Piekosinski annimmt. 
Dieser meint, man habe dort im 10. Jahrhundert nur böhmische, 
deutsche, nordische und kufische Münzen (letztere durch byzan- 
tinische Vermittlung) in geringer Zahl gehabt. Doch dabei ist 
vieles irrig. Die arabischen Kaufleute zogen zwar im allge- 
meinen nur bis Bolgar an der Wolga; die Vermittlung mit den 
Slaven übernahmen aber nicht griechische, sondern jüdische 
Kaufleute, die namentlich mit Sklaven einen schwunghaften 
Handel trieben (vgl. Szelagowski, „Najstarsze drogi z Polski na 
wschöd“. Krakau 1909. Kap. 3). Auch das Vorkommen 
der Münzen verdient genauere Betrachtung. 

Nach Gumowski (Abh. d. Krak. Ak., hist.-philos. Klasse 
Bd. 48, S. 179 ff.) sind seit Beginn des 9. Jahrhunderts kufische 
Silberstücke von Südosten her durch Polen nach Pommern und 
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Gotland gewandert. In der ersten Hälfte des 10. Jahrhunderts 
begegnen in Landsberger und Kruschwitzer Funden dänische 
Münzen. Seit 950 treten an die Stelle orientalischer und nordi- 
scher Geldstücke immer häufiger bayrische, namentlich aus 
Regensburg, sowie nach ihrem Vorbilde hergestellte böhmische 
und sogar polnische, noch unter Mieszko. Die Funde werden 
immer reicher; rheinische Prägungen mischen sich mit solchen 
aus aller Herren Ländern, von Spanien bis Indien. Seit Ende 
des Jahrhunderts aber drängen die sächsischen Münzen fast alle 
andern beiseite. Acht Fundstellen aus dieser Zeit lieferten etwa 
4300 sächsische, 890 polnische, 435 fränkische, 350 lothringische, 
340 bayrische Stücke. Um 1050 siegen die einheimischen Prä- 
gungen. Neben den eigentlichen Münzen begegnet Hacksilber 
in großer Menge. Wenn man nun berücksichtigt, daß gerade 
die Silberbestände aus der ältesten Zeit in besonders hohem Maße 
der Vernichtung anheimgefallen sind, daß zudem die meisten 
eingenommenen Münzen wieder ins Ausland wanderten — beim 
Ankauf von Schlachtrossen schweren Schlages, von kostbaren 
Waffen, Seidenstoffen u. dergl. —, so kann immerhin das Vor- 
handensein einer ansehnlichen Silbermenge in Mieszkos Schatz- 
kammer als möglich gelten. Falls tatsächlich jeder Gefolgsmann 
monatlich Geld erhielt, so konnte diese Zahlung in Gestalt von 
zerhackten Münzen erfolgen. Darum braucht von einer Geld- 
wirtschaft noch keine Rede zu sein. Daß von Mieszkos Vor- 
räten an Edelmetall nicht viel auf die Nachzeit überkam, dafür 
sorgten schon 1038 die czechischen Mannen; Beutemachen und 
Verheeren ist ja zu jener Zeit der Inbegriff aller Kriegführung. 


Der Ursprung des Adels. 


Die älteren Darstellungen der sozialen Urgeschichte Polens 
hat schon Rachfahl im ersten Kapitel seiner „Gesamtstaats- 
verwaltung Schlesiens‘“‘ (Leipzig 1894) hinreichend erörtert. 
Inzwischen hat zwar die genealogische Forschung, deren Haupt- 
vertreter Piekosinski, Małecki und Władysław Semkowicz waren 
bezw. sind, mancherlei wertvolle Einzelheiten zutage gefördert; 
aber die Hauptfrage, die nach der Herkunft des Adels, harrt 
noch einer befriedigenden Lösung. Piekosinskis Theorie 
vom elbslavischen Einbruch und von der dynastischen Abkunft 
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des Adels ist freilich von dem greisen Matecki gewaltig er- 
schüttert worden (,,Studya heraldyczne‘‘, Lemberg 1890), aber 
es ist kein positiver Ersatz geboten worden; und der gegen die 
Hypothesen Piekosinskis gewiß recht kritische Laguna gesteht, 
daß ihn Maleckis Auffassung teilweise noch weniger befriedigt 
(Kwart. histor. 1890, S. 58 ff.) Semkowicz sucht durch 
vergleichende Betrachtung der slavischen Adelsgeschichte mehr 
Klarheit zu schaffen (vgl. Kwart. histor. 1908, S. 561 ff.). 
Kutrzeba (,„Grundriß der polnischen Verfassungsge- 
schichte‘. Übers. von Christiani. Berlin 1912) begnügt sich 
mit einem schwach verhüllten non liguet, neigt aber mehr zu 
Maleckis Auffassung. 

Vielleicht ist noch der Umstand bisher nicht genügend 
berücksichtigt worden, daß die großpolnischen Verhältnisse mit 
den kleinpolnischen in ständischer Hinsicht nicht überein- 
stimmten. In Kleinpolen gab es eine media militia, in Groß- 
polen nicht. Das letztere ist das Stammland der Piasten, 
das andere wohl erst um die Jahrtausendwende von ihnen mit 
Waffengewalt erobert worden. Beide machten also bisetwa zum 
Jahre 1000 eine getrennte Entwicklung durch und mußten sich 
dann miteinander abfinden. Auch Masovien, das ebenfalls den 
Halbadel kennt, ist als erobertes Land aufzufassen. Der Mecz- 
zlavus der Galluschronik, den die Russen Mojstaw nannten, ist 
anscheind ein dem Piastenhause dienst- und zinsbarer masovi- 
scher Häuptling, der die Verwirrung des Böhmeneinfalles 
benutzt, um selbständiger Herrscher ganz Masoviens zu werden. 
Doch unterliegen die Seinen trotz pommerischer Hilfe den ver- 
bündeten Russen und Polen (1043). Bevor man nun der Frage 
nach der Genesis der kleinpolnischen und masovischen Halb- 
edlen nähertritt, muß das Entstehen der großpolnischen 
Szlachta untersucht werden. 

Die seltsamen runenähnlichen Figuren, die wir als Ab- 
zeichen einzelner Edlen und ganzer Adelssippen etwa seit Mitte 
des 12. Jahrhunderts erst vereinzelt, dann immer häufiger finden, 
lassen sich ähnlich erklären wie der gerade bei den nichtpolni- 
schen Slaven oft begegnende Titel des vitez (polnisch wohl 
wiciedz), der auf nordisches vikingr zurückgeht und, offenbar 
durch die baltischen Slaven entlehnt, bis zu den Serbo-Kroaten 
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weitergegeben worden ist (vgl. Janko in „Wörter und Sachen“ 
I, S. 94 ff.) 1). Wollte man sich Piekosinskis Folgerungen zu 
eigen machen, so müßte man erstaunt sein, daß die russischen 
Warenger nicht die Runen in ihrer neuen Heimat eingebürgert 
haben. 

Das Nächstliegende ist jedenfalls die einheimische Ab- 
stammung des großpolnischen Adels. Dieser kann sich im Laufe 
des 9. und 10. Jahrhunderts ganz ähnlich organisch herausge- 
bildet haben, wie es Lippert (,,Sozialgeschichte Böhmens“. I. 
Wien 1896. S. 491 ff.) für Böhmen dartut. Er nimmt an, 
daß sich in einzelnen großen Sippen die Vorstandschaft erst 
vorübergehend, dann dauernd an eine bestimmte Familie 
geknüpft habe, aus deren Männern man den Starosten wählte, 
zuerst wohl nach dem Grundsatze des Seniorates, dann nach 
dem der Erstgeburt. Das Sippenhaupt hatte größeren Einfluß 
als die Genossen, erhielt größeren Beuteanteil, konnte in höherem 
Maße Privateigen erwerben, das nur seiner Familie gehörte. 
So kam die Vorstandsfamilie in die Lage, Kriegsgefangene als 
Sklaven zu behalten (statt sie zu verkaufen) und auf erobertem 
oder gekauftem Lande anzusiedeln. Die seniores, natu maiores 
des Kosmas sind im 11. Jahrhundert bereits die Vertreter der 
pauperes, der ehemaligen Sippengenossen, im politischen und 
gerichtlichen Leben. Die Blutsverwandtschaft gerät immer 
mehr in Vergessenheit, damit auch die Vorstellung von der 
Gemeinsamkeit des Sippenvermögens, zugunsten der sozialen 
und wirtschaftlichen Stellung der seniores. Zu dieser bevor- 
zugten Klasse, die man früh als nobiles bezeichnete, konnten 
im entstehenden Piastenstaate auch diejenigen pauperes empor- 
steigen, die als milites des Fürsten sich im Kriegs- oder Ver- 
waltungsdienste bewährten und schließlich als comites einfluß- 
reiche Stellung und Besitz erwarben. Da auch die nobiles 
solche Ämter nicht verschmähten, so trat eine Verschmelzung 
des Blut- und des Schwertadels allmählich ein. Soziale Unter- 
schiede innerhalb des großpolnischen Adels gab es nicht, nur 
persönliche Höherbewertung der Würdenträger. Kasi- 

1) Brückners Versuch, den wicigdz als einen den wici Folge Leistenden 


aufzufassen, erscheint etwas gewaltsam (Abh. d. Krak. Ak. hist.-philos. 
Kl. Bd. 35, S. 307—311). 
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mirs großpolnisches Statut bezeichnet die Szlachta fast stets 
bescheiden als milites, selten als nobiles — im Gegensatze zu 
den kleinpolnischen Statuten. 

Im herzoglichen Dienste ist aber sicherlich auch eine ganz 
erhebliche Anzahl ausländischer Krieger zum Adel emporge- 
stiegen, wenn sie nicht überhaupt schon flüchtige Edle waren, 
wie Sobiebor, der Bruder des heiligen Adalbert, wie späterhin 
die böhmischen VrSovece. Długosz hält fast die Hälfte der von 
ihm behandelten 81 Adelssippen für fremden Ursprungs; wahr- 
scheinlich waren es aber noch mehr (vgl. Semkowicz, „Ród 
Paluköw“‘ in den Abh. d. Krak. Ak. hist.-philos. Klasse Bd. 49, 
S. 151 ff.). Man ziehe zum Vergleiche die Verhältnisse im russi- 
schen Adel heran (vgl. A. Brückner, „Geschichte Rußlands“. I. 
Gotha 1896. S. 241 ff.). Es ist ganz klar, daß dieser bedeutende 
Zuschuß ausländischen Blutes die Kluft zwischen milites und 
populus sehr vertiefen mußte. Da die großpolnische Szlachta 
numerisch recht bedeutend war, so erübrigte sich immer mehr 
die Aufnahme anderer Elemente in Beamtenschaft, Gefolge und 
Reiterei. Letztere nun ist unter Boslelaw Chrobry offenbar 
die wichtigste Waffengattung, wenigstens beim Angriffskrieg. 
Ihr wird auch in der Hauptsache die Unterwerfung Kleinpolens 
und Masoviens zugefallen sein. 

In den eroberten Ländern war zweifellos ein auf ähnliche 
Weise entstandener Adel bereits vorhanden, der gegenüber den 
milites der Piasten nunmehr minderen Rang einnahm, bis auf 
einzelne besonders angesehene und begüterte Familien, wie z. B. 
die späteren Starza. Zahlreiche großpolnische Edle wurden in 
Kleinpolen angesiedelt, um das Land zu sichern. Es ist kein 
Zufall, daß noch im 14. und 15. Jahrhundert zahlreiche arme, 
aber vollwertige Edle nahe den Hauptburgen wohnen (Semko- 
wicz im Kwart. histor. 1908, S. 561 ff.). Mit den eingedrungenen 
Großpolen verschwägerten sich die vornehmsten einheimischen 
Geschlechter und verschmolzen mit ihnen und zahlreichen ein- 
gewanderten Edlen zu der kleinpolnischen Szlachta. Der Rest 
mußte sich mit der media militia der Wlodyken begnügen. 
Ähnliches darf man wohl für Masovien voraussetzen. Wenn 
nun auch in diesen Gebieten zahlreiche Edle verarmten und als 
szlachta zagrodowa ihr Dasein fristeten, so wahrten sie dennoch 
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unverbrüchlich den Zusammenhang mit den reicheren Familien 
ihres Herb und sonderten sich scharf ab von den Halbedlen, 
den Wiodyken, deren wirtschaftliche Lage nicht schlechter, bis- 
weilen sogar besser war. Sie bleiben die milites famosi, die 
nobiles, die szlachta. Ginge die media militia auf die milites gre- 
garii der ersten Piasten zurück (Piekosinski) oder auf den wirt- 
schaftlich und sozial schwächeren Teil der Szlachta (Kutrzeba 
a. a. O.), so wäre es unerfindlich, warum es später gerade 


im eigentlichen Stammlande, in Großpolen, solche Halbedle 
nicht gab. _ 


Das Wergeld der Freien. 


Die erste systematische Einteilung der Stände nach dem 
Wergelde sehe ich in dem 1252 abgeschlossenen Zollvertrage 
Kasimirs von Leczyca und Kujawien mit dem deutschen Orden 
(Hasselbach-Kosegarten, ,,Cod. dipl. Pomer.“ Greifswald 1843. 
Nr. 479). Dort gilt 


A. 1. ein miles functus aliqua dignitate saecularis potestatis: 
30 Mark; 
2. ein simplex miles: 15 Mark; 
3. ein mules fictaticius, qui non est de genere militari, 
vel quilibet alter de populo: 6 Mark. 

Die Gesetzgebung Kasimirs des Großen zeigt eine inter- 
essante Fortentwicklung. In dem altertümlichen, konserva- 
tiveren GroBpolnischen Statut (Hube, ,,Prawo polskie w 14°” 
wieku.“ XX) gilt 

B. 1. ein miles: 30 Mark; 

2. ein kmeto: 6 Mark. 


Endlich in den von modernerem Geiste erfüllten Klein- 
polnischen Statuten (Hube XIX, XCVII) gilt 
C. 1. ein miles famosus, szlachcic: 60 Mark; 
2. ein scartabellus: 30 Mark; 
3. ein miles creatus de sculteto vel kmetone: 15 Mark; 
4. ein kmeto: 10 (6) Mark. 
In Masowien gilt ganz ähnlich 
ein Szlachcic (nobilis): 60 Mark, 
ein Wiodyk (miles): 25 Mark. 
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(Vgl. Kutrzeba in den Abh. d. Krak. Ak. hist.-philos. Kl. 
Bd. 50, S. 134 f.) 

Da die Abmessung des Wergeldes in den Händen der hohen 
Beamten, d.h. der angesehensten adligen Sippenhäupter lag, 
so ist es begreiflich, daß das Wergeld des Edelmannes von dem 
des Kmeten immer mehr differenziert wurde. Andererseits 
wurde innerhalb der eigentlichen Szlachta nach Gleichheit 
gestrebt. Die Bevorzugung der jeweiligen höchsten Würden- 
träger (A. 1.) im Wergelde ist in Kasimirs Statuten geschwun- 
den. Allerdings verhängt das Großpolnische Statut (Hube VI) 
für Friedensbruch vor dem Generalstarosten dieselbe Strafe wie 
für solchen vor dem Könige selbst. Galt es doch damals, die 
noch nicht recht sichere Stellung des Starosten gegenüber dem 
gewalttätigen großpolnischen Adel energisch klarzustellen. 
Doch im Wergelde ist kein Unterschied mehr innerhalb der 
Szlachta; alle gelten ebensoviel wie voreinst die Würdenträger, 
nämlich 30 Mark. 

Das Wergeld des kleinpolnischen und des masowischen 
Edelmannes hat doppelte Höhe, weil dort außer dem eigent- 
lichen Adel eine media militia vorhanden ist, die Wtodyken 
oder scartabelli. Das erste kleinpolnische Statut Kasimirs 
setzte nur das Wergeld der wirklichen Edelleute fest: ,,quod 
dum miles parem sibi militem occiderit, pro capite sexaginta ... 
marcas solvere teneatur (Hube XXI). Das führte wohl zu 
Streitigkeiten. Daher bringen die Extravagantes Constitutiones 
die oben angeführte eingehende Bestimmung. Dabei erhebt 
sich für uns die Frage, was eigentlich unter dem miles creatus 
de sculteto vel kmetone (C. 3.) bezw. dem miles fictaticius (A. 3.) 
zu verstehen sei. Die Begriffe non de genere militari und creatus 
decken sich unzweifelhaft; wir dürfen also wohl A. 3. und C. 3. 
gleichsetzen. Dabei zeigt sich nun ein erhebliches Aufsteigen 
dieser Gruppe, die 1252 noch cuilibet alteri de populo, d. h. jedem 
freien Bauer gleichgeachtet wurde, in den kleinpolnischen Sta- 
tuten Kasimirs jedoch fast das dreifache Wergeld genießt, denn 
von den 10 Mark, die auf den Kopf eines kleinpolnischen Kmeten 
gesetzt sind, gehen 4 Mark an den Gerichtsherrn. Zu dieser 
Kategorie rechne ich vor allem diejenigen Schulzen, welche 
Heeresfolge leisteten. Im 13. Jahrhundert waren die Schulzen 
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auf kirchlichem Grunde dienstfrei geblieben. Die andern waren 
meist nur zur Verteidigung des Landes gegen Einfälle ver- 
pflichtet; bei Zügen über die Grenze ihrer Landschaft mußte 
der Grundherr ihnen die Kosten erstatten (vgl. Cod. dipl. Pol. 
Minoris Nr. CXXIV: 1295, Nr. CXXXI: 1299). Die Privilegien 
des 14. Jahrhunderts stellen im allgemeinen höhere Anforderun- 
gen. Die Schulzen sind zur Heeresfolge ad expeditionem gene- 
ralem verpflichtet, bald allein, bald cum uno hastario oder cum 
uno homine in plattis vel in pancerio (Rzyszczewski-Muczkowski 
II, 279: 1347; III, 99: 1348). Kasimirs Kleinpolnische Sta- 
tuten (Hube CVII) verfügen, quod indifferenter omnes sculteti, 
tam spiritualium quam saecularium personarum, ... ad quam- 
libet expeditionem nobiscum transire teneantur. Die Schulzen 
und ihre Begleiter oder Stellvertreter bildeten einen integrieren- 
den Teil der kleinpolnischen Reiterei, so daß ihre soziale Stellung 
innerhalb des Heeres wohl oder übel festgelegt werden mußte. 
Kasimir griff nun zurück auf den miles fictaticius des Vertrages 
von 1252. 

Dieser war wohl dasselbe wie die böhmischen druhy, wie 
die militia plebis des Kosmas, reisige Gefolgsleute der welt- 
lichen und geistlichen GroBen. Diese Mannen erhielten von 
ihrem Herrn ein praedium als Unterhalt. Wechselte dieses Land 
seinen Grundherrn, so konnte der darauf sitzende miles als 
Diener des neuen Herrn bleiben oder sein Besitzrecht sich ab- 
kaufen lassen. Władysław Semkowicz, der darauf Bezug nimmt 
und die vier milites des Gnesener Stifts (Cod. dipl. Maj. Pol. I, 7: 
1136) damit vergleicht, vermutet in dieser reisigen Mannschaft 
ehemalige Unfreie. Doch Bretholz („Geschichte Böhmens und 
Mährens“. München 1912. S. 305 ff.) macht mit Recht darauf 
aufmerksam, daß Kosmas unter plebs, populus die freien Nicht- 
edlen versteht. Wenn auch die erzbischöflichen milites von 
1136 unfrei sein mögen, so liegt doch kein Grund vor, diese An- 
nahme auf den miles fictaticius von 1252 überhaupt auszudehnen. 
Die Entwicklung des deutschen Ministerialenstandes könnte 
solche Vermutungen erwecken. Nirgends aber finden wir in 
Polen das Emporwachsen einer Schicht unfreier Kriegsleute 
über die freien Bauern hinaus bezeugt. Wenn umgekehrt 
Rachfahl (a.a.O. S. 23, Anm. 4) behauptet, seit der Mitte 


Zur altesten Geschichte Polens. 183 


des 13. Jahrhunderts habe ein Kmete durch Kriegsdienst und 
freies Eigen nicht mehr höheren Rang erreichen können, so 
übersieht er ganz, daß in dem von ihm angeführten Statut 
Kasimirs der gewöhnliche Kmete nur 10 bezw. 6 Mark 
Wergeld hat. Ganz falsch legt er die Bezeichnung des comes 
Berwoldus (Cod. dipl. Maj. Pol. 1,500: 1284) als honorabilis 
cmetho noster et miles aus. Berwold ist nicht bäuerlicher Her- 
kunft, sondern er ist dasselbe, was man eben zu jener Zeit in 
Böhmen unter einem cmetho regni verstand, ein Mitglied der 
fürstlichen Rats- und Gerichtssitzung (Lippert a.a.O. I, 
Buch 2, Kap. 9). Gerade in jener Zeit war ja der Einfluß 
böhmischer Verhältnisse auf die polnischen ungemein stark. 
In dem Gefolge der Großen dürfen wir schon im 13. Jahr- 
hundert vornehmlich arme Edle vermuten, in Kleinpolen 
namentlich Wlodyken. Solcher Abkunft waren die in einer Ur- 
kunde von 1224 (Cod. dipl. Cap. Crac. I, 13) erwähnten Hof- 
beamten des Palatins Pacoslaus. Unfreie oder geringe Leute 
hätte man nicht als Zeugen aufgeführt. Dazu trat, wie der 
erwähnte Vertrag von 1252 lehrt, analog der böhmischen militia 
plebis, namentlich wohl in der älteren Zeit der Waffendienst 
der milites fictaticii, handfester Kmetensöhne, die nichts Er- 
hebliches zu erben hatten und als reisige Gefolgsleute ein an- 
nehmbares Gütchen zu erwerben hoffen durften. In Böhmen 
erwuchs aus ihnen der Halbadel der Vladyken. In Polen blieb 
ihre Stellung um die Mitte des 13. Jahrhunderts noch dieselbe 
wie die ihrer rein agrarischen Standesgenossen; sie galten wie 
jeder andere de populo 6 Mark. Man kann sie daher dem un- 
freien Rittertum der deutschen Ministerialen nicht gleichsetzen. 
Eine so niedere Bewertung hätte aber der Bedeutung der 
kleinpolnischen Schulzen nicht entsprochen. Hatte man doch 
für diese bereits die feudalen Schulzengerichte geschaffen, die 
sie aus der Menge der Kmeten deutlich heraushoben (Kutrzeba 
a.a. O. S. 63). War doch ihre Stellung bei den armen Edlen 
und Wlodyken so begehrt, daß die kleinpolnischen Statuten 
Kasimirs die Scholtisei ausdrücklich für „nicht standesgemäß“ 
(indecens) erklären mußten, cum officium scultetorum semper 
servile exsistat (Hube LIX). So war es denn ganz folgerichtig, 
wenn auf der sozialen Stufenleiter die Schulzen und die von 
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ihnen als Begleiter oder Ersatzmänner gestellten Kmeten, die 
wie die Edlen geharnischt zu Rosse dienten, zwischen den Halb- 
adel und die gewöhnlichen Bauern traten. 

Theoretisch dürfte diese Besserstellung auch noch den 
kleinpolnischen fictaticii zugute gekommen sein. Ob das aber 
in der zweiten Hälfte des 14. Jahrhunderts praktisch noch 
irgendwie von Belang war, kann man bezweifeln. Dem groß- 
polnischen Statut ist der reisige famulus noch bekannt. Wenn 
ein solcher bei Verteidigung seines Herrn mit Schwert oder 
Dolch jemanden tötet oder verwundet, so haftet der Herr für 
den entstandenen Schaden (Hube XXVI). Doch hat der 
Reisige keinerlei besondere Stellung. Die großpolnische Wer- 
geldordnung kennt nur milites und cmethones. Die Kluft 
zwischen Edlen und Bauern ist nicht durch Zwischenstufen 
überbrückt. Die Lage des Kmeten ist in Großpolen der des 
obnoxius sehr genähert. Vom Wergelde fällt nur eine Hälfte 
an die Hinterbliebenen; die andere gehört dem bezw. den 
Herren, auf dessen bezw. deren Gütern der Getötete und der 
Totschläger ihren Wohnsitz hatten. Doch bedeutet das Wort 
cmetho immer noch eigentlich einen Freien. In einer Urkunde 
von 1358 (Cod. dipl. Maj. Pol. Nr. 1369) spricht Kasimir 
ausdrücklich von den cmethones vel rustici liberi, non servi, tam 
ducales quam ecclesiae Posnaniensis und wiederholt dann, was 
das großpolnische Statut über die Freizügigkeit der Kmeten 
verfügt (Hube XXXIV). In Kleinpolen erhält die Sippe des 
Getöteten volle 6 Mark; der Rest geht an die Castellanei bezw. 
den Herrn. 

Allmählich wurde die kleinpolnische Wergeldordnung auch 
für die anderen Landesteile maßgebend; so stieg die Bewertung 
des Szlachcicen mit der Zeit auch dort auf 60 Mark. Schließlich 
schienen sogar 120 Mark angemessen (vgl. Kutrzeba in den Abh. 
d. Krak. Ak. hist.-philos. Kl. Bd.50, S. 134 f.). 


Slavisch-keltische Beziehungen. 


Im „Archiv fürslavische Philologie (1911) behauptet 
Sachmatov, die Venedae des Ptolemäus, Plinius, Tacitus seien 
nicht Slaven, sondern Kelten gewesen, die von der Ostsee bis 
zu den Karpathen zwischen germanischen und slavischen Völker- 
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schaften saßen. Ihr Name, ein keltisches Wort, sei in den Ge- 
brauch der Deutschen und Finnen übergegangen und sei ge- 
wissermaßen an der Landschaft hängen geblieben. 

Das Vorkommen keltischer Ortsnamen in jenen Gegenden, 
besonders aber der Vergleich der Venedae mit den Venetes Ober- 
italiens und den Veneti der Bretagne legen dem russischen Ge- 
lehrten diese Vermutung besonders nahe. Die nach seiner An- 
sicht in Bayern häufigen Ortsnamen, die mit Windisch- zu- 
sammengesetzt sind, deutet er als Zeichen keltischen Ursprungs. 

Tatsächlich sind diese Namen bei weitem häufiger in Steier- 
mark, Kärnten, Osttirol, wo ehemals jene Slaven wohnten, die 
der dortige Deutsche noch heute als „Winden“ bezeichnet. 
Die bayrischen Ortsnamen, die mit Windisch- zusammengesetzt 
sind, gehen wohl restlos auf ehemalige Ansiedlungen von Main- 
franken zurück. Als die betreffenden Orte entstanden, war von 
den Kelten Süddeutschlands keine Rede mehr. Übrigens be- 
gegnen wir der Bezeichnung „Wenden, Winden“ bei den Deut- 
schen nur bezüglich der Slaven, die zwischen Ostsee, Elbe, Saale, 
Erzgebirge und Oder wohnten, sowie der Ostalpenslaven. Der 
Name „Wenden“ hat wohl eine ähnliche Geschichte wie der 
der „Welschen“. Ursprünglich vielleicht keltische Bezeichnung 
eines Slavenstammes, etwa der Slovenen, wurde er von den 
Deutschen übernommen und auf diejenigen Stämme ausge- 
dehnt, mit denen sie zuerst in engere Berührung kamen. Die 
Slovenen empfinden die Bezeichnung ,,Winden“ als kränkend. 

Sachmatovs Antipode ist Kętrzyński (Abh. d. Krak. 
Akad. hist.-philos. Kl. Bd. 41, S. 185 ff.), der überall Slaven 
sieht: Burguntae (eigentlich Buguntae = Buzany), Semnones 
= Ziemianie, Marcomanni = Morawianie! Venedae ist für ihn 
ein Name der Ostslaven. Wie eben ausgeführt, widerspricht 
das dem heutigen und mittelalterlichen Sprachgebrauch aufs 
schärfste. Zum besseren Verständnis muß man daher hinzu- 
fügen, daß Kętrzyński die ehemaligen Westslaven in den Suevi 
des Tacitus sucht. Im Lande zwischen Rhein und Elbe glaubt 
er die einstigen Wohnsitze dieser Westslaven zu entdecken 
(vgl. seine Schrift „O Słowianach mieszkających niegdyś między 
Renem a Labẹ, Sale i czeską granicę“‘). Da ist es denn nicht 
verwunderlich, daß er auch in den Bojern Böhmenś nicht 
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wie alle andern Forscher Kelten, sondern bereits Czechen 
sieht. 

So grotesk sind Sachmatovs Behauptungen bei weiten 
nicht; doch seine etymologischen Vermutungen sind immerhin 
auch überraschend: 

bojar = kelt. bo-airech (Kuh-Herr), mit Angleichung an 
boj und bolji. 

Den slavischen Namen der Deutschen leitet er weder von 
slavisch HBMB (nem = stumm) her, noch von den südrheini- 
schen Nemetes; sondern von kelt. nemet- (Edle), einst vielleicht 
einem keltischen Stamme am Niemen (!). Da erscheint doch 
die ältere Annahme wahrscheinlicher. Auch der Slavist Janko 
(„Wörter und Sachen“. I. 1909. S. 94—109) leitet WBMbIlb 
(poln. Niemiec) wie Nestor von HBMb (něm) her, das er mit 
„fremd‘‘ übersetzt. 


Bericht über eine Sprachforschungsreise in 
Rußland. 


Von Robert Pelissier. 


Eine linguistisch-ethnographische Forschungsreise führte 
mich vom 4. Oktober 1911 bis Dezember 1912 nach Rußland. 
Ich hatte mir die Aufgabe gestellt, die gegenwärtigen sprach- 
lichen Beeinflussungen von russischen, finnisch-ugrischen und 
turko-tatarischen Stämmen zu studieren sowie das Zusammen- 
leben dieser drei Rassen zu beobachten. Die Besiedelungs- 
geschichte Rußlands mit Hilfe von Zeugnissen der lebenden 
Sprachen und der Ortsnamen zu erforschen, soll das letzte Ziel 
meiner sprachwissenschaftlichen Arbeit sein. 

In erster Linie mußte ich die Grundlage legen zur Erlernung 
dieser Sprachen, mit denen ich bei jener historischen Forschung . 
zu operieren habe. Außerdem erstreckten sich meine Studien 
auf die Beobachtung des Prozesses der Russifizierung der soge- 
nannten „Inorodcey“. Unter dem Namen Inorodcy (Fremd- 
stämmler) werden in Rußland, neben andern hier nicht in Be- 
tracht kommenden Völkern, sowohl diejenigen finnisch-ugrischer 
wie turko-tatarischer Abkunft zusammengefaßt. Erstere be- 
wohnen als Verwandte der Ostseefinnen und Ungarn in drei 
großen Gruppen teils die osteuropäische, teils die westsibirische 
Tiefebene und den Ural. Es sind dies: 1. die ugrische Gruppe 
der Wogulen und Ostjaken auf dem nördlichen Ural und in 
Westsibirien, 2. die permische der Syrjänen nebst den nah- 
verwandten Permjaken einerseits und den Wotjaken andrer- 
seits in NordostruBland, und 3. die Gruppe der Wolga- 
finnen, zu denen Tscheremissen und Mordvinen gehören, 
um den Mittellauf der Wolga. Von den nicht minder zahlreichen 
türkischen Stämmen Rußlands sind es in erster Linie die Ta- 
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taren, deren Sprache ich sowohl um ihrer selbst willen als zur 
Erforschung ihrer Beziehungen zu den finnisch-ugrischen Völ- 
kern erlernen mußte. Dabei beschäftigte ich mich besonders 
mit den verhältnismäßig rein türkischen Mundarten der Dorf- 
tataren. 

Zur Erreichung meiner Zwecke wandte ich mich überhaupt 
fast ausschließlich der Landbevölkerung dieser drei Rassen zu. 
Ich lebte daher auf den Dörfern mitten unter der Bevölkerung, 
um ein Bild von der Eigenart der jeweiligen Stämme in ihrer < 
gesamten Lebensführung und Arbeitstätigkeit zu erhalten. Bei 
der Aufnahme des sprachlichen Materials bediente ich mich 
folgender Methode. Da ich ein Hauptmittel zur Erreichung 
meines Zieles in Aneignung und Studium der gewöhnlichen 
Umgangssprache erblicken mußte, so war es selbstverständlich, 
daß ich meinen Aufenthalt grundsätzlich in allerengstem An- 
schluß an die Hausbewohner wählte. Ich habe dabei den Weg 
eingeschlagen, sämtliche Gegenstände meiner nächsten Um- 
gebung in sprachlicher wie sachlicher Beziehung genau kennen 
zu lernen. Daran schloß sich von selbst die Aufnahme von 
Gesprächen, Orts- und Flurnamen, Überlieferungen verschiede- 
ner Art und Proben von Volksliteratur. 

Zunächst wollte ich mich mit einem nordostrussischen 
Dialekt einerseits und finnisch-ugrischen Sprachen der permi- 
schen Gruppe andererseits bekanntmachen und wählte daher 
als Arbeitsfeld das Gouvernement Vjatka. Über die dortigen 
Verhältnisse hatte ich mich bei einem mir befreundeten russi- 
schen Dozenten, der aus dieser Provinz stammte, vorläufig 
orientiert, welche Beziehungen mir bei Auswahl meines ersten 
Aufenthaltsortes von erheblichem Nutzen waren. 

Besondere Gründe führten mich am 1. Oktober 1911 zuerst 
nach Livland und Kurland. Nach mehrwöchentlichem Auf- 
enthalt dort fuhr ich über Riga nach Petersburg. Hier beriet 
ich mich mit den Akademikern Radloff und Sachmatov über 
die Anlage meiner Reise. Am 41. November traf ich in Vjatka 
ein, wo mir die nötigen Empfehlungen und Legitimationen der 
Behörden ausgestellt wurden, und begab mich dann nach dem 
nicht weit von Glazov gelegenen Kirchdorf Ponino, dem Zentrum 
der Glazovschen Wotjaken. Hier blieb ich vier Wochen 
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zwecks Erlernung des Wotjakischen und zum Studium des 
russischen Dialekts. Ich bediente mich eines analphabeten 
Wotjaken als Sprachmeister, dessen Russisch auch für das 
Studium des Prozesses der Russifizierung seines Volksstammes 
belehrend war. Bei Exkursionen in die Umgegend nahm ich 
im Phonographen Sprachproben des Wotjakischen auf. Durch 
den Besuch von Spinnstuben und andern geselligen Zusammen- 
künften der wotjakischen Jugend gewann ich Einblick in Sitten 
und Gebräuche. 

Um die Mundarten der russischen Bevölkerung des benach- 
barten Kamatals zu erforschen, das Zusammenleben und die 
gegenseitigen Beziehungen zwischen den dortigen Russen und 
Permjaken zu beobachten sowie um das Permjakische zu stu- 
dieren, begab ich mich Anfang Dezember nach Norden in die 
volost’ (Bezirk) Afanasevo. Hier lebte ich etwa vierzehn Tage 
in der Familie eines russifizierten permjakischen Bauern. 
Neben der Aufnahme von phonetischem, lexikalischem und 
phraseologischem Material für meine russischen Dialektstudien 
sammelte ich auch Proben der hier aussterbenden permjakischen 
Sprache in Form von Märchen, Liedern und Gesprächen, die 
ich auch in den Phonographen sprechen und singen ließ. 

Darauf fuhr ich das Kamatal abwärts in den Biserov- 
schen Kreis, wo ich bei einer russischen Bauernfamilie in einem 
entlegenen Seitentalder Kama vier Wochen lebte. Hier setzteich 
meine Erforschung des mit dem Afanasevoer übereinstimmen- 
den russischen Dialektes in der genannten Weise fort und 
sammelte Märchen und Lieder, letztere teilweise wieder mit 
dem Phonographen. Auf Jagdgängen, durch Teilnahme an der 
Arbeit und den Trinkgelagen der Bauern sowie durch Umgang 
mit der dortigen Intelligenz, deren gesellige Zusammenkünite 
ich besuchte, bemühte ich mich, die wirtschaftlichen Lebens- 
bedingungen und den Kulturstand aller Bevölkerungsschichten 
möglichst genau kennen zu lernen. 

In dieser Gegend wird nur russisch gesprochen. An eine 
nichtrussische Unterschicht, vermutlich Permjaken und Tschu- 
den !), erinnern, außer manchen Traditionen, höchstens noch 
einzelne Züge im Typus der Bevölkerung. 


1) Über Rasse und Sprache der Tschuden lassen sich nach dem 
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Von dort fuhr ich Mitte Januar in das Gebiet von Kai, das 
durch einen fast hundert Werst breiten, kaum bewohnten 
Urwaldstreifen von meinem bisherigen Wohnsitz getrennt ist. 
Nach einigen Kreuz- und Querfahrten, wobei die Bevölkerung 
eine durchaus ablehnende Haltung einnahm, gelang es mir 
endlich, Quartier bei einer armen russischen Bauernfamilie zu 
finden. In diesem am Rande des Urwaldgebietes gelegenen 
Dorfe im äußersten Norden des Gouvernements Vjatka lernte 
ich eine neue Schattierung der von mir bisher erforschten russi- 
schen Mundart kennen, die ich ebenfalls in der genannten 
Weise aufnahm. Das enge Zusammenleben mit der Bevölkerung, 
an deren ‚„‚maslenica‘‘ (Fastnachtsfeier) ich teilnahm, das Kam- 
pieren bei den Holzfällern in deren Erdhütten im Urwald und 
andere Streifzüge verschafften mir sprachliches und folkloristi- 
sches Material. Auch gewann ich hierbei mehr und mehr Ein- 
blick in die primitive Wirtschaft dieser Bauern und lernte ihren 
Charakter und ihre Vorstellungswelt genauer kennen. Ferner 
sammelte ich der historischen Forschung dienendes Material in 
Gestalt von Lokaltraditionen, namentlich die tschudischen 
Autochthonen betreffend, Orts- und Flurnamen, und verschaffte 
mir die amtlichen Verzeichnisse der Hofbesitzer, um auch an 
der Hand von Familiennamen die Besiedelungsgeschichte dieser 
Gegend studieren zu können. 

Mitte März verließ ich die Kaischen Dörfer und kehrte nach 
Ponino zurück. Nach der nötigen Equipierung begab ich mich 
in die Waldkolonien an der Grenze des Gouvernements Vjatka 
und Perm, unweit der Gegenden, in denen ich im Winter gear- 
beitet hatte. 

Hier haben sich, durch Holzmangel aus ihrer Heimat ver- 
trieben, Russen, Tataren, Wotjaken und Besermanen (ein 
wotjakisch sprechender Stamm tatarischer Abkunft) aus dem 
Gouvernement Vjatka angesiedelt. Unter diesen Kolonisten 
setzte ich meine Sprachforschungen fort und nahm besonders 
das Tatarische in Angriff, das mir hier zum ersten Male begegnete. 
Außerdem lernte ich hier auch 'die Starovéry (Anhänger 


heutigen Stande der Forschung nur Vermutungen anstellen. In den von 
mir besuchten Gegenden wurden sie von den Russen und teilweise auch 
von den Permjaken als fremdrassige Autochthonen bezeichnet. 
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der altgläubigen Lehre) permjakischer Abkunft kennen, die 
hier neben den aus dem Kamatal zugewanderten Permjaken 
das alteingesessene Bevölkerungselement repräsentieren. Trotz 
der feindseligen Haltung dieser fanatischen Schismatiker, die 
meine Arbeit auf jede Weise zu hindern suchten und mir die 
ganze Zeit über nach dem Leben trachteten, gelang es mir, 
folgendes Material zu gewinnen: bei Permjaken, Wotjaken und 
Besermanen nur Lexikalisches, Phraseologisches und Gram- 
matikalisches, bei den Tataren dagegen außerdem Lieder, Ge- 
spräche und Erzählungen, die ich auch nebst muhammedanischen 
Gebeten in den Phonographen aufnahm. Von Interesse war 
auch die Bekanntschaft mit der Familie eines altgläubigen 
Popen. Der Sohn desselben ließ sich überreden, mir sogar geist- 
liche Lieder dieser schwer zugänglichen Schismatiker in Gestalt 
von Tropari und einer Stichira in den Phonographen zu singen. 
Während meines Aufenthaltes in diesen Waldniederlassungen 
lernte ich alle Stadien der Besiedelung kennen, von dem eben 
erst eingetroffenen Neusiedler, der sein neues Heim mit dem 
Schlagen des Ofens aus Lehm béginnt, bis zu der vollentwickel- 
ten landesüblichen Wirtschaft der alteingesessenen Bevölkerung. 

Was die Trachten anbetrifft, so tragen Russen, Wotjaken 
und Permjaken die in Nordostrußland gewöhnliche Bauern- 
kleidung, wobei sie sich wenig voneinander unterscheiden. Die 
Tataren dagegen tragen ihre besondere Nationaltracht, während 
die Besermanen nur noch im Kopfschmuck der Frauen eine 
‚Eigenart zeigen. 

Mitte April unternahm ich einen mehrwöchentlichen Ritt 
durch permjakische und russische Dörfer der Bezirke Solikamsk 
und Tscherdyn des Gouvernements Perm. Zweck des Unterneh- 
mens war, mich mit zwei andern permjakischen Mundarten, den 
an der Iuva und Kosa gesprochenen, bekanntzumachen durch 
Aufnahme von Grammatikalischem, Lexikalischem und wenn 
möglich von Texten, und festzustellen, wodurch sich diese Dia- 
lekte von dem mir bisher bekannten Kama-Permjakisch unter- 
scheiden. Daneben sammelte ich auch einige Sprachproben 
aus dem Dialekt der russischen Bevölkerung, welche diese 
beiden permjakischen Stämme trennt, und Material zur Erfor- 
schung der Besiedelungsgeschichte dieser an die Kaische Land- 
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schaft grenzenden Gegend, in der oben genannten Weise. Meine 
Aufzeichnungen der Traditionen über die Tschuden konnte ich 
bei dieser Gelegenheit nicht unerheblich bereichern. 

Auch hier hatte ich, Schritt für Schritt, mit einer miß- 
trauischen, feindseligen, auf niederer Kulturstufe stehenden 
Bevölkerung zu kämpfen. Es hatte sich über meine Persönlich- 
keit sogar die Legende gebildet, daß ich der Antichrist sei, der 
gekommen ist, die Kirche zu zerstören und die Kinder durch 
den bösen Blick zu töten. Selbst meine behördlichen Legitima- 
tionen blieben hier ohne Wirkung, da es vorkam, daß niemand 
außer den Schulkindern lesen konnte. Diese feindselige Stim- 
mung gipfelte in einem wohlvorbereiteten Überfall der perm- 
jakischen Bevölkerung des Dorfes Sintamovy. 

Dafür hatte ich eine in Anbetracht der kurzen Zeit reiche 
Ausbeute von Sprachproben wenig bekannter permjakischer 
Mundarten gemacht und einen Einblick in einen der verlassen- 
sten Winkel Rußlands getan. 

Infolge der Abgeschlossenheit von europäischer Zivilisation 
hat sich hier eine Kulturstufe erhalten, wie sie in Deutschland 
etwa zu Anfang des Mittelalters bestand. Merkwürdig war das 
Bild permjakischer Nonnen, die ganz ohne männliche Beihilfe 
mit Feuerrodung dem Urwald Ackerland abgewannen. Diese 
primitivste Form der Bodenkultur ist hier überhaupt die Regel. 

Dasin Nordostrußland übliche Blockhaus aus roh behauenen 
Balken zeigt hier besonders ursprüngliche Formen. Es sind 
dies die wenigen, auffallend kleinen, durch hölzerne Schieber 
von innen verschließbaren Fenster und der Schmuck der Dach- 
first. Diese, ochlopen genannt, besteht aus einem mit der 
Wurzel aus dem Boden gerissenen Fichtenstamm, dessen 
Wurzelende zu allerlei seltsamem Bildwerk in Gestalt von Tier- 
köpfen — z. B. ein bellender Hund, ein Pferdekopf, eine 
Schlange, eine Taube — ausgearbeitet wird. Zu solchen Heim- 
stätten paßt sehr wohl der Gespensterglaube, in welchem die 
Bewohner noch heute stark befangen sind. Auch in der Frauen- 
tracht hat sich hier das Altertümliche in dem altrussischen 
kokoSnik (Kopfschmuck) erhalten, der bei Russen und 
Permjaken verschiedene Formen zeigt. Auch fehlt hier nicht 


die nur in diesen entlegenen Gegenden Nordostrußlands er- 
N 


Bericht iiber eine Sprachforschungsreise in RuBland. 193 


haltene Mutovka (Quirlmühle). Stellenweise ist sogar noch 
die Handmühle in Gebrauch. 

Die von mir auf der bisherigen Reise erforschten permjaki- 
schen Mundarten unterscheiden sich voneinander, soweit sich 
dies vor einer völligen Aufarbeitung des in der kurzen Frist 
gesammelten Materials überhaupt beurteilen läßt, auf phoneti- 
schem und lexikalischem Gebiet. Das Gesamtbild der Bevölke- 
rung in dem in Rede stehenden Landstrich läßt sich auffassen als 
ein breiter, eingeschobener Keil russischer Siedelungen zwischen 
die nördlich hinter der Kosa und südlich an der Inva sitzenden 
Permjaken. Während diese Russen ehemalige Kronsbauern 
sind, die freiwillig eingewandert waren, gibt es außerdem unter 
den Inva-Permjaken von Osten her vorgeschobene russische 
Inseln, die ihre Entstehung einer zwangsweisen Besiedlung 
durch die Grafen Stroganov verdanken. Im Gegensatze zu 
der im allgemeinen fortschreitenden Russifizierung der permjaki- 
schen Sprachinseln macht sich in einer solchen von Permjaken 
rings umschlossenen russischen Siedelung eine teilweise Perm- 
jakisierung geltend. 

Die Aufnahme des Materials erfolgte auf diesem Streifzuge 
nach denselben Gesichtspunkten wie bisher und wie auch auf 
dem ferneren Verlauf der ganzen Reise. Besonders hervorheben 
möchte ich nur, daß sich unter den hier gesammelten permjaki- 
schen Märchen auch solche befunden haben, die eine große 
Ähnlichkeit aufweisen mit unseren Märchen „Vom singenden 
Knochen‘ und ,,Mannche, Mannche timpe te“. 

An diesen Ritt schloß sich ein vierzehntägiger Aufenthalt 
bei den Tataren der bereits erwähnten Waldsiedelung, während- 
dessen ich Freud und Leid der Rodearbeit einermuhammedani- 
schen Familie im Urwald kennen lernte. Ich muß hierbei er- 
wähnen, daß die Tataren im Gegensatze zu den andern An- 
siedlern sich durch höhere Intelligenz, größere Menschenfreund- 
lichkeit und ein heiteres Wesen auszeichneten, welches sich beson- 
ders in der Freude am Liede, das mit dem Vogelgesange des 
Waldes wetteifert, betätigt. Der Zauber des Orients umfängt 
den Wanderer, wenn er nach erschöpfendem Marsch durch den 
unsagbaren Morast der Urwaldwege das Innere des tatarischen 
Blockhauses betritt, dessen Äußeres allerdings sehr wohl zu dem 
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wilden, nordischen Waldlande paßt. Buntgestickte Gebet- 
teppiche und Prunktücher, Türme von Kissen, blinkende Kult- 
krüge und Samovare, Teppiche und im Hintergrunde der bunte 
Vorhang versetzen ihn mit einem Schlage in „Tausend und eine 
Nacht“. Welch ein Unterschied gegen die kahle, schmucklose 
Stube der Permjaken und Russen! Mit Recht ist der auf 
seinem Polsterpfühle ruhende Tatar stolz gegenüber den andern 
diese Wälder bewohnenden Bauern, deren Lager der harte Fuß- 
boden und die polati (Pritsche unter der Decke) sind. 

Ehe ich von dieser Gegend Abschied nahm, begab ich mich 
zu Fuß auf Urwaldpfaden nach dem 60 Werst von hier im 
Gouvernement Perm gelegenen Kirchdorfe Sergievskoe, um dort 
die russische Pfingstfeier kennen zu lernen. 

Die Rückkehr nach Vjatka mit meinem Gepäck bereitete 
infolge der Frühlingsunwegsamkeit große Schwierigkeiten. Es 
mußte auf der ,,volokuSa‘‘, einem landesüblichen Gefährt, 
einer Art Schlammschlitten, befördert werden, während ich ritt. 

Die letzten Eindrücke, die ich von diesem nordostrussischen 
Waldlande mitnahm, waren: das Fest der ‚Zagov£nie‘“‘, mit 
den bunt geschmückten Volksgruppen und den ballspielenden 
Bauern auf den Wiesen und ein berittener permjakischer Hoch- 
zeitszug, der mir aus maigrünem Birkenwalde mit klingenden 
Glöckchen entgegentrabte. 

Von der Stadt Vjatka ging es dann auf dem Dampfer, die 
Vjatka und Kama abwärts, nach Kazan. 

Auf Rat des dortigen Dozenten für russische Sprache und 
Literatur, Professors Budde, wollte ich nunmehr das Studium 
der gegenseitigen sprachlichen Beziehungen zwischen Mordvinen 
und Russen im Gouvernement Tambov in Angriff nehmen. 

Die mehrwöchentliche unfreiwillige Muße, während der ich 
auf die nötigen Empfehlungsschreiben aus dem Ministerium 
des Innern warten mußte, wurde verwandt zunächst auf Vervoll- 
ständigung meiner Kenntnisse in der tatarischen Sprache, dies- 
mal mit Hilfe gebildeter Muhammedaner. 

Daran schloß sich eine Reise die Kama aufwärts nach Perm 
und von dort, über Ekaterinburg, nach den Goldminen des 
Nord-Ural, im Bezirk Verchoture. Von hier ritt ich mit einem 
tatarischen Führer über den Ural, von der asiatischen nach der 


Bericht über eine Sprachforschungsreise in Rußland. 195 


l l 
europäischen Seite. Nachtquartiere unter den mächtigen 
Zedern des Urwalds wechselten ab mit einer Unterkunft in den 
Jurten der Wogulen. 

Die Vischera abwärts gelangte ich zunächst auf einem 
Einbaum ähnlichen Boote, dann durch die Güte des Fürsten 
Lvov auf dessen Dampfer nach Cerdyn. 

Hier besuchte ich die ehemaligeHauptburg von Groß-Perm, 
Iskor und Nyryb, wo man den Bojaren Romanow hatte ver- 
hungern lassen. Dabei konnte ich meine früheren permjakischen 
Studien durch Sammeln von Flurnamen erweitern. Nach Be- 
sichtigung der Museen von Čerdyń und Perm, die, ebenso 
wie das Ekaterinburgsche Museum, reiche Tschuden-Funde 
enthalten, ging es die Kama abwärts nach Kazań zurück, wo 
ich gleichzeitig mit den Petersburger Empfehlungsschreiben 
eintraf. 

Ende Juli fuhr ich die Volga aufwärts nach Nižnij-Novgorod, 
besuchte hier die große Messe und begab mich von dort über 
Pensa nach Tambov. 

Um einen rein russischen Dialekt des Gouvernements 
Tambov kennen zu lernen, nahm ich zunächst die zu der süd- 
groBrussischen Dialektgruppe gehörige Mundart des Bezirks 
Sack in Angriff. Wie im Winter lebte ich ausschließlich bei 
den Bauern, die Nächte wegen des Ungeziefers auf dem Heu- 
boden oder der Tenne zubringend. Da die hiesigen Bauern in 
groer Menge, meist als Zimmerleute, jährlich nach Moskau 
gehen, macht sich hier der nivellierende Einfluß der Moskauer 
Umgangssprache insoweit geltend, als die dialektischen Eigen- 
tümlichkeiten allmählich verwischt werden. So begab ich mich 
denn über die Cna in den Bezirk Spask, wo ich zu gleicher Zeit 
in ein neues Sprach- und Trachtengebiet gelangte. Man sprach 
in dem Dorfe, in dem ich nun vierzehn Tage Aufenthalt nahm, 
einen sehr extremen, nord groBrussische Eigentümlichkeiten 
aufweisenden Dialekt. Hier ist die Frauentracht reich und 
bunt. Im Gegensatze zu der mißtrauischen, rohen nordrussi- 
schen Bevölkerung waren die russischen Bauern des Gouverne- 
ments Tambov zutraulich und von milderen Sitten. Auch im 
Temperament stachen sie durch größere Lebhaftigkeit von der 
würdevollen Ruhe der vjatkischen und permischen Russen ab. 

13* 
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Ebenso zeigt sich die höhere Zivilisation der Weiber in größerer 
Gewecktheit und geringerem Alkoholgenusse gegenüber den 
trunkfesten Nordrussinnen. Auch hier bestanden meine Auf- 
nahmen in direkter Niederschrift von Teilen der Gespräche 
meiner Umgebung, in Aufzeichnungen von Märchen, Liedern, 
Hochzeitsschilderungen, Reminiszenzen aus der Zeit der Leib- 
eigenschaft und von Schilderungen landwirtschaftlicher Ar- 
beiten. 

Neue Bilder in bezug auf Trachten und Dialekt bot der 
Nachbarkreis Bokovoi Maidan. Hier hat sich die südgroß- 
russische Mundart etwas reiner erhalten als westlich der Cna. 

Nun wandte ich mich dem MokSa-Mordvinischen zu. 
Zu diesem Zwecke ließ ich mich in dem etwa 10 Werst nördlich 
von Bokovoi Maidan gelegenen großen mordvinischen Kirch- 
dorfe Anaevo nieder, wo ich vier Wochen bis gegen Ende Sep- 
tember blieb. Im Unterricht in dieser mir ganz neuen finnisch- 
ugrischen Sprache, den mir der dortige Dorfschullehrer, ein 
geborener Mordvine, erteilte, schärfte sich mein Ohr für die 
Feinheiten der fremdartigen mordvinischen Aussprache. In 
Ergänzung des theoretischen Sprachbetriebs machte ich mit 
dem Lehrer Rundgänge in die mordvinischen Bauernhöfe, wo 
ich mich in Unterhaltung mit den Bauern in ihrer Sprache übte. 

Ende September verließ ich Anaevo, um die bisher uner- 
forschte mok3a-mordvinische Mundart des abgelegenen, durch 
einen etwa 40 Werst breiten Waldgürtel getrennten Temnikov- 
schen Bezirks zu studieren. In einem der nächsten Dörfer 
mietete ich zwei mordvinische Bauern, den einen als Fuhrmann, 
den andern als Dolmetscher, und fuhr die mordvinischen, 
russischen und tatarischen Dörfer des Temnikovschen Bezirks 
ab, um eine Gegend zu finden, in der ich das Zusammenleben 
von Mordvinen, Tataren und Russen beobachten konnte. Eine 
solche fand sich um das Dorf Sukätelmä. 

In diesen mordvinischen Dörfern war die Aufnahme dank 
meiner Begleiter, die fast überall Verwandte hatten, eine sehr 
freundliche. Trotzdem bildete sich auch hier unter der Be- 
völkerung die Anschauung, daß ich der Antichrist sei. In diesen 
mordvinischen Dörfern sammelte ich wieder Märchen, Lieder, 
Rätsel und andere Sprachproben sowie Reminiszenzen aus der 
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heidnischen Zeit, Überlieferungen über Pugadev und die 
Nogai-Tataren, Schilderung von Feldarbeiten, Redewendungen, 
Gerätbezeichnungen, Kochrezepte. 

Nach dem Besuch des berühmten Sarovschen Klosters, in 
dem ich dank des Empfehlungsschreibens des Bischofs von 
Tambov liebenswürdige Aufnahme fand und Gelegenheit hatte, 
mir ein Bild vom modernen russischen Klosterleben zu machen, 
sah ich mir eine russische Hochzeit mit all ihren eigen- 
artigen Gebräuchen an und nahm Quartier in dem erwähnten 
mordvinischen Dorfe SukStelma. Hier traf ich die Mord- 
vinen beim Feiern des großen Herbstfestes Pokrov. Lieder und 
Märchen konnte ich auch hier im größeren Umfange sammeln. 

Das Schauspiel einer mordvinischen Hochzeit, an 
der ich teilnahm, mit ihren eigenartigen wilden Spottgesängen 
auf die Braut und einer noch hierbei bewahrten heidnischen 
Zeremonie vervollständigte das Bild von dem Kulturzustande 
dieses finnisch-ugrischen Volkes, bei dem der Brautraub sich 
noch in einer gewissen Form erhalten hat. 

Die oben erwähnten Spottlieder sowie die Zauberformeln, 
die mir eine mordvinische Zauberin verriet (ich hatte sie zur 
Kur einer Wunde zu Rate gezogen), gehören zu dem Wert- 
vollsten, was ich unter diesem Volke gesammelt habe. 

Dagegen ist es mir nicht gelungen, eine Wirkung des Mord- 
vinischen auf das Russische festzustellen, während umgekehrt 
das zahlreiche Vorkommen russischer Lehnworte im Mordvini- 
schen das letztere Volk als das empfangende erkennen läßt. 
Während die mordvinischen Frauen oft fast kein Wort Russisch 
sprechen, beherrschen es die Männer durchaus, manche auch 
das Tatarische. Ebenso finden sich russische Bauern, die ta- 
tarisch oder mordvinisch, und Tataren, die mordvinisch neben 
dem Russischen, das ihnen stets geläufig ist, sprechen. Mord- 
vinen, Russen und Tataren leben im übrigen hier ein jeder für 
sich. Mischungen sind sehr selten, Tracht und Religion sind 
unüberwindliche Hindernisse. 

Um nun mehr auch die Beziehungen zwischen Russen und 
Tataren näher kennen zu lernen, sowie gleichzeitig meine tatari- 
schen Studien fortzusetzen, siedelte ich mich auf vierzehn Tage 
in Karaevo an, einem Dorfe, das je zur Hälfte aus Tataren und 
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Russen besteht, die schon seit ältesten Zeiten hier zusammen- 
leben. Nur durch Hilfe des Ispravnik gelang es mir, Aufnahme 
bei den schwer zugänglichen Muhammedanern zu finden. Inder 
freundlichen, sehr intelligenten Familie, bei der ich hier wohnte, 
konnte ich aufs neue den wohltätigen Kontrast wahrnehmen 
zwischen der peinlichen Sauberkeit und geschmackvollen, fast 
luxuriösen Einrichtung der tatarischen Behausung und den 
unsagbar schmutzigen mordvinischen oder den ungemütlichen 
russischen Bauernstuben. 

In verhältnismäßig kurzer Zeit verschaffte ich mir ein 
reiches Material zum Studium des hier herrschenden Misar- 
Tatarischen. Bereitwillig erzählte man mir ausführlich von 
den muhammedanischen Gebräuchen bei Hochzeit, Geburt, 
Namengebung, Beschneidung und Bestattung, von den Ar- 
beiten der Männer und Weiber im landwirtschaftlichen und 
häuslichen Betrieb. 

Bei einer Umfahrt mit meinem Hauswirt zu dessen Ver- 
wandten in andern tatarischen Dörfern, gelang es mir, diese 
Aufzeichnungen zu vervollständigen durch in demselben Dialekt 
erzählte Lokaltraditionen, auch Überlieferungen, von Greisen 
mitgeteilt, betreffend Tataren-Khane, die hier vor den Russen 
geherrscht haben und die hier, mit ihren lebendig begrabenen 
Pferden, bestattet liegen. 

Wie bei den Mordvinen läßt sich auch für die Tataren aus 
der großen Zahl russischer Lehnworte ein starker Einfluß der 
Russen nachweisen. Für das umgekehrte Verhältnis, die Ein- 
wirkung des Tatarischen auf das Russische, haben sich vor- 
läufig keine Beweise erbringen lassen dank dem spärlichen Ma- 
terial, welches nur mit Mühe den widerspenstigen Russen dieses 
Dorfes entrungen werden konnte. 

Die Tataren nehmen im russischen Bauernstand eine 
geachtete Stellung ein. Über die Mordvinen fühlen sie sich in 
ihrer muhammedanischen Kultur erhaben. Dieanmutigen tatari- 
schen Lieder, die mir von jungen Muhammedanerinnen in Karaevo 
vorgesungen wurden, klangen mir noch lange in den Ohren. 

Ende Oktober nahm ich vom MokSatal Abschied und 
kehrte über Anaevo nach Kazan zurück. 

Von hier fuhr ich im Schlitten, größtenteils auf der alten 
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sibirischen HeerstraBe, durch die tatarischen und votjakischen 
Dörfer der Gouvernements Kazah und Vjatka in ununter- 
brochener Fahrt nach Ponino, wo ich am sechsten Tage eintraf. 

Dann setzte ich meine Rückreise fort über Vjatka und 
Petersburg nach Helsingfors. Hier fand ich bei den finnischen 
Gelehrten meines Fachs eine sehr liebenswürdige Aufnahme. 
Dies war die letzte Reisestation, dann ging es nach Deutschland 
zurück. 

Die wissenschaftlichen Probleme, wie sie sich aus meiner 
linguistischen Forschung ergeben, lassen sich erst dann voll 
erkennen, wenn das gesamte Material dieser Reise aufgearbeitet 
sein wird. Besondere Schwierigkeiten für die gestellte Aufgabe 
bestanden darin, daß neben der Erlernung sämtlicher in Betracht 
kommender Sprachen, außer Russisch, in fast jeder Gegend das 
. Verbreitungs- und Berührungsgebiet der verschiedenen Sprachen 
und Dialekte meist nur auf gut Glück aufgesucht werden konnte, 
da niemand genügend orientiert war, um mit Sicherheit die 
Besiedelungsverhältnisse angeben zu können. Dazu kommt 
noch der passive und aktive Widerstand der Bevölkerung in 
zahlreichen Fällen und der Umstand, daß die eigentliche For- 
schungstätigkeit zusammenfallen mußte mit den täglichen An- 
forderungen höchster körperlicher Anstrengung bei meist ganz 
minderwertiger Ernährung. Wenn es mir trotzdem gelungen 
sein sollte, einige Ergebnisse zu verzeichnen, so habe ich dies 
nicht zum wenigsten der überaus wohlwollenden und tatkräfti- 
gen Unterstützung der Behörden wie der Geistlichkeit zu ver- 
danken, welche mir auch stets eine freundliche Aufnahme be- 
reitet haben. 

Endlich fühle ich mich auch zu besonderem Danke ver- 
pflichtet gegen die Petersburger Akademiker, die Herren Pro- 
fessoren Radloff und Sachmatov, deren Ratschläge für meine 
Arbeit entscheidend waren. 


Rußland an der Donau und die Entstehung 
der Provinz Bessarabien. 


(L. A. Kasso, Rossija na Duna& i obrazovanie Bessarabskoj- 
oblasti, Moskau 1913, 230 S.) 


Von Hans Uebersberger. 


Unter diesem Titel hat der gegenwärtige russische Unter- 
richtsminister vor einigen Monaten eine inhaltsreiche Studie 
veröffentlicht, die dem Andenken seines Lehrers Albert Sorel 
gewidmet ist. Wer wie der Referent sich lange Jahre bemüht 
hat, die Literatur über Rußlands Politik in der orientalischen 
Frage zu sammeln, darf vielleicht mit einiger Berechtigung 
seine Verwunderung darüber äußern, daß von dem Verfasser 
die Literatur in einem Umfange herangezogen wurde, wie man 
dies nicht nur in russischen Arbeiten zur orientalischen Frage 
meist vermißt, sondern auch in nichtrussischen bisher kaum 
antreffen konnte. Die russischen Arbeiten auf diesem Gebiete 
leiden ja meist an einer souveränen Nichtbeachtung der nicht- 
russischen Literatur, die nichtrussischen an einer vollständigen 
Unkenntnis der reichen russischen Quellenveröffentlichungen 
und Darstellungen. Kasso aber hat die deutsche, rumänische, 
französische und englische Literatur in einem Ausmaße heran- 
gezogen, die für den Eingeweihten erstaunlich ist, handelt es 
sich doch oft um bibliographische Seltenheiten und Drucke 
der allerjüngsten Zeit. Durch die Fülle des literarischen Ballastes 
ist allerdings seine Studie keine leichte Lektüre geworden, 
aber der Historiker zieht aus ihr reiche Belehrung, wie es sonst 
bei Arbeiten über die orientalische Frage aus der letzten Zeit 
nicht zu häufig zu beobachten war. Auf dieser breiten Basis 
aufgebaut, ist seine Studie entgegen dem bescheidenen Titel 
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eine Geschichte der orientalischen Frage im Zeitraume von 
1806—1812. Wir besitzen zwar eine Geschichte des Krieges 
RuBlands mit der Tiirkei von 1806—1812 in 3 Banden von 
dem russischen Generalstabsoffizier Petrov, aber dieses Werk 
gehört einer früheren Zeit (1885—1887) an und ist wie die 
anderen Werke Petrovs auf diesem Gebiete vor allem eine 
Darstellung der militärischen Operationen. Wir besitzen im 
Tagebuche des General Graf Langeron (Hurumzaki Documente 
privitoare la Istoria Romänilos Supplement I/III, neuerdings seit 
1907 in der „Russkaja Starina“ in russischer Übersetzung abge- 
druckt), der auf russischer Seite mitgekämpft hat und ein feiner, 
unparteiischer Beobachter war, eine erstklassige Quelle für den 
Forscher. Auch hat Uljanickij wertvolle diplomatische Akten- 
stücke für diesen Teil der orientalischen Frage aus den Jahren 
1808—1813 in den Ctenija der Moskauer historischen Gesell- 
schaft (1901, 4. Band) veröffentlicht. Großfürst Nikolaj Michaj- 
lovit hat in seinem sechsbändigen Werke „Diplomatiteskij 
Snošenija Rossii i Francii po donesenijam poslov Imperatorov 
Aleksandra i Napoleona 1808—1812“, St. Pet. 1905/6 (auch 
französisch), den Forschern auf dem Gebiete der orientalischen 
Frage eine wahre Fundgrube eröffnet, während man bisher nur 
auf die an sich zwar gewiß vorzügliche Darstellung bei Vandal 
„Napoleon et Alexandre“ angewiesen war, die aber umsomehr den 
Wunsch nach der vollständigen Kenntnis der Berichte Caulain- 
courts auslöste. Wir besitzen endlich eine wertvolle Arbeit über 
die französische Politik in der Orientfrage jener Tage (E. Driault, 
La politique orientale de Napoléon 1806—1808), aber eine 
zusammenfassende, eingehende Darstellung dieses Zeitraumes 
der orientalischen Frage besaßen wir bisher nicht. Das ist 
zuerst von Kasso und, nehmen wir es gleich vorweg, mit Erfolg 
versucht worden. 

Die Absetzung der beiden Rußland genehmen Hospodare 
Alexander Murussi (der Moldau) und Konstantin Ipsilanti 
(der Walachei) durch die Pforte, was gegen die vertragsmäßige 
Vereinbarung mit Rußland verstieß, war die letzte Ursache 
des Ausbruches des russisch-türkischen Krieges im Jahre 1806. 
Er war nur der äußere Anlaß, denn die russischen Pläne gingen 
von allem Anfange an viel weiter als etwa die Herbeiführung 
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des früheren Zustandes in den Donaufürstentümern. Man glaubte 
sich in Petersburg nach Austerlitz jeder weiteren Rücksicht- 
nahme auf Österreich für entbunden und die Zeit für gekommen, 
den 1791 in Jassy gehemmten Siegeszug nach dem Bosporus 
auszudehnen. Die Donau als Grenze des russischen Reiches 
und das Protektorat über die südlich der Donau zu bildenden 
christlichen Staaten war der Inhalt eines Gutachtens, das der 
damalige Leiter von Rußlands Auslandspolitik Fürst Adam 
Czartoryski im Januar 1806 Kaiser Alexander vorlegte. An- 
gesichts dieser Pläne wäre die Nachgiebigkeit der Pforte gegen- 
über Rußlands Wünschen auf Wiedereinsetzung seiner Schütz- 
linge in der Moldau und Walachei, die der russische Gesandte 
Italinskij, dem Vertreter Napoleons, General Sebastiani, zum 
Trotz, der Pforte abgerungen hatte, für das Petersburger Kabinett 
fast eine Verlegenheit geworden, wenn diese Nachricht nicht 
zum Glück zu einer Zeit in Petersburg eingetroffen wäre, als 
die russischen Truppen schon längst den Befehl zum Über- 
schreiten der russisch-türkischen Grenze erhalten hatten. 
Allerdings so einfach war die militärische Seite doch nicht, 
als man es sich in Petersburg am grünen Tische zurechtgelegt 
hatte. Die Behauptung wichtiger Festungen am linken Donau- 
ufer durch die Türken, die Epidemien in der russischen Armee, 
endlich der schwere Kampf mit Napoleon und die dadurch 
hervorgerufene Notwendigkeit, auf Österreich doch einige 
Rücksicht zu nehmen, brachte es mit sich, daß Pozzo di Borgo 
im Juni 1807 Bedingungen RuBlands nach Konstantinopel 
brachte, die der Pforte die Donaufürstentümer zurückgegeben 
hätten. Rußland war damals bereit, sich mit der Anerkennung 
seines Protektorates über die Balkanchristen zufrieden zu geben. 
Aber Frankreich hinderte die Pforte am Friedensschlusse, 
um kurz darauf im Tilsiter Frieden dieselbe Pforte Rußland 
aufzuopfern. Allerdings, es war nicht die Absicht Napoleons, 
die Pforte wirklich preiszugeben; er hielt die Erhaltung der 
Pforte im Interesse der Sicherheit Frankreichs immer für not- 
wendig. Selbst den Besitz der Donaufürstentümer war er in 
seinem Innern nicht gesonnen, Rußland zu überlassen, wollte 
er doch lieber Österreich dort als Wächter gegen Rußlands 
Vordringen auf den Balkan sehen. Aber trotzdem hat Napoleon 
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durch die Verhinderung des Friedensschlusses im Juni 1807 
die Türkei schwer geschädigt und durch die dadurch not- 
wendige Fortführung des Krieges empfindlich ın ihrer Wider- 
standskraft für die Zukunft geschwächt. 

Zu Napoleons trotz Tilsit zweideutiger Haltung kam 
noch die Taktik der Phanarioten, die, mochten sie nun der 
französischen oder der russischen Partei angehören, doch in 
erster Linie darauf bedacht sein mußten, daß Rußland nicht 
diese Donaufürstentümer sich angliedere und ihnen die Haupt- 
quelle ihrer Bereicherung, ein paradiesisches Land für ihre 
Ausbeutung entziehe. Eben dieses Streben der Phanarioten 
hat Kasso in überzeugender Weise aus den Quellen zur Dar- 
stellung gebracht. Die geringen militärischen Fortschritte 
der Russen erleichterten Napoleon das zweideutige Spiel; 
gerade Ende 1809, als Bagration aus Mangel an Proviant 
wieder auf das linke Donauufer zurückkehren mußte, sprach 
Napoleon feierlich vor dem Corps législatif davon, daß er sich 
freue, daß sein Bundesgenosse, der russische Kaiser, neben 
Finnland und einen Teil von Galizien, die Moldau und Walachei, 
seinem Reiche einverleiben konnte. Der russische Mißerfolg 
war der Augenblick, in dem Napoleon so freigebig Alexander 
mit den beiden Donaufürstentümern beschenkte. Übrigens 
brachte auch der erfolgreiche Feldzug des Jahres 1810 unter der 
Führung des noch jugendlichen Kamenskij keine dauernden 
Errungenschaften, denn es galt nun mit Beginn des Jahres 
1811 einen Teil der russischen Streitkräfte vom türkischen 
Kriegsschauplatz zurückzuziehen, um sie für die immer näher- 
rückende Auseinandersetzung mit dem Bundesgenossen von 
Tilsit und Erfurt bereitzuhalten. Dadurch war auch die Tätig- 
keit des neuen Oberkommandierenden, Kutuzov, der nach 
dem Tode Kamenskijs den Oberbefehl der Donauarmee über- 
nahm, von vornherein vorgezeichnet. Es bleibt aber sein Ver- 
dienst, daß er die Lage am Beginne seiner Tätigkeit richtig 
einschätzte und seine Hauptaufgabe darin sah, durch geschickte 
Verhandlungen zu einem erträglichen Frieden mit der Pforte 
zu kommen. 

Vor allem sah er ein, daß nach dem Mißerfolge der voran- 
gegangenen Feldzüge, die nicht geeignet waren, die Türkei 
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nachgiebig zu machen, und bei dem Widerstande der Phanarioten 
an eine Einverleibung des ganzen Gebietes der Donaufürsten- 
timer bis zur Donau nicht zu rechnen sei, und daß es am besten 
wäre, sich mit der Erreichung der Pruthgrenze, also dem Gewinn 
des Gebietes, das damals zuerst den Namen Bessarabien erhielt, 
zufrieden zu geben. Dazu war der Krieg mit der Türkei durch 
seine großen Opfer an Menschenleben, die namentlich die 
Seuchen forderten, in Rußland längst unpopulär, die öffent- 
liche Meinung forderte seine Beendigung; die bevorstehende 
Auseinandersetzung mit Napoleon aber gebot gebieterisch 
das Zusammenfassen aller verfügbaren Kräfte. Wenn der 
Frieden Rußland trotzdem Gewinn brachte, ist dies lediglich 
ein Verdienst Kutuzows, der trotz der ihm zur Verfügung stehen- 
den stark geschwächten Streitkräfte durch einen berechnenden 
Rückzug auf das linke Donauufer den ihm nachfolgenden 
Großwesir hier mehrere Niederlagen beibrachte und endlich 
seiner Armee den Rückzug über die Donau abschnitt. Dadurch 
wurden auch die Türken dem für Rußland schon so notwendigen 
Frieden geneigter gemacht. Ende Oktober 1811 begannen in 
Giurgewo die Friedensverhandlungen, auf denen Kutuzov 
sein diplomatisches Geschick glänzend erwies. Ende November 
gab ihm die Kapitulation der Armee des GroBwesirs über dies 
einen starken Trumpf in die Hand, der die Pforte zur Fort- 
setzung der Friedensverhandlungen in Bukarest zwang. 
Und doch hatte Kutuzov in Bukarest noch eine schwere 
Aufgabe zu bewältigen. In Petersburg war nämlich der Kanzler 
Rumjancev trotz des bevorstehenden Kampfes mit Napoleon 
noch immer nicht geneigt, von der Forderung des Sereth als 
Grenze, also der Abtretung des größten Teiles der Moldau 
abzugehen, während die Türken zwar bereit waren, die Pruth- 
grenze, also Bessarabien, zuzugestehen, aber die Donaufestungen 
Kilia und Ismail der Pforte erhalten wissen wollten. Eine 
weitere Schwierigkeit lag an dem Widerstande der französischen 
Diplomatie in Konstantinopel, da Napoleon natürlich darauf 
bedacht war, sich im Kampfe mit Rußland der Bundesgenossen- 
schaft der Pforte zu versichern. Allerdings wurde der franzö- 
sischen Diplomatie darin sehr wirkungsvoll durch die Englands 
und Schwedens begegnet, die beide ein lebhaftes Interesse 
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daran hatten, Rußland zum Kampfe mit Napoleon die Hände 
durch einen Friedensschluß zwischen Rußland und der Pforte 
möglichst freizumachen. Es ist vor allem ein Verdienst des 
englischen Gesandten Stratford Canning, der später ein so 
überzeugter und gefährlicher Gegner der russischen Orient- 
politik wurde, wenn die Pforte dem immer lebhafter werdenden 
Begehren Napoleons nach einem Bündnisse mit ihm sich ver- 
schloß. Freilich nützte dabei Canning auch das Mißtrauen, 
das man am Goldenen Horn seit dem Tilsiter Vertrage und dem 
an die Öffentlichkeit gedrungenen Nachrichten über die Bereit- 
willigkeit Napoleons die Türkei mit Rußland aufzuteilen, gegen 
Frankreich hatte. 

Die entscheidende Wendung aber zum Frieden erfolgte, als 
Kutuzov Anfang April den geheimen Befehl erhielt, sich mit 
dem Pruth und dem linken Donauarm als Grenze, sehr unbe- 
stimmten Privilegien für die Serben und gewissen Zugeständ- 
nissen in Asien zu begnügen. Jetzt handelte es sich nur mehr um 
Kilia und Ismail. Die Türken waren allerdings fest entschlossen, 
Rußland den Besitz dieser beiden, ein Einfallstor in das Osmanen- 
reich bildenden Donaufestungen nicht zu lassen. Kutuzov, 
der erkannte, daß hier auf eine Nachgiebigkeit der Pforte nicht 
zu rechnen sei, hat auch hier einen Ausweg gefunden. Er gab 
das Versprechen, daß Rußland diese beiden Festungen schleifen 
werde, womit er natürlich gleich den Hintergedanken verband, 
dieses Versprechen niemals oder nur zum Scheine zu erfüllen. 
Hätte Kutuzov nicht diesen Ausweg eingeschlagen, so wäre 
der Frieden unbedingt gescheitert. Diese Konzession Rußlands 
wurde in einem geheimen Separatartikel dem Friedensvertrage 
angefügt, so wie die Abtretungen der Pforte an der Ostküste des 
Schwarzen Meeres in einem zweiten geheimen Separatartikel 
formuliert wurde. Also im wesentlichen sollte Rußland das 
erhalten, was gewiß schon in einem früheren Zeitpunkte, wie z.B. 
1807, zu erhalten gewesen wäre. Es drängt sich die Frage auf, 
ob die großen materiellen Opfer und die 150000 Mann an 
Menschenverlust, wovon nur ein Drittel am Schlachtfelde 
und zwei Drittel den Krankheiten und dem ungewohnten 
Klima zum Opfer fielen, nicht überhaupt mit diesem End- 
erfolge zu teuer bezahlt wurden. Kasso hat diesen Zweifel, 
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wie mir scheint, in überzeugender Weise gebannt. Er weist 
darauf hin, daß diese Erwerbung Rußland die Möglichkeit 
gab, in fester Stellung an der Donau zu 
stehen und sich für eine weitere Aus- 
dehnung auf Kosten des Osmanischen 
Reiches im Sinne der Politik Katharina II. 
vorzubereiten. Außerdem sei das wesentlichste Element 
der neuen Erwerbung das gewesen, daß Rußland sich zum 
ersten Male christliche Untertanen der 
Pforte in Europa angegliedert habe. Bisher 
hatte Rußland nur entvölkerte oder von Anhängern des Islam 
bewohnte Gebiete der Pforte entrissen; mit dem neuerworbenen 
Bessarabien hat es zuerst die Möglichkeit erhalten zu zeigen, 
was es für die christlichen Balkanvölker, die unter dem Joche 
der Türkei seufzten, tun könne und wolle. Wir können hinzu- 
fügen, daß erstens diese Probe für Rußland nicht glänzend 
ausfiel und zweitens gerade der Widerstand des übrigen Europa 
im Krimkriege es war, der Rußland hinderte, die Stellung, 
die es im Bukarester Vertrage errungen, in der Zukunft voll 
auszunützen. 

War die Pforte trotz der französischen Einflüsterungen 
in ihrem eigenen Interesse zum Frieden entschlossen, so drohte 
noch in letzter Minute von Rußland ein Hindernis. Es war 
dies die Enthebung Kutuzovs und seine Ersetzung durch 
Admiral Citagov, den ,,Land- und Wasser-General“, wie 
Derzavin diesen Phantasten spöttisch und nicht mit Unrecht 
genannt hat. Man wollte in Petersburg den Stoß Napoleons 
in einem großangelegten Plane empfindlich durch eine Flanken- 
bewegung schwächen. Zu diesem Zwecke sollte vor allem der 
Schwiegervater und Bundesgenosse Napoleons, Kaiser Franz, 
durch einen Aufstand in Ungarn und die Erhebung aller 
Südslaven getroffen werden. Dazu gab es zwei Wege, entweder 
im Bündnisse mit der Pforte oder nach ihrer Niederwerfung. 
Ci&agov wollte nun aber in der ihm eigenen phantastischen Weise 
beide Pläne gleichzeitig und mit vollkommen unzureichenden 
Mitteln verfolgen. Während Kutuzov den Auftrag Rum- 
jancevs, der Pforte für den Frieden ein Bündnis anzubieten, in 
richtiger Einschätzung des Charakters der türkischen Diplomatie 
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als eine Gefährdung des Friedens ruhig außer acht ließ, war 
Citagov also geschickt, diese Pläne durchzuführen. Zum Glücke 
traf er erst einen Tag nach dem Abschlusse des Friedens- 
vertrages in Bukarest ein, was ihn allerdings nicht hinderte, 
das Bündnis mit Rußland gewissermaßen als Bedingung der 
Ratifikation des Vertrages hinzustellen. Wenn die Sache des 
Friedens nicht bei den Janitscharen, die im Gefühle ihrer 
militärischen Unzulänglichkeit die Fortdauer des Krieges im 
eigenen Interesse nicht wünschten, nicht eine besondere Stütze 
gefunden hätte, wer weiß, ob es nicht Citagov doch gelungen 
wäre, zum Schaden Rußlands den Frieden zu verhindern. 
So aber hat seine Tätigkeit nur einen episodenhaften Charakter, 
der allerdings für die russische Orientpolitik sehr bezeichnend 
ist. Alexander berief ihn bald zurück und bezeichnete die Frage 
der Eroberung Konstantinopels als eine Frage der Zukunft 
und nicht der Gegenwart. Wenn man mit Napoleon fertig 
geworden sei, dann könne man, das war die Meinung des Caren, 
zu diesem Plane zurückkehren und ein slavisches oder griechi- 
sches Kaiserreich schaffen. 

So wurde also der Bukarester Frieden zur Tat; nur der 
Geheimartikel über die Erwerbungen RuBlands an der Ostküste 
des Schwarzen Meeres wurde vom Sultan Mahmud in Aus- 
nutzung der politischen Lage nicht ratifiziert. Kasso weist 
dabei mit Recht darauf hin, daß dieser Frieden nicht durch 
den Verrat des einen türkischen Bevollmächtigten, Dimitraki 
Murussis, zustande gekommen sei, wie dies französische Histo- 
riker behaupten, oder etwa gar durch die Irreführung der Pforte 
durch dessen Bruder, den Pfortendolmetsch Panajotti Murussi, 
der dem Diwan die Tatsache des Bruches zwischen Alexander 
und Napoleon verheimlicht hatte. Beide Phanarioten sind 
mit Unrecht als Opfer des Friedensvertrages dem Henker 
überliefert worden. Gewiß hatten beide ein Interesse an dem 
Frieden, um diese Einnahmequelle der Phanarioten, die seit 
der Okkupation durch die Russen versiegt war, wieder, und 
zwar gerade für ihre Familie, fließen zu lassen. Aber gerade 
deshalb hatten sie auch ein Interesse daran, daß Rußland 
möglichst wenig von diesen Gebieten an sich reiße und ihnen 
damit entziehe. Der Friede war auch für die Pforte eine Not- 
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wendigkeit und sie hätte als Bundesgenosse Napoleons gewiß 
keinen Vorteil davongetragen. Kasso hat vielleicht auch darin 
Recht, daß Rußland im anderen Falle nach dem Rückzuge 
Napoleons, statt dem Korsen in Deutschland entgegen- 
zutreten und nach Frankreich zu verfolgen, sich wahrscheinlich 
auf die Pforte geworfen hätte. Es wäre aber auch denkbar, 
daß Napoleon unter Umständen wie in Tilsit die Pforte ge- 
opfert hätte, um sich Rußland von den Fersen zu halten. 
Im vorletzten Kapitel wirft der Verfasser einen kurzen Blick 
auf die Entwicklung der russischen Orientpolitik vom Buka- 
rester Frieden bis zum Tode Alexanders. Es ist dies die Zeit, 
in der Metternich den russischen Drang nach dem Bosporus 
zu zügeln verstand. Im letzten Kapitel aber entrollt er ein sehr 
instruktives Bild von der Einführung der russischen Verwaltung 
in dem neuerworbenen Bessarabien, diesem fruchtbarsten 
Gebiete der alten Moldau, und den Schwierigkeiten, die dabei 
zu überwinden waren. Er konstatiert, wie die ersten Versuche 
durch den Mangel an geeigneten Persönlichkeiten nicht sehr 
glücklich waren und eine starke Auswanderung der einheimischen 
Bevölkerung nach der Moldau zur Folge hatten. Aus dem 
Chotiner Kreis allein wanderten in einem Jahre 3359 Familien 
aus. Das nicht aus besten Leuten bestehende russische Beamten- 
material und die einheimischen Beamten, die Reste der phana- 
riotischen Verwaltung, waren die Ursache dieser für den Wohl- 
stand der beiden Provinzen betrübenden Erscheinung. Das 
Opfer eines neuen Regierungskurses wurde nun aber gerade 
die Selbstverwaltung, die man im gewissen Grade noch der 
neuen Provinz gelassen hatte. 1828 erfolgte die vollständige 
Gleichstellung Bessarabiens mit den übrigen Gouvernements 
und die Ausschließung der rumänischen Sprache bei allen 
Behörden im Lande. Damit wurde jede Sonderstellung der 
neuen Provinz mit ihren, wenn auch spärlichen, Sonderrechten 
beseitigt. Als bezeichnenden Beweis der geringen Kenntnis 
des Landes in Rußland auch heute noch, führt Kasso an, daß 
das Jahrbuch des Ministeriums des Innern von 1910 unter den 
Nationen, die Bessarabien bewohnen, die Rumänen, die mehr 
als die Hälfte bilden, gar nicht nennt. Er weist auch darauf 
hin, daß Bessarabien im Laufe des XIX. Jahrhunderts die 
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Rolle des vorgeschobenen Vorpostens für weitere Fortschritte 
Rußlands auf dem Gebiete territorialer Erwerbungen nicht 
gespielt hat, da die slavischen den christlichen Interessen vor- 
angestellt wurden und slavophile wie russische Diplomaten 
die Existenz des rumänischen Volkstums, das sich zwischen 
Rußland und die slavischen Balkanvölker schiebt, sogar störend 
empfanden. Damit schließt der Verfasser seine Studie, die 
für die Erkenntnis der russischen Orientpolitik im engeren 
und der orientalischen Frage im weiteren Sinne einen wichtigen 
Fortschritt bedeutet. 
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Žukovskijs Briefwechsel mit Friedrich 
Wilhelm IV. 


(1822—1852). 
Russkij Bibliofil, 1912, VII—VIII, S. 134—199. 


Von Leo Loewenson. 


Es gelang Alexander F’omin schon vor Jahren, zu den eigenhändigen 
Schreiben Friedrich Wilhelms IV., die sich im Besitz des 1912 (in Weimar) 
verstorbenen Sohnes V. A. Žukovskijs befanden, Briefe des Dichters an 
den König in der Charlottenburger Bibliothek Seiner Majestät zu finden, 
aber er kam bisher nur dazu, 1907 einiges wenige in den Anmerkungen 
zu Ž.s von der Kais. Akademie herausgegebenen Briefen (an Nikolaj I. 
und Aleksandra Feodorovna) mitzuteilen (in der 4 Lief. des Sammel- 
werks ,,Pamjati V. A. Žukovskago i N. V. Gogolja.“). Außer den jetzt 
vollständig veröffentlichten fünf Briefen des Königs und dreizehn des 
Dichters dürften sich, wie auch der Herausgeber zugibt, noch manche 
andere finden, denn nach Žukovskijs erstem Briefe (von 4822) tritt eine 
unerklärliche Pause von 18 Jahren ein, und erst nach dem zweiten (von 
1840) wird der Briefwechsel systematisch. 

V. A. Žukovskij gehörte bekanntlich zu den hervorragendsten Ver- 
tretern des romantischen Freundschaftskultus: zu seinen Freunden zählten 
an Geist und Charakter so verschiedene Naturen, wie Puškin, die Brüder 
Turgenev, Graf Bludov, Nikolaj I., Aleksandra Feodorovna usw., und 
stets bleibt Zukovskijs Treue und Aufrichtigkeit staunenswert. Jeder, 
ob Fürst oder Dichter, fühlte sich zu ihm hingezogen: kein Wunder, daß 
sich auch die Bekanntschaft mit dem schwärmerischen Friedrich Wilhelm 
IV., die 1820 stattfand, zu herzinniger Freundschaft entwickelte, und zwar 
schon 1821, als Unwohlsein den Dichter in Berlin aufhielt. Ihre Beziehun- 
gen wurden, wie F’omin in der Einleitung weiter bemerkt, sicherlich auch 
durch die beiderseitige tiefe Verehrung fiir Aleksandra Feodorovna, die 
Schwester Friedrich Wilhelms, vertieft, denn der Dichter huldigte der 
erlauchten Freundin sein Leben lang wie einem Schutzengel. Gleich der 
erste Brief Z.s vom 4./10. (?) Juli (oder, wie in der Einleitung, vom 1. Juli?) 
1822 ist von warmsten Freundschaftsbeteuerungen, von zartestem Lob 
der jungen Großfürstin und von dankbaren Erinnerungen an den gemüt- 
lichen Berliner Aufenthalt erfüllt. Der nächste bekannt gewordene Brief 
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stammt, wie gesagt, ausdem Jahre 1840 (vom14. Juni) und ist durch den 
Tod Friedrich Wilhelms III. veranlaBt; Ž.s Absicht war es nicht so sehr, 
Friedrich Wilhelm IV. zur Thronbesteigung zu gratulieren, als seinen 
schweren Verlust zu beklagen. Der überaus günstige Nachruf, der dabei 
dem Verstorbenen gewidmet wird, darf, wie der Herausgeber bemerkt, 
keinesfalls so gedeutet werden, als ob Z. dem jungen Herrscher nur etwas 
angenehmes sagen wollte: die persönlichen Eigenschaften des milden 
Königs näherten sich dem Ideal eines rechtschaffenen Mannes, das der 
Dichter seit jeher fest im Herzen trug, — während die staatsmännische 
Bedeutung des Verstorbenen ihn weniger kümmerte. Ebenfalls bezeich- 
nend für den Erzieher Alexanders II. sind die Erwartungen, die in Bezug 
auf den neuen König ausgesprochen werden: Z. ist fest überzeugt, die 
Jahreszahl ,,40‘‘ sei auch dieses Mal für Preußen ‚prophetisch‘‘ (das Erbe 
bestehe aber für Friedrich Wilhelm IV. nicht nur aus materiellen Kräften, 
wie für Friedrich den Großen, sondern auch aus ‚moralischen‘, die ihm 
die 43jährige gerechte, humane, christliche Regierung seines Vaters hinter- 
lassen habe), und wenngleich man dem Gange der Geschichte nicht 
vorgreifen dürfe, so könnten dennoch diejenigen, denen die Seele des 
neuen Herrschers bekannt ist, gewissermaßen das Urteil der Nachwelt 
erraten, daß nämlich Friedrich Wilhelm IV. — unparteiisch im Kampfe 
der Meinungen, gerechtigkeitsliebend aus christlicher Überzeugung, gut 
und wahr in allem, an alles Gute glaubend, alles Schöne liebend, und das, 
was dem Menschenherzen heilig sein muß, achtend — nicht mit ehr- 
geiziger Freude, sondern mit christlicher ‚Resignation‘ die Hand nach 
der heiligen Krone seines Vaters ausstreckte. Ausführlicher entwickelte 
2. diese Gedanken noch in manchem späteren Briefe. Friedrich Wilhelm 
antwortete am 25. Juli, tief gerührt über die Worte seines ,,cher et tendre 
ami“‘, wovon schon der eine deutsche Ausruf: „Ich habe den Brief mit 
stürzenden Thränen gelesen |“ zeugt. Von allen Nachrufen seien die Worte 
2.5: „sans comparaison les plus belles, les plus éloquentes, les plus dignes“. 
Der König übersandte gleichzeitig den Roten Adlerorden II. Klasse mit 
der Entschuldigung, daß ihn Mangel an freien Augenblicken zwinge, so 
verschiedene Ziele in einem Schreiben zu verfolgen, und daß ,,le poéte 
prophete se fächerait de droit en se voyant en quelque sorte confondu 
dans une foule de courtisans, si son cour ne savait distinguer la main 
de son ami‘‘. Die Ordensverleihung kündet schon ein unter Nr. 3 abge- 
druckter Briefentwurf an (ohne genaues Datum und ohne Unterschrift), 
den F’omin zwischen den Briefen Z.s fand: an Stelle dieses offiziellen 
Schreibens sandte wohl der König, wie der Herausgeber vermutet, den 
erwähnten eigenhändigen Brief, der mit den Worten schließt: ,,je Vous 
embrasse encore avec le doux espoir que je Vous reverrai souvent et que 
Vous ne rougirez jamais de l’amitie, que Vous m’avez voué!“ 7. dankte 
am 18./30. November, seiner Freude über die Seelenverwandtschaft recht 
charakteristisch Ausdruck gebend: ‚des larmes bien douces tombérent 
de mes yeux: c’est le sentiment intime de votre äme, telle que je la connais, 
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telle que je laime, telle qu’elle a été toujours pour moi, l'idéal poétique 
d’un être noble et grand. Les moments les plus beaux de cette vie sont, 
sans contredit, ceux, où lon rencontre une telle âme, qui, se présentant a 
vous dans toute sa simplicité, reveille dans la votre tout ce qui s’y trouve de 
bon et de beau, en la remplissant de cette harmonie, qui, entendue par 
fois dans ce monde, nous revèle les mystères ineffables de l’autre.“ Dieser 
lange Brief enthält ferner weitlaufige Betrachtungen über die Bedeutung 
der Krönungsfeierlichkeiten: des Königs ,,vérité du sentiment‘. habe es 
bewirkt, daß ein solcher ,,lieu commun‘ zu einem ,,fait unique dans son 
genre dans les annales du monde“ wurde. Zugleich mit der Bewunderung 
für das Auftreten und die Aussprüche Friedrich Wilhelms äußert Z. wieder- 
um Ansichten, die er seinen fürstlichen Schülern und Freunden beizu- 
bringen bestrebt war: ‚En vous entendant, une pensée unanime a da 
s'élever dans tous les ésprits, c’est: ,,que la plus belle chose du monde 
est pourtant un Roi, Roi Chrétien, ami des lumiéres, plein de respect 
pour humanité, inaccessible dans ses droits mais humblement respon- 
sable devant son Dieu qu’il reconnait pour son seigneur et juge, qu’un 
tel Roi est la garantie la plus süre de la liberté publique et individuelle 
et que le Régne d’un tel Roi, secondé par la civilisation (la plus puissante 
de toutes les constitutions si elle est secondée par les mæurs et le respect 
de la Religion), règle le présent et assure lavenir en lui legant l’habitude 
de la Justice“. “ Z. schließt mit einer „prophétie de mon ceur“: „La 
postérité (ai-je dit) ne lui donnera pas le surnom de grand; cest un 
titre vague, souvent il a été prostitué; appliqué à Phomme il n’est qu'un 
mensonge; Dieu seul est grand. On ne l’appellera non plus ni juste, 
ni clément, ni bon, ni pieux, ni même père du peuple; tous 
ces surnoms sont fragmentaires, ils ne désignent qu’une partie de ce qu’un 
Roi doit étre. La postérité, pour lui rendre justice, dira: ,,Friedrich 
Wilhelm der König“.“ 

Es ist nicht recht klar, wer den sechsten Brief (Z. an Friedrich Wil- 
helm) mit dem Jahre 1843 datiert hat. Da es ein Begleitschreiben zu 
einem früheren Briefe ist, der an den Absender durch ein Mißverständnis 
zurückkehrte, und da jener vielgereiste Brief keine Spuren hinterlassen 
hat, so läßt der Herausgeber die Möglichkeit zu, daß Nr. 6 den siebenten 
Brief betreffe und dann mit 1846 datiert werden müsse. Diese Vermutung 
umgeht zwar mit Stillschweigen den Umstand, daß Nr. 6 am 15. Juni 
(in Ems), Nr. 7 aber erst am 30. Juni (in Frankfurt a. M.) unterschrieben 
wurde, ist aber, was den Inhalt angeht, vollkommen annehmbar, da es sich 
in beiden offenbar um dieselbe, und zwar Radowitz betreffende, Ange- 
legenheit handelt. 

Z. besuchte Radowitz in Karlsruhe und fand seinen Gesundheits- 
zustand trostlos: er schildert im Briefe vom 30. Juni 1846 gefühlvoll 
die erhabene, todesmutige Stimmung des Kranken und ersucht den König, 
ihm den Urlaub zu verlängern, da R. darum nicht bitten werde, — doch 
dürfe R. nichts von Z.s Vermittlung erfahren. Auch im sechsten Briefe 


Zukovskijs Briefwechsel mit Friedrich Wilhelm IV. 213 


bittet Z. sein eigenmächtiges Eingreifen nur ja nicht zu verraten —, er 
halt es aber für seine heilige Pflicht, den König von dieser Angelegenheit 
in Kenntnis zu setzen, selbst auf die Gefahr hin, taktlos zu erscheinen. 
Dieselben freundschaftlichen Gesinnungen zwangen den Dichter schon 
am 3. Juli 1846, dem König Auszüge aus einem Briefe der Frau v. Rado- 
witz über das Befinden ihres Gatten mitzuteilen und freimütig zu be- 
kennen, daß sein Eingreifen voreilig war, da nach ärztlichem Gutachten R. 
keine unmittelbare Gefahr mehr drohe und eine Verlängerung des Urlaubs 
also unnötig wäre. 

Als durchaus nicht überflüssig erweist sich das einzige Faksimile, 
nämlich des deutschen Briefes aus Sans-Souci vom 18. November 1846, 
in welchem der König, nach Empfang eines von „Reiterns (Z.s Schwieger- 
vater) Meister-Hand‘‘ gemalten ,Köpfchens“, folgendes schreibt: 
„Ich habe, mein verehrter Freund, ein ganz kostbares, ja unschätzbares 
Geschenk, auf weitem Umwege, durch H. v. Sydow (aus dem ungetreuen 
Niederlanden) erhalten. Dasselbe kann ich nur als von Ihnen, Allertheuer- 
ster Joukowsky und von Ihrem lieben Schwieger Vater, Herrn v. Reitern 
kommend ansehen. Darum behellige ich Sie mit einem teutschen Brief 
und ströhme meine Freude und Dankbarkeit hinein. Ich wünsche, daß 
Sie Beyde, bey Lesung dieser Zeilen meine beyden Arme fühlen mögen, 
wie ich Sie umarme ...‘‘ Diese Zeilen sind nämlich unter Nr. 9, abge- 
sehen von zahlreichen orthographischen Ungenauigkeiten, mit Sinnver- 
drehungen (,,... kann ich nur oder von Ihnen ... oder von Ihrem... 
Schwieger-Vater ... kommend ansehen. Drumm bechaltige ich Sie ...“) 
wiedergegeben und dementsprechend ins Russische übertragen [wobei 
„bechaltige‘‘ (?) ohne weiteres mit ‚danke‘ übersetzt wird!]. Dieses 
Schreiben Friedrich Wilhelms beantwortete 7. am 25. November im 
eigenen und Reiterns Namen mit langen Gefühlsergüssen, wozu namentlich 
die letzten Worte des Königs — ‚Gott gebe uns ein frohes Wiedersehen‘‘ — 
Anlaß gaben. 

Sodann folgen einige Briefe vom Jahre 1848, die wiederum das 
Schicksal R.s betreffen. Auch dieses Mal hält es der Dichter für seine 
Pflicht, den König über die wahre Lage ihres gemeinsamen Freundes auf- 
zuklären: er schildert am 7. Juni (aus Ems) beredt die verzweifelten 
politischen und materiellen Verhältnisse, in denen sich Radowitz als Ab- 
geordneter in Frankfurt befindet, und entwickelt einen umständlichen 
Plan, wie der König seinem treuen Diener helfen könnte. Da es augen- 
blicklich infolge der gesellschaftlichen Stimmung für den König unbequem 
sei, R. offen zu unterstützen, so schlägt der Dichter vor, die Sache auf 
eine mehr als selbstlose Art zu vermitteln: er sei bereit, seine Sammlung 
von Originalzeichnungen, die er während der Reise mit dem russischen 
Thronfolger mit geringem Kostenaufwand anlegen konnte, dem Könige 
zu verkaufen, um einen Vorwand für die Geldsendung zu schaffen, und 
wolle die ganze Summe, die ihm der König für die Sammlung zahlen 
würde, ihrem Freunde übergeben. Da aber letzterer von Ž.s Rolle nichts 


214 Leo Loewenson, 


erfahren dürfe, so müsse Friedrich Wilhelm andrerseits einen Brief an 2. 
senden mit dem Auftrage, das für R. bestimmte Geld in Empfang zu 
nehmen. Zugleich mit diesem edlen Vorschlage sandte der Dichter auch 
schon eine Liste seiner Bilder. Den Schluß seines langen Briefes bilden 
Worte des Trostes über die schweren Zeiten: ,,... dans ce moment quel 
heroisme de résignation au milieu des ruines de tout ce qui faisait les plus 
chéres espérences de votre äme royale. Je vous bénis, Sire, vous étes 
le saint martyre de notre monstrueux siècle ....‘“ Friedrich Wilhelm ant- 
wortete den 18. September: ,,... l’affaire de la pension de retraite de 
notre ami, a été reglée depuis Votre lettre. Je trouve le montant de la 
pension au dessous de toute critique. Il est le resultat de ce ,, besoin 
d’injustice‘“, qui fait essence de la vie du libéralisme. Pour le 
moment, il n’y a rien a faire. Dieu sait, que j’ai fait tout ce que j’ai pu, 
pour épargner cette tache à mon, ,,Soi-disant, règne“! Mais c’est en vain. 
L’ami a 2250 thalers de pension! ...... Votre généreux et noble projet, 
qui ne pouvait sortir dans toute l’Europe que de Votre cœur seul, n’est, 
certes, plus nécessaire de réaliser“ ... Der König ist bereit, aus der eigenen 
Schatulle zuzulegen, falls es Z. für nötig hält. Der Brief schließt mit 
einem nicht minder interessanten Stoßseufzer: ‚Ah! cher et digne Jou- 
kowsky, quels temps et quelle engeance, que celle qui régne et qui fait 
régner!!! 

Unissez Vos ferventes prières aux miennes, pour, que Dieu ait 
pitié de nous! qu’Il benisse mes choix et mes projet. Ma patience est à 
bout. Je me relève de ma chute, ou pour tomber à jamais ou—si Notre 
Seigneur mest sécourable — pour commencer une nouvelle ère pour 
la Prusse et l’Allemagne. 

„Das Gebet des Gerechten vermag viel.‘‘ C’est ma fière et sainte 
parole. Ich bin voll Gottvertraun. Vale.“ 

Der Rand des Bogens mit der Unterschrift ist abgerissen: F’omin 
meint, der König habe es getan — aus Furcht, daß der Brief in unrechte 
Hände geraten könnte. Auf der vierten Seite ist ein P.S. erhalten: 
„J’ai eu l'espoir secret de Vous voir à Cologne. C'est bien, bien triste, 
que Vous n’y étes pas venu. La féte dans l’incomparable Cathédrale 
était miraculeusement belle. Cétait un grand jour. Un beau jour. 
Allez’ y pour voir cette nef rendue au Culte et s'élevant à la hauteur de 100 
pieds. Et si la forme du culte qu’on y célébre n’est ni celle du votre, ni 
celle du mien, c’est toujours le santissimus nom de Notre Seigneur 
qu’on y adore, et cela fait un bien ineffable à l’äme, que se dessèche sous 
le souffle homicide des misérabilités colossales et destructives d’un temps, 
que veut tant et qui ne peut rien; d’un temps qui n’a pour seule 
excuse que son plus abominable péché — l’apostasie |“ 

Auf die in diesem Brief enthaltene Bitte, in Erfahrung zu bringen, 
ob das Gehalt Radowitz wirklich bis zur Pensionierung ausgezahlt worden 
sei (woran Friedrich Wilhelm nicht glaubt), bestätigt Z. am 25. Oktober, 
daß man dem König augenscheinlich ,,une fable“ einreden wollte: „Ayant 
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été (pendant la dernière période) dans un rapport continuel avec mon ami, 
j'aurais pu savoir, s’il lui était arrivé quelque chose de pareil“ — nämlich 
wenn R. die betreffenden 6000 Thaler erhalten hätte. Auf die Anfrage, 
ob R. mit der Pension auskommen könne, antwortet Z. offenherzig, „que ` 
moi à sa place, entouré d’une nombreuse famille, qui va être encore aug- 
mentée, je me croirais dans un état proche de misère“. Z. schließt 
diesen Brief wieder mit einigen Worten des Trostes, indem er dem Urteil, 
daß ‚les temps, où nous vivons, sont affreux“, vollkommen beistimmt: 
„il n’y a de salut possible que dans le prompt et énergique reveil de l’auto- 
rité. Qui serait plus digne de la relever que Vous, Sire? ...“ 

Im folgenden 14. Briefe vom 14./26. Juni 1850 wird R. ebenfalls 
erwähnt: Ž. übersendet dem König seine erste deutsche Arbeit, die Bro- 
schüre ,,Josef v. Radowitz, wie ihn seine Freunde kennen“. Diesen Brief 
benutzt der Dichter auch,.um dem Könige zur Genesung nach dem Attentat 
zu gratulieren, wobei Ž. auf seine Prophezeiung zurückkommt: ‚Je ne 
sais, si un article, que j’ai écrit en 1842, et qui (traduit en allemand sous 
mes yeux) fut imprimé dans la Kreuz-Zeitung, alors héroïque, à present 
tombée dans le tournant des partis, — fut jamais parvenu ala connaissance 
de Votre Majesté. Le No. qui contient cet article est, si je ne me trompe, 
celui du 30 Aoüt 1842. Daignez, Sire, y jeter les yeux; ce que j’y ai ex- 
primé alors me paraft se réaliser à présent. Je ne sais, si Votre politique 
si désinteressée et si chrétienne parviendra à vaincre le démon de l’egoisme 
qui la combat, ce qui est sir c'est qu’elle ornera votre tête royale d’une 
auréole, dont l’eclat — environnant la couronne d’épines que Dieu a d’abord 
daigné placer sur cette humble téte — sera vue dans toute sa pureté par 
la postérité, et lui inspirera un respect reconnaissant pour un souverain, 
qui a proclamé la religion et la moralité comme les principaux éléments 
de sa politique, qui a su persévérer jusqu’à la fin dans les terribles épreuves 
de son temps, et qui a fidélement, lui et sa maison, servi le 
Seigneur Dieu, comme il l’a prononcé une fois du haut de son tröne.“ 

Unter Nr. 15 steht ein Schreiben Sydows, das nur in den Kommentar 
hineingehért, denn aus dem Text (,,Geh. Rath v. Joukowski wirde, wie 
ich in Erfahrung gebracht über Allergnadigste Bewilligung eines Pracht- 
exemplars der Werke Friedrichs des Großen wie ein solches für den ver- 
storbenen Staatsrath von Tourgueneff bestimmt gewesen, sich besonders 
freuen.‘‘) geht deutlich hervor, daß diese Mitteilung nicht an Z. gerichtet 
ist, wie es in der Überschrift heißt. Anlaß zum Irrtum hat wohl die falsche 
Übersetzung dieser Zeilen gegeben. Merkwürdigerweise ist F’omin hierauf 
nicht aufmerksam geworden, obgleich er diesen Brief in Z.s Nachlaß nicht 
fand: letzterer Umstand veranlaßt ihn nur die Vermutung zu äußern, 
daß Nr. 15 das Konzept zu einem nicht abgesandten Briefe sei. 

Falsch übersetzt ist auch der Schluß des 16. Briefes, der zum größten 
Teil wieder R. und Politik betrifft. Übrigens berichtet Friedrich Wilhelm 
hier zunächst über sein Porträt und die Ansichten Potsdams, die er dem 
Dichter zugedacht hat: ersteres sei leider noch nicht fertig, letztere sende 
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er, um % zu veranlassen, schneller nach Potsdam zu kommen. Für die 
Zusendung der Broschüre dankt der König mit den größten Beifalls- 
ausdrücken: ,,... Enfin, Votre petit écrit sur Radowitz m’a enchanté. 
A la fin de chaque phrase, j’ai dit „Amen“. Vous le connaissez bien, cher 
Joukowsky, car Vous lui ressemblez. Je ne Vous trouve qu’une faute 
que lautre n’a pas; celle de Vous soustraire à la Confiance de Votre Auguste 
et digne Souverain et d’avoir fui l’occasion d’illustrer son nom, celui de la 
Russie et le Votre par la gestion d’un ministére. A la téte du Culte, par 
exemple, Vous auriez mieux fait que Chichkoff et ses successeurs; 
a la tête du ministère „des lumieres‘‘ (ou de l’&clairage) Vous auriez fait 
autrement qu’Ouwaroff, que je respecte d’ailleurs comme un homme de 
bien et heureusement doué par la nature — mais Vous, cher ami, doué de 
plus de foi, de plus de feu sacré, d’un sentiment plus éclairé pour le beau, 
Vous aviez le privilége certain de mieux faire que bien des hommes, que 
leurs Contemporains tachent d’affubler du caractére de grands 
hommes ...... Avec tout cela j’ai une véritable satisfaction de Vous 
savoir en Allemagne, im Weinreichen Lande unter einem clementerem 
Himmel als den des Finnischen Meerbusens ...... “ Hierauf folgt zum 
Schluß wieder eine politische Klage: ,,Dieu aidant notre ami n’est pas 
a la fin de sa carriére politique. L’on a mine sa position, par ce que son 
obéissance au Roi était devenu dangereuse pour certains gens qui, au nom 
du principe monarchique, regissaient l’état sans le roi ...... — Et voila 
que M. de Noirmont [der Übersetzer scheint nicht zu merken, daß hier 
offenbar Schwarzenberg gemeint ist!] nous propose comme siennes, les 
mémes choses, les mémes conditions qui depuis 2 ans étaient les nötres 
(les radowiziennes) et que l’autre avait refusé avec une constance désespe- 
rante. Pour ceux qui ont des yeux il n’y a au monde une justification 
plus éclatante, plus triomphante de la conduite et des „Fins‘‘ de notre ami. 
Quel était objet auquel nous tendions lui et moi? Bien que la recon- 
naissance du droit dela totalité des Souverains d’Allemagne 
à la reconstruction de l’Allemagne, bouleversée par la 
revolution de 48. Et bien ce but est atteint. Il ]’a été parce que mon bon 
droit était en fin appuyé par 478.000 combattans (chiffre exact). Nous 
l’aurions atteint 2 mois plus tôt, zwar unter der Firma „König, Radowitz 
Comp.“, si l’appui en question ne nous avait pas été refusé, lorsque 
nous l’avions demandé, pour la raison pure et simple, dem Dinge diese 
Firma nicht zu gönnen!!!!!!!!!“ Hier bricht der Brief vom 21. De- 
zember 1850 (aus Potsdam) ab, und erst am 27. Januar fährt der König 
(in Charlottenburg) fort: ,,Je Vous envoie en rougissant une lettre, achevée 
de ?/, mais non signée, que je Vous ai écrit à la fin du mois passé!!! 
Soyez undulgent! Soyez clément!..... Je n’ai d’autre excuse que 
„mes occupations’ et elle est mauvaise ...... “ Friedrich Wilhelm be- 
richtet ferner kurz über die Rückkehr R.s aus England, ruft den Dichter 
nochmals zum Besuch (aber Ž. dürfe nicht ,,den Zugvogel“ spielen) — und 
sendet ihm ‚mon „visage“ ‘“ und die Ansichten in der Hoffnung, daß 7. 
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die Werke Friedrichs d. Gr. schon erhalten hat. — Erhöht wird der 
heitere Ton dieser Zeilen durch ein mit Tinte und Rotstift gezeichnetes 
Bildchen, wie „notre ami Sydow“ Z. diesen Brief überbringt. Auch 
„rougissant‘‘ ist rot angestrichen. 

Im langen 18. Briefe (aus Baden-Baden) vom 11. Februar 1851 
drückt Z. dem königlichen Freunde gefühlvoll seinen Dank für die Ge- 
schenke aus, die seinen 68. Geburtstag, an dem er sie erhielt, zu einem 
besonderen Fest gestalteten. Es begann ‚par un duo chanté par mon 
fils et ma fille: leurs jeunes voix me gazouillerent Phymne Russe, dont les 
paroles, composées par leur père, sont destinées à passer comme une tra- 
dition de generation en generation tant que sera debout le trône de Russie.‘ 
Darauf habe man ihn in ein Zimmer geführt, wo das Bildnis des Königs 
feierlich aufgestellt war. Die Ähnlichkeit sei vollkommen: sie veranlaßt 

in schwungvollen Worten von Friedrich Wilhelms Seeleneigenschaften 
und -leiden, die im Bilde ihren Ausdruck gefunden haben, zu sprechen. 
Sodann weist Z. bescheiden das Lob und die Bewunderung ab, die der 
Konig anläßlich der Broschüre äußerte. Auch fühle er sich zur öffent- 
lichen Tätigkeit nicht berufen und sei schon zu alt dazu; es befriedige 
ihn, eine Anfangsschule zu leiten, die aus zwei Schülern — seinen beiden 
Kindern — besteht. ,,C’est mon royaume que je gouverne monarchique- 
ment: j’en suis et le roi et la constitution, car je compose moi-méme la 
méthode que je dois employer pour l’instruction de mes enfants; je mai 
pas à lutter ni avec les ministres, ni avec les chambres ..... na 

Die beiden letzten Briefe Z.s vom 1. Dezember 1851 und 1./13. Fe- 
bruar 1852 sind ganz kurz und enthalten nur Ausdrücke alter Ergebenheit 
und Dank für neue Beweise der Freundschaft: ein schweres Augenleiden 
hinderte den Dichter am Schreiben. Den letzten Brief (zwei Monate vor 
seinem Tode) schrieb Ž. mit geschlossenen Augen mit Hilfe eines von ihm 
für den Fall gänzlicher Erblindung ersonnenen Apparates. 

Der ganze Briefwechsel, bis auf die wenigen erwähnten Ausnahmen, 
ist französisch. Alle Dokumente sind übersetzt und erläutert: beides 
läßt jedoch stellenweise, wie gezeigt, viel zu wünschen übrig. Eine 
Tabelle der Briefe erleichtert die Übersicht. 
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Die rege historische Tatigkeit der Kroaten konzentriert 
sich in neuerer Zeit hauptsächlich an der südslavischen Akademie 
für Wissenschaft und Kunst in Zagreb (Agram), einer der 
Staatsverwaltung gegenüber unabhängigen Anstalt, die sich 
die selbständige Forschung und Förderung auf allen Gebieten 
der Wissenschaft und Kunst, insbesondere die Pflege der süd- 
slavischen Sprache, Literatur und Geschichte zur Aufgabe 
gestellt hat. Ihre Schriften erscheinen in kroatischer Sprache; 
es werden aber auch Aufsätze in slovenischer und serbischer 
(= kroatisch mit cyrillischen Buchstaben) Sprache aufge- 
nommen. Laut den Statuten bilden Hauptfächer der Akademie: 

I. Südslavische Literatur und Sprachwissenschaft, Ge- 
schichte mit ihren allgemeinen Hilfswissenschaften, insbesondere 
aber Geschichte und Altertümer der Südslaven. 

II. Philosophie und Jurisprudenz mit besonderer Rück- 
sicht auf die Rechtsgeschichte der Südslaven. 

III. Mathematik und Naturwissenschaften. 

IV. Die schöne Kunst mit ihrer Literatur und ihren wissen- 
schaftlichen, auf sie bezugnehmenden Abhandlungen. 

In den einzelnen Publikationen der Akademie ist seit 
dem Jahre 1867 soviel Material aufgespeichert worden, daß 
ich es für geraten halte, auf die Werke und bedeutenderen 
Abhandlungen historischen Inhalts bibliographisch, aber zum 
Teil nur kurz aufmerksam zu machen. 

Das bisher in 7 Bänden erschienene Sammelwerk Gradja 
za povjest knjiZevnosti hrvatske (Materialien für die Gesch. der 
kroatischen Literatur) kommt für spez. histor. Zwecke nicht so 
sehr in Betracht, obwohl sich in den einzelnen Abhandlungen 
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und literarhistorischen Beiträgen auch wertvolle geschichtliche 
Körner finden ließen. — Im engen Zusammenhange mit dieser 
Publikation stehen die Pisci stari hrvatski (Alte kroatische 
Schriftsteller), bisher 21 Bände. Daß hier außer durch die Ge- 
dichte, Erzählungen und ähnliche Werke namentlich in den 
Biographien auch die Kulturgeschichte der einzelnen Epochen 
Berücksichtigung findet, liegt auf der Hand. Biographien, 
hauptsächlich unserer Zeitgenossen, Nekrologe sowie Berichte 
über wissenschaftliche Vorarbeiten und Studien finden sich 
im Ljetopis (Jahresbericht, bisher 27 Hefte). 

Im Rad jugoslavenske akademije (Arbeiten, bisher 
erschienen 197 Bücher, bis zum B. 59 für alle drei Klassen 
gemeinsam, dann gesondert in eine histor., phil. und juri- 
dische Klasse) finden wir unter anderem eine Fülle von wissen- 
schaftlichen Abhandlungen und Berichten geschichtlichen und 
rechtshistorischen Inhalts. Der berühmte Rechtshistoriker 
(und Verfasser der Sammlung der Rechtsgebräuche bei den 
Südslaven) Dr. Valtazar Bogišić handelt gleich im 1. (dann 
auch ım 5., 11., 19.) Buch dieser Publikation über das Be- 
schreiben und Sammeln der Rechtsgebräuche des Volkes und 
publiziert selber ein Denkmal des nationalen Gewohnheitsrechts 
aus dem XVI. Jahrhundert. Im 5. Buch schildert uns der 
Gelehrte in den Hauptzügen das geschriebene Familienrecht 
im alten Ragusa. Im 16., 25. und 32. Buch berichtet Brašnić 
über Geographie und Volkskunde Kroatiens und Slavoniens 
im IX. Jahrhundert, über Snpeneinteilung und über Munizipien 
im alten kroatischen Reich zur Zeit der nationalen Dynastie, 
im 54. Buch Hanel über das Rechtsleben in der Gemeinde Spalato; 
von Jagić bringt Beiträge zur glagolitischen Paläographie 
(Buch 2); genealogisch-historische Abhandlungen über kroatische 
Stämme und Fürsten liefert Klaić (Buch 130, 134, 136, 142); 
über die erstgekrönten Herrscher der Bulgaren, Kroaten und 
Serben (Simeon, Tomislav und Stjepan Nemanić) handelt 
Kukuljevié-Sakcinski im Buch 57—59. Über das Leben und die 
Werke dieses fleiBigen und fiir die kroatische Geschichte auch als 
Sammler und Herausgeber archivalischen Materials sehr ver- 
dienstvollen Forschers schreibt Smičiklas im 110. Buch des 
Rad. Liebald-Ljuboevi¢ bespricht im Buch 16 Eid und Eides- 
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formen im kroatischen Volk; S. Ljubić handelt in verschiedenen 
Büchern über das Verhältnis zwischen der Republik Ragusa und 
Venedig, dann über archäologische und numismatische Funde. Im 
Buch 18 vertritt Maciejowski die Anschauung, daß die Poljanen 
(Polisti, Poljani) durch Ackerbaubetrieb das meiste zur Zivili- 
sation Westeuropas, namentlich aber Deutschlands beigetragen 
haben. Manojlovié entrollt uns ein Bild des adriatischen Küsten- 
landes des IX. Jahrhunderts im Lichte der byzantinischen 
Geschichte (Buch 150); vgl. von demselben Verfasser die Studie 
über Kaiser Konstantins VII. Schrift ,,De administrando 
imperio“ (im Buch 182, 186, 187). Matković berichtet (im 
Buch 15) über ältere handschriftliche Reisebeschreibungen 
aus den Bibliotheken Venedigs; in einigen späteren Büchern 
des Rad (42, 49, 55, 62, 71, 84, 100, 105, 112, 116, 124, 129, 130, 
136) behandelt er ältere, zum Teil mittelalterliche Reiseberichte 
über die Balkanhalbinsel. Nevostrujev gibt uns (Buch 21) 
Einblick in die Geschichte der orientalischen Kirche in Böhmen 
während Nodilo auf Grund der Volkslieder und der Sprache 
die Religion der Serben und Kroaten bespricht (Buch 77, 79, 
81, 84, 85, 89, 91, 94, 99, 101). Auf Grund des Gewohnheits- 
rechtes sowie der schriftlichen Denkmäler behandelt Petranović 
(im Buch 6, 16, 23, 30, serbisch) verschiedene Seiten aus dem 
serbo-kroatischen Rechtsleben, wie Blutrache, Knechtschaft 
und Erbrecht. Silovié handelt (Buch 194) über die Entwicklung 
der Schuld im kroatischen Strafrecht. Eine ungemein rege 
und fruchtbare Tätigkeit entwickelte im Rad insbesondere 
Fr. Rački mit seinen Abhandlungen über ältere südslavische 
Geschichte sowie einzelnen Spezialuntersuchungen über wichtige 
Erscheinungen aus dem Staats-, Volks- und Kulturleben der 
Südslaven. T. Smitiklas beschrieb im Auftrag der Akademie 
in einer separaten Abhandlung das Leben und die Werke dieses 
für die kroatische Geschichtschreibung so bedeutenden Mannes. 
Im 80. Buch des Rad gab Racki auch einen Grundriß der 
kroatischen Historiographie vom Jahre 1835—1885. — Staat- 
liche Einrichtung, gerichtliche Administration, das Verhältnis 
zwischen Staat und Kirche in der Republik Ragusa bespricht 
ferner Vojnović (Buch 103, 105, 108, 114, 115, 119, 121, 127, 129). 
Damit wären die wichtigeren historischen Abhandlungen im 
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Rad ziemlich erschöpfend aufgeführt, zumal wenn wir dazu 
noch die Arbeiten von Šišić und Gruber (über die Kämpfe 
um Dalmatien) (Buch 142, 152, 166, 168, 170), von Mesić, 
Tkalčić, MakuSev und Strohal nennen. 

Weiterhin sind fiir die Fundgrube historischer Forschung 
überaus wichtig die Starine (Altertümer), in denen von 
der Akademie Akten, Gesandschaftsberichte, Tagebücher, 
Schriften und Aufsätze, die meistens die neuere Geschichte 
der kroatischen Länder betreffen, publiziert werden. Bisher 
sind 33 Bände erschienen. Erwähnt sei vor allem an dieser 
Stelle die Veröffentlichung der Berichte von Mat. Karaman, 
eines Bürgers aus Spalato, über Rußland (im Buch 15 von 
Pierling hg.). Im Verein mit Rački gab Pierling (Buch 14, 16) 
die Briefe und den Bericht des L. Komulovié über dessen 
Gesandschaftsreise in die Türkei, nach Siebenbürgen, in die 
Moldau und nach Polen (im Jahre 1593 und 1594) heraus. 
Vučetić veröffentlichte (Buch 17) den Briefwechsel serbischer 
Mönche auf dem Berge Athos mit ihren Fürsten und mit der 
Herrschaft Ragusa (Jahr 1520—1792), Novostrujev berichtet 
auch (Bd. 4) über ein Memoriale aller Athosklöster an den 
russischen Patriarchen Joasaf 11. 

Der „Zbornik za narodni Zivot i običaje 
južnih Slavena‘‘ (18 Bände) sammelt alles auf Volksleben und 
Gebräuche der Südslaven, vor allem der Kroaten, bezug- 
nehmende Material wie: Märchen, Volkssagen, Aberglauben, 
Wahrsagerei, Privat- und Gewohnheitsrecht, Volks- und Kinder- 
spiele; Gebräuche anläßlich verschiedener Festtage, Festlich- 
keiten und Gebräuche bei verschiedenen Arbeiten, Hochzeits- 
gebräuche, Gewohnheiten im Verkehr mit den Mitmenschen, 
Vereinswesen; Familiennamen, Geheimsprache, verschiedene 
Sprüche und Rätsel, Nahrung und Gefäße, Haus und Haus- 
gerät, Pflege von Waren und Tieren, Bebauung des Landes, 
Haus- und Gewerbearbeiten, Trachten, Ostereier, Volksmedizin, 
religiöses Leben und Schulwesen. Ferner werden auch Unter- 
suchungen über die Entwicklung der Stickerei und über die 
nationale Textilornamentik, über die Tonkunst auf dem flachen 
Land sowie andere folkloristische Beiträge aus den verschieden- 
sten Gegenden und Teilen Kroatiens in diesem Zbornik ge- 
sammelt und veröffentlicht. 
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V. Mažuranić gibt im Auftrag der Akademie ein kroatisches 
rechtshistorisches Wörterbuch heraus, welches 
bis jetzt in zwei Heften (bis zum Buchstaben g) erschienen ist. 

Inden Monumenta historico-juridica Sla- 
vorum meridionalium (bisher 9 Bände) werden Statuten und 
Gesetze verschiedenster kroatischer Städte, Gemeinden, Inseln 
sowie auch von gewerblichen Korporationen und Bruder- 
schaften herausgegeben, woran sich dann noch die Edition 
verschiedener Urbare wie auch der sonstigen schriftlichen 
Denkmäler über das Gewohnheitsrecht anschließt. 

Vonden Monumenta spectantia historiam 
Slavorum meridionalium (bis jetzt erschienen 33 Bände) ent- 
halten die Bände 1—5, 9, 12, 17, 21, 22 urkundliche Beiträge 
über das Verhältnis zwischen den Südslaven und der Republik 
von Venedig, in den Bänden 6, 8, 11 sind enthalten Commissiones 
et relationes Venetae, im Band 7 sind die Documenta historiae 
chroaticae periodum antiquam illustrantia, im Band 10, 13, 27, 
28, 29 die Monumenta Ragusina enthalten. Band 14, 25, 26, 
30, 31 bilden die Scriptores (als besondere Unterabteilung mit 
Annalen, Chroniken und Geschichten), Band 15, 16, 20 ent- 
halten Aktenstücke, die sich auf die einstige kroatische Militar- 
grenze und Grenzorganisation gegen die Türken beziehen, 
Band 18 Acta Bulgariae ecclesiastica, im Band 19 finden sich 
Akten über die Zriny-Frangipanische Verschwörung, im 23. Band 
finden sich die Acta Bosnae potissimum ecclesiastica. Band 32 
enthält zusammengebrachte Aktenstücke, Notizen und Berichte 
aus römischen und venezianischen Archiven, die die christ- 
lichen Überläufer (Uskoken), die sich vor der türkischen Unter- 
drückung auf kroatischen Boden geflüchtet haben, betreffen; 
der letzterschienene 33. Band bildet den ersten Teil der Acta 
comitialia, der kroatischen Landtagsakten. Band 24 bringt 
ein Orts- und Personenregister zu Band 1—5. 

Im Auftrage der Akademie gibt ferner deren jetziger Präses 
Prof. Tade Smičiklas den Codex diplomaticus regni 
Croatiae, Dalmatiae et Slavoniae heraus. Von diesem mit allem 
wissenschaftlichen Apparat ausgestatteten stattlichen Werk 
sind bis jetzt 10 Bande (bis zum Jahre 1342 reichend) erschienen. 
Gute Dienste leistet dem der kroatischen Sprache (in welcher 
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die kurzen Kopfregesten bei den einzelnen Urkunden abgefaBt 
sind) unkundigen Beniitzer das am Schlusse eines jeden Bandes 
beigegebene ,,Summarium in lateinischer Sprache, das eine 
kurze Inhaltsangabe aller im betreffenden Band enthaltenen 
Urkunden gibt, während ein Index alphabeticus der vorkommen- 
den Orts- und Personennamen die praktische Benützbarkeit 
und den Wert des Werkes nicht unbedeutend hebt. 

AuBer diesen groBangelegten Sammel- und Quellenwerken 
fördert die Akademie durch materielle und moralische Unter- 
stützung auch die Herausgabe einzelner Werke (Opera academiae 
scient. et artium Slavorum merid., bisher 23 Bücher; Bogisié, 
Zbornik pravnih običaja; Theiner, Vetera monumenta Slav. 
merid. I, II; Rukuljević, Acta Croatica, Nodilo, Geschichte 
des Mittelalters für das kroatische und serbische Volk u. a. m.). 

Aus dem oben Angeführten ersieht man, daß — trotzdem 
es an guten und gewissenhaften darstellenden und erzählenden 
Werken nicht fehlt — für jetzt das Hauptgewicht darauf gelegt 
wird, eine möglichst vollständige und erschöpfende Quellen- 
und Materialiensammlung für die einzelnen historischen Gruppen 
zu schaffen. Wenn dieses gesteckte Ziel einmal auch nur an- 
nähernd erreicht sein wird, werden auf dieser vorhandenen 
sicheren Basis mit der Zeit auch größere, breitangelegte, das 
gesamte gesammelte Material zusammenfassende darstellende 
Werke sozusagen von selber hervorsprieBen. Und wenn sich 
die Leitung der Akademie mit allem Eifer auf das Sammeln 
und Publizieren geworfen hat, so tut sie das ganz zielbewußt 
und mit gutem Grund die Umstände klar berechnend: man 
soll sammeln, so lange Material vorhanden ist, man warte nicht, 
bis die Zeugen geschichtlichen Lebens ausgestorben, ausgerottet 
und vernichtet oder aber in alle Windrichtungen verschleppt 
sind. 


he 
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Von Theodor Schiemann. 


Um die Geschichte Kaiser Alexander I. hat sich in neuerer 
Zeit niemand so sehr durch Veröffentlichung neuen Materials 
verdient gemacht, wie der GroBfirst Nikolaj Michajlovič 
von Rußland. Zu den früheren Publikationen, die bereits in 
unserer Zeitschrift eingehend gewürdigt worden sind, treten 
nunmehr drei neue Bände: Kaiser Alexander I. Versuch einer 
historischen Untersuchung. Band I. Text: und Anlagen mit 
19 Tafeln Porträts und Zeichnungen. Petersburg 1912 (russisch, 
die Anlagen französisch). 

Als zweiter Band, aber nicht als solcher bezeichnet, ist 
die Veröffentlichung der diplomatischen Berichte des öster- 
reichischen Gesandten am russischen Hofe, von Lebzeltern 
(1816—1826), zu betrachten. Petersburg 1913, mit russischem 
und französischem Titel, einer russischen biographisch-kritischen 
Einleitung und französischem Text. 

Die dritte, gleichfalls in diesem Jahr erschienene Publikation 
des Großfürsten führt den Titel: Die Generaladjutanten Kaiser 
Alexander I. Mit 47 Porträts, von denen 19 in Farben. Voraus- 
geschickt ist eine historische Einleitung S. 1—22. Der Text 
ist russisch. 

Es wäre überflüssig darauf zu verweisen, daß die Aus- 
stattung nichts zu wünschen übrig läßt. Auch nach den ‚Portraits 
Russes“ findet man hier eine Auswahl zum größten Teil noch 
nicht veröffentlichter, vorzüglich ausgeführter Porträts, und 
der Druck ist vortrefflich. 

Für den Historiker fällt der Schwerpunkt naturgemäß 
auf die Anlagen. So freimütig das Urteil des Verfassers und 
so zweifellos seine Absicht ist, der historischen Wahrheit nahe 
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zu kommen, läßt sich doch nicht verkennen, daß wir es mit einer 
stark ausgeprägten Subjektivität zu tun haben. Man wird 
seinen Urteilen keineswegs immer zustimmen können, aber auch 
wo sie Widerspruch hervorrufen, sind sie stets von Interesse. Auch 
sagt der Verfasser ausdrücklich, daß er nicht beabsichtige, eine 
Geschichte Alexanders zu schreiben. Es sind Apercus, zum großen 
Teil polemischen Charakters, wobei sich sein Widerspruch vor- 
nehmlich gegen das mystische Element in der Geschichtsauf- 
fassung Schilders richtet. Die nichtrussische historische Literatur 
der behandelten Zeitperiode, die französische wie die deutsche, 
wird, wie es so häufig in Rußland geschieht, fast gar nicht 
berücksichtigt, auch da nicht, wo der Zusammenhang es durch- 
aus verlangt. Der Standpunkt ist ein nationalistischer und 
liberaler. Am besten ließe sich dieser ,, Versuch einer historischen 
Untersuchung“ als ‚Essay‘ im englischen Sinn bezeichnen, 
und als solcher scheint er uns sehr wohl auch eine Übersetzung 
ins Deutsche zu verdienen. Der ‚Versuch‘ gibt 349 Seiten 
erzählenden Text. Außerordentlich lehrreich sind die Anlagen. 
Der 1. Band bringt die folgenden Nova: 13 Briefe Alexanders 
an Laharpe vom Mai 1801 bis Dezember 1818 und 2 Briefe 
Laharpes an Alexander vom 30. August und 3. September 
1801. 5 Briefe Czartoryskis an Alexander 12. März 1811 bis 
27. Dezember 1812 (von letzterem ist die Einführung bereits 
bekannt gewesen, aber der Schluß und die Apostille fehlten, 
wie die 4 vorausgeschickten Briefe, bei Mazade). 1 Brief 
Alexanders an Czartoryski vom 1. April 1912, der zwar bekannt 
war, vom Großfürsten aber nach dem Bleistiftkonzept des 
Kaisers gedruckt worden ist, das einen bei Mazade fehlenden 
Schlußsatz enthält, aus dem wir erfahren, daß der Kaiser eine 
Schuld Czartoryskis an den Bankier Rall mit 800 000 Rbl. 
liquidiert hat; gewiß ein Beweis, wie sehr dem Kaiser daran 
lag, in dieser kritischen Zeit den Führer des polnischen Patriotis- 
mus zu sich herüberzuziehen. Sehr interessant sind auch die 
Berichte des französischen Geschäftsträgers St. Julien an 
Metternich, in Summa 36 Briefe, welche die Jahre 1809—1812 
umfassen. Ein Bericht Lebzelterns an den Grafen St. Julien 
über eine Unterredung mit dem Kaiser vom 13. Januar 1812 
verdient in dieser Sammlung besonders hervorgehoben zu werden. 
Zeitschrift f. osteurop. Geschichte. IV. 15 
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Psychologisch am merkwürdigsten ist die Korrespondenz 
Alexander Golicyns mit dem Kaiser, die in Zuschrift und 
Antwort von 1807—1824 reicht und geistliche Gewissens- 
fragen, zuweilen nicht ohne Gereiztheit, behandelt. 

Die Publikation der Berichte Lebzelterns 1816—1826 
ist in fast identischem Text mit russischer und französischer 
Einleitung versehen und gibt neben den Berichten des Bot- 
schafters noch zwei Versuche einer Gesamtdarstellung der 
russischen Verhältnisse. Beide sind Früchte einer mehrmonat- 
lichen Reise, welche die Verfasser: der Prinz von Hessen-Hom- 
burg und der Major von Clam-Martinitz 1818 als Begleiter 
des Kaisers in Rußland mitmachen durften. Diese Berichte 
verdienen sorgfältig durchgearbeitet zu werden und bieten 
neben Bekanntem auch viel Neues. Es ist bei der Edition, 
wie leider bei fast allen Publikationen diplomatischer Depeschen, 
versäumt worden, die Art der Expedition und den Charakter der 
Berichte, ob sie vertraulich, geheim oder ostensibel sind, regel- 
mäßig anzugeben. In vielen Fällen läßt es sich an der Hand 
des Inhalts feststellen, aber keineswegs immer, während doch 
die politische Würdigung der Depeschen oder Weisungen dadurch 
bedingt werden muß. Die völlige Geringschätzung, mit der 
Großfürst Nikolaj Michajlovié über die russischen Diplomaten 
der Zeit, die Vollblutrussen, wie die Diplomaten fremder Her- 
kunft in russischen Diensten, urteilt, bedarf der Einschränkung. 
Die russische Politik jener Tage ist nicht von ihnen gemacht 
worden; sie waren Werkzeuge in den Händen Alexanders. 
Mit den politischen, auf mystischer Grundlage vorhandenen 
Prinzipien Alexanders ließ sich trotz aller Verschlagenheit 
seines Geistes eine russische Prinzipienpolitik, wie der Verfasser 
sie gewünscht hätte, überhaupt nicht machen. Daß diese 
Prinzipien erst liberale, danach retrograde Wege wiesen, 
führte zwar zu Widersprüchen in der Haltung RuBlands, bot 
aber den Diplomaten keine Möglichkeit, ihrerseits der Politik 
des Reiches eine andere Richtung zu geben. Der Herrscher 
bestimmte, und sie hatten zu gehorchen. So aber ist es von den 
Tagen Pauls bis zum Tode des Kaisers Nikolaus gewesen. 
Unter Paul und Alexander I. machte man alle politischen 
Sprünge der Kaiser mit, unter Nikolaus folgte man wider- 
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spruchslos und wahrscheinlich überzeugt der konsequenten 
Richtung, bei der er blieb. Er hat ohne Zweifel Schule ge- 
macht. Erst unter Alexander II. hat sich das geändert. 
Die Monographie tiber die Generaladjutanten Alexanders 
bietet, abgesehen von der Einleitung, wenig Neues. Die vor- 
trefflichen Illustrationen werden von biographischen Skizzen 
begleitet, die bis auf acht schon aus den Portraits Russes be- 
kannt sind. Aber die Betrachtungen, die der Großfürst seiner 
Publikation vorausschickt, sind merkwürdig, weil auch sie 
bestätigen, daß unter diesen Nächsten des Kaisers keiner war, 
der einen merklichen Einfluß auf ihn ausgeübt hätte. Auch 
das verdient hervorgehoben zu werden, daß einer der Ver- 
schworer vom 23. März 1801, Fedor Petrovič Uvarov, 
zu den Generaladjutanten des Kaisers und zu seinen steten 
Begleitern gehörte. Es ist eine Ergänzung zu dem „Versuch 
einer historischen Untersuchung“, die uns hier geboten wird, 
und von besonderem Interesse der Hinweis auf die noch nicht 
edierten, aber erhaltenen Aufzeichnungen, die sich aus dem 
Kreise dieser Männer bis in die Gegenwart gerettet haben. 


15* 


I. Miszellen. 


Neue Beiträge zur Vorgeschichte der Verhaftung 
Victor Hehns. 


Eine sehr willkommene Ergänzung, die uns über die Be- 
ziehungen Hehns zur Baronin Marie Bruiningk aufklärt, bringt 
das soeben erschienene Buch von Hermann Baron Bruiningk: 
„Das Geschlecht von Bruiningk in Livland“. Familiengeschicht- 
liche Nachrichten. Riga 1913. 

Als die Baronin Marie Bruiningk, geb. Fürstin Lieven, 
im Sommer 1850 mit ihrem Gemahl Dorpat verließ, um in 
Deutschland ihre zerrüttete Gesundheit herzustellen, hat ihr 
Victor Hehn folgende Worte der Erinnerung in ihr Stamm- 
buch eingetragen: „Sei dieses Blatt, hochverehrte Freundin, 
dem Andenken jenes Winters geweiht, wo Sie im hohen Norden, 
hinter doppelten Scheiben, während Gewalt und Erstarrung 
die Welt draußen gefangen hielt, die idealen Blüten und Früchte 
voraus ausbreiteten und Näh und Ferne im reinen Kristall 
Ihrer Seele spiegelten. Führe es Ihnen das Bild des Freundes 
vor, der erst in spärlichen, dann immer häufigeren, zuletzt 
täglichen Besuchen, erst staunend, dann überwunden, Ihnen 
auf immer zu eigen geworden ist: 


Im Feuer Ihres liebenden Gefühls 
Erhoben sich mir selber zum Erstaunen 
Des Lebens flach alltägliche Gedanken. 


Mit der innigsten Wehmut sah ich Sie scheiden und uns 
allein lassen, und fühle die ganze Größe der Lücke, die unser 
Leben dadurch erhält. Die Quelle versiegt, aus der ich Muth 
und Hoffnung schöpfte, wenn ich am Weltlauf verzweifelte, 
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wenn ich in feiger Flucht zu den Schatten der Abstraktion 
mich rettete, in bequemen Genüssen Selbstvergessenheit suchen 
wollte. Und der weitere Kreis, den von der Schwungkraft 
Ihrer Begeisterung sein gemäßigt gleichgiltiges Denken tragen 
ließ — er wird sich wieder den alten Götzen zuwenden, gleich 
den Völkerschaften, die abfallen, sobald der Missionär den 
Rücken kehrt. 

Missionärin der Freiheit bringen Sie auch ferner Armen 
und Unerleuchteten das Evangelium und schließen den Ge- 
fangenen die Ketten auf. Es werden böse Zeiten kommen, 
Sie werden nicht ermüden, uns die Fahne vorzutragen. Bis 
auf ein Wiedersehen, an das ich in diesem Augenblick nicht 
zweifle, erhalte mich die unerlöschliche Erinnerung an die- 
jenige, die wie ein Traum kam, eine Weile vor uns leuchtete 
und verschwand. 


Dorpat, den 3./15. Juni 1850. Victor Hehn. 


Wir wissen nicht, ob Hehn danach mit der Baronin Brui- 
ningk in brieflichem Verkehr gestanden hat. Aber eine Spur 
ihrer freundschaftlichen Beziehungen zu Hehn hatte sich 
ohne Zweifel in Briefen und Tagebüchern erhalten, als im 
Juni 1851 die Hamburger Polizei eine Haussuchung in ihrer 
Wohnung vornahm und alles Schriftliche, was bei ihr gefunden 
wurde, konfiszierte. Dieses Material ist dann nach Petersburg 
geschickt worden und hat den Anlaß zur Verhaftung Hehns 
gegeben. Es wäre von höchstem Interesse, wenn die heute 
gewiß ganz unbedenkliche Korrespondenz der Baronin Bruiningk 
der Geschichtsforschung zugänglich gemacht würde als eine Quelle 
für die Geschichte der geistigen Strömungen in Dorpat während 
der kritischen Jahre der großen Revolution wie auch für die Ge- 
schichte Deutschlands in dieserZeit. Was die Baronin Bruiningk 
in den „Verdacht hochverräterischer Verbindungen“ gebracht 
hatte, waren ihre Beziehungen zu den geistigen Führern der 
Freiheitsbewegung. Ein schöner Brief, den E. M. Arndt ihr 
aus Frankfurt den 17. Wintermonds 49 schreibt, gibt davon 
Zeugnis. Von diesen Beziehungen, die während des ersten 
Aufenthalts der Baronin in Deutschland geknüpft wurden, 
konnte Hehn mündlich viel erfahren haben. Einen direkten 
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Anteil an ihnen zu suchen, hat er offenbar nicht gewagt. Das 
hätte seinem bescheidenen und zurückhaltenden Wesen nicht 
entsprochen. Ihn in Zusammenhang mit der Befreiung Kinkels 
zu bringen, an der übrigens die Baronin nur durch eine Geld- 
spende teilgenommen hat, verbietet sich von selbst. Aber 
es ist sehr zu bedauern, daß Hehns Tagebücher aus den Jahren 
1848—1851 nicht zugänglich sind. Auch sie müssen in den 
Akten der 3. Abteilung der höchsteigenen Kanzlei Kaiser 
Nikolaus I. liegen und seien dem Interesse der russischen 
Historiker bestens empfohlen. 
Schiemann. 


m a 


MI. Kritiken, Referate, Selbstanzeigen. 


—— ee 


Neva i Nienschanz. Sostavil A. J. Hipping s vstupitel’noju 
statjeju. A. S. Lappo-Danilevskago. Bd. 1 u. 2. Peters- 
burg 1909. 


Neva und Nienschanz. Verfaßt von Hipping. Mit einem ein- 
leitenden Artikel von A. S. Lappo-Danilevskij. 

Gleichfalls von letzterem eingeleitet und herausgegeben: Karten 
und Pläne von der Neva und Nienschanz. Gesammelt von 
A. J. Hipping und A. A. Kunik. Petersburg 1913. Großfol. 
13 Karten. 


Es ist ein Werk der Pietät, das hier durch Veröffentlichung 
der Lebensarbeit des schwedischen Gelehrten Andreas Johann 
Hipping von der Petersburger Akademie der Wissenschaften 
dargeboten wird. Herr Lappo-Danilevskij hat der Edition 
des Textes der zweibändigen historischen Studie, die Hipping 
dem Lauf der Newa und ihrer schwedischen Festung gewidmet 
hat, einen Lebensabriß Hippings und eine Charakteristik seiner 
gelehrten Arbeiten vorausgeschickt. Diese Arbeiten, die den 
großen Mäzen der Tage Alexanders I., den Reichskanzler 
Grafen Rumjancov, lebhaft interessierten, bewegten sich 
auf dem Boden der Geschichte Finnlands und Ingermannlands 
und sind von der glänzenden Reihe der Petersburger Akademiker 
der 20er bis 60er Jahre: Frähn, Sjögren, Krug, Kunik ge- 
fördert worden. Namentlich der letztere hat Hipping veranlaßt, 
sein ursprünglich (1836) in schwedischer Sprache erschienenes 
Werk in erweiterter und umgearbeiteter Form der Akademie 
zur Veröffentlichung in russischer Ausgabe zu übergeben. 
Hipping führt die Geschichte der russisch-schwedischen Rivalität 
am vielumstrittenen Lauf der Newa bis zur Eroberung von 
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Nienschanz, am 1. Mai 1703, d. h. bis zu dem Ereignis, das 
für die Gründung von St. Petersburg entscheidend wurde, 
und sie erst möglich machte. 

Weder Hipping noch Kunik haben jedoch die Vollendung 
des Druckes erlebt, erst Lappo-Danilevskij, dem der Sitz Kuniks 
in der Petersburger Akademie der Wissenschaften nach dessen 
Tode übertragen wurde, hat die Edition zum Abschluß geführt. 
Sie ist von der historisch-philologischen Sektion der Akademie 
nicht in den Buchhandel gebracht, sondern nur Bibliotheken 
und einigen Gelehrten zugeschickt worden. 

Das gleiche gilt von den soeben erschienenen 13 Karten, 
die als Anlage dienen und, soweit sie Original sind, aus den 
Jahren 1580—1701 stammen. Es liegt wohl an prinzipiellen 
Erwägungen, daß dieser vorzüglich ausgestatteten Publikation 
auch der von Munthe edierte Plan der Belagerung von Nien- 
schanz (24. April 1703) durch Peter den Großen angeschlossen 
ist. Den Karten ist ein sorgfältiger topographischer Index 
angeschlossen. 

Schiemann. 


W. Kijuéevskij, Istorija Soslovii v Ros- 
sii. „Geschichte der Stände in Rußland‘. 
Moskau 1913. XVII und 251 Seiten. 


Unter diesem Titel sind im Frühjahre dieses Jahres eine 
Reihe Vorlesungen des verstorbenen Moskauer Gelehrten 
herausgegeben worden, die er im Jahre 1886 an der Moskauer 
Universität vor Studenten der historisch-philologischen und 
der juristischen Fakultät gehalten hat. Das Fehlen einer allge- 
meinen Darstellung der Geschichte der Stände Rußlands und 
die Absicht, diese Lücke zu füllen, war es, was den Verf. nach 
seinen eigenen Worten bewog, diese Vorlesungen zu halten. 
Noch heute haben sie diesen Wert nicht eingebüßt. Die Grund- 
lage für die Herausgabe der Vorlesungen bilden die Nach- 
schriften von Zuhörern. Bei der langsamen und deutlichen 
Vortragsweise Kljutevskijs konnten sie mit stenographischer 
Genauigkeit geschrieben werden. Diese an sich so genauen 
Nachschriften gewinnen aber dadurch noch einen ganz besonderen 
Wert, daß Kljutevskij zwecks lithographischer Herausgabe 
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derselben für seine Zuhörer eine jede einzelne sich nochmals 
hat vorlegen und vorlesen lassen und daß er sie dabei nicht 
nur einer sorgfältigen Korrektur, sondern auch einer über- 
aus eingehenden Umarbeitung, ja häufig einer Neugestaltung 
unterzogen hat. 

Im Hinblick auf seine Zuhörer war diese Arbeit getan. 
Dem entspricht denn auch der Charakter der jetzt herausge- 
gebenen Vorlesungen. Sie sind eben an Studierende gerichtet. 
Das Bemühen, möglichst klar und anschaulich zu sein, tritt 
überall hervor und führt zu Wiederholungen, Längen, Zusam- 
menfassungen. Der pädagogische Zweck schimmert überall 
durch. Dem wissenschaftlichen Werte des Buches hat das 
aber keinen Abbruch getan. Es ist und bleibt die Frucht eines 
aus dem ganz Vollen schöpfenden, tiefeindringenden Geistes. 
Es ist ein schönes, wertvolles Geschenk, das uns noch nach dem 
Tode des Verf. zuteil geworden ist. 

Den ganzen Reichtum und die Fülle des Buches darzu- 
legen, geht über den Rahmen dieser kurzen Anzeige hinaus. 
Nur mit ganz wenigen Worten möchte ich den Inhalt andeuten. 
In überaus klarer und übersichtlicher Weise wird die Stände- 
entwicklung Rußlands von den Zeiten des Kiever Fürstentums 
bis zu den großen Ständeprivilegien Katharinas II. von 1785 
geschildert. Allerdings ist die Zeit seit Peters d. Gr. Tode nur 
mit einigen ganz knappen Worten skizziert. Der Hauptnach- 
druck liegt auf der Zeit des Moskauer Großfürstentums, also 
auf dem XV., XVI. und XVII. Jahrh. In vier Stufen vollzieht 
sich für Kljutevskij die Entwicklung der Stände in Rußland. 
Die älteste Zeit — die Zeit des Kiever Fürstentums (IX.— XII. 
Jahrh. charakterisiert sich zunächst durch den Gegensatz von 
Eroberer und Unterworfenen. An die Stelle dieses primitiven 
Gegensatzes tritt aber schon im Laufe des X. und XI. Jahrh. 
ein neuer. Die Klasse der Krieger, vom Fürsten in Heer und 
Verwaltung verwandt, gestaltet sich um zur regieren- 
den Klasse, die dem regierten Vok, bestehend aus Freien 
und Unfreien, gegenübersteht. Die Stellung zum Fürsten be- 
stimmt die verschiedene Wertung der einzelnen Gruppen, die 
in der verschiedenen Höhe des Wehrgeldes hervortritt. Im 
XII. Jahrh. treten dann innerhalb dieser alten Gruppen der 
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Mannen des Fürsten und der Freien (Gemeinfreien) ökonomische 
Differenzierungen ein. Unter ersteren bildet sich heraus der 
Stand der Großgrundbesitzer der Bojaren, unter letztern 
der Stand der Smerden, die vom Fürsten, und der Stand der 
Zakupen, die von Großgrundbesitzern Land erhalten haben. — 
Dieselben Stände kennt auch die folgende Periode, die Zeit der 
Teilfürsten (XIII., XIV. und XV. Jahrh.), nur daß eine andere 
Terminologie aufkommt. Aber ein wesentlicher Unterschied 
ist eingetreten. War bisher das Verhältnis der Bevölkerung 
zum Fürsten ein Verhältnis politischer Untertanschaft, so ist 
es jetzt gemäß dem veränderten Wesen des Teilfürsten — der 
mehr wirtschaftlicher Inhaber als politischer Herr seines Terri- 
toriums ist — ein auf freiem, jederzeit lösbarem Wirtschafts- 
vertrag ruhendes. Freiwillig durch jedesmaligen Vertrag und 
nur durch diesen Vertrag tritt der einzelne Freie in den Dienst 
des Fürsten und verpflichtet sich zu Leistungen gegen ent- 
sprechende Gegenleistungen (etwa Verwaltungs- 
dienst und Heeresdienst gegen Einnahmen aus diesen Ämtern 
und Leistung von Abgaben gegen Erteilung von Land). Jeder- 
zeit kann dieses Verhältnis zum Fürsten gelöst werden und 
kann der Betreffende fortziehen. Der Gedanke politischer 
Untertanschaft fehlt. Eine ganz andere Luft durchweht die 
Moskauer Zeit. Überaus lebendig hat Kljutevskij es ver- 
standen, zu zeigen, wie die Stellung des Moskauer Großfürsten 
durch die Unterwerfung von ganz GroBruBland sich vollständig 
gewandelt hat. Er ist der alleinige Herr Großrußlands und 
damit der Repräsentant der großrussischen Nation. Daraus 
erwachsen jetzt seine Rechte allen Russen gegenüber und die 
unbedingten Pflichten aller Russen ihm gegenüber. Der 
Gedanke der politischen Untertanschaft mit den unlösbaren 
und unbedingten Zwangspflichten eines jeden Russen dem 
Großfürsten gegenüber erwacht wieder, und im schweren Kampf 
um die Existenz der russischen Nation wird naturgemäß der Ge- 
danke der Pflicht des einzelnen dem Staate gegenüber betont, der 
Gedanke anGegenleistungen des Staatesaber völlig zurückgestellt. 
— In diesen Staatslasten mit ihrer Verschiedenheit findet nun 
Kljutevskij das neue Prinzip, das in dieser Periode die Gliederung 
der Bevölkerung in eine große Zahl von Gruppen bewirkt. 
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Mit wundervoller Klarheit und Durchsichtigkeit wird die ganze, 
je nach Art und Bedeutung der Staatslasten unendlich fein 
differenzierte, kaum übersehbare Gliederung in ständische 
Gruppen (Cins) dargelegt. So entstehen durch Auferlegung 
der hohen Ämter in Heer und Verwaltung auf die alten depos- 
sedierten Teilfürsten, auf die alteingesessene Moskauer Bojaren- 
schaft und auf dienach Moskau gezogenen Bojaren und Adeligen 
eine ganze Reihe oberster Cins oder Standesklassen; eine weitere 
Anzahl solcher entsteht dann durch Auferlegung der verschiede- 
nen Arten des Kriegsdienstes auf den Provinzadel je nach 
Kriegstüchtigkeit, d. h. je nach der Fähigkeit, gut bewaffnete 
Kriegskräfte zu stellen. Und schließlich gliedert sich auch die 
gesamte steuerpflichtige Bevölkerung in Gruppen: durch Auf- 
erlegung verschiedener Ämter (bestehend in der Leistung der 
finanziellen und kommerziellen Geschäfte des Staates), je nach 
Vermögen, auf die reiche hauptstädtische Kaufmannschaft 
und durch Auferlegung der einfachen Steuerlast in verschiedener 
Höhe, je nach Tragfähigkeit, auf die einfache Stadt- und Land- 
bevölkerung. — In überaus anschaulicher Weise vergleicht 
Kljuéevskij diese Organisation einem über das ganze Land 
ausgedehnten Waffenlager, geleitet vom Generalstab, den 
obersten Cins der Dienstmannen in Moskau. Daneben, um 
diesem Heereslager die nötigen materiellen Mittel zu verschaffen, 
stehe unter Leitung der oberen Moskauer Kaufmannschaft die 
Intendantur, d. h. die Organisation der gesamten steuerpflichti- 
gen Bevölkerung. Der Gedanke der straffen Unterordnung 
aller Elemente unter die Interessen des Moskauer Staates in 
militärischer und finanzieller Hinsicht wird dadurch gut zum 
Ausdruck gebracht. 

In einem letzten Abschnitt zeigt Kljulevskij, wie im Laufe 
des XVII. Jahrhunderts ein neues Prinzip der Ständegliederung 
sich herauszuarbeiten beginnt. Nicht mehr der Unterschied der 
Staatslasten, sondern der ausschließliche Besitz von Rechten 
und Vorrechten gliedert jetzt die Bevölkerung. So bildet sich 
aus der Klasse der alten Dienstmannen, des Adels, eine Klasse 
der alleinigen Grundbesitzer; ebenso erhält die Klasse der 
städtischen Bevölkerung das alleinige Recht auf Gewerbe und 
Handel, als dritte Gruppe treten daneben die Ackerbauer und die 
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bäuerliche Bevölkerung. Nur derjenige darf an diesen Rechten 
teilnehmen, der in die entsprechende Klasse eintritt. Dieser 
Prozeß wird begleitet von einer Auflösung der alten Cin- 
gruppen, meist durch Auferlegung der sie bildenden Staatslasten 
auf breitere Schichten. 

Ihren Höhepunkt erreicht die Entwicklung der ständischen 
Sonderrechte in der Privilegienerteilung Katharinas II. von 
1785. Hier werden die besonderen Vorteile des Adels und zum 
Teil der Bürger bestätigt und festgelegt. Im XIX. Jahrh. 
setzt dann die rückläufige Bewegung ein, die Zeit des Aus- 
‚gleichs dieser Standesvorrechte. 

Diese Ausführungen sollen den Inhalt und den Reichtum 
des Buches nur andeuten. Auf die vielfachen, wertvollen 
Einzelpartien einzugehen, würde zu weit führen. Wir können 
nur dankbar sein, daß uns diese Arbeit Kljutevskijs erhalten 
ist und zugleich hoffen, daß bald auch der fünfte Teil seiner 
russischen Geschichte, wie es in Aussicht gestellt worden ist, 
erscheinen möge. 


Moskau. Br. Hahn. 


Igor Grabaf, Istorija russkago iskusstva. 
Verlag I. Knebel, Moskau. 


„Die Geschichte der russischen Kunst‘‘ von Igor Grabar, 
ein auf neun Bände berechnetes Sammelwerk, erscheint in 
Heften a 10—12 Druckbogen in quarto. Vier Bände behandeln 
die Architektur, drei die Malerei, ein Band die Plastik und ein 
Band die dekorative Kunst samt Kunstgewerbe. 

Daß der Architektur der Ehrenplatz eingeräumt worden, 
ergibt sich schon aus der Einteilung des Werkes und wird in 
der Einleitung folgendermaßen motiviert: „Rußland ist ein 
Land von Baumeistern par excellence.“ Anders erklärt freilich 
Nekrasov !) das Uberwiegen der Architektur im vorliegenden 
Werke. Die Wiederspiegelung des Standes der Kunstforschung 
will er darin erkennen, die sich in Rußland vorwiegend mit der 
Baukunst beschäftigte, viel bearbeitetes Material auf diesem 


1) Aleksei Nekrasov, „Igor Grabaf, Istorija russkago iskusstva“ I, Il, 
Journal des Ministeriums der Volksaufklärung 1911, November. 
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Gebiete aufzuweisen hat, den übrigen Künsten hingegen bei 
weitem nicht so viel Aufmerksamkeit schenkte. 

Wie dem auch sei, der Gedanke von der außerordentlichen 
Begabung der Russen für die Baukunst ist sehr anregend. 
Kunstwerke, die eine noch so eigenartige und persönliche Ver- 
arbeitung westeuropäischer Motive darboten, wurden noch vor 
kurzem für wertlose Nachahmungsprodukte gehalten. Man 
traute dem russischen Geiste die Kraft und innere Selbständig- 
keit nicht zu, Entlehntes zu seinem Eigentum stempeln zu 
können. 

Einem Viollet-le-Duc, der russische Architektur nach zu- 
fällig zusammengesuchten Bilderbogen studierte, mußte selbst- 
verständlich in erster Linie eine Mariä-Geburtskirche in Putinki, 
beispielsweise, auffallen; das Auge des französischen Gelehrten 
war auf das Ungewohnte in den fremdländischen Kunstein- 
drücken eingestellt. 

Als in den 80er Jahren!) nach Rußland die Bewegung 
drang, welche die Verwirklichung der Ideen der Romantiker 
in der Architektur anstrebte, griff man auch hier zur Vergangen- 
heit, aber nicht zur naiven Kunst des Mittelalters, für die sich 
ganz Westeuropa begeisterte, sondern zum 17. Jahrhundert, 
welches schon das Endglied einer langen Entwicklungsreihe war. 
Es war dies ein Fehlgriff, daher konnte auch diese Bewegung 
nichts Bedeutendes zutage fördern. Was unter dem Einflusse 
der russischen Architekten des 17. Jahrhunderts im Banne der 
Putinkischen Eindrücke gebaut wurde, mutet jetzt als unecht 
und unkünstlerisch an. 

Es mußte eine Generation kommen, welcher der abhanden 
gekommene Sinn für antike Schönheit aufging. Somov gab 
Rußland den Geschmack für die Kunstformen der 30er Jahre 
wieder, für das wundersame Gemisch von Derbheit und Grazie, 
welches der russische ‚„Biedermeierstil‘‘ bietet; das russische 
Empire, das Rokoko, der Barock und die Renaissance erstanden 
nach der Reihe in der antikisierenden Kunst der modernen 
Maler und Architekten, in den Bauten eines Lanseray, eines 


1) Die Studie von Viollet-le-Duc über russische Kunst (L’art russe 
etc.) erschien in russischer Übersetzung 1879. 
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Fomin, in den Gemälden eines Alexander Benois. Immer 
weiter in die Tiefe griff man und entdeckte immer merkwürdigere 
Erscheinungen. Das künstlerisch-wissenschaftliche Erschließen 
der drei Hauptperioden der russischen Kunst vor dem Auf- 
schwunge Moskaus — der Vladimir-Suz’daler, der Novgorod- 
Pskover und der Kiev-Cernigover Periode — führte zu den 
Wurzeln der russischen Baukunst, zur byzantinischen Kunst. 

„Die Geschichte der russischen Kunst‘ trägt ein deut- 
liches Gepräge des hier angedeuteten Gedankenganges; sie geht 
nicht von der Vergangenheit aus, um von da aus die Gegenwart 
zu ergründen, sondern besinnt sich auf die Vergangenheit durch 
das Betrachten der Zeitumstände von heute. Es ist eine 
systematisierende Arbeit, die das Typische herauszuschälen 
strebt, Übergangsformen und Mischgebilde hingegen außer 
Auge läßt. 

Probleme, die eine eingehende Betrachtungsweise erfordern, 
werden nur leichthin gestreift, wie z. B. in der Beurteilung der 
byzantinischen und romanischen Elemente in der Kirchenbau- 
kunst der Kiev-Cernigover und Vladimir-Suz’daler Periode. 
Die Züge dieser Stile in der russischen Architektur werden 
erwähnt ohne den Versuch einer Erklärung, auf welche Weise 
sie eingedrungen und sich verbreitet haben, und ohne verglei- 
chendes Illustrationsmaterial.e. Auch ist auf die orientalischen 
Elemente in der Baukunst der nachmongolischen Periode nur 
vorübergehend hingewiesen. Es sind dies Probleme von großer 
Wichtigkeit, die aber doch zu kompliziert sind, um in einem 
Werke ausführlich behandelt zu werden, das keinen Anspruch 
erhebt, grundlegenden Untersuchungen angereiht zu werden, 
wie es die von Suslov t), BereZzkov ?) oder Zabélin ?) sind. 
Grabafs Buch hat andere Ziele im Auge. Der russische Leser 
von heute empfindet das Bedürfnis, seine vaterländische Kunst 
kennen zu lernen; es muß ihm ein Handbuch gegeben werden, 


1) V. V. Suslov, Materialy k istorii drevnej Novgorodsko-Pskovskoj 
architektury. Petersburg 1888. 

2) D. N. Berežkov, O chramach Vladimiro-Suzdaľskago knjažestva 
XII i XIII. v. Arbeiten der Archivkommission von Vladimir 1903, V. 

3) I. E. Zabělin, Čerty samobytnosti v drevne-russkom zodčestvě. 
Moskau 1900. 
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in dem die allgemeinen Gestaltungsmotive nur angedeutet, 
Charaktergemälde nur skizziert sind bei einem geringen Auf- 
wand von kulturgeschichtlichem Material. Und das bietet eben 
Grabafs Buch. Es sind meisterhafte Skizzenbilder, wie wir 
ihnen kaum in den Handbüchern von Pavlinov!) oder von 
Novickij*) begegnen, wenn diese Werke auch ihre Vorzüge haben. 
Überdies ist das sorgfältig ausgewählte, prächtige Illustra- 
tionsmaterial von großem Wert. Zum ersten Male werden hier 
Abbildungen gegeben, die teils in Spezialwerken zerstreut, teils 
noch nicht veröffentlicht oder von den Autoren selbst verfertigt 
worden sind. | 

In der Anordnung des Materials lehnt sich I. Grabaf, der 
zu gleicher Zeit Herausgeber, Leiter und Mitarbeiter ist, im 
allgemeinen an bekannte Vorbilder an; wo er sich aber nicht 
streng an dieselben hält, so geschieht dies nicht zum Vorteile 
der Arbeit. Die übliche Gliederung der russischen Kunstge- 
schichte in zwei Perioden, die erste bis Peter d. Gr., die zweite 
von Peter ab, ist beibehalten, obgleich mit einer eigenartigen 
Motivierung. Grabaf weist darauf hin, daß nicht Peters Re- 
formen die Umwälzung in der russischen Baukunst hervor- 
gerufen haben. Denn lange schon vor Peter waren ausländische 
Meister in Rußland tätig. So finden wir in Moskau schon im 
15. Jahrhundert Italiener, wie den berühmten Fioravante, 
Marko Ruffo, Pietro Antonio Solario, Alvise Novi, später Gustav 
Dekentin. Am Ende des 17. Jahrhunderts nahm das deutsche 
Handwerkerviertel (Remeslennaja Sloboda) in Moskau, der so- 
genannte Kokuj, ein Fünftel der Stadt ein. Peters Bedeutung 
für die vaterländische Baukunst bestand also nicht darin, daß 
er die Wege nach Europa ebnete — das war schon vor ihm ge- 
schehen —, sondern darin, daß er Petersburg zum Mittelpunkte 
der Bautätigkeit machte. Vom Tage ihrer Gründung an wurde 
die neue Hauptstadt zur Gesetzgeberin in der Architektur. 
Es entstand neben der Moskauer eine ebenbürtige künstlerische 
Richtung — die Petersburger. Beide wurden für ganz Rußland 
gleich maßgebend. 


1) A. M. Pavlinov, Istorija russkoj architektury. Moskau 1894. 
2) A. P. Novickij, Istorija russkago iskusstva. Moskau 1903. 
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Die Einteilung des Zeitalters vor Peter in zwei Perioden, 
die vor- und nachmongolische, wird von Grabar verworfen. 
Doch ist die Begründung der von ihm vorgeschlagenen 
Einteilung nicht überzeugend. So behauptet er, daß die 
tatarische Invasion nur in der politischen Geschichte einen 
Wendepunkt bedeute); in der Kunstgeschichte aber und in 
der Geschichte der Baukunst ganz besonders soll sich dieser 
Standpunkt aus dem Grunde nicht bewähren, daß der mongoli- 
sche Einfluß nicht allgemein gewesen ist. Novgorod blieb von 
den asiatischen Horden verschont und die großartige Architektur 
von Novgorod und Pskov unversehr'. Am schlimmsten kam 
dabei Moskau weg; als Ivan III. am Ende des 15. Jahrhunderts 
um die Bautätigkeit zu heben, Baumeister und Maurer berief, 
stellte es sich heraus, daß die russischen Meister während der 
zwei Jahrhunderte der Tatarenherrschaft ihre Kunst verlernt 
hatten; sie verstanden es nicht mehr, Ziegeln zu brennen, Ge- 
wölbe zu mauern, Zement zu lösen usw. Es mußten deswegen 
baukundige Leute aus Pskov und aus der Fremde berufen 
werden. Wäre Moskau immer noch das unbedeutende Städt- 
chen wie vor der Tatareninvasion gewesen, so könnten seine 
Bauverhältnisse keine besondere Aufmerksamkeit beanspruchen, 
und Grabaf würde mit seiner Behauptung Recht haben. Das 
ist aber nicht der Fall. Die mongolische Periode brachte den 
Aufschwung Moskaus hervor. Seine Erhebung Vladimir gegen- 
über hatte für die Entwicklung der Baukunst eine ähnliche 
Bedeutung wie später die Förderung Petersburgs auf Kosten 
Moskaus. Wie, unter welchen Einflüssen sich die künstlerische 
Physiognomie dieser Stadt gestaltet hat, ist von großer Be- 
deutung, daher bildet der Beginn des 16. Jahrhunderts einen 
Wendepunkt in der Entwicklung der Architektur. Am Arch- 
angelskij Sobor in Moskau, den der Mailänder Alvise Novi 
1505—09 gebaut hat, läßt sich die vollzogene Wandlung voll- 
kommen verfolgen. Es sind dort zwar russische Formen ver- 
wertet, vorwiegend die aus Vladimir und Pskov entlehnten, 
doch ist deren Behandlung neu. Die italienische Frührenaissance 


1) Freilich wird dies von den neueren Geschichtsforschern bedin- 
gungsweise angenommen. 
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gab die Anregung dazu. Sie brachte auch das frische Stilgefühl 
mit sich, aus dem heraus die Elemente der russischen Kirchen- 
baukunst frei umgebildet wurden. Es wurde ihnen die starre 
Befangenheit genommen. Von nun an wirkt das italienische 
Moment in der Entwicklung der Stilformen immer mitbe- 
stimmend, verleiht ein eigentümliches Gepräge dem Sobortypus, 
der sich in Moskau ausgebildet hat, und offenbart sich im Zelt- 
dachkirchentypus, der gleichfalls im Moskauer Gebiet entstanden 
ist und als ein bodenwüchsiges Produkt russischen Schaffens 
betrachtet wird. 

Dieses neue Formgefühl ist für den Anbruch einer neuen 
Kunstepoche eher symptomatisch als die Ausbildung einer neuen 
Konstruktionsform, des pyramidalen Ziegeldaches, welches in 
den 30er Jahren des 16. Jahrhunderts in den Kirchenbauten 
auftritt. Stellt auch dieses Ziegeldach eine Nachbildung in 
Stein des volkstümlichen, in den Holzkirchen häufig vorkom- 
menden Zeltdaches dar, so ist doch seine technische Ausbildung 
italienischen Einflüssen zu verdanken. Grabar will dagegen im 
Zeltdachkirchentypus den Ausgangspunkt einer neuen Epoche 
erblicken und verwirft somit die übliche Periodisierung. Ohne 
auf den historischen Wert eines Bausystems einzugehen, dessen 
Entwicklungs- und Existenzdauer kaum 100 Jahre umfaßt, 
wollen wir nur auf die Unbestimmtheit der Position hinweisen, 
die Grabafs Handbuch in der Beurteilung dieses vielumstritte- 
nen Baustils einnimmt. Die Verschiedenheit der von den Mit- 
arbeitern der „Geschichte der russischen Kunst‘ vertretenen 
Ansichten, muß um so mehr befremden, als die Einleitung des 
Werkes eine klare Darlegung des Problems in Aussicht stellt. 
So behauptet I. Grabaf, daß der „Vasilij Blazenny (1655—60) 


in der russischen Architektur vereinzelt dastehe‘“ und läßt - 


somit nur die frühe Entwicklungsphase dieses Stiles, also die 
30er Jahre des 16. Jahrhunderts gelten, nicht aber die spätere, 
für die dieser Sobor so charakteristisch ist. Die Überladenheit 
in der Komposition, die Zersplittertheit der Elemente und deren 
verwirrende Fülle sind ihm drohende Zeichen des Verfalls, der 
im 17. Jahrhundert sichtbar wird. Die Blüte der russischen 
Architektur sei eher vor oder nach als im 17. Jahrhundert 
erreicht worden. Wieso nun dieser Stil, dessen Blüte 
Zeitschrift f. osteurop. Geschichte. - IV. 16 
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von so kurzer Dauer war, epochemachend gewesen sein soll, 
wäre unbegreiflich, ließen wir die Ausführungen der übrigen 
Mitarbeiter außer Acht. Sehen wir aber, daß für Th. Th. 
Gornostaev der Vasilij Blazenny die Apotheose der Mos- 
kauer Kunst bedeutet, daß Prof. G. G. Pavluckij die zweite 
Hälfte des 16. und das ganze 17. Jahrhundert für die goldene 
Ära der russischen Baukunst betrachtet, so erscheint uns 
dieses Zeitalter in einem ganz andern Lichte. 

Mit wachsendem Interesse nähern wir uns der Epoche 
Peters d. Gr. Daß Grabar die neuere Zeit in den Gesichtskreis 
der kunsthistorischen Betrachtung hereinzieht, muß ihm um 
so höher angerechnet werden, als er diese Epoche allseitig und 
gründlich erforscht. Was das Quellenmaterial zur Untersuchung 
der Geschichte der Petersburger Architektur betrifft, so 
sei außer reichhaltigem archivalischen Material auf zwei höchst 
wertvolle deutsche Reisebeschreibungen aus der Epoche Peters 
d. Gr. hingewiesen !). | 

Ferner werden die Ergebnisse der neueren Forschungen 
hinlänglich berücksichtigt. Wir verweisen nur auf P. N. Petrov, 
dessen „Istorija St. Peterburga s osnovanija goroda do vvedenija 
v déjstvie vybornago gorodskogo upravlenija po uöreZdenijam 0 
gubernijach 1703—1782“, hrg. 1885, von großem quellenge- 
schichtlichen Wert ist. Die künstlerischen Leistungen auslandi- 
scher Meister finden ihre Würdigung. 

Die Entdeckung des verschollenen Gottfried Schädel unter 
ihnen verdanken wir wohl I. Grabar, dem das Kapitel über die 
Architektur der Peterepoche gehört. Schädel kam nach Ruß- 


1) „Exacte Relation von der von Sr. Czarischen Majestät Petro 
Alexiowitz (cum tot tit) an dem großen Newa Strohm und der Ost-see 
neu erbaueten Vestung und Stadt St. Petersburg wie auch von dem Castel 
Cron Schloss und derselben umliegenden Gegend, von den Uhralten 
Russischen Gebrauch der Wasser Weyh und Heiligung, nebst einigen 
besondern Anmerkungen auffgezeichnet von H. G. Leipzig Verlegts 
Nicolaus Förster anno 1713.“ 

2) „Eigentliche Beschreibung Der an der Spitze der Ost-See neu- 
erbaueten Russischen Residenz-Stadt St. Petersburg worin Deren Situa- 
tion, Anwachs und Auffkommen Und wie so wohl die Stadt, als auch die 
Vestung gegenwärtig beschaffen. Im gleichen Der neue See-Haven, das 
Castel Crohn -Schlott, und die gegen über liegenden Neu-erbaueten Palatia, 
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land mit Schlüter und Johann Braunstein, war bei Menšikov 
angestellt, baute für ihn Schlösser in Petersburg, Oranienbaum 
und Kronstadt, siedelte nach Moskau, dann nach Kiev über, 
wo er die Geistliche Akademie und den Glockenturm an der 
H. Sophia baute. Im Kiever Barock ist der Einfluß Schädels 
sehr bedeutend gewesen. 

Die sich in den Zeiten Katharina d. Gr. behauptende klassi- 
zıstische Richtung bestimmt die weitere Entwicklung der russi- 
schen Architektur und erreicht ihre Blüte während der Re- 
gierung Alexanders I. Die großangelegten Entwürfe der Bau- 
meister der napoleonischen Generation konnten in Frankreich 
nicht verwirklicht werden, in Rußland jedoch fanden sich für 
sie günstige Verhältnisse vor. Alexander I., dem die Schönheit 
seiner Hauptstadt am Herzen lag, gab einheimischen und aus- 
ländischen Baumeistern die Möglichkeit, die grandiosen Ideen 
seiner Zeit zu verwirklichen. Grabar gehört das Verdienst, an 
der Hand vergleichenden Illustrationsmaterials die ideelle Be- 
deutung Frankreichs für die Gestaltung des ,,Stils des russischen 
Kaiserreichs‘‘, welcher die Epoche Alexanders und zum Teil 
Nikolaus I. umfaßt, aufgedeckt zu haben. 

Der Darlegung der Moskauer Richtung in der Architektur 
vom 18. Jahrhundert ab wird der IV. Band der ‚Geschichte 
der russischen Kunst‘‘ gewidmet sein. 


St. Petersburg. R. Bernstein-Wischnitzer. 


Polityka Lubeckiego przed powstaniem 
listopadowem. Napisał Stanislaw Smolka. (Politik 
Lubeckis vor dem Novemberaufstand). Band I: XVI, 
555 S., Band II: VIII, 624 S. Krakau 1907. 


Korespondencya Lubeckiego z ministrami 
sekretarzami stanu Ignacym Sobolews- 
kim i Stefanem Grabowskim (Korrespondenz 


Nebst einigen besondern und curieusen Anmerkungen auffs genaueste 
vorgestellt. Hiebey & parte Ein specialer und accurater Grund-Riss 
woraus ein curieuser Liebhaber die rechte Idée dieses neuen und importante 
.Orths sich eigentlich vorstellen kann. Frankfurt und Leipzig, 1718.“ 


16* 


244 Kritiken, Referate, Selbstanzeigen. 


Lubeckis mit den Ministerstaatssekretären Sobolewski und 
Grabowski). Band I: 408 S., II: 500 S., III: 407 S., IV: 
533 S. Krakau 1909. : 


Stanislaw Smolka, Mitglied des österreichischen Herren- 
hauses und Direktor des Czartoryski-Museums, ist der letzte 
überlebende Geschichtsforscher aus der Glanzzeit der Krakauer 
historischen Schule. Ein Schüler von Waitz, ist er den 
älteren deutschen Historikern wohlbekannt und hatte sich in 
der ersten Periode seines Schaffens mit mittelalterlichen Pro- 
blemen befaßt. Vor einer Reihe von Jahren wandte er 
sich der neueren polnischen Geschichte zu; sein Hauptwerk 
in dieser Richtung ist die Darstellung der Politik des Ministers 
Fürsten Lubecki, der in der Zeit des Bestehens des konstitu- 
tionellen Königsreichs Polen von 1821 an bis zu dem Ausbruch 
des Novemberaufstandes von 1830 die Finanzverwaltung in 
staatsmännisch großzügiger Weise geleitet hat. Theodor Schie- 
mann hat in dem ersten Bande seiner Geschichte RuBlands in 
Anerkennung der Größe Lubeckis bemerkt, daß er neben den 
letzten polnischen Staatsmann, den Marquis Wielopolski zu 
stellen sei, dessen politischer Tätigkeit gleichfalls revolutionäre 
Bestrebungen, die zum Aufstand von 1863 geführt haben, ein 
Ziel setzten. Eine vollkommene Parallele zwischen beiden 
Staatsmännern ist im einzelnen kaum durchzuführen, so ver- 
ändert waren die Zeiten und Verhältnisse und so anders geartet 
die Charaktere. Beide ähneln sich darin, daß sie einen An- 
schluß an Rußland suchten. Beachtet man jedoch die polnische 
Volksgemeinschaft mit ihren Fehlern und Vorzügen, so würde 
man dazu neigen, Lubecki den Vorrang einzuräumen. An die 
tragische Größe eines Wielopolski reicht der Finanzminister 
Kongreßpolens zwar nicht heran, aber sein fanatischer Arbeits- 
trieb, seine Ausdauer und Ordnungsliebe haben im Bereich der 
inneren und besonders der wirtschaftlichen Verwaltung dem 
Lande das geboten, was ihm am meisten fehlte. Er hat auch seın 
Volk in der Richtung, in der es vornehmlich versagte und 
Schwächen aufwies, der Gesundung zuführen wollen. Beide 
Männer glichen sich darin, daß ihnen die Sympathien der 
Volksgenossen und eine sachliche Beurteilung nicht zuteil ge- 
worden sind. 
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Aus seiner Beschäftigung mit dem Mittelalter hatte Smolka 
fir die Bearbeitung dieser neugeschichtlichen Aufgabe eine 
kritische, den hohen Wert genauer Einzelfeststellungen aner- 
kennende Methode. Auf der anderen Seite hat ihn sein Blick 
für die großen Zusammenhänge des geschichtlichen Geschehens 
und die Lebendigkeit der historischen Auffassung vor der sonst 
naheliegenden Gefahr bewahrt, über dem Einzelnen das Allge- 
meine zu vergessen. Außerdem hat ihm seine Welterfahrung 
und die Einheitlichkeit seiner Weltanschauung wesentlich dazu 
verholfen, die verworrenen Erscheinungen im politischen, ge- 
sellschaftlichen und wirtschaftlichen Leben Polens mit Sicherheit 
zu beherrschen. Reich strömte Smolka das Material aus dem 
literarischen Nachlasse des Fürsten Lubecki zu. Gegenüber 
diesem Hauptfonds an handschriftlichen Nachrichten treten die 
Quellen aus den staatlichen Archiven in dem Werke Smolkas 
stark zurück. 

Eine eingehende Besprechung auch nur von Teilfragen 
aus dem reichen Inhalt des Werkes müßte weit über den hier 
zur Verfügung stehenden Raum hinausgehen, darum mögen 
vor der Hand einige Angaben über die Hauptteile der Smolka- 
schen Darstellung Ersatz bieten. Der erste Band betrifft die 
Zeit vor dem Aufstande von 1830. Hier werden die Jugend des 
Fürsten Lubecki, seine Erlebnisse im Jahre 1812, seine Beamten- 
laufbahn im Herzogtum Warschau und in Litauen, die Teil- 
nahme an den verwickelten preußischen und österreichischen 
Liquidationsverhandlungen geschildert, die ihm die Er- 
nennung zum Finanzminister (31. Juli 1821) einbrachte. In 
besonderen Kapiteln wird Lubecki als Leiter der Landes- 
finanzen und als Staatswirt beurteilt. Im Anschluß daran 
erörtert Smolka das Wirtschaftsprogramm und die Handels- 
politik des Ministers. 

Lubecki setzte sich, unterstützt durch die ihm zuteil ge- 
wordene Wertschätzung und das Vertrauen der Kaiser Alexan- 
der I. und Nikolaus I., inmitten sehr schwieriger wirtschaftlicher 
und politischer Verhältnisse durch, bis er dahin gelangte, das 
Finanzsystem Kongreßpolens auf der eigenen Kraft des Landes 
zu begründen. 

Das letzte Kapitel des ersten Bandes unter dem Titel 


246 Kritiken, Referate, Selbstanzeigen. 


„Vor dem Sturm‘ schildert die Verhältnisse und Ursachen, 
die zum Ausbruch des Aufstandes geführt haben. Der zweite 
Band des Werkes, betitelt Studien und Skizzen, ist in vier Ab- 
schnitten gruppiert. Der erste stellt die Lage Polens vor dem 
Wiener Kongreß dar, ein zweiter die Persönlichkeit des einfluß- 
reichen russischen Senators Novosilzov in der Zeit vor 1820, 
der dritte die Bemühungen Lubeckis, für den auf allen Seiten 
von Landgrenzen eingeschlossenen und durch sie beengten 
polnischen Handel die Verbindung mit dem Meere zu erreichen, 
der vierte endlich die von Lubecki durchgeführte „Sanierung“ 
der Finanzen. Eine große Fülle von Nachrichten und kritischen 
Exkursen ist in den Anmerkungen untergebracht, die wohl aus 
drucktechnischen Gründen zum größten Teil nicht als Fuß- 
noten, sondern erst am Schluß des Werkes angefügt sind. Nach 
dieser summarischen Übersicht sei es mir gestattet, kurz zur 
Charakteristik Smolkas zu bemerken, daß er die zur Zeit Alexan- 
ders I. und Nikolaus I. in der russischen Gesellschaft und am 
Hofe vorhandenen feindseligen Stimmungen gegen Polen nicht 
durch allgemeine Interessen und Strömungen erklärt, sondern 
ihre Quelle in der die Kaiser umgebenden Beamtenoligarchie 
(służbowa oligarchia s. Band I, S. 241—284, 498—511, „Stützen 
des Thrones‘‘) sieht. Smolka ist sich bewußt, daß diese von ihm 
mit Nachdruck hervorgekehrte Hauptthese vielfachen An- 
fechtungen ausgesetzt sein wird. Es liegt in der Eigenart 
Smolkas, daß er Auffassungen, die überraschend oder subjektiv 
erscheinen, in wohltuender Geradheit, ohne sie zu verklausu- 
lieren, zum klaren Ausdruck bringt. 

Lubecki entstammte nicht kernpolnischen Landen. Seine 
Wiege stand in der vielfach abweichend gearteten litauisch- 
russischen Reichshälfte der alten Republik Polen. In dem 
Charakter und den Anlagen der polnischen Einwohner jener 
Gebiete prägt sich noch jetzt ein offenkundiger Gegensatz aus 
zu den polnischen Kronländlern, zu den „koroniarze. Man 
findet dort unter den polnischen „Litauern‘ eine größere Tiefe 
des Gemüts, eine größere Ruhe und Ausdauer im Handeln, 
eine angeborene Abneigung gegen geräuschvolles Auftreten, 
eine größere Achtung vor der Autorität, und ein sehr starkes, 
nur schwer zu überwindendes Mißtrauen gegen jeden Unbe- 
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kannten und Fremden. Das historische Geschick hatte es be- 
stimmt, daß der praktische und nüchtern abwägende Litauer 
Lubecki der Lehrmeister seines Volkes werden sollte im polni- 
schen Stammlande an der Weichsel, daß er wirken sollte in dem 
äußerst lebhaft pulsierenden ‚Herzen von Polen‘, in dem 
lebens- und redelustigen Warschau, an der historischen Stätte 
eines maß- und ziellosen Parlamentarismus. Widersprüche und 
Gegensätze zwischen dem von Kaiser Alexander ausersehenen 
Finanzminister und den am Schauplatz seines emsigen Schaffens 
wirkenden politischen Kräften ergaben sich von selbst, und es 
würde einen eigenen Reiz haben, Lubeckis Stellung zu den 
konstitutionellen Formen im Königreich scharf zu erfassen und 
eingehend zu begründen. 

Zur Veranschaulichung dessen, was Lubecki in kurzer Zeit ın 
staunenrerregender Weise erreicht hat, seien hier die Worte 
des vertrauten Generaladjutanten des Kaisers Nikolaus, 
Benkendorff (Schilder, Kaiser Nikolaus I. Bd. II, 217), an- 
geführt. Er begleitete gerade seinen kaiserlichen Herrn auf 
der Fahrt zur Krönung nach Warschau und kam in das 
ihm seit dem Feldzuge von 1806/7 genau bekannte Land. 
Den Eindruck, den er bei dem ersten Anblick des polnischen 
Landes gewann, gab er in folgender Weise wieder: „Alles hat 
sich umgebildet, das armseligste Land der Welt, das keine 
Industrie kannte, hat sich, wie durch eine Berührung mit der 
Wünschelrute in ein reiches, reines und hochkultiviertes Gebiet 
gewandelt. Bequeme Postwege, saubere Städtchen, gut be- 
stellte Äcker, allgemeines Wohlbefinden, mit einem Worte alles, 
was man durch eine vernünftige und väterliche Regierung 
nach halbhundertjähriger Bedrückung erreichen kann, alles 
dies ist durch Kaiser Alexander im Verlauf von 15 Jahren 
durchgesetzt worden.“ Vorsichtige Forschung mag den rosigen 
Enthusiasmus des kaiserlichen Generaladjutanten nicht voll 
gelten lassen und die blendend aufgetragenen Farben etwas 
matter abtönen, aber man wird die Beobachtung als im allge- 
meinen zutreffend ansehen dürfen. | 

Seiner darstellenden Arbeit über die Politik Lubeckis hat 
Smolka im Jahre 1909 vier Bände Aktenpublikationen 
folgen lassen, die den Schriftwechsel des polnischen Finanz- 
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ministers mit den am kaiserlichen Hofe in Petersburg 
residierenden polnischen Ministerstaatssekretären, Ignacy 
Sobolewski und Stefan Grabowski bringen. Der erste 
Band umfaßt die Zeit von 1821—23, der zweite von 184 
bis 1826, der dritte 1827—30, während der vierte Zusätze, 
Ergänzungen und Register enthält. Diese Korrespondenzen 
reichen in ihrem Sachinhalt weit über das hinaus, was man 
von einem dienstlichen Schriftenaustausch eines Fachministers 
mit seinem Amtskollegen erwarten könnte. Alle Fragen des 
staatlichen Lebens und alle Phasen der Entwicklung Kongreß- 
polens in der Zeit von 1821 ab bis zum November 1830 werden 
in der Korrespondenz berührt und beleuchtet. 

Da Lubecki erst 1846 gestorben ist, so bedarf die zeitliche 
Ausdehnung der Darstellung Smolkas einer Erläuterung. Dieser 
hat mit Absicht von einer auf eine Reihe von Bänden berech- 
neten Darstellung zunächst das Hauptmittelstück, die zwei- 
bändige Politik Lubeckis, erscheinen lassen. Er hat die Absicht, 
die Zeit nach dem Ausbruch des Aufstandes und die Einführung 
des russischen Regiments in Polen in weiteren Ausführungen 
zu behandeln. Außerdem liegt es in seinem Plane, die Ent- 
wicklung des gesamten russischen Anteils Polens von der letzten 
Teilung ab bis zum Wiener Kongreß in zusammenhängender 
Darstellung zu schildern. 


Berlin. J. Paczkowski. 


Kamil Kantak, Ks.: Dzieje kosciola polskiego. Tom I: 
Wiek X. XI. XII. Początki metropolii polskiej. — Ge- 
schichte der polnischen Kirche. Bd. I: 10., 11. u. 12. Jahrh. 
Die Anfänge der polnischen Metropole. Danzig-Posen. 
Verlag der Spółka wydawnicza 1912. 8°. VII + 293 S. 


Der erste Band dieser großangelegten polnischen Kirchen- 
geschichte, auf die schon in dieser Zeitschrift (III, 477) hin- 
gewiesen worden ist, behandelt einen Zeitabschnitt polnischer 
Geschichte, in welchem wir bei dem spärlichen Quellenmaterial 
zum Teil völligim Dunkeln tappen, so daß sich hier den Forschern 
für die verschiedensten Mutmaßungen und Hypothesen ein 
weites Feld bietet. Deshalb hätte der Verf. auch schärfer, als 
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es geschieht, immer wieder betonen sollen, daß es sich oft bei 
seinen Darstellungen um Vermutungen handelt, und öfter hätte 
er auch die Ansichten der verschiedenen Forscher einander 
gegenüberstellen sollen. Auch kann man einen Gelehrten wie 
Hauck nicht einfach mit einem Worte wie parteiisch abtun. Es 
handelt sich hier um die Bulle Innozenz II. für das pommersche 
Bistum Adalberts vom Jahre 1140. Verf. schließt sich in dieser 
Frage der Meinung Abrahams an, der wie etwa W. v. Sommer- 
feld die mir ganz unhaltbar erscheinende Ansicht vertritt, daß 
durch die in der Urkunde aufgezählten Burgen das Bistumsgebiet 
umschrieben werden sollte (S. 188 u. 230) 1). Andere Arbeiten 
über diese Frage bleiben unberücksichtigt. Eine ausgiebigere 
Heranziehung der Literatur wäre überhaupt am Platze gewesen, 
und auf sie hätte auch in den Anmerkungen verwiesen werden 
können, ohne daß das Werk an Umfang gewonnen hätte. Denn 
obschon es auch für einen weiteren Lesekreis berechnet ist, 
hätten die Darstellungen aus der allgemeinen Kirchengeschichte, 
namentlich wo der Verf. ausführlich moderne Schriftsteller 
sprechen läßt, kürzer gefaßt werden sollen. Daß der Verf. die 
politische Geschichte Polens und die allgemeine Kirchenge- 
schichte in weitem Maße herangezogen hat, ist nur anzuer- 
kennen. Die Geschichte der polnischen Kirche ist von den 
äußeren Geschicken des Landes stark beeinflußt, und wiederum 
ist sie nur ein Teil der allgemeinen, namentlich der abend- 
ländischen Kirchengeschichte. Gut sind auch die Vergleiche 
mit ähnlichen Verhältnissen in anderen Staaten, aber auch hier 
hätten oft Andeutungen genügt. So wären etwa für die Aus- 
führungen über den sittlichen Tiefstand der Merowingerfürsten, 
die mit den ersten christlichen Piasten in Parallele gestellt wer- 
den (S. 67 f.), ein paar Zeilen hinreichend gewesen. Trotz der 
zu Anfang gegebenen Errata finden sich leider noch zahlreiche 
Druckfehler 2) Im ganzen ist das Urteil des Verf. vorsichtig 


1) Siehe jetzt hierüber Breökevit, Zeitschrift f. osteurop. 
Gesch. III. 367, 368 u. 371 f. 

2) So ist S. 91 Z. 29 eine Wiederholung von Z. 32; sie muß durch 
einen anderen Text ersetzt werden; der Sinn ist unschwer zu erraten. 
Zwei Missionsgebiete kamen nur für die Missionstätigkeit des heiligen 
Adalbert in Betracht, Pommern und Preußen. 
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und die Anordnung geschickt. Bei dem reichen Inhalt wäre 
eine kurze Inhaltsangabe, die vielleicht jedem Kapitel voran- 
gestellt worden wäre, sehr erwünscht gewesen, zumal da die 
Kapitelüberschriften nur einen Teil des Inhalts angeben (so 
namentlich Kap. VIII. Der heilige Stanislaw). Irrig ist die 
Darstellung des Seniorats (S. 215 f.). Es handelt sich um eine 
Vorherrschaft des an Jahren ältesten Familienmitgliedes, auch 
ist das Seniorat nicht erst eine Schöpfung Bolestaws Krzy- 
wousty. In Wirklichkeit ist es ja zu einer dauernden Durch- 
führung gar nicht gekommen 1). Der Verf. beginnt sein Werk 
mit einer Schilderung der Urzustände bei den Polen, dann be- 
trachtet er die heidnisch-polnische Religion, die aus der pola- 
bischen erschlossen wird, doch stand sie auf bedeutend tieferer 
Stufe. Folge davon ist der geringe Widerstand des Heidentums 
gegen das Christentum, auch der Heidenaufstand von 1036 
war mehr sozialer Natur. Es war jedenfalls das letzte Auf- 
flackern heidnisch-nationalen BewuBtseins. Vierzig Jahre 
später, und das polnische Volk rächt die Ermordung des Kra- 
kauer Bischofs Stanislaw durch die Vertreibung ihres Fürsten, 
König Bolestaws Smialy. Schön sind die Bemerkungen über 
die Aussichten, die sich erschlossen, falls Polen das Christen- 
tum in der byzantinischen Ausgestaltung angenommen hätte, 
für Polen Ausbildung einer eigenen nationalen Kultur, für die 
Kirche Einheit des Glaubens. Polen bekam sein Christentum 
von Deutschland und unterstand dem Magdeburger Erzbistum. 
Die Gründung des Erzbistums Gnesen bedeutete Kampf gegen 
Magdeburg. Mit den politischen Erfolgen ging Hand in Hand 
das Hinübergreifen der Gnesener Metropole nach Pommern und 
sogar über die Oder hinaus. Doch diese Errungenschaften 
gingen infolge Kurzsichtigkeit und inneren Streites wieder ver- 
loren. Nicht das Wirken des Prager Bischofs Adalbert — er 
weilte nur kurze Zeit in Polen — ist für die polnische Kirchen- 
geschichte das Entscheidende, sondern der Besitz seiner Reli- 
quien. Ihre angebliche Wiederauffindung durch Erzbischof 
Martin — es handelt sich doch wohl um einen frommen Be- 


1) Siehe hierüber St. Kutrzeba, Historya ustroju Polski w zarysie 
und Eugen Séepkin, Arch. f. slav. Phil. 34, 147 ff. 


Kritiken, Referate, Selbstanzeigen. 251 


trug — ist fiir Gnesens Stellung von groBer Wichtigkeit. Und 
einige Jahre später ist der Streit mit Magdeburg endgültig bei- 
gelegt. Neben dem deutschen Kultureinflu8 überwog bald 
der böhmische, italienische und lothringische (französische, 
Reformklöster). Wegen des magdeburg-gnesenschen Streites 
wurde der sächsische Einfluß eine Zeitlang geradezu bewußt 
zurückgedrängt. Aber trotz des fremden Einflusses stand die 
polnische Geistlichkeit kulturell sehr tief. Zur Bekehrung der 
Pommern war sie unfähig, und selbst in Polen lag die Seelsorge 
sehr im argen. Und so tief stand in Polen die gesamte Kultur. 
Was das Land damals an bleibenden Werten hervorgebracht 
hat, stammt fast ausschließlich von Fremden. Was Polen 
geschaffen haben, verrät noch große Ungeschicklichkeit und 
Unbeholfenheit. 

Die anfangs gemachten Ausstellungen sollten den Wert 
des Buches nicht schmälern. Wir sind dem Verf. für seine 
mühevolle und fleißige Arbeit dankbar und sehen den nächsten 
Bänden, die uns in das eigenste Arbeitsgebiet des Verf. führen 
werden, mit Erwartung entgegen. 


Posen. Adolf Kunkel. 


Anna von Lipinska: Le Grand-Duché de Posen de 1815 & 1830. 
Pariser Diss. 319 S. Paris 1911. 


Die Verfasserin plaudert elegant über dies und jenes, aber 
sie plaudert auch nur. Ohne Konzentration und Disposition, 
sich oft wiederholend (z. B. die Wappengeschichte S. 184 und 
265; beidemal fehlt der Oberpräsident), häufig den Rahmen ihrer 
Aufgabe überschreitend, erzählt sie, was ihr gerade einfällt, 
von Friedrich dem Großen, von Raczyński, von Marcinkowski 
(S. 244/53 über dessen Auftreten nach 1835). Offenbar hat sie 
sıch an eine viel zu schwierige Arbeit gemacht, die sie nun eklek- 
tisch behandelt. Mitunter sucht sie sich weit entlegenes Material 
zusammen, aber völlig system- und kritiklos. Sie schreibt mit 
gleicher Begeisterung und Gläubigkeit Christian Meyer und 
Rakowski wie Max Lehmann und Askenazy ab. Dagegen sind ihr 
Kosers Friedrich der Große, M. Bärs Westpreußen, Kutrzebas 
Historya ustroju Polski und selbst Jaffés Geschichte der Stadt 
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Posen und E. Schmidts Deutschtum im Lande Posen ganzlich 
unbekannt (daher die rudimentäre Darstellung der älteren 
deutschen Einwanderung S.113 ff. mit einer unsinnigen Auf- 
zählung der zu deutschem Recht gegründeten Städte). Nirgends 
geht sie auf das Wesen der Dinge selbst ein, sondern gleitet mit 
allgemeinen Redensarten darüber hinweg. Sie hält sich z. B. 
nicht an den Wortlaut des Regulierungsgesetzes vom 8. April 
1823, sondern spricht davon nur nach Lubienskis Uregulowanie 
stosunków włościańskich. Sie hat keine Ahnung davon, 
daß die Provinziallandtagsverhandlungen gedruckt sind, und 
begnügt sich mit Zychlinskis Historya Sejmöw. Darum entgehen 
ihr die wichtigsten Dinge, wie die Kreisordnung von 1828, die 
Verordnung über die Verfassung der Städte und Dörfer von 1809 
usw. Von der eigentlichen Organisation der Verwaltung, der 
Tätigkeit der Kommunalbehörden, Woyts u. dgl. gewinnt man 
aus dem Buch nicht die mindeste Vorstellung. ..4% 
Höchst ungeschickt ist die Art, wie Frau v. L. die Literatur 
zitiert. Ungerechtfertigt erscheint der Vorwurf, daß ihr die 
preußischen Archive aus politischen Gründen verschlossen 
geblieben seien — sie druckt sogar die nichtssagende Korre- 
spondenz darüber ab —, denn die Beispiele von Kraushar, 
Zielewicz usw. zeigen, daß auch Polen mit großer Liberalitat 
Zutritt zu den Akten gestattet wird. Einigen Ersatz hat sıe 
in dem Posener erzbischöflichen Archiv gefunden, aber leider 
schöpft sie gerade dieses nur recht notdürftig aus. Hierauf 
reduziert sich das wissenschaftliche Ergebnis des Buches, das 
im übrigen geradezu von Fehlern wimmelt und durch eine völlige 
Mißachtung der Chronologie bis zur Unverständlichkeit entstellt 
wird. Da lesen wir S. 3 Schöfler statt Schoeler, Grolmann statt 
Grolman (S.176 usw.), Schönermarck statt Schönermark 
(S. 18 usw.); Stephasius statt Stoephasius (S. 165), Frh. von 
Stein (S. 130 usw.), Fittel statt Tittel (S. 233), Brandt statt 
Bernd, Gerbhardt statt Gerhard (S. 159), Bandtkie statt Bandtke 
(S. 79 usw.), Leitner statt Leutner (S. 219 usw.), 1845 statt 
1815 (S. 19), 14. April 1814 statt 19. April 1815 (S. 22), Troja- 
nowski statt Trojański (S. 164); Brenkenhoff statt Brenckenhoff 
(S. 261), Voigt-Rhetz (S. 32), S. 45 gar Rehtz statt Voigts-Rhetz, 
Gefiken statt Geffcken (S. 299), 15. Mai statt 13. (S. 112), 
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gouvernement statt gouverneur (S. 35), populations statt 
proprietaires (S. 44), Johnstone statt Johnston (S. 158). Hein- 
rich Wuttke würde sich über seine Nobilitierung im Grabe um- 
drehen. Altenstein wird fortdauernd zu Altenberg. Beim Ver- 
trag von Kalisch ist ganz unmotiviert das Datum russischen 
Stils gewählt (S. 1). Radziwills Gemahlin war eine Prinzessin von 
Preußen, nicht von Hohenzollern. Ebenso Prinz Heinrich 
(5.63). S. 107 ist die Szkółka niedzielna mit dem Przewodnik 
rolniczo-przemysiowy verwechselt. 1792 kann die preußische 
Regierung nicht gut das südpreußische Hypothekenwesen regu- 
liert haben (S. 68). 1817 hat Klewiz, nicht Hardenberg, die 
Provinz in der Verfassungsfrage bereist (S. 189). Neu ist die 
Entdeckung (S. 208), daß in Preußen die Schutzpockenimpfung 
vom Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten ressortiert; 
Zychlinski hat richtig das Kultusministerium. Noch ärger ist 
die Gedankenlosigkeit S. 123, wo Frau v. L. übersetzt: der 
selige Groß-Salbader Hoym hat aufgehalten, mit: feu Gross, 
Salbader, Hoym ont retardé... Uminski wurde zu 6 Jahren, 
nicht einigen Monaten Festung verurteilt (S. 65), während 
Marcinkowski wegen Teilnahme an der Polonia nicht ein Jahr 
Festungshaft nach 8 Monaten, sondern !/, Jahr nach 4 Monaten 
Untersuchungshaft erhielt (S. 244). Pant. Szuman war nicht 
Präsident, sondern Rat bei der Generalkommission (S. 96). 
Grolmans Schreiben vom 9. Juli 1816 war an Boyen, nicht an 
Hardenberg gerichtet (S. 276). Ganz willkürlich springt die 
Verfasserin mit der Statistik um, weil sie sich nicht an die amt- 
lichen Tabellen hält; z. B. zählte die Provinz 1816 nicht 230 000, 
sondern etwa 151 000 Protestanten (S. 28 u. 150). S. 29 bleibt 
unberücksichtigt, daß nicht bloß einige Adelsfamilien, sondern 
einige Tausend Polen im Süden des Landes evangelisch sind. 
Auf der beigegebenen Karte ist der Kreis Pleschen überhaupt 
vergessen. Die begreifliche, aber höchst unpraktische polnische 
Schreibart der Ortsnamen führt zu heilloser Verwirrung (bald 
Czarnköw, bald Czarnkowo, bald Chodzieszyn, bald richtig 
Chodziez, Pszczel statt Pszczew usw.) und wird auch nicht konse- 
quent durchgeführt. So war damals auch im amtlichen Verkehr 
noch durchaus die Bezeichnung Rynarzewo für Rohrbruch üblich. 
Die Aufzählung der Mediatstädte S. 111 ist geradezu phan- 
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tastisch. Mehrere der Orte (Baszkow, Przemec, Sluzewo) 
existieren überhaupt nicht, ein gutes Dutzend andere fehlen 
und wieder andere sind falsch geschrieben (Schollen statt 
Schokken, Jaranowo statt Jaraczewo usw.). Pinne, nicht Bein, 
heißt Pniewy; Schwerin a. W. heißt Skwierzyna, nicht 
Skierzeczyna. 

Das Wiener Protokoll vom 7. April 1815 sichert weder dem 
Großherzogtum nationale Infanterieregimenter zu, noch ist es 
von österreichischen oder russischen Ministern unterzeichnet 
(S.50). Ganz mißverstanden ist die, auf Kosten Preußens, nicht 
des Herzogtums Warschau geschlossene Bayonner Konvention 
von 1808 (S. 69). S. 168 stirbt Zerboni 1831, S. 182 schon 1825. 
S. 189 Anm. 3 ist der Name des betreffenden Ministers (Schuck- 
mann), S. 192 Anm. 1 das Jahr des betreffenden Berichts ver- 
gessen. Ganz verfehlt ist die Behauptung (S. 99), daß die 
bäuerliche Regulierung eine schwere Agrarkrisis und den Ver- 
fall vieler bäuerlicher Wirtschaften nach sich gezogen habe. 
S. 266 ist übersehen, daß die Einsegnung von Elisa Radziwill 
in der Schloßkapelle (nach Baer: Elisa R. S. 9) ganz unabhängig 
von der Neigung des Prinzen Wilhelm erfolgte, denn Baer selbst 
führt (S. 10) aus, daß diese Vermutung irrtümlich war, da zu 
jener Zeit der König die Liebe seines Sohnes gar nicht ahnte. 

Es gibt doch zu denken, daß Frau v. L. zwar sehr fleißig 
die vom Referenten ihrem Inhalt nach veröffentlichten Berichte 
des polenfreundlichen Majors v. Royer-Luehnes, des Beraters 
Radziwills, benutzt, aber gerade das interessanteste und letzte 
seiner Schreiben (v. 29. März 1817) völlig ignoriert, in dem er 
selbst sein System für bankerott erklärt und zu seinem Bedauern 
sich gezwungen sieht, „de changer le röle noble de leur (der 
Polen) défenseur dans le triste rôle de leur accusateur‘. 

Endlich ist Frau v. L. mit einem bestimmten Programm 
an die Niederschrift gegangen, in das sie die Dinge hineinpreßt 
und das uns fast Seite für Seite entgegentritt, wiewohl ihr Buch 
sich vor vielen anderen durch eine vornehme Tonart auszeichnet. 
Ihrer Grundauffassung nach waren die Polen nach 1815 todmüde 
und durchaus gewillt, sich in die Lage zu schicken. Die Re- 
gierung, durch Rücksichten auf das Ausland gehemmt, gab 
weitgehende nationale Bürgschaften, die anfänglich unter dem 
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Einfluß von Hardenberg und Zerboni leidlich innegehalten 
wurden. Doch nach dem Ausscheiden beider Männer und nach 
der Thronbesteigung Nikolaus’ I. wurde das Land von einer 
fremden Bureaukratie verheert (envahi), und die von Anfang 
an im Hintergrund lauernden Germanisationspläne gewannen 
völlig die Oberhand. Man wollte nur eine offene Rechtsverletzung 
vermeiden und speiste die Polen auch weiterhin mit wohl- 
wollenden Worten ab, während Minister und Lokalbehörden 
gegen den Willen des Königs im stillen die mißachteten Slaven 
gewaltsam entrechteten. Dadurch wurden die Polen, die nur 
Wahrung ihrer Sprache und Nationalität verlangten, 
sonst aber von aufrichtiger Loyalität erfüllt waren, in die 
Opposition gedrängt. Die Schuld der späteren Konflikte liegt 
also ausschließlich auf seiten der Behörden. 

Diese unendlich oft von polnischer Seite aufgestellte Be- 
hauptung im einzelnen zu widerlegen, verbietet sich an dieser 
Stelle von selbst. Sie wird einem französischen Leserkreis gegen- 
über ihre Wirkung nicht verfehlen. Nur an ein paar Punkten sei 
die Fadenscheinigkeit ihrer Argumente dargetan. S. 275 wird 
gesagt, durch die Schuld der preußischen Offiziere hätten sich 
die gesellschaftlichen Zustände im Statthalterpalais so uner- 
quicklich gestaltet, daß Radziwill mit seiner Familie sich nach 
Möglichkeit auf seine schlesischen Güter zuriickzog. Nach 
S.183 hat die Wandlung der politischen Dinge überhaupt, 
namentlich die Ernennung des Oberpräsidenten Baumann, den 
Grund hierzu geliefert. In Wirklichkeit lag der Anlaß nur in 
dem Abbruch der Beziehungen des Prinzen Wilhelm zu Elisa. 
Deshalb mieden die Radziwills einige Jahre die Residenz und 
gingen dafür nach Schlesien. In Posen verweilten sie jetzt länger 
als je zuvor. Zudem heiratete der Sohn des kommandierenden 
Generals von Roeder die Pflegetochter der Prinzessin Luise, 
Blanche von Wildenbruch, so daß nun der Statthalter der 
höchsten Militärperson noch näher trat als vorher. Gänzlich ver- 
fehlt ist die Charakteristik Baumanns. In Wirklichkeit war er 
ein weit intimerer Freund des Radziwillschen Hauses als sein 
Vorgänger und ließ sich bei seiner Schwäche völlig vom Statt- 
halter gängeln. S. 165 wird der zum fanatischen Polen bekehrte, 
schließlich durch Strafversetzung unschädlich gemachte Gym- 
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nasialdirektor Kaulfauß zum ,,Allemand très zele“ (!). Ganz 
hinfällig sind die gegen die preußische Schulpolitik wegen ein- 
seitiger Begiinstigung des Protestantismus erhobenen Vorwirfe 
(S. 159/90, 273 usw.). Was konnte die Regierung dafür, daß 
fast nur deutsche Gemeinden etwas für die Bildung ihrer Kinder 
taten und z. B. 1815 im Bromberger Departement zwei Drittel 
der vorhandenen 289 Volksschulen evangelisch waren ? 1840 
finden wir dagegen hier 371 evangelische, 222 katholische, im 
Regierungsbezirk Posen 501 katholische, 286 evangelische, 233 
simultane. Also erst die preußische Regierung hat überhaupt 
ein katholisches Schulwesen herangebildet. 

Die Verschwörung Uminskis und Konsorten (S. 64/5) 
wurde lange nach Hardenbergs Tod entdeckt; ihre milde Be- 
strafung erfolgte mithin unter dem vielverschrienen Regiment 
seiner Nachfolger. Das (S. 259) angeführte Memoire Hardenbergs 
ist nicht von 1815, sondern von 1807, gehört also gar nicht 
in diesen Zusammenhang. Weniger verübeln kann man es der 
Verfasserin, daß sie durch den Herausgeber (Schottmüller: 
Der Polenaufstand 1806/7, S. 158/80) verleitet, auch ihrerseits 
diese nach dem ganzen Inhalt und der Tonart von irgend einem 
südpreußischen Beamten, nimmermehr von Hardenberg her- 
rührende, als Abschrift (!) in seinem Nachlaß gefundene Denk- 
schrift gleichfalls auf den späteren Staatskanzler zurückführt 
(vgl. z. B. S. 158 den Satz: Hiernach werde ich dem erhaltenen 
Auftrag zufolge den vorliegenden Gegenstand kürzlich zu er- 
örtern suchen. Hardenberg hätte einen solchen Auftrag nur 
vom König erhalten und in Form eines Immediatberichts er- 
ledigen können; vgl. ferner besonders S. 164, 169, 173). Aus- 
führlich werden die Ansichten Grolmans von 1816 erörtert, 
mit keiner Silbe aber dem Leser verraten, daß S. 276 plötzlich 
von den Bemerkungen des Generals von 1834 die Rede ist. 
Die S. 260 angeführte Denkschrift Küpfers beweist für die 
Regierungspolitik gar nichts, da sie eine rein private Meinungs- 
äußerung eines längst aus dem Staatsdienst ausgeschiedenen 
Mannes darstellt. 

Ganz unberücksichtigt bleibt, daß die Heranziehung 
fremder Beamter, Lehrer usw. der Notwendigkeit entsprang, 
weil die Polen sich gegen den Staatsdienst völlig ablehnend 
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verhielten und daß die Regierung im Anfang die gesamte niedere 
Verwaltung Polen anvertraut hat, selbst solchen, die sich vor 
1815 durchaus feindselig erwiesen hatten, und daß diese Leute 
sich 1830/1 wieder gänzlich illoyal zeigten. Wenn man die 
Vorgänge in der Polonia, die Konspirationen Umirnski usw. 
bedenkt, so ist es einigermaBen kiihn, zu behaupten, die Polen 
hätten gegeben ,,des gages indéniables de leur esprit de sou- 
mission‘ (S. 278) und man hätte nicht den Geist der Opposition 
und Revolte verfolgt, denn ,,il serait impossible d’en trouver 
alors la moindre trace“ (!). Der Beweis liegt wohl schwerlich 
darin, daB die Polen ihre Steuern bezahlen und Heeresdienst 
leisteten, denn passiven Widerstand, den einzigen, den sie damals 
leisten konnten, haben sie nach Kräften geleistet und sogar den 
Eintritt in die polnische Landwehrgarde-Eskadron abgelehnt. 
Wenn Frau v. L. resigniert bekennt (S. 287): ,,ils étaient bien 
forcés de s’avouer, qu’il ne leur restait qu’à courber la tête 
sous les coups de l'implacable fatalité“, so hätten ihr nicht die 
Worte: „pour le moment“ entschlüpfen dürfon. Es bleibt doch 
sehr beachtenswert, daß der Versuch des gewaltsamen Wider- 
stands gerade in Russisch-Polen ausbrach, wo den Einwohnern 
die weitgehendsten Konzessionen gemacht waren und daß er 
in Preußen gerade dann, 1845/6, wiederholt wurde, als Friedrich 
Wilhelm IV. in eine Friedenspolitik eingelenkt hatte. 


Während des Druckes habe ich aus einem Aufsatze des Geh. 
Sanitätsrats Dr. Elias über Christian v. Rother (Schles. Zeitung 
vom 20. Juli 1913) ersehen, daß Rother im Frühjahr 1807 Kle- 
wiz für den König eine Denkschrift über Südpreußen einge- 
reicht hat. Nach freundlicher Mitteilung des Verfassers geht 
diese Nachricht auf Angaben einer Enkelin des späteren Mi- 
nisters und des mit ihm eng befreundeten verstorbenen Pastors 
Starke zurück. Bei der Stellung, die Klewitz zu der südpreußBi- 
schen Frage einnahm, läßt sich fast mit Gewißheit vermuten, 
daß dieses Memoire mit dem von Schottmüller fälschlich 
Hardenberg zugeschriebenen identisch ist. Da Rother vorher 
Staatsbeamter in Warschau war, so würde dadurch meine oben 
aufgestellte Behauptung eine unerwartete Bestätigung erfahren. 


Breslau. Manfred Laubert. 
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Staroslovan. Vierteljahrsschrift zur Pflege der alt- 
slavischen Sprache, Geschichte und Kultur. I. Jahrg., I. Heft, 
mit einer Beilage: 1. Bogen des Werkes ,,Slavische Runen- 
denkmäler‘‘, Kremsier 1913. Druck und Verlag von H. Slovak 
in Kremsier, in Kommission bei Fr. Rivnaé, Prag. 


Eine Zeitschrift, die sich die Aufgabe stellen möchte, unter den 
gebildeten deutschen Kreisen die Kenntnis des Slaventums zu fördern, 
wäre eine schätzbare Helferin und Stütze aller Slavistik. Denn leider 
steht ja die Mehrzahl der gebildeten Deutschen dieser an unseren Uni- 
versitäten so stiefmütterlich behandelten Disziplin mit größter Teilnahms- 
losigkeit gegenüber. Bei dieser Stellung der Slavistik ist es erklärlich, 
daß gewöhnlich auch die Werke, die sich an ein breiteres Publikum wenden, 
infolge mangelhafter slavistischer Vorbildung der Verfasser in zahlreichen 
Einzelheiten, wenn nicht schon in der ganzen Auffassung verfehlt sind. 
Ich denke hier nicht allein an solche bedenkliche feuilletonistische Leistun- 
gen, wie etwa Eugen Zabels weitverbreitete „Russische Literaturbilder“, 
sondern vor allem an die historischen Lehrbücher für Schule und Privat- 
gebrauch. Wie lange wird z. B., um nur eine Kleinigkeit hier anzumerken, 
nach dem Vorgange Roepells im ersten Bande der ‚Geschichte Polens“ 
der erste historisch bekannte Polenfürst ‚„Mieczystaw‘“‘ genannt werden, 
obwohl weder Widukind noch Thietmar diesen Namen kennen? Trotzdem 
bereits Miklosich in seiner Abhandlung über die slavischen Personen- 
namen diese Namensform beanstandet hat und Brückner in seiner auch 
für weitere Kreise berechneten ‚Geschichte der polnischen Literatur“ 
S. 3 den Namen Mieskos erläuterte, finde ich z. B. in Cl. Brandenburgers 
„Polnischer Geschichte“ (Sammlung Göschen Nr. 338 v. J. 1907) S. 6 
undin J. Jaenickes „Geschichte Polens“ (1909) S. 13 jene falsche 
Namensform — also in Werken, die für die weiteste Verbreitung be- 
stimmt sind. 


Wenn demnach eine Förderung slavistischer Kenntnisse unter den 
Deutschen eine dringende Notwendigkeit ist, dann müßte auch eine diesem 
Zwecke dienende Zeitschrift nur warm begrüßt werden. Was bringt uns 
nun dieser ‚„Staroslovan“? Es genügt, dem Historiker und Slavisten 
einige Überschriften der gebotenen Abhandlungen aufzuzählen: ,,Slavische 
Glossen in der „Lex Salica“ “, „Die Raffelstettner Zollordnung‘‘, ,,lus 
primae noctis bei den Slaven‘, „Die Azbuka in der Edda“, dann ,,Slavische 
Geschichtsquellen I“, wo ,,L. A. Gebhards Vorrede zur Geschichte aller 
wendisch-slavischen Staaten‘ (Halle 1790!) abgedruckt und ,,erlautert‘‘ 
wird. Beigegeben ist die erste Lieferung eines Werkes über die slavischen 
Runen, eine ,,Frage‘‘, die ja schon oft mit Erfolglosigkeit behandelt worden 
ist. Der ‚Staroslovan‘“ halt sich kurzum auf der Höhe, die uns ent- 
gegenleuchtet etwa in Wolanskis: ,,Schriftdenkmalen der Slaven vor 
Christi Geburt“ (Gnesen 1850/52) oder desselben Verfassers: „Die Opfer- 
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gefaBe des Tempels der taurischen Diana, dargestellt und ihre slavischen 
Inschriften erklärt“ (Gnesen 1854). 

Verraten die Überschriften allein schon den Dilettantismus, den die 
ganze Zeitschrift zeigt, so tritt uns noch eine bemerkenswerte Tendenz 
entgegen: bei jeder passenden und unpassenden Gelegenheit werden die 
„herrlichen altböhmischen Dichtungen‘ der — gefälschten Grünberger 
und Königinhofer Handschriften gepriesen. Daß dabei gegen die ,, Berufs- 
wissenschaft“ harte Worte fallen, sei dem verletzten nationalen Emp- 
finden zugute gehalten, daß aber gegen verdiente Gelehrte von dieser 
gänzlich unberufenen Seite ein sehr unziemlicher, mit starker Überhebung 
gemischter Ton angeschlagen wird, wirkt geradezu abstoßend. Ich bin 
im „Archiv f. slav. Philol.“ XXXV, S. 300 ff., bereits näher darauf ein- 
gegangen. 

Im ganzen genommen kommt also der ,,Staroslovan“ ernstlich in 
keiner Weise in Frage. 


Beuthen O.-S. Erdmann Hanisch. 


Die Festschriften für J. R. Danielson-Kalmari. 


Der Professor der allgemeinen Geschichte an der Universitat zu 
Helsingfors, Dr. Johan Richard Danielson-Kalmari, beging 
am 7. Mai 1913 den 60. Geburtstag. Aus diesem Anlaß wurden dem 
hochbegabten Lehrer, dem hervorragenden Forscher und der leiten- 
den politischen Persönlichkeit für finnische Verhältnisse ungewöhnliche 
Ehrenbezeugungen dargebracht. Unter anderm erschienen damals drei 
ihm gewidmete Festschriften. 


An erster Stelle sind darunter zu nennen ,,Historiallisia tutkimuksia, 
J. R. Danielson-Kalmarin täyttäessä 60 vuotta, julkaisseet työtoverit ja 
oppilaat“ (,, Historische Studien, J. R. Danielson- Kalmari zum 60. Geburts- 
tage dargebracht von Mitarbeitern und Schülern‘“‘). Sie umfassen 385 Seiten 
Großoktav und enthalten 15 Aufsätze aus verschiedenen Gebieten, großen- 
teils aus solchen, auf die sich Danielson-Kalmaris eigene Forscher- und 
Lehrtätigkeit erstreckt hat. So bringt die Publikation vier Aufsätze über 
die Geschichte des alten Orients: Züge aus der ältesten Geschichte Assy- 
riens von Dr. Harri Holma, über die untergegangene Urbevölkerung 
Kleinasiens von Dr. Joh. Sundwall, über die Nationalitätenverhält- 
nisse in den hellenischen Kolonien an der Nordküste des Schwarzen Meeres 
von Dr. Lauri O. Th. Tudeer und ein Referat über die neuesten ara- 
mäischen Papyrusfunde und ihre Bedeutung von Dr. A. F. Puukko. Auf 
die europäische Geschichte und ihre Berührungen mit der nordischen 
Geschichte, mit denen sich namentlich die Forschungen von Danielson- 
Kalmari selbst beschäftigt haben, nehmen folgende Aufsätze Bezug: 
Die Auffassungen von den Skandinaviern im 16. Jahrhundert von Dr. 
Gunnar Suolahti, zur Geschichte des Stettiner Handels im 17. Jahr- 
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hundert von Dr. K. R. Melander, Uber die Schicksale der verschol 

lenen Briefsammlung Johan Archenholtz’ und deren jüngst aufgefundene 
Abschriften mit einem Verzeichnis der Persönlichkeiten, mit denen Archen- 
holtz in Briefwechsel gestanden hat (darunter, mehrere Deutsche des 
48. Jahrhunderts), von Dr. A. R. Saarenseppä, und über die Stel- 
lung Schwedens und die Politik des schwedischen Königs im Herbst 1807, 
beleuchtet durch Originalurkunden im Anhang, von Prof. Dr. U.L. Leh- 
tonen. Speziell die Geschichte Finnlands behandeln Aufsätze von 
Prof. Dr. K.Grotenfelt, Toponomastische Beiträge zur Beleuchtung 
der ehemaligen sozialen Verhältnisse der Finnen, von Dr. Väinö Voion- 
maa über die Bodensteuer in Finnland während des Mittelalters, von 
Dr. K.O. Lindeqvist, Die Streitigkeiten der Bauern von Pielisjärvi 
mit dem Pächter Salomon Enberg am Anfang der 1680er Jahre, von 
Dr. A. H. Virk kunnen, Aus den Tagen nach der Schlacht bei Napue 
(1744), und von Dr. G. Lindström , Uber die Schiffahrt des Handels- 
hauses Malm in den 1830er Jahren. Ferner führt Dr. K.R. Brotherus 
in Notizen über die Werke Leopold von Rankes aus, in welcher Weise in 
der historischen Dastellung Rankes die geographischen Faktoren berück- 
sichtigt sind, und Dr. O. Mantere schreibt über nationale Erziehung 
in Verbindung mit dem Geschichtsunterricht. 


Die zweite der Festschriften ist „Kaikuja Hämeestä VIII, Hämäläis- 
osakunnan kotiseutujukaisu I‘ (‚Klänge aus Tavastland VIII, Heimat- 
schrift I der Tavastländischen Landsmannschaft‘‘). Die Zueignung dieses 
Werkes erklärt sich daraus, daß Danielson-Kalmari während seines 
33jährigen Wirkens als Professor 17 Jahre als Inspektor der Tavast- 
ländischen Landsmannschaft (als offizieller Vertreter der Verwaltung und 
des Lehrkörpers der Universität und als Leiter der Landsmannschaft) 
fungiert und es durch seine hervortretende Persönlichkeit verstanden hat, 
sich die dauernde Zuneigung der Mitglieder der Landsmannschaft auch noch 
zu bewahren, nachdem er aus dieser Stellung geschieden war. Wie der Titel 
der Veröffentlichung besagt, ist sie im allgemeinen der Heimatforschung 
gewidmet, und daher sind nicht alle 19 Aufsätze, die sie enthält, geschicht- 
licher Art. Und auch einige von diesen historischen Beiträgen beschäf- 
tigen sich so speziell mit Lokal- und Personengeschichte, daß sie in dieser 
Anzeige nicht erwähnt zu werden brauchen. Andere indes verdienen 
seitens des Historikers allgemeinere Beachtung, so die Aufsätze von 
Dr. V.V oio n m a a über das vorgeschichtliche Tavastland, seine Grenzen, 
seine Besiedelung-und seine Einteilung, von Dr. J. Ailio über die Kirche 
von Hattula als alteste Mutterkirche Tavastlands, die Berechnungen von 
Dr. K. O. Lindeqvist über die elende wirtschaftliche Lage einiger 
Kirchspiele von Mittel-Tavastland zur Zeit des Nordischen Krieges und 
die Ausführungen von Mag. phil. S. Kuusis über die ländlichen 
Verhältnisse in Tavastland um die Mitte des 18. Jahrhunderts. 


Auch ,,Historiallinen Aikakauskirja“ (Historische Zeitschrift) hat aus 
Anlaß des genannten Tages eine Festnummer herausgegeben, da sie Prof. 
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Danielson-Kalmari unter ihre Begründer zählt. Außer dem gewöhnlichen 
inhalt gibt sie ein Verzeichnis der gedruckten Werke und Aufsätze Daniel- 
son - Kalmaris, eine Würdigung seiner Lehrtätigkeit und folgende Aufsätze: 
Prof. Dr. J Gummerus, Die neuen altchristlich-literarischen Funde 
des letzten Jahrzehnts, Dr. V. Voionmaa, Die Volksklassen von Abo 
im Jahre 1635, Prof. Dr. U. L. Lehtonen, Die Lage und die Be- 
strebungen Dänemarks im Herbst 1807 und Dr. A. F. Puukko, Rudolf 
Kittel als Forscher. U. L. 


IV. Zeitschriftenschau. 


Abkürzungen der Zeitschriften, über die berichtet wird: 


Altpreußische Monatsschrift (AM) 

Archiv für slavische Philologie (AsIPh) 

Baltische Monatsschrift (BM) 

Baltische Studien (BSt) 

Biblioteka Warszawska (BW) 

Byzantinische Zeitschrift (BZ) 

Bulletin International de l’Academie des Sciences de Cracovie, classe de 
Philologie, classe d’Histoire et de Philosophie (B) 

Cesky Časopis Historicky (Č) 

Deutsche Arbeit, Monatsschrift für das geistige Leben der Deutschen in 
Böhmen (DA) 

Deutsche Monatsschrift für Rußland (DMR) 

Forschungen zur brandenburgischen und preußischen Geschichte (F) 

Hansische Geschichtsblatter (HG) 

Historische Vierteljahrsschrift (HV) 

Historische Zeitschrift (HZ) 

Istoriceskij Véstnik (IV) 

Izvéstija Ministerstva Innostrannych Dél (IMID) 

Izvéstija und Zapiski der Kaiserl. Akademie zu Petersburg (IA bez. ZA) 

Journal des Ministeriums der Volksaufklarung (J) 

Kwartalnik Historyczny (KwH) 

Mitteilungen des Vereins für die Geschichte der Deutschen in Böhmen (MB) 

Mitteilungen der Sevéenko-Gesellschaft der Wissenschaften (MS) 

Mitteilungen der Ukrainischen Gesellschaft der Wissenschaften in 
Kiew (MKUG) 

Mitteilungen des westpreußischen Geschichtsvereins (MWpr) 

Mitteilungen der literarischen Gesellschaft Masowiens (MMas) 

Monatsblätter des Pommerschen Geschichtsvereins (MPom) 

Monatsblätter der Historischen Gesellschaft der Provinz Posen (MPos) 

Oberlandische Geschichtsblätter (OG) 

Pommersche Jahrbiicher (PJ) 

Przeglad Historyczny (PH) 
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Revue historique (RH) 

Rocznik tow. przyjaci6l nauk poznanskich (Rtp) 

Rocznik tow. naukowego w Toruniu (RtT) 

Russkaja Mysl’ (RM) 

Russkaja Starina (RSt) 

Russkij Archiv (RA) 

Sitzungsberichte der Gesellschaft für Geschichte und Altertumskunde der 
Ostseeprovinzen RuBlands in Riga (SBRig) 

Ungarische Rundschau (U) 

Vestnik Evropy (VE) 

Vierteljahrsschrift für Sozial- und Wirtschaftsgeschichte (VSW) 

Zapiski towarzystwa torunskiego (ZapTT) 

Zeitschrift des Vereins für die Geschichte Schlesiens (ZSch) 

Zeitschrift des historischen Vereins für den Regierungsbezirk Marien 
werder (ZMar) 

Zeitschrift der historischen Gesellschaft der Provinz Posen (ZP) 

Zeitschrift des Vereins für Geschichte und Altertumskunde des Erm- 
landes (ZE) 

Zeitschrift des WestpreuBischen Geschichtsvereins (ZWpr) 

ZG. u. KG. Öst.-Schl. = Zeitschrift f. Gesch. u. Kulturgeschichte Öster- 
reich-Schlesiens (Troppau). 
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I. Allgemeines. 


Herkunft und Name der Russen. 
BM 76, 264—277. 


Professor J. Marquart in Berlin setzt sich hier mit der Arbeit von 
Knauer auseinander, über die in dieser Zeitschrift III, S. 568 ff. berichtet 
wurde. Was K. über die Etymologie des Namens Ras = Wolga anführt, 
sei im allgemeinen richtig, aber nicht neu; M. gibt eine Fülle von Belegen 
dazu. Aber wenn auch die Wolga ehemals den Mittelpunkt des Gebietes 
der Arier gebildet haben mag, so haben nach ihm weder Slawen noch 
germanische Ros je an der Wolga gewohnt und hat der Name Ros mit 
der Wolga nichts zu tun. Dieser Name Ros bezeichnet keine Slawen, 
sondern nur skandinavische Nordgermanen. Er ist auf die Slawen erst 
übertragen worden, als die Verschmelzung der skandinavischen Rus mit 
ihnen schon vollzogen war. Es ist gleichgültig, ob Rosj, Rusj, etymologisch 
mit arisch Rosa zusammenhängt, wie K. will. Für die Russenfrage be- 
deutet das nichts, für die Urheimat der Indogermanen sehr wenig. Der 
Name Hros ist an der Ostsee entstanden und bezeichnet wahrscheinlich 
im Munde finnischer Stämme ein skandinavisches Volk von der gegenüber- 
liegenden schwedischen Küste, das des Hande;s wegen schon im 6. Jahr- 
hundert häufig die ostbaltische Küste besuchte und mit den dortigen 
Finnenstämmen in Verbindung trat. Unter diesen Umständen kann es 
kaum als Zufall betrachtet werden, daß noch heute bei sämtlichen Ost- 
finnenstämmen die Schweden mit einem ganz ähnlichen Namen bezeichnet 
werden, nämlich je nach dem Dialekt Rödsi, Ruodsi, Rootsi. Es bleibt 
daher immer noch das Wahrscheinliche, das die den Finnen benachbarten 
Slawen diesen Ausdruck von den Finnen entlehnt haben, obgleich man 
dann eigentlich slawisch Rucj erwarten sollte. O. H. 


II. Vormongolisches Rußland. 
III. Die Moskauer Periode. 


1613. Zur Historiographie der Garenwahl. 
Golos Minuvsago 1913, Nr. 3, 231—236. 


A. A. Kizevetter macht einige Einwände gegen S. F. Platonovs 
Aufsatz (s. die Zeitschriftenschau in Band III, S. 574—575): Er bemerkt 
vor allen Dingen, daß schon vor dem Bekanntwerden der neuen Doku- 
mente und der auf ihnen fußenden ersten Arbeit Prof. Platonovs (von 
1906) einige Forscher die große Bedeutung, die die Einigung der klein- 
adligen Elemente (dvorjanstvo) mit den Kosaken für die Wahl Michail 
Romanovs hatte, erraten hätten. Der entsprechende Teil von Prof. 
Kljutevskijs Vorlesungen sei allerdings erst 1908 erschienen (mündlich 
hat Kiz. dieselben Äußerungen schon 1885 gehört), aber eine ähnliche 
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Erklärung der Wahl sei schon bei Kostomarov in der Monographie über 
die Zeit der Wirren zu finden. Beide rechnen allerdings auch mit der 
Agitation von seiten einzelner Bojaren, und Kiz. ist geneigt, sich dieser 
Ansicht bis zu einem gewissen Grade anzuschlieBen. Sodann halt Kiz. 
die Kritik der Wahlkapitulation vorläufig für unzulänglich und stellt 
Bedenken allen drei Punkten entgegen, auf die sich die negative Lösung 
der Frage stützt. Erstens seien die Quellen nicht ausreichend abgeschätzt: 
was die Schriftsteller des XVIII. Jahrh., Strahlenberg und Tati$tev, anbe- 
trifft, so beweise ihre Beeinflussung durch die politische Bewegung von 
1730 ohne weitere Belege nicht, daß sie die Tatsache selbst erfunden 
hätten. Aber es bleiben, abgesehen hiervon, noch die Nachrichten aus dem 
XVII. Jahrh., auf die sich auch V. O. Kljulevskij vorzugsweise stützt, 
und Kiz. ist der Meinung, daß der Wert des KotoSichinschen Berichtes 
bisher keinesfalls bis auf den Grund erschüttert ist: es bleibe jedenfalls 
unaufgeklärt, wie die Übereinstimmung dieses Berichtes mit dem Kern 
der Pskover Erzählung (,Povöst‘‘) zu erklären ist. An zweiter Stelle 
kommt der Hinweis, daß die Bojaren, denen die Bedingungen zuge- 
schrieben werden, in der Wahlversammlung die unbedeutendste Rolle 
spielten. Dieser Umstand komme nicht in Betracht, denn es sei erst 
nach Ankunft des jungen Caren möglich gewesen, solche Bedingungen 
abzuschließen, und gerade damals blieben ja eine Zeitlang neben den Ver- 
wandten des neuen Herrschers auch Mstislavskij mit Genossen am Ruder. 
Und schließlich könne die Nichtanwendung einer solchen Kapitulation 
seitens der Regierung an und für sich nichts gegen ihr Vorhandensein, 
sondern nur das eine beweisen, daß diejenige Gruppe, die die Annahme 
der Bedingungen erreichte, nicht stark genug war, sie in der Praxis durch- 
zusetzen. Alle diese Erwägungen hindern Kiz., die Frage auf Grund 
von S. F. Platonovs Kritik als erledigt zu betrachten. 

Am Schluß derselben Besprechung berichtet Kiz. kurz über den 
Aufsatz von Holge Almquist (im III. Bande der ,,Z. f. osteur. G.‘‘) und 
schließt sich der Meinung über die ernste Bedeutung der Kandidatur 
Karl Philipps an. L. L. 


XVI—XVIII. Jahrh. Landverhältnisse im 
Norden RuBlands. 


Naučnyj Istoriceskij Žurnal (1913), B. I, L. 1, 107—112. 


In der neuen Zeitschrift, die als eine Neuerung ,,Autoreferate‘ 
einführt, steht an erster Stelle eine Selbstanzeige von M. Ostrovskaja 
über ihr Buch ,,Zemel’nyj byt sel’skago naselenija russkago sévera v X VI— 
XVIII věkach“ (Landwesen der Landbevölkerung des russischen Nordens 
im XVI.—XVIII. Jahrh.). Die engere Wahl des Themas wird haupt- 
sächlich durch die Vorzüge des Materials begründet. Die Untersuchung 
erstreckt sich, nach Feststellung der Lebensgrundlagen im nördlichen 
Küstenland (Pomor’e) vor und nach seiner Unterwerfung durch Moskau, 
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auf die Formveränderungen, die der bäuerliche Landbesitz im Norden 
unter der Evolution der Wirtschafts-, Steuer- und Verwaltungsverhältnisse 
durchmachte. L. L. 


XV—XVI. Jahrh. Statistische Bearbeitung 
der russischen Grundbücher. 


Nauényj Istoričeskij Zurnal (1913), B. I, L. 1, 10—39. 


Als ersten Beitrag zur Geschichte RuBlands brachte die neueste 
und erste wissenschaftliche russische historische Zeitschrift einige inter- 
essante methodologische Betrachtungen A.A.Kaufmans über die statistische 
Bearbeitung der alten russischen Grundbücher (piscovyja knigi). Zu 
selbständigen Versuchen in dieser Richtung wurde Verfasser vor 3 Jahren 
angeregt, als ihn die Akademie der Wissenschaften über N. N. Nordmans 
Werk „Statistika v russkoj istorii. Opyt statističeskoj obrabotki piscovych 
novgorodskich obročnych knig okolo 1498 g.“ (Die Statistik in der russi- 
schen Geschichte. Versuch einer statistischen Bearbeitung der Novgoroder 
Grundsteuerbücher um 1498) zu referieren beauftragte. In der Historischen 
Gesellschaft (an der Petersburger Universität) trug K. — im Anschluß 
an seine Kritik, die im Bericht über die 53. Zuerkennung der Uvarov- 
präinien abgedruckt ist — die Resultate seiner Nachforschungen vor. 
Bald darauf wurden unter seiner Leitung im statistischen Seminar der 
Petersburger Höheren Frauenkurse die Grundbücher des ‚‚Selonschen 
Fünftels“ (Selonskaja pjatina) des Novgoroder Gebiets vorgenominen. 
Im ersten Teil des vorliegenden Aufsatzes berichtet X. über die Organi- 
sation dieser kollektiven Arbeit und über ihren Fortgang im Laufe von 
zwei Unterrichtsjahren und macht vorläufig einige Vorbemerkungen 
über die historischen Verhältnisse, die aus den Berechnungen hervor- 
zutreten beginnen. So weise schon jetzt der Parallelismus der Siedelungs- 
stärke und Pfluglandgröße darauf hin, daß die Konzentration der Be- 
völkerung von der Ausdehnungsmöglichkeit der Saatfelder in Abhängig- 
keit war, der Parallelismus der Pflugland- und der Gesamtfläche bevölkerten 
Landes, die sich im Besitze der Gutsherrn befand, zeige, daß dieselben 
günstigen Bodenverhältnisse zur Ausdehnung des Gutsbesitzertums 
beitrugen. Es wird sogar klar, daß, je größer die gesamte gutsherrliche 
Landmasse, desto größer der Umfang der einzelnen Besitztümer ist, — 
es sei also anzunehmen, daß in anziehenden Gegenden einflußreiche Persön- 
lichkeiten in erster Reihe Landerteilungen erwirkten. Es wird noch eine 
Anzahl anderer für die Wirtschaftsgeschichte höchst wichtiger Schlüsse 
angedeutet, wobei XK. allerdings zugibt, daß die Historiker möglicherweise 
manche Erklärungen als unzutreifend zurückweisen werden: das könne 
aber den Wert der geleisteten statistischen Arbeit nicht beeinträchtigen, 
denn die Aufgabe des Statistikers ende jedenfalls mit Feststellung der 
funktionalen Gesetzmäßigkeiten (oder Kausalabhängigkeiten), die Er- 
klärung derselben sei Sache der Fachgelehrten. Der Aufsatz hat übrigens, 
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wie gesagt, hauptsächlich methodologischen Charakter, namentlich der 
zweite Teil, in dem die Zuverlässigkeit der piscovyja knigi als statistischer 
Quelle erörtert wird. Streng methodische Bearbeitung der Bücher muß, 
nach Ansicht des Verfassers, eine wertvolle Ausbeute zur Folge haben, 
aber die Zuverlässigkeit der Angaben an und für sich ist im allgemeinen, 
wie schon längst bekannt, nicht allzu hoch: es lagen genug Beweggründe 
vor — sowohl für die Bevölkerung als auch für die Schreiber —, die Zahlen 
einerseits zu verringern, andererseits zu erhöhen. Daher sind alle Schlüsse, 
die sich nur auf geringe örtliche oder zeitliche Schwankungen stützen, 
natürlich sehr gewagt. Zu den Mängeln allgemeiner Art tritt noch ein 
spezifischer hinzu, nämlich eine gewisse Bedingtheit der Rechnung: so 
macht sich in der damaligen Berechnung des Pfluglandes das Bestreben 
bemerkbar, die Zahlen mit der Grundeinheit der Steuern in Einklang zu 
bringen. Die Fortsetzung der statistischen Vergleiche verspricht auch 
über die Rechnungseinheiten ‚ljudi‘ und ‚ob2’“ und deren Veränderung 
genauere Aufklärung zu verschaffen. Für die höchst wichtige Frage über 
die Zulässigkeit von Verallgemeinerungen aus einem Bruchteil des Materials 
erhaltener statistischer Angaben vergleicht X. einige in Nordmans, 
seiner eigenen und der Seminararbeit erzielte Zahlen und gewinnt die 
Überzeugung, daß in Fällen, in denen nicht gleichmäßige Proben der 
ganzen Masse des historisch-statistischen Materials, sondern nur ein 
zufälliger Teil desselben verarbeitet ist, automatische Verallgemeinerungen 
nicht annehmbar seien. Ferner kommt Verfasser nochmals auf das oben 
erwähnte Verhältnis der Aufgaben des Statistikers zu denjenigen des 
Historikers zurück und schließt mit einem aus Erfahrung geschöpften 
Gutachten, daß von Historikern ausgeführte statistische Forschungen 
in der Regel die bedeutend ergiebigeren sein werden, daß es aber anderer- 
seits für jeden, der sich im Bereich der Geschichte mit statistischen Nach- 
forschungen befassen will, dringend notwendig ist, eine entsprechende 
theoretische und praktische Schulung durchzumachen. L. L. 


IV. Peter der Große und die Nachfolger bis 1762. 


Das geistliche Reglement Peters des 
Großen. 


B 1913, 899 f. 


Über seine Arbeiten zur Ausgabe des Reglements im Auftrage der 
Kaiserlich Russischen Akademie berichtet E. V. Verchovskij wie folgt. 
Das geistliche Reglement, das mehr als 20 mal gedruckt ist, ist bisher 
noch nicht nach den erhaltenen Handschriften genau erforscht. Es stellte 
sich bei den Forschungen der Akademie der Wissenschaften heraus, daß 
vier Handschriften des Reglements existieren, die ein vollständiges Bild 
der Geschichte des Textes geben. Nach. genauer Untersuchung jeder 
Handschrift zeigte es sich aber, daß keine von ihnen einer wissenschaft- 
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lichen Ausgabe zugrunde gelegt werden kann, sondern nur die gedruckte 
Ausgabe, die zuerst von der Petersburger Typographie am 16. September 
4721 herausgegeben wurde. Diese hat den definitiven Text, der Gesetzes- 
kraft erhielt, während z. B. die zwei Handschriften, die von Peter dem 
Großen eigenhändig unterschrieben sind und eigentlich unverändert 
hätten bleiben müssen, trotzdem eingreifenden Veränderungen unter- 
zogen worden sind, unzweifelhaft durch Feofan Prokopovič. Für die 
„Zusätze zum geistlichen Reglement‘ ist der Text, der gesetzliche Kraft 
hatte, derjenige der Ausgabe der Moskauer Synodaldruckerei vom 14. Juli 
1722. V. hat bereits den Vergleich des handschriftlichen Textes mit dem 
Druck vollendet, um alle Varianten, die sich in den Handschriften finden, 
herauszugeben. Bei diesen Arbeiten gelang es, zahlreiche interessante 
Einzelheiten zu finden über die Abfassung des geistlichen Reglements 
durch Feofan Prokopovič und über die Errichtung des Allerheiligsten 
Synod, wobei einige Bestimmungen, die bereits in der historischen Literatur 
geläufig sind, einer Korrektur unterzogen werden mußten. Parallel damit 
ergaben sich interessante Mitteilungen über die Ausgabe des geistlichen 
Reglements im Druck und sozusagen über die Tradition des Textes des 
Reglements, wobei sich zeigte, daß die letzte Synodalausgabe, wie auch 
einige Vorgängerinnen, nicht ohne Redaktionsversehen und Druckfehler 
ist. Übersetzungen des Reglements fanden sich zwei französische, zwei 
deutsche, eine englische, wahrscheinlich zwei lateinische und eine griechische, 
die handschriftlich vorhanden ist und von V. herausgegeben wird. Für 
die Erforschung der Quellen des geistlichen Reglements reichte die Zeit 
noch nicht aus. O. H. 


V. Katharina II. 


1769—1777. N. I. Novikov als Verleger. 


Russkij Bibliofil, 1912, V, 34—47. 

V. Semennikov gibt in einer Untersuchung über die erste Periode 
von N. I. Novikovs Tatigkeit als Verleger, unter Hinzuziehung neuen 
Materials Aufschluß über die „Obätestvo starajuščeesja o napetatanii 
knig“ (Den Druck von Büchern erstrebende Gesellschaft) — ein Unter- 
nehmen, das von den Biographen N.s bisher kaum beachtet wurde, dabei 
aber nicht nur biographischen Wert hat: diese Verlagsgesellschaft organi- 
sierte N. in Petersburg schon 1773, also 11 Jahre vor der groBen Moskauer 
»,lipografiteskaja Kompanija‘‘. Sie existierte allerdings nur etwa andert- 
halb Jahre, und auch während dieser Zeit gab N. einige Bücher allein 
heraus. L. L. 


1784—1787. Druckereien der Altgläubigen 
in Klincy. 


Russkij Bibliofil, 1912, I, 58—63. 
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Als 1783 „freie Typographien“ in Rußland genehmigt wurden 
bekamen endlich auch die Altgläubigen — allerdings nur für kurze Zeit — 
die Möglichkeit, ihre Gottesbücher offen zu drucken. V. Semennikov 
berichtet aus den Akten des Synodalarchivs über Druckereien, die von 
1784 ab in Klincy, einem alten Sitz der Raskol’niki im Cernigovschen 
(früher Novgorod-Séverschen) Gouvernement, in Betrieb waren. Schon 
1787 wurde das Drucken gottesdienstlicher Bücher privaten Anstalten 
verboten. L. L. 


VI. Rußland im 19. Jahrhundert. 


1801. Andrej Turgenev über Karamzin. 


Russkij Bibliofil, 1912, I, 7—39. 

Unter den in A. Fomins Aufsatz „Andrej Ivanovič Turgenev und 
Andrej Sergéevit Kajsarov‘‘ mitgeteilten Schriften ist die 1801 im „Literari- 
schen Freunde-Verein‘‘ (DruZeskoe Literaturnoe ObScestvo) vorgetragene 
Rede über die Russische Literatur bemerkenswert, in der der 20 jährige 
Andrej Ivanovič (1781—1803, der älteste von den Brüdern Turgenevy), 
auf den Mangel an nationaler Eigenart hinweisend, über den schädlichen 
Einfluß von Karamzins ,,Weichheit und Weichlichkeit‘“ sprach und den 
Gedanken äußerte, der Zufall habe Karamzin zu früh gesandt, anstatt 
ihn ein Jahrhundert später ‚in die vaterländischen Eichen und Lorbeeren 
seine Blumen hineinflechten‘“ zu lassen. L. L. 


1812. Ein französisches Manuskript über 
Rußland. 


Russkij Bibliofil, 1912, IV, 73—76. 


Im X. Abschnitt seiner durch mehrere Hefte der genannten Zeit- 
schrift fortlaufenden ,,Recherches sur les manuscrits français de la Biblio- 
theque Impériale de St. Pe&tersbourg‘‘ beschreibt L’abbé Joseph Bonnet 
„L’aide-m&emoire de Napoleon en Russie“, das den Titel ,,Statistique 
de Empire de Russie‘‘ trägt und aus vier Teilen besteht: Geographie 
RuBlands (S. 1—116), seine Bewohner (S. 116—183), Landwirtschaft, 
Industrie und Handel (S. 183—350), Verfassung, Heer und Flotte (S. 350 
bis 475). Diese Orientierungsschrift, die einen Auszug aus den neuesten 
wissenschaftlichen Werken darstellte, soll beim Rückzuge Napoleons 
aus dessen Wagen gestohlen worden sein, gelangte in den Besitz des Generals 
Kajsarov und sodann verschiedener anderer Personen — und wurde 1859 
endlich Eigentum der Kaiserl. öffentl. Bibliothek. Die Verfassung des 
Buches spricht, nach B.s Meinung, dafür, daß Napoleon es viel benutzte. 
Um so beachtenswerter ist folgende Stelle: „Par sa situation, son &tendue, 
et par le peu de culture de son territoire, la Russie peut se croire à l'abri 
d’une invasion. Les ennemis n’y seraient pas plus heureux que ne furent 
autrefois les Romains contre les Scythes et les Parthes.‘“ L. L. 
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1820—1827. Das Schicksalder Briefe Alex- 
anders I. an Napoleon und Arakéeev. 


Russkij Bibliofil, 1912, VI, 15—21. 


V. Anderson erzählt die Nachspiele, die Kaiser Alexanders Brief- 
wechsel folgten: 1820 — als Nesselrode sich gezwungen sah, Briefe an 
Napoleon einem Englander, der sie zu veröffentlichen drohte, abzukaufen, 
und 1827 — als Kaiser Nikolaj die Geschichte mit den Briefen Alexanders, 
die Gr. Arakteev hatte drucken lassen, liquidierte. L. L. 


1821. Zur Entwicklung des literarischen 
Geschmacks. 


Russkij Bibliofil, 1912, IV, 58—65. 


Die von A. A. Veselovskij mitgeteilten Sitzungsprotokolle des 
kleinen, privaten literarischen Vereins ,,Soslovie Druzej Prosv&sclenija“ 
(Zunft der Freunde der Aufklärung) gestatten unter anderem einen Ein- 
blick in den literarischen Geschmack der damaligen mittleren Schrilt- 
stellerkreise: so verlangt, z. B., das von einem Mitgliede vorgeschlagene 
Aufnahmezeremoniell, das die Freimaurer parodiert, vom Kandidaten 
die Lossagung vom ,,Slavenismus‘‘, von ,,SiSkov und dessen Brüderschaft“ 
u. dgl. m. L. L. 


1825—1828. Aus dem Tagebuch I. M. Sne- 
girevs. 
Russkij Bibliofil, 1912, IV, 53—57. 


Memoiren des Moskauer Professors, Archäologen und Zensors Snegirev 
(1793—1868) erschienen schon 1866 im „Russkij Archiv“ und 1871 im 
ersten Bande seiner Aufsätze. Den größten Teil der Handschrift (1822 
bis 1825 und 1834 bis 1865) besaß und veröffentlichte (im „R. Arch.“ 
4902 ff. und auch als Buch) A. A. Titov. Einige von den fehlenden Heften 
(Juni 1825—1828) fanden sich in der Bibliothek eines anderen Sammlers, 
des kürzlich ebenfalls verstorbenen Sinjagin, und sollten auch heraus- 
gegeben werden. Angesichts einer eingetretenen Verzögerung macht nun 
A.(nderson), der mit der Vorbereitung zum Druck beauftragt war, vorder- 
hand einige Auszüge zu den politischen Ereignissen von 1825/1826. In 
Snegirevs Aufzeichnungen spiegeln sich — dank seinem großen Bekannten- 
kreis — die Gerüchte und Berichte ab, die nach dem Tode Alexanders 
infolge der aufregenden Krisis in Moskau in Umlauf waren: nämlich über 
Todesahnungen Alexanders, Mut und Anspruchlosigkeit Nikolajs, über 
den Aufstand, die Niederwerfung und Hinrichtung der Dekabristen, über 
den Anschlag Kjuchelbekers, über ‚römische‘ Gesinnung einiger Vertreter 
der älteren Generation, die ihre nächsten Angehörigen, die zu den Empörern 
gehörten, von selber und eigenhändig auslieferten. Details über den 
Leichenzug und die Trauerfeiern für Alexander erwähnt Sn. als Augen- 
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zeuge und offizieller Teilnehmer. Von den Nachrichten über das Leben 
der Moskauer Universität führt A. nur eine erbauliche Rede an, die der 
Minister für Volksaufklärung Fürst Lieven an die Professoren hielt: über 
Eintracht, Pflichterfüllung u. dgl. L. L. 


1825—4855. Zur Geschichte der öffent- 
lichen Provinzialbibliotheken. 


Russkij Bibliofil, 1912, I, 51—57; II, 35—46. 

Das Material zur Geschichte der russischen Provinzialbibliotheken, 
über welches P. Stolpjanskij für die Zeit Nikolajs I. verfügt, betrifft Oren- 
burg (ein Aufsatz desselben Verfassers über die Bibliotheken der 30er Jaher 
im Gebiet Orenburg — im „Russkij Archiv“, 1903, Nr. 6), sodann Tambov, 
Simbirsk, Astrachan’, Ufa, Sarapul’ (Gouv. Vjatka), Ostrov (Gouv. Pskov), 
Sevastopol’: in allen diesen und einigen anderen Städten wurden im Laufe 
der 30er und 40er Jahre öffentliche Bibliotheken gegründet. Den ersten 
Anstoß hierzu gab 1830 ein Projekt des bekannten Staatsmanns Admiral 
Mordvinov, das von den Ministern des Innern und der Volksaufklärung 
gebilligt und unterstützt wurde. Die Auspizien waren überhaupt günstig 
M. erbot sich, als Vorsitzender der Vol’no-Ekonomiteskoe ObsScestvo 
(Freien Wirtschaftsvereins) alle von der Gesellschaft herausgegebenen 
Werke den zu gründenden Gouvernementsbibliotheken unentgeltlich zu 
liefern; dasselbe versprach auch die Akademie der Wissenschaften. Die 
guten Absichten zerschellten aber an der Gleichgültigkeit der Ortsbewohner, 
wogegen selbst wiederholte Aufforderungen des Ministeriums für innere 
Angelegenheiten nichts halfen. In Astrachah und Simbirsk konnten, 
z. B die zur Einrichtung einer Bibliothek erforderlichen Mittel jahrelang 
nicht aufgebracht werden. In Ufa zeigten sich außerdem auch noch zwei 
Hindernisse besonderer Art: erstens war kein passendes Lokal zu finden, 
zweitens fehlten Leute, „die sich mit Lesen beschäftigen“. In beiden 
ersten Städten fanden sich allerdings später zufällige Förderer des Unter- 
nehmens. In Tambov wurde zur selben Zeit eine Bibliothek auf ganz 
eigenartige Weise eröffnet, nämlich durch Gründung einer Aktiengesell- 
schaft. Die Erledigung der Tambover Fragen gab 1834 indirekt den Anlaß 
zur Übergabe der Bibliotheken an das Ministerium, der Volksaufklärung, 
und da nach dieser Neuordnung der Eifer der dem Ministerium des Innern 
unterstellten Behörden sicherlich nachlassen mußte, so ist es sehr wohl 
möglich, daß in diesem allerhöchsten Befehl, wie der Verfasser meint, 
die Lösung des Rätsels zu suchen ist, weshalb das zuerst so eifrig betriebene 
Stiften von Bibliotheken ins Stocken kam. Was den Bücherbestand 
anbetrifft, so konnten, wie S. bemerkt, die vom Wirtschaftsverein und 
von der Akademie gestifteten Werke für das Publikum keine große An- 
ziehungskraft besitzen, und an Zahl der Bände waren die Bibliotheken 
recht bescheiden. Zu den Ausnahmen gehörte diejenige in Simbirsk. 
Der Besuch der Bibliotheken war entsprechend dürftig: die Tambover 
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blieb 17 Jahre lang (1851—1868) aus Mangel an Lesern gänzlich geschlossen. 
In bezug auf Einrichtung bildete eine rühmliche Ausnahme die Marine- 
bibliothek in Sevastopol’, die 1849 einen schönen Neubau bekam, nachdem 
das alte Lokal 1845 abgebrannt war. Letzteres passierte übrigens auch 
in Ekaterinoslav (1839) und Simbirsk (1864). Über private Initiative 
kann Verfasser nur einiges wenige aus dem Archiv der Orenburger Archiv- 
kommission berichten: in Orenburg gründete ein Priester, G. I. Celnokov, 
schon 1828 mit Genehmigung der Behörden eine Gefängnisbibliothek, 
jedoch stießen seine Versuche, dieselbe auszubauen, in den 30er Jahren 
auf endlose Hindernisse. Einen ähnlichen Erfolg hatte auch das Unter- 
nehmen des Generalgouverneurs, Grafen V. A. Perovskij, der 1857 in 
Orenburg zu Verwaltungszwecken eine wissenschaftliche Bibliothek an- 
legte: von dieser wertvollen Büchersammlung ist gegenwärtig keine Spur 
erhalten. Bemerkenswert ist aber, daß in Ufa in dern 40er und 50er Jahren 
eine Privatbibliothek funktionierte. 

Das Material zu diesen Notizen schöpft St. aus teils gedruckten 
(Zeitschriften, Gesetzessammlung usw.), teils (von ihm und E. A. Wolter, 
dem Bibliothekar der Akademie d. Wiss. gesammelten) ungedruckten 
Quellen. L. L. 


Ermolov und Kaiser Nikolaus I. 
RSt 1913, X, 26—34. 


E. Vejdenbaum untersucht von neuem die vielumstrittene Frage, 
warum Ermolov bei Nikolaus I. in Ungnade fiel. Nach einer Uberlieferung 
soll Ermolov mit der Thronbesteigung des Kaisers Nikolaus unzufrieden 
gewesen sein und absichtlich mit der Vereidigung der Truppen, die schon 
Konstantin den Eid geleistet hatten, gezögert haben. Es ist sogar von 
Beziehungen Ermolovs zum Südbunde gesprochen worden. Tatsache 
ist, daß Nikolaus von Anfang an Ermolov mit MiBtrauen entgegengetreten 
ist. So schreibt er am 12. Dezember 1825 an Dibit: ‚„Versäumt nicht, 
mich von allem, was bei Euch oder um Euch herum, besonders bei Ermolov, 
vorgeht, zu benachrichtigen; zu ihm muß unter irgend einem Vorwande 
von Euch aus, z. B. Herman, geschickt werden. Ich setze auf ihn das 
geringste Vertrauen.“ 

Demgegenüber hat Vejdenbaum erwiesen, daß an dem Eifer und der 
Ergebenheit Ermolovs gegenüber Nikolaus nicht der geringste Zweifel 
zu hegen ist. Noch mehr, Ermolov hat alles getan, um Beunruhigungen, 
die durch ausgestreute Gerüchte entstanden waren, zu beschwichtigen. 

Als Oberbefehlshaber im Kaukasus hatte er sogleich auf Grund 
des Senatsbefehls die Truppen auf den Namen Konstantins vereidigen 
lassen. Bald darauf kamen verworrene Gerüchte über die Abdankung 
Konstantins, von dem viele glaubten, er sei durch die obersten Reichs- 
behörden zum Caren gewählt worden. In seiner Verlegenheit wandte 
sich Ermolov an den Generalgouverneur in Taganrog, den Grafen M. S. 
Voroncov, und bat ihn um genauere Nachrichten. Bald darauf kam auch 
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der Feldjager und brachte das Manifest über die Thronbesteigung des 
Kaisers Nikolaus. Ermolov konnte aber nicht sogleich die Vereidigung 
vornehmen, da in dem Orte, an dem er sich befand, kein Geistlicher war, 
sondern erst aus 200 Verst Entfernung herbeigeholt werden mußte. Vejden- 
baum hat den Beweis dafür erbracht, daß Ermolov alles getan hat, was 
in seinen Kräften stand, um die Eidesleistung möglichst schnell erfolgen 
zulassen. Naturgemäß ergaben sich durch den Umstand, daß die einzelnen 
Truppenkörper auf ein großes, im allgemeinen schwer zugängliches Gebiet 
verstreut waren, Verzögerungen. Und da schon ein Argwohn beim Kaiser 
vorhanden war, so ist es zu natürlich, daß diese Verzögerungen Verdacht 
erregten. Als endlich der Feldjäger mit den Eidesformularen aus dem 
Kaukasus in Petersburg eintraf, soll sich die Kaiserin vor Freude be- 
kreuzigt haben. Wenn auch Nikolaus an Ermolov einen Dankbrief schrieb, 
so blieb doch ein Stachel bei ihm zurück. Ermolov wurde sogar in die 
Untersuchung gegen die Dekabristen verwickelt. Obwohl man ihm nichts 
anhaben konnte, mußte er doch den Dienst quittieren. W. R. 


1815—1851. V. A. Žukovskijs Briefe an 
Freunde und Verwandte. Der Dichter als 
Erzieher Alexanders Il. 


Russkij Bibliofil, 1912, VII—VIII. 

Briefe an „deutsche Freunde“ aus den Jahren 1839—1854 
teilt Prof. J. Sljapkin mit (S. 3—37). Alle 18 Schreiben — je 1 an Al. 
v. Humboldt, Helmine Chézy und Theodor Liepmann, 3 an K. Varnhagen 
v. Ense, die übrigen an A. v. Maltitz — sind den Varnhagenschen Kartons 
der Berliner Königl. Bibliothek entnommen und mit Übersetzungen und 
Kommentar versehen. Sie betreffen zum größten Teil Ž.s literarische 
Tätigkeit. In einigen werden die Ereignisse von 1848 flüchtig berührt. 

Fast ausschließlich das Privatleben betreffen neue, von J. Byčkov 
(S. 89—133) herausgegebene und erläuterte Briefe Ž.s an seine Nichten 
A. P. Elagina und A. P. Zontag, geborene Juškovy: in diesen 35 Briefen 
(aus den Jahren 1815—1849) werden aber viele bekannte Persönlich- 
keiten erwähnt. z 

Al. Aleksandrov bringt (S. 200—205) Konzepte von zwei Briefen 
A. N. Olenins an Ž. (von 1830), die die Erziehung Alexanders II. betreffen. 
Der Dichter legte groBes Gewicht auf das Studium der Geschichte und 
wandte sich an den Archäologen und Präsidenten der Akademie der 
Künste Olenin (1763—1843) nach Auskunft über Kleidung, Waffen, 
Bräuche und Sitten der Vorfahren, um die Vorträge über vaterlandische 
Geschichte möglichst inhaltreich zu gestalten. Im ersten Briefe erklärt 
sich Ol. bereit, die gewünschten Mitteilungen zu machen und entsprechende 
Zeichnungen anfertigen zu lassen, und macht einige Angaben über die 
Quellen, den ganzen Stoff in sechs Perioden einteilend: 4. vom Erscheinen 
der „Varjago-Rossy‘ in Novgorod bis zur Bekehrung Vladimirs: nor- 
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mannische Sitten, 2. von jener Zeit bis zum Eindringen der Tataren: byzan- 
tinische Sitten, 3. von den Tataren bis Godunov: tatarische Sitten, 4. von 
Godunov bis Michajl Fedorovié: polnische Sitten, 5. von Michajl Fedorovit 
bis Peter d. Gr.: russische Sitten, 6. von Peter d. Gr. bis zur Gegenwart: 
europäische Sitten. Im zweiten Briefe berichtet Olenin über die Slaven 
seit Kaiser Trajan. L. L. 


Tagebuch einer Reise durch Rußland 
ım Jahre 1841. 
RSt 1913, IX, 492—528. 


Verfasser ist ein gewisser N. F. Turovskij, der in besonderer amt- 
licher Mission — Revision der Staatskassen — eine Reise durch Süd- 
rußland machte. Er besuchte die Kosakengebiete am Don, den Kaukasus 
die Krim, das Gouvernement Cherson, Odessa, Bessarabien und Kiev. 

Die Aufzeichnungen bieten Nachrichten über den Zustand der Städte, 
historische, ethnographische und statistische Bemerkungen. Bemerkens- 
wert ist, daß Verfasser am Tage des Begräbnisses von Lermontov in 
Pjatigorsk ankommt. Seine Aufzeichnungen hierüber bieten nichts Neues, 
sind aber als Stimmungsbild wertvoll. W.R. 


1858. Die Rückkehr des Dekabristen 
V. F. Raevskij). 
Sovremennik, 1912, XII, 287—300. 


Von allen Anhängern jener Bewegung, die zum Dezemberaufstand 
führte, mußte als erster Vladimir Fedoséevit Raevskij (1795—1872) für 
die Ideale büßen, die auch in ihm der ausländische Feldzug wachrief. 
R. trat 1818 dem geheimen „Bund der gesellschaftlichen Wohlfahrt“ 
(Sojuz Obščestvennago Blagodenstvija) bei und entwickelte eine äußerst 
rege Tätigkeit, die schon im Februar 1822 seine Verhaftung herbeiführte. 
Während die Untersuchungsbehörden zuerst große Unbeholfenheit zeigten, 
war die Obrigkeit bestrebt, sich Klarheit über die geheime Gesellschaft 
zu verschaffen, und General Kiselev machte ihm, wie R. in seinen Auf- 
zeichnungen erzählt, die Mitteilung, der Kaiser habe befohlen, R. den 
Degen zurückzugeben, falls er über die Gesellschaft Auskunft geben würde. 
R. wies diesen Antrag mit der Bemerkung zurück, derselbe sei so ver- 
letzend, daß er, selbst wenn er etwas wüßte, nichts auszusagen wagen 
würde, denn der General biete ihm den Degen als Belohnung für Verrat 
an. Die Untersuchung zog sich in die Länge, denn R. führte mit seinen 
Richtern einen hartnäckigen Kampf. Mittlerweile spielten sich die Peters- 
burger Ereignisse auf dem Senatsplatz ab. In der Untersuchungskommission, 
die sich mit den Dekabristen beschäftigte, kam man auch auf R. zu sprechen 
und so wurde er aus der Tiraspoler in die Peter-Pauls-Festung übergeführt, 
wo die Haft für ihn besonders schwer erträglich wurde: R. schrieb damals 
an den Kaiser, daß er die schlimmste Deportation als eine Gnade ansehen 
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würde. Dennoch nahm sein Prozeß zunächst eine günstige Wendung. 
Erst am 15. Oktober 1827 bestätigte der Kaiser, nachdem noch verschiedene 
Instanzen über R. zu Gericht gesessen hatten, das Gutachten des Groß- 
fürsten Michail: R. wurde nach Sibirien verschickt. — Das Schicksal 
dieses „ersten Dekabristen‘‘ behandelte P. Stegolev vor mehreren Jahren 
in einer Arbeit, die neuerdings in seine „Historischen Skizzen‘ (1913, 
russisch) aufgenommen ist. Im vorliegenden Heft des ,,Sovremennik‘ 
rekapituliert derselbe Forscher kurz die erwähnten Geschehnisse und 
bringt ein neues Fragment von R.s Aufzeichnungen mit der Schilderung 
eines Teiles der Reise, die R. — nach der 1856 erfolgten Begnadigung — 
1858 in Begleitung seines ältesten Sohnes unternahm, um nach 36 Jahren 
die Heimat wenigstens einmal wiederzusehen, denn er fühlte sich — 
namentlich durch seine zahlreiche Familie — an Sibirien gebunden. Am 
20. Mai wurde Olonki (bei Irkutsk, seit 20 Jahren R.s Wohnsitz) verlassen 
und erst am 17. Juli trafen die Reisenden in Petersburg ein. In Krasno- 
jarsk, Tomsk, Omsk, Ekaterinburg wurde Station gemacht. Die kurzen 
Bemerkungen R.s über alle diese Städte und deren Behörden sind durchaus 
nicht uninteressant. Von Perm’ ging die Fahrt über Kazan’ (in 6 Tagen 
bis NiZnij-Novgorod zu Schiff), und R., der von Unwohlsein befallen wurde, 
empfand mit besonderer Freude die Annehmlichkeiten des Dampfers, 
ebenso wie die Bequemlichkeiten der 20 stündigen Eisenbahnfahrt von 
Moskau nach Petersburg. In Nižnij und namentlich in Moskau fand R. 
viele Freunde wieder — teils einstmalige Kameraden, teils spätere Leidens- 
gefahrten —, A. N. Murav’ev, S. G. Volkonskij, Liprandi, Vel’tman u. a., 
in deren Kreise es ihm manchen Augenblick schien, als wenn ,,das Ver- 
gangene nicht dagewesen wäre“. Und er, der schwergestrafte Staats- 
verbrecher, sah jünger und frischer aus, als seine Altersgenossen, die ihr 
Leben genossen und in Amt und Würden waren. Obgleich ihm der Aufent- 
halt in beiden Hauptstädten untersagt war, verweilte R. in Moskau einige 
Tage unbehelligt, in Petersburg aber erwirkte er eine Genehmigung auf 
8 Tage. Auch hier werden, am Schluß des Fragments, einige Namen 
genannt. L. L. 


1859—1865. Die Entstehung der „Histoire 
de Nicolas I.“ von Paul Lacroix. 


Russkij Bibliofil, 1912, IV, 66—72. 

Als Paul Lacroix (Bibliphile Jacob) 1859 die „Histoire de la vie et 
du règne de Nicolas I-er, Empereur du Russie‘ — ein Werk, das den 
verstorbenen Kaiser verherrlichen sollte — in Angriff zu nehmen beschloB, 
wurde er nicht nur von dem Pariser Botschafter Kiselev, der für ihn das 
Interesse der Kaiserin Witwe gewann, sondern auch in Petersburg auf 
jede Weise unterstützt: die russische Regierung zahlte ihm bekanntlich 
eine beträchtliche Pension, und Baron M. A. Korf, der damalige Direktor 
der Öffentlichen Bibliothek, wurde beauftragt, L., der für kurze Zeit nach 
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Petersburg kam und der russischen Sprache nicht mächtig war, für die 
Arbeit zu informieren. Diesen heiklen Auftrag erledigte der Freund und 
Verehrer des verstorbenen Kaisers mit größter Vorsicht, wozu ihn auch 
die bösen Erfahrungen, die man seinerzeit mit dem Marquis Custine ge- 
macht hatte, ermahnen mußten: als L., z. B., die von Baron Korf ge- 
sammelten „Materialien zur Biographie Nikolajs I.“ kennen lernen wollte, 
wurden sie ihm erst nach zweifacher gründlicher Zustutzung vorgelegt. 
Auch L.s Werk, das übrigens unvollendet blieb, wurde offenbar vor dem 
Erscheinen in Rußland einer Durchsicht unterworfen: für den ersten 
(1864) der acht Bände sind wenigstens solche Anzeichen vorhanden. 
Für die Charakteristik dieser Beziehungen standen V. Anderson auch 
einige Briefe L.s an Korf (aus D. F. Sebekos Sammlung) zu Gebote. 
L. L. 


Aufzeichnungen des Aleksander An- 
dreevié Polovcov. 


RSt 1913, X, 149—154; XI, 301—317. 


A. A. Polovcova gibt die Aufzeichnungen ihres Vaters, der im Jahre 
1892 als Wirklicher Geheimer Rat starb, heraus. Wie viele andere ist 
Polovcov aus der militärischen Laufbahn hervorgegangen; er trat in das 
Ingenieurkorps ein und machte als Leutnant den Türkenkrieg von 1828/29 
mit. Im Jahre 1831 nahm er seinen Abschied und trat in den Zivildienst 
über, und zwar zunächst im Ministerium des Innern. Später ging er in das 
Justizministerium und zuletzt in das der Staatseinkünfte über, das unter 
der Leitung Kisselevs stand. Über ihn macht Polovcov sonderbare Mit- 
teilungen. Kisselev war danach der Typus des unehrlichen selbst- - 
süchtigen Cinovniks, der durchaus nicht der Sache diente. Als Beispiele 
führt P. die Reparatur der Kirchen in den Westgouvernements und die 
Angelegenheit des Balten Offenberg an. Gegen Offenberg war eine Anzeige 
wegen Unregelmäßigkeiten erstattet worden. Kisselev, der mit Offenberg 
befreundet war, hatte sie unerledigt gelassen; ebenso die beiden nach- 
folgenden Minister. Vier Jahre später trat Muravév an die Spitze des 
Ministeriums und bestimmte sogleich eine besondere Kommission unter 
der Leitung von Polovcov zur Untersuchung dieser Angelegenheit. Bei 
seiner Ankunft in Mitau wurde Polovcov von dem dortigen Gouverneur 
eröffnet, daß die Untersuchungskommission wohl zwei Jahre lang be- 
schäftigt sein werde. Polovcov gelang es aber in eifriger Arbeit, nach zwei 
Monaten die Untersuchung abzuschließen und über das Ergebnis an den 
Minister zu berichten. Muravév ist mit Polovcov so zufrieden, daß er 
ihn oft zu Rate zieht, so unter anderem auch bei Zusammensetzung einer 
Kommission. P. schlägt als Vorsitzenden den Gouverneur von Kurland 
Valuev vor und setzt es auch gegen das Sträuben Muravevs durch, daß 
Valuev nach Petersburg berufen wurde. Hier befreundete sich Valuev 
bald eng mit V. A. Dolgorukij, dem Chef der Gendarmerie, durch dessen 
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Hilfe er bald Vorsitzender des Ministerkomitees und dann Minister des 
Auswartigen wurde. So kam Valuev gegen den Willen Muravévs durch 
Polovcov ins Ministerium. W. R. 


Aufzeichnungen des Generals G. J. Bo- 
brikov. (Forts.) 


RSt 1913, V, 253—260; VI, 455—460; VII, 35—47; VIII, 195—210; 
IX, 387—895. 


In den Fortsetzungen veröffentlicht Bobrikov Gutachten, die er von 
Konstantinopel aus an den Kriegsminister sandte. Hingewiesen sei auf 
die Bemerkungen über das Verhältnis zwischen Rußland und England 
und die Stellung beider Länder der Türkei gegenüber, ferner auf ein Gut- 
achten über den Zustand der Türkei nach dem Kriege, über die Qualität, 
Zahl und Verteilung der militärischen Streitkräfte. 

Kennzeichnend für Bobrikov ist auch, wie er sich klar zu werden 
sucht über das Wesen des russisch-türkischen Krieges, über die Idee, 
die ihm zugrunde lag, und über seine Bedeutung für die Zukunft Rußlands. 
„Wie verstanden wir den Sinn der orientalischen Frage? Stellten wir 
in den Vordergrund die geographische Notwendigkeit für uns, eine Aus- 
dehnung nach Süden hin zu suchen, zu dem Wasserwege hin, als Bürg- 
schaft für die ökonomische Entwicklung? Oder beschränkten wir uns 
darauf, uns eine Basis in der slavischen Welt zu schaffen? Traten wir 
auf als Verteidiger der Rechtglaubigkeit, des Grundsteins unserer Kultur? 
Oder vermischten wir alle diese Ziele miteinander und entstand ein orga- 
nis.hes Band zwischen ihnen? Man kann schwer eine Antwort darauf 
finden, da die Ereignisse nicht nach unserm Willen, sondern gegen ihn 
gingen.“ Nach Bobrikov ist Rußland ungewollt in den Krieg hineingezogen 
worden. Zwei Irrtümern mißt Bobrikov die Hauptschuld an dem Miß- 
erfolg bei: Rußland glaubte in allzu großer Vertrauensseligkeit an die 
türkischen Reformabsichten und rüstete daher durchaus unzureichend 
zum Kriege. Wenn ordnungsgemäß gerüstet worden wäre, hätte man den 
Krieg in kürzerer Zeit mit glückli hem Erfolg beendigen können. Man 
hätte auch sogleich bei Beginn alle Balkanvölker heranziehen und be- 
waffnen müssen. 

Bemerkenswert sind auch folgende Ausführungen Bobrikovs in 
einem Briefe an Obručev vom Juni 1880 über die Zukunft der orientalischen 
Frage. „Fürst Bismarck hat ohne Zweifel die Absicht, die Grenzen Deutsch- 
lands bis zum Adriatischen Meer hin auszudehnen und das Schwergewicht 
Österreich-Ungarns auf die Balkanhalbinsel zu verlegen.“ Er würde 
den Plan schon längst ausgeführt haben, wenn ihm nicht innere Schwierig- 
keiten entgegengetreten wären. ,,Die Selbständigkeit der Gesandten der 
großen Mächte wird zu Staub vor der unerschütterlichen Autorität des 
eisernen Kanzlers. Sie sind Zwerge um den Riesen, Planeten, die um das 
Weltlicht kreisen. Bei der Ausführung seines Planes verlangt Bismarck 
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von uns Zustimmung zur Ausdehnung Österreich-Ungarns bis zum 
Ägäischen Meere hin, das heißt, er berührt unsere eigensten Lebens- 
interessen in Beziehung zum Slaventum. Und diese Zustimmung kann 
entweder mit Gewalt erzwungen oder kompensiert werden, aber ich weiß 
nicht durch welche Konzession zu unsern Gunsten. Dies alles liegt viel- 
leicht in weiter Zukunft; dieser weitausschauende Plan kann natürlich 
durch niemanden anders, als nur durch Bismarck verwirklicht werden. 
Er schafft jedoch um sich keine solche Schule, wie sie um Moltke erwächst, 
aber wer weiß überhaupt, wie lange seine Tage gezählt sind.“ W. R. 


VII. Rußland im 20. Jahrhundert. 


1910. Alte russische Gutsherrnbiblio- 
theken. 


Russkij Bibliofl, 1912, VI, 22—33. 


Im Hinblick auf die 1913 in Kostroma bevorstehende Eröffnung 
eines historischen Museums wurden 1910 in jener Gegend Nachforschungen 
nach allerlei Altertümern veranstaltet, und B. Glasko legt hier aus dem 
Bericht, den er der Kostromaer Gelehrten Archivkommission über seine 
Untersuchungen im Bujskij Uézd (Kreis) erstattete, einen Auszug über 
den Bücherbefund vor. Obgleich die Durchforschung der alten Guts- 
bibliotheken nur ein Nebenziel der Expedition bildete, so gelang es doch, 
in diesem einsamen Winkel des Gouvernements Kostroma manches Wert- 
volle zu ermitteln und ein charakteristisches Bild des mit Riesenschritten 
fortschreitenden Verfalls der auf den russischen Gütern verstreuten Schätze 
zu gewinnen. Am krassesten ist das jämmerliche Schicksal des Nachlasses 
der Schriftstellerin Jul. Zadovskaja (1824—1883), der 1902 in alle Winde 
zerstreut wurde: nur etwa 200 Bände, darunter alte Erbstücke aus der 
ersten Hälfte des XVIII. Jahrhunderts, fanden sich noch in der Um- 
gegend — beim Priester, bei ehemaligen Angestellten, Bauern, Händlern 
usw., und durch einen Zufall wurde in einem Korb, unter altem Glas und 
Zeitungen, eine Menge Manuskripte aus dem Archiv der Dichterin entdeckt. 
Als Gegensatz zu dieser Verwüstung muß die über 10 000 Bände zählende 
Sammlung des Gen. V. V. Sipjagin genannt werden, der mehrere Guts- 
bibliotheken durch Kauf einverleibt wurden. Einige Gutshöfe zeichnen 
sich unter anderem durch ihre Archive aus, so daß eine Reihe interessanter 
Dokumente des XVI. bis XVIII. Jahrhunderts an die Archivkommission 
übergeben werden konnte. Typisch für alle besichtigten Gutsbibliotheken 
ist das Vorhandensein belletristischer Werke und alter, namentlich franzö- 
sischer, Literatur des XVIII. Jahrhunderts. Ebenfalls häufig kommen 
Militär-, Nachschlagewerke u. dgl. vor. Zugleich gibt natürlich Zeitalter 
und Wirkungskreis der Vorfahren jeder Sammlung ihr besonderes Ge- 
präge. Alle Besitzer drückten ihre Bereitwilligkeit aus, auch alte Bücher 
dem Museum zu spenden, und man muß dem Wunsche des Bericht- 
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erstatters beistimmen, da8 doch alle Archivkommissionen an die Rettung 
und Sammlung solcher Bücherschätze gehen möchten. Wie traurig das 
Ende so mancher Bibliothek war, zeigen auch die dem Berichte folgenden 
Notizen F. A. Vitbergs, die 18 Fälle aus verschiedenen Gegenden betreffen. 
L. L. 


1913. Balkankrisis. 


IMJD 1913, III, 124—130. 


Mitteilungen der russischen Regierungsverlautbarungen in Balkan- 
sachen vom 27. Februar, 21. März, 29. März 1913. O. H. 


VIII. Ukraine. 
IX, Baltische Provinzen. 


1894—97. DieGesandtschaften Wolter von 
Plettenbergs an den Großfürsten von 
Moskau in den Jahren 1494-97. 


BM 75, 315—340. 

S. von Vegesack gibt eine Darstellung der im ganzen sieben Gesandt- 
schaften, die der Ordensmeister nach Moskau sandte, und stellt damit 
das Verhalten der einzelnen livländischen Mächte und Lübecks nach der 
Katastrophe von Novgorod auf Grund des livländischen Urkundenbuches 
dar. Diese Gesandtschaften haben infolge eines traigschen Geschickes 
nur wenigen Gefangenen die Heimat wiedergeben können, aber sind doch 
von großer Bedeutung gewesen: sie haben, nach innen hin, die vielen 
kleinen in sich gespaltenen Mächte des Landes auf die sie alle überragende 
Persönlichkeit des Meisters deutlich hingewiesen, und dann, nach außen 
hin, den Meister und das Land über die gefahrdrohenden Strömungen 
im Osten auf dem Laufenden erhalten und dadurch auf den kommenden 
Zusammenstoß vorbereitet. So haben diese Gesandtschaften indirekt 
mit dazu beigetragen, daß die russischen Horden 1501 und 1502 mit 
blutigen Köpfen heimgeschickt wurden. O. H. 


X. Finnland. 
XI. Polen—Litauen bis 1572. 


1297—4316 (?) Bischof Andreas Szymono- 
wicz von Posen. 


Miesięcznik kościelny X, 123—134, 200—213, 246—262. 


Aus dem schriftlichen Nachlaß des 1848 verstorbenen Posener 
Domherrn Frank veröffentlicht K. Kantak in polnischer Übersetzung 
dessen Abhandlung über den Bischof Szymonowicz, der es als tüchtiger 
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Organisator verstand, den Gottesdienst und die Seelsorge in seiner Diözese 
zu beleben und nach außen hin den Besitzstand der Posener Kathedrale 
zu befestigen, zu verbessern und zu vermehren. A.K. 


XII. Polen bis 1795. 


Polnische Kunstübung: Sigismund III. 
Kosciuszko, Tarnowska, Radziwitt. 


Przegląd Polski Bd. 190, 1913, S. 1—24. 


Jerzy Kieszkowski, der im Jahre 1912 eine fiir die polnische Kunst- 
und Kulturgeschichte der ersten Halfte des 16. Jahrhunderts wichtige 
Veröffentlichung von großem Umfang unter dem Titel ,, Kanclerz Krzysztof 
Szydtowiecki‘S hat erscheinen lassen, behandelt in einem anziehenden 
Essai den polnischen Anteil an der ‚„Amateur-Ausstellung‘ in Wien, die 
im Anfang des Jahres 1913 veranstaltet war. An erster Stelle wird Sigis- 
mund III. von Polen aufgeführt, der mit einigen von ihm selbst gemalten 
Bildern vertreten war. Er, der infolge der Mängel seines Charakters und 
der Unzulänglichkeit seiner politischen Einsicht als König dem Lande 
kein Glück gebracht hat, war im Übrigen ein vielseitiges Talent. Er ver- 
suchte sich auch als Kunstdrechsler und Goldschmied. In den von ihm 
gemalten Bildern zeigt sich der Einfluß der flämisch-italienischen Kunst- 
übung. Ein Bild soll mutmaßlich den heiligen Petrus darstellen, wie er 
einen kleinen Knaben, den Prinzen Władysław (IV) führt. Der Knabe 
trägt Bauwerkzeuge in einem Korbe, um — wie gedeutet wird — den 
wankenden Bau der Kirche wieder aufzurichten. Außer diesem vom 
Czartoryski-Museum eingeschickten Bilde befand sich eine von Sigis- 
mund III. mit vielem Geschick gemalte Darstellung: Maria segnet die 
Heiligen Ignaz von Loyola und Franz Xaver. 

Von Thaddäus Kościuszko waren stilisierte Bilder des Grabes der 
Caecilia Metella und eines Phantasieparks ausgestellt. Bemerkenswert 
waren die Miniaturen der Kastellanin Gräfin Tarnowska aus dem Besitz 
der Tarnowskischen Sammlungen in Dzikow, darunter besonders eine, 
die Napoleon als ersten Konsul (aus dem Jahre 1803) und eine andere, 
die die Fürstin Isabella Czartoryska, geborene Gräfin Fleming, darstellt. 
Unter den Skizzenbildern des Fürsten Anton Radziwill, die dieser in Wien 
1815 zur Zeit des Kongresses von vielen hervorragenden Persönlichkeiten 
aufgenommen hat, befindet sich eine nach der Natur gezeichnete Bleistift- 
skizze der Fürstin Clary, geb. Prinzessin von Ligne. Radziwills Frau Louise, 
geborene Prinzessin von Preußen, und ihre Tochter Elisa versuchten sich 
in Autolithographien, von denen einzelne Nummern, wie das Selbstbildnis 
der Elisa und das der Louise Radziwill mit dem jungen Wildenbruch 
auf einer Schloßterrasse, jüngst in den antiquarischen Handel gelangt 
sind. J. P. 
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1646—1667. Die Anfänge des Franziskaner- 
ordens zu Posen. 
Rıp XXXVIII, 101—124. 


Auf Grund der Posener Bernhardiner- und der Posener Franziskaner- 
chronik schildert K. Kantak die maßlosen Anfeindungen, welche die 
von Bischof Andreas Szołdrski nach Posen berufenen Franziskaner von 
den dortigen Bernhardinern und von der durch sie aufgehetzten Posener 
Bevölkerung zu erdulden hatten, so daß der Klosterbau auf Jahre hinaus 
verzögert wurde. Und als es zwischen den beiden Klöstern endlich 1667 
zu einem Vergleich kam, hörten doch in den nächsten Jahren die Streitig- 
keiten noch nicht auf, die durch von beiden Parteien verbreitete Pam- 
phlete der breiten Öffentlichkeit auch außerhalb Posens bekannt wurden, 

A. K. 


1668—96. Die Siegel der polnischen Könige. 


Wiadomości numizmaticzno-archaeologiczne 1913. 


Schon seit einigen Jahren veröffentlicht Maryan Gumowski die 
Siegel der polnischen Könige. Bis zum Novemberheft brachte dieser Jahr- 
gang die Siegel König Michael Korybut Wisniowieckis, wogegen die Publi- 
kation der Siegel König Johann IHI. Sobieskis noch nicht ganz abgeschlossen 
ist. Nach den beigegebenen vorzüglichen Reproduktionen sind die kleinen 
Versehen bei den Siegelbeschreibungen leicht zu berichtigen; so wird, 
scheint mir, auf dem zweiten großen litauischen Siegel Sobieskis (Nr. 132) 
wie bei Nr. 133 der Schild von zwei gepanzerten Rittern, auf keinen Fall 
aber von Engeln gehalten. Die Neuerungen hebt G. jedesmal gebührend 
hervor, sucht die Person des Siegelstechers zu ermitteln, die Zeit des Ge- 
brauchs zu bestimmen; bei seltenen Siegeln gibt G. auch den Aufbe- 
wahrungsort an. Nach Abschluß der Regierung eines Herrschers faßt er 
noch einmal die wichtigsten Neuerungen zusammen und gibt die für die 
Sphragistik notwendigen Daten. Die unter König Michael verwandten 
Siegel schließen sich in der Technik denen seines Vorgängers eng an, er 
verwandte zu Beginn seiner Regierung ein Elektensiegel (Kanzleisiegel, 
Nr. 123), das einzige eines polnischen Königs; beim Majestatssiegel (Nr. 118) 
ließ der Kanzler Johann Leszczyński unten sein Wappen Wieniawa an- 
bringen, ein Beweis, wie einflußreich der Kanzler geworden war. Diese 
Neuerung blieb bestehen. Und als Sobieski auch für Litauen ein Majestäts- 
siegel (Nr. 127) einführte, erschien auch auf diesem des litauischen Kanzlers 
Pac Wappen Gozdawa. A.K. 


1632—1635. Umwertung des Urteils über 
Władysław IV. 
BW 291, 1913, 209—234. 


Aus der Reihe der polnischen Wahlkönige erfreute sich bislang 
Władysław IV. des besten Regentenrufes. Die polnischen wie auch die 
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außerpolnischen Geschichtschreiber sahen in ihm den Typus eines durchaus 
toleranten und in seiner Herrscheraufgabe ganz aufgehenden Monarchen, 
der im Gegensatz sowohl zu seinem Vater Sigismund III. als zu seinem 
Nachfolger und Bruder Johann Kasimir in seinem Sehnen und Trachten 
aufs engste mit dem Lande verwachsen war. Der im Jahre 1913 ver- 
storbene Krakauer Historiker Czermak sagte von ihm, daß dem König 
Władysław nie im Leben der Gedanke gekommen wäre, Polen zu ver- 
lassen und in der Fremde zu sterben, wie es Johann Kasimir getan hat. 


Władysław galt demnach in der Geschichtschreibung als ein durch 
und durch polnischer König. Gegen diese Auffassung wendet sich Józef 
Krajewski. Nach seinen Forschungsergebnissen hätte Wtadystaws Politik 
nicht den innigen organischen Zusammenhang gewahrt, sondern im 
stärksten Gegensatz hierzu den Verzicht auf die polnische und die Er- 
langung der schwedischen Königswürde zu eigenstem Ziele gehabt. Die 
von Władysław IV. an den Tag gelegte religiöse Toleranz und seine mit 
offensichtlichem Nachdruck gepflegten Beziehungen zu den polnischen 
Dissidenten hätten ihm bei den der katholischen Konfession abholden 
Schweden nur Sympathien gewinnen sollen. Des Königs Zuneigung zu den 
reformierten Lesczynski, Radziwiłł u. a. hätte demnach einen wesentlich 
politischen Zweck. 

Krajewskis Quelle sind neben gedrucktem Material Akten des Wiener 
Haus-, Hof- und Staatsarchivs und darunter besonders die von den Söhnen 
des eben verstorbenen Königs Sigismund III. ihrem nach Wien an den 
Kaiserhof gesandten Agenten Henicius mitgegebene Instruktion vom 
25 Juni 1632. Darin heißt es allerdings klar und unumwunden: ,,Sere- 
nissimo Principi Vladislao videtur potius, ut regno Poloniae relicto Sueciam 
requirat et possideat.‘‘ Der Grund für den Entschluß des Prinzen, den 
schwedischen Thron dem polnischen vorzuziehen, lag nach der Instruktion 
in der bedrängten Lage (= incredibiles angustiae) des Königtums in Polen. 
In Schweden würde Władysław seine Herrschertalente besser entfalten 
und von dort seinen in Polen versorgten Brüdern besser beistehen können. 
Und wenn die jungen Prinzen den Kaiser um Förderung der Wahl von 
Władysław bitten, so geschieht es in der Absicht, um dann einen Verzicht 
auf die Königswürde durch Władysław zu Gunsten des jüngeren Bruders 
Johann Kasimir herbeizuführen. 

Verfasser behandelt des weiteren die Bemühungen König Wtadystaws, 
den schwedischen Thron zu erlangen in dem Zeitraum von der Königs- 
wahl bis zu dem 26 jährigen Waffenstillstand zu Stuhmsdorf zwischen 
Schweden und Polen von 1635. Sein Ziel wollte der König im engen An- 
schluB an die kaiserliche Politik erreichen. 


Die Ausführungen Krajewskis, die an der Beurteilung des Königs 
durch die bisherige Geschichtschreibung eine Korrektur von grundsätz- 
licher Bedeutung üben, sind durchaus beachtenswert. Erforderlich er- 
scheint jedoch eine weitere Vertiefung des Problems auf Grund einer um- 
fassenderen Heranziehung von weiterem Aktenmaterial. J. P. 
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Zur Geschichte der wettinischen Re- 
formversuchein Polen. 


Neues Archiv für Sächsische Geschichte und Altertumskunde 34 (1913), 
168—174. 


A. Philipp teilt aus dem Dresdener Hauptstaatsarchiv ein sehr 
interessantes Schriftstück mit, ein von dem Leipziger Professor Johann 
Jacob Mascov verfaBtes Gutachten unter dem Titel: „Essai des Reflexions 
sur l'Etat de Pologne“. Es stammt aus dem Jahre 1735 und ist höchst- 
wahrscheinlich an Brühl eingesandt worden. — Die Herrschaft der Wettiner 
in Polen ist charakterisiert durch ihr vergebliches Bemühen, das polnische 
Königtum zu kräftigen. Auf zwei Wegen — durch gewaltsame Verände- 
rungen des polnischen Staatswesens und durch friedliche Reformen — 
suchten sie ihr Ziel zu erreichen. 


Der erste Weg führte zu der schon von August dem Starken ge- 
planten Teilung; die friedlichen Reformen kamen aus dem Zustand der 
Projekte nicht heraus. Besonders in der Zeit nach dem polnischen Erb- 
folgekrieg wurde von den sächsischen Ministern eifrig eine Reform des 
polnischen Staates erwogen. Das’ von Philipp mitgeteilte Dokument 
ist deshalb bemerkenswert, weil es nicht aus den Kreisen der Regierung, 
sondern von einem Privatmann stammt. Aus freien Stücken hat Mascov 
sein Gutachten geschickt. Als geborener Danziger nimmt er regen Anteil 
an den Geschicken seines Vaterlandes. Als Geschichtsforscher fühlt er 
sich dazu berufen, zur Besserung der Zustände in Polen durch seinen auf 
Erfahrung gestützten Rat beizutragen. Er hat gründliche Studien ge- 
macht: polnische Geschichte wie Landesgesetze sind ihm in gleicher Weise 
bekannt. In den Vordergrund seiner Betrachtung stellt Mascov die Vor- 
teile, die Sachsen aus der Verbindung mit Polen haben kann. Wenn die 
Angelegenheiten in Polen in Ordnung sind, kann Sachsen große Ersparnisse 
an Truppen und Geld machen. Zunächst muß den Polen jedes Mißtrauen 
wegen eines Staatsstreiches genommen werden; die wettinische Regierung 
muß sich streng auf den Boden der Landesgesetze und der Pacta conventa 
stellen. Im Einverständnis mit Rußland wird es den Wettinern gelingen,- 
den Vorsprung, den die Hohenzollern im Reiche erlangt haben, einzuholen. 
Nicht durch politische, sondern durch wirtschaftliche Bande sollen Polen 
und Sachsen verbunden werden. Förderung von Handel und Gewerbe 
soll auch den Thron festigen. Bemerkenswert ist die Ablehnung einer 
politischen Verbindung zwischen Sachsen und Polen, die von den sächsischen 
Staatsmännern immer wieder erwogen wurde. 


Auf drei wunde Stellen im polnischen Staatsleben, auf das Münz- 
wesen, das Städtewesen und die Dissidentenfrage, legte Mascov den Finger. 
Es ist bekannt, daß Polen besonders unter der Münzverschlechterung 
zu leiden gehabt hat. Eine Hebung der wirtschaftlichen Lage des Landes 
ist ferner nicht möglich ohne eine Hebung der Städte, die in früheren 
Jahrhunderten geflissentlich von der Szlachta niedergehalten wurden. 
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Ein kräftiges, wohlhabendes Bürgertum wird die beste Stütze für das 
Königtum werden. Den gleichen Nutzen kann das Königtum aus der 
Dissidentenfrage ziehen. Die Dissidenten sind oft gerade die am meisten 
treuen Untertanen und geschickter zu allen Dingen, zu Handel, zu Künsten 
und Fabrikwesen, da sie im allgemeinen eine bessere Erziehung genießen. 
Der König kann sich ihrer auch als Gegengewicht gegen einen allzu 
großen Einfluß des Klerus und des Papstes bedienen. W.R. 


1790—1791. Stanislaw Staszic’ Aphorismen 
über Polen. 


BW 291, 1913, 152—170. 


Die kurze Veröffentlichung von Bruno Staweno über das Reise- 
tagebuch des gelehrten Staatsmannes und Reformators Stanistaw 
Staszic aus den Jahren 1790 und 1791 ist von historischem Wert 
ganz besonders durch die aphoristischen Bemerkungen des Verfassers 
des Tagebuches, in denen Anspielungen auf polnische Verhältnisse zu 
finden sind. Diese allein sollen uns auch hier beschäftigen. Nur beiläufig 
sei bemerkt, daß die in dem Tagebuch beschriebene Reise von Staszic 
im Jahre 1790/1791 mit der Magnatenfamilie Zamoyski, in deren Hause 
er bereits 1781 als Hauslehrer gewirkt hat, nach Italien unternommen 
worden ist. Die Ideen der französischen Revolution hatten auf Staszic 
einen starken Einfluß gewonnen. Er haßt den Adel und die Geistlichkeit 
als bevorrechtete Stände. Der Anblick der Zersplitterung Italiens in 
kleine Despotien entlockt ihm das bezeichnende Geständnis: ‚Am schlimm- 
sten lebt man unter einem Despoten, der ein kleines Land beherrscht, 
genau so wie bei uns in Polen die Lage der bäuerlichen Bevölkerung 
unter einem kleinen adligen Gutsherrn am trost- 
losesten ist.‘ Neben dieser durchaus zutreffenden Beobachtung sei eine 
weitere von ihm hier erwähnt, der allerdings nur bedingt zugestimmt 
werden kann. Staszic sieht, daß in Italien der Acker der-GroBgrundbesitzer 
schlechter und derjenige der Kleinbesitzer besser bestellt wird und folgert 
hieraus: „Der Vergleich stützt meinen Erfahrungssatz, daß der große 
Grundbesitz schädlich ist.“ Wir wissen aber, daß, wenn es irgendwo in 
Polen rationellen Wirtschaftsbetrieb gab, dies auf den großen Besitzungen 
der Magnaten, des Staates und der Kirche der Fall war. 

Eine Rede des Grafen Hertzberg, Ministers der auswärtigen An- 
gelegenheiten unter Friedrich dem Großen und unter seinem Nachfolger, 
in der die Notwendigkeit des Adels nachgewiesen werden soll, empört 
das auf ständischer Gleichberechtigung beruhende staatsbürgerliche 
Empfinden von Staszic aufs höchste. Der Eindruck der Nachricht von 
der polnischen Konstitution vom 3. Mai 1791 war nach Staszic in Rom 
und anderwärts auf der Apenninenhalbinsel ein sehr großer. Staszic 
ahnt, daß „jetzt die Zeit des Volkes anbricht und die der Geistlichen und 
des Adels zu Ende geht“. 
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Bei der Durchreise durch Mähren bemerkt er, daß „die dortigen 
Bauern, da keine Juden unter ihnen wohnen, nüchtern sind, im übrigen 
aber genau so wie in Polen von dem Gutsherrn bedrückt werden.“ 
Besonders auffällig war für Staszic das Fehlen der jüdischen Bevölkerung 
in den Städten des zum österreichischen Schlesien gehörigen Herzogtums 
Teschen. Anspielend auf heimische Verhältnisse sagt Staszic: „In den 
Städten ohne Juden stinkt es nicht und geht es sauber zu, aber es herrscht 
in ihnen Dirftigkeit.‘ 

Bezeichnend ist das kritische Urteil von Staszic über das politische 
Verständnis der einfachen Volksschichten. ‚Die Völker — sagt er — 
lassen sich nicht durch verstandesmäßiges Denken, sondern nur aus- 
schließlich durch äußere Sinneseindrücke leiten.“ Seine Demokratie 
ging demnach keineswegs bis zur Idealisierung der Massenherrschaft. 

Die kriegsmäßig ausgerüsteten Schlachtschiffe an der italienischen 
Küste erinnern ihn an die Kriegsuntüchtigkeit des polnischen Staates. 
Er schreibt darüber die ironischen Worte: „O! du mein glückliches Polen, 
in dem Pulver und Kanonen nur beim SalutschieBen bei Familienfestlich - 
keiten in Anwendung kommen!“ J. P. 


18. Jahrh. Polnische Abteien. 


Aus dem Posener Lande 1913, Heft VI. 


F. Lüdtke, von dem wir eine Arbeit im vorigen Hefte veröffent- 
lichten, setzt hier seine Mitteilungen aus dem vatikanischen Archiv in 
Rom fort. Es handelt sich diesmal um Klostereinkünfte, Zahl der Insassen 
usw. aus 1732 und 1780. Die reichste Niederlassung war die Benediktiner- 
abtei Tyniec, Diözese Krakau. Ihre Einkünfte wurden 1732 auf über 
85 000 polnische Gulden bestimmt, ihr Wert auf 100 000. Im Posener 
Lande scheint das reichste Kloster Paradies mit 30 Insassen zu sein. Dann 
folgen Wongrovitz, Obra, Krone, Blesen, Priment, Mogilno, Lubin, 
Tremessen. O. H. 


XIII. Polen im 19. Jahrhundert. 


1862—1863. Aufrufe polnischer Revolutio- 
närean die jüdische Bevölkerung. 


Golos Minuvsago 1913, Nr. 9, 271—273. 


L. Kozlovskij erinnert im Hinblick auf die jüngste Zuspitzung der 
polnisch-jüdischen Beziehungen, an den romantischen Idealismus der 
polnischen Patrioten in den 60er Jahren, indem er in russischer Über- 
setzung zwei im Rumjancevschen Museum befindliche Proklamationen 
veröffentlicht. In der ersten, vom 9. September 1862, ruft der ,,Cen- 
tralny Komitet Narodowy“ seine „Brüder des alten Bundes“ an, mit- 
zukämpfen, denn das freie Polen sei zu den Juden stets wie eine Mutter 
gewesen, während der Feind des Vaterlandes sie in „Parias‘‘ verwandle. 
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Im zweiten Aufruf, der von vielen Bibelsprüchen begleitet wird, wendet 
sich der „Rzad Narodowy‘‘ an die „Brüder Polen mosaischen Gesetzes“ 
sogar in zwei Sprachen — Polnisch und im jüdischen Jargon. Ein gleicher 
Hinweis auf das grundverschiedene Verhalten den Juden gegenüber von 
seiten Polens und Moskaus wird hier noch mit der Erklärung verbunden, 
daß alle den Segen der Befreiung genießen werden, denn die Volksregierung 
wird weder nach Glauben noch nach Abstammung, sondern nur nach dem 
Geburtsort fragen. L. L. 


1863—1869. Polnische Deportiertein Ruß- 
land. 


BW 291, 1913, 91—123, 293—309. 

In einer Reihe von Beiträgen unter dem Titel: „W drodze na pölnoc 
i na wygnaniu“ (= auf dem Wege nach dem Norden und in der Ver- 
bannung) bringt Władysław Zapalowski meist in gesellschaftlicher Klein- 
malerei aufgehende Skizzen des Lebens von Teilnehmern an dem polnischen 
Aufstand 1863/64, die zur Strafe für ihre Beteiligung nach den nord- 
östlichen Gouvernements des europäischen Rußlands und nach Sibirien 
verbannt waren. Besonderes Interesse erregt die Aufzeichnung des Ver- 
fassers über Archivalien, die den Kriegszug des Prinzen Władysław nach- 
maligen Königs von Polen gegen Moskau betreffen. Die nach ihrem An- 
führer Lissowski benannten polnischen Freischärler drangen bis in die 
Gegend von Ustsysolsk vor. Wenigstens berichtet Zapatowski, daß er 
genaue Beschreibungen der Reiterhaufen mit Bezeichnung der Namen 
der polnischen Anführer an seinem Verbannungsort Ustsysolsk gesehen 
habe. : J. P. 


Freistaat Krakau. 


BW 292, 1913, 278 ff. 


Henryk Moscicki bringt Auszüge aus dem Tagebuch des Dr. med. 
Josef Dropsy (geb. 1809, gest. 1876) über dessen Gymnasial- und Studien- 
zeit in Krakau. Die Aufzeichnungen von Dropsy, der 1838 in Berlin 
promoviert hat, sind für die Kenntnis der Personalien und kleinerer Züge 
im Leben der Stadt von Interesse. J. P. 


XIV. Deutscher Osten. 


Die Zusammensetzung der deutschen 
Streitkräfte inden Kämpfen mitden Slaven 
von Heinrich I. bis auf Friedrich I. 


Zeitschrift des Vereins für Thüringische Geschichte und Altertums- 
kunde 21 (1912/13), 1—40, 283—837. 
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G. Artler behandelt in einer umfangreichen, sehr gründlichen Studie, 
dienach Art der Jahrbücher angelegt ist, die Slavenkriege bis zu Friedrich I. 
und zwar in drei Unterabteilungen: 1. gegen die Obotriten, Wilzen und 
Liutizen;; 2. gegen die Sorben; 3. gegen die Polen. 

Wenn auch der Verfasser es vermeidet, aus dem reich herbeigeschafften 
Quellenmaterial weitergehende Schlüsse zu ziehen, so ergeben sich schon 
aus der bloßen Feststellung, welche Volksstämme an den einzelnen Feld- 
zügen teilgenommen haben, wichtige Beiträge zur Charakteristik der 
Slavenkriege im allgemeinen. Unter Karl dem Großen und noch unter 
Heinrich I. waren sie Reichskriege, d. h. sie wurden von einem aus mehreren 
Stämmen zusammengesetzten Heere unter der Oberleitung des Kaisers 
oder Königs geführt. In der Folgezeit werden sie infolge des immer mehr 
nachlassenden Interesses der deutschen Herrscher zu Grenzkriegen. Unter 
den Staufern ist scheinbar eine neue Anteilnahme derReichsleitung an den 
Slavenkriegen zu bemerken. Jedoch liegen hier mehr dynastische Interessen 
zugrunde. So unternimmt Konrad III. im Jahre 1146 einen Feldzug 
gegen die Polen, um seinen vertriebenen Schwager Wladyslav wieder 
einzusetzen. Aber auch hier nehmen nur Grenzfürsten am Kriege teil. 

Der einzige Krieg, der einen allgemeineren Charakter trägt, ist der 
Wendenkreuzzug von 1147. Hier werden auch noch Dänen und sogar 
Polen als Teilnehmer genannt. Gerade dieser Feldzug und die Zusammen- 
setzung der Streitkräfte weist u. E. darauf hin, daß es sich bei allen diesen 
Slavenkämpfen in erster Linie nicht um nationale Kämpfe gehandelt hat. 
Gegen die kleineren slavischen Stämme ziehen mit den Deutschen die 
Polen zu Felde und umgekehrt beteiligen sich an den Kämpfen gegen 
die Polen auf Seite der Deutschen die Liutizen. Die Slavenkriege haben 
zum großen Teil (als Grenzkriege) territorialen Charakter; am meisten 
werden in den Kämpfen die am nächsten wohnenden Stämme genannt: 
die Böhmen und vor allem die Sachsen. Unter diesen treten besonders 
die Ostsachsen hervor. Daneben spielt das dynastische und noch ungleich 
mehr das religiöse Moment eine Rolle. — In zwei Exkursen behandelt 
Verf. dann noch zwei chronologische Feststellungen: er tritt gegenüber 
Biereye, der den Slavenaufstand von 983 um ein Jahr zurückdatieren 
will, für Beibehaltung der alten Zahl ein und stützt in seinem zweiten 
Exkurs über den Aufruf der Ostsachsen gegen die Slaven aus dem Anfang 
des 12. Jahrhunderts die von M. Tangl aufgestellten Vermutungen über 
Herkunft des Verfassers; er setzt den Aufruf in das Jahr 1109. W. R. 


Verfassungsrechtliches Verhältnis der 
Altstadt zur Rechtstadt Danzig. 


ZWpr 55 S. 79—123. 

In „Studien zur Geschichte der Altstadt Danzig“ erörtert Josef 
Kaufmann die Frage nach dem verfassungsrechtlichen Verhältnis 
der Altstadt zur rechten Stadt Danzig. Er weist nach, daß die Ent- 
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wicklung der Altstadt nicht, wie Hirsch annahm, erst mit dem Ende der 
Ordensherrschaft zum Abschluß gelangt ist, sondern sich schon in der 
zweiten Halfte des XIV. Jahrh. ein Zustand herausgebildet hatte, der 
auch verfassungsrechtlich als durchaus stadtisch zu bezeichnen ist. Die 
Altstadt besaß damals einen eigenen Rat, bestehend aus Bürgermeister 
und Ratmännern, eigenes Gericht, eigenes Bürgerrecht, eigenes Stadt- 
siegel sowie eigenes Stadtrecht und Stadtfreiheit. Während 1374 die 
Frage, ob die Altstadt eine Stadt werden solle, noch vom Orden erwogen 
wurde, verleiht der altstädtische Rat bereits 1377 nach freiem Ermessen, 
ohne Mitwirkung des Danziger Komturs Privilegien; es wird damals 
auch auf ein Stadtrecht Bezug genommen: zwischen 1374 und 1377 hat 
also der Orden der Altstadt Stadtrecht und Handfeste verliehen. Und 
zwar wahrscheinlich erst 1377 oder ganz kurz vorher, da 1377 noch kein 
eigenes Stadtsiegel vorhanden ist. 1457 hört rechtlich die Selbständigkeit 
der Altstadt schon wieder auf; die drei Städte Rechtstadt, Jungstadt, 
Altstadt wurden vereinigt, es sollte fortan nur noch ,,unum corpus, 
unus magistratus‘“ sein. De facto führte aber die Altstadt, wenn auch 
von einer Selbständigkeit nicht mehr die Rede sein kann, bis zum Schlusse 
der polnischen Zeit ihr Sonderdasein; sie wurde später nicht mit in die 
vier Quartiere und damit in die dritte Ordnung hineinbezogen; sie behielt 
auch ihren Rat und ihre eigene Finanzverwaltung und nahm auf eigene 
Hand den Bau ihrer Befestigung vor. Darüber und über andere Fragen 
(z. B. Verleihung des Bürgerrechts) kam es zu Auseinandersetzungen; sie 
wurden 1595 durch ein Abkommen beigelegt. Da & aber manche Un- 
klarheiten enthielt, gingen die Streitigkeiten weiter, bis es 1637 zu einem 
neuen Vertrage kam, der das Abkommen von 1595 bestätigte und eine 
Reihe von Punkten neu regelte. Auch in der Folge, bis zum Ausgang der 
polnischen Zeit, hat es aber an gegenseitigen Beschwerden und an Ver- 
suchen der Altstadt, sich der Herrschaft und Beaufsichtigung durch die 
Rechtstadt zu entziehen, nicht gefehlt. — Der übrige Teil des Kaufmann- 
schen Aufsatzes behandelt die Schicksale des altstädtischen Rathauses 
und des altstädtischen Archivs; das letztere ist nur sehr trümmerhaft er- 
halten und hat noch in preußischer Zeit die schwersten Verluste erlitten. 
E. Z. 


Danziger Bürgermeister, Ratmannen 
und Schöffen. 
ZWpr 55, 169—189. 


Paul Simson stelt die urkundlich nachweisbaren Bürger- 
meister, Ratmannen und Schöffen der Rechtstadt Danzig bis 1417, die 
der Altstadt und der Jungstadt Danzig bis 1455 zusammen. Vom Jahre 
1418 ab sind vollständige Listen der Mitglieder der Danziger städtischen 
Behörden in dem amtlichen Kürbuch vorhanden. Die Simsonsche Namen- 
reihe beginnt für die Rechtstadt mit dem Jahre 1322, für die Altstadt 
1377 und für die Jungstadt 1400. E. Z. 
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Handwerk unter dem deutschen Orden. 

ZW pr 55, 151—166. 

In einem Aufsatz über ,,Das Handwerk unter dem deutschen Orden“ 
betont Paul Ostwald, daß im Ordenslande alle Anordnungen über 
das Handwerk vom Orden selbst abhingen und infolgedessen auch Gleich- 
förmigkeit besaßen. Der Orden zog, bevor er seine Bestimmungen traf, 
die Vertreter der Städte und zuweilen auch des betreffenden Handwerks 
heran, deren Mitwirkung dann aber nicht über das Vorbringen von Wün- 
schen und Ratschlägen hinausging. Die Städte vermittelten zwischen dem 
Handwerk und Orden; in Rechtsfällen waren sie erste, der Orden zweite 
Instanz. Mit dem Betreiben eines Handwerks war auch im Ordenslande 
Erwerb des Bürgerrechts und Zugehörigkeit zu einem ‚„‚Amte‘“ verknüpft; 
„Zünfte‘‘ gab es nicht. Die Ämter standen unter strenger Kontrolle. Auch 
über die Gesellen und das Verhältnis von Meister und Gesellen traf der 
Orden Bestimmungen. Die Obliegenheiten der Warenprüfung, der Preis- 
bestimmung usw., die sonst den Städten zustanden, versah der Orden 
gleichfalls selbst; im Ordenslande war also auch auf diesem Gebiete die 
mittelalterliche Wirtschaftspolitik der einzelnen Stadt auf das ganze Land 
ausgedehnt. E. 2. 


17. Jahrh. Beziehungen der Lissaer Brü- 
derunität zur Danziger reformierten Ge- 
meinde. 

ZW pr 55, 125—147. , 

Im Anschluß an einige Briefe, die uns von Comenius’ Tätigkeit im 
Auftrage der Unität bei seinem Reiseaufenthalt in Danzig (1641) berichten 
und die in deutscher Übersetzung (aus dem Polnischen) mitgeteilt werden, 
schildert uns W. Bickerich die Lage der Reformierten in Danzig. 
Dort strebte alles auf eine Trennung der beiden evangelischen Konfessionen 
hin; deshalb suchte die Unität die freie reformierte Gemeinde Danzigs an 
sich zu ketten, namentlich sollten auch die Predigerstellen in der Hand 
von Unitätsgeistlichen bleiben. So hoffte sie in Danzig eine wesentliche 
Stärkung für den mit der polnischen Gegenreformation bevorstehenden 
Kampf und einen Vorposten zur Wahrung des Einflusses auf die Nachbar- 
kirchen zu gewinnen. Aber trotz aller Bemühungen seitens der Unität 
waren die Einigungsbestrebungen vergeblich. Die vom Könige 1652 
rechtlich anerkannte reformierte Gemeinde Danzigs fürchtete, durch An- 
schlu8 an die Unität die eben erst gewonnenen Freiheiten wieder zu ver- 
lieren. A. K.. 


Schlesische Piasten. 
ZSchl XLVII, 327—330. 


Zu Grotefend-Wutkes Stammtafeln der schlesischen Fürsten (2. Aufl. 
1911) gibt Otto Forst-Battaglia eine Reihe von Ergänzungen 
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und Berichtigungen, die infolge der häufigen ehelichen Verbindungen, 
die Mitglieder der schlesischen Fürstenfamilie mit Angehörigen böhmischer, 
polnischer und russischer Fürsten- und Grafengeschlechter eingingen, 
auch für die osteuropäische Geschichtsforschung wichtig sind. A.K. 


Deutsches Recht ın Schlesien. 
ZSchl XLVII, 209—266. 


In seiner rechtshistorischen Untersuchung „Kostenblut“ 
setzt sich Fr. Lambert Schulte O. F. M. mit verschiedenen 
schlesischen Herzogsurkunden auseinander, namentlich aber mit der Ur- 
kunde Heinrichs I. für das Prämonstratenserkloster St. Vinzenz auf dem 
Elbing vom Jahre 1214 (SR. 165), die wegen des in ihr zum ersten Mal 
erwähnten Neumarkter Rechts von großer Wichtigkeit ist. Die für die 
Unechtheit angeführten Gründe sind durchaus nicht alle stichhaltig, so 
daß eine neue Untersuchung erwünscht wäre; dann erst wird man mit 
voller Sicherheit entscheiden können, ob das Vinzenzkloster erst um 1240 
begann, seine Dörfer zu deutschem Rechte umzusetzen. A.K. 


XV. Österreich, Böhmen, Mähren und Ungarn. 


Johann Zizka von Troenov. 
CCH XIX, 446—480 — CCH XIX, 481—487. 


Objektiv reiht Aug. Sedláček das von ihm gesammelte Ma- 
terial aneinander, welches geeignet sein könnte, die Frage aufzuhellen, 
ob es sich bei dem in den Quellen von 1378—1424 erwähnten Jan 
Zizka um ein und dieselbe Persönlichkeit oder um Vater und Sohn 
handelt, doch spricht er sich im Sinne der ersteren Ansicht aus. Seine 
Belege handeln von der Geschichte des Geburtsortes Trocnov (Trotzenau 
bei Forbes), vom Namen, der von der Wurzel Zeg- brennen abzuleiten 
sei (böhmisch zhu, žžeš, ksl. Zega, ZeZeSi) und hier nicht eine Koseform von 
Zikmund darstelle, weiter gibt er Belege für Zizkas Familie bis in die 
neueste Zeit hinein, über die mit Jan Žižka zusammen erwähnten Vladyken- 
geschlechter und über die damalige Lebensdauer südböhmischer Adliger. 

R. Jecht (Der Oberlausitzer Krieg I. 1911) hatte seine Ansicht von 
einem Zuge ZiZkas nach Leitmeritz im Jahre 1422, auf drei Briefe gestützt, 
die er in dieses Jahr setzte. Daß sie aber zum Jahre 1423 gehören, weist 
J. V. Šimák nach. Zwar sind ins Gebiet von Leitmeritz 1422, wahr- 
scheinlich von Jungbunzlau aus, hussitische Scharen eingefallen, die dann 
Reichstadt (Zákupy) belagerten, aber Žižka selbst war in diesem Jahre 
weder im Gebiete von Leitmeritz noch von Jungbunzlau. Erst 1423 
erschien er vor Leitmeritz, griff dann die in der Nähe bei Triebsch (Třebušín) 
gelegene, kürzlich von Siegmund Dé¢insky von Wartenberg erbaute Burg 
Panna an, das newe haus der Quellen, unter dem man nicht, wie es bisher 
geschah, das entlegene NeuschloB (Novy Zämek, sd. v. Böhm.-Leipa) 
verstehen kann. Währenddessen versammelte sich ein zweites Heer 
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westlich von Jungbunzlau in Sovinky, einem wichtigen Straßenkreuzungs- 

punkte (nicht in Sobénice bei Triebsch) und bedrohte Zittau. Anstatt 

Czobnik liest $. also Czobink. Die Handschrift gestattet beide Lesungen. 
A. K. 


P. Johannes Schmidl, der Geschichts- 
schreiberderböhmischen Jesuitenprovinz 
(1693—1762). 

CCH XIX, 290—300. 


In der Fortsetzung seiner Arbeit (vgl. B. B.s Referat, d. Ztschr. III, 
459 u. 615) kann J. Morávek auf Wares eigenhändiges Zeugnis hin- 
weisen, daß diesem am 20. November 1568 vom Prager Rektor und gleich“ 
zeitigen Vizeprovinzial der österreichischen Jesuitenprovinz P. Heinrich 
Blyssem der Auftrag wurde, kurz die Geschichte des Prager Kollegs zu- 
sammenzustellen. Sie umfaßte offenbar die Jahre 1556—68, doch sind 
nach dem archivalischen Befunde der hs. IAI trotz Balbins Angabe 
(1556—65) nur die Jahre 1556—58 und in den Notae Balbins einige Zitate 
erhalten. Auf Wares Geschichte und die Tagebücher des Kollegs fußt die 
um die Wende des XVI. und XVII. Jahrh. verfaßte Historia collegii pra- 
gensis Soc. Jesu, beide benutzte dann Balbin. Johann Schmidls Werk 
ist dann für die ersten Jahre geradezu nur eine erweiterte Neuausgabe 
von Balbins Geschichte; daher ist die richtige Einschätzung ihres Quellen- 
werts sehr wichtig. Balbin standen die besten Quellen zur Verfügung, 
aber die Arbeit war ihm aufgezwungen, und er vertrat einen einseitigen 
gegenreformatorischen Standpunkt und wollte seinen Mitbrüdern die 
Taten der Jesuiten in Böhmen im hellsten Lichte zeigen. Diese Tendenz 
ergibt sich auch schon aus dem Vorwort zu Balbins Historia, das M. am 
Schlusse seiner Arbeit zum Abdruck bringt. A.K. 


Feldmarschall Fürst Karl von Schwar- 
zenberg. 
CCH XIX, 275—289, 403—419. 


Humanität und Pflichtgefühl leiteten auch, wie J. BB Novak in 
der Fortsetzung seines „historischen Porträts‘ zeigt (siehe B. B.s Referat, 
diese Ztschr. III, 461 u. 415) den Feldherrn Schwarzenberg. Man hat 
ihm alles Feldherrntalent absprechen wollen, das Gegenteil sucht N. zu 
erweisen. So verteidigt er auch gegen Friedrich Schwarzenbergs Leipziger 
Schlachtplan, von Westen aus Leipzig zu stürmen. Die von seinen Truppen 
überwundenen litauischen Sümpfe seien bei weitem unpassierbarer 
gewesen. Ohne Tolls und Kaiser Alexanders Widerspruch wäre Leipzig 
für Napoleon ein Sedan geworden. Schwarzenberg war kein Schlachten- 
improvisator, ließ sich nur in eine Schlacht ein, wenn ihm der Sieg fast 
verbürgt war, furchtbar war ihm der Gedanke, die ihm anvertrauten 
Truppen vernichtet zu sehen. Aber sein Verdienst ist es, daß er die Riesen- 
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heere führen konnte, daß die Einheit der Verbündeten nicht zersprengt 
wurde, daß er sein Ziel, den Frieden, erreichte, trotzdem die Monarchen oft 
schädigend in die Kriegführung eingriffen. Der Weg von Dresden bis 
nach Paris war für ihn ein Weg voll Dornen, namentlich beklagt er sich 
heftig in seinen Briefen über den russischen Kaiser. Er mußte oft Kom- 
promisse zwischen seiner Meinung und dem Willen der Herrscher schließen 
und schloß sie, nicht aber aus Schwäche oder aus Byzantinismus, sondern 
weil er der Erreichung des Zieles sein Selbst opfern konnte. Weit geringer 
schätzt N. Schwarzenbergs diplomatisches Geschick ein. Der Fürst selbst 
schreibt seiner Gattin von seiner Unlust zur diplomatischen Karriere. 
Wo es sich um Repräsentation, um würdevolles Auftreten, um Erweckung 
von Sympathien handelte, da war der Fürst der geeignete Vertreter des 
österreichischen Kaiserstaates, aber die diplomatische Kunst blieb ihm 
stets fremd, der Intrigue war er nicht gewachsen, er war ein zu offener 
Charakter. Zum Schluß schildert dann N. des Fürsten Ansichten über 
die Weltereignisse, an denen er selbst tätig Anteil nahm; uns interessiert 
hier am meisten der russische Feldzug. Von vornherein sprach sich 
Schwarzenberg über die russische Kriegsführung sehr abfällig aus, billigte 
aber auch nicht Napoleons Zug nach Moskau, da er den Frieden doch 
nicht bringen werde. Daß der Rückzug der Russen nicht aus Berechnung 
geschehen, sondern durch Napoleons Vordringen diktiert worden sei, 
durchschaute er schon damals. Der Winter und Napoleons Eigensinn 
hätten den Russen am meisten geholfen. Der Vorwurf, er habe Ende 1812, 
Anfang 1813 mit den Russen heimlich gemeinsame Sache gemacht und 
deshalb Warschau dem Feinde preisgegeben, läßt sich auch aus den Briefen 
widerlegen. Von allen Seiten sah er sich von einer Übermacht umgeben, 
alles Blutvergießen schien ihm zwecklos, so zog er auf Weisung von Wien 
nach Österreich zurück. A. K. 


1526—1740. Das Verhaltnis der Hofkammer 
zurungarischen Kammer bis zur Regierung 
Maria Theresias. 


Mitteil. d. Inst. f. österr. Geschforsch. IX. Ergbd. 178—263. 


Die deutschen ynd ungarischen Forscher stehen sich einander in 
ihren Ansichten über das Verhältnis der ungarischen Kammer zur Hof- 
kammer schroff gegenüber. Theodor Mayer gelangt dadurch zu 
greifbaren Resultaten, daß er der Entstehungsgeschichte der betreflenden 
Gesetzesartikel nachgeht, da diese auf dem Wege von Kompromissen zu- 
stande gekommen sind. König Ferdinand I. hatte bald nach seinem Re- 
gierungsantritt den an der Spitze der ungarischen Kammerverwaltung 
stehenden Schatzmeister durch eine Kammer ersetzt. Die 1528 erlassene 
Instruktion war der für die böhmische Kammer nachgebildet, die wenigen 
Abweichungen ergaben wohl in der Praxis kaum einen Unterschied. 1535 
war diese Neugestaltung für Ungarn verfassungsmäßiges Recht; doch 
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seitdem bemühten sich die Stände verschiedentlich um Abschaffung des 
kollegialen Systems, an dessen Stelle sie wieder ein bureaukratisches mit 
einem von ihnen erwählten Schatzmeister an der Spitze setzen wollten; 
doch dieser Forderung gaben die Könige nie Gehör. Die Ärarverwaltung 
und innere Organisation des Verwaltungsdienstes war der ständischen 
Gesetzgebung überhaupt entzogen. Ungarn warin das Finanzverwaltungs- 
system der Erbländer aufgenommen worden, die Hofkammer war anfangs 
den Landkammern nicht obgeordnet, sie war nur Kabinettssekretariat in 
Finanzsachen, doch war sie schon als das Zentralorgan für die Finanz- 
verwaltung gedacht. Wiederholt wurde das Verhältnis der ungarischen 
Kammer zur Hofkammer gesetzlich als das der Korrespondenz festgelegt, 
aber in der Praxis unterschied es sich allmählich immer weniger von dem 
der Unterordnung, bis 1672 der Wiener Hof sich im Vollgefühl seiner Macht 
ganz über die ungarischen Gesetzesartikel hinwegsetzte und die Hofkammer 
auch der ungarischen Kammer überordnete; zwar wurde auf Verlangen 
der Stände das alte Korrespondenzverhältnis schon 1681 wieder hergestellt, 
doch die Instruktion von 1672 blieb in Kraft; von nun an änderte sich das 
Rechtsverhältnis zwischen den Kammern je nach den Machtverhältnissen 
in Ungarn; dadurch, daß 1704 der ungarischen Kammer noch teilweise die 
Geldverwaltung abgenommen wurde, geriet diese auch noch in Abhängig- 
keit vom Bankalkollegium. Durch die von Baron von Thavonat vorge- 
schlagene Reform wurde auch Ungarn in die Neuordnung des österreichi- 
schen Finanzwesens einbezogen; dem Wortlaute der Instruktion von 1720 
nach ist die ungarische Kammer rechtlich wieder von der Hofkammer 
unabhängig, in Wirklichkeit aber ebenso abhängig wie die böhmische; 
ja der Präsident des letzteren besaß das weitgehende Recht, die Meinung 
der Minorität zum Beschluß zu erheben, worauf er erst nachträglich von 
der Hofkammer die Genehmigung einzuholen hatte. Das war es ja wesent- 
lich, was die ungarischen Stände verlangt hatten, wenn sie die Ernennung 
einesThesaurars forderten. Den Ungarn wurde dieser Wunsch nicht erfüllt. 
Th. Mayer meint, dieser Artikel sei einfach von der Hofkammerinstruktion 
in die Instruktion für die böhmische Kammer übernommen worden; da 
aber die ungarische Kammerinstruktion in lateinischer Sprache abgefaßt 
sei, so sei diese in der Fassung möglichst konservativ, und so fehle dort 
eine derartige neue Bestimmung. Die Hofkammer war jetzt zwar nicht 
höchste Finanzbehörde Ungarns, da die ungarische Kammer ihr nicht 
untergeordnet war, dagegen war sie aber für alle habsburgischen Länder, 
auch für Ungarn, Finanzzentralstelle. Beigegeben sind der Arbeit die 
Instruktionen für die ungarische Kammer vom 1. Mai 1569 und vom 
16. Mai 1720 nebst den Abweichungen der Instruktionen von 1548, 1561 
und 1672. A.K. 


1650. Zeughausinventarien befestigter 
Plätze der windischen Grenze. 


Zeitschrift f. hist. Waffenkunde 1913, VI, 291—295. 
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nasialdirektor Kaulfauß zum „Allemand tres zélé“ (!)- Ganz 
hinfällig sind die gegen die preuBische Schulpolitik wegen ein- 
seitiger Begünstigung des Protestantismus erhobenen Vorwürfe 
(S. 459/00, 273 usw.). Was konnte die Regierung dafür, daß 
fast nur deutsche Gemeinden etwas für die Bildung ihrer Kinder 
taten und z. B. 1315 im Bromberger Departement zwei Drittel 
der vorhandenen 289 Vo -sschulen evangelisch waren? 1840 
finden wir dara hier 371 evangelische, 922, katholische, im 
Regierungsbezirk Posen 501 katholische, 286 evangelische, 233 
simultane. Also erst die preußische Regierung hat überhaupt 
ein kathols ies Schulwesen herangebildet- 
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verhielten und daß die Regierung im Anfang die gesamte niedere 
Verwaltung Polen anvertraut hat, selbst solchen, die sich vor 
1815 durchaus feindselig erwiesen hatten, und daß diese Leute 
sich 1830/1 wieder gänzlich illoyal zeigten. Wenn man die 
Vorgänge in der Polonia, die Konspirationen Umiński usw. 
bedenkt, so ist es einigermaßen kühn, zu behaupten, die Polen 
hätten gegeben „des gages indéniables de leur esprit de sou- 
mission‘ (S. 278) und man hätte nicht den Geist der Opposition 
und Revolte verfolgt, denn ‚il serait impossible d’en trouver 
alors la moindre trace“ (!). Der Beweis liegt wohl schwerlich 
darin, daß die Polen ihre Steuern bezahlen und Heeresdienst 
leisteten, denn passiven Widerstand, den einzigen, den sie damals 
leisten konnten, haben sie nach Kräften geleistet und sogar den 
Eintritt in die polnische Landwehrgarde-Eskadron abgelehnt. 
Wenn Frau v. L. resigniert bekennt (S. 287): „ils étaient bien 
forcés de s’avouer, qu’il ne leur restait qu’à courber la tête 
sous les coups de l'implacable fatalité“, so hätten ihr nicht die 
Worte: „pour le moment“ entschlüpfen dürfon. Es bleibt doch 
sehr beachtenswert, daß der Versuch des gewaltsamen Wider- 
stands gerade in Russisch-Polen ausbrach, wo den Einwohnern 
die weitgehendsten Konzessionen gemacht waren und daß er 
in Preußen gerade dann, 1845/6, wiederholt wurde, als Friedrich 
Wilhelm IV. in eine Friedenspolitik eingelenkt hatte. 


Während des Druckes habe ich aus einem Aufsatze des Geh. 
Sanitätsrats Dr. Elias über Christian v. Rother (Schles. Zeitung 
vom 20. Juli 1913) ersehen, daß Rother im Frühjahr 1807 Kle- 
wiz für den König eine Denkschrift über Südpreußen einge- 
reicht hat. Nach freundlicher Mitteilung des Verfassers gett 
diese Nachricht auf Angaben einer Enkelin des späteren Mi- 
nisters und des mit ihm eng befreundeten verstorbenen Pastors 
Starke zurück. Bei der Stellung, die Klewitz zu der südpreußi- 
schen Frage einnahm, läßt sich fast mit Gewißheit vermuten, 
daß dieses Memoire mit dem von Schottmüller fälschlich 
Hardenberg zugeschriebenen identisch ist. Da Rother vorher 
Staatsbeamter in Warschau war, so würde dadurch meine oben 
aufgestellte Behauptung eine unerwartete Bestätigung erfahren. 


Breslau. Manfred Laubert. 
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Während der letzten Jahre des Dreißigjährigen Krieges konnte 
Österreich der windischen und kroatischen Mark nicht mehr die frühere 
Fursorge zuteil werden lassen. Das machte sich sofort in dem Verfall 
der Baulichkeiten und in dem Schadhaftwerden der Geschiitze und anderer 
Kriegsmaterialien bemerkbar, wovon die 1650 verfaBten sehr genauen 
Zeughausinventarien ein beredtes Zeugnis ablegen. Diese sandte als An- 
lagen zu seinem Bericht der landschaftliche Zeugwart Hanns Kersten in 
Graz an die steirische Landschaft. Diesen Bericht nebst dem Inventar- 
verzeichnis von Warasdin veröffentlicht hier D. von Preradović. 
A.K. 


Die Thronfolgeim Zeitalter der Könige 
ausdem Arpadenhause. 


UR II, 757—788. 


In dieser Zeitschrift erschien 1913 S. 135—162 eine Arbeit des Ge- 
schichtsforschers Bischof Wilhelm Fraknoi über die Thronfolge- 
ofdnung im Zeitalter der Arpaden, die das Recht der Erstgeburt und eine 
bestimmte Thronfolgeordnung feststellen wollte. Im zitierten Aufsatz 
bekämpft jetzt G. von Ferdinandy diese Anschauung, die Fraknoi auch 
nicht mit neuem Material begründet hat, auf das entschiedenste. Fraknoi 
meint, daß die Thronfolge im männlichen Stamm der Arpaden durch 
geschriebenes Recht festgestellt war, und zwar so, daß der Thron, wenn 
der König Söhne hatte, dem Erstgeborenen gebührte; hatte er keine Söhne, 
so ging die Thronfolge auf den nächsten Verwandten des verstorbenen 
Königs über. Ferdinandy aber glaubt, feststellen zu können, die Auf- 
einanderfolge der Könige aus dem Hause der Arpaden beweise, daß weder 
eine festgestellte Thronfolgeordnung noch eine formelle Wahl sich ent- 
wickelt hat. Es ist wahrscheinlich, daß in der Regel die Notabeln den 
König aus den männlichen Nachkommen der Arpaden gewählt haben, 
und der König konnte, wenn die Nation sich mit der Wahl zufrieden gab, 
in Frieden seine Krone tragen, mußte aber, wenn der unzufriedene Teil 
einen anderen zum König machen wollte, einen Kampf darum führen. 
Eine Rechtsnorm war noch nicht entwickelt, sondern die Rechtsgrundlage 
der Thronerlangung war 1. die Zugehörigkeit zu den männlichen Nach- 
kommen Arpads, 2. freie Wahl der Nation; die Primogenitur kam nur 
als moralisches Moment und erst nach Bela III. zur Geltung. Die Nation 
fühlte sich rechtlich dazu nicht verpflichtet. Positive Daten hat Fraknoi 
für seine Auffassung nirgends gefunden, wederin ungarischen, noch in den 
ausländischen Geschichtsdenkmälern. Es ist ihm nicht möglich, ein Erb- 
folgerecht wirklich nachzuweisen. Auch auf die Weise gelingt es ihm nicht, 
daß er glaubt feststellen zu können, daß unter den 27 Herrschern aus dem 
Arpadenhause zwölfen nach ihrem Tode der erstgeborene Sohn auf den 
Thron folgte. Ferdinandy greift diese Statistik an und stellt fest, daß 
bei den 27 Thronwechseln von Arpad bis Andreas III. 11 Herrschern 
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der Sohn, 16 Herrschern aber nicht der Sohn folgte. Dabei konnte von 
jenen 11 Thronwechseln bei 8 überhaupt kein anderer folgen, weil andere 
ältere männliche Mitglieder des Arpadengeschlechts nicht vorhanden 
waren. Die in der Thronfolge sich zeigende Systemlosigkeit und außer- 
dem mehrere Stellen der Chroniken stellen das Recht der Wahl außer 
Zweifel. Der Thron war nur insofern erblich, als der Herzog, später der 
König, ein Nachkomme aus dem männlichen Arpadenstamme sein mußte. 
Mithin würden für die Erlangung der königlichen Gewalt, wie das auch 
Timon (Ungarische Verfassungsgeschichte) lehrt, zwei Grundbedingungen 
notwendig gewesen sein, die Erbfolge, insofern man einen König 
aus der Arpadenfamilie wählen mußte, und die Wahl, weil innerhalb 
der königlichen Familie die Erbfolgeordnung nicht festgestellt war. Soweit 
sich ohne Nachprüfung der Quellen, die in dem Aufsatze nicht genügend 
angegeben sind, urteilen läßt, scheint die Ansicht Ferdinandys die richtigere, 
nach der übrigens diese Ordnung der ungarischen Rechtsgeschichte durch- 
aus der der früheren deutschen Königswahl entsprechen würde. 
O. H. 


DieböhmischeFrageinihrergeschicht- 
lichen Entwicklung. 


DA XIII, 77—84. 


L. Spiegel gibt einen knappen Abri8 der béhmischen Frage, d. h. 
des Gegensatzes zwischen deutscher und tschechischer Auffassung und 
ihrer staatsrechtlichen Konsequenzen. Der Aufsatz fihrt in knappester 
Form ausgezeichnet in den Kern der ganzen Frage ein. O. H. 


XVI. Südslaven und Balkanstaaten. 


V. Bibliographie’). 


Unter Mitwirkung von W. Christiani, U. Lehtonen, L. 
Loewenson und J. Paczkowski bearbeitet von Otto 
H oetzsch. 


I Allgemeines über Rußland. 


Opis děl archiva Gosudarstvennago Sovéta. — Beschreibung der Akten 
des Archivs des Reichsrats. VI. Von 1863—1866. VI u. 447 S. 
VII. Von 1867—1870. VI u. 4648S. IX: 1877—1882. VI u. 424 S. 
Petersburg. 

Russkij biografiteskij slovaf. Band: Jablonovskij-Fomin. Petersburg 1913. 
494 S. 

Rossija i Italija. Sbornik istoriteskich materialov i izslödovanij kazaju- 
ščichsja snoSenij Rossii s Italiej. — Sammlung historischer Mate- 
rialien und Untersuchungen über die Beziehungen Rußlands zu 
Italien. II, 2. Petersburg 1913. Her. von der Kaiserl. Akademie 
der Wissenschaften (S. 227—685). 

Istorija russkoj armii i flota. IX. Moskau 1913. IV + 235 S. 

Voennaja Enciklopedija. Her. von K. I. Veličko, V. E. Novickij, A. V. 
von Schwarz, V. A. Apuškin, G. K. von Schulz. Petersburg 1913. 
XXI: Inkerman-Istib. 158 S. XXII: Jellachié — Kalmar-Sund. 
S. 159—322. 

Statistik des Russischen Reiches. LXXIX: Landwirtschaftl. Maschinen 
und Geräte im europ. und asiat. Rußland 1910. XXXV + 119 S. 
LXXX: Arbeitslöhne in ländlichem Privatbesitz im europ. und asiat. 
Rußland. 1910. 17+ XXI + 201 S. Petersburg 1913. 

Kudinov, N. E., Duchovnye christiane-molokane. — Die geistlichen Molo- 
kanerchristen. Kurze historische Untersuchung. Vladikavkaz 1913. 
47 S. 


1) Zur Erreichung möglichster Vollständigkeit bitten wir die Herren 
Verfasser, ihre auf die Geschichte Osteuropas beziiglichen Schriften, seien 
sie nun selbstandig oder in Zeitschriften erschienen, an die Redaktion 
zur Verzeichnung und Besprechung in den Abteilungen: Kritiken — 
Zeitschriftenschau — Bibliographie — Wissenschaftliche Chronik ge- 
langen zu lassen. 
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Kirillov, I. A., Statistika staro-obrjadtestva. — Statistik der Altglaubigen. 
Moskau 1913. 26 S. 

Potto, V. A., Dva véka Terskago kazatestva. — Zwei Jahrhunderte der _. 
Terekkosaken 1577—1801. Il. Bd. Vladikavkaz 1913. VIII u. 
247 S. 

Nevzorov, N. P., Po puti k pravovomu gosudarstvu. — Auf dem Wege 
zum Rechtsstaat. (Verfassungsprojekte und -geschichte in der russ. 
Geschichte.) Moskau 1913. 158 + III S. 

Demkov, M. I., Oterki po istorii russkoj pedagogiki. — Studien zur Ge- 
schichte der russischen Pädagogik. 2. Aufl. Moskau 1913. VIII u. 
144 S. 

Medvédkov, A. P., Kratkaja istorija russkoj pedagogiki. — Kurze Ge- 
schichte der russ. Pädagogik. Petersburg 1913. VI u. 188 S. 
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mit erklärendem Text. I. Kiev 1913. VI u. 56 u. XIII Tafe In 

Lisovskij, N. M., Russkaja perioditeskaja pečat’ 1703—1900 gg. — Die. 
russische periodische Presse 1703—1900. (Bibliographie und graphi- 
sche Tafeln.) III. Lfrg. 97 + 192 S. mit 48 Tafeln. 
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Denkmäler zur 300 jähr. Feier der Romanovs. Her. von A. R&L- 
menskij. Moskau 1913. 
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Petersburgskij Nekropol’. IV. (S.-F.) Her. vom Großfürsten Nikolaj 
Michajlovič. Petersburg 1913. 
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Mit Texterklärung von K. L. Okunev. Petersburg 1913. 

Grigtenko, A., O svjazjach russkoj Zivopisi s Vizantieji Zapadom XI11.-XX. 
vékov. — Über die Zusammenhänge der russischen Malerei mit 
Byzanz und dem Westen XIII.—XX. Jahrh. Gedanken eines Malers. 
Mit 23 Reproduktionen. Moskau 1913. 

Jastrebov, N. V., Konspekt istorii slavjanskich narodov (priménitel’no k 
programmam ispytanii). — Übersicht der Geschichte der slavischen 
Völker. Petersburg 1913. 44 S. 

Rossija, Polnoe geografiteskoe opisanie naSego otetestva. — Vollständige 
geograph. Beschreibung unseres Vaterlandes. Her. von V. P. Semenov- 
Tjan-Sanskij. XIX: Turkestan. Petersburg 1913. X u. 861 S. 
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*Farforovskij, S. V., Istotniki russkoj istorii. Rus do-Petrovskaja. — 
Quellen der russ. Geschichte. Vorpetrinisches Rußland. Für die 
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Regesty i nadpisi. Svod materialov dlja istorii evreev v Rossii (800—1800) 
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in Westpreußen. Warschau 1913. 


XV. Böhmen, Mähren, Ungarn, Österreich. 


*Müller, Georg, Die urkundliche Rechtslage der Rumänen im Sieben- 
bürger Sachsenlande. Eine bürgerrechtliche Vorstudie, zugleich 
ein Beitrag zum deutschen Kolonistenrecht in seinem Verhältnis zu 
fremd-nationalem Recht in Ungarn. (Beiträge zur Verfassungs- 
und Verwaltungsgeschichte der Deutschen in Ungarn, im Auftrag 

‘ des Vereins für siebenbürgische Landeskunde herausgegeben.) 
Hermannstadt 1912. 234 u. LVI S. 


XVI. Südslaven und Balkanstaaten. 


Murko, M., Bericht über eine Bereisung von Nordwestbosnien und der 
angrenzenden Gebiete von Kroatien und Dalmatien behufs Er- 
forschung der Volksepik der bosnischen Mohammedaner. (Sitzungs- 
berichte der Kais. Akademie der Wissenschaften in Wien. Philo- 
sophisch-Historische Klasse. 173. Band, 3. Abhandlung.) 52 8. 

Obsjany, N. R., BliZnij vostok i slavjanstvo. — Der nahe Osten und das 
Slaventum. Sammlung von Aufsätzen. Petersburg 1913. 253 8. 

Lisenko, V. K., BliZnij vostok kak rynok sbyta russkich tovarov. — 
Der nahe Osten als Absatzmarkt russischer Waren. Petersburg 1913. 
V u. 340 S. 
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Belit, A., Serby i Bolgary v balkanskom sojuzé. — Serben und Bulgaren 
im Balkanbund. Petersburg 1913. 83 S. u. 5 Karten. 
*Kutschbach, A., Die Serben im Balkankrieg 1912/1913 und im Kriege 
' gegen die Bulgaren. Auf Grund amtlichen Materials des General- 
kommandos der serbischen Armee bearbeitet. Stuttgart 1913. 150 S. 
Martynov, E. I., Serby v vojné s carem Ferdinandom. — Die Serben im 
Kriege mit Car Ferdinand. Notizen eines Augenzeugen. Moskau 
1913. 119 S. 


XVII. Hilfswissenschaften und Werke der slavi- 
schen Geschichtsschreibung übernichtslavische 
Gebiete. 


Blachopulov, B. A., Metodika istorii. Kiev 1913. 132 u. IV S. 

KulZinskij, J., Opyt metodiki sistematiteskago kursa istorii. — Versuch 
der Methodik eines systematischen Kursus der Geschichte. 1913. 
II u. 196 S. 

Krymskij, A., Istorija Arabov i arabskoj literatury, svétskoj i duchovnoj. 
(weltlichen und geistlichen.) — Neue Aufl. I.—III. T.—Moskau 1914. 

Petrov, M. N., Lekcii po vsemirnoj istorii. — Vorlesungen über allgemeine 
Geschichte. Bd. IV. Vom westfälischen Frieden bis zum Konvent. 
Bearbeitet von Prof. V. P. Buzeskul. 3., von Prof. P. N. Ardasev 
erg. Aufl. Petersburg 1913. VIII + 298 S. 

Korelin, Mich., Rannij ital’janskij gumanizm i ego istoriografija. — Der 
frihe italienische Humanismus und seine Historiographie. Kritische 
Untersuchung. Bd. II—III. 2. Aufl. Petersburg 1943. IV u. 255 u. 
IV u. 168 S. 


VI. Wissenschaftliche Chronik. 


a) Stand der Forschung. 


Aleksander Jablonowski, einer der rührigsten 
polnischen Historiker, ist in hohem Alter im August 1913 ge- 
storben. Er entstammte einer alten, ursprünglich in dem 
Kulmer Lande in Jablonowo (jetzt GoBlershausen) angesessenen 
Familie des Wappens Prus. Für den ernsten wissenschaftlichen 
Sinn, der ihn geleitet, ist charakteristisch, daß er sein Forschungs- 
gebiet örtlich eng umgrenzt hat. Seine mehrere Jahrzehnte 
hindurch betriebenen, ergebnisreichen Studien waren fast aus- 
schließlich der Aufhellung der inneren Verhältnisse der polni- 
schen Ukraine gewidmet. Ein historischer Atlas jener Gegen- 
den, der zugleich den ersten Anlauf zu einer geschichtlich- 
geographischen Darstellung der Länder des alten Polens bildet, 
war die Nebenfrucht seiner Studien. Nicht minder bezeich- 
nend für seine gediegenen, jeder Gehässigkeit abholden histori- 
schen Interessen ist die Achtung, deren sich Jablonowski bei 
russischen und namentlich auch Kiever Geschichtsforschern 
erfreute. Wir werden noch Gelegenheit haben, auf seine Ar- 

beiten und Ergebnisse zurückzukommen. J. P. 


e * 
* 


Der Akademiker F. W. Müller, ein hervorragender Kenner der 
russischen Volksliteratur und der Ethnographie Rußlands, ist gestorben. 
Er war seit 1911 Akademiker in der Sektion für russische Sprache und 
Literatur und von 1897 bis 1941 Direktor des Lazarevskijschen Instituts 
für orientalische Sprachen und lehrte an der Universität Moskau russische 
Sprache und Literatur, gleichzeitig Sanskrit. O. H. 
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b) Organisation der Forschung. 


Eine neue historische Zeitschrift in Rußland. 


Ende des Jahres 1913, das schon zwei für die Geschichtsforschung 
wichtige neue russische Monatsschriften brachte (s. B. Ill, S. 476, 477), er- 
folgte dieGründung noch einer neuen periodischen Schrift —des,,Nauényj 
Istoriteskij Žurnal“ (Wissenschaftliches Historisches Journal) —, 
was ganz besonders hervorgehoben werden muß, da diese neueste historische 
Zeitschrift, die von Prof. N. I. Karéev in Petersburg herausgegeben wird 
(und im Verlage von ,, Brokgauz & Efron‘ erscheint), in russischer Sprache 
die erste nach Art der ausländischen Fachzeitschrift en ist (vgl. B. III, 324). 
Sie soll, wie schon der Titel betont, ausschließlich wissenschaftliche Ziele 
verfolgen und eine längst und schwer empfundene Lücke ausfüllen, näm- 
lich das Zentralorgan der gesamten — russischen und allgemeinen — 
Geschichtsforschung in Rußland werden. Jedwede ,,Unterhaltungs- 
lektüre“ ist dementsprechend gänzlich ausgeschlossen: das Programm 
des neuen Journals rechnet nur mit den Interessen und Bedürfnissen 
der Fachleute — im weiten Sinne also —, auch der Studierenden, und 
wirbt zugleich aus allen diesen Kreisen seine Mitarbeiter. Das Haupt- 
gewicht fällt andererseits nicht auf Untersuchungen (über russische und 
allgemeine Geschichte, über Theorie und Unterricht der Geschichts- 
wissenschaft), sondern auf wissenschaftliche Information der verschieden- 
sten Art: historiographische und bibliographische Übersichten, Referate, 
Besprechungen, Chronik usw. Unter anderem sollen Selbstanzeigen, 
die in Rußland nicht üblich waren, eingeführt werden und nicht nur 
Zeitschriftenaufsätze beachtet, sondern auch Auszüge aus Bücher- 
besprechungen gebracht werden u. dgl. m. Die Zeitschrift will die west- 
europäische und slawische Arbeit verfolgen und gleichzeitig den aus- 
ländischen Gelehrten den Einblick in den Gang der Wissenschaft in Ruß- 
land erleichtern. — Es werden sechs Lieferungen jährlich (während der 
Monate Oktober bis Mai) erscheinen, und zwar vor und nach Weihnachten 
je drei, die zusammen einen Band bilden. Da die erste Lieferung erst im 
November herauskam, wird der erste Band nur aus zwei Lieferungen 
bestehen, aber ebenso, wie die nächstfolgenden Bände etwa 30 Bogen 
stark sein. — Notwendigkeit, Zweck und Aufgaben des ,,Nautényj Isto- 
riteskij Žurnal“ erörtert der Herausgeber recht eingehend in der ersten 
Nummer (S. 1—9) und berichtet hierbei auch über ,,Istoriteskoe Obo- 
zr&nie‘‘ (Historische Rundschau), das Organ der Historischen Gesellschaft 
(an der Petersburger Universität), das in gewissem Sinne als ein Vorläufer 
der neuen Zeitschrift gelten kann, denn diese unregelmäßigen Verdffent- 
lichungen sollten seinerzeit in periodische verwandelt werden und folgten 
ursprünglich einem ähnlichen Programm (über den Inhalt der 17 Bände 
S. 172—175). 

Die erste Lieferung des ,, Nautnyj Istoriéeskij Žurnal“ 
(1913, B. I) brachte in der Chronik etliches über Stand und Organisation 


= = oe 
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der Geschichtsforschung in RuBland: S. 140—144, einenAuszug aus den 
Berichten der Akademie der Wissenschaften über russische Geschichts- 
werke, denen im September 1913 Prämien zuerkannt wurden; S. 145—154, 
einen Bericht über die historische Wissenschaft an der Petersburger 
Universität im Jahre 1913 (Vorlesungen, praktische Arbeiten, Prüfungen, 
Promotionen, Veröffentlichungen, Vereine usw.); S. 154—157, Auszüge 
aus den Vorlesungsverzeichnissen für 1913/14 der übrigen russischen 
Universitäten; S. 157—163, einen Auszug (aus dem Bericht des Aka- 
demikers A. S. Lappo-Danilevskij in den ‚Nachrichten‘ der Akademie, 
1913, Nr. 2, S. 75—86) über die Tätigkeit der Gelehrten Gouvernements- 
archivkommissionen. 

Der bibliographische Teil der Lief. 1 enthält außer Notizen über 
„Neuigkeiten“ (S. 1—32) und Exzerpten aus Zeitschriften- und Zeitungs- 
kritiken (S. 33—59), die meist Werke zur allgemeinen Geschichte be- 
treffen, noch eine Übersicht von K. Derunov, in der annähernd 
190 russische Werke zur Geschichte Rußlands aus den Jahren 1908—1912 
genannt sind (S. 60—64). L. L. 


* cd 


Das im Ossolifskischen Institut in Lemberg deponierte fürstlich 
Sapiehasche Familienarchiv ist so weit geordnet, daB die 
Akten in kurzer Zeit der Benutzung erschlossen werden dürften. Die Zahl 
der bereits verzeichneten Aktenstücke beläuft sich auf über 6000. 

J. P. 

Die Errichtung eines polnischen ethnographischen 
Museums (Dom Krajoznawczy) plant die Gesellschaft für Heimat- 
kunde (Polskie Towarzystwo Krajosznawcze) in Warschau. Dieser 
vor 6 Jahren gegründete Verein hat bisher 25 Zweigvereine ins Leben 
gerufen. Ein vom Grafen M. Zamoyski, dem Historiker Thaddäus Korzon, 
‘dem Vorsitzenden des Warschauer Wissenschaftlichen Vereins (Towar- 
zystwo naukowe), Alexander Jablonowski und anderen Männern unter- 
zeichneter Aufruf wurde im Juni veröffentlicht. C. 

Der Direktor des Livländischen Ritterschaftsarchivs, H. Baron 
Brueningk, veröffentlicht über die Arbeiten in diesem Archiv einen 
„Bericht“ (53 Seiten. Riga bei W. F. Hacker). Der Bericht gilt der 
Ordnung der aus dem Archiv der ehemaligen Ökonomieverwaltung er- 
haltenen Materialien, einer Verwaltungsbehörde, die etwa einer preußi- 
schen Amtskammer im 17. und 18. Jahrh. entsprach. Sie wurde 1841 
aufgehoben. Ihr Archiv wurde damals geteilt. Der der Ritterschaft 
zugefallene Teil ist jetzt vollständig inventarisiert worden. Er besteht 
aus einem außerordentlich großen Material für das 17. und 18. Jahrh., 
besonders für die letzte Zeit der schwedischen und die erste der russischen 
Herrschaft. O. H. 

Am 8. Oktober 1913 fand die Verteilung der Prämien des 
Grafen Uvarov zum 55. Male statt. Sechs Arbeiten waren ein- 
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gereicht worden, zu deren Durchsicht eine Kommission der Akademie 
gewahlt war aus den Akademikern Oldenburg, Lappo-Danilevskij, Sachma- 
tov, Djakonov, Kotljarevskij, Sobolevskij und Istrin. Die Kommission 
beschloB, die groBe Pramie des Grafen Uvarov im Betrage von 1500 Rbl. 
zu teilen und sprach sie im Umfange von je 750 Rbl. den folgenden Ver- 
fassern zu: 1. S. W. RoZdestvenskij: ‚Skizzen aus der Geschichte 
der Systeme der Volksbildung in Rußland im 18. und 19. Jahrhundert“. 
2.B.M. Koljubakin: ‚Die Operationen von Borodino und die 
Schlacht bei Borodino.‘ 

Die kleinen Prämien im Betrage von je 500 Rbl. wurden zuge- 
sprochen: 1.W. T. Georgievskij: ‚Fresken aus dem Therapontos- 
Kloster“. 2. N. J. Novombergskij: ‚Das Veterinärwesen in 
Rußland in der Mitte des XVIII. Jahrhunderts“. Eine ehrenvolle Er- 
wähnung wurde, da weitere Mittel nicht zur Verfügung standen, dem 
Werke G. N. Timofeevs: „A. A. Alabev. Eine Skizze seines 
Lebens und Schaffens‘ zuteil. O. H. 

Zu den „Baltischen Studien“ Bd. 1—46 (Alte Folge), die in den 
Jahren 1832—96 erschienen sind, ist jetzt ein von P. Magunna bearbeitetes 
Register erschienen. E. 2. 

Die historisch-philologische Abteilung der Kaiserlich 
Russischen Akademie der Wissenschaften beschloß (Sitzung vom 22. Mai 
1912. Bulletin 1913, S. 800) auf Antrag von A. Lappo-Danilevskij den 
Druck der von A. A. Kiesewetter im Auftrag der Akademie für 
die „Denkmäler der russischen Gesetzgebung“ bearbeiteten Städteordnung 
der Kaiserin Katharina II. nach dem Muster der von der Akademie schon 
veröffentlichten Ausgabe des ,,Nakaz‘‘ der Katharina. O. H. 


Professor Jagi č berichtet der Kaiserlich Russischen Akademie der 
Wissenschaften über die „Enzyklopädie der slawischen Philologie“: Im 
Druck befindlich ist die Kyrillische Paläographie von P. Lavrov, 
und in den Händen des Herausgebers befinden sich die Paläographie der 
slawisch-moldauischen Handschriften von E. KaluZnjackij, ferner 
Materialien zur tschechischen Sprache von Vondrak, Pasternek 
und Smetanka; schließlich Materialien zur polnischen Sprache von 
Brückner und dem verstorbenen Nering. O. H. 


An der Universität Berlin wurde ein etatmäßiges Extraordinariat 
für osteuropäische Geschichte und Landeskunde geschaffen und dieses 
mit dem Wintersemester 1913/14 dem bisherigen Professor an der Akademie 
Posen Dr. Otto Hoetzsch übertragen. 

Am 26. November 1913 feierte der Professor der allgemeinen Ge- 
schichte an der Universität Petersburg N. J. Karéev sein 40 jähriges 
Jubiläum als Dozent an der Universität. 

Der nächste, vierte internationale Historiker- 
kongreß wird nach Beschluß des letzten in Petersburg im Jahre 1918 
stattfinden. Der kaiserl. russische Minister des Innern hat auf Antrag 
der Akademie der Wissenschaften diese Einladung genehmigt, ebenso 
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die Berufung einer Konferenz russischer gelehrter Institutionen zur Vor- 
bereitung des Kongresses, die Anfang Januar 1914 stattfinden soll. Zu 
dieser Besprechung werden 44 gelehrte Institutionen und Gesellschaften 
eingeladen werden. O. H. 
Der dritte baltische Historikertag findet im Juni 1915 in Mitau 
statt; er ist bereits ministeriell gestattet. Gleichzeitig wird die „K ur- 
landische Gesellschaft für Literaturund Kunst“ 
ihr 100 jähriges Jubiläum begehen, obwohl sie erst am 22. November 1815 
begründet worden ist, O. H. 


c) Notizen. 


Referate über „Kaiser Alexander 1.“ von Großfürst Nikolaj Michaj- 
lovié waren in russischen Zeitschriften recht zahlreich (z. B. Kizevetter — 
„Russkija Vödomosti“, 1912, Nr. 213; Mel’gunov — „Golos Minuvsago“, 
1913, I, S. 232—247; Ignatovié — ,,Sévernyja Zapiski“, 1913, I, S. 175 
bis 183; V. And. — „Russkij Bibliofil‘‘, 1912, VI, S. 56—60; Frolovskij — 
„Izvestija Odesskago Bibliografiteskago Obätestva““, 1913, B. II, Lief. 3; 
Berlin — „Novaja Žizn“, 1912, IX, 23; Mjakotin — „Russkoe Bogatstvo“, 
1913, I u. a.). Die in beschränkter Zahl gedruckte russische Ausgabe 
gehört schon längst zu den teuersten Seltenheiten, denn sie war, wie die 
meisten Werke des Großfürsten, trotz des hohen Preises, sehr bald ver- 
griffen. L. L. 


Die 1913 erschienenen „Sitzungsberichte der Ge- 
sellschaft für Geschichte und Altertumskunde 
der Ostseeprovinzen Rußlands aus dem Jahre 1911. 
2. Hälfte: März bis Dezember“ enthalten folgende wichtigen Aufsätze: 
Seuberlich, „Beiträge zur Geschichte der baltischen Goldschmiede. 
Die Goldschmiede der kleinen Städte“ (mit einem, 449 Nummern um- 
fassenden Verzeichnis der Meister, das nach Städten geordnet ist); ferner 
12 Urkunden zu O. Stavenhagen: „Livland und die Schlacht bei 
Tannenberg“‘, bearbeitet von L. Arbusov; von demselben: „Die Ver- 
teilung archäologischer Funde aus den Ostseeprovinzen durch die Kaiser- 
liche Archäologische Kommission in Petersburg‘; Seuberlich, 
„Streifzüge durch die Archive der kleinen livländischen und esthländischen 
Städte, eine Inventarisation des Inhaltes der Archive von Arensburg, 
Fellin, Lemsal, Pernau, Walk, Wenden, Werro, Wolmar“; Wulffius, 
„Karl Schirren und sein Lebenswerk in schwedischer Beleuchtung“ (gibt 
auf Grund zweier schwedischen Arbeiten Notizen über den Nachlaß 
Schirrens, über den in dieser Zeitschrift II, S. 316 von A. von Transehe 
berichtet worden ist. In der Frage nach dem Grunde, warum Schirren 
dieses ungeheure Material nicht zur Ausarbeitung gebracht hat, kommt 
man hier zu derselben Antwort wie E. Seraphim: „Warum Karl Schirren 
keine Geschichte des nordischen Krieges und Patkuls geschrieben hat.‘ 
Baltische Monatsschrift 1913, S. 359—369). O. H. 
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Eine Besprechung des dritten Bandes von Th. Schiemanns 
„Geschichte Rußlands unter Kaiser Nikolaus I.“ brachte das September- 
heft des ‚Golos Minuvsago‘““ (1913, Nr. 9, S. 295—299) aus der Feder 
A. A. Kizevetters, der — abgesehen von dem reichen und wichtigen Ma- 
terial — die scharfe, von der traditionellen Auffassung abweichende und 
den Nimbus der Heldenstärke auflösende Charakteristik Nikolajs I. für 
besonders wertvoll hält. L. L. 

Die vornehm illustrierte Zeitschrift ,,Russkij Bibliofil‘‘ wird seit 
1911 von N. V. Solov’ev, dem Inhaber des Petersburger Antiquariats, 
achtmal jährlich herausgegeben und bildet auf dem Gebiete der Literatur- 
und Bücherkunde ein würdiges Gegenstück zu P. P. Vejners 1907 ge- 
gründeter kunsthistorischer Monatsschrift ,,Starye Gody“‘. — Die Doppel- 
nummer VII—VIII des ,,R. B.“ 1912, aus der einiges in der Zeitschriften- 
schau besprochen wurde, ist, mit kleinen Ergänzungen und unter Fort- 
lassung der Chronik, auch als Sonderausgabe unter dem Titel ,,V. A. 
Zukovskij‘‘ erschienen (211 S. mit Beiträgen von I. A. Sljapkin, N. V. 
Solov’ev, I. A. Byčkov, A. A. F’omin, A.D. Aleksandrov, V. M. Anderson, 
N. O. Lerner). Im vorhergehenden Jahre wurde eine ebenfalls mit Bildern 
und Faksimiles schén ausgestattete Sonderlieferung A. S. PuSkin ge- 
widmet (97 S. mit Beiträgen von A. F’omin, V. Majkov, N. Solov’ev, 
I. Sljapkin, N. Lerner, P. Stolpjanskij, Vl. Anderson). L. L. 

Die „Russkija V&domosti‘“, das bekannte liberale Moskauer 
Professorenblatt, hat im Oktober das Jubiläum seines 50 jährigen Be- 
stehens gefeiert. Zu dieser Gelegenheit ist eine Jubiläumsschrift über die 
Geschichte der Zeitung erschienen, die einen wertvollen Beitrag zur Ge- 
schichte des Zeitungswesens und der öffentlichen Meinung in Rußland 
ist. Charakteristisch waren für das Blatt besonders die ausländischen 
Korrespondenzen, die es immer sehr pflegte, zugleich um in ihnen auch 
mancherlei über die inneren Zustände sagen zu können, was sonst vor 
der Zensur nicht gesagt werden konnte. Auch die Statistik der Maßrege- 
lungen, die das Blatt durchzumachen hatte, ist interessant. O. H. 

Zu dem in diesem Band, S. 79—88, Gesagten wäre noch zu-bemerken, 
daB mittlerweile erschienene Notizen Minclovs Werk ebenfalls freudig 
begrüßen, aber für die Lücken und Versehen stets neue Beispiele haben, 
die allerdings nicht immer angebracht sind, da ein Teil der Nachträge 
über die vom Verfasser gesteckten Ziele hinausschießt (s. z. B. Sivkov 
im ,,Golos MinuvSago“, 1913, Nr. 1, S. 226—228, And. im „Russkij Bibliofil“, 
1912, V, S. 84—87, u. a.). L. L. 


Ljubovit, N. N., Varšava v 1812 godu. (N. N. Ljubovié. Warschau 
im J.1812.) Von dems. Verf. Napoleon v Varšavě (Napoleon in Warschau 
1812) Warschau 1912 u. 1913. (64 u. 14 S.) 


Die Rolle, die Warschau bei dem Aufmarsch der großen Armee 
gegen Rußland im Jahre 1812 gespielt hat, war im Vergleich mit der, 
die ihr während des Feldzuges von 1806 und 1807 zuteil geworden ist, 
eine wesentlich andere. Hatte die einstige Hauptstadt Polens bei den 
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Heeresbewegungen von 1806/1807 eine zentrale Stellung eingenommen 
und dem Kaiser der Franzosen zu wiederholten Malen eine Unterkunft 
geboten, so blieb sie während des Zuges Napoleons nach Moskau abseits 
liegen. Fern von Warschau durch preußisches Gebiet zog die große Armee 
an den Grenzflu8 Niemen. 


Der hervorragende, durch seine grundlegenden Studien zur polnischen 
Reformationsgeschichte bekannte Historiker schildert an der Hand von 
sehr reichem literarischen und archivalischen Material in sehr anschau- 
licher Weise die einzelnen Vorgänge in dem Leben Warschaus jener Tage. 
Er berichtet über die Empfindungen, mit denen die polnische Be- 
völkerung des Herzogtums Warschau und der Hauptstadt selbst alle 
Schritte und Unternehmungen Napoleons als des Wiederherstellers Polens 
begleitet hat. Dieser hat dann auch, namentlich seit dem Abschluß des 
österreichischen Feldzuges von 1809 seinerseits alles getan, um den Glauben 
an seine Person als den einzigen Heilbringer unter den Polen lebendig 
zu erhalten, zu festigen und für seine Zwecke auszubeuten. In Gegensatz 
zur polnischen Politik Napoleons tritt nach dem Untergange der großen 
Armee das Verhalten Kaiser Alexanders I. zu dem von ihm eingenommenen 
Lande und zu der Landeshauptstadt. Um einen Maßstab seines Wohl- 
wollens gegenüber Polen zu geben, ordnete dieser an, daß das siegreiche 
russische Heer in Warschau nicht einziehen sollte (Schreiben Kaiser 
Alexanders I. an Czartoryski vom 13. Januar 1813), und in dem an die 
Einwohner des Herzogtums Warschau gerichteten Aufruf vom 6. Januar 
1813 ließ er die Worte proklamieren: „Rußland versteht zu siegen, aber 
nie Rache zu üben“. Dank der Stellungnahme Alexanders I. konnte 
Warschau noch über 15 Jahre, bis zum Ausbruch des Novemberauf- 
standes von 1830, sich einer größeren, politisch-aktiven Bedeutung als 
Hauptstadt eines mit einer eigenen Repräsentativverfassung ausgestatteten 
Landes zu erfreuen. J. P. 


Suvorov in der Schweiz 1799. Ein Aufsatz im „Journal de 
Genève“ versucht eines der großen Rätsel der Kriegsgeschichte, die Ursache 
des verfehlten Schweizer Herbstfeldzuges von Suvorov im Jahre 1799 
auf eine irrtümliche Straßenzeichnung in der von dem russischen Feld- 
herrn benutzten Karte zurückzuführen. Der Schweizer Generalstab 
hatte vor kurzem eine französische von Jaillot gezeichnete, 1792 im Verlage 
von Basset in Paris erschienene Landkarte, die den damaligen Kriegs- 
schauplatz unter besonderer Berücksichtigung Schwabens und der Schweiz 
darstellte, erworben. Auf ihr ist in deutlichster Zeichnung eine große 
Hauptstraße eingetragen, die sich von Bellinzona nach Althof, von dort 
über Schwyz und Zug nach Zürich zieht. Diese irrtümliche Eintragung 
findet sich sonst auf keiner Karte der Zeit, es erscheint somit dem Verfasser 
des Aufsatzes wahrscheinlich, daß sie die Veranlassung zu dem besonders 
angesichts der für alpine Verhältnisse vorgerückten Jahreszeit bedenk- 
lichen Operationsplan Suvorovs gegeben hat. Von Altdorf, das die russische 
Armee mit vieler Not erreichte, führte keine Straße weiter. Suvorov 
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wandte sich dem Tal der Linth zu und konnte im Oktober 1799 nur mit 
Trümmern seines Heeres den Anschluß an Korsakov in Feldkirch finden. 
J. P. 
Von E. Cazalas befindet sich in den ,,Feuilles d’histoire du 
XVII® au XX® siècle“ IV (1912) S. 54—57 eine Miszelle unter dem Titel: 
„Napoleon à Dresden en mai 1813“ (entretien du grand-duc de Weimar, 
Charles-Auguste avec Napoléon au sujet de la Russie et des intentions 
belliqueuses que Napoléon prêtait à l’empereur Alexandre). 


Die Errichtung der Selbstherrschaft im 
Moskauschen Staate. 


Von Baron S. A. Korff?). 


1. 


Die Frage nach der Entstehung der Selbstherrschaft in 
RuBland ist nicht neu. Wiederholt haben unsere Historiker 
und Juristen sie behandelt. Trotzdem ist diese Frage aber 
bis heute aus mannigfachen Gründen noch längst nicht ge- 
klärt. 

Schon S. M. Solovev hatte die Wege gewiesen, die der 
Forscher bei der Lösung dieser interessanten Aufgabe gehen 
muß; sie erlitt aber einen gewissen Aufschub, weil in jener Zeit 
die Staatsverfassung von Byzanz und ihr großer Einfluß auf 
das alte Rußland noch nicht ausreichend erforscht waren. 
Dem Akademiker D’jakono v gebührt das große Verdienst, 
das Feld der Forschung durch seine vortreffliche Arbeit „Die 
Gewalt der Moskauer Herrscher‘ (Vlast’ Moskovskich gosudarej) 
gesäubert zu haben. In dieser Arbeit bietet er uns ein anschau- 
liches Bild der theoretischen Begründung des monarchischen 
Absolutismus. Damit schließt aber seine Arbeit auch; weiter 
geht sie nicht und entscheidet die juristische Frage, welcher Art 
dierussische Selbstherrschaft gewesen und wann sie end- 
gültig an der Moskva errichtet worden ist, nicht. 

Um auf diese Frage eine genaue Antwort zu geben, muß 
man erstens resümieren, was in Byzanz bestand, zweitens zeigen, 
wie die byzantinischen Einflüsse nach Rußland gelangten und 


1) Aus dem russischen Manuskript übersetzt von W. Christiani. 
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was sie zu Wege brachten, und drittens sind die Schicksale der 
Staatsverfassung des Großfürstentums Moskau genau zu schil- 
dern. 

Die oberste Gewalt in Byzanz befand sich in der Hand des 
Kaisers; er war der oberste Kriegsherr, ihm stand das Recht 
zu, Abgaben festzusetzen und die Beamten zu ernennen; er 
war das oberste Staatsorgan bei der Verwirklichung aller drei 
Gewalten, der gesetzgebenden, der administrativen und der 
richterlichen Gewalt. Hiermit ist das erste Hauptmerkmal 
des Monarchismus gegeben: die Alleinherrschaft. Das zweite 
Merkmal ist der theokratische Charakter der kaiser- 
lichen Gewalt; als ihre Quelle galt der Wille Gottes, der sich 
in der vom Volk vollzogenen Wahl des Monarchen zeigte; er 
begründete nicht nur die Rechte, sondern auch die Pflichten 
des Monarchen, wie die Fürsorge für das Wohl des Volkes, für 
die Interessen der Kirche usw. Daneben aber standen auch die 
geistlichen Rechte und Pflichten des Kaisers; er nahm nicht 
nur selbst am Gottesdienst teil, sondern hatte auch das Recht, 
dem Volk die Glaubenswahrheiten zu lehren !J. Alles dies 
machte den Monarchen nicht nur zum Haupt des Staates, son- 
dern auch der Kirche und ordnete diese in gewisser Hinsicht 
jenem unter. 

Derart war die Staatsverfassung von Byzanz; daraus folgt 
aber natürlich nicht, daß die kaiserliche Gewalt eine völlig un- 
umschränkte gewesen wäre; im Gegenteil, wir wissen sehr wohl, 
daß die zentrifugalen Kräfte in der sozialen Gliederung des 
Reiches äußerst bedeutend waren. Es gab hier sowohl eine 
große Selbständigkeit einiger Bestandteile des Reiches als auch 
das Recht des Volkes, den Monarchen zu wählen, und die soziale 
Macht der ständischen Gruppen der Bevölkerung sowie andere 
Faktoren; kurz, der Kaiser besaß, obwohl er allein die Gewalt 
in Händen hatte und Autokrat war, doch keine unbeschränkte 
Gewalt. Vom Standpunkt des Staatsrechts war Byzanz eine 
typischeabsoluteTheokratie. Infolgedessen herrschte 
bis zum Untergang des Reiches das justinianische Prinzip: 


1) V. I. Sergéevité, Russk. juridi&. drevnosti, II, S. 484 ff.; 
Kurganov, Otno3enija meZdu cerkovnoj i graZdanskoj vlast’ju v 
Vizant. imperii, S. 78 ff. 
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quod principi placuit, legis habet vigorem (Instit. I, Tit. 2, § 6). 
Die Beschränkung der kaiserlichen Gewalt hat man nicht so 
sehr in Rechtsnormen zu suchen als in moralischen und religiösen 
Normen sowie in der sozialen Gliederung des Reiches. 

Die griechische Kirche brachte in den slavischen Staat 
mit dem Christentum und der Bildung auch die Idee, daß 
„jegliche Gewalt von Gott sei‘. Aus dieser Voraussetzung aber 
zog man einen sehr wichtigen Schluß: aus der kirchlichen 
Weihe der Monarchen entsprang die Pflicht der Kirche, ihre 
Weihe zu „schützen“, d. h. mit allen Kräften diejenigen Staats- 
und politischen Ideale zu unterstützen, welche sich im Verlauf 
der vielhundertjährigen Geschichte des Byzantinischen Reiches 
entwickelt hatten, darunter auch vor allem das Ideal des Mo- 
narchismus. 

Dank der Arbeit des Akademikers D’jakonov wissen wir 
jetzt gut, auf welche Weise zusammen mit dem griechischen 
Priestertum die Bildung, das Christentum und die Staatsideen 
von Byzanz zu den Slaven gelangten und wie die griechische 
Geistlichkeit seit Anbeginn ihres Auftretens unter den Slaven 
sie zu lehren begann, daß jede Gewalt von Gott sei. Die Griechen, 
die Geistlichen und die Metropoliten, brachten einen großen Vor- 
rat von Gelehrsamkeit und Kultur mit sich; lange Zeit waren 
die Kirche und die Klöster die zivilisatorischen und Kultur- 
zentren der slavischen Staaten. Andererseits waren nicht 
wenige Slaven in Konstantinopel gewesen, wo sie die dortigen 
Sitten und Gebräuche kennen gelernt hatten. Dieser Aufent- 
halt der Slaven in Byzanz mußte in ihnen diejenigen Ideen 
kräftigen, in denen sie zu Hause die Kirche erzogen hatte. 
Infolge aller dieser Umstände entstand ein dauernder und reger 
Zusammenhang der Slaven mit dem Byzantinischen Kaiserreich, 
und so wurden den Slaven politische Ideen eingeimpft, die ihnen 
früher fremd gewesen waren und die oft ihrer eigenen Staats- 
verfassung sogar widersprachen. 


2. 


Beim Vergleich der Stellung der russischen Kirche im 
Staat mit der byzantinischen Kirche tritt sofort ein Unter- 
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scheidungsmerkmal der slavischen Staatsverfassung hervor. 
Bei den Slaven gab es keine Theokratie; die Kirche war dank 
ibrer ausländischen Herkunft sehr unabhängig von der fürst- 
lichen Gewalt, die Fürsten wiederum erwarben niemals geist- 
liche Rechte oder Pflichten wie sie die byzantinischen Kaiser 
genossen. „Als Barbaren und Proselyten waren die russischen 
* Fürsten Schüler der Geistlichkeit“, sagt V. I. Sergéevié '); 
umsoweniger waren sie infolge ihrer geringen Kultur berechtigt, 
das christliche Dogma zu erläutern. Selbstverständlich war 
für die Kirche ein derartiges moralisches und politisches Über- 
gewicht über den Staat, das sie sich erobert hatte, außerordent- 
lich vorteilhaft und angenehm; sie strebte infolgedessen mit allen 
Kräften und Mitteln danach, sich diese Autorität zu erhalten 
und sie zu stützen. 

Die moderne russische historische Wissenschaft hat nun 
einen sehr wichtigen Umstand klargestellt, nämlich die poli- 
tische und soziale Abhängigkeit des Fürsten in der Periode der 
Teilfürstentümer vom Volk und von derVolksversammlung (vece); 
ihre gegenseitigen Beziehungen beruhten meistens auf einem Ver- 
trage, dem sogenannten ,,rjad‘‘ des Fürsten mit der Volks- 
versammlung. Dieser Umstand rückt mithin eine andere 
wichtige Beschränkung der fürstlichen Gewalt in den Vorder- 
grund: neben der unabhängigen Kirche stand die ,,zemséina“, 
welche den Fürsten auf den Thron erhob und ihn manchmal 
auch aus dem Fürstentum (volost’) vertrieb. Ferner ergab sich 
eine dritte Beschränkung der fürstlichen Gewalt aus der 
sozialen Lage der höchsten Gesellschaftsklasse; das war 
die berühmte ‚Freiheit‘ (voľnosť) der Bojarenschaft, ihre 
ständischen Vorrechte, die der Fürst stets respektieren (uvazat') 
und mit denen er sich in zweifacher Weise abfinden mußte. 
Schließlich wurde viertens seit der Zeit des Mongoleneinfalls und 
seit der Eroberung RuBlands durch die Mongolen eine neue Be- 
schränkung der fürstlichen Gewalt in derjenigen des Chans 
geschaffen, der ihnen eine Urkunde (jarlyk) ausstellte, in der er 
sie als Fürsten anerkannte. Die Fürsten mußten wiederholt 
in der Horde sich diese Urkunden erbitten, welche somit eine 


1) Russk. Juridit. Drevnosti, II, S. 504. 
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neue Quelle ihrer Gewalt über das Fürstentum darstellten, gleich- 
zeitig aber die fürstliche Gewalt durch den Willen des Mongolen- 
chans beschränkten. Dieses waren die recht zahlreichen Be- 
schränkungen des monarchischen Prinzips im alten slavischen 
Staat, der auf demokratischen Elementen beruhte. Von 
irgendeiner Selbstherrschaft oder einem Absolutismus kann hier 
natürlich nicht die Rede sein; er war nicht vorhanden. 

Im Verlauf des 12. bis 15. Jahrhunderts spielten sich 
jedoch zwei sehr wichtige weitere Prozesse ab. Einerseits be- 
gann die politische Rolle der Volksversammlung, der vece, 
allmählich und unmerklich zu schwinden; andererseits wuchs 
und erstarkte die fürstliche Gewalt, indem sie sich derjenigen 
Funktionen und Befugnisse bemächtigte, die ursprünglich das 
Volk selbst durch die véée ausgeübt hatte. In beiden Be- 
ziehungen spielte die obenerwähnte Propaganda der byzan- 
tinischen Ideen durch die Kirche außer anderen Faktoren eine 
wichtige Rolle: die kirchliche Hierarchie stärkte durch ihre 
Predigt, ihre vielen persönlichen Beziehungen und ihre Ver- 
mittelung zwischen den Fürsten, den Bojaren und dem Volke, 
unmerklich die fürstliche Gewalt und das monarchische Prinzip. 
Somit kann man allgemein die allmähliche Befreiung der Ge- 
walt des Fürsten von den früheren Beschränkungen und Fesseln 
und ihre Umwandlung in eine unumschränkte Gewalt zur Zeit 
der Caren Ivan III. und IV. verzeichnen. 

Seit dem Tartareneinfall begann in Rußland eine trübe 
Epoche der Unterdrückung und Sklaverei; in dieser politisch 
traurigen Zeit verstummen die Věčeglocken eine nach der 
anderen, um nie wieder das freie Volk zu freier Versammlung 
zusammen zu rufen. Als aber später die lange und schwere 
Befreiung Rußlands vom Mongolenjoch begann, konnte die 
frühere demokratische Volksregierung nicht mehr zum Leben 
erweckt werden, sie war fast auf dem gesamten, von den russi- 
schen Fürstentümern eingenommenen Gebiet auf immer ver- 
nichtet. Nur in den freien Städten Novgorod, Pskov und 
Vjatka erhielt sich die frühere Volksregierung und noch dazu in 
reiner Form; diese Städte wurden von ihren Volksversamm- 
lungen regiert, die Fürsten nahmen dagegen mehr eine Ehren- 
stellung als Anführer im Kriege denn als Regenten ein. Aber 
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diese politische Verfassung der freien Städte erwies sich als 
gar nicht zeitgemäß; früher oder später mußten auch sie sich 
der neuen Ordnung der Dinge unterwerfen. In diesen städti- 
schen Republiken wurde die Volksregierung mit Gewalt ver- 
nichtet, als Moskau sie eroberte und sie seinem eigenen politi- 
schen Regime unterwarf. 

Das 15. Jahrhundert wurde durch den Kampf des russi- 
schen Staates mit der Gewalt des Chans und durch die allmäh- 
liche Befreiung vom Einfluß des mongolischen jarlyk ausge- 
füllt. Die Horde selbst machte in dieser Epoche eine schwere 
Krisis durch. Ihre Organisation und ihre Gewalt begannen 
unmerklich zu zerfallen, und gleichzeitig mußte sich auch die 
äußere Macht der Mongolen vermindern; sie hatten nicht mehr 
die Möglichkeit wie früher über die russischen Fürsten zu 
herrschen, die es nicht unterließen, diesen Umstand auszunutzen. 
Die russischen Fürsten hörten allmählich auf, nach der Horde 
zu reisen, um dem Chan zu huldigen, und kümmerten sich nicht 
mehr um seinen Willen. 1481 stürzt auch die nominelle Herr- 
schaft der Mongolen endgültig zusammen. Vasilij II. hatte 
noch einen jarlyk vom Chan erhalten, nach den Kriegen von 
1434 und der folgenden Jahre nahm er aber den Moskauschen 
Thron bereits selbständig, ohne jarlyk ein. Unter Ivan III. 
befreite sich die fürstliche Gewalt endgültig von dieser ihrer 
früheren Beschränkung. 

Eine gewisse Rolle der Beschränkung der fürstlichen Ge- 
walt spielte schließlich auch das Familienrecht der Rjurikoviéi. 
Prof. Sergéevié gebührt das Verdienst, den Prozeß des Aufhörens 
des früheren Gewohnheitsrechtes, das zu wiederholten Teilungen 
der Fürstentümer unter die Nachkommen Rjuriks geführt hatte, 
eingehend klargestellt zu haben; er hat z. B. auf die Rolle des 
Testaments des Ivan Kalita hingewiesen, der seinen ganzen 
Besitz noch nach dem alten Herkommen unter seine ganze 
Familie, seine drei Söhne, seine Gattin und seine Töchter, teilte. 
Er hat auch die späteren Änderungen dieser Sitte erklärt, die 
allmählich zur Bildung (sobiranie) des Fürstentums Moskau 
führten und die Quelle der späteren Macht desselben waren. 
Vom staatsrechtlichen Standpunkt sind hier die Fälle von ge- 
meinsamer Regierung (soknjaZenie) mehrerer Söhne interessant 
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(z. B. nach dem Testament desselben Ivan Kalita). Aber als 
Quelle seines Fürstentitels betrachtete Kalita doch immer noch 
den jarlyk des Chans; derselbe Gesichtspunkt herrscht auch 
unter Semen und unter Ivan. Aber bereits unter Dimitrij 
ändert er eich etwas; wir bemerken seit dieser Zeit ein gewisses 
Vorherrschen des Prinzips der Einerbigkeit über den früheren 
Grundsatz der Gleichberechtigung aller Familienmitglieder, 
Keine kleine Rolle spielten hierbei die Moskauer Bojaren, für 
die es sehr vorteilhaft war, das Prinzip der Monarchie aufrecht- 
zuerhalten. Unter den letzten Fürsten wird die Herrschaft über 
das Fürstentum Moskau nach Dimitrij Ivanovié nicht mehr 
unter die Erben geteilt, sondern geht auf den ältesten Sohn über; 
nach wie vor werden noch einige Zeit lang die Einnahmen aus 
verschiedenen Gebieten geteilt, aber nicht die Gewalt des 
„Großfürsten‘‘ selbst. Ein besonders charakteristisches Bei- 
spiel ist hier Vasilij IlI., der als Großfürst von Moskau nach dem 
Tode seines Vaters die Erbschaft antrat, ohne das seine Brüder 
sich widersetzten; es tauchte nicht einmal die Frage auf, ob 
er ein Recht auf den Moskauer Thron hatte. Unter Ivan Ill. 
kam neben diesem Grundsatz der direkten Erbfolge als zweites 
Prinzip das der Unveräußerlichkeit der Gebiete (neotcuzZdaemost’ 
udélov) auf, dessen Bedeutung darin besteht, daß die Teilgebiete 
unter die Gewalt des Großfürsten zurückgegeben wurden, falls 
der Teilfürst keine Söhne hatte. Seit dieser Zeit, der Epoche 
Ivans III., hat die Abfindung irgend eines jüngeren Mitgliedes 
der fürstlichen Familie niemals mehr eine Beschränkung der 
großfürstlichen Gewalt bedeutet, sondern war nur eine terri- 
toriale Verminderung des betreffenden Gebietes, so z. B. die 
Abfindung des jüngeren Sohnes Jurij durch Vasilij III. oder 
des jüngeren Sohnes Fedor durch Ivan IV. Zuweilen kamen 
wie früher unter Kalita oder Semen infolge von Testamenten 
auch gewisse Beschränkungen der Staatsgewalt vor. Somit 
fällt seit Vasilij dem Blinden mit der Beseitigung des jarlyks 
des Chans als Quelle der fürstlichen Gewalt auch eine andere 
Beschränkung weg, die Teilung und Verminderung der Gewalt 
. und des Gebiets durch testamentarische Bestimmung nach dem 
alten Familienrecht der Rjurikovidi. 

Es blieb noch die Bojarenschaft übrig, mit deren ständi- 
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schen Privilegien, insbesondere ihrer „Freiheit“ die Groß- 
fürsten ernstlich zu rechnen hatten. 

In der Epoche, wo Moskau unter den übrigen Fürsten- 
tümern zu wachsen und sich zu entwickeln begann, in der zweiten 
Hälfte der Zeit der Mongolenherrschaft, fand also in der slavisch- 

russischen Staatsverfassung eine große Veränderung statt. 
“ Während die demokratischen Prinzipien des altslavischen 
Fürstentums (und speziell das der Véée) allmählich schwanden, 
trat an die Stelle der demokratischen Doppelherrschaft des 
Fürsten und der véée die alleinige Fürstengewalt. Diese Epoche 
schuf jedoch neue Beschränkungen in der Person des Mongolen- 
chans und der landbesitzenden Bojarenschaft mit ihren großen 
Vorrechten und ihrer Freiheit. Der russische Staat dieser Zeit 
stellt eine typischearistokratischeMonarchie dar. 
Nach dem Sturz des Mongolenjoches und nach der Vernichtung 
der Gewalt des Chans blieb, um die unbeschränkte Monarchie 
zu errichten, noch übrig, die Freiheit der Bojaren aufzuheben, 
indem man auch diesen höchsten Stand im fürstlichen Dienste 
leibeigen machte. Eben auf diesen Kampf mit der Bojaren- 
schaft, der manchmal furchtbare, blutige Formen annahm, 
konzentrierte sich die ganze Aufmerksamkeit der Großfürsten 
von Moskau, insbesondere Ivans IHI., Vasilijs III. und Ivans IV., 
des Gestrengen. 

3. 


Die russischen Historiker unserer Zeit (insbesondere 
Kljutevskij) haben zwei sozial-politische Prozesse vortrefflich 
klargestellt, die gleichzeitig mit der oben geschilderten Befreiung 
der fürstlichen Gewalt von ihren früheren Beschränkungen vor 
sich gingen. Einerseits war der Fürst in den nordöstlichen 
russischen Fürstentümern, gerade in der Epoche des Aufkommens 
und Anwachsens Moskaus, in seinem Fürstentum Erbherr 
(votcinnik); er latte seine eigene Wirtschaft, seine Er- 
werbszweige usw., die sich durch nichts von den Wirtschaften 
der Bojaren unterschieden als durch ihre Größe. Infolgedessen 
mußte es ihm sehr schwer fallen, seinen Privatbesitz, sein Erbe 
von dem übrigen Fürstentum zu unterscheiden; psychologisch 
mußte ihm alles als sein Privatbesitz erscheinen. Dadurch war 
für die späteren Großfürsten von Moskau ein guter psycholo- 
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gischer Boden vorbereitet, um den Begriff des persönlichen 
Eigentums auf das ganze ihnen unterstellte Fürstentum (volost’) 
auszudehnen (was ganz natürlich war). Der Begriff des Staates 
als persönliches Eigentum und väterliches Erbgut (votčina) 
bildete nun eine feste Grundlage für die Idee der Selbstherr- 
schaft. Andererseits mußte parallel mit den großen Verände- 
rungen, die in der wirtschaftlichen und sozialen Lage der russi- 
schen Bevölkerung sich vollzogen, eine Differenzierung des 
Systems der Verwaltungsorgane stattfinden. Die Diener und 
die Hofleute (dvorovye) des Fürsten, die den verschiedenen 
Zweigen seiner Wirtschaftsverwaltung vorstanden, verwandeln 
sich allmählich in Verwaltungs- und Gerichtsorgane; viele 
Funktionen, die früher der Fürst selbst ausgeübt hatte, werden 
jetzt untergeordneten Organen übertragen. So wächst unmerk- 
lich ein ganzes hierarchisches System heran, das (natürlich zu 
seinem Vorteil) die Gewalt des Zentrums, des Monarchen, unter- 
stützt und kräftigt. 

In der russischen historischen Literatur besteht eine wich- 
tige Kontroverse über das Verhältnis des Fürsten zur Duma. 
Einerseits bestreitet Serg&evid irgendeine rechtliche Abhängig- 
keit des Fürsten von der Duma und meint, der Fürst sei niemals 
verpflichtet gewesen, sich mit seinen Bojaren zu beraten. 
Andererseits behaupten Kljutevskij und D’jakonov die Ab- 
hängigkeit des Fürsten von seinen Räten; sie sagen, die Ge- 
wohnheit habe verlangt, daß sich die Fürsten mit den ältesten 
Bojaren, wenn auch nur über die wichtigsten Fragen, berieten. 
Es fällt jedoch schwer, in dieser Gewohnheit eine rechtliche 
Beschränkung der Gewalt des Fürsten zu sehen; ich meine, 
daß Sergéevié recht hatte, als er darauf hinwies, daß ja sogar 
die Wahl der Ratgeber vom Fürsten abhing, die Wahl der- 
jenigen Personen, mit denen er sich beraten wollte, und daß 
manchmal, wie unter Vasilij III., der Kreis dieser Personen 
ein sehr beschränkter war (Vasilij beriet sich, wie die Chroniken 
berichten, mit zwei Personen in seinem Gemach: ‚sam tretej 
u posteli“). Von irgendeinem Rechte der Bojarenschaft als 
solcher auf die Teilnahme an Beratungen mit dem Fürsten und 
an der Verwaltung kann im Moskauschen Staate nicht die 
Rede sein. Aber indem ich die Stellung der Duma als eines 


328 S. A. Korff, 


die fürstliche Gewalt beschränkenden Organes verneine, nehme 
ich doch die andere Vermutung von D’jakonov an, die er der 
Theorie von Sergéevié angefügt hat 1), in welcher dieser beweist, 
daß die Duma ein ständiges Organ war. Die Beschränkungen 
der fürstlichen Gewalt muß man nicht in der Stellung der Duma 
suchen, sondern in den Rechten der Bojarenschaft als eines 
Standes. Die bojarische Freiheit hatte sich entwickelt aus der 
früheren Stellung der fürstlichen Gefolgsmannen (druzinntki). Im 
14. Jahrhundert wurden die Rechte der Bojarenschaft in Ver- 
trägen festgelegt, die mit dem Fürsten abgeschlossen wurden 
und die gegenseitigen Rechte und Pflichten bestimmten. Unter 
den Rechten der Bojaren finden wir aber das berühmte Recht 
des Wegzuges (otezd), d. h. das Aufgeben des Dienstes beim 
Fürsten. Dieses Recht sicherte der Bojarenschaft die Freiheit 
des Dienstes und die Freizügigkeit, eine Stütze desselben aber 
war die Vermögensselbständigkeit, welche sich damals bereits 
entwickelt hatte. Alles dies zusammengenommen mußte 
zweifellos eine wesentliche Beschränkung der fürstlichen Ge- 
walt bilden; die Fürsten sahen dies sehr gut ein, konnten aber 
vorläufig den Kampf dagegen noch nicht aufnehmen. Erst 
nach der Befreiung der fürstlichen Gewalt von anderen Fesseln 
konnten die Fürsten auch an diese Angelegenheit herangehen. 

Die Fürsten bekämpften zunächst den Wegzug der Bojaren, 
indem sie ihre eigenen Versprechungen rücksichtslos brachen 
und den Besitz der Weggezogenen zerstörten. Hierauf begannen 
sie den Abschluß von Verträgen mit den Bojaren zu vermeiden. 
. Allmählich wurden auch zwischen den Fürsten selbst keine 
Verträge mehr geschlossen, die früher das Wegzugsrecht ge- 
schützt hatten ?2). Auf diese Weise hörte die rechtliche Ver- 
pflichtung des Fürsten (insbesondere des Fürsten von Moskau) 
dem Bojaren sein Wegzugsrecht, d. h. das allerwichtigste Ele- 
ment der Freiheit desselben, zu garantieren auf. Dadurch 
wurden aber die Wegzüge selbst nicht beseitigt. Die Bojaren 
fuhren fort dieses Mittel zu benutzen, es hatte jedoch seinen 


1) Oéerki obS£. stroja S. 449 ff. 

2) Der letzte derartige Vertrag war der von Vasilij Ivanovič mit 
seinem Bruder Jurij 1531 abgeschlossene; D’jakonov, Oterki S. 255; 
Sobr. Gosud. Gram. I, Nr. 160—161. 
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Rechtsschutz verloren. Es war bei dieser neuen Sachlage für 
die Moskauschen Fürsten nicht schwer, die juristische Kon- 
struktion des früheren Wegzugsrechtes umzukehren, indem 
sie es aus einem subjektiven Recht zu einer Schädigung der 
Rechte des Fürsten machten, den der Bojar jetzt durch seinen 
Wegzug beleidigte (obizat’). In der Tat begann man im 16. Jahr- 
hundert den Wegzug anfangs als ein Unrecht (grech) 1) zu be- 
trachten, später als ein Vergehen (prostupok) und sodann als 
ein Verbrechen (prestuplenie), das sehr streng bestraft wurde. 
Die byzantinischen Ideale übten auch in diesem Falle ihren 
Einfluß aus, indem sie in den Fürsten die Überzeugung von 
ihrem rechtlichen Vorgehen stärkten und ihnen theoretisches 
Material gaben, um ihrer Gewalt auch den höchsten Stand, den 
Bojarenstand, unterzuordnen. Auch in diesem Falle ging Mos- 
kau in seiner gewöhnlichen Weise vor. Es hob die ihm unbe- 
quemen rechtlichen Einrichtungen nicht direkt auf, schuf aber 
für sie derartige Bedingungen, daß sie von selbst untergingen; 
die Bojaren wurden ruiniert und erlitten wirtschaftliche Nach- 
teile, wenn sie den Dienst beim Fürsten von Moskau aufgaben. 

Lange Zeit stützte sich die Bojarenschaft immer noch auf 
ihre Freiheit, wenn diese auch jetzt den Charakter eines nudum 
jus hatte. Schon unter Ivan lII. war an die Stelle der früheren 
Freiheit tatsächlich der Begriff des lebenslänglichen Dienstes 
(slugba do života) getreten. Moskau hielt es aber immer noch 
für nötig, sogar theoretisch die privilegierte Freiheit der Bojaren- 
schaft zu bestreiten. Eine ganze Literatur entstand aus 
diesem Anlaß, die von den Fürsten und der Kirche inspiriert 
war. Den glänzendsten Ausdruck der früheren bojarischen 
Anschauungen und der neuen selbstherrschaftlichen Verfassung 
finden wir im Briefwechsel Ivans des Gestrengen mit dem Fürsten 
Kurbskij. Hier begegnet der Leser allen möglichen Argu- 


1) S pilevskij , Rezension des Werkes von D’jakonov in den 
Zapiski der Akademie der Wissenschaften Bd. 70,1893. Sp. beleuchtet gut, 
wie die ursprüngliche Stellung und sozialpolitische Gründe die Fürsten 
veranlaßten, die Rechte der Bojarenschaft zu respektieren, wie auch das 
darauf folgende allmähliche Schwinden dieser Freiheit; so finden wir unter 
Ivan III. schon „eine Vertragsverpflichtung des Bojaren, den Dienst nicht 
aufzugeben, unter Androhung von besonderen Strafen‘ (S. 229—232). 
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menten, das ganze Bild der Psychologie beider Parteien, der 
Bojarenschaft und der Fürsten wird vor ihm entrollt. Es waren 
zwei entgegengesetzte Weltanschauungen, die in einem Kampf 
auf Tod und Leben aufeinander stießen, wobei die fürstliche 
Gewalt siegte!) und auf diese Weise fiel ihre letzte rechtliche 
Beschränkung. Von jetzt an war der Fürst wirklich Selbst- 
herrscher (samodergec). Die Autokratie wurde in Moskau unter 
Ivan III. in ihrer ganzen Machtfülle errichtet, sobald die letzten 
rechtlichen Beschränkungen der fürstlichen Gewalt gefallen 
waren, die, wie ich gezeigt habe, vorher in großer Zahl bestanden 
hatten. 
4. 


In anderer Weise vollzog sich die Weiterentwicklung der 
Selbstherrschaft in Rußland. Unter dem dritten und dem 
vierten Ivan war sie anscheinend sehr fest begründet worden. 
Staatsrechtlich schränkte nichts die Gewalt des Fürsten ein, 
und nur aus weiter Ferne, aus dem Auslande und aus dunklen 
Klosterzellen wurden vereinzelte protestierende Stimmen laut. 
Aber das durch Hinrichtungen, die Furcht vor der Opričnina 
und durch Gewaltherrschaft errichtete Regime konnte nicht 
lange bestehen. Die blutige Politik Ivans des Gestrengen führte 
aus sich selbst zum Untergang; Ivan fügte seinem eigenen 
Regime den schwersten Schlag zu, als er in’einem seiner Tob- 
suchtsanfälle seinen eigenen Sohn und Thronerben tötete. 
Fedor Ivanovič und Boris Godunov waren noch Selbstherrscher, 
aber die Zeit der Wirren reifte bereits, und zu Beginn des 17. Jahr- 
hunderts entlud sich ein furchtbarer revolutionärer Sturm. 
1613 fand nach langen Peripetien die Wahl eines neuen Caren 
und einer neuen Dynastie statt. 

1913 ist anläßlich des 300jährigen Bestehens der Herr- 
schaft dieser Dynastie eine äußerst umfangreiche Literatur er- 
schienen, die die Ereignisse des Jahres 1613 von den verschieden- 
sten Seiten beleuchtet. Die Einzelheiten der sozialpolitischen 


1) Rožkov (ProischoZdenie samoderžavija v Rossii) erklärt 
diesen Sieg der fürstlichen Gewalt durch eine wirtschaftliche Krise, welche 
die Bojarenschaft durchmachte. Diese Erklärung ist m. E. etwas ein- 
seitig; neben wirtschaftlichen gab es auch viele starke soziale und 
politische Faktoren für das Anwachsen der fürstlichen Gewalt. 
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Prozesse, welche sich damals abspielten, sind jetzt gut bekannt, 
und ich brauche sie hier nicht zu wiederholen. Was die uns 
interessierende Frage betrifft, so muß nur bemerkt werden, daß 
in den Jahren der Wirren die Selbstherrschaft fiel; z. B. war die 
Gewalt Sujskijs zweifellos beschränkt. Das mußte auch auf 
die Stellung Michajls einwirken, der 1613 zum Caren gewählt 
wurde. Seit langer Zeit besteht die schon von KotoSichin in 
Umlauf gesetzte Meinung, daß man bei der Wahl des ersten 
Romanov ihn gezwungen habe, gewisse Beschränkungen seiner 
Gewalt anzuerkennen. Die moderne Wissenschaft verneint 
das jedoch in der Person ihrer hervorragendsten Vertreter und 
hält die Tatsache für keineswegs bewiesen, m. E. mit vollem 
Recht. Die Umstände, unter denen jene Wahl vor sich ging, 
waren derart, daß es einer solchen „Vertrags“ -Garantie nicht 
bedurfte. Die Gewalt Michajls war schon tatsächlich so be- 
schränkt, daß wohl niemand, abgesehen von den Bojaren, an 
einen Vertrag auch nur denken konnte. Die alte Bojarenschaft 
aber hatte in jenen Jahren selbst eine völlige Niederlage erlitten 
und war nicht imstande, irgendwelche Bedingungen zu dik- 
tieren. 

Die tatsächlichen Beschränkungen, welche ich eben er- 
wähnt habe, bestanden sowohl in der Gewalt und in der Stellung 
des Patriarchen, der unter Michajl noch den persönlichen Ein- 
fluß des Vaters besaß, als auch in den Vollmachten der Land- 
stände (zemskij sobor). Es gab Augenblicke, wo diese Be- 
schränkungen so bedeutend waren, daß einige russische Schrift- 
steller das Vorhandensein der Selbstherrschaft leugnen. So 
gelangte die Gewalt des Patriarchen nicht nur in dem persön- 
lichen Einfluß des Vaters auf den Sohn zum Ausdruck, sondern 
auch in dem Umstande, daß die carischen Urkunden von ihnen 
beiden unterschrieben und die carischen Ukaze im Namen 
beider erlassen würden; sie traten gewissermaßen als Mitre- 
genten auf. In geringerem Grade wiederholte sich dies unter. 
Nikon und Alekséj (Nikon nannte sich ebenfalls velikij gosudar). 
Die zemskie sobory verwandelten sich ihrerseits in eine organi- 
sierte Institution (vgl. die Arbeiten von Latkin, Avalianı und 
vieler anderer). In vielen Fällen waren die Sobory die Re- 
präsentationsinstitution der mittleren Bevölkerungsschichten; 
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dabei wurden regelrechte Wahlen vorgenommen. Zu dem leiste- 
ten die Sobory eine große schöpferische Arbeit und schufen z. B. 
die berühmte uloženie des Caren Alekséj von 1649. Infolge- 
dessen, sowie infolge der eigenen Schwäche und mit Rücksicht 
auf die Überbleibsel der früheren „Unordnung im Staate“ 
(gosudarstvennaja razrucha) mußten die ersten Romanovs 
doppelt mit dem Willen einiger Sobory rechnen. Immerhin 
kann ich nicht die krasse Ansicht teilen, daß es im Rußland des 
47. Jahrhunderts eine beschränkte Monarchie gegeben habe 
(so rechnet z. B. Lazarevskij den Beginn der Selbstherrschaft 
erst von Peter I. an). Die in der vorhergehenden Epoche kräftig 
ausgebildete theoretische Grundlage der selbstherrlichen Ge- 
walt bestand auch im 17. Jahrhundert weiter fort. Theore- 
tisch hat niemand von den Zeitgenossen sie bestritten, umso- 
mehr, als die Verfassung der unbeschränkten Monarchie für die 
neue herrschende Klasse, den Adel, sehr vorteilhaft war, der aus 
den Wirren als Sieger hervorgegangen war. Tatsächlich aber 
bildeten sich um die monarchische Gewalt zeitweilig einige 
Elemente ihrer Beschränkung. Theoretisch war die Macht des 
Herrschers (gosudar) die einzige, tatsächlich wurde sie von zwei 
Personen verwirklicht, dem Patriarchen und dem Caren (Vater 
und Sohn). Theoretisch waren die Volksversammlungen 
(Sobory) ein beratendes Organ, tatsächlich konnten sie mit- 
unter den Willen des Monarchen vergewaltigen. 

Diese Verhältnisse haben nichts auffallendes an sich; die 
schwere Zeit der Wirren mußte auch in der Gewalt des Mo- 
narchen selbst tiefe Spuren hinterlassen. Man darf sich daher 
nicht darüber wundern, daß die carische Gewalt nicht sofort 
aus den Wirren als „allmächtige‘“ (vsesil'nyj) hervorgehen 
konnte, umsomehr, als die Persönlichkeiten der ersten Monar- 
chen schwach waren. Und das berechtigt uns auch zu behaupten, 
daß der russische Monarch des 17. Jahrhunderts, obwohl er 
nach der damaligen Theorie als Selbstherrscher (samoderzaeny]) 
galt, doch keineswegs ,,allmachtig" war. Dies findet seine Er- 
klärung darin, daß die erwähnten Beschränkungen nicht den 
Charakter von Rechtsinstitutionen trugen, sondern alle nur 
zeitweilig und tatsächlich waren. 

Und es brauchte nur die starke Persönlichkeit Peters an 
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die Spitze des Staates zu treten, als alle jene Beschrankungen 
und sogar die Möglichkeit dazu verschwanden. Übrigens darf 
die Tatsache nicht verschwiegen werden, daß sie schon im 
17. Jahrhundert allmählich zu bestehen aufgehört hatten, und 
zwar ganz von selbst, sogar ohne irgendwelche besondere 
Kämpfe und trotz der Schwäche der Monarchen. Wären diese 
Beschränkungen wirkliche Rechtsinstitutionen gewesen, so 
hätten sie natürlich nicht auf solche Weise verschwinden können. 

Seit Peter I. hat die absolute Monarchie zweifellos bis zum 
Jahre 1905 bestanden. Der russische Staat dieser zweihundert- 
jährigen Epoche ist eine bureaukratisch - adlige absolute 
Monarchie. Es wurden einige Male Versuche unter- 
nommen, die selbstherrliche Gewalt zu beschränken (unter 
Anna, Katharina II. und Alexander I.), aber alle diese Ver- 
suche blieben bloBe Versuche; die Gewalt des Monarchen blieb 
staatsrechtlich unbeschränkt. Daraus folgt aber natürlich nicht, 
daß sie tatsächlich sich stets gleich blieb, stets allmächtig und 
unbeschränkt war. Ganz im Gegenteil. Es gab zu verschie- 
denen Zeiten und unter verschiedenen Herrschern infolge Ein- 
wirkung mannigfaltigster Faktoren und aus verschiedenen 
Gründen sogar erhebliche Schwankungen. Man denke nur an 
die Gegensätze zwischen der Regierung Peters I. und der seiner 
Gattin Katharina I., zwischen der Regierung Nikolaus I. und 
dem Beginn der Regierung Alexanders I. usw. Auch hier gab 
es also tatsächliche Beschränkungen, die ebenso wichtig sind, 
wie jene des 17. Jahrhunderts. Sie waren aber ebenfalls nur 
tatsächlich und zeitweilig. Die Institution der unumschränkten 
monarchischen Gewalt selbst bestand in der Theorie in voller 
Integrität fort. 

Die Bedeutung der Zeit der Wirren für diese Frage kann 
man wie folgt charakterisieren: jene soziale Revolution führte 
tatsächlich eine Unterbrechung im Bestehen der Selbstherr- 
schaft in Rußland herbei, konnte ihre theoretische Grundlage 
indessen nicht vernichten, die in der vorhergehenden Epoche 
sich gefestigt hatte. Und eben deshalb konnte diese Institution 
im 17. Jahrhundert so leicht wieder aufleben und Wurzel fassen, 
worauf sie ununterbrochen bis zum Beginn des 20. Jahrhunderts 
weiter bestand. 
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5. 

Fasse ich jetzt meine Ausfiihrungen zusammen, so kann 
ich folgendes Fazit ziehen. Zuvor muB ich aber einen Vorbehalt 
machen. Mich interessierte lediglich die Frage nach der staats- 
rechtlichen Konstruktion der selbstherrlichen, d. h. der juristisch 
unbeschrankten Gewalt. Die sozialen Prozesse und die wirt- 
schaftlichen Faktoren, die die Errichtung der Selbstherrschaft 
forderten und diese stärkten, habe ich beiseite gelassen und 
sie nur ganz allgemein angegeben; sie sind in der russischen 
Literatur schon eingehend behandelt worden. 

Vom verfassungsrechtlichen Standpunkt wird die absolute 
Monarchie in Rußland also errichtet, sobald die früheren Be- 
schränkungen der Gewalt des Großfürsten gefallen sind. Eine 
von den sozialpolitischen Kräften nach der anderen, die in 
früherer Zeit der Moskauer Selbstherrschaft im Wege gestanden 
hatten, geht unter und wird beseitigt. Wir sahen, daß der 
Prozeß dieser Befreiung unter Ivan III. seinen Abschluß findet 
mit dem vollen Sieg seiner Selbstherrschaft, der es beschieden 
war, sich unerschüttert etwas über hundert Jahre zu behaupten. 
Dann folgt eine Pause, die Zeit der Wirren, die Revolution. 
In dieser kurzen Epoche hört die unbeschränkte Gewalt zu be- 
stehen auf; Car Sujskij z. B. regiert auf Grund einer Ab- 
machung (zapis), eines Vertrages. Schließlich beginnt seit 
1613, mit der Wahl Michajl Feodoroviés, die Selbstherrschaft 
wieder zu entstehen auf demselben Wege der Befreiung von den 
sozialpolitischen Kräften, die sie in der Periode der Wirren ge- 
fesselt hatten. Dieser zweite Prozeß der Befreiung von den 
Beschränkungen und der Festigung des Absolutismus vollzog 
sich umso leichter, als seine theoretische Begründung bereits in 
der vorhergehenden Epoche gegeben worden war, die neucn 
beschränkenden Kräfte aber andererseits weit weniger intensiv 
waren. Schon unter Michajl, dem ersten Caren der neuen Dy- 
nastie, sehen wir, daß dieser Prozeß der Befreiung ungeheure 
Fortschritte macht; theoretisch bestritt bereits unter Michajl 
niemand die absolute Gewalt des Caren. Seinen Abschluß 
findet der abermalige Prozeß der Ausgestaltung der Selbst- 
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herrschaft unter der Regierung der genialen Persönlichkeit 
Peters I. 


6. 


Zum Schluß muß ich eine untergeordnete Frage erwähnen, 
mit der sich die russischen Historiker manchmal beschäftigt 
haben. Einige von ihnen !) sind nämlich bestrebt, der russi- 
schen Selbstherrschaft einen ausgesprochen theokratischen 
Charakter beizulegen; für sie stellt der russische Staat nicht 
nur eine absolute Monarchie, sondern auch eine Theokratie dar. 
Diese Ansicht ist jedoch m. E. irrig. Jene Autoren stützen 

ihre Theorie auf folgende Argumente: Die Kirche, sagen sie, 
habe von altersher die Theorie, daß alle Gewalt von Gott ein- 
gesetzt sei, verkündet und sie im Volksbewußtsein fest ein- 
wurzeln lassen. So stützte sich Ivan der Gestrenge wiederholt 
auf die Genehmigung Gottes (Boz’e izvolenie) und zweitens 
auf den Umstand, daß er zum Caren gesegnet und gesalbt 
worden sei. Die Wahl des Caren durch den Sobor, meint 
Taranovskij, sei ein Werkzeug der göttlichen Vorsehung ge- 
wesen. Niemand wird natürlich das eine wie das andere be- 
streiten wollen; Taranovskij hat im einzelnen recht, wenn er 
sagt, hierdurch sei die Selbstherrschaft theoretisch begründet 
worden, d. h. die Unabhängigkeit der carischen Gewalt vom 
Sobor; die Theoretiker des 17. Jahrhunderts mußten bei diesem 
Argument mit besonderer Aufmerksamkeit verweilen, um die 
„Unmittelbarkeit‘“ (neproizvodnost’) der Gewalt des vom 
Volke erwählten Caren zu erklären, um auf diese Weise irgend- 
welche Theorien von den Vollmachten des Volkes selbst zu be- 
streiten. Meine oben gemachten Ausführungen über die theore- 
tische Begründung der Selbstherrschaft bereits unter Michajl 
werden durch diese Überlegungen sehr gut bestätigt, obwohl 
er tatsächlich keineswegs ein allmächtiger Monarch war. Aber 
aus allen diesen Betrachtungen geht noch keineswegs hervor, 


1) Zu ihnen gehören der Akademiker D’jakonov und Professor 
Taranovskij. Letzterer hat seine Ansicht erst unlängst in einer Rede aus- 
gesprochen, die er in Dorpat in der feierlichen Sitzung der Universität 
anläßlich des dreihundertjährigen Bestehens des Hauses Romanov gehalten 
bat; Zurnal Ministerstva Justicii, Mai 1913. 
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daß die russische absolute Monarchie eine Theokratie war. 
Deren Hauptmerkmal bildet nicht nur der Umstand, daß die 
Herrschergewalt von Gott eingesetzt ist, sondern auch ihre 
Vergöttlichung, wenn der Monarch entweder als Gott- 
heit angesehen oder wenn er als Vertreter der Gottheit auf 
Erden betrachtet wird und als solcher deren Willen deutet. 
Eben dieses einschränkende Merkmal hebt die Theokratie als 
einen Unterbegriff aus dem ihm übergeordneten der absoluten 
Monarchie heraus, und eben ihn finden wir nicht in der Ge- 
schichte der russischen Staatsverfassung; es gab niemals eine 
Vergöttlichung der Gewalt. Daß der Monarch aber gesegnet 
oder gesalbt wurde, macht ihn noch nicht zum Vertreter der 
Gottheit und den Staat zur Theokratie. Daß seine Gewalt von 
Gott eingesetzt ist, bedeutet noch nicht, daß sie göttlich ist. 
Anderenfalls müßte man jede absolute Monarchie als Theo- 
kratie ansehen, auch die Monarchie Ludwigs XIV. und Karls I. 
von England. Die absoluten Monarchen waren stets bestrebt, 
ihre Stellung zurückzuführen auf göttliche Segnung, wobei sie 
ein ganz bestimmtes Ziel verfolgten: die Unabhängigkeit vom 
Volke. So war es auch im russischen Staat, und dasselbe Ziel 
verfolgte bei ihrer Propaganda auch die russische Kirche. Es 
kam besonders darauf an, die Idee von der von Gott eingesetzten 
Gewalt nach der Carenwahl von 1613 zu festigen, die sonst ein 
gefährlicher Präzedenzfall werden konnte !); das Volk konnte 
sich in Zukunft die Prärogative einer ständigen Carenwahl an- 
eignen. Von diesen Argumenten über die von Gott eingesetzte 
Gewalt und ihre Segnung durch Gott ist noch ein außerordent- 
lich weiter Weg bis zur Vergöttlichung der carischen Gewalt; 
der russische Car wurde daher auch durchaus nicht mit Gott 
identifiziert. Es scheint mir im Gegenteil sogar aus denjenigen 
Beispielen, welche die Anhänger der theokratischen Theorie 
anführen, ganz klar hervorzugehen, daß in Rußland eine strenge 
Scheidung zwischen diesen beiden Begriffen vorgenommen und 
die carische Gewalt sogar in den Zeiten ihres größten Einflusses 
und ihrer größten Machtfülle niemals selbst als „göttlich“ an- 


1) Taranovskij erwähnt u. a. diese Tatsache in seiner schon zitierten 
Rede. 
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gesehen wurde; diesen Standpunkt vertritt sogar Ivan der 
Gestrenge in seinen Schriften. Unter Michajl hätte man mit 
Rücksicht auf die Stellung seines Vaters, des Patriarchen, eine 
derartige Behauptung von der Göttlichkeit der carischen Ge- 
walt vielleicht sogar für eine Gotteslästerung gehalten. Später, 
unter Peter I. und den anderen unbestrittenen Selbstherrschern, 
war auch gar nicht mehr die Rede davon, und doch bestand 
die Theorie, daß die carische Gewalt von Gott eingesetzt und 
von Gott gesegnet sei, ebenso unerschüttert weiter. 

Eben im Hinblick auf diesen wichtigen Unterschied zwi- 
schen den beiden genannten Theorien muß auch die Wissen- 
schaft vom russischen Staatsrecht aus dem allgemeinen Begriff 
der absoluten Monarchie den untergeordneten der Theokratie 
dem oben erwähnten einschränkenden Merkmal zufolge aus- 
scheiden. 

Dem Gesagten kann man noch eine Nebenbetrachtung an- 
fügen; die Verteidiger der theokratischen Theorie müßten un- 
bedingt angeben, wodurch sich die theokratische Selbstherr- 
schaft etwa Michajls oder Ivans IV. von der absoluten Monar- 
chie Peters unterscheidet, da sie sich ja doch nicht entschließen 
können, von der Herrschaft Peters zu behaupten, sie sei eine 
Theokratie gewesen. Nach meiner Auffassung gab es keinen 
theoretischen Unterschied; die carische Gewalt war in Rußland 
nie eine Theokratie, sondern benutzte nur die kirchliche Predigt 
mit großem Erfolg zur Festigung der Theorie von ıhrer gött- 
lichen Sanktion }). 


1) Literatur: Außer den Vorlesungen der Professoren Sergéevit 
(Russkija juridié. drevnosti), Solovev, Kljutevskij, Platonov, 
Suvorov (Cerkovnoe Pravo, 1908), D’ja konov (Oéerki) sind noch fol- 
gende Monographien zu nennen: D’jakonov, Vlast? Mosk. Gosu- 
darej; Kostomarov, Natalo edinoderZavija v drevnej Rusi (So- 
branie sotinenii, Kn. V, tom XII); N. Ro2kov, ProischoZdenie 
samoderZavija v Rossii (Moskau 1906); Taranovskij, Sobornoe 
izbranie i vlasť’ velikago gosudarja v XVII stolötii (Žurnal Ministerstva 
Justicii, Mai 1913). 
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Die Stellung des Generals von Colomb zur 
Revolution in Posen und zu Willisen 1848. 


Von Otto Hoetzsch. 


Die Behandlung der revolutionären polnischen Erhebung 
in Posen im Frühjahr 1848 hat, wie bekannt, zu sehr unerireu- 
lichen Reibungen zwischen den hohen Militärs, dem komman- 
dierenden General des V. Korps, Generalleutnant von Co- 
lomb, und dem vom König nach Posen entsandten General- 
major von Willisen, geführt. Darüber existiert schon 
eine ziemlich umfangreiche Literatur, die indes die damit zu- 
sammenhängenden Fragen keineswegs gänzlich klärt. Wir 
können demnächst von Erich Zechlin eine Veröffentlichung 
über die Mission Willisens und ‘die Frage der Reorganisation in 
Posen erwarten auf Grund neuen Materials. Ein wichtiger 
Beitrag dazu wird im folgenden aus dem Nachlasse des eben 
genannten Generals von Colomb veröffentlicht, der von seinem 
Nachkommen, Herrn Peneta majon von Colomb, mir zur Ver- 
fügung gestellt wurde. 

Von Tatsächlichem sei an folgendes erinnert. Die A. C. O. 
vom 24. März 1848 stellte die Wiederherstellung der Ordnung als 
Bedingung für die verheiBene Reorganisation der Provinz. 
Demgemäß hatte Colomb den Beginn der Bewegung der mo- 
bilen Kolonnen auf den 4. April festgesetzt. Am 3. April hat 
er diesen Befehl zurückgenommen. Der Grund dafür ist wohl 
in dem am 3. eingegangenen Briefe Reyhers vom 2. April, der 
die Ankunft Willisens ankündigte, zu finden. Auf dem General- 
kommando in Posen erwartete man Willisen am 4. April. Da 
er nicht kam, gab Colomb am 5. April den Befehl zum Beginn 
der Operationen, die am 7. zum gemeinsamen Angriff auf die 
Polenlager führen sollten. Willisen traf am 5. abends in Posen 
ein und begab sich erst am 6., auch noch verspätet, zu Colomb. 
Beide verabredeten einen Aufschub des Angriffs bis zum 10. 


* * 
* 
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„Denkschrift. 


Darstellung der Umstände, welche meine Entbindung vom 
General-Kommando des 5. Armee-Corps herbeigeführt und dem- 
nächst veranlaßt haben, daß ich zur Disposition gestellt wurde. 


Die Begebenheiten im Großherzogthum Posen in den Jahren 
1845 und 1846 sind so bekannt, daß ich nur insoweit darauf 
zurückkommen will, als sie unmittelbar zur Sache gehören. 
Die Umtriebe von 1845 und die Verschwörung von 46 kamen 
zeitig genug zu meiner und des Oberpräsidenten v. Beurmann 
Kenntnis, um dem Ausbruch vorbeugen zu können. Alle zu 
diesem Ende getroffenen Maßregeln wurden höheren Orts gut 
geheißen, wie die folgenden Stellen aus den Schreiben des 
Kriegsminister v. Boyen beweisen. Derselbe schrieb unterm 
29. März 1845 eigenhändig: „Ew. Zuschrift vom 19. habe ich 
erhalten und den Inhalt dem Könige vorgetragen. Se. Maj. 
sind mit dem von Ew. getroffenen Vorkehrungen ganz ein- 
verstanden.“ Desgleichen sagt er in einem ähnlichen Schreiben 
vom 15. April 45: „Ew. beide Zuschriften vom 3. d. habe 
ich erhalten, ich habe den Inhalt Sr. Maj. vorgetragen und der 
König war mit den Ansichten, welche Ew. in dem ersten 
Schreiben über die Verhältnisse in der Provinz Posen aus- 
gesprochen, so einverstanden, daß er mir befohlen hat, eine 
Abschrift desselben mit einigen hinzugefügten Bemerkungen, 
dem Minister des Innern mitzuteilen. Was das in dem 2. 
Schreiben ausgesprochene Urteil!) betrifft, so bin ich damit 
einverstanden u. s. w. Daß Ew. in dem vorsichtigen aber be- 
sonnenen Benehmen, welches Sie bis jetzt beobachtet haben, 
fortfahren, dabei kann man Ihnen nur vollständig beistimmen. 
Wenn man die nöthigen Vorkehrungen getroffen hat, kann der 
Soldat dem ferneren Gange der Begebenheiten ruhig entgegen- 


1) Das Urtheil betraf Persönlichkeiten, die nicht hierher gehören. 
Besonders enthält es die über den Fürsten Wlh. Radziwill gemachte Bemer- 
kung, daß er im Katholicismus und Polonismus befangen sei, man daher 
auf sein Urtheil nichts geben dürfe. Später hielt ich mich verpflichtet, den 
König mündlich aufmerksam darauf zu machen, kam aber sehr übel damit 
an und zog mir die volle Ungnade zu; ich hatte indessen gethan, was ich 
thun mußte. (Anm. Colombs.) 
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sehen.“ Unterm 7. Mai 45 schrieb er eigenhändig: „Den 
Inhalt Ew. Schreibens vom 1. d. M. betreffend die von dem 
Landrath von Grävenitz geäußerte Besorgni8 wegen eines 
Tumultes auf dem Jahrmarkt in Gnesen, habe ich nicht ver- 
fehlt zur Kenntniß Sr. Maj. d. K. zu bringen und haben Allerh. 
Dies. die von Ihnen getroffenen Maßregeln ganz zweckmäßig 
gefunden, wovon ich Ew. ergebenst benachrichtige.‘ 

Unterm 19. Februar 1846 antwortet der Kriegsminister 
auf einen Bericht, mit welchem ich ihm meine Instruction 
an die Befehlshaber der verschiedenen Garnisonen und Posten 

schickte, eigenhändig: „Ew. Instruction an die etc. habe ich 

_ mit vielem Vergnügen gelesen, sie ist in einem durchaus richtigen 
militärischen Geist abgefaßt und so kann man allen dortigen 
Ereignissen unter Ew. Führung ruhig entgegensehen.‘‘ 

Die Allerh. Cabinetsordre vom 7. März 1846 endlich, 
welche mir das Recht gab, jeden der mit der Waffe in der Hand 
ergriffen werde, vor ein Kriegsgericht zu stellen und erschießen 
zu lassen, muß mir die Überzeugung geben, daß man mit meiner 
Führung zufrieden, derselben vertraue. 

Wenn ich diese Zufriedenheits-Äußerungen hier anführe, 
so geschieht es nur, um den Gegensatz der Unzufriedenheit 
des späteren Ministeriums anzudeuten, die sich so heftig zeigte, 
nachdem ich von einem ruhigen, aber festen Verfahren zum 
ernsten Handeln übergegangen war. 

Die Ruhe war für den Augenblick erhalten und obwohl 
die Polen ihre Umtriebe unter der Hand fortsetzten, so wagten 
sie doch nicht, etwas zu unternehmen, bis der 20. März 1848 
die Nachrichten von den Begebenheiten in Berlin am 18. und 
19. brachte. 

Hiervon früher benachrichtigt als wir und darauf vor- 
bereitet, förderten sie ihre Bewaffnung mit reißender Schnellig- 
keit, indeß Mieroslawski an der Spitze der im Jahre 1846 ein- 
gefangenen Verschwörer, die nun in Berlin entlassen waren, 
triumphierend in Posen einzog. (Wie Mieroslawski die Lage 
der Sache betrachtete, zeigt die Anlage a.) Da gleichzeitig 
die Cabinetsordre vom 7. März 1846!) zurückgenommen wurde?), 


1) Durch die der Belagerungszustand über Posen verhängt war. 
23) Durch A. C.O. vom 21. Marz 1848. 
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so entstand eine Unsicherheit wie verfahren werden konne, 
ohne den Ansichten des Königs entgegen zu handeln. 


Um jedoch auf alle Fälle gefaßt zu sein, beorderte ich 
ohne erst anzufragen, die in Schlesien entbehrlichen Truppen 
der 9. Division nach Posen und Umgegend, desgleichen deren 
eilig zusammengezogene Landwehr. Bald darauf wurden von 
der zu meiner Disposition gestellten 4. Division, welche den 
Bromberger Regierungsbezirk besetzt hatte, vier Landwehr- 
bataillone zusammengezogen, und ein zusammengesetztes 
Detachement vom 6. Armee-Corps zu meiner Disposition nach 
Crotoczyn entsendet. 


Ein Schreiben des damaligen Kriegsministers v. Rohr, 
welches mir diese letzteren Verstärkungen ankündigte, gab 
mir zugleich auf, „mich so lange wie möglich in eine Achtung 
gebiethende Defensive zu halten, da ich nun hinreichende 
Kräfte bekäme, jeden Angriff zurückzuweisen‘“. 


Es konnte aber nichts unangemessener sein, als den Polen, 
die durch ihre wiederholten Insurrectionen ein besonderes 
Geschick zur schnellen Organisation von Truppen erlangt 
haben, Zeit zu lassen bis sie sich stark genug fühlten uns anzu- 
greifen; denn wenn es auch keinem Zweifel unterworfen war, 
daß man ihren Angriff zurückweisen werde, so war es doch 
gewiß, daß jedes Säumen später mit desto mehr Blut wieder 
gut gemacht werden müsse. Darum war es auch mein fester 
Vorsatz, nur die Ankunft der letzten Truppen aus Schlesien 
abzuwarten, um dann die polnischen bewaffneten Versamm- 
lungen auf allen Punkten überzurennen. Am 5. April konnten 
diese Truppen eintreffen. 


Inzwischen schickte ich meinen Adjutanten den Major 
v. Randow nach Berlin, um die Lage der Sachen vorzustellen 
sowie, daß der mir durch obiges Schreiben des Kriegsministers 
vorgezeichnete, meinen Ansichten zuwiderlaufende Weg großen 
Nachtheil bringen werde, und so wo möglich einen Anhalt für 
mein Verfahren zu gewinnen, der mich sicherte mein weiteres 
Vorgehen mit den Absichten der Regierung in Einklang zu 
bringen. Leider aber erfolgten theils durch ihn, theils direkt, 
die widersprechendsten Andeutungen und Befehle. 
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So schrieb mir Randow unterm 30. Marz: ,,Der nunmehrige 
inter. Krgs.Min. v. Reyher habe ihm gesagt: von einem ener- 
gischen Einschreiten könne nicht die Rede sein, indem wir 
dann ganz Deutschland auf dem Halse bekämen.“ 

Unterm 31. schrieb mir Gen. v. Reyher: „Ew. kann ich auf 
Ihren gestrigen Bericht vom 28.d. das Verhalten in bezug auf den 
dortigen Aufstand betreffend vorläufig nur ergebenst erwidern, 
daß über die Behandlung der Angelegenheit von Seiten des 
Staats Ministerii baldigst ein Beschluß gefaßt, es aber darauf 
ankommen wird, daß Ew. sich behufs eines geordneten Zu- 
standes suchen so gut wie möglich zu helfen, jedoch alles Blut- 
vergießen vermeiden.“ 

Unter demselben Datum schrieb Maj. v. Randow: Gen. 
v. Reyher habe ihm aufgetragen mich zu bitten, „durchaus 
jetzt jedes Blutvergießen zu vermeiden, weil, wenn es dazu 
käme und grade in diesem Augenblick wo der Landtag zu- 
sammen trete, dies für das ganze Königthum einen fürchter- 
lichen Rückschlag geben könne“, 

Am 31. ging auch ein Schreiben vom General v. Neumann 
folgenden Inhalts ein: „Se. Maj. der König billigen auf Ihren 
Bericht vom 28. d. vollständig alle von Ew. getroffenen An- 
ordnungen, auch die Einziehung der schlesischen Landwehr- 
Bataillone, um möglichst die Mittel zu erhalten, durch mobile 
Colonnen die Ordnung im Lande wieder herzustellen. Ew. 
möchten es überall aussprechen, daß Se. Maj. die Aufrecht- 
erhaltung der gesetzlichen Ordnung als Bedingung der gesetz- 
lichen Entwicklung gefordert habe'). Se. Maj. haben befohlen 
Ihr Schreiben dem Kriegsminister zugehen zu lassen.“ 

Unterm 1. April schrieb Maj. v. Randow, General von Reyher 
lasse mir sagen „alle Revolutionaire, ja nicht allein in ganz 
Deutschland, sondern die ganze Welt interessire sich für die 
Herstellung Polens und deshalb müsse er mich dringendst 
bitten lassen, jedes energische Einschreiten zu vermeiden, weil 
sonst für Preußen alle Sympathien verlohren gehen würden‘. 

Am 3. April erhielt ich ein eigenhändiges Schreiben vom 
Gen. v. Reyher vom 2., worin mir die Ankunft des Gen. v. Willisen 


1) In der Kabinetts-Ordre vom 24. März. 
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angezeigt und hinzugefügt wurde, daß Se. Majestät mit meinen 
bisherigen Maßregeln sich einverstanden erklärt habe und es 
also bis dahin wo Änderung eintreten solle, bei dem bisherigen 
Verfahren bleiben müsse, in der Art daß Ruhe und Ordnung 
erhalten werde, mit möglichster Schonung und ohne Blut- 
vergieBen !! 

Dem widersprach ein Schreiben vom Gen. v. Neumann 
vom 3. April eing. d. 4., worin es hieß: ,,Ew. soll ich auf Allerh. 
Befehl sagen, wie Sie nun mit allem Ernst und Energie, mittelst 
mobiler Colonnen und aller Ihnen zu Gebote stehenden Mittel 
dahin streben sollen, gesetzliche Ordnung und Gehorsam in 
der Provinz wieder herzustellen. Wünschenswerth sei es, daß 
Scenen wie in Galizien nicht vorkommen mögen.“ 


Diesem Befehle konnte augenblicklich keine Folge gegeben 
werden, denn erst am 5. April konnten die entferntesten Truppen 
auf den ihnen angewiesenen Punkten eintreffen und Willisen, 
vor dessen Ankunft nichts Entschiedenes unternommen werden 
sollte, wurde jeden Augenblick erwartet. : 


Übrigens war mir angekündigt, daß er mit den Polen 
unterhandeln sollte, um sie zu pacificiren, wie weit aber seine 
Befugniß ging, hatte man mir nicht mitgetheilt. — 


Willisen kam am 6. nachmittags an und alsbald wurde 
mir angezeigt, daß Libelt und andere Polen des Central-Comitees 
bei ihm seien. Es war vorauszusetzen, daß er bereits mit ihnen 
unterhandle, und dies mußte auffallend erscheinen, da er weder 
mit mir noch mit dem Oberpräsidenten Rücksprache genommen. 


Erst am andern Morgen kam er zu mir und dem Ober- 
Präsidenten 1). In diesem ersten Gespräch äußerte er unter 
anderm: daß man den Polen ein Freicorps oder irgend eine 
bewaffnete Truppe zugestehen miisse, die sicher zu ihrer Be- 
ruhigung beitragen werde, worauf ich ihm erwiderte: Daß 
sie keineswegs dadurch beruhigt werden, vielmehr nur eine 
Zustimmung der Regierung aus Schwäche darin sehen und nach 


1) Willisens Ankunft in Posen ist am 5. abends erfolgt, die Vor- 
stellung beim kommandierenden General erst am 6. (s. v. Voigts-Rhetz, 
Antwort auf den offenen Brief des Herrn General-Majors v. Willisen, S. 6). 
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ihrer Art nur noch anmaßender werden würden; daß ich meine 
Zustimmung nimmermehr dazu geben würde, ohne durch 
Allerhöchsten Befehl dazu gezwungen zu sein. 

Gen. v. Willisen sprach außerdem die Ansicht aus, daß 
ehe Polen nicht hergestellt und Italien frei sei, werde keine 
Ruhe in Europa werden! — ! 

Inwiefern diese Meinung aus unserm vaterländischen 
Gesichtspunkt betrachtet, sich für seine Aufgabe paßte, bedarf 
keiner näheren Auseinandersetzung, auch könnte man füglich 
das Gegentheil behaupten. 

Er begab sich dann zu den Insurgenten, begann sein Be- 
ruhigungswerk und schloß am 11. April die bekannte Convention 
von Jaroslavice, worin er ihnen die Beibehaltung einiger Esqua- 
drons und Bataillons unter dem Namen von Cadres zugestand 
und dadurch der ganzen polnischen Bevölkerung den Glauben 
gab, daß ihre Bewaffnung von der Regierung genehmigt sei. 
Zugleich verbreitete sich die Meinung, daß die Bewafinung 
gegen Rußland benutzt werden solle. Wie thöricht diese Meinung 
auch war, so veranlaßte sie doch in jenem Augenblick Nach- 
denken, woher sie kam. 

Daß Willisen durch diese Convention seine Befugnisse 
überschritten hat, habe ich erst nachträglich aus dem Munde 
Sr. Maj. d. Königs erfahren und zwar mit den Worten: „Ich 
habe ihm ausdrücklich befohlen, er solle ihnen keinen be- 
waffneten Mann lassen.“ Wäre ich davon in Kenntnis gesetzt 
gewesen, dann hätte ich die Convention natürlich nicht an- 
genommen. 

Unterdessen war am 9. eine Allerhöchste Cab. Ord. vom 8., 
die nicht contrasignirt war, folgenden Inhalts eingegangen: 


„Ich habe Ihr Schreiben vom 6. erhalten; Ich hatte 
darauf gerechnet, daß Sie Ihre Operationen mittelst mobiler 
Colonnen schon begonnen haben würden und kann ich nur 
bedauern, daß Ihr Einschreiten einen Aufschub erfahren 
mußte. Wenn es dem General von Willisen, wie Ich vorher- 
sehe, nicht gelingt, die Entwaffnung der polnischen Be- 
völkerung und die Rückkehr zu gesetzlicher Ordnung und 
Gehorsam zu bewerkstelligen, so erwarte Ich, daß Sie 
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dann Meinen Befehl vom 4. d. M., welchen der General 
von Neumann Ihnen ausgesprochen hat, zu energischer 
Ausführung bringen werden. — Die dem General von Wil- 
lisen von Mir ertheilte Instruction mögen Sie sich mit- 
theilen lassen. 


Berlin den 8. April 1848. Friedrich Wilhelm.“ 


General v. Willisen getäuscht durch die schlauen Polen, 
die ihn mit großer Verehrung behandelten und stets reitende 
Boten voraus schickten, wohin er ging, so daß er überall Ruhe 
und Ordnung fand, gab sich dem frommen Glauben hin, er 
habe die Provinz beruhigt und reisete damit nach Berlin zurück, 
indeß meine und des Ob. Pr. v. Beurmanns Nachrichten ganz 
entgegengesetzt lauteten. 

Die Polen hatten eine Anzahl Sensenmänner beurlaubt: 
nicht entlassen, wie es die Pässe zeigten, die sie mit sich führten, 
während die Bewaffnung in der ganzen Provinz bedenkliche 
` Fortschritte machte, sie die Verwaltung auflösten und die 
Behörden nur Macht hatten, wo Truppen standen. 

Vor seiner Abreise nach Berlin setzte er dem Ob. Präsidenten, 
General v. Steinaecker!) und mir mit einer Gewandtheit, 
die jeden Unkundigen täuschen mußte, auseinander, wie er 
die Ruhe hergestellt habe und nur der Umstand noch Unruhe 
veranlaßte, daß die Truppen nicht zurückgezogen würden, 
mit einer Gewandtheit sage ich, die uns in Erstaunen setzte, 
da wir ganz anders unterrichtet waren. 

Hierbei muß ich einen Umstand erwähnen, über den er 
mich angegriffen hat. Es war bekannt geworden, daß er nach 
Posen kommen wolle, wo die überwiegend deutsche Bevölkerung 
auf das äußerste gegen ıhn aufgebracht war. Von allen Seiten 
kamen Warnungen, man möge sich vorsehen, er könne von den 
Deutschen das Äußerste erwarten, wogegen ihn die Polen in 
Schutz nehmen würden, und es könne daraus ein schlimmer 
Conflikt entstehen. Ein solcher Conflikt konnte sehr unan- 
genehm werden, denn es mußte ihm Schutz werden und um 
ihm den zuteil werden zu lassen, mußte ich und der Commandant 


1) Commandant der Festung Posen. 
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Gen. v. Steinaecker gegen die Deutschen und auf Seiten der 
Polen auftreten, was ich natürlich vermeiden wollte. 

Es wurden zu dem Ende Officiere an die Thore geschickt, 
in welche er hereinkommen konnte, die ihm anzeigen sollten, 
daß er in die Stadt nicht hereingelassen werden könne, sich 
vielmehr auf das Fort Winiary begeben müsse, wo ich ihn 
sprechen würde. Gegen Mitternacht war er angekommen und 
sogleich begaben wir, der Ob.Pr. v. Beurmann, der Gen. v. Stein- 
aecker und ich uns zu ihm. Hier nun war es, wo er durch seine 
Schilderung von seiner Beruhigung der Provinz uns in Er- 
staunen setzte. Die Postpferde kamen und er reisete nach 
Berlin weiter. 

Dieses mein Verfahren hat er später als Beweis meines 
bösen Willens ausgelegt, daß ich einen General inmitten einer 
starken Garnison nicht schützen zu können gemeint gewesen 
sei und übersieht dabei, daß es sich nur um die Art des Schutzes 
handelte. 

Das Ministerium Camphausen-Auerswald, was weder die 
Polen, noch die Umstände kannte, glaubte der Schilderung 
Willisens und da es nebenbei in seiner großen Schwäche von 
den Polen sich hatte einschüchtern lassen, bestätigte es die 
Convention von Jaroslavice, ob mit oder ohne Zustimmung 
Sr. Maj. des Königs ist mir nicht bekannt geworden. Zweifel- 
haft war es nach dieser Genehmigung, ob die Ausführung des 
Königl. Befehles vom 8. noch in dem Willen Sr. Maj. lag und 
dieser Zweifel verbunden mit der früheren Äußerung des Kriegs- 
ministers, daß Blutvergießen für das ganze Königthum einen 
Rückschlag geben könne, erzeugte eine peinliche Ungewißheit, 
ob ich nicht mit dem besten Willen, dem Könige Dienste zu 
leisten, demselben Verlegenheiten bereiten werde, wenn ich der 
Insurrection ein Ende machte, wie ich es für nothwendig hielt. 

Die Polen, nur von Schwäche auf unserer Seite träumend, 
wurden immer unverschämter und machten die Herren im 
Lande; dazu wurden die Truppen ungeduldig, namentlich 
die schlesische Landwehr, welche, wie sie meinte, ihre Heimath 
nur habe verlassen müssen, um dem Unwesen der Polen müßig 
zuzusehen. Die polnischen Soldaten von der Linie fingen an, 
zu desertiren, die deutschen Einwohner schickten Deputationen, 
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die um Schutz baten und ihre Verwunderung nicht zurück- 
halten konnten, daß ich an der Spitze so vieler Truppen die 
Ordnung nicht herstelle !). 

Dies alles zeigte, daß ein längeres Temporisiren nicht zu 
halten sei. Als Beispiel der polnischen Unverschämtheit führe 
ich nur noch einen Fall an. Ein sogenannter Oberst v. Dom- 
browski, welcher in Xions befehligte, ließ ein paar deutsche 
Bürger arretiren, weil sie mit dem Obersten v. Brandt, der 
mit einer mobilen Colonne bei Schrimm stand, in Verbindung 
getreten sein sollten, und als letzterer ihre Loslassung forderte, 
antwortete er: er werde die Sache untersuchen und wenn sie 
schuldig befunden würden, werde er sie erschießen lassen. 
Nun endlich glaubte ich den Zeitpunkt gekommen, wo ich 
die ganze Verantwortung auf mich nehmen und die bewaffnete 
Insurrection niederdrücken müsse; denn der Meinung des 
Kriegsmin., daß vermöge der Sympathien für die Polen Ver- 
legenheiten für Preußen daraus entstehen ‚könnten‘, oder 
„wahscheinlich‘‘ entstehen würden, stellte sich die Über- 
zeugung entgegen, daß bei längerem Warten ein Zustand in 
der Provinz entstehen werde, der ,,sichere‘‘ Verlegenheiten 
mit sich führen müsse, die später schwer zu beseitigen sein 
würden. 

Die Folgen, welche für mich daraus hervorgehen konnten, 
waren mir klar, doch durften sie bei der einmal gewonnenen 
Überzeugung nicht in Betracht kommen. 

Ich ließ die Insurgenten auf allen Punkten durch die 
mobilen Colonnen angreifen; der Erfolg ist bekannt. Während 
diese Bewegungen im Gange waren, kam der General v. Pfuell 
unter dem ostensiblen Titel eines Inspecteurs des 5. und 6. 
Armee-Corps nach Posen; sein eigentlicher Auftrag war aber 
wohl, meiner Unbesonnenheit, die gefürchteten Polen an- 
gegriffen zu haben, einen Zügel anzulegen! — ! 


1) Es gab unter den Deutschen auch eine, wenngleich kleine Parthei, 
welche anderes Sinnes war. So kam z. B. der Oberbürgermeister Naumann 
von Posen an der Spitze einer Deputation der in der Stadt angesessenen 
„angstlichen‘‘ Deutschen zu mir und sagte unter anderm: Preußen kann 
die Provinz nicht erhalten, wir müssen rnit den Polen auf einer Scholle 
leben, ob gern oder ungern gilt gleich, wir beschwören Sie, vermeiden 
Sie Blutvergießen; denn es wird fürchterlich werden. (Anm. Colombs.) 
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Glicklicher Weise waren die Operationen soweit gediehen, 
daß sie zuende geführt werden mußten, das heißt, daß sie nur 
mit der völligen Unterdrückung des bewaffneten Aufruhrs 
endigen konnten und nichts mehr zu ändern war. Außerdem 
hatte er auch die Aufgabe, die vielbesprochene Demarkations- 
Linie zu ziehen, die er auch ins Werk richtete, aber wegen ihrer 
vielwinklichen Gestalt selbst eine Ironie nannte und die weiter 
keine Folge hatte, wie vorherzusehen war, weil die ganze Idee 
unausführbar war und ist. 


Bald nachdem die Ordnung hergestellt war, theilte er 
mir nebst allen Umständen vertraulich mit, wie das oben- 
benannte Ministerium (was nur durch Willisen’s Brille sah 
und den Polen eine Concession machen wollte) meine Ab- 
berufung verlange und fügte verschiedene Äußerungen hinzu, 
die mich bestimmen zu sollen schienen, den Abschied zu fordern; 
dahin gehörte, daß man in dem Augenblick noch die bestimmte 
Pension erhalten werde, deren Heruntersetzung sicher bevor- 
stehe u.s. w. Er zeigte mir das Concept eines Schreibens an 
Camphausen und dessen Antwort (Beilage c u. d). Er sagte 
mir aber nicht, wie ich aus ganz sicherer Quelle hinterher er- 
fahren habe, (vom Gen. Rauch) „daß ihm im Namen des Königs 
aufgegeben war, in dem Sinne wie der Brief abgefaßt war, an 
Camphausen zu schreiben, damit der von der Forderung meiner 
Abberufung abstehe“. Er hat es mich ebenso wenig wissen 
lassen, „daß ich das ganze Verlangen des Minist. nach des 
Königs Willen gar nicht habe erfahren sollen“. Dies hat mir 
der König nachträglich selbst gesagt. 


In jenem Augenblick zurückzutreten, konnte keinem 
Ehrenmann einfallen, der in der Lage war, nützlich sein zu 
können; doch als er mir sagte, „das Ministerium mache aus 
meiner Abberufung eine Cabinetsfrage und dem Könige, der 
nicht darauf eingehen wolle, würden dadurch Unannehmlich- 
keiten bereitet“, da glaubte ich, in der treuesten Hingebung 
zu Jedem Opfer bereit sein zu müssen, und schrieb an den König, 
zwar nicht um den Abschied, erklärte aber mich bereit, meine 
ehrenvolle Stellung und meinen mit der Entfernung aus der- 
selben gefährdeten Ruf unweigerlich zum Opfer bringen zu 
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wollen, wenn Sr. Maj. dadurch auch nur einer Inconvenienz 
überhoben werden Könnten. 

Ich lasse dieses Schreiben nach seinem ganzen Inhalte 
hier folgen. 

„Der General der Infanterie v. Pfuell hat mir Eröffnungen 
dahin gemacht, daß die Verhältnisse meine Abberufung von 
hier so gebieterisch fordern, daß E. Maj. Ministerium eine 
Cabinetsfrage daraus machen. 

Stets bereit, Ew. Maj. jedes Opfer zu bringen, kann ich 
keinen Augenblick anstehen, Allerhöchstdenselben auch das 
Opfer meiner ehrenvollen Stellung und selbst des damit in 
Verbindung stehenden und bis daher bewahrten Rufes zu 
Füßen zu legen, wenn Allerh. dies. auch nur der geringsten 
Inconvenienz dadurch überhoben werden. 

Wenn ich aber meinen Stolz darin gesetzt habe, zu Ew. Maj. 
treuesten Dienern zu gehören, so drängt es mich, Allerh. dens. 
mein Verfahren in den hiesigen Angelegenheiten mit den Motiven 
in gedrängter Kürze Allerunterthänigst darzulegen, weil mich 
nichts mehr schmerzen könnte, als wenn in Ew. Majestät Augen 
ich in dem Lichte erscheinen müsse, als wenn ich die treueste 
Pflichterfüllung jemals versäumen könnte. 

Die am 20. März von Berlin hier einlaufenden Nachrichten, 
denen die verurtheilten Polen und eine Menge polnischer Stu- 
denten, Miroslawski an der Spitze, sowie die Aufhebung der 
All. Cab. Ord. v. 7. März 1846 folgte, riefen eine Unsicherheit 
darüber hervor, aus welchen Gesichtspunkten hier gehandelt 
werden müsse und könne. 

Die Polen benutzten diesen Augenblick athe geschickt, 
den im Jahre 1846 im Keime erstickten Insurrectionsplan in 
Ausführung zu bringen und machten in wenig Tagen solche 
Fortschritte, daß ich anstehen mußte, mit den wenigen Truppen, 
welche mir außerhalb der Festung Posen zu Gebote standen, 
den Insurgenten auf den verschiedenen Punkten entgegen 
zu treten. Ich zog daher die in Schlesien entbehrlichen Truppen 
der 9. Division heran, ließ die Landwehr-Bataillone derselben 
zusammenziehen und war damit so vorgeschritten, daß ich 
vom 5. April ab die Polen durch die gesammelten Kräfte mit 
Leichtigkeit erdrücken konnte, als mir der Gen. v. Willisen 
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als Ew. Maj. Commissarius zur Pacificirung der Provinz an- 
gekündigt und damit das eingeleitete Verfahren gänzlich ge- 
hemmt wurde. 

Derselbe kam über Breslau durch die besonders insurgirten 
Gegenden, wo er in Dolzig eine Ehrenwache von den Insurgenten 
angenommen hatte, am 6. April hier an, verhandelte gleich 
mit den Häuptern der Insurrection und kam erst am 7. zu mir 
und dem Ob. Präsid. v. Beurmann. Ohne den Umfang seiner 
Befugnisse genau zu kennen, protestirte ich von vorne herein 
gegen seine mir ausgesprochene Idee, den Polen, die er zum 
Auseinandergehen bewegen wollte, einen Stamm von 4 Bataillone 
und 4 Esqu. in der Stärke von circa 2900 Mann zur Beibehaltung 
zu gestatten, weil ich darin ein verderbliches Element erblickte, 
worauf die fortschreitende Bewaffnung sich stützen werde. 

Nichts desto weniger schloß er die Convention von Jaros- 
lavice, worin er ihnen diese sogenannten Cadres zugestand! 
‘Diese Übereinkunft selbst hat er nicht zu meiner Kenntnis 
gebracht. 

Er gab mir in Tulce eine Abschrift, die überschrieben war: 
Übereinkunft und beginnend: „Zur Ausführung der verab- 
redeten Übereinkunft wird festgesetzt: und dann folgen die 
Punkte, wie die Insurgenten-Corps sich bis auf die sogenannten 
Cadres auflösen sollen. 

Hiermit glaubte er die Pacificirung bewirkt zu haben, 
doch der Erfolg zeigte bald etwas Anderes. 

Die Unterzeichner Libelt, Stefanskı und Radonski hatten 
nicht die Vollmacht für die ganze Provinz, konnten und wollten 
auch die Bewaffnung nicht hemmen; sie ging ihren Gang auf 
allen Punkten unaufhaltsam fort, indem sie ihren Centralpunkt 
in den Cadres hatte, welche in der Idee des Volks für eine Armee 
gelten. 

Die katholische Geistlichkeit entwickelte dabei eine un- 
gemeine Thätigkeit, weder den Mißbrauch der Religion, noch 
die frechste Lüge sparend, um das Volk zu fanatisiren und 
veranlaßte dadurch selbst einen großen Theil der bis dahın 
gut gesinnten Bauern, sich der Insurrection anzuschließen. 
Die ganze Civil-Administration wurde allmählich beseitigt, 
die Deutschen, wo sie in der Minderzahl waren, entwaffnet 
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und so wie die Juden geplündert und mißhandelt, oder min- 
destens mit Requisitionen heimgesucht. 

Während dies vorging, wurden alle Mittel angewendet, 
die Truppen zu demoralisiren, polnische Soldaten vielfältig 
zur Desertion verleitet; die unthätig harrenden Truppen wurden 
ungeduldig und unzufrieden und so wurde mir gleichsam der 
Boden unter den Füßen hinweggenommen. 

In dem Maaße, als dies der Fall war, stieg die Anmaßung 
der Insurgenten; Ew. Maj. Truppen, die im ruhigen Marsch 
Quartier nehmen sollten, wurden mit Flintenschüssen empfangen 
und mußten sich den Weg in die Orte mit Gewalt bahnen. 
So geschah es in Trzemeszno, Gostin, Cozmin, Graetz, Razkow 
und Adelnau. Die Macht der Insurgenten stieg auf eine be- 
drohliche Weise, wobei sie es laut aussprachen, daß sie die 
Regierung nicht allein zwingen wollten, alle ihre Forderungen 
zu gewähren, sondern sie auch in einen äußeren Krieg zu ver- 
wickeln hofften. In dieser Weise brachen sie die Convention 
in allen Beziehungen. 

Die deutsche Bevölkerung, sich verlassen glaubend, hatte 
sich erhoben, wurde ungestüm, klagte mich eines feigen oder 
doch schwachen Zauderns an und stand auf dem Punkt, gegen 
die Polen loszuschlagen, woraus ein entsetzlicher Bürgerkrieg 
hervorzugehen drohte. 

Als die Dinge auf diese Höhe gestiegen waren und in Er- 
wägung, daß der temporisirende Zustand nicht mehr zu halten 
sei, worüber alle Meinungen übereinstimmten, und endlich, 
da eine Weisung für mein Verfahren mangelte !), gab ich dem 
unabweislichen Drange der Umstände nach, die Cadres zu 
zerstören und damit der Insurrection ein Ende zu machen. 

Der Erfolg hat für die Richtigkeit meines Verfahrens 
entschieden, die Ruhe kehrt allmälig zurück, die Entwaffnung 


1) Diese Weisung ließ sich allerdings aus dem Schreiben des Gen. 
v. Neumann vom 3. und der Cabinets-Ordre vom 8. April entnehmen; 
die letztere war aber nicht contrasignirt, war eingegangen, während Willisen 
verhandelte (was man doch wußte) und seine dem Befehle d. Kön. zu- 
widerlaufende Convention war nachträglich vom Ministerio bestätigt 
worden. Diese Widersprüche in dem Schreiben nicht zu erwähnen, schien 
mir gebotene Rücksicht. (Anm. Colombs.) 
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schreitet ohne Widersetzlichkeit vor und es sind nur noch 
einzelne Banden zu beseitigen, die sich pliindernd und raubend 
‘umhertreiben. 

Die Autorität Ew. Maj. Behörden ist hergestellt und was 
Allerh. Dies. über die Provinz bestimmen werden, wird ohne 
Widerstand in Ausführung gebracht werden können. 

Das sind die Resultate meiner Anordnungen, die von den 
Polen und ihren Vertheidigern natürlich nicht gerne gesehen 
werden, weil es ihnen willkommen gewesen wäre, ihre Pläne 
zur völligen Reife bringen zu können. 

Vor Ew. Maj. trete ich sonach mit dem vollen Bewußtsein 
erfüllter Pflicht, ohne Rücksicht auf die möglichen Folgen 
für meine Person, deren ich mich in jedem Augenblick voll- 
kommen bewußt gewesen bin, und ich hoffe mit Zuversicht, 
daß Allerh. Dies. den treuen Diener darin erkennen werden. 

EW. K. Maj. wollen nach Allerhöchstem Ermessen über 
mich bestimmen, mich des Dienstes entlassen, oder da es mir 
nicht an Rüstigkeit fehlt, anderweit über mich verfügen. 

Ew. Maj. Ausspruch, wie er auch ausfalle, wird in meiner 
treuen ehrerbietigen Anhänglichkeit für mich der rechte sein. 

Berlin den 27. Mai 1848.‘ 1) | 

Diesem Schreiben folgte bald meine Entbindung von dem 
Commando des 5. Armee-Corps und Ernennung zum Gouverneur 
von Königsberg. | 

Hätte mir Gen. v. Pfuell nicht wider die Absicht des Königs 
das Verlangen des jämmerlich schwachen, von den Polen ın 
Angst gesetzten Ministeriums Camphausen-Auerswald bekannt 
gemacht, so hätte ich den obigen Brief nicht geschrieben, und 
da dasselbe bald abging, wäre ich ruhig in meinem Posten 
geblieben; denn wollte der König mich nicht wissen lassen, 
welche Forderung das Ministerium hinsichts meiner machte, 
so konnte es auch seine Absicht nicht sein, derselben Folge 
zu geben, und nur erst mein Schreiben muß ihn dazu bestimmt 
haben. 


1) Hierzu s. die Denkwürdigkeiten Leopolds von Gerlach I, S. 163 f., 
wo Gerlach unter dem 5. Juni auszugsweise einen Brief des Königs an 
das Mininisterium mitteilt, in dem Friedrich Wilhelm IV. gegen die Zu- 
mutung, Colomb entlassen zu sollen, protestiert. 
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Gleichwohl gereut es mich nicht, dasselbe geschrieben zu 
haben, wie empfindlich die Folgen auch fiir mich gewesen sind; 
denn ein Schritt gethan in treuester Hingebung für den König 
und das damit unzertrennlich verbundene Vaterland, kann 
nie gereuen. — 


[Folgt ein längeres Stück, das die späteren Schicksale Colombs 
enthält, der noch im selben Jahre unter Beilegung des Charakters als 
General der Kavallerie zur Disposition gestellt wurde.] 


Fasse ich die Sache kurz zusammen, 80 ergiebt sich Folgen- 
des. Schwäche und Schwanken hier in Berlin hatte die Polen 
dahin gebracht, daß sie mit ihren Hoffnungen, vernunft- und 
maaßlos, ins Blaue hinausschweiften, wie aus der Beilage a 
hervorgeht; durch die allerverkehrtesten Maaßregeln, den 
Herren von Willisen, den Mann mit der fixen Idee von der 
Nothwendigkeit der Herstellung Polens, nach Posen zu schicken, 
hatte man die Sache dort völlig verfahren, das äußerst schwache 
Ministerium wagte nicht dem Umsichgreifen der Polen eine 
Grenze zu setzen, und ob es noch in der Absicht des Königs 
lag, seinem Befehl vom 8. April Folge zu geben, war zweifel- 
haft, seitdem die von Willisen geschlossene Convention von 
Jaroslavice nachträglich vom Ministerium gut geheißen war. 

Die Umstände wurden mit jedem Tage bedenklicher und 
eine Entscheidung wurde unerläßlich. Da nahm ich es auf 
meine Verantwortung, die sogenannten Cadres zu zerstören, 
die Ordnung herzustellen und dem Könige eine Provinz zum 
Gehorsam zurückzuführen, die Manche schon verlohren glaubten. 
Darauf verlangte das durch die Polen geängstete, diese und 
die Umstände nur aus dem kennenden Ministerium, was Willisen 
ihm vorsagte, meine Abberufung anstatt mir zu danken, daß 
ich ihm diese eine Sorge von den vielen abgenommen hatte. 

Sobald ich dies mit dem Zusatze erfuhr, daß der König 
seine Genehmigung dazu nicht geben wolle und so eine Ver- 
legenheit entstehe, erbot ich mich ohne Bedenken willig abzu- 
treten, falls dem Königeauch nur eine Inconvenienz 
dadurch erspart werden könne. 

Wenn ich sonach alles nach den mir zu Gebote stehenden 
Fähigkeiten und Kräften erschöpft zu haben glaubte, was 
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von einem redlichen Diener und Patrioten gefordert werden 
kann, wenn ich in diesem Bewußtsein der Erwartung Raum 
gab, mit einiger Rücksicht behandelt zu werden, der König 
mich aber nicht einmal einer Audienz würdigte, um mich anzu- 
hören, wenn ich in solchem, wie dem ganzen Verfahren gegen 
mich dagegen eine MiBhandlung oder mindestens die voll- 
kommenste Rücksichtslosigkeit erblickte, gehe ich wohl nicht 


zu welt? 
v. Colomb. 


* 


Beilagen. 


a) Ein junger, S. Majestät dem Könige treu ergebner Mann, der 
Sohn eines Beamten, welcher der polnischen Sprache völlig mächtig ist, 
ist von Pinne aus am 28. d. M. (März 1848) in den von Berlin nach Posen 
fahrenden Schnell-Post-Wagen gestiegen, in welchem er zufällig mit 
Ludwig v. Mieroslawski und noch 4 anderen jungen Polen zusammen- 
traf und hat unter dem Vorgeben, daß er, nach Posen gehe, um sich dort 
bei den zu errichtenden polnischen Ulanen anwerben zu lassen, sehr bald 
das Vertrauen seiner Reisegefährten gewonnen, so daß dieselben ganz 
ungenirt ihre Unterredung fortsetzten, deren Inhalt folgender war: ,,Nach- 
dem Mieroslawski in Pinne das Volk in polnischer Sprache haranguirt 
und unter anderm dabei auf die Rücksicht hinwies, die man gegen die 
Deutschen zu nehmen habe, sagte er wörtlich: die Deutschen sind unsere 
Brüder, aber laßt Euch nicht von ihnen übers Ohr hauen.“ 

Im Postwagen selbst fielen dann während der Fahrt verschiedene 
Äußerungen über die Pläne zu dem jetzt im Werke begriffenen Aufstande, 
wobei Mieroslawski als Dictator, die übrigen aber als Berathende er- 
schienen und zwar äußerte einer zu Mieroslawski: „Es ist doch gut, daß 
Du in Berlin geblieben und das Terrain recognoscirt hast.“ Mieroslawski: 
„Ja wohl! denn nun kenne ich alle Schwäche der Verwaltung. Es ist 
kein gemeinschaftliches Wirken mehr möglich. Am meisten Spaß hat 
es mir gemacht, daß der König vor uns die Mütze gezogen. Das Comitee 
in Posen hat brav vorgearbeitet. Leider aber haben sie kein Geld und dies 
ist jetzt unerläßlich, um die ganze Provinz in Aufstand zu bringen. Es 
sind jedoch alle Vorkehrungen getroffen, um mit einem Schlage sowohl 
die Administration als die Gerichts-Verwaltung in unsere Hände zu 
bringen. Dadurch werden uns die Kosten und somit die Mittel zur Sache 
zu Theil werden.“ 

Ein Pole: „Das werden sich aber die Behörden schwerlich gefallen 
lassen!“ Mieroslawski: „Dafür ist gesorgt, die sind so schwach und gegen 
einander muthlos, daß nur ein energisches Wirken von unserer Seite uns 
schnell zum Ziele führen wird. Das ganze Volk von 17 bis 50 Jahren wird 
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ıu den Waffen gerufen. Alle, welche die Provinz verlassen haben, müssen 
bei Verlust ihres Vermögens innerhalb 4 Wochen zurückkehren und wenn 
dann alles, mindestens gegen 40000 Mann zu rechnen, bereit ist, werfen 
wir uns auf die Russen und jagen sie soweit der Himmel blau ist.‘ 

Ein Pole: „Wenn nun aber das Militär das Comitee gewaltsam auf- 
hebt und so den Kopf vom Rumpfe trennte, Steinaecker die Kanonen 
auf die Stadt richtet und solche bei der geringsten Widersetzlichkeit ein- 
zuäschern droht? was dann?“ Mieroslawski: „Dafür ist mir nicht bange. 
Das Comitee imponirt den Behörden so sehr, daß ein herzhaftes Ein- 
schreiten von ihrer Seite garnicht mehr zu befürchten ist. Ich fürchte 
nur einen und das ist Steinaecker. 

Würde der Kopf vom Rumpfe getrennt, so wäre allerdings der Rumpf 
verloren. 

Die Vestung müssen wir haben, die schwächsten Theile sind uns 
bekannt und die polnischen Soldaten werden uns schon helfen. Morgen 
(den 29. März) kommen circa 100 Mann Ulanen, bestehend aus Studenten 
von Berlin und aus Bonn. 

Eine Petition muß sogleich erlassen und den Bauern eröffnet werden: 
„Zinszahlung solle aufhören, Freiheit und Gleichheit herrschen und auch 
die Komorniks sollen Land und Eigenthum erhalten. Dieses Mittel ist 
allerdings das Letzte. Dieser Augenblick darf nicht mehr ohne Handeln 
vorübergehen. Dann heißt es: „Sieg oder Untergang.“ Bedauern können 
wir nur, daß die Revolution in Berlin nicht noch einige Stunden länger 
wahrte; dann wäre die Republik proclamirt worden.“ 

Das Protokoll ist vom Major v. Olberg aufgenommen. 


b) Bericht an Colomb über eine Versammlung 
der Deutschen in Posen. 


Posen, 8. April 1848 
pr. 9./4. 48. 


Euer Exzellenz sehr geehrtem Befehle zu entsprechen, ermangle ich 
nicht in Nachstehendem über den Verlauf der heute stattgefundenen 
deutschen Volksversammlung zu berichten: 

Nachdem mehrere lokale Begebenheiten erledigt waren, die sich 
auf die Vertretung der Deutschen Einwohner der Provinz Posen, ins- 
besondere der Stadt Posen bei der von dem Herrn Generalmajor von 
Willisen constituirten Commission zur Reorganisation der Provinz Posen 
in nationalem Sinne bezogen, beantragte ein Mitglied, unter besonderer 
Hervorhebung des Umstandes, daß Seine Majestät der König Allerhöchst 
zunächst die Wiederherstellung der Ordnung und Ruhe in der Provinz 
befohlen habe, bevor zu einer Reorganisation geschritten werden könne, 
daß aber der Herr General von Willisen gerade umgekehrt verfahre, bereits 
mit der Organisation beginne, sich deshalb mit Polnischen Deputirten 
umgeben habe, und von den ihm vorgeschlagenen Vertrauensmännern der 
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Stadt nichts wissen wolle, ja sogar beabsichtige, in Begleitung des zum 
Tode wegen Hochverrats verurteilt gewesenen, und erst jetzt begnadigten 
von Mieroslawski die bei Schroda versammelten aufrührerischen Haufen 
zu besichtigen, um die Überzeugung zu gewinnen, ob wirklich ein so 
großer Teil von Eingesessenen die Errichtung Polnischer Truppen be- 
gehrte, nach allen diesen Voranschickungen beantragte ein Mitglied der 
Versammlung die Absendung einer neuen Deputation an den Herrn 
General von Willisen, um weiter bestimmt zu erfahren, was bisher zur 
Herstellung des gesetzlichen Zustandes und der alten Ordnung geschehen 
sei, und ob er die in dieser Beziehung früher mitgeteilten Principien 
noch heute aufrecht zu halten gedenke. 

Die Wahl der Deputirten fiel auf Herrn Neumann, von Hassenkrug, 
Dr. Hepke, von Blumberg, Schmidt. 

Nachdem diese Wahl ausgesprochen worden, formirte ein Mitglied 
der Versammlung den Antrag: die anwesende, wohl aus 2000—3000 
Köpfen bestehende Versammlung möge die gedachte Deputation be- 
gleiten, und durch ihren Anblick den Herrn von Willisen überzeugen, 
daß die Zeit des Scherzes, des Temporisirens vorüber sei, und das Volk 
wenn nicht anders ihn durch die Kraft zwingen werde, zunächst die Befehle 
Sr. Majestät auf Wiederherstellung der Ordnung und Ruhe der Provinz 
zu befolgen, ehe von einer Reorganisation im polnischen Sinne die Rede 
sein könne. 

Die ganze Versammlung brach in einen einstimmigen Beifall aus, 
und gab ihren Entschluß fest und deutlich zu erkennen, gegen den Herrn 
von Willisen eine Demonstration zu unternehmen. 

Mit Mühe brach ich mir Bahn zur Rednerbühne, ermahnte die An- 
wesenden zur Ruhe, verwies sie auf den Umstand, daß sie sich in einer 
Festung befänden, welche gegenwärtig im Belagerungszustand sei, und 
daß sie durch ein unglückliches Misverständnis leicht die bewaffnete Macht 
gegen sich selbst aufbieten könnten, die ja nur zu ihrem Schutze da sei. 

Die Worte des Unterzeichneten fanden bei der Versammlung Eingang 
und sie beschloß nur, eine Petition im oben angedeuteten Sinne an Herrn 
von Willisen zu richten, die von obigen Deputirten persönlich übergeben 
werden sollte, um sie nötigenfalls dem Herrn von Willisen zu verdeut- 
lichen, falls er sie nicht verstehen sollte, wollte oder könnte. 

Hiernächst referirte Herr Regierungsrat von Schreeb über den 
Erfolg der gestern an Herrn von Willisen abgesandten Deputation, be- 
richtete, daß Letzterer ihr gesagt: daß sie vor der Hand nur noch 48 Stunden 
schlafen möge, und überhaupt mit ihren Anträgen ablehnend und aus- 
weichend beschieden worden sei. 

Den über diesen Bericht, insbesondere das von Herrn von Willisen 
gebrauchte Wort ‚schlafen‘‘ ausbrechenden Sturm zu beschreiben wäre 
überflüssig. So viel ging aber aus allen Reden hervor, daß falls Herr 
von Willisen in seinem bisherigen Verfahren beharrt, er gegen sich einen 
Volkssturm der gesammten Deutschen Bevölkerung hervorruft, den zu 
besänftigen er schwerlich im Stande sein wird. 
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Die demnächst erfolgenden Vorschläge betrafen die Absendung 
von Deputationen nach Frankfurt a/M, wozu der Professor Loew, der 
Assessor Wendt und nach Berlin, wozu der Dr. Hepke, der Referendarius 
Dazur gewählt wurden, außerdem wurde Director KieBling und noch 
6 Bürger gewählt, um Beiträge zur Unterhaltung dieser Deputationen 
zu sammeln. 

Auf heute nachmittag 3 Uhr ist die Versammlung wieder berufen, 
um das Resultat der Besprechung mit Herrn von Willisen zu vernehmen. 


Fitzlau 
Korpsauditeur. 


c) Bericht des Gen. v. Pfuel anden Minister 
Camphausen. Posen 19. Mai 1848.1?) 


Ich halte es für meine Pflicht Ew. Exz. auf die höchst 
nachtheiligen Folgen aufmerksam zu machen, welche die Ver- 
abschiedung des General v. Colomb in diesem Augenblick 
nothwendig herbeiführen würden. Es ist nicht unbekannt, 
daß das Polen-Comite in Berlin sich aufs äußerste angelegen 
sein läßt, die Zustände als durch den Bruch der Convention 
von Willisen herbeigeführt zu sehen und daß es der Gen. C. 
sei, der die Convention gebrochen habe. 

Man weiß aber hier, daß die Convention von den Polen 
zuerst gebrochen worden ist und daß der Gen. C. gar nicht 
anders handeln konnte, als er gehandelt hat, ohne seine Pflicht 
zu verkennen und sich der schwersten Verantwortlichkeit 
auszusetzen. Denn, wenn er noch länger gezögert hätte, die 
Insurgenten anzugreifen, ein Zustand der Anarchie eingetreten 
sein würde, zehnmal schlimmer, als Alles was hier erlebt worden 
ist, denn die Truppen waren nicht mehr zu halten und die 
Deutsche Bevölkerung wollte jeden Augenblick losbrechen. 

Wird hiernach der Gen. C. jetzt verabschiedet, so heißt 
das hier im Lande so viel, als daß das Ministerium unter dem 
Einfluß der Polen stehet und die Interessen der Deutschen 
geopfert werden. Die nächsten Folgen hiervon werden ganz 
unfehlbar sein: Entmuthigung und Entrüstung der Truppen, 


1) Anm. Colombs: Das Concept, von dem Ffuell mich diese Abschrift 
nehmen ließ, war so undeutlich geschrieben, daß einzelne Worte verändert 
sein können, nicht aber der Sinn. 


358 Otto Hoetzsch, 


die sich in ihrem General beschimpft halten werden; Ent- 
rüstung der Deutschen der Provinz und Mißtrauen gegen das 
Ministerium und Aufmunterung für die Polen, ihre Zwecke 
der Umwälzung mit erneuter Keckheit zu verfolgen, da sie 
glauben werden, sich auf das Ministerium stützen zu können. 
Ew. Ex. bitte ich diese bedenkliche Lage der Dinge erwägen 
und wo möglich sowohl im Interesse des Friedens der Provinz, 
als im Interesse der Armee von dem Antrag auf Verabschiedung 
des Gen. C., der stets mit Ehre gedient und auch nur gethan 
hat, was Pflicht war, Abstand zu nehmen. l 
Posen den 19. Mai 1848. gez. v. Pfuel. 


d) Antwort des Ministers Camphausen. 
Berlin 24. Mai 1848. 


Ew. Ex. beehre ich mich auf die sehr geehrte Zuschrift 
vom 19. d. zu antworten, daß das hohe Alter des Gen. v. C. 
dessen Rücktritt erklären könnte, um so mehr als der dortige 
Posten Energie und Tathkraft verlangt +). Die Anhänglichkeit 
der Deutschen scheint sich noch mehr dem Gen. v. Steinaecker 
zugewandt zu haben, als dem Gen. v. C. 

Wegen der Unbeliebtheit des letzteren bei der polnischen 
Bevölkerung würde meines Erachtens der Friedenszustand 
bedroht sein, wenn Ew. Ex. abreisten und Gen. v. C. Komman- 
dirender bliebe. Baron v. Arnim wünscht aber aus bekannten 
Gründen dringend Ew. Ex. bald hier zu sehen. Dann tritt 
noch hinzu, daß das Ministerium, wenn es von der National- 
Versammlung interpellirt wird, unmöglich anders als das Färben 
der Insurgenten desavouiren kann. Ich habe heute meine 
Collegen von der Einreichung ihrer Demission zurück gehalten 
und es übernommen, bei Ew. Ex. anzufragen, ob nicht der 
Gen. v.C. selbst seine Entlassung beantragen möchte ?). Können 


1) Es drängt sich hier die Frage auf, auf wessen Seite Energie und 
Thatkraft war? auf Herrn Camphausen’s in seiner Polenangst, oder auf 
meiner, der ich es auf mich nahm wieder gut zu machen, was er und Con- 
sorten durch die Sendung Willisen’s verdorben hatten? (Anm. Colombs.) 

2) Hier zeigt sich, daß der Kaufmann keine Ahndung von Soldaten- 
Ehre hat, indem er es für möglich hält, man könne in einem solchen Augen- 
blick zurücktreten! (Anm. Colombs.) 
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und wollen Ew. Ex. mir hierüber eine Äußerung machen, so 
bitte ich, daß es recht bald geschehen möge, indem Sie zugleich 
diese Mittheilung als eine vertrauliche betrachten wollen. 


Berlin den 24. Mai 1848. Camphausen. 


e) Bericht Pfuel’s an den Kriegsminister 
Grafen v. Canitz über das Färben der In- 
surgenten mit Indigo. 


Ew. Ex. geehrtes Schreiben vom 17. nebst der Beschwerde 
der — — — — (unleserlich) habe ich die Ehre gehabt zu er- 
halten und berichte über diese Beschwerde ganz ergebenst 
folgendes: 

Nach dem Gefechte von Xions wurden von den gefangenen 
Sensenmännern mehrere entlassen, die gleich darauf wieder 
in Waffen gegen uns angetroffen wurden. Diejenigen Sensen- 
männer die man später fortfuhr als Verführte oder durch Zwang 
zu den Waffen getrieben zu entlassen, wurden auf Befehl des 
Gen. v. Colomb mit Indigo auf dem Rücken der Hand gezeichnet, 
um eine Bürgschaft zu haben, daß sie nicht von Neuem die 
Waffen wider uns ergriffen; das Ohr außer der Hand anzumalen, 
ist der Einfall einiger Beamten gewesen, damit die Farbe nicht 
so leicht mit Sand abgerieben werden könne. Sobald ich von 
dem Verfahren des Anstreichens Kenntnis!) erhielt, habe 
ich es untersagt und es findet seitdem nicht mehr statt. Übrigens 
ist die ganze Operation nicht im geringsten schmerzhaft und 
hat in der Art ihrem Zwecke sehr gut entsprochen, daß unter 
den späteren Gefangenen niemand mit dem Indigofleck an- 
getroffen worden ist; ja man kann sagen, daß, wenn die MaB- 
regel vorzüglich in unserm Interesse gewesen ist, sie nun zu- 
gleich im Interesse der Bauern war, denn sie konnten sich nun 
mit Fug und Recht jedem ferneren Zwange zur Sense zu greifen 


1) Anm. Colombs: Damals hatte ich es schon abgestellt, weil ohne 
mein Wissen man eine Auflösung von Höllenstein genommen hatte anstatt 
des Indigo, die indessen auch nicht schädlich ist. Pfuell ließ ihnen nun 
den vorderen Teil des Kopfes scheren wodurch sie noch toller gezeichnet 
waren. 
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widersetzen, da ihnen gedroht war, im Wiederholungsfalle das 


Standrecht !) auf sie anzuwenden. | 
Pfuell. 


+ + 
+ 


Schriftstücke, auf die sich die Denkschrift bezieht und aus 
denen sie Einiges im Wortlaute anführt, die aber ihres Umfanges 
wegen in ihr nicht vollständig haben Platz finden können. 


1. Brief des Kriegsministers v. Rohr. 


pr. 29/3. 48 C. 

Es ist von großer Wichtigkeit, von Ew. Ex. einige zuverlässige 
Nachrichten über Ihre Lage einzuziehen, weshalb der Hauptmann v. Han- 
neken vom Generalstabe mit diesem Schreiben abgesandt wird, um Ihnen 
sowohl über den hiesigen Stand der Dinge specielle Auskunft zu ertheilen, 
als auch um zugleich ähnliche Dienste hier in Bezug auf Ihre Lage zu 
leisten. Höchst wünschenswerth zu wissen ist es: ob Ew. Ex. es gelungen, 
alle die Truppen an sich heranzuziehen, welche Sie beabsichtigen. Biner 
Nachweisung Ihrer Stärke sehe ich entgegen. 

Generallieutenant v. Wedell wird bald eine formidable Macht zu- 
sammen haben, da er die 4 Landwehrbataillone Gnesen, Bromberg, Schneide- 
mühl und Conitz aufgerufen hat. 

Der Bromberger Regierungsbezirk soll nach seiner Meldung ziemlich 
ruhig sein. Die Schlesischen Landwehren haben keine große Neigung 
einzukommen. Generallieutenant v. Brandenstein hat zu groBe Furcht, 
die Festung Glogau preis zu geben. Ich habe den erneuten Befehl ge- 
schickt, mit allem vorzugehen, was irgend disponibel zu machen ist. Graf 
Brandenburg ist durch Unordnungen im Gebirge bisher abgehalten, eine 
Truppenentsendung nach Krotoschin zu bewerkstelligen. Ich habe dringend 
aufgefordert, wenigstens 1500 Mann nach genanntem Ort zu senden. 

Schon durch Ew. Ex. eigene Kräfte, noch mehr aber durch Unter- 
stützung der 4. Division, sind die Mittel gegeben, jedem Angriff die Stirne 
zu bieten. Wenn Ew. Ex. die Festung Posen mit 4000 Mann besetzen, 
so werden Sie diese zu der erforderlichen Vertheidigung geschickt machen. 
Mit 6000 Mann aller Waffen halte ich Sie stark genug, jeden Angriff un- 
geordneter Massen zu zerstreuen, vorausgesetzt, daß Sie ihn in offenem 
Felde oder in den Festungswerken erwarten. 

So lange als möglich mögen Ew. Ex. sich bis auf weitere Befehle 
auf eine achtunggebietende Defensive halten. Verpflegungsmittel werden 
sich Ew. Ex. nöthigen Falls mit offener Gewalt verschaffen. Die Stadt 
Posen darf nicht wieder besetzt werden. bis sie unter sicherer Garantie 


1) Das Standrecht war vom Staatsministerium am 5. Ma 
wieder eingeführt worden. 
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selbst darum bittet. Obwohl officiell nichts davon verlautet, so scheint 
sich mir doch eine Reaction in der Gesinnung in so weit vorzubereiten, 
als der revolutionäre Charakter mehr den des Communismus annehmen 
wird. Der Augenblick scheint mir nicht so fern zu sein, in welchem die 
Posenschen reichen Leute Ew. Ex. Hilfe anflehen werden. Mit dieser 
nicht voreilig zu sein, ist dringend anzurathen; denn es kénnen auch 
Fallen darunter verborgen liegen. Immer wird die Unterstützung dann 
nur durch mobile Colonnen bewirkt werden, welche rasch wieder zu dem 
oder den Haupt-Corps zurückkeliren. Den Schutz der Deutschen Nationali- 
tät empfehle ich dringend. Die Deutschen Kreise an der Neumark, 
Schlesien und der Warthe- und Netze-Gegend fordern dies vor allem; 
weniger kann auf einzelne zerstreute Ansiedelungen gerücksichtigt werden. 
Sollte es mit dem Vorrücken der Truppen der 9. Division nicht so schnell 
gehen, wie es zu wünschen ist, so werde ich von hier per Eisenbahn 3000 
Mann abgehen lassen, welche sich auf Lissa wenden sollen, wo sie dann 
zu Ew. Ex. weiteren Verfügung aufgestellt bleiben oder nach Posen heran- 
gezogen werden können. 

Wenn Ew. Ex. einmal, durch ernstlichen Angrill gezwungen, zur 
Offensive übergehen müssen, so bitte ich, nicht an Posen zu halten, sondern 
im offenen Felde mit einem Hauptcorps und Neben-Detachements vorzu- 
gehen. Posen kann immer mit 3 bis 4000 Mann gegen einen solchen Feind 
vollkommen sicher gestellt werden. Bewegung ist dann das Mittel zur 
schnellen Beruhigung. 

Für den Fali, daß Russische Truppen einrücken, muß Posen so 
schnell als möglich kriegsmäßig versehen werden, und wenn Ew. Ex. nicht 
Widerstandsmittel genug zur Hand haben, würden Sie sich hinter die 
Warthe zu ziehen haben. 


Berlin, den 27. März 1848. Der Kriegsminister. Rohr. 


2. Briefe des Majors v. Randow, Adjutant des 
Generals von Colomb. pr. 29. 3. 48. 


Ew. Ex. melde ich ganz gehorsamst, daß ich gestern Abend glücklich 
hier angekommen bin und dem Kriegsminister sofort meine Depesche 
übergeben habe. Heute früh war ich von 8 bis 9 bei ihm, wo er sich viel 
über die obwaltenden Verhältnisse ausließ und 2 Dinge zugab, 

1., daß es ein Versehen vom Staatsministerium gewesen sei, Ew. Ex. 
nicht von derjenigen Cabinetsordre in Kenntnis zu setzen, welche für die 
Polen die bewußten Concessionen in Aussicht stellt. *) 

2., daß er zugebe, wie das Temporisiren demoralisire, aber es ginge 
nicht anders, es wäre sehr gut, daß Ew. Ex. nicht mit dem Schwerte 
dreingehauen hätten; denn — fügte er hinzu — „Wir stehen hier große 
Kämpfe mit dem Proletariat aus.“ Eine weitere Ausführung dieses Themas 


1) Vom 24. März. 
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behalte ich einer mündlichen Berichterstattung vor und will nur so viel 
hinzufügen: Ich bin von 10 bis 1 Uhr im Antichambre des Königs gewesen, 
habe hier das ganze Ministerium gesehen und hier sagte ich dem Grafen 
Arnim: „Ew. Ex. müßten doch eine Entscheidung haben, was nun 
werden solle‘‘ — worauf er erwiderte: „Ja, das sehen wir auch ein, wir 
können nur nicht immer so wie wir wollen“, womit er darauf anspielte, 
daß die Ereignisse in Posen auf diejenigen in Berlin influiren. 

Ich habe übrigens in diesem Vorzimmer Dinge wie in einem Feld- 
lager gesehen — es stehen z. B. 2 Betten in demselben —, um 12 Uhr kamen 
ein paar Brote, Butter, kalter Braten usw., ein jeder langte nach Be- 
lieben zu. 

Mittlerweile erschienen hier die beiden Hauptvolksredner Urban 
und Eckert, um eine Erklärung abzugeben, daß sie sich von einem dritten, 
einem gewissen Reinhard (wenn ich nicht irre) getrennt hätten, weil er zu 
weit gegangen sei. Genrl. v. Below hat mir sehr viele Specialia mitgetheilt. 

Bei Ew. Ex. Frau Gemahlin bin ich natürlich gewesen, ich bringe 
von derselben Briefe mit. 

Was aus der Sache nun noch werden wird, wissen die Götter! Doch 
so viel steht fest: so wie jetzt kann es auf keinen Fall bleiben, — es ist die 
schmachvollste Besudelung des Königthums. 

Ich eile, um diesen Brief, falls ich nicht noch heute fortkomme, 
zur Post zu geben. Um 6 Uhr bin ich wieder zum Kriegsminister bestellt, 
Gen. Pfuhl soll ernannt sein, um mit den Polen über die Concessionen 
zu verhandeln; ob er schon nach Posen weggegangen ist, konnte mir bis 
jetzt niemand sagen. 

In treuester Verehrung Ew. Ex. ganz gehorsamster 


Berlin, den 28. März 1848. von Randow. 


pr. 31./3. 48. ` Berlin, den 30. März 48. 

Als ich gestern zum Kriegsminister kam, erklärte er mir, daß er 
soeben seine Demission erhalten habe, mir also nichts mehr befehlen könne 
und ich mir meine Instructionen bei dem provisorischen Verwalter des 
Ministeriums, Gen. Lt. v. Reyher zu holen hätte, — Gen. v. Reyher wurde 
im Bureau erwartet, — weshalb ich auch noch dort seine Ankunft ge- 
wärtigen wollte. Er kam aber nicht, weil Gen. v. Neumann auf Aller- 
höchsten Befehl bei ihm war, ich verließ daher das Ministerium abends 
1,9 Uhr. Heute früh 7 Uhr war ich wieder daselbst, als Gen. v. Reyher 
bis 138 nicht da war, ging ich zu ihm in sein Quartier, wo ich ihn endlich 
antraf, dringend meine Abfertigung beantragte und erklärte, daß Ew. Ex. 
durchaus eine bestimmte Instruction haben müßten. 

Gen. v. Reyher sah dies ein, meinte aber, daß von einem energischen 
Einschreiten in Posen wohl nicht die Rede werde sein können, indem 
wir dann ganz Deutschland auf dem Halse hätten. Übrigens ware Ew. Ex. 
Frage keine rein militärische, sondern eine politisch-militärische und 
diese gehöre vor das Staatsministerium. Er will soeben in dasselbe, fürchtet, 
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daß dasselbe bis spät abends im Conseil versammelt sein würde, und daß 
er mir dann erst um 1,8 Uhr abends die Antwort geben könne. Ich stellte 
ihm hierauf vor, daß bis dahin Ew. Ex. ohne alle Nachricht bliebe, ich 
bäte daher dringendst, ob ich Ew. Ex. hiervon nicht durch Estafette 
benachrichtigen könne? Auch dies schlug er mir ab wegen der Unsicher- 
heit der Verbindung, und ich schreibe daher Ew. Ex. diese Mitteilung 
in der Absicht, sie vielleicht mit der Schlesischen Post an hochdieselben 
gelangen zu lassen, ohne aber zu wissen, ob ich reussiren werde. Was aus 
diesen furchtbaren Verhältnissen entstehen wird, ist eine ernste Frage. 
Heut wird das 24. Inf. Reg. als vorläufige Garnison hier einrücken. Man 
dringt auf Urwahlen; viele zweifeln am Zusammentritt des Landtages, 
wie ihn der König zusammenberufen hat. — Die Verhältnisse drängen 
hier in unglaublicher Eile und Schnelligkeit. 
Ew. Ex. ganz gehorsamster v. Randow. 


pr. 1./4. 48. 

Nachdem mir 2 Tage lang die Abfertigung einer besonderen Stafette 
an Ew. Ex. wegen Unsicherheit der Verbindung abgeschlagen worden ist, 
habe ich endlich heut durch den Gen. Lt. v. Reyher die Erlaubnis erhalten, 
eine solche über Glogau und zwar unter der Adresse des Gen. Lt. von Bran- 
denstein abzufertigen. Wie Ew. Ex. aus meiner gestrigen — dem Con- 
ducteur der Posenschen Post eingehändigten — Meldung ersehen haben 
werden, gab mir der Gen. v. Reyher gestern keinen Bescheid, sondern 
befahl mir, um 148 Uhr abends auf das Ministerium zu kommen, um seine 
Befehle in Empfang zu nehmen, außerdem aber mich für alle Eventualitäten 
in meiner Wohnung aufzuhalten, falls man früher über mich disponiren 
wolle. 

Das habe ich treu gethan, und ging um 7 Uhr aufs Ministerium, 
wo ich aber erfuhr, daß Gen. v. Reyher gar nicht mehr in dasselbe kommen 
werde, da der Ministerrath seit heute früh noch immer im königlichen 
Schlosse versammelt wäre. Nun blieb mir nichts anderes übrig als in 
dasselbe zu gehen, und nachdem ich hier volle 2 Stunden gewartet hatte, 
schickte ich in die Sitzung der Minister an Gen. v. Reyher ein Billet mit 
der Bitte um Abfertigung und Entscheidung und daß er mir nur einen 
Augenblick mündliche Audienz geben solle. Das Billet kam mit der schrift- 
lichen Antwort zurück, daß zu letzterer durchaus keine Zeit wäre, und 
ich mir heute früh 8 Uhr auf dem Kriegsministerium die Antwort holen solle. 


Um 7 Uhr war ich heute früh im Kriegsministerio; gegen 8 Uhr 
kam der Gen. v. Reyher, welcher mir erklärte: 1., bis gestern abend 11 Uhr 
wären sie im Ministerrath versammelt gewesen, hätten aber über Posen 
noch keinen festen Entschluß fassen können, weil wegen des übermorgen 
beginnenden Landtages ihr Hauptgeschäft der Verfassungsentwurf sei. 
2., Er, — Gen, v. Reyher — ließe Ew. Ex. aber bitten, durchaus jetzt 
jedes Blutvergießen zu vermeiden, weil wenn es dazu käme, 
dies für das ganze Königthum einen fürchterlichen Rückschlag haben 
könne und müsse. 3., Ew. Ex. möchten also so viel als möglich die Sache 
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hinhalten und hoffe er, daß dies wohl möglichst durchzuführen wäre, 
da doch auch eine Partei für Ordnung sei (meine besonderen Zweifel, ob 
dies so leicht möglich sein würde, wollte Gen. v. Reyher nicht ganz gelten 
lassen), 4., nun, als strengstes Geheimnis, Gen. v. Willisen 
ist hierherberufen, damit er vermuthlich sodann nach Posen gehe, und 
die Organisation der polnischen Truppen leiten möge; man fürchtet nem- 
lic , daß wenn man nicht dieses thäte, die Polen dann vielleicht ohne 
Einfluß eines Preußischen Officiers sich organisiren würden, und 
dann hätte man die Sache weit weniger oder vielmehr garnicht in der Hand. 
Täglich wiederhole ich die Bitte, ob ich nicht abreisen kann, allein 
man will es noch nicht gestatten, bevor nicht der definitive Entschluß 
gefaßt ist. ; 
Andere Nachrichten. Gestern rückte das 24. Inf. Rgt. 
durchs Leipziger Thor ein, die Straße stand Kopf an Kopf, die bewaffnete 
Bürgerschaft führte den Zug ein. Von einem ordnungsmäßigen Einzug 
war keine Rede; zuerst der Kommandeur allein, mit dem Adjutanten, 
umringt von Bürgern, hierauf das Musikchor, dann Proletarier, hierauf 
die Tambours, wieder Proletarier, hierauf das Regiment in 2 bis 3 Sectionen 
vertheilt, zwischen welche wieder entweder bewaffnete Bürger oder Prole- 
tarier marschirten. Dann wurde aus allen Fenstern mit Schnupftüchern 
gewinkt, hoch! gerufen, die Officiere und viele Soldaten bekränzt, als ob 
das Regiment einen großen Sieg erfochten habe! Übrigens ist dies Ein- 
rücken doch als ein Sieg zu betrachten, und sollen — scheint es — die 
Radicalen nicht übel Lust gehabt haben, den Einmarsch zu verhindern. 
Für die Eröffnung des Landtages am 2. d. ist alles sehr besorgt, 
weil dessen Competenz von den Männern des Umsturzes bestritten wird. 
Sie wollen durchaus Urwahlen; — es sind Volksversammlungen unter den 
Zelten, in der Hasenheide: der niedern Volksschichten. Die übrigen 
Stände, besonders die gebildete Bürgerschaft hat ihre politischen Clubs 
z. B. im Hotel de Russie, bei Miehlenz, wo namentlich im letzteren die 
Debatte den Charakter schamloser Frechheit annehmen soll. Man hört 
hier Äußerungen, die unerhört sind, eben Republik. Sprengen die Prole- 
tarier und Radicalen den Landtag, dann wehe! — Der König ist heut in 
Potsdam, die Minister berathen noch immer das Verfassungswerk und 
fahren mit einem Extrazuge hinüber. Wann sie zurückkehren, wußte 
Gen. v. Reyher nicht; sobald er wieder hier ist, werde ich flehentlich um 
Erlaubniß zur Rückreise bitten; wiederholt habe ich gesagt, daß ich in 
Posen auf meinem Posten sei, wir viel zu thun hätten, pp. Der Zustand 
hier in Berlin ist unter aller Beschreibung. Alle Volksklassen sind in der 
höchsten Gährung. Viele meinen, daß ein Krieg gegen Rußland nur das 
einzige Mittel sein werde, das Vaterland zu retten, damit man die Hefe 
gegen die feindlichen Kugeln werfe. Gegen oder vielmehr für Schleswig- 
Holstein ist das 20. Inf. Rgt., ein zweites combinirtes Inf.-Regt., das 2. Cu- 
rassier-Rgt. und 2 Escadrons von Hannover-Husaren bestimmt. 
Von Gen. Pfuhl hört man durchaus nichts. Etwas ist mit diesem 
vor; auf meine Frage, ob er noch nach Posen abgehen werde, und wann, 
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antwortete man ausweichend: ,,man wisse mir nicht zu sagen.‘ Das ist 
mir genug, um daraus zu entnehmen, daß er eine ganz extraordinäre 
Bestimmung hat. Vielleicht wissen Ew. Ex. darüber mehr als ich hier 
in Berlin. 

Ich wünsche und hoffe, daß unsere mobilen Colonnen guten Succeß 
haben; nun muß ja auch Gen. v. Wedell in Gnesen sein, ebenso unsere 
schlesische Landwehr im Anmarsch. — 

Mit dem Ausdruck höchster Verehrung Ew. Ex. ganz gehorsamster 
v. Randow. 

Berlin den 31. März 48. früh 9 Uhr im Kriegsministerium. 


3.Schreiben desinterim. Kriegsministers 
von Reyher. 
pr. 1. 4. 48. 

Ew. Ex. kann ich auf Ihren gefälligen Bericht vom 28. d. M. das 
Verhalten in Bezug auf den dortigen Aufstand betreffend vorläufig nur 
ergebenst erwidern, daß über die Behandlung der Angelegenheit von 
Seiten des Staatsministeriums bald möglichst ein Beschluß gefaßt werden 
wird, daß Ew. Ex. sich behufs Erhaltung eines geordneten Zustandes 
so gut wie möglich zu helfen suchen, dabei jedoch alles Blutvergießen 
vermeiden. 

Berlin den 31. März 1848. Der Kriegsminister. 

Für denselben 
v. Reyher. 


4. Brief des Majors v. Randow. 
pr. 2/4 48. 
Berlin den 1. April 1848 im Kriegsministerium frih 7% Uhr. 


Nachdem ich Ew. Ex. über die hiesigen Verhältnisse gestern mittelst 
einer an den Gen. v. Brandenstein gerichteten Estafette berichtet hatte, 
fuhren die Minister nach Potsdam zu Sr. Majestät dem Könige. Zur 
widerlichsten Unthätigkeit und zum Abwarten verurtheilt, ging ich nach- 
mittags 4 Uhr aufs Schloß, um doch endlich eine Bestimmung zu erhalten. 
Hier erfuhr ich, daß sich die Reise der Minister nach Potsdam sehr ver- 
zögert gehabt hätte, und jetzt an ihre Rückkehr noch nicht zu denken 
sei. Ich beklagte mich bitter darüber bei dem Kommandanten des Schlosses 
Generalmajor v. Below, der mir aber weiter nichts sagen konnte, als: 
„der Kriegsminister kann Ihnen noch keine Instruction geben, denn er 
riskirt, daß wenn er diese ertheilt, bevor dem Könige darüber Vortrag 
gemacht ist, der Letztere alles wieder umstößt. Sie müssen sich gedulden!“ 

Abends %11 Uhr ging ich zum General v. Reyher, in der Voraus- 
setzung daß er doch nun endlich aus Potsdam zurückgekehrt sein würde 
und mit dem Entschluß, daß wenn ich für Ew. Ex. durchaus noch keine 
officielle und schriftliche Antwort bekommen sollte, er mir die Erlaubnis 
tur Rückkehr nach Posen geben möge. Gen. v. Reyher war aber noch 
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nicht aus Potsdam zurück, und sagte man mir in seiner Behausung, daß 
er wohl mit einem Extrazuge von dort zurückkehren würde. Darauf 
ging ich dann heute früh um 7 Uhr zum Gen. v. Reyher, wo ich dann 
endlich während einer halben Stunde ihn sprach. Ich stellte ihm dringendst 
die Nothwendigkeit meiner Rückkehr vor, da ich nun schon volle drei 
Tage ohne Bescheid lauere, und wenn sich der Aufenthalt des ersten Tages 
entschuldigen ließe, an welchem der Wechsel des Kriegsministers statt- 
gefunden, so daß deshalb während der ersten 24 Stunden das Conclusum 
nicht hatte gefaßt werden können, so sei doch der gestrige Tag nutzlos 
verstrichen, weshalb ich nun um die Erlaubniß bäte, nach Posen zurück- 
kehren zu dürfen. Nein — sagte Gen. v. Reyher — die kann ich Ihnen 
nicht geben, Sie müssen noch hier bleiben. Ich antwortete: Also befehlen 
Ew. Ex., daß ich hier noch weiter warten soll? — Jal erwiderte er, Sie 
müssen noch warten: denn ich erwarte jeden Augenblick die Ankunft 
des Gen. v. Willisen, welcher mit den Polen in Unterhandlung treten soll, 
um sie zu beruhigen. 

Ich: Ew. Ex., wird eine solche Zwischenperson nicht die Autorität 
meines Commandirenden gefährden ? 

Gen. v. Reyher: Nein, das soll gewiß nicht geschehen, 
sondern man hat nur die Ansicht, daß weil die Polen von Willisen’s Sym- 
pathien für ihre Sache überzeugt sind, er sie nur beruhigen soll, und daß 
wir — wenn Willisen auf diese Weise die Centralleitung ihrer Pläne hat — 
wir am besten verhindern, daß diese Dinge nicht etwa gegen unsern Willen 
in stockpolnische Hände!) gerathen und unsere Sache dann noch weit 
schwieriger würde — — — Er fuhr fort zu erklären: daß alle Revolutionars, 
ja, er meinte sogar, nicht allein ganz Deutschland, sondern die ganze 
Welt sich für die Wiederherstellung Polens interessirten und deshalb 
müsse er Ew. Ex. dringendst bitten lassen, jedes energische Einschreiten 
zu vermeiden, weil sonst für Preußen in Deutschland alle Sympathien 
verloren gehen würden. Nun würde es auch eine Hauptaufgabe des Gen. 
v. Willisen werden, die Polen zu überzeugen, daß es in ihrem eigenen 
Interesse läge, wenn sie in diesem Augenblick keine feindlichen Demon- 
strationen machten pp. 

Schließlich sagte mir Gen. v. Reyher, daß ich dies Ew. Ex. schreiben 
möge, als ich jedoch um eine Estafette bat, schlug er mir diese ab, sondern 
meinte, daß es genüge, diese Mittheilung Ew. Ex. per Post zukommen 
zu lassen. 

So bin ich denn in einer Art von Verzweiflung hier in Berlin gefesselt, 
indem man mir complet meine Abreise verboten hat, und Ew. Ex. werden 
wohl hieraus geneigtest die Überzeugung entnehmen, daß ich dem mir 
ertheilten bestimmten Befehl nur höchst ungern Folge leiste. 

Der Geist hier in Berlin ist wahrlich schmachvoll; man hört hier 
Äußerungen, die complet zur Revolution auffordern. In dieser Beziehung 


1) (Anm. Colombs). In stockpolnische Hände ist sie von Anbeginn. 
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behaupte ich dreist, daB Posen dagegen die beste Conduite zeigt. Kommt 
man hier in die Kaufläden, so spricht jeder Gewürzkrämer über seine 
sogenannten Heldenthaten, und von dem König meint man, daß er hoffent- 
lich jetzt nicht mehr in die früheren Tendenzen zurückfallen werde, 
Dazu kommt, daß ein großer Theil der Proletarier und Fabrikarbeiter 
noch nicht an seine Geschäfte zurückgegangen ist, deshalb in Noth ge- 
rathen und zur Verschlechterung des Zustandes beitragen muß. — Gestern 
rückten 2 Bataillone des 9. Inf. Rgt. hier ein, wiederum von bewaffneten 
Bürgern und Proletariern convoyirt, obwohl deren Zahl nicht so groß 
und die Unordnung mit dem vorgestrigen Einzug in keinem Vergleich war. 


Auf meine desfallsige Frage sagte mir heut Gen. v. Reyher: man 
habe für den morgenden Landtag die beste Hoffnung, sodaß die repu- 
blicanische und Proletarier-Partei nicht würde aufducken können; die 
Bürger Berlins wären vom besten Geiste beseelt. Der König wird übrigens 
den Landtag nicht in Person eröffnen;er wird in Potsdam 
bleiben, sicherlich ist dies sehr gut. 


Aus dem hiesigen Zeughause sind während der Unruhen an die 
Bürger 20 000 Stück Waffen vertheilt worden; man meint, es seyen jetzt 
gewiß nicht mehr 6000 davon an Ort und Stelle hier in Berlin, und der 
Überrest wäre nach dem Posenschen als Hülfe zur Landesbewaffnung 
gewandert, was mir sehr wahrscheinlich vorkommt. Fürst Czartoryski 
ist aus Paris hier angekommen; der König hat aber seinen Empfang ab- 
gelehnt und soll ihm empfohlen haben, nach Galizien zu gehen, wo er die 
Rückgabe seiner Güter betreiben möge. Es wurde mir gesagt, der Russische 
Gesandte v. Meyendorff habe erklärt, daß der etwaige Empfang des Czar- 
toryski durch den König seine Abreise von hier sofort zur Folge haben 
würde. — Im Gefolge des Czartoryski befindet sich der ehemalige Poln. 
Div. Gen. v. Chrzanowski, unbedingt einer der fähigsten polnischen Generale 
und ich glaube, daß es sehr wichtig für Posen ist, ihn — sobald er etwa 
dort ankommt — unter genaue Beobachtung zu nehmen. — 


Über die Truppenformationen der Polen ist man hierindignirt ; Ew. Ex. 
letzte Proclamation hat hier ungetheilten Beifall 
gefunden, obwohl der Gen. v. Reyher — in Folge der Cabinets- 
ansicht — meinte, es würde doch sehr gut sein, wenn die von Ew. Ex. 
am Schlusse der Proklamation angedrohte Wiederherstellung der Ordnung 
durch Gewalt vermieden werden könnte. Darauf erlaubte ich mir die Be- 
merkung, daß wenn das Preußische Element noch etwas Autorität im 
Posenschen behalten sollte, eine solche in Aussicht gestellte ernste Maaß- 
regel gewiß sehr gut wäre. Und darauf hat Gen. v. Reyher nichts weiter 
bemerkt. Kurzum man sieht, daß die Behörden hier, aus zu großer Be- 
sorgniß über Deutschland, das Heft im Posenschen ganz aus den Fingern 
geben würden. Ich scheue mich nicht, zu behaupten, daß die Militär- 
und Civil-Autoritäten in Posen ohne allen Vergleich den Kopf weit mehr 
über den Ereignissen halten, als hier die ersten Autoritäten des Staates. 
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Fortsetzung Nachmittags 4 Uhr. 


Endlich erfuhr ich, daB Gen. v. Willisen zu Mittag angekommen sey; 
ich suchte sofort den Gen. v. Reyher im Kriegsministerium, im Schlosse, 
in seinem Quartier und endlich wieder im Schlosse auf, und trug wieder- 
holt meine Bitte vor, mich zu entlassen. Darauf sagte er: ,,Ja, nun wird 
es hoffentlich bald werden; Gen. v. Willisen ist sofort mit Minister v. Auers- 
wald nach Potsdam gefahren, und findet bei Sr. Majestat dem Konig 
ein geheimes Conseil statt.‘ Wann diese beiden Herren heut aus Potsdam 
zurückkehren werden, ist noch nicht bestimmt, muthmaBlich sehr spät; 
dennoch will ich noch einen Versuch machen, noch heute Abend abgefertigt 
zu werden; denn ist es nicht heute, so morgen ganz gewiß nicht, weil da 
die Landtagseröffnung stattfinden wird. — 


Von Deputirten aus dem Großherzogthum habe ich übrigens — 
außer dem Landtagsmarschall v. Hiller — Niemand gesehen. 

Über den General v. Pfuhl und wo er sich augenblicklich aufhält 
habe ich bis diesen Augenblick noch nichts erfahren können. 

Vor dem Palais des Prinzen von Preußen stehen übrigens jetzt wieder 
Bürgerschildwachen; ebenso ist die große Leinwand mit der Inschrift 
,,National-Eigenthum‘‘, welche in den ersten Tagen dort aufgespannt 
gewesen sein soll, verschwunden, und nur mit Kreide ist diese Inschrift 
auf die Thüre und äußeren Wände des Palais gemacht. Dagegen befinden 
sich am Ministerium der geistlichen Angelegenheiten, an der Wohnung 
des Grafen Stolberg pp. dergleichen Zettel. 

Die dreifarbige Fahne flaggt übrigens an jedem Hause wenigstens 
in einem Exemplare, und nur auf dem Königlichen Schlosse weht 
als Hauptflagge die schwarz und weiße Fahne mit dem Preußischen 
Adler. So wie mir Ew. Ex. Sohn von den Ulanen, der mich gestern besuchte, 
sagte, soll das Garde-Corps noch nicht die deutsche Cocarde tragen, indem 
General v. Prittwitz erst beim Kriegsministerium angefragt hätte, aus 
welcher Kasse die Kosten für diese extraordinäre Anschaffung bestritten 
werden sollten. Das Garde-Corps trägt übrigens den Gen. v. Prittwitz 
auf Händen, weil er sich in dieser schweren Zeit auf eine musterhafte 
Weise benommen haben soll. Wiewohl die Zeitungsschreiber und Pamphlet- 
schreiber den Ruhm, den sich die Garden erworben haben, auf alle Weise 
zu vernichten bestreben, so gelingt dies doch nicht, und in diesen Tagen 
hat diese Truppe eine schöne Satisfaction genossen. Der alte König 
von Hannover hat nemlich an Gen. v. Prittwitz einen ausgezeichneten 
Brief geschrieben, dessen Inhalt ungefähr sagt: „Wenn er es sich stets 
zur großen Ehre gerechnet habe, ein Preußischer General zu sein, so sey 
dies nach den neuesten Zeitereignissen jetzt doppelt der Fall; er könne 
daher nicht umhin, dies dem General v. Prittwitz ganz besonders auszu- 
drücken, und die Hoffnung zu hegen, daß ohnerachtet aller Invectiven 
die Geschichte dieses Beispiel treuester Hingebung, Ausdauer und Tapfer- 
keit vollständig würdigen und diesen Ruhm ungetrübt der Nachwelt 
überliefern werde.“ Übrigens ist heut ein Maueranschlag, wo die Bürger 


Die Stellung des Generals von Colomb zur Revolution in Posen usw. 369 


zur Versöhnung und zum Vergeben (I!!!) aufgefordert werden, da 
die Soldaten nur ihrer Pflicht, dem blinden Gehorsam gefolgt seyen, und 
wenn man nun schon fremde Truppen in der Stadt habe, so waren dies im 
Verhältniß zu den Garden, deren I’rauen und Kinder in der Stadt zurück- 
geblieben scien, und die nun des Firnährers entbehrten, — nur Fremde; 
hoffentlich würde also seine Mahnung Auklang finden, die Berliner Be- 
satzung versöhnt zu empfangen. — Ich glaube, jetzt wird dies noch nicht 
stattfinden, da die radicalen Schriftsteller durch Broschüren, Spottbilder 
und Spottlieder im entgegengescetzten Sinne das Volk bearbeiten. 

Was den König betrifft, so soll er schr geknickt sein, und lange Zeit 
bewuBllos und theilnahnılos vor sich hinstarren. Dies hat mir Ew. Ex. 
Sohn gesagt. 

Die Dislocation des Garde-Corps ist längs der Eisenbahnlinie d. h. 
der Anhaltischen, Magdeburgischen und Hamburger eingerichtet, sodaß 
bei etwaigen Ereignissen sie möglichst schnell hier in Berlin sein können. — 
Mittelst besonderer Cabinetsordre ist die Festung Spandau unter den 
speciellen Befehl des General-Kommandos des Garde-Corps gestellt. 

Dass der Ausbruch der hiesigen Revolution schon lange vorbereitet 
war, darüber ist man so ziemlich einig. Man sagt nemlich, daß vor un- 
gefähr 4 oder 6 Wochen cin belgischer Capitän hier gewesen sei, der die 
Punkte für die Barrikaden (immer an den Straßenecken so daß eine jede 
Barrikade durch die 4 Eckhäuser der sich kreuzenden Straßen bestrichen 
werden konnte) ausgewählt habe. Auch soll man während des Tumultes 
auf dem Doénhoffs-Platze einen Mann in der Arbeiterjacke, aber mit feiner 
Wäsche pp. bemerkt haben, von dem aus die oberste Leitung des Auf- 
standes ausgegangen sein soll. Heut ist die Lehrescadron und — so viel 
ich weiß — auch das 4. Ulanen-Rgt. hier eingerückl. 

Ich gebe den Brief jetzt zur Post, und wünsche sehnlichst, daß ich 
früher als derselbe in Posen eintreffen möge; wenigstens bitte ich Ew. Ex. 
ganz gehorsamst, überzeugt zu sein, daß ich nach erhaltener Abferligung 
keinen Augenblick zögern werde, dahin zu eilen, wo mich mein ehren- 
voller Beruf unter Ew. Ex. unmittelbaren Befehl zurückführen kann. 


Mit der vorzüglichsten Hochachtung Ew. Ex. ganz gehorsamster 
v. Randow Major und Adjutant. 


5. Schreiben des Generals v. Reyher. 


pr. d. 3/4. 48. 

1., Der vereinigte Landtag ist eröffnet und im Ganzen befriedigend 
ausgefallen. 

2., Was die Angelegenheit in Posen betrifft, so hal S. M. genehmigt, 
daß es bei der den Polen verheißenen nationalen Reorganisation verbleibt, 
und es soll zu diesem Ende Gen. v. Willisen nach Posen geschickt werden. 
Über die deshalb zu erlassende Verfügung und Instruction soll heut Abd. 
eine Conferenz zwischen den Ministern des Innern und des Krieges statt- 
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finden. Vor Abfassung und Feststellen ders. ist es nicht möglich dem 
Commandirenden H. Gen. etwas bestimmtes zu eröffnen, und es wird 
im Allgemeinen bemerkt, daß S. M. sich mit dem vom H. Gl. v. C. bisher 
getroffenen Maaßregeln einverstanden erklärt hat und es also bis dahin 
wo Änderungen eintreten sollen, bei dem bisherigen Verfahren verbleiben 
muß, in der Art, daß die Ruhe und Ordnung aufrecht erhalten werden 
mit möglichster Schonung und ohne Blutvergießen. 


Königliches Schloß den 2. April 1848. v. Reyher. 


6. Schreiben des Generals v. Neumann, Flügel- 
Adjutant des Königs. 
pr. d. 4/4. 48. 

Ew. Ex. mir heute zugegangenes Schreiben (ohne Datum) mit einer 
Proclamation des National-Central-Comité und einer vom Major v. Olberg 
für Richtigkeit gezeichneten Notiz, habe ich sofort Sr. Majestät mit- 
getheilt. Allerhöchst derselbe hat mir befohlen, es ungesäumt dem stell- 
vertretenden Kriegsminister, Generallieutenant v. Reyher, mit dem 
Bemerken zugehen zu, lassen, daß Ihr Schreiben dem Minister-Conseil 
vorgelegt werde. 

Ew. Ex. soll ich auf Allerhöchsten Befehl sagen, wie Sie nun mit 
allem Ernst und Energie mittelst mobiler Colonnen und aller Ihnen zu 
Gebote stehenden Mittel dahin streben sollen, gesetzliche Ordnung und 
Gehorsam in der Provinz wieder herzustellen. Wünschenswerth sei es, 
daß Scenen, wie in Galizien nicht vorkommen mögen. 


Potsdam, d. 3. April 1848. v. Neumann. 


Eingangs-Vermerk Colombs. Am 5. werden erst die hinreichenden 
Truppen disponibel sein, auch ist Willisen angemeldet, vor dessen Ver- 
such zur Beruhigung ich nichts Energisches unternehmen soll. 


7. Schreiben des Generals v. Reyher. 
pr. 9/4. 48. 

Der General von Willisen hat über den ihm ertheilten Auftrag an 
das Ministerium des Innern berichtet, und in seiner Darlegung der Ver- 
hältnisse im Großherzogthum Posen erkennt er an, daß die Hauptsache, 
welche zunächst und zwar unverzüglich gethan werden müsse, darin bestehe, 
die bewaffneten und auf verschiedenen Punkten concentrirten polnischen 
Versammlungen aufzulösen Er schätzt die Zahl der Versammelten auf 
10000 Köpfe und theilt sie in folgende Kathegorien 

(Anmkg. Colomb’s. Mir sprach er von 20 000) 

4., in solche Leute, die bei der ersten Aufforderung sofort nach 
Hause gehen werden, 

2., in Wehrmänner (der eigentliche Kern der Sache), die vor der 
Einberufung oder weil die Einberufungs-Ordre sie nicht rechtzeitig er- 


Die Stellang des Generals von Colomb zur Revolution in Posen usw. 371 


reicht hat, in die Versammlungen eingetreten sind, und wohl ohne Wider- 
rede größtentheils nach Hause gehen würden, 

3., endlich in solche Personen, die nichts anzufangen wissen oder 
in fortgesetzten Exaltationen den Polen dienen wollen; die Zahl derselben 
wird auf 1000 Mann angeschlagen. 


(Anmkg. Colomb’s. Ein albernes Rechenexempel.) 


Was die Leute ad 1 und 2 betrifft, so ware der Versuch zu machen, 
sie zur friedlichen Rückkehr zu bewegen. Hinsichtlich der Kathegorie 
ad 3 aber bemerkt Gen. v. Willisen, daß er mit Ew. Ex. verabredet habe, 
sie als Rekruten in die Landwehr einzustellen. Er besorgt jedoch ebenso 
wie die polnischen Führer und andere besonnene Leute, daß von der 
letztgenannten Classe der polnischen Versammlungen Widerstand geleistet 
werden könne, der nicht anders als blutig zu unterdrücken sein würde, 
und um dies Maaß zu verhindern, schlägt er vor, ein Posensches Freicorps 
unter einem höheren Preußischen Officier zu bilden und ein solches gleich- 
sam als einen Ableiter für den vorhandenen unruhigen Stoff zu benutzen. 

Zu diesen Entwicklungen erlaube ich mir nun zum Anhalt für Ew. Ex. 
ganz ergebenst vertraulich zu bemerken: i 

4. und 2. würden sich wie schon oben gesagt durch den anzustellenden 
Versuch, die Leute in ihre Heimath zu schicken erledigen. In Anbetracht 
des Punktes 3. aber hat das Staatsministerium den Vorschlag zur Bildung 
eines Posenschen Freicorps abgelehnt, und es könne also eine solche 
Formation nicht geduldet werden. Wenn nun der Gen. v. Willisen wie die 
Regierung von der Nothwendigkeit durchdrungen ist, daß bevor die 
Reorganisation der Polnischen Nationalität beginnen könne, die Auflösung 
der versammelten Polen erfolgt sein müsse, so bieten sich hierzu nur zwei 
Wege dar: entweder der Gen. v. Willisen schreitet persönlich ein, die Massen 
auseinander zu bringen, oder sie werden durch die Gewalt der Waffen 
aufgelöst, wenn sie sich nicht fügen. Mit dieser Ansicht werden Ew. Ex. 
einverstanden sein, und indem der Gen. v. Willisen seitens des Herrn 
Ministers des Innern mit Instruction versehen werden wird, ersuche ich 
Ew. Ex. ganz ergebenst, dem genannten General zu dem seinerseits zu 
machenden Versuche die erforderliche Zeit zu lassen, und erst, wenn es ihm 
überhaupt nicht, oder doch nicht vollständig gelingt, die versammelten 
polnischen Haufen zum Auseinandergehen zu bewegen, alsdann gegen 
diese hinreichend starke Kolonnen zu entsenden, um sie zu zerstreuen. 
Ich hoffe aber, daß es in diesem Fall Ew. Ex. möglich sein wird, das Ver- 
gießen von Blut zu vermeiden, und durch den moralischen Eindruck, 
den das Erscheinen der Truppen, besonders wenn sie überlegen sind, hervor- 
bringen dürfte,- den Zweck erreichen. Ich kann nicht verhehlen, daß 
die Lage der Sache im Großherzogthum Posen dem Ministerium große 
Sorge macht und daß es im allgemeinden Interesse nothwendig ist, sie mit 
aller möglichen Schonung zu behandeln, weshalb ich denn auch vertraue, 
daß Ew. Ex. den General v. Willisen, der nur mit der Einleitung zur Re- 
organisation der Polnischen Nationalität beauftragt ist, so weit er der 


372 Otto Hoetzsch, 


militärischen Mitwirkung bedarf, unterstützen werden, und daß für die 
Regierung eine bedeutende Verlegenheit daraus entstehen würde, wenn 
er genöthigt werden sollte, vor der Lösung der ihm gewordenen Aufgabe 
zurückzutreten. 

Ich benutze die Gelegenheit mich Ew. Ex. Wohlwollen erneut auf 
das Angelegentlichste zu empfehlen und verharre in tiefgegründeter Hoch- 
achtung und Ergebenheit 


Berlin den 8. April 1848. v. Reyher. 


Gen. v. Willisen wünscht, daß Oberst v. Brandt die 10. Landwehr- 
Brigade erhalten möchte, weil er fertig polnisch spricht und da Ew. Ex. 
gegen die Gewährung dieses Wunsches wohl nichts werden zu erinnern 
haben, so beabsichtige ich Sr. Majestät hierüber Vortrag zu halten. 
v. Reyher. 


Nach allen Nachrichten, die uns zugehen, ist Olberg als ein großer 
Polenfeind nicht immer vorsichtig in seinen Äußerungen und ich bitte 
daher Ew. Ex. so dringend als ergebenst den genannten Officier hierauf 
aufmerksam (ergänzt: zu machen), weil ich sonst nicht zu verhindern 
vermag, daß hieraus Unannehmlichkeiten entspringen. 

v. Reyher. 


NB. In diesem Augenblick (heute Mittag 2 Uhr) laBt Se. Majestat 
der König den Ministern Ew. Exzellenz Bericht vom 6. d. M. und eine 
Abschrift der darauf erlassenen Cabinetsordre v. 8. d. M. ibergeben, worauf 
der Minister v. Auerswald und ich sofort Veranlassung genommen haben, 
Sr. Majestat zu erklaren, daB keinen Falls der Tag von hier aus schon 
bestimmt werden könnte, an welchem das Einschreiten der bewaffneten 
Macht stattzufinden habe, und daß dies erst geschehen dürfe, nachdem 
der Versuch des Gen. v. Willisen, die bewaffneten polnischen Versamm- 
Jungen aufzulösen, sich als unwirksam erwiese. Se. Majestät haben ge- 
nehmigt, Ew. Ex. dies zu eröffnen. 


Berlin, den 8. April 1848. Mittags 2 Uhr. v. Reyher. 


8. 


Auf das Schreiben Colombs an den König vom 27. Mai 1848 
mitgeteilt in der Denkschrift oben S. 349 ff.) ergingen folgende Aller- 
höchste Cabinetsordres: 

Nachdem nunmehr im Großherzogthum Posen ein ruhigerer Zustand 
der Dinge eingetreten ist, willich Ihnen in Rücksicht auf Ihre vorgerückten 
Jahre und bisherigen Anstrengungen unter Bezeigung Meines Dankes 
für Ihre Mir in allen Verhältnissen geleisteten treuen und ausgezeichneten 
Dienste einen ruhigeren Posten verleihen und ernenne Sie demnach zum 
Gouverneur von Königsberg. 


Sans-souci den 10. Juni 1848. Friedrich Wilhelm. 
pr. d. 13/6. 48. 
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Da Sie nach dem Mir gehaltenen Vortrag nur ungern auf Ihren 
Posten als Gouverneur von Königsberg zurückkehren, es aber an Gelegen- 
heit fehlt, Ihnen eine andere Stelle in der Armee zu übertragen, so will 
ich Ihren Wunsch, mit der gesetzlichen Pension zur Disposition gestellt 
zu werden, erfüllen, indem Ich Ihnen zugleich, in Anerkennung Ihrer 
langjährigen, treu geleisteten Dienste, den Charakter als General der 
Cavallerie ertheile. 


Sans-souci den 7. Juli 1849. Friedrich Wilhelm. 


9 Schreiben des Deutschen Central-Comités. 


Ew. Ex. fühlt sich das deutsche Central-Comité gedrungen in dem 
Augenblicke, wo Ew. Ex. unsere Stadt zu verlassen im Begriff sind, Ihnen 
noch die dankbare Gesinnung auszusprechen, von der es stets gegen Ew. Ex. 
beseelt bleiben wird. Wie uns die gefahrvollen Tage, in denen Ew. Ex. 
die bewaffnete Macht in diesem Lande anführten, die Überzeugung gewährt 
haben, daß Sie durch echt deutschen Sinn dem Volke nahestehen, so 
glauben wir auch jetzt im Namen der ganzen hiesigen deutschen Be- 
völkerung zu sprechen, wenn wir versichern, daß unserm Gedächtniß 
das Andenken an Ew. Ex. Wirken in dieser Zeit nie entschwinden wird. 
Möge es Ew. Ex. vergönnt sein, in naher Zukunft die Früchte der An- 
strengungen zu sehen, durch die es der Militärmacht gelungen ist, ent- 
scheidend zum Schutze der deutschen Sache beizutragen und möge so 
das Band immer fest geknüpft bleiben, das die hiesige deutsche Bevölkerung 
Ew. Ex. immer eng verbunden halten wird. 


Posen, den 23. Juni 1848. Das Deutsche Central-Comite. 


10. Brief des Prinzenvon Preußen 
an Colomb. 


den 10. September 1849. 

Aus Ihrem gütigen Schreiben habe ich erst den Zusammen- 
hang ersehen, der Ihre Stellung zur Disposition herbeigeführt 
hat. Ich bedaure dies aufrichtig, da Sie trotz Jubelfeier eine 
Ausnahme hinsichtlich der Rüstigkeit machen, die sonst mit 
solchem Dienstalter nicht verbunden zu sein pflegt. Sehr aber 
bedaure ich die scheinbare Gleichstellung mit Willisen!); 
aber da sie doch nur scheinbar für jeden Vernünftigen ist, so 


1) Willisen war am 19. April 1849 als Generalleutnant mit Pension 
zur Disposition gestellt worden. 
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sollten Sie sich dies nicht so sehr zu Herzen nehmen. In der 
Armee steht Ihr Name viel zu fest, als daB in dieser eine Parallele 
gezogen werden kénnte zwischen einem General, der das wahre 
Interesse des Landes und Heeres im Auge hatte und — — — 
dem Entgegengesetzten. 

Sie haben Recht, da8 wir hier einen erfolgreichen Feldzug 
gemacht haben, und wohl hätte ich Ihnen gewünscht, Augen- 
zeuge sein zu können, wie unsere Truppen sich vortrefflich 
machen. Wer weiß, was uns noch bevorsteht und was Sie zu 
leisten noch berufen sein kénnen. 

Ihr 
Prinz von Preußen. 
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Zum 170jahrigen Bestehen des Gesetzbuches 
für Kleinrußland. 
Von Michajl Slabcenko in Odessa.) 


Am 5. Juli 1743 wurde in Gluchov das kleinrussische 
Gesetzbuch beendet und am 8. Juli nach Petersburg zur Appro- 
bation gesandt. Es trägt die Bezeichnung: ,,Prava, po kotorym 
suditsja malorossijskij narod‘‘ 2). 

Der Gedanke, eine Gesetzsammlung für Kleinrußland 
zu schaffen, tauchte schon fast bei der Einverleibung der Ukraine 
auf. Es wurden fortgesetzt neue Gesetze für Kleinrußland 
erlassen, die jedoch, weil an verschiedenen Stellen zerstreut, 
den praktischen Juristen nicht zugänglich waren. Auch die 
früheren, von der polnischen Staatsgewalt sanktionierten 
Gesetze wurden in der Ukraine noch angewandt, obwohl sie 
in mancher Hinsicht den neuen Verhältnissen nicht entsprachen. 
Die Moskauer und die Petersburger Regierung mischten sich 
mit starker Hand ins Leben der Ukraine ein und regelten es 
nach ihren juristischen Normen usw. Alles dies zusammen- 
genommen, mußte die kleinrussische Regierungsgewalt auf den 
Gedanken bringen, ihre Gesetzgebung zu ordnen, um so mehr, 
als im ersten Viertel des 18. Jahrhunderts auf diesem Gebiet 
ein Chaos herrschte, in dem sich nicht nur die russischen Reichs- 
institutionen, sondern auch die ukrainischen nur mit großer 
Mühe zurechtfanden. Die ersten Versuche, das damals in 
Kleinrußland geltende Recht zu kodifizieren, fallen denn auch 
ins erste Viertel des 18. Jahrhunderts. Einen solchen Versuch 
unternahm der Hetman Skoropadskij, indem er 1721 die Ab- 
fassung eines Gesetzkodex in kleinrussischer Sprache an- 
ordnete ?). Sein Versuch führte zu nichts. Wir wissen nicht 
einmal, ob man überhaupt die Arbeit in Angriff nahm. Doch 


1) Aus dem russischen Manuskript übersetzt von W.Christiani. 
*) Chanenko, DiariuS (Kiev 1884), S. 214. 
8) Kievsk. Star. 1887, IV, S. 788—789. 
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der Gedanke der Kodifizierung starb nicht mit Skoropadskij. Die 
Oberkriegs- und Domänenkanzlei (General’naja Vojskovaja 
Kanceljarija) ging daran, seine Absicht zu verwirklichen. Sie be- 
schloß, zu diesem Zweck zunächst Übersetzungen des Litauischen 
Statuts und des Sachsenspiegels anfertigen zu lassen, die beide in 
polnischer Sprache in der Ukraine galten. Mit der Übersetzung 
dieser beiden Gesetzsammlungen wurden Mönche des Kievschen 
Höhlenklosters und Mitglieder des Kievschen Magistrats be- 
traut 1). Aber auch der Versuch der Oberkriegs- und -Domänen- 
kanzlei zeitigte, wie es scheint, keine positiven Ergebnisse. Das 
Bedürfnis nach einem kleinrussischen Gesetzkodex bestand in- 
dessen weiter, und 1728 berief der neue Hetman Apostol infolge 
eines von Kaiser Peter II. an ihn ergangenen Befehls eine Kom- 
mission ein, die „aus geschickten und kenntnisreichen Männern“ 
(iz iskusnych i znajugtich ljudej) bestand zur Übersetzung 
des Litauischen Statuts und der deutschen Gesetzsammlung 
sowie zwecks Zusammenstellung eines Kodex aus beiden. 
Der Kommission gehörten Vertreter der Geistlichkeit aus den 
Bistiimern Kiev und Cernigov an. Spater kamen einige Kosaken- 
älteste (starsiny) hinzu. Die Kommission tagte anfangs in 
Moskau und seit 1734 in Gluchov. 1736 erhielt sie weitere 
sechs Mitglieder und bestand nunmehr aus 18 Personen *). 
Ihre Arbeit dauerte mit Unterbrechungen gegen 15 Jahre ’?), 
und das Ergebnis war die Gesetzsammlung für das kleinrussische 
Volk. 

Obwohl die Verordnung (Ukaz) Peters II. bestimmte, daß 
man sıch auf das Litauische Statut und zwei deutsche Gesetz- 
sammlungen beschränken sollte, faßte die Kommission ihre Auf- 
gabe weiter. Wir finden im Text des von ihr abgefaßten Kodex 
eine Menge Artikel, die den Ukazen Peters des Großen *), dem 
Militärreglement (reglament voinskij) 5), dem ,,Reglament Du- 


1) Slabtenko, Protokol otpusknych pisem (Odessa 1913), S. 45, 


82—83. 
2) Kistjakovskij, Izsléd. o Pravach (Kiev 1879), S. 41—44. 
3) Nähere Angaben über die Kommission bei Telitenko, Oterk 
kodif. malorus. pr. Kiev 1888. 
4) Prava 14, 15, 16, 18, 26, 31, 33, 34, 82, 95—96, 325—326, 540. 
5) Prava 68, 605, 617. 
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chovny‘‘ 1), den „Formy o sudach‘ ?), dem „Reglament Gene- 
ral'ny‘‘ 3), den Ukazen der Kaiserin Anna Ivanovna‘) und 
der Sobornoe Uloženie von 16495) entlehnt sind. Außerdem 
finden wir zweifellose Entlehnungen aus der Instruktion Skoro- 
padskijs ê), den Verordnungen Polubotoks ?), der Instruktion 
D. Apostols £), den Verträgen mit den Hetmanen ?) usw. Die 
Kommission dachte übrigens gar nicht daran, ihre Entlehnungen 
aus den von den Caren und den Hetmanen erlassenen Gesetzen 
zu verheimlichen. Im Entwurf wurde direkt gesagt, die Gesetze 
über die Landgüter beruhten auf Erlassen (gramoty) der Caren 
und Verordnungen (universaly) der Hetmane !°), die Artikel 
über die Rechte der Szlachta auf der Urkunde (gramota) vom 
27. März 1654 und auf Königlichen Privilegien !!), die Artikel 
über Ehrenkränkungen und Körperverletzungen auf dem 
Militärreglement und der UloZenie von 164912) und endlich 
die Paragraphen über Majestätsbeleidigung (o gosudarevoj česti 
1 interesnych délach) auf kaiserlichen Ukazen !?). Von allen hier 
genannten Gesetzsammlungen sind das Litauische Statut, der 
Sachsenspiegel und Porjadok (ein prozessualischer Kodex des 
Mittelalters) am besten erforscht, die übrigen Gesetzbücher sind 
verhältnismäßig wenig benutzt. Die Hauptquelle bildete das Sta- 
tut; den ihm entnommenen Paragraphen wurden nur Zitate aus 
den übrigen Quellen hinzugefügt *). Doch auch aus dem Statut 
und den übrigen Gesetzsammlungen wurde nur das genommen, 
was „zur Anwendung in den kleinrussischen Gerichten geeignet 


1) Prava 78, 79. 

3) Prava 162, 166—167. 
3) Prava 94. 

t) Prava 27. 

5) Prava 29, 54. 

€) Prava 17, 28, 99—100. 
7) Prava 80, 81. 

$) Prava 66, 97, 98, 213. 
°) Prava 11, 46, 51. 

10) Prava 830. 

un) Prava 830. 

12) Prava 834. 

13) Prava 836. 

14) Prava 844. 
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war“. Daher erlaubten sich die Kodifikatoren den Text ihrer 
Vorlagen zu kürzen, zu erweitern usw. Kürzungen sind nach 
meiner Zählung in 43 Fällen vorgenommen worden, Verände- 
rungen in 215, Erklärungen sind in 110 Fällen eingefügt, und 
außerdem sind etwa 150 Zusätze gemacht worden, von denen 
einige redaktioneller Art sind. 

Das System des kleinrussischen Gesetzbuches ist nicht 
geschickt. Es stellt die gewöhnliche gotische Klassifizierung 
dar, die aber nicht streng durchgeführt ist. In Kap. III, welches 
von den politischen Verbrechern handelt, gehört z. B. Artikel 1 
seinem Inhalt nach ins Staatsrecht. In dem die Rechte der 
Stände betreffenden Kap. IV enthalten Artikel 13 ff. Be- 
stimmungen des Verwaltungsrechts. In Kap. XIX finden sich 
viele Artikel aus dem Straf-, dem Bürgerlichen und dem Ver- 
waltungsrecht. In Kap. XXII (Raub) finden sich Paragraphen 
aus dem Staats- und dem Bürgerlichen Recht usw. Die Normen 
des Prozeßrechts sind über alle 30 Kapitel des Kodex zerstreut. 
Oft fehlt der Zusammenhang. Z. B. gehört Kap. III, Art. 3, 
$ 6 zu Art. 2; Kap. IV, Art. 1 in Kap. V; in Kap. XX Art. 26 
ist $ 7 ohne Zusammenhang mit dem ganzen Artikel; § 2 des 
Art. 30 gehört inhaltlich nicht in diesen Artikel usw. Recht 
häufig begegnet man Wiederholungen, wie z.B. Kap. XIX, 
Art. 21, § 1; Kap. XX, Art. 46, Art. 59; Kap. XXII, Art. 3, § 2 
usw. Auch finden sich ganz überflüssige Paragraphen, z. B. 
Kap. X, Art. 6, $1, Kap. XX, Art. 28, 33, 45, $ 2, Kap. XXI, 
Art. 1, $ 2 usw. An einigen Stellen sind Lücken vorhanden, 
und die Stellen sind unvollständig. Solche Stellen sind Kap. XX, 
Art. 6, $ 2, Art. 7, $ 1, Art. 11, § 2; Kap. XXIII, Art. 2, § 2 
oder Kap. XXIV, Art. 12, $ 2. Falsche Zitate sind in großer 
Zahl vorhanden, so in Kap. III, Art. 7, § 7, Art. 28, $ 2; in 
Kap. XXIII, Art. 4; Kap. XXIV, Art. 9, § 2, Art. 10; Kap. VIII, 
Art. 6, § 6, Art. 12, § 11; Kap. IX, Art. 1, §5; Kap. XXVI, 
Art. 4, § 10 usw. Außer diesen Zitaten finden wir aber in den 
Artikeln selbst beachtenswerte Verweise auf den Text der 
Gesetze, und die Prüfung dieser Verweise zeigt, wie die erste 
Redaktion des Gesetzbuches beschaffen war, welche die carische 
Approbation nicht erhielt. Die Kommission mußte deshalb 
1735 an eine Neubearbeitung gehen. Diese hat Professor 
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Kistjakovskij 1879 herausgegeben. Die erste Redaktion des 
Gesetzbuches bestand ebenfalls aus 30 Kapiteln, doch unter- 
schied sich ihr Inhalt etwas von denen der zweiten Redaktion. 
Ich habe folgende Abweichungen feststellen können. Die 
Appellation der Gefangenen betraf Kap. VIII, Art. 36; Art. 9, 
§ 2 handelte von den Gründen für das Nichterscheinen vor 
Gericht 1); Kap. X bestand aus 39 Artikeln und nicht aus 37 
wie in der zweiten Redaktion (vgl. Kap. 1V, Art. 1, $ 2), und 
zwar enthielten die Artikel 37—39 die Bestimmungen über die 
Ehescheidung; in Kap. XIV waren die Artikel 2 und 3 in einen 
zusammengezogen (vgl. Kap. X, Art. 30, §3); Kap. XVI, Art. 5 
handelte von den Schulden (vgl. Kap. XIV, Art. 17, § 2); 
Art. 17 bestand aus zwei Paragraphen; in Kap. XVII handelte 
Art. 18 von „upominal’nija pisma“; in Kap. XX handelte 
Art. 9 vom Diebstahl (vgl. Kap. XXV Art. 10), während in 
der zweiten Redaktion hier vom Mord die Rede ist; in Kap. XXIII 
handelte Art. 5 in der ersten Redaktion, wie man aus Kap. X, 
Art. 2, $ 2 schließen kann, vom Ehebruch, dagegen ist in der 
zweiten Redaktion an dieser Stelle von Vergewaltigung die 
Rede; aus Kap. VIII, Art. 21, $ 2 kann man schließen, daß 
Kap. XXIV von der Untersuchung handelte und Art. 33 dieses 
Kapitels von der Vollstreckung der Urteile; Kap. XXVI (vgl. 
Art. 2, $ 4) bestand aus 8 Artikeln; in Kap. XXVII betraf 
Art. 10 in der ersten Redaktion die Bauern der Gutsbesitzer, 
während in der zweiten Redaktion hier von dem durch Diener 
angerichteten Schaden die Rede ist usw. Aus Kap. VII, Art. 7, 
$ 2 geht hervor, daß der Kodex in der ersten Redaktion einen 
Artikel über die Personen enthielt, die sich dem Gericht nicht 
fügten; in Kap. IX, Art. 3, § 1 werden Handlungen aufgezählt, 
von denen in der zweiten Redaktion nichts erwähnt wird. 
Ferner kannte der Kodex in der ersten Redaktion drei Arten 
von Körperverletzungen, in der zweiten werden nur zwei Arten 
unterschieden (vgl. Kap. XX, Art. 46, § 4) usw. Alles das läßt 
darauf schließen, daß der Kodex in der ersten Redaktion weit 
vollständiger war als in der zweiten. Es ist gegenwärtig freilich 


1) Kap. IX, Art. 18 handelte von den Vergehen der Gutsverwalter 
und nicht von der Verjährung wie in der zweiten Redaktion. 
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schwer, den Inhalt des Kodex in seiner ersten Redaktion zu 
rekonstruieren, vielleicht aber wird eine eingehende Analyse 
der Quellen über diese Frage Licht verbreiten. Dabei müssen 
m. E. auch die Schlußfolgerungen geprüft werden, zu denen 
Professor Kistjakovski) in bezug auf die deutschen Quellen 
gelangt ist. Kistjakovskij ist nämlich der Ansicht, die deutschen 
Gesetzbücher seien im 17. und 18. Jahrhundert in Kleinrußland 
in polnischen Bearbeitungen bekannt gewesen. Eine genaue 
Prüfung des Inhalts der deutschen Gesetzbücher und des Kodex 
für Kleinrußland und ein Vergleich mit den von Professor 
Taranovskij !) angestellten Untersuchungen ergibt dagegen, 
daß in den polnischen Bearbeitungen vieles fehlt, wovon im 
kleinrussischen Kodex die Rede ist. Ich will an dieser Stelle 
hierauf nicht näher eingehen, meine aber, das kleinrussische 
Gesetzbuch verdient es, daß man diese Frage untersucht, denn 
die von den kleinrussischen Kodifikatoren geleistete Arbeit 
war für das 18. Jahrhundert eine sehr bedeutende und ist, 
obwohl sie die carische Bestätigung nicht erhielt, sowohl auf 
die Schaffung von Gerichten wie auf eine Reihe von Verord- 
nungen von Einfluß gewesen, die im inneren Leben Klein- 
rußlands eine große Rolle gespielt haben ?). 


1) Taranovskij, Obz. pam. magdeb. pr. (Warschau 1897), S. 93—109, 


167—173. 
3) Vgl. 3. B. Kievsk. Star. 1885, VII, 476—482. 
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Über die westeuropäischen Einflüsse auf 
die Statuten des Smolna-Stiftes. 


Von N. Cerepnin in Petersburg. 


In ihrem Streben, die Fortsetzerin der Taten Peters zu sein, 
glaubte Katharina, wie er, die Wohlfahrt Rußlands und die 
des russischen Volkes stehe in der engsten Verbindung mit der 
geistigen Bildung der Gesellschaft, namentlich der oberen 
Klassen. | 

Das Leben der damaligen russischen Gesellschaft, beson- 
ders in den Hauptstädten, machte den Eindruck einer wunder- 
lichen Mischung der Bildung, des äußeren Glanzes und der 
alten Barbarei. In der Provinz, unter wohlhabenden und der 
allgemeinen Achtung genießenden Gutsbesitzern gab es sehr 
viele, die weder zu lesen noch zu schreiben verstanden. 

Die Erziehung und Bildung der Knaben und Mädchen 
adeliger Familien befand sich daher in der allertraurigsten Lage. 
Es gab fast keine Krons-Lehranstalten, Privatschulen und 
Pensionen gab es auch recht wenig, und sie befriedigten die 
Gesellschaft nicht. Man war darauf angewiesen, bei der Er- 
ziehung der Kinder sich mit den leibeigenen Kinderwärtern zu 
begnügen, die gewöhnlich des Lesens und Schreibens wenig 
kundig waren, oder mit den nach Rußland kommenden .Gouver- 
neuren, hauptsächlich Franzosen. Schlözer schreibt, daß man 
sie empfing, wenn sie äußerlich anständig aussahen, ohne sich 
zu erkundigen, was sie zu Hause gewesen: Diener, Hand- 
werker oder entlaufene Offiziere, welche ihre Heimat einer 
„affaire d’honneur‘‘ wegen verlassen hatten. 

Die Erziehung und Bildung der Mädchen adeliger Familien 
war noch schlechter gestellt als die der Knaben. In Privat- 
pensionen gab man Mädchen sehr selten ab. Die Eltern wurden 
durch die gedruckten Anmeldungen dieser Schulen wenig an- 
gezogen, die versprachen, ‚die Mädchen nach einer neuen und 
sehr leichten Methode die französischen und deutschen Sprachen, 
die Moralität, die Geschichte, die Geographie, das Zeichnen, 
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Tanzen, Frisieren und andere Sachen, welche dem weiblichen 
Geschlecht gebühren, zu lehren, den Mädchen die edelsten 
Handlungen zu zeigen, welche ihrer Natur eigen sein müssen, 
und auch denen, die es wollten, Unterricht im Rechnen zu er- 
teilen“. — Gewöhnlich begnügte man sich mit einer häuslichen 
Erziehung, mit Hilfe wenig würdiger Lehrer und Erzieherinnen. 
Auf die physische Erziehung gab man wenig Acht. Man war 
bestrebt, aus dem Mädchen ein zartes, ätherisches Wesen zu 
bilden. Man fand es als Zeichen guter Erziehung, wenn das 
junge Mädchen kalt, gleichgültig und leidenschaftslos zu scheinen 
verstand. 

Sehr.viel Zeit wurde darauf angewandt, das Mädchen im 
Tanzen, Reverenzenmachen und in der Kunst, wenn nicht mit 
Grazie, dann mit Ziererei zu gehen, einzuüben, aber für die 
Bildung des Verstandes und der Seele sorgte man gar nicht. 

In den andern Ständen vollends war ein Mädchen, das zu 
lesen und zu schreiben verstand, eine Art: Wunder. 

Der Wunsch nach einer gründlichen Reform der Erziehung 
im allgemeinen wie der Bildung der Frau im einzelnen wurde 
von der Kaiserin Katharina schon gehegt, als sie noch Groß- 
fürstin war. Sie fand, daß die häusliche Erziehung nichts als eine 
„trübe Quelle sei‘, und mit Sehnsucht dachte sie an die Zeiten, 
wo „diese Quelle zu hellem Strome werde‘ 1). Sie trug sich 
mit Plänen, diesen Gedanken zu verwirklichen, der Gründung 
einer Lehranstalt in der Art von Saint-Cyr. 

Die Pläne der Kaiserin, die Frauenerziehung zu reformieren, 
wurden verwirklicht, indem sie mit dem tätigen Beistande 
Beckojs das Smolna-Stift, die erste mittlere Töchterschule in 
Rußland, nach deren Muster alle Mädchenlehranstalten ent- 
standen, gründete. 

Man nimmt an, daß die Statuten des Smolna-Stiftes nach 
dem Vorbilde der Statuten von St. Cyr entstanden seien, deren 
Kopien wären. In der Tat aber war, wie sich aus den im Mos- 
kauer Archiv des Auswärtigen aufbewahrten Dokumenten 
ergibt, die Bearbeitung der Statuten der neuen Lehranstalt in 
Rußland viel komplizierter als die Entlehnung eines fertigen 
Musters. 


*) Sammlung der Russischen Historischen Gesellschaft, VII, 86. 
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Am 1. (12.) November 1763 beschloß das Kollegium des 
Auswärtigen, den Vertretern der russischen Diplomatie in Wien, 
Kopenhagen, im Haag, in Berlin, Stockholm, Hamburg und 
Regensburg Reskripte im Namen der Kaiserin zu senden, in 
welchen die Absicht Ihrer Kaiserlichen Majestät ausgesprochen 
wurde, eine Erziehungs- und Lehranstalt für adelige Mädchen 
zu gründen. Es wurde vorgeschrieben, sogleich die ausführlich- 
sten Beschreibungen aller oder der besten Lehranstalten in den 
Staaten, an deren Höfen sie Abgesandter waren, zu liefern 1). 

Solche Aufträge wurden häufig den russischen Vertretern 
im Auslande gegeben mit dem Befehl, diese möglichst schnell 
auszuführen, denn, im Falle einer Verzögerung drohte MiB- 
billigung von seiten der Kaiserin. 

Die Gesandten beeilten sich, diese Aufträge auszuführen, 
aber das Einziehen der Auskünfte war keine leichte Sache. 
Solche Lehranstalten, welche die Kaiserin meinte, gab es recht 
wenig, und es war recht schwer, von ihnen Auskünfte zu be- 
kommen. 

Der bevollmächtigte Gesandte in Wien, Fürst Golicyn, 
meldete (13. (24.) Dezember 1763), daß in Österreich die Töchter 
der vornehmen Häuser sehr selten in Stifte zur Erziehung unter- 
gebracht, sondern zu Hause erzogen würden. Minder vornehme 
Leute, die in ihren Mitteln beschränkt waren, gäben ihre Töchter 
in Stifter ab. Die Erziehung und die Bildung der Mädchen 
scheine aber ungenügend zu sein, denn die Eltern müßten nach 
der Rückkehr ihrer Töchter diese, um ihre Bildung zu voll- 
enden, noch Lehrern anvertrauen ?). — Zu diesem Berichte 
waren einige Auskünfte über folgende Stifter hinzugefügt: Cou- 
vent de la Visitation & Vienne, Couvent de St. Laurent, Couvent 
de St. Agnés, Couvent des Ursulines, Couvent des dames de la 
congrégation de Notre-Dame & Presbourg. 

„L’ordre de la Visitation“ hatte sich nie als Ziel gesetzt, 
junge Mädchen zu bilden, aber die Armut zwang die Nonnen, 
Geld für die Erziehung zu nehmen. Im Jahre 1717 wurde. von 


1) Moskauer Archiv des Ministeriums des Auswärtigen. Protokolle 
des Kollegiums des Auswärtigen. 1763, Nr. 643, Bl. 939. 

2) Mosk. Arch. des Min. des Ausw. Verhandlungen Rußlands mit 
Österreich. III. Vienne. 1763, Nr. 189, S. 2—3. 
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der Kaiserin Amalie, der Witwe des Kaisers Joseph, nach einem 
Gelübde bei diesem Orden ein Stift gegründet mit dem speziellen 
Zweck: Mädchen in den Grundsätzen der Religion zu erziehen. 
Die Kaiserin Maria Theresia wollte die Bildung der Mädchen 
bessern und verschrieb daher aus Paris und Nancy ,,des dames“, 
welche Geographie, Geschichte und Französisch unterrichten 
sollten. 

Die Mädchen wurden im Alter von 7 bis 10 Jahren auf- 
genommen. Der Kursus des Unterrichts war sehr einfach. 
Man lehrte Kirchen- und Weltgeschichte, Französisch und 
Deutsch, Geographie, Zeichnen und Rechnen in einem sehr 
geringen Umfang. Tanzen und Singen waren untersagt. Die 
Schülerinnen wohnten mehrmals am Tage zwischen den Stunden 
dem Gottesdienste bei. 

In der Instruktion für die Nonnen, welchen die Erziehung 
der Kinder anvertraut worden war, wurde der Gedanke durch- 
geführt, daß sie auf die Kinder mit eigenem Beispiel wirken 
müßten. 

Dieselbe Ordnung der Erziehung und Bildung war in den 
drei andern Stiftern: Couvent de St. Laurent, Couvent de St. 
Agnes, Couvent des Ursulines, wohin Mädchen von verschiede- 
nen Ständen und Alter aufgenommen wurden. Die Zahl der 
Zöglinge bewegte sich zwischen 30 und 60. 

In das Stift zu Preßburg wurden Mädchen aller Stände ım 
Alter von vier Jahren aufgenommen. Aber die Töchter der 
Bürger und der armen Eltern wurden von den vornehmen Mäd- 
chen abgesondert gehalten. Dieses Stift war das größte von 
allen andern: da wurden 80 Mädchen erzogen. Der Erziehungs- 
und Bildungsplan unterschied sich nur wenig von dem Plane 
der Stifte in Wien. Der Lehrkursus war hier etwas größer. 

Diejengien, die es wollten, durften Tanz-, Musik- und Zeichen- 
stunden nehmen, sowie auch Stunden in der ungarischen und 
italienischen Sprache !). 

Nach einigen Tagen sandte Fürst Golicyn Auskünfte 
über noch ein Stift, „Le couvent des dames anglaises a St. 


1) Mosk. Arch. des Min. des Ausw. Verhandlungen Rußlands 
mit Österreich. III. Vienne. 1763, Nr. 189, Beilage zur Relation, A, B, C. 
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Hippolyte ou St. Pelten‘‘, nach Rußland, das sich in einem 
Örtchen in Unterösterreich, acht Meilen von Wien, befand. Die 
Mädchenschule an diesem Kloster galt für die beste in Öster- 
reich. Die Zöglinge lernten die deutsche, französische und 
lateinische Sprache, Geschichte, Geographie, Katechismus und 
Rechnen, und übten sich im Schreiben von Aufsätzen; in Hand- 
arbeiten, Musik und Tanz wurden sie für besondere Zahlung 
unterrichtet. Die Zöglinge wurden gezwungen, untereinander 
Französisch zu sprechen. Damit sie die französische Sprache 
vollkommen beherrschten, ließ man sie während des Karnevals 
französische Stücke aufführen. Die Vorstellungen fanden in 
Anwesenheit fremder Zuschauer statt. — Im Laufe des Tages 
gab man den Schülerinnen eine Viertelstunde zu vollständiger 
Untätigkeit, um sie zum Nachdenken und Stillschweigen zu 
gewöhnen !). 

Gleich nach dem Berichte Golicyns kamen noch weitere in 
das Kollegium des Auswärtigen, von anderen Vertretern der 
russischen Diplomatie im Auslande. 

Der Gesandte in Hamburg, Mussin- PuSkin, 
berichtet nach sorglichsten Untersuchungen, sogar bei den 
„Verfassern der alten Kirchengeschichte‘‘, ausführlich über die 
für die Mädchen der vornehmen Familien ın den Herzogtümern 
Schleswig-Holstein und Mecklenburg-Schwerin gegründeten 
Stifter, aber diese Stifter waren zum Aufenthalt erwachsener 
Mädchen bestimmt, aber nicht zur Erziehung der Kinder 2). 

Der Gesandte in Berlin, Fürst Dolgorukov, 
sendete ein gedrucktes Exemplar der ,,Statuts de la maison des 
orphelins frangais de la capitale de Berlin confirmes par Sa 
Majesté le 13 avril 1725. Avec le privilége de la maison, du 
10 décembre 1723“. Dieses Waisenhaus diente als Asyl für die 
Kinder der französischen Emigranten (,,des français refugies‘) 
oder ihre Nachkommen; hier wurden Waisen beider Geschlechter, 
Knaben nicht unter sieben Jahren, Mädchen nicht unter fünf, 


1) Mosk. Arch. des Minist. des Ausw. Verhandlungen Rußlands 
mit Österreich. III. Vienne. 1763, Nr. 193, Beilage zur Relation S. 1—6. 

2) Mosk. Arch. des Minist. des Ausw. Verhandlungen RuBlands 
mit Hamburg. 1763, Hamburg, Nr. 3. Alleruntertänigste Relation 
Nr. 89, 90. 
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erzogen. Das Asyl setzte sich als Ziel, den Kindern verarmter, 
aber vornehmer Eltern die Möglichkeit, eine anständige Er- 
ziehung und Bildung zu genieBen, zu geben. Die Kuratoren 
des Hauses sorgten vorzeitig für Anstellungen für ihre Zög- 
linge, die deren Stande entsprachen: entweder traten diese in 
den Staatsdienst ein, oder man schickte sie, ihren Neigungen 
und Anlagen gemäß, zu guten Lehrern !). 

Der bevollmächtigte Minister in Holland, Gross, berichtete, 
daß „in den Vereinigten Niederlanden es nur drei Stifter für 
junge Mädchen gäbe, welche aus den früheren Frauenklöstern 
entstanden waren“. Aber alle diese Stifter wären für erwachsene 
Mädchen eingerichtet und könnten nicht als ein Vorbild der 
von der Kaiserin projektierten Lehranstalt dienen sowie auch 
die Lehranstalten in Brüssel und in den österreichischen Nieder- 
landen, von welchen Gross auch zu berichten versprach ?). 

Der Gesandte in Regensburg, Simolin, schrieb in seiner 
Relation, daß es in Bayern wie in den benachbarten Ländern 
keine Staats-Erziehungsanstalten gäbe, welche der Kaiserin 
Katharina als Vorbild dienen könnten, und deutete auf St. Cyr 
und Stifter in Italien, besonders diejenigen in Mailand, welche 
seiner Meinung nach die passendsten Vorbilder wären >’). 

In Schweden, wie Graf Ostermann berichtete, war ein 
Versuch gemacht, eine Anstalt zur Erziehung der jungen Mädchen 
zu gründen. Im Jahre 1738 wurde ein Schloß von der Königin 
Ulrike-Eleonore geschenkt, und der schwedische Adel ver- 
pflichtete sich, zum Unterhalt dieser Lehranstalt beizutragen. 
Die Königin äußerte den Wunsch, die Leitung dieser Lehranstalt 
zu übernehmen, und gab sehr viel aus eigenen Mitteln. Dieser 
Plan wurde aber nicht verwirklicht, infolge der inneren Unruhen 
und der Weigerung des Adels, zu helfen ¢). 


1) Mosk. Arch. des Min. des Ausw. Arch. der Berliner Kommission 
1762—1764. Relation des Fürsten W. Dolgorukow um das Jahr 1763, 
Nr. 65. 

2) Mosk. Arch. des Min. des Ausw. Verhandlungen RuBlands mit 
Holland. III. La Haye. 1762—1763. Rapports en Cour no. 115. 

3) Mosk. Arch. des Min. des Ausw. Verhandlungen RuBlands mit 
Regensburg. III. Ratesbonne 1763. Rapports en Cour no. 107. 

*) Mosk. Arch. des Min. des Ausw. Verhandlungen RuBlands mit 
Schweden. Ill. Stockholm. 1764. Rapports en Cour no. 5. 
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Der Gesandte in Dänemark, Baron Korff, berichtete über 
die große Schwierigkeit, ausführliche Nachrichten über die 
Stifter zu bekommen, da die authentischen Statuten teils bei der 
Königinmutter, teils in den Archiven der Stifter verwahrt wurden 
und es nicht gestattet war, Kopien davon zu nehmen. Doch 
legte Baron Korff zu seiner Relation ausführliche Auskünfte 
über Stifter bei, die sich aber unter den Dokumenten der däni- 
schen Mission nicht erhalten haben +). 

Die Relationen der Gesandten wurden sogleich nach dem 
Eintreffen von N. Panin der Kaiserin vorgelegt. Einige von 
diesen Relationen wurden aus dem Palais ins Kollegium des 
Auswärtigen zurückgeschickt, die andern, welche einen größeren 
Wert in der Bearbeitung der Statuten einer Mädchenlehranstalt 
hatten, wurden nicht zurückgesandt. 

Die Auskünfte über Mädchenschulen im Auslande, welche 
von den Repräsentanten der russischen Diplomatie geliefert 
worden waren, enthielten eigentlich wenig Wertvolles. Der 
Grund lag nicht in der Unwissenheit oder in dem Mangel an 
Energie der Abgesandten, sondern in den damaligen Zuständen 
der Bildung überhaupt und in denjenigen der Mädchen ins- 
besondere, in den Ländern, woher die Kaiserin Katharina um 
Auskünfte gebeten hatte. 

Nicht besser war der Zustand der Frauenbildung in Holland, 
Dänemark, Schweden und Österreich. Bei den russischen Ver- 
tretern in Frankreich, Italien und: England hatte die Kaiserin 
Katharina nicht um Auskünfte gebeten. 

Wir können vermuten, Beckoj sei zu Zeiten seiner aus- 
ländischen Reisen so gut mit St. Cyr und mit den Erziehungs- 
und Lehranstalten Italiens bekannt geworden, daß die Kaiserin 
das Mitwirken der Vertreter der russischen Diplomatie in Frank- 
reich und Italien überflüssig fand. Was aber England anbe- 
trifft, so hatte Katharina anfänglich nur Interesse dafür, wie 
da die Seewissenschaften unterrichtet werden. Das systemati- 
sche Aussenden der jungen Leute an die Universitäten Englands 
begann etwas später. In bezug auf die Bildung der Frau hatte 
man von England nichts zu entlehnen. 


1) Mosk. Arch. des Min. des Ausw. Verhandlungen RuBlands mit 
Dänemark. III. Copenhague. 1764. Rapports en Cour no. 13. 
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Ende April 1764 war die Abfassung der Statuten des 
Smolna-Stiftes zu Ende. In diesen Statuten wurden klar und 
ausführlich verschiedene Seiten des Lebens und der Tätigkeit 
der neuen Lehranstalt festgestellt. An der Spitze stand die 
Vorgesetzte, die von der Kaiserin selbst angestellt wurde. Sie 
sollte nicht nur die Erziehung leiten, sondern auch den Unter- 
richt, und mußte daneben den Haushalt beaufsichtigen. Die 
Sorgen der Vorgesetzten, hauptsächlich um den Haushalt, 
wurden von den Gliedern des Rates, die von der Kaiserin aus 
Senatoren und andern vornehmen Personen ernannt wurden, 
geteilt. 

Es wurde festgesetzt, daß der Komplex der Zöglinge nicht 
200 überschreiten müsse. Jedesmal nahm man Mädchen von 
fünf bis sechs Jahren auf. Die Aufnahme fand einmal in drei 
Jahren statt. Die Zöglinge mußten zwölf Jahre im Stifte ver- 
weilen, und die Eltern bestätigten beim Eintritt der Töchter 
mit einer Unterschrift, daß sie ihre Töchter vor dieser Frist 
nicht nach Hause fordern dürften. 

Jede der vier Klassen der neuen Lehranstalt stand unter 
der Aufsicht einer besonderen Aufseherin, deren Pflicht darin 
bestand, die Mädchen ihrer Klasse zu erziehen und den Lehre- 
rinnen im Unterrichte zu helfen. Wenn aber es an Lehrerinnen 
mangelte, wurden auch Lehrer angestellt. 

Den Fragen der religiösen, moralischen und physischen Er- 
ziehung war recht viel Raum zugewiesen. Man sollte die Schüle- 
rinnen in Religion, Mutter- und Fremdsprachen, Rechnen, 
Geographie, Geschichte, Versifikation, auch teilweise in Archi- 
tektur und Heraldik, Zeichnen, Tanz, Gesang, Handarbeiten 
und in der Führung der Haushaltung unterrichten. 

Die Kaiserin förderte auch die Entwicklung der päda- 
gogischen Anlagen der jungen Mädchen. Deshalb mußten 
täglich zwei Zöglinge der oberen Klasse den Zöglingen der unte- 
ren, als Gehilfinnen der Lehrerinnen, Unterricht erteilen. 

Als Katharina und Beckoj die Statuten des Smolna-Stiftes 
bearbeiteten, bestanden sie darauf, daß zwischen der Bildung 
der Knaben und der Mädchen kein Unterschied sein dürfe. 

Diese Statuten des Smolna-Stiftes sind durchaus keine 
Kopie derer von St. Cyr. Die Kaiserin Katharina war nicht 
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derselben Anschauung über die Erziehung der jungen Mädchen 
wie Madame de Maintenon, die Gründerin von St. Cyr 1). Schon, 
daß die Kaiserin sich an die russischen Vertreter in Westeuropa 
um Auskünfte über die Mädchenlehranstalten gewandt hatte, 
zeugt davon, daß Katharına bei der Gründung des Smolna- 
Stiftes nicht bloß St. Cyr nachahmen wollte. Ganz verschieden 
waren auch die Ziele, die die beiden Lehranstalten verfolgten. 
Indem die Kaiserin Katharina sich mit großen Plänen trug, 
ein neues Geschlecht von Menschen mittels der Erziehung zu 
bilden, wurde St. Cyr von Ludwig XIV., um dem Adel einen 
Gefallen zu tun und ihm den königlichen Dank für seine Ver- 
dienste zu bezeigen, gegründet und hatte gar nicht die Hebung 
der Sitten im Auge. 

Da diese hohen Kuratoren verschiedener Anschauungen 
über ihre Lehranstalten waren, so war ihr Verhalten zu diesen 
auch ein verschiedenes. Es war Katharinas ernster Wunsch, 
daß das Smolna-Stift einen tiefen Einfluß auf die Frauenbildung 
haben solle. Obwohl St. Cyr eine hohe und reine Idee Mme. 
de Maintenons war, diente es auch zugleich als ein Zeitvertreib 
Ludwig XIV. Die Fragen der Bildung standen in St. Cyr 
im Hintergrunde. Mme. de Maintenon deutete darauf hin, 
daß ihr ernste Bildung für junge Mädchen überflüssig scheine. 
In St. Cyr wurde das Lesen der ernsten Bücher nicht gefördert. 
In den Statuten des Smolna-Stiftes war der Frage der Gründung 
einer Bibliothek für die Zöglinge sehr vielRaum zugewiesen, und 
viel davon gesprochen, daß die Zöglinge zum selbständigen Lesen 
der ernsten Bücher angehalten werden müßten. 

Das Smolna-Stift hatte nichts, was an das Kloster erinnern 
konnte, während St. Cyr etwa zwischen einem Kloster und 
emer weltlichen Lehranstalt war. 

Ganz verschieden waren auch der Geist und die Stimmung 
in den beiden Stiftern. In den Statuten des Smolna-Stiftes fühlt 
man immer die Sorge für das ‚zarte Alter“ der Zöglinge, die 
Lehrkräfte werden an den ,,unreifen Verstand“ der Mädchen 
erinnert. Indem sie die Schülerinnen zum Leben vorbereiteten, 


1) Das hatte die Kaiserin selbst, z. B. in ihrem Briefe an Voltaire, 
ausgedrückt. (S. Sammlung der Russischen Historischen Gesellschaft 
Bd. XIII, 226.) 
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durften ihnen die Erzieherinnen das Leben nicht in schwarzen 
Farben malen. Ganz anders in St. Cyr. Mme. de Maintenon 
setzte es sich als Ziel, die Mädchen zu einem rauhen, schweren, 
an Mangel reichen Leben vorzubereiten, indem sie alle Illusion 
vernichtete. Sie malte den Zöglingen das Leben in den schwärze- 
sten Farben, erzählte ihnen Beispiele aus eigener Erfahrung, 
lehrte, daß die Zöglinge, nachdem sie St. Cyr verlassen, sogar 
bei ihr weder Hilfe noch Schutz finden könnten, daß ihre Tür 
ihnen verschlossen bleiben werde. 

Gewiß hatte man bei der Gründung des Smolna-Stiftes aus 
den Statuten von St. Cyr einiges entlehnt, aber nicht die Idee 
oder den inneren Inhalt dieser Lehranstalt, sondern nur die 
Form 1). Es war ganz natürlich, denn St. Cyr war zu der Zeit 
fast die einzige ordentlich organisierte Lehranstalt in Europa. 
Aber dergleichen hatte man nicht minder aus dem österreichi- 
schen Stifte St. Pölten entlehnt 2). 

Katharina und Beckoj hatten, nach dem Ausspruch Vol- 
taires, „plus que St. Cyr“ getan?). Dieses Geständnis war 
kein bloBes Kompliment im Munde Voltaires. Der Unterschied 
zwischen Smolna und St. Cyr war so bedeutend, daB der 
Geschichtsschreiber von St. Cyr, indem er alle Staaten, welche 
St. Cyr als Vorbild ihrer Mädchenlehranstalten genommen 
hatten, erwähnt, von Rußland schweigt ‘). 

Nachdem Beckoj und seine Mitarbeiter alle Auskünfte 
über die Mädchenlehranstalten in Westeuropa studiert hatten, 
bearbeiteten sie die Statuten des Smolna-Stiftes, welche von 
den besten pädagogischen Ideen der damaligen Zeit durch- 
drungen waren und in manchen Punkten sogar die Statuten 
fremder Lehranstalten übertrafen. In ihnen spiegelten sich 
die philosophischen und pädagogischen Gedanken, die zu der 
Zeit in Westeuropa herrschten, wieder, und daneben machte 


1) z. B. die Teilung der Zöglinge dem Alter nach, der Unterschied 
der Alter nach den Farben der Kleider, die Anordnung des Haushaltes usw. 

3) z.B. was das Alter der Aufnahme, die Dauer des Lehrkursus, 
die Erlernung der Fremdsprachen anbetrifft. 

3) Brief Voltaires an Katharina II. vom 12. Dezember 1772. Oeuvres 
complétes de Voltaire t. XLII. 

*) Lavallee, Histoire de la Maison royale de Saint-Cyr p. 243. 
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sich der Einfluß der beiden maßgebenden Persönlichkeiten, 
Katharinas und Beckojs, geltend. 

So sieht man in diesen Statuten die Ideen Lockes und seiner 
französischen Anhänger sich wiederspiegeln, zum Beispiel in 
der Frage über die physische Erziehung, über die Bedeutung 
der Spiele, die Feststellung der Aufgaben der Erziehung, die 
veredelnde Bedeutung der moralischen Erziehung, das Pflicht-, 
Ehr- und Schamgefühl, die Bedeutung des Beispiels, die Förde- 
rung des guten Betragens, die Milde der Strafen, teilweise sogar 
die Frage über die Wahl der Lehrfächer. Einige Anschauungen 
Rousseaus erkennt man in den Ideen der Statuten über die 
moralische Erziehung, die Arbeit, das Beispiel der Erziehe- 
rinnen, den Einfluß der Umgebung. In diesen Statuten kann 
man sogar die Ideen Helvetius’ über den mächtigen Einfluß 
der Erziehung und auch Diderots Glauben an die wohltätige 
Wirkung der Bildung finden. Auch die Ideen von „Abbe de 
St. Pierre“, die er in seinem Werke ,,Projet pour perfectionner 
Péducation des jeunes filles“ ausdrückt, sind hier zu spüren, 
sowie die Ratschläge einzelner Personen, wie z. B. die des 
Arztes Sanches, und sogar Meinungen, die in dem Pariser Salon 
der Marquise de Lambert ausgesprochen wurden !). 

Aber die Wahl der Ideen, welche die Grundlage der Sta- 
tuten des Smolna-Stiftes bilden, wurde durch das Ziel, welches 
Katharina für die Frauenbildung verlangte, festgesetzt, ebenso 
wie durch die persönlichen Anschauungen Katharinas und 
Beckojs, welche diejenigen, die sie aus verschiedenen Quellen 
geschöpft, nach eigener Art in ein pagent und harmonisches 
Ganzes umwandelten. 


1) Vgl. Lappo-Danilewsky: Beckoj und sein System der Erziehung. 
(Bericht über die 44. Zuerkennung des Preises des Grafen Uvarov, S. 134 
—145, 153—154, 155—156.) 
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Die Urkunden Stephans des Großen. 


Von J. Nistor in Czernowitz. 


Joan Bogdan, Documentele lui Stefan cel Mare 
(Die Urkunden Stephans des Großen), Bucuresti 1913, 2 Bande 
(I. Bd. XLVI + 518 S., II. Bd. XXI + 611 S.)— Docu- 
mente false atribuete lui Stefan cel Mare 
(Falsche, Stephan dem Großen zugeschriebene Urkunden), 
Auszug aus dem „Buletinul Comisiei Istorice a Romäniei“ 
1 (1913) S. 103—160. Mit 6 phototypischen Faksimiles. 


Zur dauernden Erinnerung an die A00jährige Wiederkehr 
des Sterbetages Stephans des Großen (2. Juli 1904) beschloß 
das rumänische Unterrichtsministerium dem verewigten mold- 
dauischen Fürsten ein seiner Größe und historischen Bedeutung 
würdiges Denkmal zu setzen. Die Bürger von Jassy hatten 
bereits vor einigen Jahrzehnten das Andenken dieses großen 
Woiwoden durch die Enthüllung eines herrlichen Reiterstand- 
bildes in ihrer Stadt verewigt. Deshalb sollte das beabsichtigte 
neue Denkmal nicht wieder in Erz gegossen werden, sondern 
diesmal literarischer Natur sein und in der kritischen 
Herausgabe sämtlicher aus der fürstlichen Kanzlei hervor- 
gegangenen Urkunden, Verträge, Gesandtschaitsinstruktionen, 
Privilegien, Geleitsbriefe und sonstigen Schriftstücke bestehen. 

Mit der wissenschaftlichen Ausführung dieser ebenso ehren- 
vollen, wie mühsamen und schwierigen Aufgabe wurde seitens 
des damaligen verdienstvollen Unterrichtsministers Spiru 
H a r e t der Professor für slawische Philologie an der Bukarester 
Universität Joan Bogdan betraut. Diese Wahl war wohl 
die denkbar glücklichste, denn sie fiel auf einen ernsten und 
scharfsinnigen Gelehrten und Forscher, der die sicherste Gewähr 
für das glückliche Gelingen des Werkes bot. Die weitaus über- 
wiegende Mehrzahl der Urkunden Stephans des Großen sind ın 
slawischer Sprache verfaßt; diese war nämlich zu jener Zeit die 
vorherrschende Sprache der fürstlichen Kanzlei. Zur kritischen 
Ilerausgabe des sehr reichhaltigen Urkundenmaterials derselben 
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war demnach niemand berufener als Professor Joan Bogdan, 
welcher seit vielen Jahren auf dem Gebiete der slawischen 
Philologie erfolgreich tätig ist und mit vollem Rechte als der 
eigentliche Begründer der slawischen Studien 
in Rumänien angesehen werden kann. Die Vertrautheit 
mit der slawischen Philologie ist für das tiefere Eindringen in 
die rumänische Geschichts- und Sprachforschung unumgäng- 
lich notwendig. Bogdan wies bei jeder Gelegenheit darauf hin 
und eröffnete auch an der Bukarester Universität ein Se- 
minarfürslawische Philologie. Zur leichteren 
Einführung in die Diplomatik und Paläographie verfaßte er 
auch ein Paläographisches Album, das 26 Faksi- 
miles slawisch-rumänischer Originalurkunden aus dem 15. Jahr- 
hundert enthält. 

Ebenso erfolgreich wie die akademische Lehrtätigkeit ist 
auch Bogdans Forschungsarbeit. Selten war ein Gelehrter 
in der Auffindung neuer wichtiger Quellentexte von so großem 
Glücke begünstigt wie er. Aber auch selten wurden die ge- 
machten Funde mit einer solchen Sorgfalt und Sachkenntnis 
verarbeitet wie eben jene Bogdans. In den russischen 
Archiven entdeckte er die Aufzeichnungen einer mol- 
dauischenundeineraltbulgarischenChronik, 
die er mustergültig edierte und vom sprachlichen und histori- 
schen Standpunkte eingehend beleuchtete. Ihm verdanken 
wir auch die erste kritische Edition sämtlicher moldauischer 
Chroniken vor Ureche, die er zur leichteren Benützung mit 
einer sorgfältigen rumänischen Übersetzung versah. Von 
gleich großer Wichtigkeit sind ferner Bogdans Urkunden- 
editionen. Die Ergebnisse seiner Sammlungs- und For- 
schungstätigkeit in den polnischen Archiven füllen 
zwei große Ergänzungsbände der Kollektion Hor- 
muzakiaus. Sie umfassen 633 Urkunden und Nachrichten 
zur rumänischen Geschichte in der Zeit von 1510 bis 1640. 
Den polnischen und russischen Texten ist eine französische 
Übersetzung beigegeben. Zu dieser bedeutenden Quellen- 
edition gesellte sich bald eine zweite, ebenso wichtige, welche 
den langjährigen Studien Bogdans in dem Stadtarchiv 
vonKronstadtin Siebenbürgen ihre Entstehung verdankt. 
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Eswardiesdererste Band der „Urkunden, betreffend 
die Beziehungen der Walachei zu Kron- 
stadt und zu Ungarn im 45. und 16. Jahr- 
hundert‘, das im Jahre 1908 eine zweite Auflage erfuhr. 
Es umfaßt 312 Urkunden und Briefe, welche Bogdan gewissen- 
haft edierte und mit einem einleitenden Studium über die 
rumänische Diplomatik — dem ersten dieser Art 
in der rumänischen Geschichtsliteratur — und mit einer rumäni- 
schen Übersetzung versah. Durch diese allen Anforderungen 
der historischen Kritik vollauf entsprechenden Publikationen 
hat sich ihr Autor einen über die Grenzen Rumäniens weit 
hinausreichenden wissenschaftlichen Ruf begründet. Seine 
Werke erfreuten sich in Fachkreisen der größten Wertschätzung. 
Es genügt ja auf die Besprechungen derselben im Archiv 
für slawische Philologie hinzuweisen, wo Gelehrte 
von der Kompetenz eines Vladislav Jagié und Kon- 
stantin Josef Jireéek der wissenschaftlichen Tätig- 
keit Bogdans volles Lob spenden. (Vgl. Arch. f. slaw. Phil. 
XV, S. 81, XVIII, S. 287, XXVII, S. 295). Professor Joan 
Bogdan gehört wohl zu den bedeutendsten und verdienst- 
vollsten rumänischen Geschichts- und Sprachforschern. Er 
hat durch seine zahlreichen geschichtlichen Abhandlungen und 
wertvollen Quelleneditionen das Studium der rumänischen 
Vergangenheit wesentlich gefördert und die Kenntnis der- 
selben erheblich erweitert. Schon V. Jagié hat mit Recht 
darauf hingewiesen, daß sich mit jeder neuen Entdeckung Bog- 
dans zugleich auch die Kenntnis der mittelalterlichen kirchen- 
slawischen Literatur erweitert. Seine Werke gehören nicht 
nur zu den besten und gewissenhaftesten Arbeiten der modernen 
rumänischen Geschichtsschreibung, sondern sie liefern zugleich 
wertvolle Beiträge zur Erweiterung und Vertiefung der slawi- 
schen Studien überhaupt. 

Es stand demnach zu erwarten, daß auch das literarische 
Denkmal, dessen Ausführung das rumänische Unterrichts- 
ministerium dem Professor Joan Bogdan anvertraut hatte, 
seinen bisherigen Publikationen an wissenschaftlichen Wert 
und Gewissenhaftigkeit nicht nachstehen werde. Und in der 
Tat hat Bogdan das ihm entgegengebrachte Vertrauen in vollem 
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MaBe gerechtfertigt, indem er ein Werk lieferte, das allen Er- 
wartungen, die man an seine bewährte Forschungs- und Schaffens- 
kraft gestellt hatte, bei weitem übertraf. Aus der 47jährigen 
Regierungszeit Stephans des Großen (1457—1504) hat sich 
eine stattliche Anzahl von Aktenstücken erhalten. Bogdan 
kennt ihrer 448, von welchen 264 im Original und 184 in Kopien, 
Übersetzungen und Regesten vorliegen. Von diesen Akten- 
stücken waren zwar die meisten schon bekannt, ja zum größten 
Teile auch in verschiedenen Zeitschriften und Sammelwerken 
bereits veröffentlicht; sie waren aber für ernste Studien nicht 
zuverlässig und auch nicht leicht zugänglich. Der Rest ist 
von Bogdan gesammelt und von ihm zum erstenmal veröffent- 
licht und kritisch beleuchtet worden. 

Um daher eine zuverlässige und kritische Edition dieser 
Urkunden zu gewinnen, mußten alle Texte mit dem Original 
verglichen und neu kollationiert werden. Daraus erwuchs dem 
gewissenhaften Forscher eine doppelte Aufgabe, nämlich die 
Sammlung und Sichtung aller bereits veröffentlichten Ur- 
kunden und die Eruierung der Fundstätte der Originale. Was 
letztere anbelangt, so sind sie fast über ganz Osteuropa zer- 
streut. Von den 264 Originalurkunden Stephans des Großen 
befinden sich bloß 183 in Rumänien, teils in den öffentlichen 
Archiven zu Bukarest und Jassy, teils im Privatbesitz. Die 
restlichen 81 Originale sind zerstreut in den Archiven von 
Kronstadt, Prejmer und Bistritz in Siebenbürgen, in den Ar- 
chiven von Czernowitz und Putna in der Bukowina, im Bawo- 
rowskischen Museum und im Stadtarchiv von Lemberg in Gali- 
zien, ferner in den verschiedensten Archiven und Museen von 
Kisinev, Moskau, Petersburg, NieSwieZ und Warschau in 
Rußland und schließlich im Archiv des Athosklosters Zografu. 
Der Verfasser hat alle diese Aktenstücke teils nach den Ori- 
ginalen, teils nach Photographien kopiert, um an der Hand 
dieser gewissenhaften Kopien die bereits veröffentlichten Texte 
richtigzustellen. Zu diesem Zwecke unternahm er mehrere 
Studienreisen, eine nach Österreich-Ungarn und zwei nach 
Rußland, um in den dortigen Archiven nach den Urkunden 
Stephans des Großen zu fahnden. Das Ergebnis seiner archi- 
valischen Studien war recht zufriedenstellend, indem er auf gar 
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manches unbekannte Material stieß (vgl. II. Nr. CLX XIX, 
S. 442 ff.; II. Nr. CXCI, S. 472 ff. usw.). Dabei gelang es ihm, 
auch etliche Originalurkunden zu entdecken, die bisher nur in 
‚schlechten Kopien oder kurzen Regesten bekannt waren. Frei- 
lich gelang dies nicht immer, denn die Originale zu den rest- 
lichen 184 Schriftstücken, die nur in Kopien oder Regesten 
vorliegen, konnten nicht eruiert werden; diese dürften in den 
Stürmen der Zeit zugrunde gegangen sein. 

Die so mühsam gesammelten Dokumente teilte der Ver- 
fasser in zwei Gruppen, nämlich in Urkunden, welche sich auf 
die inneren Verhältnisse beziehen, und in solche, welche äußere 
Angelegenheiten behandeln. Innerhalb der beiden Gruppen 
sind die Urkunden chronologisch geordnet. Die erste Gruppe 
umfaßt 378innere Urkunden (I, S. 1—518, und II, S. 1—253); 
die zweite Gruppe zählt 70 Dokumente (II, S. 254—796), 
welche auf die auswärtigen Beziehungen Stephans des Großen 
Bezug haben. In beiden Gruppen sind die Texte mustergültig 
ediert. Von einer Übersetzung derselben glaubte der Verfasser 
in den meisten Fällen abstehen zu sollen, da besonders die 
inneren Urkunden nach bestimmten Formularien verfaßt sind 
und daher in vielen Fällen dieselben stereotypen Formen und 
Redewendungen wiederkehren. Um aber die Benützung des 
Werkes auch den Forschern zu ermöglichen, welche des 
Slawischen nicht vollkommen mächtig sind, schickt der Ver- 
fasser jeder Urkunde eine sehr ausführliche Inhaltsangabe 
in der Form eines Regestes voraus, so daß schon darin die wesent- 
lichsten Punkte der Urkunde zum Ausdruck gelangen. Er 
unterließ es auch nicht, Textstellen, welche, sei es wegen ihrer 
Stilisierung, sei es wegen der Wichtigkeit ihres Inhaltes, einer 
besonderen Erklärung bedürfen, in den sich daran anschließen- 
den Anmerkungen sinn- und wortgetreu zu übersetzen. In 
diesen Anmerkungen gibt uns der Verfasser zunächst eine genaue 
Beschreibung der Originalurkunde — wenn diese nicht mehr 
erhalten ist, der Kopie oder des Regestes —, zeigt den Fundort 
derselben an sowie die Zeitschrift, wo sie vorher veröffentlicht 
wurde. Er unterläßt es auch nicht, auf die Ungenauigkeiten 
und Fehler hinzuweisen, die in den älteren Publikationen 
untergelaufen sind. Diese Anmerkungen erweitert der Verfasser 
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zuweilen zu übersichtlichen Abhandlungen über diverse Fragen 
der altmoldauischen Kultur- und Wirtschaftsgeschichte. Hier- 
bei schöpft er stets aus dem Vollen und regt zu vergleichenden 
Studien an. Er geht immer auf den Inhalt der Urkunde ein 
und beleuchtet ihn von jedem Gesichtspunkte aus. Eine be- 
sondere Aufmerksamkeit wendet der Verfasser den Siegeln zu, 
welche an den Originalurkunden hängen, und liefert sehr wert- 
volle Beiträge zur rumänischen Sphragistikund He- 
raldik. In den Noten zu den einzelnen Urkunden unter- 
läßt er es nicht, auf alle jene Bezeichnungen hinzuweisen, 
welche zur Kenntnis der altrumänischen Institutionen, Rechts- 
gebräuche, politischen, sozialen und wirtschaftlichen Zustände 
im 15. Jahrhundert beitragen könnten. Ein besonderes Augen- 
merk richtet er auf de topographischen Verhält- 
nisse der Moldau zur Zeit Stephans des Großen. Die Fest- 
stellung der in den Urkunden erwähnten Orts- und Flurnamen 
sowie deren zutreffende Identifizierung mit den modernen ist 
eine Riesenleistung, die wohl nur der vollauf zu würdigen ver- 
mag, der selbst auf diesem Gebiete gearbeitet hat. Und dies 
besonders in der Moldau, wo es an zuverlässigen Vorarbeiten. 
und Behelfen noch völlig mangelt. Die in den meisten Urkunden 
angeführten Zeugen boten dem Verfasser Gelegenheit, auf die 
Genealogie einiger moldauischen Bojarenfamilien einzu- 
gehen und in das Dunkel dieses Wissenszweiges einige Licht- 
strahlen eindringen zu lassen (vgl. I, S. 148, 151, 194, 271, 
331, 379, 393, 499; II, 17, 20, 52, 54, 58, 61, 73, 138, 150, 195, 
200, 232). Der Verfasser verweist auch auf die sprach- 
lichen Eigentümlichkeiten der Texte, so daß 
seine Bemerkungen auch für die slawische Philologie von Be- 
deutung sind. Es würde uns viel zu weit führen, wollten wir 
auf die zahlreichen Anregungen und Hinweise näher 
eingehen. Der Leser findet sie alle in dem am Schlusse des 
II. Bandes angeführten Namen- und Sachregister. So bietet 
uns das neueste Werk Bogdans eine reiche Fundgrube äußerst 
wertvoller Nachrichten zu allen Zweigen der rumänischen 
Geschichte. Er berichtigt alte Irrtümer, eröffnet neue Gesichts- 
punkte und bereichert die Geschichtswissenschaft mit wert- 
vollen Details, wie sie eben nur ein langjähriges Studium und 
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eine gute Vertrautheit mit allen darauf bezugnehmenden 
Quellen zeitigen kann. 

Professor Bogdan hat seine gelehrten Forschungen auch 
nach einer anderen Richtung ausgedehnt. Er hat die ein- 
zelnen Schriftstiicke auch auf ihre Echtheit geprift und da- 
durch ein Gebiet betreten, dem in der rumänischen Geschichts- 
forschung bisher nur wenig Beachtung geschenkt wurde. 
Seinem kritischen Forscherauge war es nämlich nicht ent- 
gangen, daß etliche Urkunden, welche Stephan dem Großen 
zugeschrieben wurden, nicht aus der Kanzlei dieses Fürsten 
hervorgegangen waren, sondern sich vielmehr als spätere 
Fälschungen erweisen. Als solche erkannte er neun Urkunden, 
welche Stephan dem Großen zugeschrieben wurden. Die 
Urkundenfälschung wurde in der Moldau zwar nicht in dem- 
selben Maße betrieben wie ‘in den westlichen Ländern, aber 
unbekannt war sie auch hier nicht. Bogdan hat schon 
früher auf drei äußerst interessante Fälschungen aufmerk- 
sam gemacht, nämlich auf das sogenannte Bärlader Diplom 
des Iwanko Rostislawicz (1131), auf eine Urkunde des Bul- 
garenzaren Johannes Kaliman Asen (1192) und schließlich 
auf eine Urkunde des Jurg Koriatowicz (1374). Das Studium 
der Urkunden Stephans des Großen bot ihm Gelegenheit, eine 
vierte ebenso interessante Fälschung nachzuweisen. Es ist 
dies die angebliche Korrespondenz Stephans des 
Großen mit dem Ochrider Erzbischofe 
Dorotheius. Die Frage nach der Echtheit oder Unecht- 
heit dieser Korrespondenz ist deshalb ungemein wichtig, weil 
es von der Beantwortung derselben abhängt, ob sich die ober- 
_hirtliche Gewalt des Erzbischofs von Ochrid auch über die 
Moldau ausdehnte oder nicht. Bogdan bespricht eingehend 
alle Ausgaben, welche diese Korrespondenz enthalten und 
zeigt, daß alle auf die von V. Grigorovié entdeckte Hand- 
schrift zurückgehen. Bei der genauen Betrachtung derselben 
konnte er konstatieren, daß sie zwei ganz verschiedene Schrift- 
züge aufweist und demnach von zwei ganz verschiedenen 
Schreibern herrührt. Die ersten acht Blätter sind in der 
für das XV. Jahrhundert charakteristischen Halbunziale ver- 
faßt, während die daran angehefteten Blätter, die angebliche 
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Korrespondenz Stephans des Großen mit dem Erzbischofe 
Dorotheius enthaltend, in der Kursive des 18. oder spätestens 
des 17. Jahrhunderts geschrieben sind. Aus den von Bogdan 
beigeschlossenen phototypischen Faksimiles ist dieser Unter- 
schied ganz klar ersichtlich. Außer diesem äußeren Merkmal 
sprechen noch andere innere Motive gegen die Echtheit der 
Korrespondenz. Die Korrespondenz soll im Jahre 1456 ver- 
faßt worden sein, als in der Moldau noch Petru III. Aron 
regierte. Ferner erwähnt die Korrespondenz in der Moldau 
Kirchenfürsten, die niemals pastorierten u. dergl. Alle diese 
Verdachtsmomente verdichten sich zur Gewißheit, daß diese 
Korrespondenz eben eine viel spätere Fälschung sei (S. 106—122). 
Die anderen Fälschungen betreffen innere Angelegenheiten von 
geringerer Bedeutung. 

Das Werk Bogdans entspricht nicht nur allen sachlichen, 
sondern auch allen methodischen Anforderungen einer modernen 
wissenschaftlichen Urkundenedition. Der Verfasser gibt näm- 
lich zu Beginn des I. Bandes ein sehr ausführliches Literatur- 
verzeichnis und am Schlusse des II. Bandes einen sehr reich- 
haltigen Index aller in den Urkunden erwähnten Personen- 
und Ortsnamen. Er unterzieht sich der Mühe, dem Leser 
auch ein Verzeichnis der selteneren slawischen und rumänischen 
Wörter sowie einiger rumänischen grammatikalischen Formen 
und Redewendungen, welche ihm in den slawischen Texten 
auffielen, zu bieten. Dadurch gewinnt das Werk an Über- 
sichtlichkeit, und dadurch wird auch die Benutzung wesent- 
lich erleichtert. Schließlich darf es nicht unerwähnt bleiben, 
daß die technische Ausführung des Buches als eine vorzügliche 
bezeichnet werden muß. Sie macht der Historischen 
Kommission Rumäniens, in deren Verlag es er- 
schienen ist, alle Ehre. 

So können wir mit besonderer Freude und Genugtuung 
konstatieren, das Professor Joan Bogdan dem ehrenvollen 
Auftrage des rumänischen Unterrichtsministeriums in glän- 
zendster Weise nachgekommen ist, indem er Stephan dem Großen 
ein seinem Andenken würdiges Denkmal gesetzt hat. Er hat 
der rumänischen Geschichts- und Sprachforschung neue Quellen 
erschlossen, er hat viele Irrtümer berichtigt, er hat die rumä- 
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nische Geschichtsliteratur mit einer allen sachlichen und metho- 
dischen Anforderungen vollauf entsprechenden Urkunden- 
edition — der besten ihrer Art in Rumänien — bereichert, 
wofür ihm nicht nur die Rumänen, sondern alle Fachmänner 
und Geschichtsfreunde Dank und Anerkennung zollen werden. 


IL Miszellen. 
Von E. Missalek. 


I. 
Zur Leubuser Urkunde von 1175. 


Nachdem Schulte in ,,Silesiaca. Festschrift für C. Grün- 
hagen‘‘ (Breslau 1898) die Stiftungsurkunde von Leubus aus 
dem Jahre 1175 als Fälschung hingestellt, Meinardus in ,,Dar- 
stellungen und Quellen zur schlesischen Geschichte“ (Bd. II, 
Exkurs I Breslau 1906) sie für echt erklärt hat, sind neuerdings 
abermals Meinung und Gegenmeinung in dieser Frage ausge- 
tauscht worden. 

Olgierd Gorka hat in seinen ,,Studya nad dziejami 
Śląska“ (Studien zur Geschichte Schlesiens. Lemberg 1911) 
die Leubuser Angelegenheit untersucht; ebenso Viktor 
Seidel in seiner Dissertation „Der Beginn der deutschen Be- 
siedlung Schlesiens‘‘ (Breslau 1912). Beide Arbeiten, die erste 
in verkürzter, die andere in erweiterter Gestalt, sind nun als 
Bd. 17 und 18 der ,,Darstellungen und Quellen z. schles. Gesch.‘ 
nebeneinandergestellt worden (Breslau 1913). 

Die Frage nach dem Entstehen der anfänglichen Benedik- 
tinerabtei wird nur von Görka untersucht. Er schreibt ihre 
Gründung dem Breslauer Bischof Walter aus Malonne zu, den 
man wie seinen Bruder Alexander v. Plock grundlos für einen 
Gegner der monachi nigri erklärt habe. Man könne überhaupt 
nicht von einem Niedergange der polnischen Benediktiner 
um 1150 reden; die diesbezüglichen Ausführungen von Gumplo- 
wicz seien „eine reine Erdichtung“ (S. 7). Zudem stehen beide 
Brüder aus Malonne als Gönner im Liber mortuorum monasterit 
S. Vincentii. Die Klosterkirche von Leubus, St. Jakob, 
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stammt — nach dem Namen zu urteilen — keineswegs von den 
Zisterziensern, sondern bereits von den „schwarzen Mönchen“. 
Deren Konvent ist als Filiale einer belgischen Abtei, vielleicht 
St. Jakob in Lüttich oder Gembloux, anzusehen. Aller Wahr- 
scheinlichkeit nach hat Bischof Walter die Benediktinerabtei 
Leubus 1150 gegriindet und bestiftet, Miesko III. sie 1155 be- 
schenkt. Boleslaus Altus, dessen Politik nach Deutschland 
gravitierte, hat sie 1163 durch Zisterzienser aus Pforta ersetzt. 
Die ersten, unruhigen Jahre sahen zwar bereits einen Konvent 
in Leubus, aber noch keine gedeihliche Entwicklung. Erst 
4475 wird der Stiftungsbrief vom herzoglichen Notar beglaubigt. 

Die paläographisch-diplomatische Unter- 
suchung dieser Urkunde nimmt bei Görka, die inhalt- 
liche bei Seidel den breiteren Raum ein. Görka bejaht, 
Seidel verneint die Echtheit. Görka behauptet, die Schluß- 
zeilen et alia manu etc. stammten vom Notar des Fürsten; 
Seidel meint, der Aufzeichner des Hauptteiles habe auch den 
Schluß geschrieben, aber absichtlich die Schrift geändert. Das 
Siegel wird von Görka anerkannt, von Seidel beanstandet. 
Da auch alterprobte Kenner schlesischer Urkunden, wie Schulte 
und Meinardus, in ihrem Urteil über den Stiftungsbrief einander 
widersprechen, so wird wohl die bloße äußere Untersuchung 
der Urkunde über ein non liquet nicht hinausführen. Die inhalt- 
liche Kritik aber spricht entschieden gegen Schulte und Seidel 
für Meinardus und Görka, also für die Echtheit. Seidels gegen- 
teiliges Ergebnis folgt aus irrtümlicher Interpretation des Satzes 
quicumque vero Theotonici possessiones monasterii coluerint vel 
super eas habitaverint per abbatem in eis collocati. Hier glaubt 
er „ganz deutlich‘ zwei Gruppen deutscher Siedler unter- 
schieden zu sehen: solche, die schon da sind, und solche, die 
noch kommen sollen. Dazu setzt er nun in Parallele die Stelle 
vom Zehnt de novis villis, que nunc sunt in potestate Legenicenst, 
et de illis, que deinceps in ea... constituentur. Daraus schließt er: 
„Es kann hiernach gar nicht zweifelhaft sein, daß unter den 
neuen Dörfern im Liegnitzschen ...nur deutsche Kolonisten- 
siedlungen zu verstehen sind." 

Nun ist aber aus dem Passus quicumque vero Theotonici etc. 
schlechterdings das nicht herauszulesen, was Seidel will. Den 
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Unterschied zwischen coluerint und habitaverint kann man nicht 
in diesem Sinne deuten. Der Zusatz per abbatem etc. besagt 
auch nichts dergleichen, kann zudem auf beide Verben gehen. 
Selbst aber, wenn man die Stelle so wie Seidel interpretieren 
wollte, dürfte man nöch nicht den deutschen Charakter der 
Liegnitzer nogae villae als ‚nicht zweifelhaft‘“ hinstellen und 
dirfte nicht behaupten, die Urkunde zeige ,,die ausgesprochene 
Absicht..., in großem Maßstabe eine deutsche Kolonisation 
in die Wege zu leiten (S. 9)“. 

Gorka schreibt zwar Boleslaw dem Langen eine eifrige 
Siedlungstätigkeit zu, aber eine solche mit polnischen Land- 
leuten. Deutsche habe er auch ins Land gebracht, doch nur 
in die Burgen und Städte, zum Zwecke der militärischen Sicher- 
heit. So wird auch der Schöppenbrief von 1181 für Neumarkt 
verständlich. Die wohl nicht zahlreichen deutschen Landwirte 
(bei habitaverint könnte man an andere Berufe denken!), die 
auf Klosterland saßen, wohnten nicht dorfmäßig, sondern ,,ge- 
trennt von den Polen“ in possessionibus, d.h. Meiereien. 
Diese von Görka gebotene Interpretation der Herzogsurkunde 
von 4202 leuchtet mehr ein als die Seidels, der das segregatim 
auf die zwei angeblich einzigen um 1240 von Deutschen 
besiedelten Klostergebiete (bei Goldberg und bei Schlaupe) 
bezieht. 

So stimmen also auch die Folgerungen, die man mit Gérka 
aus der Stiftungsurkunde ziehen kann, durchaus zu dem, was 
Seidel bezüglich der wirtschaftlichen Tendenzen des Zister- 
zienserordens dartut. Sie besagen jedenfalls nichts gegen die Echt- 
heit. Auch die beiden Anachronismen, die Seidel festzustellen 
glaubt, kann ich nicht als ‚‚schwerwiegend‘‘ betrachten. Zwei 
Besitzungen, welche der Stiftungsbrief anführt, finden sich 1201 
nicht als dem Kloster gehörig bestätigt. Es ist aber doch Tatsache, 
daß der Landbesitz der geistlichen Stifter gerade in jener Zeit 
außerordentlich fluktuiert. Bald schlägt der ehemalige Schenker, 
bald der Beschenkte, bald irgendein Nachbar einen Tausch vor, 
der nach einiger Zeit als unzweckmäßig erkannt und rück- 
gängig gemacht wird. Ein andermal wieder gibt es Besitz- 
streitigkeiten, wie sie gerade bei den Eigentümlichkeiten des 
polnischen Erbrechts leicht möglich waren. 
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So lange weder paläographisch-diplomatisch noch inhaltlich 
die Unechtheit einer Urkunde überzeugend erwiesen ist, so lange 
muß sie in dubio als authentisch gelten. 

Seidel hat den m. E. aussichtslosen Versuch unternommen, 
Fragen der älteren schlesischen Geschichte ohne Benutzung 
der polnischen und tschechischen Literatur zu lösen. Das war 
vor zwei Menschenaltern noch möglich. Heute aber muß ein- 
dringlich davor gewarnt werden. Die schlesische Geschichte 
des 12. Jahrhunderts ist nun einmal Bestandteil der polnischen. 
Ganz besonders aber Fragen wirtschaftlicher und kultureller 
Art sind nur dann lösbar, wenn die polnischen und böhmi- 
schen Verhältnisse desselben Zeitalters mit in den Kreis der 
Betrachtung gezogen werden. Ohne Kenntnis tiniger slawischen 
Sprachen ist da aber nichts mehr zu machen; dafür hat Seidel, 
ohne es zu wollen, den Beweis geliefert. 


Il. 
Bischof Stanislaw von Krakau. 


Im ersten Bande (S. 125 ff.) dieser Zeitschrift hat S. Pacz- 
kowski bereits über die „Angelegenheit des heiligen Stanistaw“ 
berichtet, eine Zusammenfassung aber verschoben, weil die 
Polemik zwischen Wojciechowski und seinen Gegnern weiteren 
Fortgang verhieß. 

Das Erwartete ist nicht eingetreten; insbesondere hat 
Stanislaw Smolka bisher mit der im ,,Kwart. Hist.‘“ (1910, 
S. 358) angekündigten Entgegnung zurückgehalten. Nur der 
Kirchenhistoriker Pfarrer K. Kantak hat denselben Gegenstand 
im achten Kapitel seiner „Geschichte der polnischen Kirche“ 
I (Danzig-Posen 1912) mehr apologetisch als kritisch behandelt, 
jedenfalls eigenes Neues nicht geboten.!) 

Die maßgebliche Stelle des sogenannten Gallus (I, c. 27) 
lautet mit der von Krzyzanowski als unabweisbar dargelegten 
Verbesserung des bisher gebräuchlichstenTextes folgendermaßen: 

1) Für die Befangenheit polnischer Forscher gegenüber der Stanislaw- 


Frage sind Wojciechowskis Entschuldigungen („Szkice“ S.249) ungemein cha- 
rakteristisch. 
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= “7 Qualiter autem rex Bolezlaus de Polonia sit eiectus, longum 
existit enarrare; sed hoc dicere licet, quod non debuit christus in 
christum peccatum quodlibet corporaliter vindicare. Illud enim 
multum sibi nocuit, cum peccato peccatum adhibuit, cum pro tra- 
ditione pontificem truncationt membrorum adhibuit. Neque 
enim traditorem episcopum excusamus neque regem vindicantem 
sic se turpiter commendamus, sed hoc in medio deferamus. 

Für diesen Text hat (vgl. Kwart. hist. Bd. 20, S. 532) der 
russische Senator Gregor E. Saenger noch eine Korrektur 
vorgeschlagen, die immerhin Beachtung verdient. Aus stili- 
stischen Gründen will er statt des zweiten adhibuit lesen: attri- 
buit. Das erste adhibuit übersetzt er etwa mit „erwiderte*‘. 
Das ist jedenfalls weit überzeugender als Miodonskis Vor- 
schlag, dieses Wort mit addidit gleichzusetzen und somit zwei 
peccata des Bolesław anzunehmen. Geradezu aber eine Ver- 
gewaltigung des Textes bedeutet es, wenn Miodoüski die traditio 
als einen kirchlichen Akt des Bischofs deutet. Er geht dabei 
recht künstlich auf den gelegentlichen Gebrauch von tradere 
= „lehren“ zurück; hier soll es ‚‚strafen‘‘ bedeuten. Er erinnert 
ferner an die Verfluchungsformel tradere aliquem sathanae, um 
so schließlich die traditio als „Bannfluch‘“ zu deuten (vgl. die 
Sammlung ,,W sprawie Stanistawa‘‘). 

Das eine ist gewiß: Gallus schreibt absichtlich unklar. 
Er ist Kleriker und Hofmann zugleich, hat nach beiden Seiten 
Rücksicht zu üben. Jedenfalls ist ihm eine ausführliche Dar- 
stellung des Konfliktes zwischen König und Bischof durchaus 
unerwünscht; deswegen gleitet er über die ganze konkrete 
Angelegenheit mit einer leeren Phrase hinweg: ,,es würde zu 
weit führen, das hier zu erzählen“. Er erklärt nur, wohl um 
sich nach beiden Seiten zu sichern, seine Unparteilichkeit. 
Beiden Teilen schreibt er eine gewisse Schuld zu; doch kommt 
Bolestaw dabei entschieden etwas besser weg. Der Bischof hat 
sozusagen „angefangen“. Er hat das erste peccatum auf sich 
geladen, die traditio. Der König hat ‚Sünde mit Sünde heim- 
gezahlt“, indem er „am Leibe (des Sünders) Vergeltung übte‘, 
nämlich pontificem truncationi membrorum adhibuit. Also nicht 
das vindicare ist des Fürsten Sünde, sondern das corporaliter 
vindicare. Er hat eine Form der Strafe gewählt, die einem 
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christus gegenüber unangemessen war. Die Sünde des Bischofs 
mag so schwer sein, wie sie wolle — möchte ich zwischen den 
Zeilen lesen; dann gibt erst das peccatum quodlibet einen be- 
friedigenden Sinn. Boleslaw ist in dem an sich berechtigten 
Vergeltungsdrange zuweit gegangen. Das Schlußurteil ist 
für den König eine Nüance günstiger als für den Bischof; diesen 
will Gallus ‚nicht von Schuld freisprechen‘“‘, das Verhalten des 
anderen , nicht empfehlen“. 
Nun zu den peccata selbst! Die truncatio membrorum ist 
im früheren Mittelalter eine beliebte Strafe: Verstümmelung, 
Abschneiden von Nase, Ohren, Zunge, wohl auch Kastration 
und Abhacken der Hände und Füße. Kasimir Szkaradek 
Krotoski (Lemberg 1905) nimmt das nicht an, weil dieReliquien 
des Heiligen ein zertrümmertes Hinterhaupt aufweisen. Ich 
weiß nicht, wie weit die Echtheit dieses Schädelsfeststeht. Jeden- 
falls ist es doch recht wohl möglich, daß auf die truncatio die 
Enthauptung folgte, die ja leicht zu Verletzungen der erwähnten 
Art führte. Daß man eine schwere Verstümmelung überlebte, 
kam ohnehin nur ausnahmsweise vor; die schwerste Form der 
truncatio war gewissermaßen eine verschärfte Hinrichtung. 
Was aber ist die „Sünde“ des Bischofs? Wojciechowski 
(a. a. O. S.253 ff) nimmt an, Stanislaw habe an einer Verschwö- 
rung des Władysław Hermann teilgenommen. Das klingt 
recht überzeugend und läßt sich doch nur schwach begründen. 
Gewiß hat Władysław Hermann vom Sturze des Bruders Vor- 
teil gehabt; aber darum kann man noch nicht nach dem Grund- 
satze ,,cui bono“ ihn zum Urheber stempeln. Auch Gallus I, 28, 
wo Saenger das unverständliche deferre Vladizlao sehr be- 
friedigend durch de fratre Vladizlao (sc. Herimano) ersetzt, 
lehrt doch nur, daß dieser dem ungarischen Wladyslaw feind 
geworden ist, läßt keinen sicheren Rückschluß auf das Ver- 
hältnis zum Vertriebenen tun. Für die Beteiligung an einer 
Verschwörung hätte wohl auch Bolesław kaum so grausame 
Vergeltung geübt, denn politische Umtriebe von Kirchenfürsten 
waren gerade zu jener Zeit nichts Ungewöhnliches; der König 
hatte ja selbst mit den aufsässigen Bischöfen und Großen der 
Sachsen in engen Beziehungen gestanden. Der leidenschaftliche 
Zorn Bolestaws läßt auf ein Vergehen schließen, das die Person 
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des Herrschers nah berührte; traditio, Verrat, treuloser Ver- 
trauensbruch, brauchte die Parteinahme fiir einen Pratendenten 
bei Gallus nicht zu heißen. Saenger versucht hier durch eine 
Vermutung den Text zu erläutern, die in ihrer Kühnheit etwas 
weit geht. Der Schreibweise des Gallus gemäß, möchte man 
hinter pro traditione ein Genitivattribut erwarten, analog 
truncationi membrorum. Nach Saengers Ansicht könnte die 
fehlende Ergänzung etwa ein moechorum gewesen sein, das 
späterhin aus naheliegenden Gründen eliminiert und von Kad- 
łubek falsch verstanden wurde. Stanislaw wäre also wegen 
sträflicher Beziehungen zur Königin von Bolesław in der üb- 
lichen Weise bestraft worden, ohne Rücksicht auf seine hohe 
Stellung. Die Fürstin sei zu ihrem Schwager geflohen, der 
ihretwegen in Händel mit dem Bruder geriet. Dazu würde die 
Nachricht des Długosz passen, daß der König ohne seine Ge- 
mahlin fliehen mußte (relicta uzore). 

Es braucht nicht erst gesagt zu werden, daß diese Ver- 
mutung in der Luft schwebt. Andererseits kann aber nicht 
bestritten werden, daß die Vertreibung Boleslaws mit seiner 
„so unschönen Rache“ in unmittelbarem Zusammenhange 
steht. Sie „schadete ihm sehr“, war also einer der wichtigsten 
Faktoren zu seinem Sturze. Bisher hatte er die Gunst Gre- 
gors VII. (vgl. dessen Schreiben bei Bielowski I, S. 367 ff.) 
und seiner Anhänger genossen. Diese war nun dahin; denn 
die truncatio eines Bischofs, selbst eines reformfeindlichen, 
mußte die Kurie aufs äußerste erzürnen. Ferner wurde dadurch 
die Sippe des Verstümmelten, das Geschlecht Turzyna (vgl. 
Al. Semkowicz „Ród Paluköw‘), zur Rache herausgefordert. 

Wer waren die übrigen Gegner des Königs ? Zunächst alle 
Feinde der gregorianischen Reformen. Dabei braucht man 
nicht auf angebliche Freunde des „altslavischen Ritus‘ zurück- 
zugehn. Allenthalben war ja der Widerstand gegen die Durch- 
führung des Zölibates und gegen andere Bestrebungen des 
Papstes rege; nicht zum mindesten im Osten, wo man sich 
ihnen erst recht spät fügte. Zudem fehlte es sicherlich nicht an 
Anhängern Heinrichs IV. und des zu ihm haltenden Vratislaw 
von Böhmen. Dieser war zwar mit Boleslaws Schwester 
Swatawa vermählt, hatte aber bald unter Feindseligkeiten der 
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verbiindeten Polen, Liutizen und Sachsen zu leiden (vgl. Bret- 
holz „Geschichte Böhmens und Mährens“. Leipzig 1912. 
S. 165 ff.). Gehörte die mächtige Sippe des Sieciech, das Ge- 
schlecht Starza-Topör, ebenfalls zu dieser oppositionellen 
Gruppe? Höchst wahrscheinlich. Zwar finden wir späterhin, 
daß von Böhmen die gefährlichsten Intriguen gegen Sieciech 
eingeleitet werden (Gallus II, c. 4); aber die Politik des 
Premysliden Bretislav bedeutet doch eine entschiedene Ab- 
kehr von der Haltung seines Vaters Vratislav, der seine 
Thronfolge auf jede Weise zu hindern gesucht. Also kann 
man gerade aus Bretislavs Feindschaft gegen Sieciech auf 
ehemalige Freundschaft zwischen Vratislav und dem Ober- 
haupte der Starza-Topör schließen. Zudem waren diese 
doch ein zu wichtiger Faktor in Kleinpolen, als daß ein von 
ihnen unterstützter Fürst hätte sang- und klanglos einer Em- 
pörung weichen müssen. Die Schlesier und Großpolen dürften 
Bolestaw II. eher begünstigt haben; sie sind es ja, die später 
die Herrschaft Wladyslaw Hermanns aufs äußerste gefährden. 
Wenn überliefert wird, daß die Krieger des Königs der vielen 
weiten Heerfahrten überdrüssig waren, so wird man eine solche 
Mißstimmung nur bei den Kleinpolen voraussetzen dürfen. 
Die Schlesier und Großpolen waren an der Abwehr pommer- 
scher und böhmischer Angriffe selbst stark interessiert; wohin- 
gegen die Fahrten ins Ungarn- und Russenland, die ja den 
Kleinpolen zur Last fielen, rein dynastischen Zwecken dienten, 
höchstens der Beute wegen Anklang fanden. 
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S. Gorjainov, 1812, Dokumenty Gosudarstvennago 1 S.-Peter- 
burgskago Glavnago Archivov. Izdanie Ministerstva Ino- 
strannych děl. St. Petersburg 1912. 20 + 562 + 184 S. 


Der erste Teil des vorliegenden Werkes enthält einen eigen- 
artigen Versuch einer archivalischen Publikation: eine Zu- 
sammenstellung aller im Reichs- und im Petersburger Haupt- 
Archiv vorhandenen Archivalien aus dem Jahre 1812. Auf 
diese Weise sind mit ungeheurem Fleiß 15 171 Aktenstücke 
zusammengestellt worden, und zwar in chronologischer An- 
ordnung nach dem Datum der Entstehung. Dem Forscher ist 
dadurch die Arbeit sehr erleichtert worden, um so mehr, da 
jedem Aktenstück die Signatur beigefügt ist. Ein ausführ- 
liches und, soweit Stichproben ergaben, durchaus zuverlässig 
gearbeitetes Orts-, Personen- und Sachregister ermöglicht es, in 
kürzester Zeit alle von einer Person ausgegangenen Schrift- 
stücke zu ermitteln. An diesem Register ist noch besonders 
dankenswert — wir finden es in dieser Art in der russischen 
Literatur zum ersten Mal —, daß allen Namen, sowohl russischen 
wie fremden, den letzteren neben der russischen Transskription 
die originale Schreibweise, den russischen Namen dje in diplo- 
matischen Papieren meist angewandte französische Trans- 
skription beigegeben worden ist. Jeder, der russische Publika- 
tionen benutzt hat, weiß, wie schwer es oft ist, aus der russischen 
Transskription den originalen fremden Namen herzustellen. Man 
möchte fast den Wunsch aussprechen, daß eine gleiche Publika- 
tion für die Jahre 1813—15 gemacht würde; diese wäre für die 
gesamte europäische Geschichtsforschung von überaus großem 
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Der zweite Teil des Werkes enthält eine Reihe von Akten- 
stücken, die zum größten Teile bisher unbekannt gewesen sind. 
Eröffnet wird die Reihe durch 138 an den Reichskanzler Rumjan- 
cov gerichtete Reskripte Alexanders I. Hier hätten wir gern 
bei manchen Nummern eine Erläuterung gesehen, da sonst 
die Bemerkungen des Caren, die über beigefügte Schriftstücke 
oder über Ereignisse gemacht werden, unverständlich bleiben, 
z. B. Nr. 3: „communiquez la copie de ce rapport au ministre 
de la police‘‘, oder Nr. 110: „c’est très juste“ u.ä. Wenn so der 
größte Teil der Reskripte für das Verständnis der Ereignisse 
weniger bietet, so liefern sie doch in ihrer Gesamtheit wertvolles 
Material zur Charakteristik der Beziehungen zwischen Car und 
Kanzler. Das Verhältnis kann als ein durchaus herzliches be- 
zeichnet werden. Alexander fragt Rumjancov oft um Rat 
und fügt sich oft der Meinung des Kanzlers. Nur einmal ist 
während des ganzen Jahres eine ernste Meinungsverschieden- 
heit eingetreten. Es galt, dem General Narbonne, der Ende 
April in besonderer Mission Napoleons bei Alexander war, ein 
Antwortschreiben einzuhändigen. Rumjancov war mit der vom 
Caren vorgeschlagenen Fassung nicht einverstanden und bat 
um seine Entlassung. Der Car wies ihn in ruhiger, würdiger 
Weise zurecht. Aber Rumjancov grollte und wurde krank. 
Einen Monat lang verkehrten Car und Kanzler nur schriftlich 
miteinander. Es berührt äußerst sympathisch, wie der Car, 
der offenbar fühlt, daß er etwas hart gewesen ist, die Hand zur 
Versöhnung reicht: ,,Vous m’avez affligé, je suis vif, et quand 
je sens dans mon cœur que je mai pas eu la pensée même de 
faire de la peine, cela me blesse cruellement de ce qu’on peut 
me l’imputer.‘“ Und in einem Reskript vom gleichen Tage 
spielt er fein darauf an, welche Freude es ihm bereiten wirde, 
wenn noch unter Rumjancovs Geschäftsführung der Friede mit 
den Türken geschlossen würde: „Encore quelques jours et peut- 
étre aurez-vous la gloire que ma tendre amitie pour vous 
desire avec tant de chaleur, de voir conclure encore cette paix 
pendant votre ministére." 

Den überwiegenden Raum des zweiten Teiles nehmen 
Materialien zur Geschichte des Türkenkrieges, d. h. hauptsäch- 
lich der Friedens- und Bündnisverhandlungen ein. Es sind dies 
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zwei Reskripte Alexanders an Kutuzov (vom 22. März und 
5. April), ein Rapport des letzteren vom 20. April, der Entwurf 
zu einer Instruktion für den neuen Oberstkommandierenden 
Admiral Cigagov und endlich die umfangreiche Korrespondenz 
des Caren mitihm. In dem Reskript vom 22. Marz wird Kutuzov 
aufgefordert, so bald wie möglich Frieden zu schließen. Als 
äußerste Konzession soll den Türken die Pruthgrenze zuge- 
standen werden, aber nur unter der Bedingung, daß die Türkei 
mit Rußland ein Schutz- und Trutzbündnis eingeht. 

Kutuzov hat dann bekanntlich unter Zugrundelegung der 
Pruthgrenze die Präliminarien abgeschlossen, aber ohne die 
Zusage eines Bündnisses erreicht zu haben. Einen Tag nach 
Unterzeichnung der Präliminarien kam Kutuzovs Nachfolger 
Citagov in Bukarest an. Er war vom Caren mit außerordent- 
licher Vollmacht ausgestattet worden. Nicht nur über die 
Donauarmee, sondern auch über die Schwarze Meer-Flotte erhielt 
er den Oberbefehl. Ferner wurde ihm die Verwaltung aller von 
seiner Armee besetzten Länder übertragen. Welche Aufgabe 
Citagov zugedacht war, zeigt die vom Caren selbst ausgearbeitete 
Instruktion. Er sollte die slavische Bewegung auf dem Balkan 
entfachen und die einzelnen Völker im gemeinsamen Kampfe 
gegen Österreich und Frankreich einigen. In Triest wollte man 
den Engländern die Hand reichen und sich ihrer Unterstützung 
durch die Flotte bedienen. Der Ausgangspunkt dieser „Di- 
version“ sollte eine gemeinsame Operation mit den aufständi- 
schen Tirolern und Schweizern sein. 

Citagov, der wohl erkannt hatte, daß ein Friedensschluß 
mit den Türken, da er ihnen die Hände freigab, schlimmer war 
als ein latenter Kriegszustand, auf Grund dessen die russischen 
Truppen einen großen Teil türkischen Landes besetzt halten 
konnten, sah seine erste Aufgabe darin, den Sultan zu einem 
Bündnisvertrage zu bewegen, denn sonst war die Gefahr eines 
Anschlusses der Türkei an Frankreich, von dem sie eifrig um- 
worben wurde, sehr groß. Aber die Türken waren nicht gewillt, 
mit Rußland, dem man nicht recht traute, ein Bündnis abzu- 
schließen, um so mehr, da sie noch kurz vorher an diesen Staat 
Bessarabien verloren hatten und die russischen Truppen noch 
in den Donaufürstentümern standen. Als man sie durch Hin- 
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weis auf die Absichten Napoleons gefiigig machen wollte, 
meinten sie ganz richtig, daß, wenn ihnen von seiten Frank- 
reichs Gefahr drohe, diese nur zeitlich sei, d.h. so lange Na- 
poleon lebe, während die Gefahr von seiten der Russen dauernd 
sei. Infolge des abweisenden Verhaltens der Pforte wurde 
Cigagov, der seinem Herrn gern einen Erfolg gemeldet hätte, 
nervös. Er machte in seiner Verlegenheit dem Caren zwei 
Vorschläge, deren erster darin bestand, ohne Rücksicht auf das 
Verhalten der Türkei die Diversion vorzunehmen, die slavischen 
Balkanvölker unter die Waffen zu rufen und mit dem russischen 
Heere zu vereinigen. Sollte es darüber von neuem zum Kriege 
mit der Türkei kommen, so hoffe er mit 30 000 Mann die Grenzen 
Rußlands bis an den Balkan vorrücken zu können. In einem 
zweiten Briefe bat er den Caren um die Erlaubnis, ohne auf 
den Abschluß der Ratifikations- und Bündnisverhandlungen 
zu warten, geraden Weges gegen Konstantinopel ziehen zu 
dürfen, „tenant l'épée d'une main et proposant l’alliance de 
lautre“. Den Zug nach Konstantinopel halte er für sicherer 
und erfolgreicher als die Diversion, deren Ausgang doch zweifel- 
haft sein könnte. Mit 40 000 traue er es sich zu, Konstantinopel 
zu erobern, wozu er die Pläne schon fertig habe. Dadurch könne 
man Napoleon viel empfindlicher treffen als durch die Diversion. 
„Si Napol&on avance dans le Nord, avancons au Sud, s’il en 
veut & Petersbourg, faisons le trembler pour Constantinople 
qu'il a bien plus au coeur.“ 

Inzwischen aber war zum großen Unwillen Citagovs die 
Ratifikation der Präliminarien erfolgt, wodurch der Feldzug 
gegen Konstantinopel unmöglich wurde. Der Car war über die 
phantastischen Pläne des Admirals nicht erbaut und beeilte 
sich, ihn zur Besinnung zu rufen. Die Aufgabe der Donau- 
armee liege nicht im Süden, sondern im Norden. Er stellt ihm 
zwei Wege frei: entweder Vereinigung mit dem Heere Tormasovs 
oder Diversion zum Adriatischen Meere hin. Und da Citagov 
die letztere zu gefährlich finde, so solle er sich mit Tormasov 
vereinigen und ins Großherzogtum Warschau einrücken. 

Citagov mußte nun schweren Herzens den Marsch nach 
Norden hin antreten, während die Kuppel der Hagıa Sophia 
ihn nach Süden lockte. Und wohl aus diesem Gefühl heraus ist 
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sein Unwille über den Friedensschlu8 zu verstehen, indem er 
als Anwalt der von Rußland im Stich gelassenen slavischen 
Balkanvölker auftritt. Alexander befahl ihm, den Slaven zu 
versichern, daß die Russen, wenn sie mit den Franzosen fertig 
geworden seien, zurückkommen würden, um ein slavisches Car- 
tum zu gründen. Mit welch hochfliegenden Plänen war Ciéagov 
nach Bukarest gegangen und wie wenig hatte er erreicht! Nun 
wollte es auch noch das Schicksal — über die Frage, ob er 
schuldig zu sprechen ist, sind die Ansichten geteilt —, daß 
es ihm nicht gelang, Napoleon bei seinem Übergang über die 
Berezina aufzuhalten. Er fiel in Ungnade und ging ins Ausland. 
Zum Schlusse sind noch drei Dokumente zu erwähnen: 
eine Bittschrift Murats, ein Brief von Caroline Murat an Na- 
poleon und endlich ein Rapport des russischen Polizeiministers 
über die nach dem Abzug der Franzosen aufgefundenen Men- 
schen- und Tierleichen. Man zählte 430 707 Leichname und 
230 677 Kadaver. W. Recke. 


Wertheimer, E., Graf Andrassy, sein Leben und seine 
Zeit nach ungedruckten Quellen. II. Band: Bis zur geheimen 
Konvention vom 15. Januar 1877. XX und 420 Seiten. 
III. Band: Letzte Lebensjahre, Charakteristik Andrassys. 
XIV und 373 Seiten. Stuttgart 1913. Deutsche Verlags- 
anstalt. 


Mit diesen beiden Bänden ist die große Andrassy-Bio- 
graphie Wertheimers, die 1910 mit dem ersten Bande begonnen 
wurde, vollständig geworden. Sie ist wohl übereinstimmend 
als eine außerordentlich wertvolle Bereicherung der osteuro- 
päischen Forschung begrüßt worden. Hat doch Wert- 
heimer bisher ungedrucktes Material in einem Umfange 
benutzen können, wie kaum ein Forscher auf diesem Gebiete. 
Das Andrassysche Familienarchiv erwies sich in einer unge- 
ahnten Weise als ergiebig. Daneben waren ihm Quellen ersten 
Ranges, besonders die ungedruckten Tagebücher und Briefe 
des Barons Bela Orczy, zugänglich. Vor allem aber hat Wert- 
heimer die österreichischen und die preußischen Staatsakten 
dieser Zeit in weitgehendem Maße benutzen dürfen. Beide 


414 Kritiken, Referate, Selbstanzeigen. 


Minister, sowohl Graf Aehrenthal wie Fürst Bülow, haben dabei 
eine Liberalität und Vorurteilsfreiheit gegenüber der Forschung 
erwiesen, für die diese sehr dankbar sein muß und von der wir 
nur wünschen möchten, daß sie auch anderen Forschern so 
erwiesen werden möchte. W. schreibt vom Standpunkt des 
Ungarn, d. h. des Magyaren. Auch wer nicht in die ungarischen 
Dinge tiefer eingedrungen ist, spürt, daß besonders helles Licht 
auf Ungarn und den ungarischen Helden, den er schildert, fällt. 
In den Partien aber, die uns in erster Linie interessieren, kann 
man nicht sagen, daß die Darstellung übermäßig panegyrisch 
sei. Tatsächlich war Andrassy, wie sich hier in der minutiösen 
Darstellung Schritt für Schritt erweist, ein sehr kluger, klarer 
und bedachtsamer Staatsmann. Uns geht in dem Werke be- 
greiflicherweise in erster Linie sein Anteil an der Entstehung des 
_ Bundes zwischen Österreich und Deutschland an. Diese Ent- 
stehungsgeschichte wird hier in einer Ausführlichkeit dargestellt, 
wie sie bisher noch nicht bekannt war. Es muß der Spezial- 
untersuchung vorbehalten bleiben, festzustellen, wieviel im 
einzelnen W. Neues bringt und wie sich dies zu dem bisher Be- 
kannten verhält. Im ganzen wird das Bild, das wir von dieser 
Periode bereits hatten, zwar nicht wesentlich verschoben, aber 
doch sehr vertieft, und die Darstellung vom österreichischen 
Standpunkte aus mit Benutzung der preußischen Staatsakten ist 
zur Kontrolle sehr wertvoll. Nur vermissen wir dabei die um- 
fassende Heranziehung der russischen historischen Literatur, wie 
sie vor allem in den Werken Gorjainovs und Tatiščevs, daneben 
aber auch in zahlreichen anderen russischen Publikationen, 

besonders in Zeitschriften der letzten Jahre, vorliegt. Auch 

sonst bleiben noch Lücken und Fragen. Die Rolle Andrassys 
in der Frage, wie sich Österreich zum Deutsch-Französischen 
Kriege verhalten solle, wird noch nicht genügend klar (der be- 

kannte Kronrat vom 20. Juli 1870). Ferner werden die 

positiven Ziele der Andrassyschen Orientpolitik gleichfalls nicht 

völlig deutlich, wobei allerdings offen gelassen sei, ob das die 

Schuld W.s oder die Schuld Andrassys selbst war. Sehr rasch 

geht das Buch nach dem Rücktritt Andrassys, für den man 

übrigens auch eine tiefere Begründung wünschte, zu Ende; 

namentlich vermißt man eine Berücksichtigung der Krise von 
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1886 in der orientalischen Frage. Aber im ganzen wiederholen 
wir, daß die Forschung für dieses interessante und aufschluß- 
reiche Buch allen Anlaß hat, sehr dankbar zu sein. Es ist eine 
monumentale Biographie eines österreichisch-ungarischen 
Staatsmannes, der eine Einsicht in die Lebensnotwendigkeiten 
seines Staates hatte und erfolgreich vertrat, wie wenige der 
Gesamtmonarchie. Für den Forscher, der sich mit der äußeren 
Geschichte Rußlands unter Alexander II. beschäftigt, ist dieses 
Lebensbild des energischsten Antipoden Rußlands in der 
orientalischen Frage nicht zu entbehren. 


O. Hoetzsch. 


Fliegenschmidt, M., Deutschlands Orientpolitik im 
ersten Reichsjahrzehnt. 1870—80. I. 322 Seiten, Berlin 
1913. 


Das Buch gibt eine Darstellung der deutschen Orientpolitik 
auf Grund der gedruckten Veröffentlichungen. Der Verfasser 
sagt selbst im Vorwort, daß der Historiker Unbekanntes schwer- 
lich finden werde, womit er auch recht hat. Der erste Teil, der 
übrigens noch vor Erscheinen der Wertheimerschen Andrassy- 
Biographie ausgegeben worden ist, führt bis zum Anfang 1877. 
Ich habe nicht das Gefühl, daß die Arbeit ein dringendes Be- 
dürfnis erfüllt. Die Zitate aus den gedruckten Quellen 
werden vielleicht nützlich sein können,®@ber wer sich mit diesen 
Fragen beschäftigt, braucht nicht so lange wörtliche Anführungen 
aus den gängigsten Büchern wie Bamberger, Geschichte der 
orientalischen Angelegenheit, oder Sax, Geschichte des Macht- 
verfalls der Türkei. So ist das Buch, auf das unstreitig Fleiß 
verwendet worden ist, für den sich wissenschaftlich mit der 
Orientpolitik Beschäftigenden keine notwendige Bereicherung 
seines Studienmaterials. O. Hoetzsch. 


Archangel’skoe Evangelie 1092 goda. Izdanie 
Rumjancovskago Musea. Moskva 1912. 


Das Archangeler Evangeliar von 1092. Heraus- 
gegeben vom Rumjancov-Museum. Moskau 1912. 
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Das Evangeliar von Archangel gehört neben dem Ostromir- 
schen und den beiden Svjatoslav-Codices zu den ältesten und 
wichtigsten Sprach- und Schriftdenkmälern Rußlands. Der 
Name hat nur formelle Bedeutung, er rührt daher, daß die 
Handschrift einem Archangeler Bauern gehörte, ehe sie (1877) 
in den Besitz des Rumjancov-Museums überging. Die Sprache 
läßt auf Kiever Provenienz schließen. 

Die hier vorliegende neue Ausgabe — eine Festgabe zum 
fünfzigjährigen Jubiläum der Übersiedelung des Museums 
nach Moskau — bietet wesentlich mehr, als der bescheidene 
Titel vermuten läßt. Es ist eine mit allem Raffinement moderner 
Technik hergestellte Reproduktion des ganzen Codex, die das 
Original vollständig ersetzen soll. So ist man in der Treue der 
Wiedergabe noch wesentlich über das hinausgegangen, was 
die bekannten modernen Reproduktionswerke, etwa die Sijt- 
hoffschen Publikationen oder die paläographischen Veröffent- 
lichungen der Wiener Hofbibliothek, dem Benutzer bieten. 
Man hat sich nicht darauf beschränkt, auf einzelnen Tafeln 
Seite für Seite der Handschrift im Lichtdruck vorzulegen, 
sondern man hat den ganzen Codex mit allen Äußerlichkeiten 
im engsten Sinne des Wortes faksimiliert. Die Pergament- 
blätter sind durch starkes Kartonpapier ersetzt, das bis ins 
Kleinste genau, mit allen Rissen, Einschnitten und Löchern 
nach dem Original geschnitten, in entsprechende Lagen gelegt 
ist und auf beiden Seiten die Dreifarbendruck-Reproduktion des 
Originaltextes, mit allen Schattierungen der Tinte, Stock- 
flecken und Benutzungsspuren trägt. Die groben Holzdeckel 
des Originals, die Lederbänder und Schnüre, mit denen sıe 
zusammengehalten sind, alles ist täuschend nachgeahmt und 
in der Tat ist die Illusion zunächst fast vollkommen. Nur 
wenige Blätter — in dem mir zur Verfügung stehenden Exem- 
plar der Berliner Bibliothek z. B. S. 153, 165 und 172 — sind 
durch die geringe Verschiebung einer Farbenplatte mißglückt. 

Ein bedenklicher technischer Mangel der Reproduktion 
macht sich freilich geltend, sobald man die Tafeln zu eingehen- 
deren paläographischen Studien zu benutzen versucht. Infolge 
der Verwendung eines ziemlich groben Rasters erscheint kein 
Buchstabe scharf umrissen wie im Original; jeder einzelne 
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Strich löst sich bei näherer Betrachtung in einer Reihe kleiner 
aros auf, so daß eine Untersuchung des Schriftduktus, 
© ja unter Umständen wichtiger sein kann, als die Erfassung 
“r fertigen Form, sehr erschwert, wenn nicht unmöglich ist. 

8 mag sein, daß dieser Mangel beim Dreifarbenverfahren über- 

aupt nicht zu vermeiden war; aber man hätte dann vielleicht 
doch besser getan, auf den Dreifarbendruck und damit auf das 
originelle Äußere des Werkes zu verzichten und eine Lichtdruck- 
Reproduktion im gewöhnlichen Stil zu liefern, wie das an- 
scheinend auch ursprünglich beabsichtigt war. Der Forschung 
wäre damit vielleicht noch besser gedient worden. 

Doch werden Philologen und Paläographen die nützliche 
Publikation auch so mit Dank begrüßen; und auch die knappe, 
aber gut orientierende Einleitungsschrift von G. Georgievskij, 
die beigefügt ist, wird willkommen sein. 

Richard Salomon. 


Leopold Karl Goetz, Das russische Recht (Russkaja Pravda) 
III: Die dritte Redaktion des Russischen Rechtes, IV: Die 
dritte Redaktion des Russischen Rechtes als literarisches 
Denkmal und als Rechtsurkunde. Stuttgart, Ferd. Enke, 
1912 und 1913. XII und 488, VI und 239 S. 


Was der Verfasser in den beiden ersten Bänden seines 
monumentalen Werks für die beiden ersten Redaktionen der 
Pravda auf je einen Band zusammendrängte, Kommentar und 
System, hat er sich für die mehr als dreimal so lange dritte 
Redaktion genötigt gesehen, auf zwei Schlußbände zu ver- 
teilen. Ungleich dem grundlegenden ersten, aber gleich dem 
zweiten Bande nimmt dabei der Kommentar doppelt soviel 
Raum ein als das System. Ihn scheint daher auch Goetz 
(nach seinem letzten Vorwort) als seine hervorragendste Lei- 
stung, eine Tat echt deutscher Gründlichkeit in Anspruch zu 
nehmen, und wirklich wird es kaum ein anderes Denkmal der 
mittelalterlichen Weltrechtsliteratur geben, dessen kleinste Be- 
stimmung zusammenhängend so nach jeder Richtung durch- 
pflügt worden ist. Dieser Fleiß ist um so entsagungsvoller, als 
nach wie vor das letzte Wort in den minutiösen Untersuchungen 

27° 
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über Einheitlichkeit und Aufbau des Textes einer paläographi- 
schen Kritik der Handschriften vorbehalten bleibt, zu der 
Goetz die einheimischen russischen Gelehrten mit Recht auf- 
fordert. 

Mit der dritten Redaktion rückt seine chronologische und 
damit sachliche Auffassung von der Stellung der Pravda in der 
russischen Rechtsentwicklung sozusagen wieder in eine Linie 
mit der Ansicht der neueren russischen Forschung: Kiever Privat- 
arbeit 12. Jahrhunderts. So wollen seine Erläuterungen 
wesentlich nur vervollständigen und im einzelnen berichtigen. 
Gleich die Chronologie wird auf diese Art bereichert, indem die 
Textansätze auf Jaroslav durch den Hinweis auf den späten 
Großfürstentitel und das noch spätere duSegubstvo der Uber- 
schrift völlig entwertet werden, anderseits der Deutsch-Nov- 
gorodische Friede von 1195 als sehr wahrscheinlicher terminus 
ante quem heraustritt (IV 94 f.). Selbstverständlich aber sind 
auch in den acht großen Abschnitten, in die der Inhalt der 
Redaktion im ganzen völlig einleuchtend zerlegt wird, nur sehr 
wenige Paragraphen, die von einer solchen scharfen Beleuch- 
tung nicht in mehr oder minder wichtigen Beziehungen neue 
Klarheit empfangen. Von rastlosem Fortarbeiten über die 
erste Übertragung hinaus zeugt da namentlich die Behandlung 
des Zakup, der aus dem traditionellen Lohnarbeiter zum alt- 
russischen Schuldknecht wird, wenn auch gegenüber der Ver- 
sklavung deskaufmännischen Schuldners schon die rein agrarische 
Verwendung jenes vielleicht doch auf ein besonderes Vertrags- 
verhältnis (im Sinne W. Jasinskijs) führen dürfte. Wie schon 
früher in ähnlichen Fällen, bewährt sich der Scharfsinn der 
Interpretation am meisten in der Herausarbeitung schemati- 
scher Vorstellungs- und besonders Zahlenreihen wie denen der 
Straf- und Gebiihrentarife. Aber selbst wo man etwa die 
Meinung des Auslegers für weniger abschließend halten wollte, 
z. B. bei der Unterscheidung von drei Tötungsdelikten statt 
zwei in III 5—11 und der entsprechenden Annahme regulärer 
Mithaftung der Gemeinde auch für Mord, bei der Konstruktion 
von III 60 als Kommission statt als Kommandite, bei der Ein- 
schränkung des subsidiären Töchtererbrechts in III 120 auf 
das mit weiblichen Erbrechten doch eher sparsame Lehnrecht 


Kritiken, Referate, Selbstanzeigen. 419 


der Bojaren — überall wird doch eine weitere Erörterung von 
der hier gebotenen musterhaften Übersicht über Stoff und 
Deutungsversuche auszugehen haben. 

Nach der großen Ausführlichkeit nicht übermäßig ergie- 
biger Partien auch in der Systematik (ich denke an die Ver- 
gleichung der drei Haupthandschriften oder der Redaktions- 
inhalte) wird mancher Leser von der Zurückhaltung betroffen 
sein, mit der auf den Ausbau der im ersten Bande begonnenen 
Rechtsvergleichung fast verzichtet ist. Hier wäre wohl der 
Ort gewesen, über die zunächst löbliche Beschränkung auf Ge- 
setzestexte hinweg zu einer umfänglicheren Verwertung paral- 
leler rechtsgeschichtlicher Literatur zu schreiten. Welchen 
unermeBlichen Nutzen hätte allein das Kapitel über Gemeinde- 
haftung der Geschichte des Inquisitionsrechts in Westeuropa 
bringen können, wenn es sich nicht gerade für die slawistisch- 
indogermanistische Einordnung seiner Ergebnisse mit einfachen 
Verweisungen auf Sobéstianskij und Schröder begniigte. Ein 
für Goetzens Gesamtbild der Pravda so zentraler Begriff wie 
die vira z. B. wäre aus der neuesten, eben durch komparative 
Methode ausgezeichneten Arbeit Konstantin Jireteks über 
Staat und Gesellschaft im mittelalterlichen Serbien (Denk- 
schriften der Wiener Akademie 56, 3, 16), wo ganz wie in der 
germanischen Rechtsgeschichte die Entstehung von Wergeld 
aus dem Stammessülinevertrag (vjera =treuga) geschildert ist, 
philologisch und sachlich bedeutend zu vertiefen gewesen. Um- 
gekehrt wird freilich das Goetzsche Werk mit seinen vorzüg- 
lichen Wort- und Sachregistern für den gewaltigen Umkreis 
slawistisch-rechtsgeschichtlicher Wissenschaften lange eine un- 
erschöpfliche Handhabe und Anregung bleiben. 


Freiburg i. B. Carl Brinkmann. 


Stefan Ehrenkreuz aus Lowicz, Beiträge zur sozialen Geschichte 
Polens im XIII. Jahrhundert. Leipziger Dissertation. 
Warschau 4911. 70 Seiten. 


Der Verfasser zieht nur Ritter und Bauern in Betracht, 
nicht die Herzogsfamilien und den Klerus. Er schildert die 
Verhältnisse vor der deutschen Kolonisation; der Titel ist 
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also nicht glücklich gewählt. Allerdings zieht der Verf. das 
Heinrichauer Gründungsbuch in reichem Maße als Beweis- 
material heran; er glaubt aber, das daraus sich Ergebende auf 
die außerschlesischen Verhältnisse vor der deutschen Besiedlung 
übertragen zu dürfen. Daher meint er, mit Sicherheit das 
Vorhandensein unfreier Ritter in Polen konstatieren zu dürfen, 
(S. 48 f.) und verschmäht Rachfahls Vorsicht („Die Organisa- 
tion der Gesamtstaatsverwaltung Schlesiens“‘ S. 22). Diese 
angeblichen ,,Dienstmannen“ nennt er milites infimi (Ehren- 
kreuz S.51) auf Grund falscher Übersetzung einer Stelle des 
Heinrichauer Buches (S.2): Nycolaus, parentibus non ualde 
nobilibus nec etiam omnino infimis, sed mediocribus militibus er 
provincia Cracouiensi oriundus. Daß hier das infimis auf 
parentibus zu beziehen ist, lehrt schon das bloße Sprachgefühl; 
zudem ist auch sonst von militibus infimis, soviel ich weiß, 
nirgends die Rede. Ebensowenig ist es ersichtlich, wieso die 
milites et servientes curiae nostrae (S. 49) deshalb unfrei sein 
sollen, weil sie in der Urkunde von 1239 (Heinr. Buch S. 149) 
den barones gegenübergestellt werden. Der Herzog nennt dort 
als Zeugen eines rechtlichen Aktes barones, nobiles et mediocres, 
zählt dann mehrere hohe Beamte namentlich auf, bezeichnet 
diese als die erwähnten barones und fährt fort: et omnes milues 
et servientes curiae nostrae. Letztere können doch also nur die 
vorher erwähnten mediocres, wo nicht gar auch nobiles sein. 
Auch die Angelegenheit der heredes von Rathschitz ist als 
Argument durchaus ungeeignet. Es ist überhaupt schon miBlich, 
schlesische Zustände des ausgehenden XIII. Jahrhunderts ohne 
weiteres fiir das Polen des XIII. Jahrhunderts zu verallgemei- 
nern. Wer sagt denn aber auch, daß jene heredes unfreie Ritter 
sind? Das feudum et servicium dextrarii ist noch kein Beweis 
des Rittertums (vgl. Schulzen und Vögte). Das ihnen abge- 
neigte Gründungsbuch nennt sie zwar camerarii, und Bolko 
will sie aus ihrer hereditas verdrängen. Doch das beweist 
nichts für ihre persönliche Abhängigkeit. Denn ihr Dienstver- 
hältnis nicht minder als das Eigentums- bezw. Besitzrecht 
an jenem Grundstück ist strittig; zwar a senioribus militibus, 
qui terram dividebant, .. ascripta fuit mensae principis, aber 
viele Ritter widersprachen. 
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Ein Beweis für das Bestehen unfreier Ritterschaft im da- 
maligen Polen ist also nicht erbracht; bei der großen Zahl armer 
Szlachcicen und Wlodyken wird auch kaum ein Verlangen 
nach unfreier reisiger Dienerschaft in größerem Maße bestanden 
haben ?). 

Peinlich berührt es, wie bequem der Verf. sich mit seinen 
Vorgängern abgefunden hat; er übernimmt ihre Ergebnisse 
einfach aus Rachfahl, vielfach nur mit geringen stilistischen 
Änderungen. Zum Beispiel: 


Rachfahl S. 410. 

Nach Roepell gab es außer 
den Sklaven ursprünglich nur 
freie Stammesgenossen; ein 
dritter Stand schob sich zwi- 
schen die beiden im Laufe der 
Zeit dadurch ein, daß eine 
Menge Freier, durch Krieg, 
Unglücksfälle usw. ihrer 
Grundstücke verlustig gegan- 
gen, dieselben Reicheren auf- 
ließen und meistens von diesen 
unter Vorbehalt des eigent- 
lichen Eigentumsrechtes gegen 
Zins und Dienste wiedererhiel- 
ten. ` 


Ehrenkreuz S. 4. 

(Roepell) meint, daß es 
außer den Sklaven ursprüng- 
lich nur freie Stammesgenossen 
gab; ein dritter Stand erschien 
im Laufe der Zeit dadurch, 
daß eine Menge Freier teils aus 
eigener Not, teils durch die 
Reichen und Mächtigen ge- 
drängt, ihrer Grundstücke ver- 
lustig gingen und sie den 
Reicheren überließen, um dann 
von diesen unter Vorbehalt 
des eigentlichen Eigentums- 
rechtes gegen Zins und Dienste 
die Ländereien zur Bewirt- 
schaftung wieder zu erhalten. 


Daß die zweite Fassung die erste an Klarheit überträfe, 


wird man kaum behaupten. 
wesen, 


Korrekter wäre es jedenfalls ge- 
völlig wortgetreu mit Anführungs- 


strichen und Quellangabe zu zitieren. 
Das Deutsch des Verf. zeigt unverkennbare Fremdartig- 


keit. 


Die Verschmähung aller typographischen Hilfsmittel 


(z. B. des gesperrten und des schiefen Druckes) erschwert den 


Gebrauch des Buches. 


E. Missalek. 


1) Ehrenkreuz glaubt, nur Nießen habe vor ihm das Vorhandensein 


unfreier Ritter berücksichtigt. 
(Kwart. hist. 1908. S. 561 ff.). 


Doch Wl. Semkowicz hat es auch getan 
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Chr. C. Ludwig Klee, Eines deutschen Hauslehrers Pilgerschaft 
durch Land und Leben. 1792—1818. Reval 1913. 259 S. 


O. M. v. Stackelberg und Fr. Stillmarck gebührt das Ver- 
dienst, diese wertvolle Selbstbiographie, die 1821 zum ersten 
Male erschien und bald eine Rarität wurde, neu herausgegeben 
zu haben. Klees Mitteilungen sind persönlich und sachlich von 
gleicher Bedeutung. Wir lernen in dem Verf. eine geistig hoch- 
stehende und menschlich äußerst anziehende Persönlichkeit 
kennen und erhalten lehrreiche Einblicke in die Lebensverhält- 
nisse und Lebensanschauungen der in den Ostseeprovinzen und 
in Rußland selbst lebenden Deutschen. 

Nachdem er in Halle studiert und an der Universität Rinteln 
Vorlesungen gehalten hatte, begab sich Klee im Alter von 
27 Jahren nach den Ostseeprovinzen, wo er in einigen adligen 
Häusern ‚Hofmeister‘ war. Dann war er von 1800—1807 
Lehrer an der Stadttöchterschule in Reval. Um ‚das Glück 
zu suchen‘, reiste er durch ganz Rußland bis ins Gou- 
vernement Saratov und war auch hier als Hauslehrer tätig. 

Im Jahre 1811 kam er endlich zur Ruhe; er wurde zum Rektor 
der lutherischen Petri-Paulischule in Moskau ernannt. Aber 
bald zerstörte der Krieg seine Hoffnungen und seinen geringen 
Wohlstand; außerdem verlor er eines seiner Kinder. Klee 
verließ später Moskau und war bis 1817 als Lehrer in Riga tätig. 
Da bot ihm sein Bruder, der Land- und Stadtgerichtsdirektor 
in Stendal war, den Rektorposten an den neu errichteten Schulen 
in Bromberg an. Aber wegen seiner großen Augenschwäche 
konnte Klee in Bromberg als Lehrer nicht angenommen werden. 
Nach 1823 ist er gestorben. 

Für die historische Forschung sind gerade die Aufzeich- 
nungen über den Aufenthalt der Franzosen in Moskau von Wert. 
So finden sich bei ihm einige beachtenswerte Beiträge zur 
Lösung der auch heute noch ungeklärten Frage nach der Ent- 
stehung des Brandes von Moskau. Vorab sei bemerkt, daß 
die Aufzeichnungen den Eindruck unbedingter Zuverlässigkeit 
machen, wogegen auch nicht der Umstand spricht, daß sie etwa 
6 Jahre nach den Ereignissen niedergeschrieben worden sind. 
So sind z. B. die Angaben über das lenkbare Luftschiff des 
deutschen Mechanikers Leppich durchaus zutreffend. Auch bei 
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Klee lesen wir, daß kurz vor dem Einzug der Franzosen in 
Moskau die Gefängnisse geöffnet, mehrere Tausend Gefangene 
in Freiheit gesetzt und aus den Arsenalen bewaffnet wurden. 
Rostop£in hatte unterdessen mit allen Beamten die Stadt ver- 
lassen; ihm folgte auch der bessere Teil der Bevölkerung. Zu- 
rück blieben in der Hauptsache nur Leute, die nichts zu ver- 
lieren, sondern in der allgemeinen Aufregung nur zu gewinnen 
hatten. Und so weiß Klee zu berichten, daß man schon vor 
der Ankunft der Franzosen plündernde Russen in großen 
Scharen getroffen habe. Ferner erfahren wir, daß kurz vor 
oder unmittelbar während des Einzuges der Franzosen einzelne 
Teile von Moskau schon in Flammen standen. Fragt man nach 
dem Urheber des Brandes, so hat unseres Erachtens die Er- 
klärung die größte Wahrscheinlichkeit für sich, daß weder die 
französischen Truppen noch die russischen Behörden, insbe- 
sondere Rostop£in, die Einäscherung Moskaus veranlaßt haben. 
Vielmehr ist es sehr wahrscheinlich, daß die freigelassenen Ge- 
fangenen in die verlassenen Häuser, in denen vielleicht noch oft 
die Herdfeuer brannten, eingedrungen sind, dort alles geplündert 
und durch Unachtsamkeit oder absichtlich das Haus ange- 
zündet haben. Bei dem in jenen Tagen herrschenden starken 
Winde mußte der Brand bald einen großen Umfang annehmen, 
da die überwiegende Mehrzahl der Häuser aus Holz gebaut war 
und Feuerwehr fehlte. Zudem sind sowohl vorher als auch nach 
4812 unter geordneten Verhältnissen ganze Stadtviertel dem 
Feuer zum Opfer gefallen. Verdächtig bleibt allerdings immer 
noch und für Rostoplins angenommene Täterschaft schwer ins 
Gewicht fallend die Fortschaffung der Feuerspritzen. Erklären 
ließe sich dieser Vorgang damit, daß man sie wegen ihres 
Wertes für die Stadt nicht in die Hände der Feinde fallen 
lassen wollte. 

Es ist erwiesen, daß ein Teil von Moskau schon vor dem 
Einzug der Franzosen in Flammen gestanden hat, und ebenso, 
daß die Franzosen, soweit es ihnen möglich war — sie rückten 
in der sicheren Erwartung eines erbitterten Straßenkampfes 
langsam und vorsichtig ein — gelöscht haben, schon aus dem 
Grunde, um die ihnen so notwendigen Vorräte nicht zu verlieren. 
Über das Verhalten der Franzosen und Kontingentstruppen 
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macht Klee interessante Mitteilungen. Im allgemeinen plün - 
derte der gemeine Mann, wenn er ohne Aufsicht war, wo er nur 
konnte. Die Offiziere aber hielten streng auf Manneszucht und 
mußten den Einwohnern oft zu Hilfe kommen, was sie in der 
liebenswürdigsten Weise taten. Klee kann nicht genug ihre 
Güte und Freundlichkeit rühmen. W. Recke. 


S. Sambinago, Pésni-pamflety XVI véka. (Lieder-Pam - 
phlete des XVI. Jahrh.). Untersuchung. Moskau 1913 
(in den Schriften des Mosk. Arch. Inst., Bd. XXVIII u. 
besonders). 266 S. 


Die zunehmende historische Bearbeitung der russischen 
epischen Lieder gewinnt fiir den Geschichtsforscher — je ent- 
schiedener die Vorurteile der ,,mythologischen Schule“ be- 
seitigt werden, desto mehr — an Bedeutung, denn sie gibt 
eine Fülle wichtiger Winke für die Beurteilung gewisser Ge- 
schichtsquellen. Nachklänge des XVI. Jahrh. mußte in einigen, 
zu den ältesten gezählten Epen seinerzeit schon Orest Miller, das 
Haupt der mythologischen Schule, zugeben. Es zeigt sich aber 
neuerdings immer häufiger, daß die realen Grundlagen der auf 
uns überkommenen Lieder nicht so sehr in den ältesten Zeiten 
russischer Geschichte, als in späteren Jahrhunderten liegen 
(vgl. z. B. S. Sambinagos Aufsatz im Sammelwerk zu Ehren 
V. O. Kljutevskijs, 1909, S. 506 ff.), so daß es, während z. B. 
Eindrücke von Ereignissen des XVI. Jahrh. deutlich hervor- 
treten, immer fraglicher wird, ob diese poetischen Überliefe- 
rungen wirklich Erinnerungen an uralte Zeiten bewahren. Auf- 
merksamkeit verdient deshalb auch die vorliegende neue 
Untersuchung des Moskauer Privat-Dozenten für altrussische 
Volksdichtung. Sie soll aber hier durchaus nicht allseitig und 
eingehend besprochen werden, was von berufener Seite geschehen 
mag und zum Teil schon geschehen ist (s. die Kritik des kürz- 
lich verstorbenen Akademikers Vsev. Fed. Miller im ,,Véstnik 
Evropy“, 1913, Mai, 370—380 und die in der Zeitschriftenschau 
dieses Bandes der ,,Z. f. osteur. G.“, S. 92—93, erwähnten 
Aufsätze von Miller und Sokolov ım Journal des Ministeriums 
der Volksaufklärung). Der Zweck meiner Zeilen ist nur, kurz 
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auf die interessante historische Deutung hinzuweisen, die im 
genannten Werk der Textkritik einiger alten Lieder folgt. 

Besonders beachtenswert vom historischen Standpunkt ist 
der zweite Teil des Buchs, in dem die Byliny (historisch-epi- 
schen Sagen) über Vasilij Buslaev analysiert werden, denn die 
neue Auslegung verwirft gänzlich die althergebrachte Auffas- 
sung. Während nämlich dieser Liederzyklus bisher, wie be- 
kannt, für einen poetischen Widerhall der Verhältnisse im 
ältesten, republikanischen Novgorod — der erbitterten Partei- 
kämpfe und kühnen Eroberungszüge der USkujniki (Piraten) — 
galt (vgl. S. 156 ff.), behauptet S. Sambinago, daß unter Vasilij 
Buslaev seinerzeit Car Ivan Vasil’evié gemeint war: die Bus- 
laevbyliny seien teils Pamphlete auf die wilde Verwüstung Nov- 
gorods im Jahre 1570 (S. 174 ff., 186 ff.), teils Spottlieder auf 
den Tod des grausamen Herrschers (S. 249 ff.). 

In den ersten Kapiteln werden ebenfalls die Beziehungen 
einiger pamphletartigen Lieder zu Ereignissen aus der zweiten 
Hälfte des XVI. Jahrh. aufgeklärt. Sambinago zeigt, daß eine 
verworrene Überlieferung zwei verschiedene Vorgänge besingt: 
die zweite Vermählung Ivans IV. (1561) mit Marija Tem- 
grjukovna (S. 57 ff.) und den zurückgeschlagenen Überfall 
der Tataren im Jahre 1572 (S. 97 ff.). Die Erklärung dieser 
Liedergruppe, die schon früher mit dem ersteren Ereignis in 
gewissen Zusammenhang gebracht wurde (vgl. S. 56 ff.), liegt 
so nahe, daß auch Vsev. F. Miller auf Grund genauen Studiums 
der historischen Lieder jener Zeit den wesentlichen Punkten 
beistimmt (,,V. Evr.“, 372, 373 und im Journ. d. Min., S. 4 ff.), 
wenngleich er, ebenso wie Sokolov (in den erwähnten Aufsätzen 
des ministeriellen Journals) mit manchen Einzelheiten nicht 
einverstanden ist. 

Umgekehrt verhält sich die Sache, wie schon bemerkt, mit 
den Buslaevliedern: nur Zdanov hatte einmal auf die auffallend 
übereinstimmenden Sagen über die Geburt Buslaevs und Ivans 
des Grausamen hingewiesen, ohne die weiteren Konsequenzen 
daraus zu ziehen (S. 165—166), während Historiker, wie Kosto- 
marov, die dem Epos große Aufmerksamkeit schenkten, ganz 
weit davon entfernt waren, an Ivan IV. zu denken (vgl. 
S. 156 ff.). 
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Der Parallelismus der epischen Buslaevsage und der zeit- 
genössischen Berichte über Ivan IV. überrascht indessen grade 
durch seine Natürlichkeit, die stellenweise in fast automatische 
Übereinstimmung übergeht, selbst wenn man die wenigen Bilder 
in Abrechnung bringt, deren Erklärung S. Sambinago, wie Vs. 
Miller meint, durch Beseitigung oder Symbolisierung unbe- 
quemer Figuren vereinfacht (,,V. Evr.“, 375). 

Weitere Nachprüfungen werden natürlich zeigen müssen, 
ob §.s Hypothese in vollem Umfang hatlbar ist, und, im ein- 
zelnen, in welchen Kreisen ein Schmählied aus Anlaß der Ver- 
wüstung Novgorods entstehen konnte und wie die Erwähnung 
eines Vas’ka Buslaev in der Nikonschen Chronik unter 1171 
aufzufassen ist. Übrigens ist Š.s Stellung zu einem dieser Ein- 
wände V. M.s (im ,,V. Evr.“, 379 und 376) aus der Unter- 
suchung selbst klar zu ersehen, denn er erklärt ausführlich, aus 
welchen Gründen er die Erwähnung eines Buslaev in der Chronik 
für eine spätere Interpolation ansieht (S. 164—165). 

Wenn also sogar mannigfache und bedeutsame Belege Š.s 
originellen Gedanken nicht sofort über alle Anfechtungen er- 
heben konnten, so sind manche Punkte seiner Beweisführung 
donnoch so überzeugend, daß selbst Vs. M., der bei der alten 
Ansicht über die Entstehungszeit der Buslaevlieder beharrt, 
anerkennt, es sei allerdings richtig, daß die Zeit Ivans IV. 
nachträglich auf diese Byliny einwirkte: in der Darstellung 
von Buslaevs Kampf mit den Novgoroder Bauern seien vielleicht 
Spuren der Metzelei von 1570 zu finden, Ivans hartes Ver- 
fahren gegen den Erzbischof Pimen habe möglicherweise auf 
die Episode mit dem geistlichen Greis eingewirkt und dgl. mehr 
(„V. Evr.“, S. 379). 

Es ist aber klar, daß sogar ein solcher Sachverhalt für den 
Historiker von großer Bedeutung sein müßte — sowohl bei 
Erwägungen über die epischen Elemente, die die Novgoroder 
Verhältnisse wiederspiegeln, als auch bei der Einschätzung des 
Eindrucks, den die wüsten Taten des grausamen Caren auf die 
gesellschaftliche Stimmung machten. Indessen sprechen die 
vielen nahezu wortgetreuen Übereinstimmungen mit zeit- 
genössischen schriftlichen Berichten über Ivan IV. und manche 
Gegensätze zu dem, was wir über die einstmaligen Novgoroder 
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Zustände wissen (S. 162—163), dafür, daß die Abhängigkeit 
der Buslaevlieder von den Ereignissen des XVI. Jahrh. jeden- 
falls eine merkwürdig weitgehende ist, so daß auch dieser Teil 
von Š.s Untersuchung, wie der erste, mindestens eine Reihe 
neuer fester Anhaltspunkte für die richtige Auslegung der 
„historischen Lieder‘ bietet. 


Petersburg. Leo Loewenson. 


IV. Zeitschriftenschau. 


Abkürzungen der Zeitschriften, über die berichtet wird: 


Altpreußische Monatsschrift (AM) 

Archiv für slavische Philologie (AslPh) 

Baltische Studien (BSt) 

Biblioteka Warszawska (BW) 

Byzantinische Zeitschrift (BZ) 

Bulletin International de Academie des Sciences de Cracovie, classe de 
Philologie, classe d’Histoire et de Philosophie (B) 

Cesky Časopis Historicky (Č) 

Deutsche Monatsschrift für Rußland (DMR) 

Forschungen zur brandenburgischen und preußischen Geschichte (F) 

Golos Minuvšago (GM) 

Hansische Geschichtsblätter (HG) 

Historische Vierteljahrsschrift (HV) 

Historische Zeitschrift (HZ) 

Istoričeskij Véstnik (IV) 

Izvéstija Ministerstva Innostrannych Dél (IMID) 

Izvéstija der Kaiserl. Akademie zu Petersburg (IA) 

Journal des Ministeriums der Volksaufklärung (J) 

Kwartalnik Historyczny (KwH) 

Mitteilungen des Vereins für die Geschichte der Deutschen in Böhmen (MB) 

Mitteilungen der Sevéenko-Gesellschaft der Wissenschaften (MS) 

Mitteilungen der Ukrainischen Gesellschaft der Wissenschaften 
Kiew (MKUG) 

Mitteilungen des westpreußischen Geschichtsvereins (MWpr) 

Mitteilungen der literarischen Gesellschaft Masowiens (MMas) 

Monatsblätter des Pommerschen Geschichtsvereins (MPom) 

Monatsblätter der Historischen Gesellschaft der Provinz Posen (MPos) 

Nautnyj Istoriteskij Žurnal (N) 

Oberländische Geschichtsblätter (OG) 

Pommersche Jahrbücher (PJ) 

Przeglad Historyczny (PH) 


Zeitschriftenschau. 429 


Revue historique (RH) 

Roczmik tow. przyjaci6l nauk poznańskich (Rtp) 

Roczmik tow. naukowego w Toruniu (RtT) 

Russkaja Mys!’ (RM) 

Russkaja Starina (RSt) 

Russkij Archiv (RA) 

Russkłj Bibliofil (RB) 

Sitzummgesberichte der Gesellschaft für Geschichte und Altertumskunde der 


Ostseeprovinzen Rußlands in Riga (SBRig) 
Starye Gody (StG) 


Ungarische Rundschau (U) 

vstnik Evropy (VE) 

Virteljahrsschrift für Sozial- und Wirtschaftsgeschichte (VSW) 
Zpiski towarzystwa toruńskiego (ZapTT) 

Zeitschrift des Vereins für die Geschichte Schlesiens (ZSch) 


Zeitschrift des historischen Vereins für den Regierungsbezirk Marien- 
werder (ZMar) 


Zeit sch rift der historischen Gesellschaft der Provinz Posen (ZP) 


Zeitschrift des Vereins fir Geschichte und Altertumskunde des Erm- 
landes (ZE) 


Zeitschrift des Westpreußischen Geschichtsvereins (ZWpr) 
Zeitschrift f. Gesch. u. Kulturgeschichte Österreich-Schlesiens (ZÖSchl) 


Die Chiffern der Mitarbeiter bedeuten: 


B. B. = Landesarchivdirektor Prof. Dr. B. Bretholz in Brünn; 

O. H. = Prof. Dr. Otto Hoetzsch in Berlin; 

M. K. = Prof. Dr. M. Korduba in Czernowitz; 

A. K. = Dr. A. Kunkel in Posen; 

U. L. = Prof. Dr. U. Lehtonen in Helsingfors; 

L. L. = L. Léwenson in Petersburg, o. M. des Kaiserl. Petersburger 
Archäolog. Instituts. 

A.L. = Oberlehrer Arthur Luther in Moskau; 

J.P. = Archivrat Dr. J. Paczkowski in Berlin; 

W. R. = Dr. Walter Recke in Danzig; 

R. S. = Dr. Richard Salomon in Berlin; 

= 5 S. = Prof. Dr. Schybergson in Helsingfors; 


Dr. Erich Zechlin in Posen. 
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I. Allgemeines. 


Petersburger ,,Staats-Archiv alter Akten“. 
J 1913, Oktober, 94—125. ` 


M. Kločkov gibt einen Überblick über Geschichte und Bestände 
des 1780 begründeten Petersburgers ,,Staatsarchivs alter Akten“ (nicht 
zu verwechseln mit dem wenig jüngeren Moskauer Archiv gleichen Namens). 
Das Archiv hat in seinem vollen Umfange — von Verlusten in der Fran- 
zosenzeit abgesehen — nur bis in die dreißiger Jahre des 19. Jahrhunderts 
bestanden; dann ist eine allmähliche Auflösung erfolgt. Viel angeblich 
wertloses Material wurde vernichtet, der Rest befindet sich heute im 
Archiv des Justizministeriums in Moskau. Vgl. auch den Überblick von 
P. Karge in dieser Zeitschrift Bd. I, S. 339 ff. R. S. 


1493—1796. Berichte über osteuropäische 
Staaten im Archiv von Simanca. 
Archiv f. österr. Geschichte 103 (1913) 163—432, *1—*79. 


Der Direktor des Generalarchivs von Simanca, Julius Paz, ana- 
lysiert in seinem Katalog II der Kanzlei des spanischen 
Staatsrats (Secretaria de Estado) dessen Beratungsprotokolle, die 
Gesandschaftsberichte an die Regierung, deren Antworten und Instruk- 
tionen sowie Korrespondenzen und sonstige Akten. Auch für die Geschichte 
Osteuropas, so über Ungarn, Rußland und Polen finden wir hier reiches 
Material, das durch die beigegebenen Register leicht auffindbar ist. Be- 
richte von eigenen spanischen Gesandten am Warschauer Hofe finden 
wir aus den Jahren 1746—88, so 1746—48 vom Prinzen von Campo- 
florido, 1762 vom Herzog von Calabrito, 1760—63 vom Grafen von Aranda, 
1763 vom Marquis de la Revilla, 1763—83 von Don José de Onis und 1788 
von Don Pedro Normande. A. K. 


Ausgrabungen in Südrußland. 
Prähistorische Zeitschrift V, 1913, 1—157. 


Über „Ausgrabungen auf dem Gute Maritzyn, Gouvernement 
Cherson‘‘, setzen Max Ebert und A. Schliz ihre früheren Berichte fort. 
Ebert berichtet unter Beifügung von Tafeln über die Kurgane des 6. bis 
4. Jahrhunderts v. Chr. Geb. und die darin gemachten Funde, sowie über 
Ausgrabungen bei dem Gorodok Nikolajevka am Dněpr. Bei letzteren 
handelt es sich um Ruinen einer antiken Ansiedlung unbekannten Namens, 
die aus einer kleinen Burg und einer offenen Siedlung besteht, unmittelbar 
am rechten Dnéprufer, oberhalb der Stadt Cherson gelegen. Die Funde 
hier sind deshalb so bedeutend, weil sie zeigen, daß Germanen, in der Haupt- 
sache wohl Ostgermanen, bereits im 1. Jahrhundert v. Chr. Geb. am 
Unterlaufe des Dněpr angelangt waren. A. Schliz berichtet über die Grab- 
hügel auf dem Gute Maritzyn, die dem 6. bis 1. Jahrhundert v. Chr. Geb. 
angehören. O. H. 
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Der Seeweg nach Sibirien. 

DMR 1913, 983—990. 

Im Anschluß an die ,,Correct‘‘-Expedition unter Fridjof Nansen 
und die Entdeckung eines neuen Festlandes oder Archipels durch den 
Kapitän Vilkickij gibt O. Grosberg eine Übersicht über die Geschichte 
des Seewegs zwischen Europa und Sibirien. Dieser Seeweg ist im Mittel- 
alter nicht nur bekannt gewesen, sondern auch stark befahren worden. 
Urkundlich festgestellt sind Fahrten durch das Eismeer zu Ende des 
15. Jahrhunderts. Seit Beginn des 17. Jahrhunderts werden die Beziehungen 
Moskaus zu Nordsibirien reger, aber durch ein Verbot von Moskau aus 
unterbrochen, nach dem Ausländern nicht mehr Lotsen in Archangel gestellt 
werden durften und Ausländern der Zugang zum Karischen Meere ver- 
boten wurde. Der Grund für das Verbot war das Interesse des Wojewoden 
von Tobolsk, Kurakin, die Folge aber, daß der Seeweg nach Sibirien 
durch das Eismeer ganz vergessen wurde. Eine Expedition unter der 
Zarin Anna Ivanovna befestigte die Anschauung, daß das Eismeer für 
Schiffe nicht passierbar sei. Auch K. E. von Baer war der Meinung, daß 
das Karische Meer vereist sei. Erst im letzten Drittel des 19. Jahrhunderts 
wurde das Interesse daran wieder lebendig durch zwei weitblickende 
Sibirier, Sidorov und Sibirjakov. Sie rüsteten Expeditionen aus, von 
denen die erfolgreichste die Wega-Expedition Nordenskjölds gewesen ist. 
Daher begannen in den 70er Jahren wieder Schiffe nach den Mündungen 
der großen westsibirischen Flüsse zu fahren. Die Entwicklung wurde 
aber wiederum gehemmt, weil das Finanzministerium die sibirischen 
Flußmündungen ihres Freihafen-Charakters beraubte. Erst in der Gegen- 
wart ist der Weg wieder aufgenommen worden und wird die Möglichkeit 
einer Verbindung durch das Eismeer sogar nach Ostsibirien erörtert. 

O. H. 


Über die Bewegung der Russen nach 
Osten. 


N (1913), I., L. 2., 52—61. 

Die Grundzüge der russischen Kolonisationsgeschichte, die G. Vernad- 
skij hier entwickelt, bildeten auch das Thema seiner im November 1913 
gehaltenen Habilitationsvorlesung. — Gleichwie die westgermanischen 
Stämme nach Westen strebten, so mußten die ostslavischen nach Osten 
vordringen und dieses geschah während der Kiever Periode in zwei Formen: 
im Norden gingen in erster Reihe die Tierfänger vor, im Süden versuchten 
die Fürsten die Steppe der Ackerbaukultur zu unterwerfen, indem sie 
wie die Hollander ihre Deiche, befestigte Linien vorschoben. Als aber die 
große Wasserstraße über Kiev mit Durchbruch neuer Handelswege zur 
Zeit der Kreuzzüge ihre Bedeutung verlor, wich die russische Bevölkerung 
vor den Steppennomaden in die nördlichen Wälder. Die mongolische 
Eroberung, die diesem Antagonismus ein Ende machte, zeitigte in Wirk- 
lichkeit auch solche Resultate, die ihr nicht zu entsprechen scheinen und 
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deshalb gewöhnlich übersehen werden: mit den Mongolen drangen zu 
den Russen die Einflüsse der alten Kultur Chinas durch, und es begannen 
ständige und sehr rege Beziehungen zwischen dem russischen Norden und 
dem mongolischen Asien. Es sind Anzeichen vorhanden, daß die niederen 
Volksschichten die Invasion oft gar nicht als eigene Plage, sondern höch- 
stens als soziale Vergeltung für die oberen Klassen ansahen. Die Herr- 
schaft der Mongolen begünstigte die Entstehung des Moskauer Staates 
und dieser belebte seinerseits wiederum die planmäßige Bewegung nach 
Osten, für die die Eroberung Kazafs von ungeheurer Wichtigkeit war. 
Die vom Moskauer Reich ausgehende Kolonisation erfolgte fortan in 
beiden oben erwähnten Formen: der nördlichen und südlichen. Die 
verschiedenen Straßen nach Sibirien spiegeln die einzelnen kolonisierenden 
Elemente geographisch wieder. Die Schätze an Pelzwaren veranlaßten 
die Regierung, die Kolonisation Sibiriens wie ein gewerbliches Unter- 
nehmen zu betreiben und den Ausländern den Weg dorthin zu versperren. 
Der Verfasser illustriert durch einige Zahlen, die in Parallele zum Vor- 
dringen der Westeuropäer in Nordamerika stehen, die Ausdehnung der 
Kolonisation Sibiriens bis zu dem Momente, als der russische Stamm mit 
dem angelsächsischen auf entgegengesetzten Wegen an der Grenze von 
Alaska und Kanada zusammentraf. L. L. 


46.—20. Jahrh. N.P. Lichaéevs Familienbi- 
bliothek und die Geschichte seines Ge- 
schlechts. 


RB 1913, V, 5—101. 

„Genealogische Geschichte einer Gutsherrnbibliothek“ ist der eigent- 
liche Titel dieser auch als Sonderausgabe erschienenen Arbeit des be- 
kannten Historikers, Sammlers und Vizedirektors der Kais. Offentl. 
Bibliothek N. P. Lichacey über die Entstehung seiner Familienbibliothek, 
wie sie sich in den Ex-libris und anderen Aufschriften wiederspiegelt. 

Des Verfassers Ahnen waren seit jeher außerordentliche Bücher- 
freunde: so z. B. im 17. Jahrh. Alekséj Timofeevité Lichatev, der Erzieher 
des Carevié Alekséj Alekséevi¢ und Verfasser einer verlorenen Lebens- 
beschreibung des Caren Fedor Alekséevité. Die ältesten Schriftenschätze 
sind allerdings zum großen Teil umgekommen (schon im Mai 1682 und 
zur Zeit des Pugatevschen Aufstandes), aber der Ursprung mancher Erb- 
stücke läßt sich doch durch drei Jahrhunderte und zehn Besitzergenera- 
tionen zurückverfolgen. N. P. Lichaéev gibt hierbei eine reich dokumen- 
tierte geschichtliche Skizze seines Geschlechts, dessen authentischer An- 
fang ins 15. Jahrhundert fällt. Zu diesem Geschlecht, das sich erst im 
Staatsdienst emporringen mußte, gehörte unter anderen aus der Reichs- 
geschichte bekannten Lichatevy auch Vasilij Bogdanovič, der 1659 die 
Gesandtschaftsreise nach dem Westen machte und beschrieb. Die 
genealogischen Nachforschungen erstreckten sich übrigens nicht nur auf 
des Verfassers Vorfahren, sondern auch auf zahlreiche verwandte, ver- 
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schwagerte und einstmals befreundete Familien, an die die Lichatevsche 
Bibliothek (wie z. B. an die Panaevsche Schriftstellerfamilie) Andenken 
bewahrt. 

Fir die Kulturgeschichte der russischen Provinz sind im besonderen 
auch die persönlichen Erinnerungen des Verfassers aus der zweiten Hälfte 
des 19. Jahrh. interessant: z. B. die Mitteilungen über Bibliophile und 
Gelehrte seiner Heimatstadt Kazan’ (die Professoren M. P. Petrovskij, 
S. M. Spilevskij, N. P. Zagoskin u. a.) und dergl. m. 

Die Untersuchung ist mit Faksimiles und anderen Beilagen, deren 
Zahl in der Sonderausgabe noch bedeutend erhöht ist, reich ausgestattet. 
L. L. 


II. Vormongolisches Rußland. 


1054 ff. Das Verhältnis Alt-Rußlands zur 
Kirchentrennung. 


JA 1914, 95—102. 


A. J. Sobolevskij handelt über das Verhältnis des alten RuBlands 
zum Schisma von 1054 in einer Rede, die er vor der Akademie der Wissen- 
schaften gehalten hat. Die Frage hat insofern großes historisches Interesse, 
als die junge russische Kirche zwar unter dem Patriarchen von Byzanz 
stand, aber in engen Beziehungen zu den gleichfalls jungen Kirchen 
Böhmens, Polens und Ungarns war, die beim Schisma auf die römische 
Seite traten. Diese Beziehungen sind allerdings im 11. Jahrhundert nicht 
sehr stark quellenmäßig belegt. S. führt eine Reihe von Momenten dafür 
an. Die Päpste bemühten sich, die russische gebildete Gesellschaft sich 
freundlich zu erhalten, vor allem suchten sie zu wirken auf die russischen 
Fürsten, die mit dem Westen ja vielfach verwandtschaftlich verbunden 
waren. Gegen den Westen richtete sich eine ganze Reihe von Produkten 
der russischen Literatur in dem Kampfe gegen die Lateiner, der in erster 
Linie von den in Rußland lebenden Griechen geführt wurde. Die Fürsten 
Vsevolod Jaroslavit, Izjaslav Jaroslavi¢ und Vladimir Monomach waren 
zunächst nicht für die Trennung der Kirche und verstanden nicht, woher 
sie kam, so daß die Metropoliten lebhaft dafür arbeiten mußten; außer 
den Griechen waren es auch russische Geistliche, die mit der heiligen 
Schrift und der Theologie sehr vertraut waren. So entstand eine Polemik 
gegen die Lateiner nahe dem Jahre 1054. Sehr bald gingen in Rußland 
die Unsicherheiten in bezug auf den Westen zu Ende. In der zweiten 
Hälfte des 12. Jahrhunderts hatte der Patriarch von Byzanz alle Hoff- 
nungen des römischen Papstes, die russischen Christen an sich zu ziehen, 
beseitigt. Rußland nahm die Trennung der Kirche als begründet und 
notwendig an. Das Verhältnis ihrer Kirche zu den Lateinern drückt sich 
aus in der Auffassung des Erzbischofs von Novgorod, der die Lateiner 
als Ketzer bezeichnet. O. H. 
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III. Die Moskauer Periode. 
IV. Peter der Große und die Nachfolger bis 1762. 


1707. Russisch-Ungarisches Bündnis. 


U III, 165—177. 

A. Marki gibt einen Auszug aus seiner akademischen Antrittsrede 
über „Das Bündnis Peters des Großen und Franz Räköczis lI. im Jahre 
1707“. Peter bot im Mai 1707 Rákóczi die polnische Krone und ein Bündnis 
mit Rußland an. R. war geneigt, die Wahl zum polnischen Könige anzu- 
nehmen, wenn der Zar den Kaiser zum Frieden zwingen könne oder wenn 
die Ungarn sich während des schwedisch-österreichischen Krieges mit dem 
Kaiser versöhnen würden. Als ihm der bestimmtere Antrag vom Zaren 
wurde, bat er, die Sache geheim zu halten und als ungeschehen zu be- 
trachten, bis Polen ihn auf den Thron berufen werde. Am 13. Juni 1707 
sprach der Reichstag, im Glauben an die Möglichkeit eines russisch- 
ungarisch-polnischen Bündnisses und eines schwedisch -österreichischen 
Krieges, das Interregnum aus. Schon am 12. Juli sandte Peter abermals 
an R. und forderte eine bestimmte Erklärung, ob er die polnische Krone 
annehme. Dieser erklärte sich bereit, wenn Polen ihn dazu einstimmig 
wählen und die Stände Ungarns und Siebenbürgens ihn dazu ermächtigen 
würden. R. geht in dieser Frage ruhig vor zur Verfolgung seines Lebens- 
zieles, der Befreiung seines Vaterlandes, der er die nordische Frage und 
ein ungarisch-polnisch-russisches Bündnis dienstbar machen will. Die 
Senatoren von Siebenbürgen und von Ungarn erklärten sich für die An- 
nahme der polnischen Krone. R. wollte in allen diesen Verhandlungen 
mit Intervention des französischen Königs und des bayerischen Kurfürsten 
den Zaren mit dem König von Schweden versöhnen; dafür sollte Max 
Emanuel König von Ungarn und Stanislaus König von Polen werden 
und er selbst Fürst von Siebenbürgen bleiben. In diesem Sinne war die 
Instruktion für seinen Gesandten abgefaßt, die dem Zaren sogar die Aus- 
sicht auf Eroberung Konstantinopels machte. Die Verhandlungen mit 
Peter fanden im September in Warschau statt. Aus ihnen wurde klar, 
daß Rußland das Bündnis dringender brauchte als die Ungarn. Die Be- 
dingungen des Bündnisses wurden am 14. September 1707 abgeschlossen, 
das Dokument ist vom 4./15. datiert. Am 10./21. Dezember 1707 wurde 
der nach R.s Wunsch umgestaltete Warschauer Vertrag in Moskau voll- 
zogen. Danach war R. bereit, die polnische Krone anzunehmen, wenn 
er dazu gewählt wurde. Der Zar wollte ihn dabei unterstützen. Wenn 
Schweden nicht Polen angriffe, solle die Wahl verschoben werden und 
Schweden mit französısch-bayerischer Intervention in 3 Monaten für den 
Frieden gewonnen werden. Der Zar wollte alles tun, um den Kaiser zu 
veranlassen, Ungarn und Siebenbürgen die Freiheit zurückzugeben. Die 
Verpflichtung zu gemeinsamer Kriegführung gegen Schweden war aus- 
gesprochen, wenn Schweden nicht Frieden schlösse. 
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Der Vertrag konnte erst am 30. September 1708 an R. übergeben 
werden, also zu einer Zeit, als Peter schon im Innern Rußlands gegen 
Schweden zu kämpfen hatte. Damit fiel die Möglichkeit, das Bündnis 
praktisch werden zu lassen, vollkommen weg. Es ist ohne jede Wirkung 
gewesen. Der Bündnisvertrag ist der letzte, in dem Ungarn noch als Staat 
gleichen Ranges mit einem anderen Staate unterhandelt hat, aber nicht 
mehr als ein interessantes Dokument für den Zusammenhang zwischen 
der nordischen und der südosteuropäischen Frage, durch den R. im Bünd- 
nisse mit Peter die Freiheit seines Vaterlandes durchzusetzen hoffte. 

O. H. 


1717. Peter d. Gr. in Berlin. 
GM 1913, Nr. 9, 169—172. 


S. Kleiner übersetzt hier die betreffende Stelle aus den Denkwürdig- 
keiten der Markgrafin Wilhelmine von Bayreuth. L. L. 


Lomonosov als Nationalökonom. 
J 1914, Februar, S. 249—264. 


Uber Lomonosov als Nationalökonomen handelt J. Tichomirov. 
Auch auf diesem Gebiet hat sich der groBe Polyhistor betatigt, und zwar 
mit einer populationistischen Abhandlung: ,,Uber Vermehrung und Er- 
haltung des russischen Volkes‘‘ (gedruckt in den ,, Besédy“‘ der Gesellschaft 
der Freunde russischer Literatur 1871) und mit einer Skizze „Über die 
Gründung eines Landesökonomie-Kollegiums“ (gedruckt bei Budilovié, 
Lomonosov als Schriftsteller, S. 313 f.). Was von sonst geplanten Auf- 
sätzen — über Verbesserung des Ackerbaues, Unterstützung des Handels, 
Wirtschaftsgeographie, Beseitigung des Raskol u. a. m. — wirklich zur 
Ausführung gekommen ist, ist nicht bekannt. 

Der zuerst genannte Aufsatz, von dessen Inhalt Tichomirov eine aus- 
führliche Paraphrase gibt, wiederholt zum Teil Ideen westlicher Zeit- 
genossen, von denen hauptsächlich Süßmilch (nicht Süßmann, wie T. 
S. 251 schreibt) auf L. eingewirkt haben wird. Daneben finden sich ori- 
ginelle, in den besonderen russischen Verhältnissen begründete Gedanken, 
wie beispielsweise der Angriff auf das kanonische Verbot der vierten Ehe 
im weltlichen und der zweiten im geistlichen Stande, oder der Vorschlag, 
diein mancher Hinsicht gesundheitsgefährlichen großen Fasten in eine pas- 
sendere Jahreszeit zu verlegen. Die ganze Schrift ist offenbar ein typisches 
Produkt der Aufklärungsperiode, wofür z. B. die Idee, gemeinverständliche 
medizinische Handbücher im Volke zu verbreiten, bezeichnend ist; er- 
götzlich tritt die kasuistische Neigung der Zeit, die sich in der Gesetz- 
gebung wie in der gelehrten Theorie so vielfach bemerkbar macht, in Ls. 
Ausführungen hervor, wenn er zur Bekämpfung der Kindersterblichkeit 
empfiehlt, den Popen für den Winter die Anwärmung des Taufwassers 
vorzuschreiben. R. S. 
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17.48. Jahrhundert. Die Staatsidee in Ruß- 


land. 

Essays in Legal History. Read before the International Congress of 
Historical Studies held in London, 1913. Edited by Paul Vinogradoff. (Oxford 
1913.) S. 356—383. 

A. Lappo-Danilevskij veröffentlicht hier in französischer Sprache 
seinen Vortrag auf dem Londoner Historiker-Kongreß unter dem Titel: 
„D’idée de l’état et son évolution en Russie depuis les troubles du XVII* 
siècle jusqu’aux réformes du XVIII°“. Er behandelt die Staatsidee und 
ihre Entwicklung in Rußland in normativem Sinne. Das Fazit seiner 
Ausführungen ist: Im Anfang des 16. Jahrhunderts ist die Idee des russi- 
schen Staates mehr religiös als weltlich, im Anfang des 18. wird sie mehr 
weltlich als religiös. Er verfolgt diese Entwicklung nach der theoretischen 
und literarischen Seite. O. H. 


V. Katharina II. 


1797—1818. Zur Biographie Novikovs. 
RB 1913, III, 5—39; IV, 14-52. 


B. Modzalevskij bringt mit ausführlichem Kommentar und mehreren 
Faksimiles Briefe und kleine mystisch-religiöse Aufsätze N. I. Novikovs 
(1744—1818): alle diese Schriften beleuchten (wie auch schon die 37 
Briefe im ,,Russk. Arch.“, 1871 und einige andere) die letzte Lebensperiode 
des einst (bis zur Verhaftung 1792) so regen Schriftstellers, Verlegers, 
Herausgebers, Philanthropen und Freimaurers, namlich die Zeit nach 
seiner Befreiung aus der Schlisselburger Festung (durch Kaiser Paul, 1796), 
als N. in stiller Zurückgezogenheit auf seinem Gute lebte. 18 Briefe N.s 
(aus den Jahren 1797—1804) sind an einen seiner intimsten Freunde, den 
bekannten Mystiker Labzin (1766—1825) gerichtet (ihnen sind auch 
Kopien von anderen Briefen beigelegt), die übrigen 7 (von 1813—1815), 
die durch einige P. S. und zwei Briefe seiner Tochter (1816 und 1818) er- 
gänzt werden, an zwei andere Freunde: die Moskauer Professoren Cebo- 
tarev (Historiker, 1746—1815) und Mudrov (Mediziner, 1772—1831). 

L. L. 


18. Jahrh. Der Handel mit Kunstgegen- 


standenin Alt-Petersburg. 
StG 1913, Mai, 33—41, Juni, 44—53; Oktober, 25—32; November, 
33—42. 


P. Stolpjanskij hat auch hierüber eine Fülle von Zeitungsanzeigen 
und -notizen aufgebracht (vgl. Zeitschriftenschau III, S. 576): diese 
belehren über die Anstalten und Personen, die sich im Laufe des 
48. Jahrh. mit Verkauf und Versteigerung von Kunstartikeln befaßten, 
über das Aufkommen spezieller Kunsthandlungen, über die Einführung 


Zeitschriftenschau. 437 


neuer Malutensilien, über Inhalt und Beschaffenheit mancher Kunst- 
werke, im besonderen Gravüren und dergl. mehr. Dabei kommen auch 
interessante Preisangaben und nicht minder beachtenswerte Adressen 
(z. B. Rastrellis) vor. L. L. 


1777—1785. Die Reisen der Herzogin von 
Kingšton nach Rußland und ihre Briefe 
an Karl Radziwill. 

StG 1913, Juni, 3—35. 


Bar. A. Foelkersam erzählt, mit besonderer Berücksichtigung ihrer 
Beziehungen zu Rußland, die Lebensgeschichte der Herzogin von Kingston 
(Elisabeth, geb. Chudleigh, 1720—1788) in Anbetracht der vielen Kunst- 
gegenstände, die dank der berühmten Abenteurerin dorthin verschlagen 
wurden. 

In Rußland hielt sich die Herzogin in den Jahren 1777, 1779—81 
und 1784—85 auf: das geht aus einigen russischen Zeitungsanzeigen und 
den im Aufsatz (unter Wahrung der kuriosen Rechtschreibung) abge- 
druckten französischen Briefen an Karl Radziwill klar hervor, denn diese 
Briefe (aus den Jahren 1777—81, im Archiv des Schlosses Nešviež im 
Gouv. Minsk) enthalten im Hinblick auf Rückantworten und Begegnungen 
genaue Angaben über Reisezeiten und Aufenthaltspläne. Sie geben auch 
einen Begriff davon, wie sehr es die gewandte Engländerin verstand, über- 
all Beziehungen zu den höchststehenden Personen anzuknüpfen. Den 
Hauptinhalt bilden jedoch freundschaftliche Ratschläge angesichts der 
schwierigen Lage, in diè Radziwill durch seine politischen Unternehmungen 
geraten ist: die Herzogin ist bemüht, den Fürsten mit dem König und der 
Kaiserin zu versöhnen, ratet ihm dringend nach Petersburg zu reisen, gibt 
ihm nebst Empfehlungsschreiben viele Winke, wie er sich in der russischen 
Hauptstadt zu benehmen habe, wobei sie ihm mit höchstem Lob den 
Fürsten Potemkin empfiehlt. Erwähnt wird in den Briefen auch der 
eigene Prozeß der Herzogin und einmal, beiläufig, das pompöse Fest, das 
Radziwill, ein alter Verehrer der Herzogin, ihr zu Ehren 1780 auf seinen 
litauischen Gütern veranstaltete. Diese offenkundige Freundschaft mit 
dem miBliebigen polnischen Magnaten und nicht, wie Karnovič (im ,,Russk. 
Arch.“ 1877, I) meint, die Errichtung einer kleinen Branntweinbrennerei 
auf dem Gute „Chudleigh“ (am Estländischen Strande), war nach An- 
sicht Bar. F.s an der zum Schluß kühl ablehnenden Haltung Katharinas 
schuld (1780). 

Was den Verbleib der nach Rußland gebrachten Kunstschätze an- 
betrifft, so ist es dem Verfasser ebensowenig gelungen, die Bilder zu 
finden, die die Herzogin vor ihrer ersten Reise nach Rußland der Kaiserin 
darbrachte, um sich eine freundliche Aufnahme zu sichern, wie diejenigen 
zu identifizieren, die sie dem Grafen I. G. Öernysev schenkte und sodann 
entziehen wollte. Nicht viel mehr läßt sich über die Sachen feststellen, 
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die sich der Vertrauensmann der Herzogin, Oberst Garnovskij, eine Kreatur 
Potemkins, nach ihrem Tode aneignete, als er sich in den Besitz der Hauser 
und Landereien setzte, die die Herzogin im ersten Jahre erworben hatte, 
da sie den erfolglosen Versuch machte, Staatsdame der Kaiserin von 
Rußland zu werden. Dafür befindet sich aber in der Kais. Eremitage ein, 
offenbar von einem Feinde der Herzogin unter Anspielung auf ihren Ruf 
verfertigtes, Petschaft mit obszöner Parodie ihres Wappens. 

Dem Aufsatz sind außer mehreren interessanten Porträts Abbil- 
dungen einiger von der Herzogin herrührender Sachen beigefügt: unter 
anderem einer der acht mit ihrem Monogramm geschmückten Kanonen, 
die beinahe als einzige Reliquie in „Chudleigh‘ geblieben sind. 

L. L. 


18. Jahrh. Zur Geschichte der provin- 


ziellen Buchdruckereien. 
RB 1912, II, 47—77; III, 36—58. 


Die hier gelieferte „Bibliographische Liste der in der Provinz seit 
Entstehung der bürgerlichen Druckereien bis 1807 gedruckten Bücher“ 
bildet den zweiten Teil des Materials zur „Geschichte der Literatur und 
Buchdruckerkunst in der Provinz‘, das S. Semennikov in den Nr. 6 u. 8 
des Jahrgangs 1911 gab. Zahlreiche Titelblätter sind nach Originalen 
der N. P. Lichalevschen Büchersammlung abgebildet. L. L. 


Zweite Hälfte des 18. Jahrh. Notizen eines un- 
bekannten Franzosen über Rußland. 
RB 1913, VI, 53—68. 


M. T-kov berichtet über das Äußere und den Inhalt eines französi- 
schen, etwa 200 Seiten starken, Notizbuchs aus der Zeit Katharinas II., 
das kürzlich durch Zufall in den Besitz eines Sammlers gelangt ist. Die 
Entzifferung des Manuskripts soll stellenweise infolge der ungeheuer 
feinen Schrift schwierig sein, scheint aber, wie die Überschriften und 
einige Textproben zeigen, der Mühe wert zu sein. Denn der unbekannte 
Autor bespricht und vergleicht Verwaltungs-, Handels-, Wirtschafts- 
und ähnliche Fragen mit Frankreichs Einrichtungen, und kritisiert in 
einem besonderen Abschnitt die Anschauungen der Kaiserin. Manche 
naive Notiz läßt allerdings, wie T. richtig bemerkt, vermuten, daß der Ver- 
fasser bis zur Reise nach Rußland sogar mit der neuesten Geschichte und 
den Zuständen des Landes wenig vertraut war. Auch sind wohl manche 
Hofgeschichten, die er erzählt, nicht viel mehr, als Stadtgerüchte und 
Anekdoten, aber andererseits ist ernstes Bestreben Land und Leute 
kennen zu lernen klar fühlbar. Scharfer Blick und Bildung geben den 
Petersburger Beobachtungen zum Teil tiefere Bedeutung, sein Urteil über 
Sitten und Bräuche ist aber sehr streng. Es sind Anzeichen vorhanden, 
daß diese Aufzeichnungen für irgendeine Arbeit verwendet worden sind, 
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doch läßt sich der Ursprung des Manuskripts ohne weitere Nachforschungen 
nicht feststellen: einige Erwägungen des Berichterstatters sprechen nur 
dafür, daß es aus dem Jahre 1787 oder 88 stammt und daß sein Ver- 
fasser ein französischer diplomatischer Agent war. 

L. L. 


1762—1796. Zur Geschichte der Zensur 
unter Katharina II. 
RB 1913, I, 52—71. 


V. Semennikov berichtet aus dem Konferenzarchiv der Akademie der 
Wiss. über folgende Zensurangelegenheiten. 

Nachdem am 6. September 1763 an den Generalprokuror Glébov 
ein eigenhändiger Erlaß der Kaiserin gegen die Verbreitung verbotener 
Bücher ergangen war, schlug die Akademie am 20. Oktober dem Senat 
vor, den Bezug und Verkauf ausländischer Bücher Privatpersonen ohne 
Privileg zu untersagen und ausschließlich ihr zu überlassen, was zugleich 
die Finanzen der Akademie aufbessern würde, und zur Regelung der 
Büchereinfuhr in den Häfen- und Grenzstädten besonderen Aufsehern 
genaue Zensurvorschriften zu geben. Das Projekt wurde aber damals 
noch nicht verwirklicht. 

Eine 1769 in der satyrischen Zeitschrift ‚„Smö&s’“ (Miszellen) zuge- 
lassene ‚„Unanständigkeit‘‘ veranlaBte den damaligen Direktor Gr. V. G. 
Orlov, die akademischen Zensurbehörden vor Nachlässigkeit zu warnen: 
Verfasser glaubt feststellen zu können, daß es sich um den Abdruck 
eines eingesandten Briefes handelte, in dem die Habgier der Pfaffen ge- 
geißelt wurde. 

1764 wurde aus unbekannten Gründen auf Allerhöchsten Befehl eine 
in 300 Exemplaren gedruckte, König Stanislaus gewidmete Ode Sumaro- 
kovs vernichtet. 

1766 befahl die Akademie den Druck eines philosophisch-theolo- 
gischen Buches einzustellen, da das Werk vom Synod nicht gebilligt 
wurde. | 

1795 wurde eine Übersetzung von Miltons ,,Verlorenem Paradies“ 
nicht genehmigt, da sie der akademische Zensor für überaus mangelhaft 
und zudem überflüssig erklärte (eine war schon gedruckt). Aus ähnlichen 
Gründen unterblieb 1762 die Herausgabe einer Veterinärschrift: es wurde 
befunden, daß der lateinische, mit Zitaten aus klassischen Dichtern ge- 
schmückte Text, seinen Zweck nicht erfülle und durch die Übersetzung 
noch mehr verdunkelt werde. 

Die revolutionären Vorgänge in Frankreich bewirkten sofort, daß die 
Kontrolle der Petersburger Zeitungen verschärft wurde: Verf. bringt 
außer diesbezüglichen Befehlen der Fürstin Daškova (damals Direktor 
der Akademie) auch ein Verbot der Kaiserin, ungebührliche Anekdoten 
über die verstorbene Königin von Frankreich aus einer Berliner Zeitung 
(von 1793) abzudrucken. 
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Auch‘ über die bekannte Geschichte der Tragödie Knjažnins, 
die 1793 auf Allerhöchsten Befehl vernichtet werden mußte, sind den 
akademischen Akten einige Einzelheiten entnommen, die die Erzählung 
in den Memoiren der Fürstin Daskova berichtigen und ergänzen. Seit 
dieser Episode, die großes Mißvergnügen der Kaiserin erregte, wurde auf 
Befehl der Fürstin bei Annahme zum Druck auch in der Akademie darauf 
gesehen, ob die betreffenden Werke von der Uprava Blagoäinija (Polizei- 
verwaltung) genehmigt seien. 

1796 wurde die fünfbändige „Neueste erzählende Erdbeschreibung 
aller vier Weltteile‘“‘, ein historisch -statistisches Sammelwerk mit russi- 
schen Originalaufsätzen, konfisziert; Anlaß hierzu gab vor allem der 
Artikel über Frankreich. Die Akademie erhielt den Auftrag, die miß- 
liebigen Stellen zu entfernen und das ganze umzuarbeiten. Die Neuaus- 
gabe unterblieb schließlich, obgleich sich die Angelegenheit bis 1799 
hinzog. L. L. 


VI. Rußland im 19. Jahrhundert. 


Erstes Viertel der 19. Jahrhunderts. Theater und 


Publikum in Rußland. 
GM 1913, No. 1, 51—75; No. 2, 101—118; No. 4, 44—81. 


I. Ignatov rekonstruiert die Psychologie der Zuschauermasse, ihre 
Anforderungen an das Theater und die Wechselwirkungen beider. Da der 
Nachwelt, wie er bemerkt, vom Zuschauer ein noch viel blasseres Bild 
als vom Mimen bleibt, so sind ungefähre Verallgemeinerungen natürlich 
unvermeidlich. Die Analyse der Werke, die jeweilig das Repertoire be- 
herrschten, unterrichtet aber über die Evolution der Geschmacks. Anfang 
des Jahrhunderts waren es sentimental-wohlgefällige Stücke Kotzebues 
und seiner Nachahmer — mit edlen ‚Unbekannten‘ und geheimnisvollen 
Überraschungen —, die zwar die Nerven kitzeln mußten, aber an der 
Selbstzufriedenheit des Zuschauers nicht rütteln durften. Die Kriegs- 
jahre brachten es mit sich, daß nur die Verherrlichung alles vaterländischen 
unter gleichzeitiger Verkleinerung des Fremdländischen bejubelt wurde. 
Die patriotische Tendenz wich vor dem Wunsche, sorglos lachen zu können. 
Sehr bald brach sich aber die Satyre Bahn, die schon früher in milder 
Form durchzudringen versuchte, jetzt jedoch immer schärfer wurde und 
in Griboédovs „Gore ot Uma“ den Höhepunkt erreichte. L. L. 


1812. Feldzug gegen Rußland. 
AM Bd. 50, S. 357—897, 517—557. 


Major Frhr. v. Schoenaich beendet den Abdruck der ,, Kriegsberichte 
über 1812“ (s. diese Zeitschr. Bd. III, S. 274 f. und 581). Die Berichte, 
die bis zum 10. Januar 1813 reichen, sind wiederum in der Hauptsache 
von Schön und Auerswald an Hardenberg erstattet; sie betreffen die Auf- 
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lösung der großen Armee. Am 9. Dezember kursierten in Ostpreußen 
` noch Gerüchte von einem französischen Siege; in den nächsten Tagen 
wurden dann die Nachrichten sicherer, und seit dem 13. Dezember konnte 
man an der gänzlichen Auflösung der Armee nicht mehr zweifeln. Aufs 
anschaulichste geht aus den Berichten der gewaltige Eindruck hervor, 
den der Zustand der zurückkehrenden Flüchtlinge machte. Über ihre 
Aufnahme ist aus einem Bericht aus Posen (d. d. 30. 12. 1812) hervor- 
zuheben, daß sie nur bei den deutschen Bürgern Hilfe gefunden hätten; 
von den Polen würden sie mit dem ‚„empörendsten Widerwillen“ behandelt. 
Die Manneszucht der Kosaken wird überall gelobt. Den Schluß machen 
die Berichte zweier Leutnants über ihre Erlebnisse in Rußland. In dem 
ersteren tritt besonders das schlechte Verhältnis der preußischen Hilfs- 
truppen zu den Franzosen hervor; die Preußen mußten ihre Quartiere usw. 
mit den Waflen in der Hand gegen die Franzosen verteidigen, und es 
kam oft zu Blutvergießen zwischen den ‚Verbündeten‘. In einer „Schluß- 
betrachtung“ würdigt Frhr. v. Schönaich die Zauderpolitik der preuBi- 
schen Regierung und die militärischen Chancen Preußens im Januar 
1813. E. 2. 


19. Jahrh. Peter Manega. 
J 1914, Januar, 1—20. 


Über den fehlgeschlagenen Versuch der Schaffung eines Provinzial- 
gesetzbuches für Bessarabien berichtet der russische Unterrichtsminister 
L. Kasso. Peter Manega, von Geburt Walache, in Paris ausgebildet, 
war in den zwanziger Jahren des 19. Jahrhunderts im Auftrage der Re- 
gierung mit der Kodifikation der Rechtsbräuche des 1812 im Bukarester 
Frieden erworbenen Landes beschäftigt. Er fand im wesentlichen die 
Hexabiblos des Byzantiners Konstantin Harmenopulos in Geltung, einen 
in der griechischen Welt viel gebrauchten Auszug aus den Basiliken. 
Rein dogmatisch gebildeter Romanist, von den Lehren der historischen 
Jurisprudenz wohl ganz unberührt, bemühte er sich in ziemlich naiver 
Weise, in seinen Ausarbeitungen das reine Pandektenrecht an die Stelle 
des Vulgärrechts zu setzen. Jedoch sind seine Arbeiten bei den Peters- 
burger Zentralbehörden liegen geblieben und haben keine tiefergehende 
Wirkung ausgeübt. R. S. 


1826. Ausden Akten überdenDekabristen 


Fürsten Golicyn. 
GM 1913, Nr. 2, 218—229. 


V. I. Semevskij teilt aus dem Reichsarchiv einige ProzeBakten über 
den Kammerjunker Fürsten Valerian Golicyn mit: seine Dienstliste, 
schriftliche und mündliche Aussagen vor dem Geheimen Untersuchungs- 
komitee und die Protokolle seiner Konfrontation mit A. Pod2io und 
M. Murav’ev — Apostol. Fürst G., geb. 1802, Mitglied der ‚„Nördlichen“ 


i] 
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Geheimgesellschaft, diente 1821—24 im Preobrazensker Regiment und 
trat 1825 ins Auswartige Handelsdepartement ein, war am 14. Dezember 
auBerhalb Petersburgs, wurde aber am 23. verhaftet. Er leugnete zu- 
nächst alles — auch während der Gegenüberstellung, gestand jedoch 
nach und nach, daß ihn PodZio 1823 in die Gesellschaft aufgenommen 
und daß er auch von den republikanischen Vorschlägen gelegentlich ge- 
hört hatte. Als Quelle seiner freiheitlichen Gesinnung bezeichnete G. 
ausländische Parlamentsberichte und Publizisten. Er wurde zur Ver- 
bannung nach Sibirien verurteilt und später von dort als Gemeiner nach 
dem Kaukasus geschickt, wo er, zum Offizier befördert, wieder zum 
Zivildienst übergehen konnte. Er starb 1859 in Petersburg. L. L. 


19. Jahrh. Aufzeichnungen des Dekabristen S. 
V. Pod2io. 
GM 1913, Nr. 1, 134—160; Nr. 2, 165—183; Nr. 3, 109—126. 


Alexander Viktorovié Pod2io (1797—1873), ehemaliger Offizier des 
PreobraZensker Regiments und Mitglied der „Südlichen“ Geheimgesell - 
Schaft, wurde im Dekabristenprozeß zu Zwangsarbeit und Ansiedlung 
verurteilt, obgleich er lange vor der Dezemberkatastrophe den Dienst 
quittiert hatte und im Begriffe war, nach Amerika auszuwandern (er 
wurde auf dem Gute im Kiever Gouvernement verhaftet). Sein Los war 
aber nicht so hart, wie dasjenige des jüngeren Bruders Joseph (Osip), 
den man auf Ersuchen des Schwiegervaters (Sen. Borozdins) vor der 
Deportation zunächst in der Schlüssel’burger Festung isolierte, um seiner 
jungen Frau die Möglichkeit zu nehmen, ihrem Gatten in die Verbannung 
zu folgen: er gelangte erst nach achtjähriger Einzelhaft als gebrochener 
Mann nach Sibirien und starb dort 1848. Dagegen verließ A. V. Sibirien 
1858, nach der Amnestie, ungebeugt, und es ist auffallend, wie jugend- 
frisch die hier von A. Jakovlev mit kurzer Einleitung herausgegebenen 
Aufzeichnungen sind, die A. Pod2io als Greis, ohne vorgestecktes Ziel, 
niederschrieb. Er entwickelt sein politisches Kredo — Beschränkung jeder 
Gewalt, Unterbindung jeder Willkür, gewählte gesetzgeberische Versamm- 
lung, Wahlen in allen Verwaltungszweigen, allgemeines Wahlrecht, und, 
natürlich, Geschworenengericht, Versammlungs-, Rede-, Preßfreiheit, — 
mit solcher Leidenschaftlichkeit, als sehe er seine erbärmlichen Richter 
und selbstsüchtigen Gegner leibhaftig vor sich. Seine vielen und mannig- 
fachen historischen Streifzüge, die er zur Ergründung der Zeiten Alexan- 
ders I. und Nikolajs unternimmt, leiden allerdings oft an falscher Per- 
spektive (wie z. B. inbezug auf die Rolle Peters d. Gr.) oder an einseitiger 
Deutung (z. B. der russischen Volksstimmungen und -bewegungen). Doch 
sind diese Einzelheiten nur Nebensache: aus der ungezwungenen Struktur 
der Aufzeichnungen tritt die schlichte Persönlichkeit des Verfassers her- 
vor, wie ihn schon sein Verehrer und Biograph N. A. Bélogolovyj in den 
„Erinnerungen“ schilderte. Auch zeigen die Aufzeichnungen, wie sehr 
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P.s Fühlen und Denken Rußland gehörte, während sein Temperament 
(wie auch Aussehen auf beigefügtem Porträt) seinem italienischen Ur- 
sprung entsprach (sein Vater trat mit De Ribas in russische Dienste und 
war einer der allerersten Einwohner Odessas). In den 60er Jahren zog 
A. V. übrigens ins Ausland und lebte mit seiner Familie, — er heiratete in 
Sibirien —, zeitweise auch in Italien, doch kehrte er beim Herannahen 
des Todes wieder nach Rußland zurück. — An Erlebnissen beschränken 
sich P.s Aufzeichnungen fast nur auf die Zeit des Prozesses (1826). Sehr 
lebhaft ist u. a. die Verkündigung des Urteils geschildert, ebenso die 
Seelenqualen in der Festung. Der Herausgeber sah sich genötigt, einige 
Stellen — vornehmlich zur Charakteristik Nikolajs und seiner Umgebung 
— wegen Zensurbedenken durch Punkte zu ersetzen. Im übrigen ist das 
Original (das im Moskauer Rumjancevschen Museum aufbewahrt wird) 
wortgetreu wiedergegeben. L. L. 


1821—1849. M. V. Butaševič-Petraševskij (bis zu 
seiner Verschickung). 


GM 1913, No. 1, 20—50; No. 2, 119—142; No. 3, 64—79; No. 4, 
94—123; No. 5, 37—68; No. 8, 51—86; No. 11, 66—94; No. 12, 78—116. 


V. I. Semevskij entwirft aus den Untersuchungs- und ProzeBakten 
ein weitläufiges Lebensbild jenes Mannes, dessen Namen der berühmte 
MassenprozeB junger Schriftsteller, der sogenannten ,Petraševcy“‘, 1849 
verewigte. Michail Vasil’evit ButaSevit-PetraSevskij wurde am 1. No- 
vember 1821 geboren. Sein Vater (1787—1845), ein tüchtiger Mediziner, 
war zuerst Regiments-, sodann Petersburger Stadtarzt, machte die Feld- 
züge von 1812—14 mit und wurde, unter anderem, am 14. Dezember 1825 
zum tödlich verwundeten Gr. Miloradovié gerufen. M. V. wurde 1832 
ins Lyzeum (damals noch in Carskoe Selo) abgegeben. Diese Anstalt, 
die seit 1822 zum Militärressort gehörte und unter Aufsicht des Groß- 
fürsten Michajl Pavlovič stand, machte in den 30. Jahren Neuerungen 
durch, wurde aber von schlechten Erziehern geleitet (nur wenige Lehrer 
bildeten eine Ausnahme). Petrasevskij hielt sich von seinen Kameraden, 
wie einige berichten, abseits, war aber stets — selbst am Tage der Ent- 
lassung — zu allen Streichen gegen die Erzieher bereit, was nicht ohne 
Einfluß auf sein Abgangszeugnis blieb, als er 1839 das Lyzeum absolvierte. 
Auch auf der Universität, die er nach Anstellung beim Ministerium des 
Äußern als Hospitant besuchte, hatte er Zwistigkeiten — wegen seiner 
Dissertation, erhielt aber nach gut bestandener Prüfung 1841 das Kandi- 
datendiplom. Eine schwere innere Krisis brachte P. damals zum Ent- 
schluß, nur für das Wohl der Menschheit zu wirken; auch sah er, als 
Ministerialdolmetscher bei Zusammenstößen der Ausländer mit der russi- 
schen Polizei, die Mißbräuche der Behörden: die Untersuchungsakten 
bezeichnen ihn schon damals als Freidenker. Die Entwicklung seiner 
politischen und sozialen Ansichten veranschaulichen „Aphorismen“ und 
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andere erhaltene Schriften, die übrigens — neben manchen an Pestels 
Anschauungen erinnernden Bemerkungen über Polen, Schulwesen u. dgl. 
— z. B. auch Äußerungen über die Schlechtigkeit der Frauen enthalten 
(wozu, wie S. meint, vor allem die unsympathischen Züge der Mutter 
Anlaß gaben). Die Wirkungen der sozialistischen Lehren, besonders 
Fouriers, werden inzwischen immer fühlbarer, während das negative Urteil 
über die Religion Feuerbachs Einfluß vermuten läßt. Nicht minder als die 
praktischen Aufgaben dieses Bereichs interessierten P. als Juristen Fragen 
der Rechtspfiege. Im „Vorrat von Gemeinnitzigem“, den er 1842—48 für 
künftige Arbeiten notierte, werden überhaupt die verschiedensten Ver- 
waltungs- und Wirtschaftsprobleme berührt, und 19 dieser Themata 
wurden später von der Untersuchungskommission als deutliche Zeugnisse 
seiner verbrecherischen Gesinnung bezeichnet. 1844 versuchte P. als 
Lehrer am Lyzeum anzukommen, wurde jedoch nicht zugelassen; der 
Umgang mit P. hatte sogar für Schüler der Anstalt (z. B. für den aus der 
Zeit der Bauernreform bekannten Unkovskij) strenge Bestrafung zur 
Folge, und P. wurde nach dieser Geschichte auf Befehl des Gendarmerie- 
chefs Orlov einige Zeit heimlich beobachtet (was aber vorläufig ergebnislos 
blieb). 1845 erschien die erste, 1846 die zweite Lieferung von N. Kirilovs 
unvollendet gebliebenem ,,Taschenworterbuch ausländischer Worte‘ (das 
nicht nur beschlagnahmt, sondern auch vernichtet wurde). P., einer der 
Hauptmitarbeiter, benutzte alle passenden Worte dieses Konversations- 
lexikons zur Auslegung politischer und sozialistischer Lehren (Kap. 2). 
Hiernach aber entschloß er sich, bis zum 30. Lebensjahr kein großes 
literarisches Werk in Angriff zu nehmen, und wandte sich mündlicher 
Propaganda zu. Zu diesem Zwecke suchte er in dienstfreien Stunden 
seinen Bekanntenkreis zu erweitern, obgleich es nicht in seinem Wesen 
lag, sich leicht anzuschließen — über sein Auftreten und Wesen melden 
Erinnerungen von Bekannten und Berichte von Polizeiagenten (3. Kap.) —, 
in seiner amtlichen Tätigkeit mischte er sich in Vorfälle, in denen er dienst- 
liche Mißbräuche wahrnahm. Er benutzte im Kampfe mit der Willkür 
unermüdlich jeden Weg, den längst vergessene Gesetze boten (aber trotz- 
dem stieg das Gerede über P. einmal bis zur Verleumdung, er sei agent 
provocateur der III. Abteilung). 1845—49 fanden bei P. die bekannten 
Freitagsversammlungen statt, an denen teils fortlaufend, teils vorüber- 
gehend F. M. Dostoevskij, N. Ja. Danilevskij und viele andere Literaten 
teilnahmen. Die Aussagen und Erinnerungen der Teilnehmer geben (im 
4. Kap.) reichlich Aufschluß über die Besucher und Gesprächsstoffe. 
Der Meinungsaustausch drehte sich meistens um soziale Probleme, wobei 
die Mehrzahl die sozialistische Lehre Fouriers gegen kommunistische 
Systeme vertrat. Es wurden auch ganze Vorträge über und gegen Religion 
gehalten. Über Notwendigkeit von Reformen wurde natürlich ständig 
gesprochen; denn P.s Idee bestand darin, daß das Land zur Umwälzung 
erst herangebildet werden müsse. Über die letzten Abende im Frühjahr 
1849 berichten (im 5. Kap.) besonders eingehend, wenn auch nicht immer 
ganz klar, die Denunziationen des vom General Liprandi hingeschickten 
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Geheimagenten Antonelli, der es verstand, das vollste Vertrauen P.s, 
trotzdem dieser Spitzeln bisher mit Scharfblick begegnete, zu gewinnen, 
ihn stets zu intimen Gesprächen anzuregen und schließlich Besucher der 
Freitage zu werden. Als nämlich P. vor den Adelswahlen Anfang 1848, 
die er, wie jede Gelegenheit, für seinen Kampf auszunutzen wollte, eine 
Schrift über einige die Bauernbefreiung erleichternde Maßnahmen ver- 
breitete, erregten seine Versammlungen, die von etwa 10—25 Personen 
besucht wurden, endgültig den Argwohn der Regierung, und General 
Liprandi wurde mit der Untersuchung betraut. (Die Freitage waren 
übrigens in der Stadt bekannt und gaben auch allerlei Gerüchten Stoff.) 
P.s Aufklärungsarbeit beschränkte sich indessen nicht nur auf mündliche 
Propaganda; um die Bekanntschaft mit der neuesten sozialistischen 
Literatur zu erleichtern, gründete man 1845 gemeinschaftlich eine ent- 
sprechende Bibliothek, über deren Bestand und Benutzung Listen er- 
halten sind (Kap. 6). P. förderte auch sonst die Verbreitung von Büchern: 
so bezog durch ihn manches Kaßin, um den sich ein Kreis von Anhängern 
Fouriers versammelte. Diese Gruppe veranstaltete übrigens am 7. April 
1849 ein feierliches Essen zu Ehren F.s, zu dem auch P. eingeladen wurde. 
Denn, obgleich letzterer nicht zu den gänzlich Gleichgesinnten gehörte, 
so war er doch einer der wirksamsten Träger der Lehre; es sind sogar 
Nachrichten erhalten, daß er 1847 den Versuch machte, ein ,,Phalanstére‘ 
zu verwirklichen, während seine Bauern, die sich zuerst fügten, im letzten 
Augenblick alle Bauten einäscherten. Inzwischen faßten 1848 einige zum 
Teil radikal gesinnte Besucher P.s den Gedanken, eine ,,Briiderschaft 
gegenseitiger Hilfe“ zu gründen (Kap. 7). Diese Geheimverbindung kam 
aber wegen Memungsverschiedenheit nicht zustande. In der Nacht zum 
23. April 1849 wurden die PetraSevcy (unter ihnen 3 Geheimagenten) 
verhaftet und (mit wenigen Ausnahmen) in die Peter-Paulfestung ge- 
setzt (Kap. 8). Eine Kommission unter Gen. Nabokovs Vorsitz übernahm 
das Verhör, während eine andere unter Fürst Golicyn die beschlagnahmten 
Papiere durchforschte. P., der schon längst sein Schicksal vorhersah, 
beschloß zuerst, vollkommen zu schweigen, änderte aber seinen Plan und 
verteidigte nicht nur sich, sondern auch seine Freunde, obgleich ihm 
ungünstige Aussagen über ihn vorgelegt wurden. Er appellierte bald an 
den Verstand, bald an die Ehrlichkeit der Richter, unterließ es aber dabei 
nicht, sie öfter durch Spitzfindigkeiten zu irritieren. Er widerlegte Schritt 
für Schritt die Beschuldigungen der Meuterei und bewies, daß Gedanken 
ohne gesetzwidrige Taten nicht strafbar seien, berief sich ständig, wenn 
auch vergeblich, auf Gesetze (so z. B. auf eine Vorschrift Katharinas 
im Gouvernementsreglement, daß gleich ihm Verhaftete binnen 3 Tagen 
verhört werden müßten), spielte meistens selbst den Ankläger, den Richtern 
Übertretung der Gesetze und Befugnisse vorwerfend. Er verlangte Ein- 
setzung einer gelehrten Prüfungskommission, schrieb ganze Vorträge 
über Sinn und Vorzüge des ‚„Fourierismus‘‘, über Notwendigkeit recht- 
zeitiger Reformen (gerichtlicher, politischer, sozialer) und legte sogar 
solche Projekte vor, wie Genehmigung (zur Hebung der Reichsfinanzen) 
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des Tabakrauchens auf der Straße und auf der Eisenbahn. Die Haft 
ging an ihm indessen nicht spurlos vorüber; er verlor beinahe die Fassung, 
als unbesonnene Aussagen die Gespräche über Bildung der oben erwähnten 
Geheimgesellschaft und über die Chancen eines Aufstandes in Sibirien 
als wichtiges Belastungsmaterial in den Vordergund schoben (Kap. 9). 
Er beharrte aber trotzdem dabei, daß Gewalttätigkeit seinen Ideen gänz- 
lich fern läge. P.s Aufgeregtheit ging allmählich in Geistesstörung über, 
was nach den weiteren Projekten, Klagen (auch über Foltern) und nach 
den Begnadigungsbitten und Widerrufen kaum zweifelhaft erscheint: die 
Untersuchungs- wie auch später die Gerichtskommission stand aber dem 
halb ungläubig gegenüber. Das Urteil der ersteren über P. war überhaupt 
sehr ungünstig, obgleich sie im Bericht die Entdeckung einer organisierten 
Verbindung verneinte. Die träumerische Hoffnung, vor ein Geschworenen- 
gericht gestellt zu werden — über die Notwendigkeit dieser Institution 
predigte P. beständig und unermüdlich — ging natürlich nicht in Erfüllung: 
am 25. Sept. 1849 wurde eine gemischte kriegsgerichtliche Kommission 
— aus 3 Generalen und 3 Senatoren — unter Gen. Graf Perovskij (Bruder 
des Ministers des Innern) eingesetzt, die über 28 Personen (von den an- 
nähernd 40 verhafteten) entscheiden sollte. Von diesen Angeklagten wurden 
5 auf allerhöchsten Befehl freigesprochen, 15 zum Tode, 5 zu Zwangs- 
arbeiten und 4 zur Ansiedlung verurteilt, 1 blieb „unter Verdacht‘ und 
4 wurde für irrsinnig erklärt. Semevskij bemerkt, daß die Härte des 
Urteils offenbar durch die Stimmung des Monarchen bedingt war, da 
die Gesetze, auf die es sich stützte, in keinem Verhältnis zum Fall standen. 
Das General-Auditoriat verhängte die Todesstrafe sogar über 21 Angeklagte, 
empfahl aber, ihr Schicksal zu mildern. Der Kaiser wandelte die Hin- 
richtung in Zwangsarbeit um, aber diese Resolution durfte bekanntlich 
erst im letzten Augenblick, als alle Vorbereitungen zur Erschießung 
getroffen waren, verkündet werden (am 22. Dez.). P. wurde nach An- 
legung von Fesseln in einen Schlitten gesetzt und vom Richtplatz direkt 
nach Sibirien befördert. L. L. 


1843—1854. T. N. Granovskij und S. P. Ševyrev. 
GM 1913, Nr. 3, 212—216; Nr. 4, 229—236; Nr. 9, 201—233. 


Mitte der 40er Jahre spitzten sich bekanntlich nicht nur die Polemik, 
sondern auch die persönlichen Differenzen zwischen Slavophilen und 
Zapadniki (Anhängern des Westens) auf das höchste zu. Zwar versöhnten 
sich noch beide Lager feierlich, nachdem Sevyrev den allgemeinen Beifall, 
den Granovskijs öffentliche Vorlesungen über westeuropäische Geschichte 
im Winter 1843—44 selbst bei Gegnern fanden, mit Gehässigkeiten be- 
antwortet hatte. Doch erneuerten sich die Reibereien, als Š., dessen An- 
schaunngen sich damals noch nicht ganz klar von der slavophilen Ideologie 
abhoben, im Winter 1844—45 mit ebenfalls öffentlichen Vorlesungen 
über russische Literaturgeschichte hervortrat und somit eine Art Muste- 


Zeitschriftenschau. 447 


rung der Streitkräfte abschloB, — die übrigens eher zugunsten seiner 
Gegenpartei ausfiel. Die Leidenschaften kamen auch zum Durchbruch, 
als Gr. seine Magisterdissertation „Julin, Jomsburg und Vineta‘‘, in der 
er die Überlieferungen über die alte Slavenstadt kritisiert, einreichte. 
Während der Disputation am 21. II. 1845 wurden die ultra-nationalistisch 
gesinnten Opponenten Sevyrev und Bodjanskij vom Publikum sogar 
ausgepfiffen. Als darauf Gr. vor der nächstfolgenden Vorlesung bat, 
Demonstrationen ihm zu Ehren nicht zu wiederholen, fügten sich die 
Studenten, doch tauchten Gerüchte auf, daß man S. mit Zischen empfangen 
werde. Letzteres erregte wegen der drohenden Folgen in beiden Kreisen 
Besorgnis: Jur. Sokolov teilt hierzu noch einen Brief (aus der Petersb. 
Öffentl. Bibl.) mit, in welchem I. V. Kirdevskiij Š. bittet, den Gerüchten 
nicht zu glauben und die Studenten, angesichts der ihnen drohenden 
schweren Strafen, wenigstens seinerseits nicht zu reizen. Dieses Mal lief 
auch wirklich alles glücklich ab. 

Am 19. XII. 1849 verteidigte Gr. seine Doktorarbeit ,, Abbat Sugerij‘‘; 
auch diese Disputation, die die Huldigungen des Publikums zu einem 
hervorragenden Ereignis im Leben Moskaus gestalteten, verlief nicht 
ohne Nachspiel. Als nämlich Prof. Š. als inoffizieller Opponent vortrat, 
krachte im Saal eine Knallerbse. Dieser kleine Zwischenfall, den die 
Unterrichtsbehörden nicht weiter beachteten, wurde vom Moskauer 
Generalgouverneur Graf Zakrevskij und vom Gendarmeriegeneral Perfil’ev 
dem Gendarmeriechef Graf Orlov umgehend gemeldet mit der Bemerkung, 
daß die wenigen Studenten, die es sich erlaubten, dem Disputanten ihren 
Beifall zu äußern, sofort einen Verweis erhalten hätten. D. M. Scepkin 
entnimmt (Heft 4) dem Archiv der III. Abteilung S. M. eigener Kanzlei 
den Schriftwechsel, der hiermit in Verbindung steht und der zur Folge 
hatte, daß Nikolaj I. 1850 den Vorschlag Zakrevskijs, den Zutritt zu 
Disputationen zu beschränken, bestätigte, und zwar nicht nur für Moskau, 
sondern für alle Universitäten. 

Von den Universitätsvorlesungen Gr.s sind nur vereinzelte durch Zu- 
hörer gerettete Bruchstücke bekannt geblieben: Mich. Kovalenskij ver- 
öffentlicht nun (Heft 9) einige neue Abschnitte. Er beschreibt im ganzen 
16 Kollegienhefte, die von Studenten der Jahre 1843—54 herrühren, 
und 8 verschiedene Kurse Gr.s betreffen. L. L. 


VII. Rußland im 20. Jahrhundert. 
VIII. Ukraine. 
Kosakentum im 16. Jahrhundert. 
BW 292, 1913, S. 352—376. 


Fr. Rawita-Gawronski, der sich hauptsächlich auf dem Gebiete 
der Geschichte der polnisch-russischen Beziehungen und der polnisch- 
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russischen Grenzlande betätigt, erörtert eine schwierige Frage aus der 
Zeit der ersten Entwicklung des Kosakentums. Er will die Besiedlung 
der von den Kosaken eingenommenen Landschaften sowie die nationalen 
und sozialen Bestandteile der dortigen Bevölkerung im 16. Jahrhundert 
auf Grund der umfangreichen Spezialliteratur feststellen und im einzelnen 
nachweisen. Er schildert den mit dem Ende des 16. Jahrhunderts ab- 
schließenden Prozeß der endgültigen Slawisierung der Kosakenländer. 
Unter den Einwanderern gaben die sozial höher gestellten Elemente die 
Entscheidung für den politischen Anschluß an Polen, während sich die 
niederen Schichten seit dem Anfang des 16. Jahrhunderts als eine sozial 
einheitliche und national abgesonderte Gruppe abhoben. J. P. 


IX. Baltische Provinzen. 


Bestand am vorgeschichtlichem Ma- 
terial in den Ostseeprovinzen. 
Prahistorische Zeitschrift V, 1913, 498—559. 


Max Ebert berichtet hier unter Beigabe von Daten über den Stand 
der archäologischen Forschung und der vorgeschichtlichen Funde in den 
Ostseeprovinzen in umfassender Aufzählung. O. H. 


Franziskanerin Livland. 
DMR, 1913, S. 998—1011. 


E. Seraphim gibt ein Referat über das Werk des Franziskaners 
Lemmens: „Die Franziskaner Kustodie, Livland und Preußen“. (Düssel- 
dorf 1912.) O. H. 


X. Finnland. 


Aus der finnländischen Geschichte der 
1870er Jahre. 
Finsk Tidskrift (T. LXXV, Sept. 1913, S. 2—30). 


Emil Schybergson gibt im Aufsatz ,,Fragor för dagen på 
1870 talet“ Auszüge von Anzeichnungen aus handschriftlich bewahrten 
Memorien des Adjunkten des finnländischen Ministerstaatssekretärs in 
Petersburg Casimir Palmroth (1826—80). Palmroth war ein feiner Beob- 
achter, und was er über die in den finnländischen Angelegenheiten hervor- 
ragenden Persönlichkeiten jener Zeit, auch über den Generalgouverneur 
Grafen Adlerberg mitteilt, ist oft ganz treffend. Zur Geschichte der Ver- 
änderung des finnländischen Silbermünzfußes in Goldmünzfuß, 1877, 
gibt er eingehende Notizen; Senator Baron H. Molander spielte dabei 
eine hervorragende Rolle. Palmroth starb, ehe er Gelegenheit gehabt 
hatte, selbst als Staatsmann wirksam hervorzutreten. 

M. G. 5. 


Zeitschriftenschau. 449 


XI. Polen-Litauen bis 1572. 


Die Chroniken des Gallus-Anonymus 
und des Vincentius Kadtubek. 
BW 288, 1912, S. 440—469. 


Z. Bujakowski behandelt vom literarischen Standpunkt aus die 
beiden ältesten polnischen Chroniken des Gallus-Anonymus und des 
Vincentius Kadtubek und vergleicht sie miteinander. Da er die Unter- 
suchung des Wertes der Chroniken als historische Quellen ausdrücklich 
aus seiner Arbeit ausschließt, so wollen wir uns mit dieser kurzen Er- 
wähnung begnügen. J. P. 


1273. Auflehnung der Krakauer Ritter- 
schaft. 
KwH 27, 1913, S$. 213—8315. 


Die Auflehnung eines Teiles der Krakauer Ritterschaft gegen Herzog 
Bolestaw den Schamhaften im Jahre 1273 mit der ausgesprochenen Ab- 
sicht, Herzog Wladyslaw von Oppeln auf den Herzogthron in Krakau 
zu bringen, bildet das Thema einer sehr fleißigen und quellenkritisch 
ergebnisreichen Untersuchung, die Oskar Halecki, einen Schüler von 
Stanislaw Krzyzanowski in Krakau, zum Verfasser hat. Er schildert 
die Beziehungen zwischen den beiden Landschaften Krakau und Oppeln 
und geht dann auf die inneren Verhältnisse der kleinpolnischen Gebiete 
ein, um darzulegen, wie es zu der Bildung einer oppositionellen Partei 
innerhalb der Ritterschaft gekommen ist und welche Adelsgeschlechter 
und Würdenträger an der Erhebung vornehmlich beteiligt waren. 

J. P. 


XII. Polen bis 1795. 


1606. Peter Skarga. 


Przegląd Powszechny 119, 1913, S. 334—360, 120, 1913, S. 28—46, 
228—244, 380—408. 


Gegen die Aufstellungen von Wacław Sobieski, der Skarga anarchi- 
scher Neigungen besonders auf dem Reichstage von 1606 bezichtigte, 
wendet sich Józef Sas, Priester der Gesellschaft Jesu, in längeren Aus- 
führungen. Er untersucht zunächst das Verhältnis der polnischen Dissi- 
denten zu Skarga, zergliedert darauf dessen von Sobieski gegebene Cha- 
rakteristik, erörtert die Stellung Skargas zur Frage der religiösen Toleranz 
und beurteilt zum Schluß dessen Verhalten auf dem Reichstag von 1606. 
Im Mittelpunkt der Erörterung stehen Notizen in dem Tagebuch des 
Jesuiten Wielewicki und in dessen Nekrolog auf Skarga. Jedoch lassen 
diese wortkargen Mitteilungen weitgehende Schlüsse nicht zu. J. P. 
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Posener Patrızıat ım 16. bıs 18 Jahr- 
hundert. 
BW 292, 1913, S. 473—498. 


Marya Wicherkiewicz liefert zahlreiche interessante Einzelnotizen 
zur Geschichte des städtischen Patriziat in Posen im 16. bis 18. Jahr- 
hundert, im besonderen über die Familien Winkler, Ridt und Tepper. 

J. P. 


1775—1789. Immerwährender Rat und An- 
fänge der preußisch-polnischen Allianz. 
KwH 27, 1915, S. 316—335. 


Kazimierz Maryan Morawski gibt einige Beiträge zur Geschichte 
Polens in den Jahren 1775—1789, im besonderen über die am 11. April 
4775 neugeschaflene kollegiale Zentralbehörde, den Immerwährenden Rat 
(Rada Nieustajaca) und die ersten Anfänge der polnisch-preußischen 
Allianz. Auf Grund von Berliner und Wiener Archivalien, des Archivs 
der Fürsten Sulkowski und anderer Privatarchive schildert Morawski 
klar und verständig die einschlägigen Verhältnisse und Persön- 
lichkeiten. Er charakterisiert den ersten Vorsitzenden (Marschall) des 
Immerwährenden Rates, den Fürsten August Sulkowski, einen eifrigen 
Anhänger der Reform der Staatsverwaltung, des weiteren den Hetman 
Ksawery Branicki, die Oppositionsmänner wie Ignacy Potocki, die von 
ihren Landsleuten spartanische Einfachheit verlangten, aber keine poli- 
tischen Organisatoren waren, den Fürsten Adam Czartoryski u. a. Die 
Vermählung der Maria Czartoryska mit dem Herzog Ludwig von Württem- 
berg und der sich unmittelbar anschließende Besuch ihrer Mutter, der 
Frau des Fürsten Adam bei König Friedrich II. in Berlin leiten zum 
preußisch-polnischen Bündnis über. J. P. 


1759. 1760. 1789. Die deutsch-evangelische 
Kolonie Zaleszezyki-Philippen am Dniestr. 


Jahrbuch der Gesellsch. für die Geschichte des Protestantismus in 
Osterreich 34, 128—44. 


Da der zustandige Bischof von Kamenec podolskij der 1750 am 
Dniestr gegründeten deutschen Tuchmacherkolonie Zaleszczyki (Podolien, 
heute Ostgalizien) den Bau eines protestantischen Gotteshauses versagte, 
wandte die Gemeinde sich an den Hospodar Johann Theodor Kalimach, 
der ihr 1759 erlaubte, auf dem gegenüberliegenden bukowinischen Ufer 
eine Kirche zu errichten; so entstand die Ansiedlung Philippen. Zur 
Geschichte dieser beiden Ortschaften und damit auch zur Geschichte der 
evangelischen Kirche des Ostens überhaupt veröffentlicht R. F. Kaindl 
wichtiges Material, das er schon in seiner Geschichte der Deutschen in den 
Karpathenländern (II, 378 ff.) verwertet hat. Er druckt ein 1760 vom 
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Breslauer Konsistorialrat Burg herausgegebenes, seltenes, viele historische 
Einzelheiten enthaltendes Büchlein ab, das nach einem Geleitwort des 
Herausgebers die deutsche Übersetzung des in rumänischer Sprache ge- 
schriebenen Gründungsbriefes der Kirche von Philippen, die Vokation des 
Pfarrers Schneidemantel aus Erfurt, und das Empfehlungsschreiben der 
Gemeinde für ihn an den Konsistorialrat Burg, da der neue Pfarrer 
von diesem in Breslau seine Ordination erhalten sollte, wiedergibt. Am 
Schlusse wird noch ein Schriftstück über die erste Wahl von Vorstehern 
und Kirchenvätern zu Philippen vom 25. Februar 1789 mitgeteilt. 
A. K. 


16. Jahrh. In Litauen zu polnischem 
Münzfuß geprägtes Geld. | 


Wiadomości numizmatyczno-archeologiczne 1913. 


Die Frage, ob in den Jahren 1545—48 in Tykocin (Gouv. Lomia, 
bis 1569 litauisch) ein Miinzamt bestand, das fiir Litauen Geld polnischen 
Münzfußes prägte, beantwortet M. Grasynskı dahin, daß auf Initiative 
König Sigmunds I. erst seit der zweiten Hälfte des Jahres 1546 in Litauen 
Münzen zu polnischem Münzfuße geschlagen wurden, aber nicht in Ty- 
kocin, sondern in Wilna. In Tykocin wurde erst 1566 eine Münze eröffnet, 
die dann allerdings Groschen nach polnischem Münzfuß herausgab. 

A. K. 


1768—72. Großpolnische Konföderationen. 
Aus Posens kirchlicher Vergangenheit 3 (1913) 20—51. 


Im Anschluß an die Barer Konföderation entstanden auch in Groß- 
polen mehrere Konföderationen; eine Reihe von Schreckenstaten, die 
diese verübten und unter denen vor allem die evangelische Bevölkerung 
zu leiden hatte, führt uns Theodor Wotschke vor Augen. Die zum Schutze 
der Bevölkerung herbeigezogenen russischen Truppen sogen auch 
ihrerseits das Land aus. Viel deutsches Volkstum ging damals, namentlich 
auch durch Abwanderung in die österreichischen und preußischen Länder, 
Großpolen verloren. A. K. 


XIII. Polen im 19. Jahrhundert. 


1813. Herzogtum Warschau und preußi- 
sche Erhebung. 
MPos XIV (Nr. 12), S. 185—195. 


Friedrich Andreae druckt eine Anzahl im Staatsarchiv Breslau 
befindlicher Schreiben aus dem Herzogtum Warschau ab, in denen die 
Absender teils Geldspenden zur Ausrüstung der Mannschaften schicken, 
teils um Zuschüsse zu der eigenen Equipierung bitten. E. 2. 
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1846. Aufstand in Krakau und Galizien. 
HV 1914, Heft 1, S. 34—53. 


Manfred Laubert handelt über ‚Metternich und die Kritik der deut- 
schen Presse an der Revolution in Krakau und Galizien 1846“. Das Ver- 
halten Österreichs gegenüber den Unruhen in Krakau und Galizien 1846 
rief eine höchst ungünstige Kritik in der deutschen Presse hervor, die 
man in Wien sehr unangenehm empfand. Zunächst wandte sich Metter- 
nichs Zorn gegen die Hansestädte; durch eine Depesche vom 9. Mai 
wurde der dortige österreichische Gesandte abberufen. Bevor das noch 
geschehen war, erschien in der „Breslauer Zeitung“ vom 6. Mai ein Ar- 
tikel über die Vorgänge in Krakau und Galizien, der sich gegen Wiener 
Korrespondenzen in der „Augsburger Allgemeinen Zeitung“ über die 
Vorgänge in Polen wandte. Es wurde darin u. a. betont, daß die Unge- 
schicklichkeit eines Offiziers das Heer stark komproniittiert und den 
Aufstand erst eigentlich hervorgerufen hätte; ferner hätte zwar die Re- 
gierung keinen Lohn auf die Köpfe der Aufständischen ausgesetzt, aber 
in den Kreisen Bochnia und Tarnöw sei durch den Übereifer der Beamten 
unzweifelhaft Geld von den Behörden an die Bauern gezahlt worden, 
um sie zu Gewalttatigkeiten gegen die Edelleute aufzureizen. Durch 
eine Anzahl positiver Feststellungen wurde dann noch die Unschuld 
der Krakauer Bevölkerung erwiesen und u. a. auch, daß nur der kopf- 
‘Jose Rückzug des Generals Collin aus Krakau den Aufständischen Geld, 
Waffen und Munition geliefert hatte. Metternich war über diesen 
Artikel aufs höchste entrüstet; er beschwerte sich privatim bei dem 
ihm befreundeten preußischen Minister des Auswärtigen, Canitz, und 
tat auch amtliche Schritte, daß Artikel über die polnischen Angelegen- 
heiten, in denen Vorwürfe gegen die Regierungen erhoben wurden, in der 
preußischen Presse nicht zugelassen werden möchten. Auf Drängen von 
Canitz erließ Bodelschwingh (22. Mai) denn auch ein Rundschreiben 
an sämtliche Oberpräsidenten, daß derartige Artikel ‚schlechthin vom 
Druck auszuschließen“ seien; gleichzeitig wurde dem Staatsanwalt am 
Oberzensurgericht der Anlaß des Erlasses mitgeteilt und ihm eingeschärft, 
in Zukunft das höhere politische Interesse im Auge zu behalten. Außer- 
dem aber erging noch eine Kabinettsordre an den Justizminister, daß 
das Oberzensurgericht sich nach dem Erla8 vom 22. Mai zu richten habe. 
Preußen hatte sich also ganz den österreichischen Wünschen gefügt. 

E. 2. 


1800—1801. Polnische Jugendliebe des 
Großfürsten Konstantin Pavlovič. 
BW 290, 1913, S. 409—444. 


Die Jugendliebe von Tadeusz Kosciuszko, Ludwika Sosnowska, 
heiratete den Fürsten Jözef Lubomirski Herrn auf Rowno (Wolhynien) 
und Przeworsk. Sie schenkte ihrem Manne eine Tochter Helene, die durch 
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ein merkwürdiges Spiel des Zufalls die Auserwählte des Herzens des Groß- 
fürsten Konstantin Pavlovič werden sollte. Die Liebesbriefe, die 
Konstantin an die junge polnische Prinzessin in den Jahren 1800 und 
1801 geschrieben, sind von deren Enkelin Gräfin Helena Krasinska dem 
Professor Szymon Askenazy zuganglich gemacht worden. Wenn auch 
diese Zeugnisse von sentimentalen Regungen im Herzen des Großfürsten 
für weitere historische Zusammenhänge eine Tragweite nicht besitzen, 
so sind sie doch für die Entwicklung seines Seelenlebens von höchstem 
Interesse. Der Verf. hat auf Grund seines Materials ein anziehendes, an 
lebhaften Kontrasten reiches Bild der Vorgänge entworfen. Die Eigenart 
des nur schwer zu entziffernden Charakters des Großfürsten soll sich nach 
Askenazy seit dem vollzogenen Bruche in den Beziehungen zwischen 
dem Großfürsten und der Prinzessin immer schärfer entwickelt haben. 
J. P. 


1806. Die Lage Galiziens. 
BW 291, 1913, S. 568—599. 


Marya Jarosiewicz behandelt in einer fleiBigen Studie auf Grund 
von Wiener und Lemberger (Statthaltereiarchiv) Archivalien die Lage 
der polnischen Bevölkerung unter dem österreichischen Zepter im Anfang 
des 19. Jahrhunderts und vornehmlich im Jahre 1806. Sie schildert dann 
die Rolle, die Galizien in den Kombinationen der großen Politik jener 
Tage gespielt hat. J. P. 


1813—1814. Polnische diplomatische Sen- 
dung nach England. 
BW 289, 1913, S. 417—450. 


Eugeniusz Wawrzkowicz schildert die Bemühungen des von 
Adam Czartoryski nach England geschickten Bibliothekars und Privat- 
sekretärs Feliks Biernacki, die dortige Regierung und einflußreiche englische 
Politiker für die Errichtung eines selbständigen Polens zu interessieren. 
Ein Erfolg ist der Sendung Biernackis nicht beschieden gewesen. Mitte 
März 1814 verließ dieser enttäuscht London. J. P. 


1815—1823. Polnische Studentenverbin- 
dungen in Wilna. 
BW 293, 1914, S. 193—239. 


Der Professor der polnischen Literaturgeschichte in Lemberg Jözef 
Kallenbach bespricht (auf Grund von Jan Czubek’s Archiwum Filomatéw, 
czesé I) ein in das Spezialgebiet seiner Forschungen fallendes Thema, 
die Strömungen innerhalb der Wilnaer polnischen Studentenschaft der 
Jahre 1815—1823. Trotz der unverkennbaren geistigen Einheit, die alle 
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jungen Polen jener Zeit umfaBte, gibt der reichhaltige, nahezu 800 Briefe 
zählende Schriftwechsel doch viele individuelle Züge, die der Wilnaer 
Studentenschaft eigen waren. Diese hatte eine ernste, idealistische Lebens- 
auffassung und bemühte sich vornehmlich darum, sich auf der Höhe der 
damaligen abendländischen Bildung zu halten. Ein studentischer Wort- 
führer stellte als erstrebenswertes Ziel hin, durch intensive Selbstbildung 
sich soweit zu fördern, daß ,,der Pole am Niemen als ein kulturell gleich- 
berechtigtes Mitglied der europäischen Gemeinschaft‘ erscheine. Zu 
diesem Zwecke schossen die Studenten ihre Spargroschen zusammen, 
um dafür auf deutsche und französische wissenschaftliche Zeitschriften 
zu abonnieren. Berührungen der Wilnaer Studentenschaft mit Warschau 
geben Gelegenheit zu abfälligen Bemerkungen über das gesellschaftliche 
und wissenschaftliche Leben in der alten Reichshauptstadt und über 
die politischen Verdächtigungen und Denuntiationen, die dort im Schwange 
wären und einen unbefangenen Gedankenaustausch nahezu unmöglich 
machten. Nach den im späten Lebensalter niedergeschriebenen, die 
Jugendzeit verklärenden Aufzeichnungen des Geologen an der 
Universität Santiago in Chile Domejko, eines alten Herrn der Wilnaer 
Studentenschaft, hätten die Mitglieder der Verbindungen erstrebt, schlicht 
und ehrlich zu sein, nicht nur in der Wahl ihrer Lebensziele, sondern 
auch in der Wahl der Mittel. J.P: 


1831. Schlacht bei Ostrolenka. 
BW 293, 1914, S. 240—252. 


In gedrungener und lebendiger Ausführung erörtert Michat Sokolnicki 
die Bedeutung, welche der Niederlage des polnischen Heeres bei Ostrolenka 
(26. Mai 1831) im Gesamtverlauf des Aufstandes von 1830/34 zukommt. 
Die polnischen Verluste in der Schlacht beliefen sich auf 204 Offiziere 
und 6224 Soldaten, die der Russen auf nur 172 Offiziere und 4700 Soldaten. 
Aber weit bedeutsamer als die Einbuße an Mannschaften war die durch 
den russischen Sieg hervorgerufene geistige Depression innerhalb der 
polnischen Armee. Das polnische Heer gibt die Offensive auf und verhält 
sich seitdem passiv. 

Im Mittelpunkt der Darstellung steht die Frage nach der Schuld 
an der Katastrophe von Ostrolenka. Der Verf. erhebt eine scharfe An- 
klage gegen General Skrzynecki, dem er die ausschließliche und volle 
Verantwortung für die Niederlage beimißt, während er Prądzyński, dem 
seinerseits Skrzynecki die Schuld zuschiebt, auf das nachdrücklichste 
in Schutz nimmt. Sokolnicki vertritt hier die gleiche Auffassung über 
Skrzyneckis Verhalten, die in seinem neuerdings (Posen 1914) erschienenen 
Buche „Skrzynecki“ zum Ausdruck kommt. Die Untersuchung Sokolnickis 
beruht zum größten Teil auf einer fleißigen Verwertung der ge- 
druckten Literatur, daneben aber auch auf einzelnen, dem Czartoryskischen 
Archiv entnommenen handschriftlichen Quellen. J.P. 
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XIV. Deutscher Osten. 


Deutscher Orden. 
ZE XVIII, 3 (Heft 54), S. 782—86. 


In einer Abhandlung von A. Poschmann, Die Siedlungen in den 
Kreisen Braunsberg und Heilsberg, findet sich eine tabellarische Zusam- 
menstellung der Wüstungen jener Kreise mit Angabe des Gründungs- 
jahres der Ortschaft und des Zeitpunktes des Wüstwerdens. Im übrigen 
befaßt sich dieser Teil der Abhandlung mit den Veränderungen des Land- 
schaftsbildes durch die Siedlungen sowie mit den gegenwärtigen Ver- 
hältnissen. — Ebenda, S. 802—829, übersetzt Dr. Fleischer die im 
Frauenburger Kapitalsarchiv befindliche, um 1470 entstandene Ordinancia 
seu consuetudo castri Heilsberg, deren Text in den Monumenta Warmiensia 
Bd. III (1866) gedruckt ist. E. Z. 


14. Jahrh. Ordenshaus Zlotterie. 

ZapTT II (Nr. 12), S. 225—28. 

Gustav Zieliński berichtigt in einem. Aufsatz über Umfang und 
Grenzen des 1394 durch Wladislaus von Oppeln verpfändeten Terri- 
toriums Zlotterie die Erklärung der von den Herausgebern des Kodeks 


diplomatyczny Polski (Bd. 2, S. 786) durchweg falsch erklärten Orts- 
namen. E. Z. 


16. Jahrh. Strafrechtspflege. 
ZMar Heft 53, S. 1—40. 
V. Meyer druckt aus dem Mever ‚Blutsregister‘“ (s. diese Zeitschr. 


Bd. IV, S. 150) eine Anzahl strafrechtlicher Eintragungen aus der Zeit 
von 1561—1607 ab. : E. Z. 


Jesuitenkolleg in Rössel. 

ZE Ba. 18, 3 (Heft 54), S$. 717—32. 

G. Lühr stellt aus den Akten des Frauenburger Kapitels eine 
Liste der Rektoren des Jesuitenkollegs in Rössel zusammen. Ihre 


Reihe reicht von 1631 bis zur Auflösung des Kollegs (1780). Es ist eine 
größere Zahl polnischer Namen darunter. E. 2. 


1806. Preußisches Heerin den preuBisch- 
polnischen Provinzen. 


Schlesische Geschichtsblätter 1912, S. 4—12. 


O. Meinardus druckt Aufzeichnungen des Lehrers der polnischen 
Sprache am Elisabetanum zu Breslau und späteren Professors an der Univer- 
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sitat Krakau, des Historikers und Slavisten G. S. Bandtke (gest. 1835), 
aus der Zeit von 1806—1808 ab. Darin befinden sich einige Bemerkungen 
über die polnischen Rekruten der vor 1806 in Russisch-Polen liegenden 
preußischen Regimenter. ‚So gut aber die Polen im Frieden dienten“, 
heißt es darin, ‚so wenig waren sie geneigt, für Preußen zu fechten. Sie 
teilten den HaB der Polen gegen Preußen brüderlich, und ich habe 1806 
im Dezember noch singen hören: sluzylem Moskalom, sluzylem Polakom, 
sluzy teraz Kastoflom i Prusakom. Da man sie nicht leicht einmahl bis 
zum Corporal avanciren ließ, da man ihnen immer die gewöhnliche deutsche 
einfältige Verachtung des polnischen Nahmens zeigte, so hegten sie den 
entschiedensten Haß gegen Preußen. Sie waren auch nicht ungeneigt, 
dem Feinde allen Vorschub zu leisten. Prusak, ein Preuße, war bey ihnen 
eben so gut ein Schimpfwort wie bey den übrigen Polen. Die größten- 
theils gerechten Ursachen dazu gehören nicht hierher zu erzählen. 
Genug hiervon.“ E. 2. 


18. Jahrh. Stadt Marienburg. 
MW pr. Jg. 12, S. 37—47. 


Max Bär veröffentlicht einen Bericht des Marienburger Bürger- 
meisters Joh. Christian Krokisius über den Zustand der Stadt, der den 
Bericht, den der Magistrat 1772 an die preußische Klassifikationskom- 
mission abstattete und der bei Bär, Westpreußen unter Friedrich d. Gr. 
Bd. II, S. 571—78 gedruckt ist, ergänzt. Krokisius behandelt ausführlich 
die Verfassung und namentlich die Jurisdiktion der Stadt. E. 2. 


49. Jahrh. Katholisches Gymnasium zu 
Ostrowo. 
ZPos XXVIII, S. 313—27. 


M. Laubert handelt über die Gründung des katholischen Gym- 
nasiums in Ostrowo. Der Posener Provinziallandtag von 1841 hatte den 
Wunsch nach einem katholischen Gymnasium in Ostrowo ausgesprochen, 
da durch den Grenzzug von 1815 die Kreise Adelnau, Krotoschin, Pleschen 
und Schildberg von dem Gymnasium in Kalisch und den Klosterschulen 
in Wielun und Warta abgeschnitten waren. Die Regierung war auch 
sogleich bereit, darauf einzugehen, nur fragte sich, ob das Gymnasium 
in Ostrowo oder in Krotoschin errichtet werden sollte. Der Kultusminister 
Eichhorn beantragte die Gründung des neuen Gymnasiums in Ostrowo, 
das, da das Gymnasium katholischen Charakter haben sollte, ge- 
eigneter sei, weil es in einer rein katholischen Gegend läge; außerdem 
besäße Krotoschin (wo das evangelische Element stärker war) schon eine 
Kreisschule. Der Oberpräsident Graf v. Arnim sah dagegen in dieser 
Sachlage keinen Grund gegen Krotoschin; er betonte vielmehr, daß das 
evangelische Element den wohlhabendsten und gebildetsten Teil der Be- 
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völkerung bilde und das Gymnasium stärker besuchen werde als die 
Polen; ferner müsse seines Erachtens der Staat ‚eher wünschen als ver- 
meiden, die Pflanzstätten der Bildung in dieser Provinz so zu legen, wie 
deutsche Kultur sie und durch dieselben die Jugend am leichtesten durch- 
dringt und ihnen am nächsten kommt‘. Er wies weiter auf das Beispiel 
von Tremessen hin und meinte, daß ein Gymnasium in Krotoschin „beide 
Nationalitäten und Confessionen in förderlichem Umgange vereinigen 
werde‘, eins in Ostrowo aber werde eine „Pflanzstätte der nationalen 
und confessionellen Absonderung“ sein. Trotzdem bestimmte eine Kabi- 
nettsorder vom 20. Mai 1842 Ostrowo zum Sitz der Anstalt. Sehr bald 
verbreiteten sich jedoch Gerüchte über die polnische Gesinnung der 
Schüler; ein Kommissar wurde entsandt, der zwar diese Gerüchte über- 
trieben fand, aber doch feststellte, daß am Orte sehr viel Unzufriedenheit 
mit der Anstalt vorhanden war; namentlich wirke die Anstalt in Ostrowo 
polonisierend. Der Oberpräsident Beurmann aber sah in der Anstalt 
geradezu eine Pflanzschule für den Polonismus und regte wiederholt die 
Beseitigung des konfessionellen Charakters an. 1850 wurden denn auch 
deutsche Parallelzöten eingerichtet, und damit die einseitige Betonung 
des polnischen Elementes beseitigt. E. Z. 


1863—1869. Karl von Horn, Oberpräsident 
vonPosen. 
Deutsche Revue, 1913, Heft 6—9. (Juni) September.) 


Die wissenschaftliche Beschäftigung mit der preußischen Polen- 
frage hat die 50er und 60er Jahre bisher so gut wie völlig vernachlässigt. 
Die Forschung hört im allgemeinen mit 1850 auf und das Material fließt 
dann erst von Anfang der 70er Jahre an stärker. Daher ist es eine inter- 
essante Bereicherung, daß der Oberverwaltungsgerichtsrat v. Horn Auf- 
zeichnungen seines Vaters aus dessen Posener Oberprasidentenzeit 
veröffentlicht. 

Horn wurde 1863 der Nachfolger Bonins in diesem Amte und kam 
gerade in den Aufstand, der im russischen Anteile ausgebrochen war. 
Seine Haltung demgegenüber hat Bismarck als „umsichtig und energisch“ 
bezeichnet. Horn suchte die Politik Flottwells fortzusetzen; wenn er 
auch selbst entschieden deutsch gesinnt war, gilt indes auch für seine 
Zeit die allgemeine Charakteristik der preußischen Polenpolitik zwischen 
4850 und 1872, daß sie die Verwaltungsaufgaben der Provinz zu lösen 
suchte unter Ignorierung des nationalen Gegensatzes. Infolgedessen 
hat auch seine anscheinend sorgfältige und genaue Verwaltung nicht 
tiefer greifen können und dauernde und bemerkenswerte Spuren nicht 
hinterlassen. Interessant ist seine Schul- und Kirchenpolitik. In letzterer 
hatte er mit dem 1865 gewählten Erzbischof Grafen Ledochowski 
zu tun, vor dessen Bestätigung er dringend gewarnt hat. Ledochowski 
ist es auch gewesen, der Horns Laufbahn in Posen ein Ende setzte. Horn 
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wurde im Frühjahr 1869 als Oberpräsident nach Königsberg versetzt. 
Sein Nachfolger wurde Graf Königsmark. Als dieser 1873 Landwirtschafts- 
minister wurde, dachte man, wieder auf Horn zurückzugreifen. Doch 
zerschlug sich der Wunsch des Ministers Eulenburg darauf an Bedingungen, 
die Horn stellte. Er blieb in Königsberg bis 1882 und ist 1889 gestorben. 
O. H. 


XV. Österreich, Böhmen, Mähren und Ungarn. 


Das Prager Karthäuserkloster Hortus 
St.Mariae auf dem Ujezd. 
Časopis musea královstvi českého 87, 337—46 (1913). 


Mit dem vorliegenden Aufsatze: Versuche zur Wieder- 
errichtung des Prager Karthäuserklosters Hor- 
tus St. Mariae bringt Mu. Jakubičká ihre Studien über dieses 
Kloster (ebd. 85. 317—28; 86. 212—22, 245—57, 454—67) gewissermaßen 
zum Abschluß. 1419 war es den husitischen Unruhen zum Opfer gefallen, 
schon im nächsten Jahre versprach Kaiser Sigismund eine Wiederauf- 
bauung. Für diese Angelegenheit bestimmte er sogar eine eigene Kom- 
mission, doch konnte er sein Versprechen nicht mehr einlösen. An dem 
Gedanken einer Neugründung hielt man fest, doch alle Versuche mig- 
langen. 1622 nahm Wallenstein die Sache in die Hand, der Jičiner Kon- 
vent (1623) kann als Fortsetzung dieser Gründung gelten. Den letzten 
Versuch einer Neugründung machte 1723 P. Peter Hugo Mellagen, aber 
seine Stiftung geriet, bevor das Kloster bezogen werden konnte, in Konkurs. 
Am Schlusse ihres Aufsatzes gibt die Verfasserin eine Übersicht über die 
ehemaligen Klostergüter und berichtet, soweit es möglich ist, über deren 
Schicksale. A. K. 


Johann von Klattau, ältester Chronist 
dieses Städtchens. 
Časopis musea království českého, 87. 232—43. 


Im Prager Stadtarchiv fand J. Vančura neues Material über Johann 
von Klattau, den Chronisten seiner Heimatstadt und Bürger der Prager 
Neustadt, von dessen Leben bisher nur bekannt war, was er selbst 
über sich in seiner Chronik (1592) berichtet, die zwar, in letzter Zeit noch 
als historische Quelle benutzt, nicht die geringste Glaubwürdigkeit für 
sich in Anspruch nehmen darf. A. K. 


Eine Erwähnung der Abtei Pásztó vor 
dem Jahre 1151. 


Histor. Jahrb. d. Goerresgesellsch. 34 (1913) 824—27. 
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Einen Beitrag zur Frage, ob schon vor dem Jahre 1190, also vor 
Ankunft der Zisterzienser aus Pilis nach Pásztó im Komitat Heves dort 
eine Abtei bestanden habe, bringt Joseph de Ghellinck S. J. in Gestalt 
eines Briefes eines gewissen Cerbanus, der mit dem venetianischen Über- 
setzer Cerbani identisch sein könnte. Dieser Brief, den Cerbanus seiner 
in einer Admonter und Reuner Hs. erhaltenen Übersetzung der Ekatontades 
des heiligen Bekenners Maximus als Widmung vorangestellt hat, ist an 
den Abt David von Martinsberg (Komitat Raab), der zwischen 1146 
und 1151 starb, gerichtet und erwähnt in unaweideutiger Weise das Kloster 
Pásztó. A. K. 


Ursprung der Städte iin Böhmen. 
MB LII, 263—307. 


A. Zycha setzt seine Polemik gegen Bretholz (siehe diese Zeit- 
schrift IV, 155 ff.) fort mit einer allgemeinen Betrachtung. Der Fern- 
handel in Böhmen nahm seinen Ausgang vom volksfremden Händler. 
Da dieser dem einheimischen dauernd überlegen war, behauptete er einen 
Vorrang, dessen sich der einheimische Kaufmann bis tief in die städtische 
Zeit nicht zu erwehren vermochte. Darin sieht Z. dìe Ursache, warum 
im slawischen Böhmen die eigene Volkskraft eine bürgerlich städtische 
Entwicklung nicht hervorgebracht hat. Die Deutschen hatten den nach 
Böhmen vordringenden Wanderhandel und auch einen großen Teil des 
Binnenhandels in der Hand, dessen Netz von überall der Mitte des Landes, 
Prag, zustrebte; nur wenige Linien führten dann weiter nach Polen, Mähren 
und Ungarn. Nach Jahrhunderten eines fluktuierenden Handels ent- 
schließt sich eine kleine Schar dieser Böhmenfahrer, im Lande selbst 
eine Niederlassung zu begründen. Darin liegt der Wendepunkt zu einer 
neuen Zeit; von diesem nimmt die städtische Entwicklung ihren Ausgang. 
Die älteste dieser Kolonien ist Prag, entstanden in der zweiten Hälfte 
des 14. Jahrhunderts. Die Kolonisten hatten zwei Ziele vor Augen: den 
Herzog in eine Interessengemeinschaft zu ziehen und die günstige Lage 
von Prag auszunutzen. Diesem Vorläufer der Kolonisation folgen dann 
Kaaden, Kladrau, Lichtenstadt, Königgrätz, Troppau, Brünn, Welehrad 
und wahrscheinlich auch Olmütz. Diese Bürgerweiler (vici teutonicorum) 
muß man sich sehr klein vorstellen. Sie waren in der Hand einer national 
abgeschlossenen Genossenschaft, die eine eximierte Gemeinde bildete. 
Mit Anfang des nächsten Jahrhunderts wird der Zustrom dieser deutschen 
Elemente stärker. Es beginnt ein neuer Abschnitt der großen Kolonisation 
des Ostens, die nunmehr auch Böhmen ergreift. Die Marktsiedlungen 
werden Städte. Diese Städte sind bereits entweder ältere Kaufmanns- 
kolonien oder neuere Gründungen, die mit einem Male angelegt wurden. 
Z. stellt sich den Prozeß so vor, daß jene Kaufmannssiedlungen, die er 
sich offenbar vorstellt wie die Niederlassungen der Hansa in Novgorod 
und Pleskau, aus Ansiedlungen auf Personalitätsprinzip territoriale Städte 
werden und daß die Gründung von Städten erst der zweite Ausgangspunkt 
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der Städtebildung war, den man früher mit Unrecht allein ins Auge gefaßt 
hat. Die Städtegründungen beginnen, soweit man weiß, mit 1213. Z. 
zählt (S. 277 f.) die Städtegründungen auf und bespricht sie, ebenso wie 
die Nachgründungen und Verlegungen, sowie die Umwandlung von Dörfern 
in Städte. Jedenfalls steht die planmäßige Gründung seit der zweiten 
Hälfte des 13. Jahrhunderts durchaus im Vordergrund. Neben diesen 
beiden Ausgangspunkten findet Z. noch einen dritten in Marktdörfern, 
d. h. Bauerndörfern, die Markt und Marktgewerbe haben und somit 
bäuerlich-bürgerliche Übergangsverhältnisse zeigen. Diese Form findet 
sich vornehmlich bei den Grundherrschaften. So zeigt im ganzen die 
Städtebildung der Przemysliden eine große Zahl meist kleiner Städte 
aus planmäßiger Politik entstanden, die übrigens nicht immer zu glücken 
brauchte. Für die Datierung der Anfänge des Städtewesens ergibt sich 
für Z. ein Zeitpunkt, der von den älteren Ansichten wenig abweicht. Wenn 
man sich früher auf eine Urkunde von 1213, in der das deutsche Recht als 
bisherin Böhmen und Mähren ungewöhnlich und ungebräuchlich bezeichnet 
wurde (Kod. Mor. II, Nr. 60), stützte, so war das eine Fälschung Boczeks. 
Aber in der Sache gibt diese Fälschung nur den wahrheitsmäßigen Ein- 
druck wieder, den die echten Quellen ergaben. Z. bekämpft daher Bretholz, 
der die formale Fälschung auch als eine materielle verstehe. 

Die Massenzuwanderung von außen, an der Z. also festhält, istin den 
Quellen wenig bezeugt. Das ist kein Wunder, da sich die Kolonisation 
im langsamen, dann rascheren Vorschieben kleiner Gruppen vollzog, deren 
Ansiedlung sich im Laufe von 2 Jahrhunderten inselähnlich über das Land 
verbreitete und durch unausgesetzten Nachschub verstärkte. Z. bekämpft 
daher die Ansicht von Bretholz, der den Zuzug von außen bestreitet, weil die 
Quellen davon nichts wüßten, und führt (S. 292 ff.) auch direkte Beweise 
dafür an, die Bretholz teils übersehen, teils zu Unrecht umgedeutet habe. 
Zu diesen direkten Quellen fügt er eine Erörterung über die Bürgernamen. 

Das Gründungssystem ist undenkbar ohne Berufung auswärtiger 
Kolonisten. Es sind zwei Kolonisationsperioden zu unterscheiden. Die 
erste beginnt nach Anfang des 13. Jahrhunderts, die zweite um die Mitte 
des 13. Jahrhunderts. Eine wichtige Quellenstelle wird dafür angegeben 
(S. 300). Das Tempo in der Städtepolitik Ottokars bedeutet den Höhe- 
punkt der bürgerlichen Kolonisation. Z. betont, daß aber von vornherein 
in den Städten die nationale Msichung begonnen habe. Er schließt das 
aus slawischen Bürgernamen und aus alten Straßennamen. Die natür- 
liche Quelle der Mischung war der Zuzug aus dem Hinterlande, zu dem 
der Satz, daß die Stadtluft frei mache, anlockte. Immerhin zeigt sich 
in der der Kolonisationszeit folgenden Luxemburger Zeit ein überwiegend 
deutscher Charakter der böhmischen Städte, der durch die Aussprüche 
des Abtes Peter von Königsal und des Dalimil bezeugt ist. Das Deutsch- 
tum ist der ursprüngliche und stärkste, aber nicht der einzige Träger 
des Bürgertums gewesen. Von nationalen Gegensätzen innerhalb der 
Städte wird in der Zeit der Przemysliden noch nichts berichtet. — Ein 
Schlußaufsatz soll folgen. O. H. 
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Untertänigkeitsverhältnisse in Mähren. 
Casopis moravského musea zemského XIII (1913). 


Unter dem Titel: Die Streitigkeiten der Bürger 
mit den Vorstädtern in Gaya(Kyjov) schildert J. Kucera 
(S. 258—80) die Kämpfe, welche letztere, die allmählich von den Be- 
wohnern der ummauerten Stadt in ein abhängiges Verhältnis gedrängt 
worden waren, mit diesen zu führen hatten. Es kam wiederholt zu 
Vergleichen, die die Vorstädter ihrem Ziele näherbrachten, die volle 
Gleichberechtigung erlangten sie jedoch erst 1848. — Fr. Snopek ver- 
öffentlicht (S. 222—33) das im fürsterzbischöflichen Archiv zu Kremsier 
befindliche Urbar der Pfarrei Kdousov (Dekanat Jamnitz- 
Jemnice), die der Kollegiatkirche von St. Moritz zu Kremsier inkorporiert 
war. Die Verzeichnisse (von 1555, um die Wende des 16. und 17. Jahrh. 
und von 1617) lassen deutlich erkennen, wie schnell sogar auf geistlichem 
Grund und Boden die Dienstverpflichtungen der Untertanen gesteigert 
wurden. — H. Traub teilt (S. 150—59) unter dem Titel: Zu den 
Untertänigkeitsverhältnissen in Mähren unter 
Josef II. einen Vertrag mit, den 1784 Josef II. durch die k. k. mahrische 
und schlesische Robot-Abolitionshofkommission mit den ehemaligen Guts- 
untertanen von Oslavany schloß, das mit Aufhebung des Altbrünner 
Zisterzienserinnenklosters in staatlichen Besitz übergegangen war. — 
Außerdem teilt H. Traub als Beitrag zu den bäuerlichen 
Verhältnissen in Mähren 1848 (S. 353—57) eine anonyme 
Eingabe von Kleinhäuslern und Inleuten (domkafi a podruhové) der 
Gebirgsbezirke an die Kommission für die Robotablösung auf dem Bauern- 
landtag von 1848 mit, in der diese das ganze Elend ihrer Lage und das der 
Landschullehrer darlegen. Doch blieb diese Eingabe, angeblich weil sie 
anonym war, in Wirklichkeit aber, weil diese kleinen Leute keinen Ver- 
treter noch Fürsprecher auf dem Landtage hatten, unberücksichtigt. 

A. K. 


Die österreichischen Hausgesetze und 
das ungarische Staatsrecht. 
U III, 1—40. 


F. Schiller setzt sich in dem so überschriebenen Aufsatze mil G. Turba, 
Die Grundlagen der pragmatischen Sanktion, Band 2, Kapitel 12, aus- 
einander, und bestreitet, daß die österreichischen Hausgesetze für Ungarn 
bindend seien. Ungarn als Wahlmonarchie hatte eine königliche Gewalt 
ohne patrimonialen Charakter. Seine Verfassung kannte kein Hausrecht 
der königlichen Familie. Daher konnten die österreichischen Hausgesetze 
an sich nicht ungarische Rechtsquelle werden, sondern mußten besonders aner- 
kannt, interpretiert werden. Durch diese Anerkennung werden sie ungarisches 
Staatsrecht und bleiben in Geltung, auch wenn sie in Österreich abgeändert 
oder aufgehoben würden. Diese Frage wird im Anschluß an eine Debatte 
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des ungarischen Juristen-Vereins über das Verhältnis der pragmatischen 
Sanktion zu den Hausgesetzen im einzelnen untersucht. Die Hauptfrage 
ist die, welchen Sinn der Gesetzesausdruck hat: Utriusque sexus 
Austriae archiduces. Diese werden als die von Leopold I. 
abstammenden Kognaten gedeutet. Die pragmatische Sanktion Ungarns 
hat nicht nur auf das Recht des agnatischen erzherzoglichen Hauses Oster- 
reich, sondern auch auf die hausrechtlichen Normen vieler Geschlechter 
verwiesen, in denen die Familienmitgliedschaft zum groBen kognatischen 
Hause Osterreich gehoriger Agnationen geregelt ist. Aber nur auf das 
Hausrecht der agnatischen erzherzoglichen Familie hat die ungarische 
pragmatische Sanktion inkorporativ verwiesen. Schiller erklart 
im ganzen die These Turbas für hinfällig. O. H. 


Handelsgeschichte der Siebenbirger 
Sachsen. 
Archiv d. Vereins f. siebenbürg. Altertumsk. NF. 39 (1913) 33—184. 


Die Arbeit von Otto Fritz Jickeli legt das Hauptgewicht auf die 
Schilderung des siebenbürgisch-sächsischen Handels im 19. Jahrhundert 
und in der Gegenwart. Die Blütezeit siebenbürgischen Handels lag im 
Mittelalter, wenn auch seine damalige Ausdehnung bei weitem über- 
schätzt wurde. Zu Beginn der Neuzeit ist er schon bedeutend zurück- 
gegangen, aber doch beherrschten noch die Sachsen im ganzen 16.‘ Jahrh. 
den siebenbürgischen Markt; die auswärtigen Händler, wie Griechen, 
Walachen, Juden, Armenier und Bulgaren, wurden erst im 17. Jahrh. 
wichtiger. Die Einbeziehung Siebenbürgens in die habsburgische Monarchie 
(1691) brachte dem Siebenbürger Handel nicht den erhofften Aufschwung, 
einerseits beachtete die Regierung nicht die Privilegien der sächsischen 
Nation, andererseits hatte diese alle Unternehmungslust eingebüßt. Noch 
bis in die Mitte des 19. Jahrh. beherrschte die Sachsen ein engherziger 
Zunftgeist, der erst gebrochen werden mußte. Den von Maria Theresia zur 
Hebung des Siebenbürger Handels erteilten, wohlgemeinten Ratschlägen 
setzte man passiven Widerstand entgegen. Kein Wunder, wenn die Re- 
gierung die schützende Hand den Sachsen entzog und die fremden Kauf- 
leute und Unternehmer in Siebenbürgen begünstigte. Erst Samuel von 
Brukenthal, der 1777 Guvernator Siebenbürgens wurde, gelang es, einen 
gewissen Aufschwung des Siebenbürger Handels in die Wege zu leiten. 
Er sah das bedeutendste Hemmnis in den Bewohnern selbst, sie wollte er 
zum Handel erst erziehen. Im 19. Jahrh. sehen wir dann allmählich 
wieder einen gewissen Aufschwung, auch Selbstvertrauen und Unter- 
nehmungslust wachsen, doch seine einstige Höhe kann der Handel der 
Sachsen nicht wieder erreichen. Die größte Rolle hat für Siebenbürgen 
zu allen Zeiten der Handel mit der Moldau und Walachai gespielt, aber 
auf diesem Gebiete hat dem siebenbürgischen Handel der rumänisch- 
österreichische Zollkrieg starken Schaden zugefügt; hatte man schon 
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vordem hart mit der englischen und reichsdeutschen Konkurrenz 
zu kämpfen, so hatte auch während des Streites z. B. die rumänische 
Wolle, die für den siebenbürgischen Handel sehr wichtig war, ein 
anderes Absatzgebiet gefunden. Der Arbeit sind eine ganze Reihe 
von Tabellen, so über Preise, über Aus- und Einfuhr usw. beigegeben. 
Den größten Aufschwung hat der siebenbürgische Holzhandel genommen. 
A.K. 


Einführung des Luthertumsin Sieben- 
bürgen. 
Archiv d. Vereins f. siebenbürg. Landeskunde NF 39. 185—246. 


Schon früh (1519) waren reformatorische Ideen nach Siebenbürgen 
gedrungen, die sächsische Bevölkerung hatte sie auch auf sich einwirken 
lassen, aber erst allmählich, verhältnismäßig spät war das sächsische 
Volk protestantisch geworden. So war in Bistritz erst nach dem Tode 
des altgläubigen Pfarrers Matthäus Teutsch (1541) im Geiste Honterus’ 
die Reformation durchgeführt, nicht nach einem bestimmten Bekenntnis, 
lutherisch wurde Siebenbürgen erst 1572, als Fürst Stephan Bathory die 
Synode auf das Augsburgische Bekenntnis vereidigen ließ, dasnichteinmal 
allen Anwesenden bekannt war. Seine ganze Persönlichkeit eingesetzt für 
die konfessionell-lutherische Grundlegung der siebenbürgisch-sächsischen 
Kirche hat der Bistritzer Humanist, Pfarrer von Lechnitz und Dechant 
der vereinigten Kapitel von Bistritz und Kyralia, der am 28. April 1565 
verstorbene Christian Pomarus, ein Vorkämpfer für den lutherischen 
Glauben gegen die kalvinistischen Sektierer, dem Richard Schüller 
eine Biographie widmet. An dem wichtigsten Werke der siebenbürgischen 
Reformation, der gemeinsamen Kirchenordnung, scheint auch er (1547) 
mitgearbeitet zu haben. Ihm ist auch zu verdanken, daß in betreff 
der Zeremonien die freier gerichtete Auffassung Platz griff. Für die Ge- 
schichtsforschung hat der überaus tätige Mann sich durch Neuordnung 
der Archive von Bistritz, Hermannstadt und Kronstadt verdient gemacht. 

A. K. 


XVI. Südslaven und Balkanstaaten. 


Kopitar und die griechische Nationalität. 
J 1913, November, 104—149. 


N. Petrovskij, Zur Entstehung der Fallmerayerschen Theorie, be- 
schäftigt sich eingehend mit der wenig beobachteten Tatsache, daß lange 
bevor Fallmerayer in seiner Geschichte Moreas (1829) mit seiner bekannten 
Hypothese von der im 9. Jahrhundert geschehenen gänzlichen Ausrottung 
des altgriechischen Stammes und von der slavischen Nationalität der Neu- 
griechen an die Öffentlichkeit trat, schon seit 18114 der berühmte Kopitar 
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mehrfach auf slavische Einfliisse in der neugriechischen Sprache wie in 
den Ortsnamen Griechenlands hingewiesen hatte, ohne daraus die über- 
triebenen Folgerungen zu ziehen, durch die Fallmerayers Buch so großes 
Aufsehen erregte. Auch der Engländer W. M. Leake hatte in seinen 181% 
erschienen ,,Researches in Greece“ ähnliche Ideen ausgesprochen. Au 
Grund eines fleißig gesammelten Materials legt Petrovskij die Entwicklung 
der Anschauungen Kopitars und seine im einzelnen anerkennende, in der 
Hauptsache ablehnende Stellungnahme zu der Lehre des ,,Fragmet- 
tisten“ dar. R. S. 
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und der „Dieb von Tu3ino‘“. Petersburg (1913). „Kniga za knig.“ 
Nr. 203. 48 S. 

Zamjatin, G. A., K voprosu ob izbranii Karla Filippa na russkij prestol 
(1611—1616). — Zur Frage über die Wahl Karl Philipps auf den 
russischen Thron. Jur’ev (Dorpat) 1913. 141 u. IV S. 

Pokrovskij, A. A., Peéatnyj Moskovskij dvor v pervoj polovině XVII véka. 
— Der Moskauer „Druckhof“ in der ersten Hälfte des XVII. Jahrh. 
Mit Abb. Moskau 1913. (100 Exempl.) 


IV. Peter der Große und die Nachfolger bis 1762. 


V. Katharina II. 

Čermenskij, P., Gorod Lebedjan’ i ego uézd v XVIII v. — Die Stadt L. 
und ihr Kreis im XVIII. Jahrh. Zum 300 jährigen Bestehen der 
Stadt. Mit 10 Zeichn. Petersburg 1913. 104 S. 

Batin, V. A., Minusinskij kraj v XVIII věkě. — Das Gebiet Minusinsk 
im XVIII. Jahrh. Skizze zur Geschichte Sibiriens. Minusinsk 1913. 
212 u. 3 S. 


VI. Rußland im 19. Jahrhundert. 

Ščepkin, M. S. (4788—1863), Zapiski ego, pisma, razkazy, materialy 
dlja biografii i rodoslovnaja. — Seine Aufzeichnungen, Briefe, Er- 
zählungen, biographische Materialien und Genealogie. Mit Portr. 
u. Ilustr. (Eingel. u. herausg. von M. A. Ščepkin.) Petersburg 1914. 
396 S. 
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Gody Velikoj Vojny v medal’onach grafa F’. M. Tolstogo. — Die großen 
Kriegsjahre in den Medaillons des Gr. F’. M. Tolstoj. Mit Erläut. von 
N. Korsakov. Petersburg 1913. Mit 13 Abb. 27 S. 

Michajlov, K. N., Imper. Aleksandr I. Starec (Greis) Fe’dor Kuz’mič. — 
Histor. Untersuchung. Petersburg 1914. 295 S. 

Andreev, Nik., Peterburgskaja Rossija. — Das Petersburger Rußland. 
III. Zeitalter Alexanders I. Mit Abb. ,,Kultur-histor. Skizzen Ruß- 
lands.“ Petersburg 1913. 103 S. 

Tovaristi Puškina po Imperatorskomu Carskosel’skomu Liceju. — Die 
Freunde P.s vom Kais. Lyzeum in Carskoe Selo. Materialien zu 
einem Wörterbuch der Lyzeisten des ersten Kursus 1811—1817. 
Ges. u. herausg. von Nikolaj Gastfrejnd. B. III. Petersburg 1913. 
IX u. 477 XS. 

Puškin i ego sovremenniki. — Puškin und seine Zeitgenossen. Materialien 
und Untersuchungen. Herausg. v. d. Kais. Ak. d. Wiss. Lief. XVII 
bis XVIII. Petersburg 1913. Mit Zeichn. u. Faksim. 276 S. 


Tumanov, G. M., Charakteristiki i vospominanija. — Charakteristiken 
und Erinnerungen. Buch I. 2. erg. Aufl. Mit Portr. Tiflis 1913. 
264 S. 


Galanin, D. D., Leontij Filippovit Magnickij i ego arif’metika. — L. F. M. 
und seine Arithmetik. Lief. I. Magnickijs Persönlichkeit und seine 
Zeit. Moskau 1914. 68 S. 

Rodzevié, S. I., PredSestvenniki Petorina vo francuzskoj literaturé. — 
Die Vorläufer Petorins in der französischen Literatur. Kiev 1913. 
48 S. 

Rain, Pierre, Un tsar idéologue. Alexandre I. (1777—1825). Paris 1913. 
XII u. 460 S. 

Roos, Heinrich (1812), Souvenirs d’un médecin de la Grande Armée. Traduit 
d’après l'édition orig. de 1832 par Mme. Lamotte, avec une préface 
de T. de Wyzewa. Paris 1913. XXX u. 258 S. 

Vereätagin, V. A., Russkaja Karikatura. — Russische Karrikatur. I. V.F. 
Timm. II. Der vaterländische Krieg. III. A. O. Orlovskij. Namen- 
register. Petersburg 1913. (100 Exempl.) 10 S. 

Nikolaj Michajlovič, Vel. Kn. (Großfürst), General-adjutanty imperatora 
Aleksandra I. — Die Generaladjutanten Kaiser Alexanders I. Mit 
47 Porträts. Petersburg 1913. 188 S. 

Nikolaj Michajlovič, Vel. Kn. (Großfürst), Donesenija Avstrijskago pos- 
lannika pri russkom dvor& Lebcel’terna za 1816—1826 gody. — 
Die Berichte des österreichischen Gesandten am russischen Hofe 
Lebzeltern aus den Jahren 1816—1826. Petersburg 1913. LXXII u. 
477 S. 

Zamotin, I. I., Romantizm dvadcatych godov XIX stol. v russkoj litera- 
turě. — Der Romantismus der zwanziger Jahre des XIX. Jahrh. 
in der russ. Literatur. B. II. 2. erg. Aufl. Petersburg 1913. II u. 455 
u. II S. 
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Portugalov, M. V., Ženščina v russkoj chudoZestvennoj literaturé XIX véka. 
— Die Frau in der russ. künstlerischen Literatur des XIX. Jahrh. 
(1823—1876). Moskau 1914. 156 S. 

SloboZanin, M., Iz istorii i opyta zemskich u£reZdenij v Rossii. — Aus 
Geschichte und Erfahrung der landständischen Einrichtungen in 
Rußland. Skizzen. (Zum 50 jährigen Bestehen der landständischen 
Einrichtungen.) Petersburg 1913. XII u. 551 S. 

GuliSambarov, St., K sorokolétiju unittoZenija nevol’nitestva v Srednej 
Azii. — Zum 40. Jahrestag der Aufhebung der Leibeigenschaft in 
Zentralasien. Aschabad 1913. 

CernySevskij v Sibiri. — Cern. in Sib. Briefwechsel mit Verwandten 
L. III. (1878—1883). Mit Aufsatz von E. A. Ljackijn. Anmerkungen 
von M. N. CernySevskij, mit Portr. u. Faks. Petersburg 1913. L u. 
250 S. 

Bélinskij, V. G., Pis’ma. — Briefe. In drei Bänden. Herausg. u. eing. von 
E. A. Ljackij. B.I (1829—1839). Petersburg 1914. VIII u. 428 S. 

Čechov, A. P., Pis’ma (Briefe) A. P. Čechova. Herausg. von M. P. Čechova. 
B. IV (1892—1896). Mit Illustr. Moskau 1914. XXIV u. 540 S. 

Junge, E. (geb. Gräf. Tolstaja), Vospominanija. — Erinnerungen (1843 
bis 1860). ,,Istorié. Bibl.“ B. X. Moskau 1914. Mit Portr. u. Zeichn. 
XVI u. 491 u. XXXII S. 

*Guerrier, V. J., Timofej Nikolaevič Granovskij. Moskau 1914. 74 S. 

Izvékov, N. D., Istoričeskij očerk poluvékovoj žizni i dějateľnosti Mo- 
skovskago obščestva ljubitelej duchovnago prosvěščenija. — Histo- 
rische Skizze des ein halbes Jahrhundert währenden Lebens und der 
Tätigkeit der Moskauer Gesellschaft von Liebhabern Geistiger Auf- 
klärung (1863—1913). Jubiläumsausgabe. Moskau 1913. Mit Portr. 
u. Zeichn. 250 u. VII S. 

Vvedenskj, A., Duchovnik N. V. Gogolja. — Der Beichtvater Gogol’s 
(Matvěj Konstantinovskij). (Zur Neubewertung seiner Charakte- 
ristik.) Odessa 1943. 2. Aufl. 24 S. 

Skalon, D. A., Moi vospominanija. — Meine Erinnerungen. 1877—1878. 
B. II. Mit Abb. Petersburg 1913. 369 S. | 

*Materialy i Zapiski po voprosy o vladétel’skich i imuäöcestvennych 
pravach potomkov svět. knjazja Michajla Šervašidze, poslédnjago 
vladötelja Abchazii. — Materialien und Aufzeichnungen zur Frage 
über die Eigentum- und Besitzrechte der Erben des verstorbenen 
Fürsten M. Servasidze, letzten Herrn von Abchasien. Wenden 1913. 
Als Manuskript gedruckt. 105 8. 

*Kasso, L. A., Petr Manega, zabytyj kodifikator bessarabskago prava. — 
P. M., ein vergessener Kodifikator des bessarabischen Rechts. Peters- 
burg 1914. 21 S. S.-A. 


VII Rußland im 20. Jahrhundert. 


Ljaščenko, P. I., Krest’janskoe dělo i poreformennaja zemleustroitel’naja 
politika. Očerki agrarnoj evoljucii Rossii. — Bauernangelegenheiten 
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und die reformierte Landversorgungspolitik. Skizzen der agrarischen 
Evolution Rußlands. T. I. Ursprüngliche Versorgung und Verwirk- 
lichung des Bauerneigentums. Petersburg 1913. II u. III u. 724 S. 

Drozdov, I., Zarabotnaja plata zemledél’teskich rabolich v Rossii v svjazi 
s agrarnym dviZeniem 1905—06 gg. — Arbeitslohn der landwirt- 
schaftlichen Arbeiter in Rußland in Zusammenhang mit der Agrar- 
bewegung 1905—06. Petersburg 1914. 

Stiékloff, Georges, La Fraction Social-Démocrate dans la troisième Douma. 
Paris 1913. 87 S. 

Moskovskij Gorodskoj Narodnyj universitet imeni A. L. Sanjavskago. — 
Die Mosk. Stadtische Volksuniversitat (gestiftet von A. L. Sanjavskij). 
Moskau 1914. IV u. 270 u. 26 S. 

Moskovskij ChudoZestvennyj Teatr. — Das Moskauer Künstlertheater. 
Histor. Skizze seines Lebens und seiner Tätigkeit. B. II (1905—1913). 
Illustr. Moskau 1914. 132 S. 

Sirotinin, A., Rossija i Slavjane. — Rußland und Slaven. Petersburg 
1913. XI u. 607 S. 

Lavrov, M. V., Turkestan. — Geographie und Geschichte. Mit Zeichn. 
u. Kart. Moskau 1914. 198 S. 


VIII. Ukraine. 


Pavlovskij, J. F., Očerk dějateľnosti malorossijskago generalguvernatora 
knjazja A. B. Kurakina. — Umriß der Tätigkeit des kleinrussischen 
Generalgouverneurs Fürsten A. V. Kurakin (1802—1808). Poltava 
1914. IHI u. 231 S. 

Gawroński-Rawita Fr. Sprawy i rzeczy ukraińskie. — Materialien zur 
Geschichte der polnischen Herrschaft in der Ukraine. Darin auch 
die Chronik des Juden Natan Hannower aus Zasław in der Bearbeitung 
von Balaban. Lemberg 1914. 315 S. 

Sterbakivs’kij, V., Ukrains’ke mistectvo. I. Derevljane budivnictvo i 
riz’ba na derevi. — L’art d’Ukraine. I. L’architecture et la sculpture 
en bois. Kiiv — L’viv 1913. 

*Voznak, M., Materiali do istorii ukrainskoi pisni i virši. — Materialien 
zur Geschichte der ukrainischen Poesie. Texte und Kommentar. 
I. 240 S. (Ukrainsko-russkij Archiv, herausg. von der Ševčenko- 
Gesellschaft IX.) Lemberg 1913. 

*Melödii ukraińskich narodnich dum spisav po fonografu i zredaguvav 
F’. Kolessa. — Phonographierte Melodien der ukrain. rezitierenden 
Gesänge in Notenschrift, gesetzt und red. von F. Kolessa. 11. T. 
XXXVI u. 195 u. 43 S. (Beiträge zur ukrain. Ethnologie, herausg. 
von der Sevéenko-Gesellschaft XIV.) Lemberg 1913. 


IX. Baltische Provinzen. 


*Ebert, N., Die baltischen Provinzen Kurland, Livland, Esthland. 1913. 
S.-A. aus „Prähistorische Zeitschrift“ V, 1913. 
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X. Finnland. 


XI. Polen-Litauen. Allgemeines und Zeit bis 1572. 
Brückner, A., Dzieje jezyka polskiego. — Geschichte der polnischen 
Sprache. 2. verm. Aufl. mit 70 Zeichnungen u. 2 Tafeln. 3. Band 
der von M. Treter herausg. Nauka i Sztuka. Lemberg 1913. 190 S. 

Kostrzewski, Jözef, Wielkopolska w czasach przedhistorycznych. — 
Großpolen in vorgeschichtl. Zeit. 557 Abb. u. 8 Taf. Bd. 2—3 der 
Biblioteka Wielkopolska. Posen 1914. 220 S. 

Kirilov, L. I., Gor. Krasnyj Cholm i ego sobory. — Die Stadt Kr. Ch. und 
ihre Kathedralen. Historische Skizze. Tver’ 1913. 

Spis rycerstwa powiatu Wizkiego i Wasoskiego, które uczestniczyło w 
wyprawie wołoskiej 1497. — Verzeichnis der Ritterschaft der Kreise 
Wizna und Wąsosze in Masowien, die an dem Feldzuge gegen die 
Walachei 1497 teilgenommen hat. Collectanea Biblioteki Krasinskich 
Nr. 4. Warschau 1913. 50 S. 

Maliszewski, Edward, Polacy i polskość na Litwie i Rusi. — Das Polentum 
in den sechs litauisch-weißrussischen und den drei kleinrussischen 
Gouvernements. Warschau 1914. 30 S. 

Hryncewicz-Talko, Człowiek na ziemiach naszych. — Zur Volkskunde 
der polnischen Länder. Warschau 1913. 152 S. 

Gomulicki, Wiktor, Opowiadania o Starej Warszawie. — Neue, vermehrte 
Ausgabe der Studien über die Geschichte Warschaus. 2 Bände. 
Warschau 1913. 310 u. 315 S. 

Dubiecki, Maryan, Na kresach i za Kresami. — Skizzen über polnisches 
Leben in den Wojewodschaften Wolhynien und Kiew sowie in Charkov. 
Tom. I. Kiev 1914. 253 S. 

Czaplewski, P., Polacy na studyach w Ingolsztacie. — Die polnischen 
Studenten auf der Universität Ingolstadt auf Grund von handschrifil. 
Quellen. Posen u. Thorn 1914. 111 S. 

Danysz, Antoni, Erazm Gliczner. — Studien über die erste polnische 
Pädagogik. Posen 1912. 99 S. 

Maliniak, Władysław, Andreas Fricius Modrevius. — Beiträge zur Ge- 
schichte der Staats- und Völkerrechtstheorien. Sitzungsbericht d. 
philos.-hist. Kl. d. Akad. d. Wiss. in Wien. Band 170, Abhandl. 10. 
Wien 1913. 200 S. 

Winkler, E., Myśli polityczne Piotra Skargi. — Politische Gedanken des 
Peter Skarga. Warschau. 160 S. 

Grodecki, Roman, Dzieje klasztoru premonstratenskiego w Busku. — 
Geschichte des Prämonstratenser-Klosters in Busk im Mittelalter. 
S.-A. aus den Abhandlungen der hist.-philos. Klasse d. Akad. d. Wiss. 
in Krakau. Band 57. Krakau 1913. 93 S. 


XII. Polen bis 1795. 


Rubinstein, S., Les relations entre la France et la Pologne de 1680 à 1683. 
Paris 1913. 163 S. 
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*Mémoires du roi Stanislas-Auguste Poniatowski. I. (Ausg. der Akademie 
der Wissenschaften.) Petersburg 1914. XV und 720 8. 


XIII. Polen im 19. Jahrhundert. 


Askenazy, Szymon, Książę Józef Poniatowski. — Festrede zur Säkular- 
feier des Todestages Poniatowskis. Krakau 1913. 16 S. 

Handelsman, M., Pod znakiem Napoleona. Studya historyczne. Serya II. 
— Im Zeichen Napoleons. Historische Studien über das Herzogtum 
Warschau. 2. Serie. Konvention von Bayonne. Die Rolle der Polen 
in Wien 1809. Sendung Zamoyskis nach Paris 1810. Geplante Ver- 
fassungsänderung 1812. Bignon. — Warschau 1913. 300 S. 

Bignon, E., Polska w roka 1811—1813. — Memoiren Bignons über Polen, 
herausg. von Janusz Iwaszkiewicz. 2 Bände. Wilna 1913. 166 u. 
172 S. 

Bieliński, J., Uniwersytet Warszawski Skorowidz. — Die Warschauer 
Universität 1816—1831. Register. Warschau 1913. 54 S. 

Stetkiewicz, Stanisław, Rzeczpospolita Krakowska w dobie powstania 


listopadowego. — Der Freistaat Krakau zur Zeit des Aufstandes 
von 1830/31. Bd. 45 der „Biblioteka Krakowska‘. Krakau 1913. 
160 S. 

Sokołowski, August, Jenerał Ignacy Prądzyński. — Biographie des 


Generals Prądzyński hauptsächlich auf Grund von dessen von B. 
Gembarzewski herausg. Denkwürdigkeiten dargestellt. Krakau 1914. 
350 S. 

Chołodecki, Białynia Józef, Korpus Dwernickiego w granicach Austryi. — 
Das Korps des Generals Dwernicki auf österreichischem Gebiet 1831. 
Lemberg 1913. 88 S. 

Kraushar, A., Miscellanea historyczne. Tom. VI. — Historische Miszellen. 
Band 6: Des Markgrafen Wielopolski Reform des öffentl. Unterrichts 
in Polen in den Jahren 1861—1862. Warschau 1914. 68 S. 

Zieliński, Stanisław, Bitwy i potyczki w r. 1863—1864. — Schlachten 
in dem Aufstande von 1863/64. Lemberg 1913. 

Zapałowski, Władysław, Pamiętniki z r. 1863—1870. — Denkwürdig- 
keiten über den Aufstand von 1863 und über den Aufenthalt des 
Verfassers in Sibirien. 2 Bände. Wilna 1913. 138 u. 256 S. 

Milovidov, A. I., Archivnye materialy Muravevskago muzeja, otnosjaščiesja 
k pol’skomu vozstaniju 1863—1864 g. v predélach Sěvero-Zapadnago 
kraja. — Archivalisches Material des Murav’evschen Museums über 
den polnischen Aufstand von 1863—1864 innerhalb des Nordwest- 
lichen Reichsgebiets. T. I. Schriftwechsel der Zivilverwaltung über 
politische Sachen vom 1. Januar 1862 bis Mai 1863. „Vilenskij vremen- 
nik“. Buch VI. 1913. Vil’na 1913. LXVI u. 464 S. 


X1V. Deutscher Osten. 


Motzki, A., Braunsberg im 2. schwedisch-polnischen Kriege. Ein Beitrag 
aus dem Vatikan. Staatsarchiv. Braunsberg 1913. 48 S. 
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*Lucanus’, August Hermann, Preußens Uralter und heutiger Zustand. 
Band 2. Lief. 1 u. 2, im Auftrag der Literarischen Gesellschaft Masovia 
zu Lötzen herausg. von E. Hollack und Gustav Sommerfeldt. VIII 
u. 363 S. Lötzen 1913, 1914. 

St. Kujot, Dzieje Prus Krölewskich (Rocznik tow. naukow. w Toruniu 
Tom. XX) 1913. Verlag des Towarzystwo naukowe. Thorn. Druck: 
S. Buszcyähski, ebenda. 

P. Simson, Geschichte der Stadt Danzig. Danzig 1913. Verlag: W. Kafe- 
mann. 


XV. Österreich, Böhmen, Mähren, Ungarn. 


Voskresenskij, Gr., Pravoslavnye slavjane v Avstro-Vengrii. — Orthodoxe 
Slaven in Osterreich-Ungarn. 1. Karloveckaja mitropolica. 2. Buko- 
vinsko-dalmatinskaja mitropolija. 3. Bosno-gercegovinskija mitro- 
polii. Mit Karte. Petersburg 1913. VIII u. 206 S. 


XVI. Südslaven und Balkanstaaten. 


Vukitevit, M. M., u. Semiz, D. I., Serby i Bolgary v bor’b& za svobodu i 
kul’turu. — Serben und Bulgaren im Kampfe für Freiheit und Kultur. 
Histor. Parallelen vom XIV. Jahrh. bis 1878. Petersburg 1913. 
250 S. 


XVII. Hilfswissenschaften und Werke der slavi- 
schen Geschichtsschreibung übernichtslavische 
Gebiete. 


Ardašev, P. N., Tretij meZdunarodnyj istoričeskij kongress v Londoné. — 
Der 3. Internationale Historiker-Kongreß in London. Petersburg 
1913. 59 S. 

Istorija naSego vremeni. Sovremennaja kul’tura i eja problemy. Die 
Geschichte unserer Zeit. Die Kultur der Gegenwart und ihre Probleme 
Herausg. von M. M. Kovalevskij und K. A. Timirjazev. Lief. 1—41. 

Spasskij, A., E’llinizm i christianstvo. — Hellenismus und Christentum. 
(Geschichte der religiös-literarischen Polemik zwischen Hellenismus 
und Christentum während der frühesten Periode der christlichen 
Geschichte. 150—254.) Sergiev posad (Niederlassung des Sergej- 
klosters). 1913. 365 u. III u. 8 S. 

Turaev, B. A., Itorija drevnjago Vostoka. — Geschichte des alten Orients. 
T. I (Universitatsvorlesungen). 2. durchges. Aufl. mit Abb. Peters. 
burg 1913. 370 S. 

Ger’e, Vl. I., Zodtie i podviZniki „Bo2’jago Carstva“. — Baumeister 
und Kämpfer des ‚Gottesreichs‘. Teil II. Westliches Mönchtum 
und Papsttum. Moskau 1913. III u. 334 8. 


VI. Wissenschaftliche Chronik. 


a) Stand der Forschung. 


Leo Mechelin ff. 


Am 26. Januar 1914 starb in Helsingfors Leo Mechelin. 
Er war am 24. November 1839 in Frederikshamm geboren, 
war von 1874 bis 1882 Professor des Staatsrechts an der Univer- 
sıtät Helsingfors, von 1882 bis 1890 gehörte er dem finnischen 
Senat an. Dann schied er aus dem Staatsdienst aus. 1903 
wurde er aus Finnland verbannt. 1905 trat er in den Senat 
der wiederhergestellten finnischen Verfassung ein, von welchem 
Posten er 1908 zuriicktrat. Danach hat er noch jahrelang 
dem Landtage angehört, in dem er lebhaft mitarbeitete. Mechelin 
warin erster Linie Mann des öffentlichen Lebens und ist bekannt 
wegen seines Eintretens für die finnische Verfassung. Von 
seinen wissenschaftlichen Arbeiten ist am bekanntesten sein 
„Staatsrecht des Großfürstentums Finn- 
land“, das in Marquardsens Handbuch des öffentlichen 
Rechts1889 erschien ; es ist jetzt ersetzt durch die Neubearbeitung 
des finnischen Staatsrechts von R. Erich in ‚Das öffentliche 
Recht der Gegenwart, herausgegeben von Huber, Jellinek, 
Laband, Piloty, Bd. XVIII“. Außerdem ist zu nennen, 1886 
erschienen, Mechelins ,,Précis du droit public du Grand Duché 
de Finlande“. O. H. 


Am 1./14. Februar 1914 starb in Mitau der Historiker 
Heinrich Diederichs, ein Schüler Schirrens und 
der langjährige Schriftführer der „Kurländischen Gesellschaft 
für Literatur und Kunst“. Er war ein eifriger Mitarbeiter der 
Baltischen Monatsschrift und der baltischen wissenschaftlichen 
Gesellschaften. Seine letzte Arbeit war eine Biographie Karl 


476 Wissenschaftliche Chronik. 


Schirrens; inwieweit sie zur Veröffentlichung fähig hinterlassen 
ist, ist noch nicht bekannt. Seine Bibliothek fällt der kur- 
ländischen Ritterschaft zu. O. H. 


b) Organisation der Forschung. 


Das Esthlandische Ritterschaftsarchiv. 


Der Bericht über das esthländische Ritterschaftsarchiv für 1911 
bis 18 aus der Feder von P. Baron Osten-Sacken läßt eine sehr 
lebhafte Tätigkeit in .diesem Archiv erkennen. Die Ordnungsarbeiten 
schreiten energisch fort. Die einzelnen Abteilungen sind: eigentliches 
Ritterschaftsarchiv, Güter- Gewölbe“, Matrikel-Kommission, Kirchen- 
archiv und Justizarchiv. Am wichtigsten ist der Beschluß der Ritter- 
schaft, für Esthland eine Parallele herausgeben zu lassen zu den ,, Liv- 
landischen Güter-Urkunden“ (Riga 1908; siehe die Be- 
sprechung in dieser Zeitschrift II, 426 ff... Das esthländische Archiv 
enthält jetzt 86 einzelne „‚Brief-Laden‘“, am wichtigsten davon das Fidei- 
Kommiß-Archiv Kuckers, das Baron Toll eingeliefert hat. Auf diese 
Weise werden nach und nach die Gutsarchive im Ritterschaftsarchiv 
deponiert und vor einer Vernichtung gesichert, wie sie in der Revolution 
von 1905 verschiedene unersetzliche Gutsarchive betroffen hat. Auf 
Antrag der Archivkommission hat der esthländische Landtag im Juni 
4912 den Ritterschaftsarchivar mit der Herausgabe ,, Esthlandischer 
Güter-Urkunden aus der Ordenszeit (bis 1561)“ be- 
auftragt und dazu jährlich 400 Rbl. bewilligt. Damit hat Esthland eine 
ungemein wichtige Aufgabe in Angriff genommen, die für Livland in dem 
genannten Werke mustergültig schon gelöst ist. Es werden alle Urkunden 
bis 1627 registriert, die Edition soll aber nur bis 1561, dem Ende der 
Ordensherrschaft in Esthland, reichen. Da in dieser Zeit das Bistum 
Oesel-Wieck eine politische Einheit war, ist es in den livländischen Güter- 
Urkunden unberücksichtigt geblieben. Wenn die Wieck in der esthländi- 
schen Edition berücksichtigt werden sollte, musste daher Oesel hier 
einbezogen werden. Ein diesbezüglicher Antrag der esthländischen 
Ritterschaft an das Oeselsche Landratskollegium wird dem nächsten 
Landtage von Oesel vorgelegt werden. 

Die Bibliothek der esthländischen Ritterschaft ist außer- 
ordentlich erweitert worden, indem die Gräfin Sofle Rüdiger, geborene 
von Krusenstern, den Nachlaß, die Bibliothek und die Bildersammlung, 
ihres Großvaters, des bekannten Weltumseglers Adam Johann von Kru- 
senstern, schenkte Dies Geschenk umfaßt ca. 5000 Bände. 

Das esthlandische Justiz-Archiv, das aufgehoben werden 
sollte, hat seine selbständige Stellung wiedererhalten und wird von seinem 
bisherigen Verwalter, Baron Paul Ungern-Sternberg, weitergeleitet. 

Außerdem hat die Ritterschaft ein neues Amt, das eines ritter- 
schaftlichen Genealogen geschaffen. Es wurde Baron Georg 
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Wrangell übertragen, der in die Matrikel-Kommission der Ritterschaft 
eintrat und deren Geschäfte übernahm. Die Zahl der seit Errichtung der 
esthländischen Adels-Matrikel, seit Mitte des 18. Jahrhunderts, in die 
Matrikel aufgenommenen Familien beträgt fast 300, die Zahl der Familien, 
deren Geschlechtsregister zu besitzen und fortzuführen von praktischer 
Bedeutung ist, 135. Die Matrikel-Kommission dient verlaufig nur rein 
praktischen Zwecken als genealogische Abteilung der Ritterschafts- 
kanzlei. Wissenschaftlich genealogische Ziele zu verfolgen, war aus 
Mangel an Mitteln und Hilfskräften noch nicht möglich. O. H. 


Die Gräflich Krasińskische Majoratsbibliothek in 
Warschau, deren Grundstock die Bücherei des Thomas Czapski, 
Starosten von Knyszyn bildet, erhielt jetzt ein eigenes Gebäude. Sie 
zählt außer Druckwerken an 7000 meist historische Handschriften und 
700 Urkunden. J. P. 


Die Gesellschaft zum Schutze der Kunstdenkmäler in 
Warschau hat auf dem dortigen altstädtischen Markt ein altertüm- 
liches Haus mit einem Aufwande von 83 000 Rubel erworben, um ihre 
Sammlungen unterzubringen. Sie bemüht sich im übrigen um die Er- 
haltung alter Mauerreste, Kirchen und Profanbauten. J. P. 


Das Zentralarchiv in Kiev, die Sammelstelle fir die 
Grod- und Landgerichtsakten aus den Wojewodschaften Podolien, Wol- 
hynien und Kiev zählte zu Anfang 1913 5912 Aktenbücher (Kopiare), 
356 038 Einzelstücke und 121 neuformierte Bücher. Über die Bestände 
orientieren die von der Verwaltung des Archivs periodisch herausgegebenen 
Inhaltsangaben der Aktenbücher. J. P. 


Die Krakauer Abteilung des Towarzystwo Historyczne befaBte 
sich in der Sitzung vom 26. April 1913 mit der Organisation des 4. Pol- 
nischen Historikertages, der im Jahre 1915 in Lem- 
berg stattfinden soll. Aus dem im Kwartalnik Historyczny (Band 27, 
S. 449/450) mitgeteilten summarischen Bericht kann man zwischen den 
Zeilen herauslesen, daß um den ‚Platz an der Sonne‘ auf dem für 1915 
in Aussicht genommenen Historikertage zwei Parteien kämpfen. Den 
Bestand der einen machen wohl die Historiker aus, die der modernen, 
die Zeit nach den Teilungen behandelnden Geschichtschreibung einen 
ihren Sonderwünschen entsprechenden Anteil an den Verhandlungen des 
Historikertages sichern möchten. Die Vertreter der mittelalterlichen 
Geschichtschreibung scheinen die Wortführer der zweiten Gruppe zu sein. 
Diese wollen den Historikern der neuesten Geschichte zwar den einleitenden 
und den Schlußvortrag einräumen, ihnen sonst aber nur ein Drittel von 
der Zahl der Vorträge zubilligen. Wenn auch derartige Rivalitäten geeignet 
sind, dem Fernerstehenden als eine Äußerlichkeit zu erscheinen, so haben 
sie doch einen sachlich ernsten Hintergrund und es ist anzunehmen, daß 
aus einem Wettstreit der beiden Arbeitsgruppen die Wissenschaft selbst 
nur Nutzen ziehen wird. J. P. 
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Am 15. Januar 1914 feierte die Kaiserliche Offentliche Bibliothek 
in Petersburg ihr hundertjähriges Jubiläum. Die Bibliotheksverwaltung 
hat aus diesem Anlaß ein umfangreiches Werk über die Geschichte der 
Bibliothek herausgegeben. Die Bibliothek zählt ungefähr 3 Millionen 
Bände, davon die russische Abteilung rund 900 000, die slawische 
42000 und die Abteilung Rossica, die möglichst alle in fremden 
Sprachen über Rußland erscheinenden Werke umfassen soll, 230 000. 

O. H. 


Zur Vorbereitung des Internationalen Historiker- 
kongresses, der 1918 in Petersburg stattfinden soll, tagte 
Ende 1913 dort ein Komitee von 45 gelehrten Instituten, darunter die 
Akademie der Wissenschaften, die 9 Universitäten, die Eremitage, die 
archäographischen Kommissionen, die geistlichen Akademien, die archäo- 
logischen Institute und Gesellschaften, die Kaiserl. Russische Historische 
Gesellschaft, die Militär-Historische Gesellschaft, die Gesellschaft für 
Geschichte und Altertumskunde der Ostseeprovinzen, die Warschauer 
(polnische) wissenschaftliche Gesellschaft, die Akademie der Künste usw. 
Die Sitzung wurde geleitet von A. S. Lappo-Danilevskij. Als 
Mitgliedsbeitrag wurden 10 Rbl. festgesetzt. 7 Sektionen sind in Aussicht 
genommen: Theorie der Geschichtswissenschaft, Anthropologie usw., 
griechisch-römische Welt und Ferner Osten, Westeuropa, Osteuropa. 
Geschichte der geistigen Kultur, Rechts- und Wirtschaftsgeschichte 
Es sollen auf dem Kongreß die Vorträge auswärtiger Gelehrter den Vorzug 
haben und von Vorträgen russischer Gelehrter die bevorzugt werden, 
die für die Fremden Interesse haben. Der Kongreß soll stattfinden in der 
letzten Woche des August 1918. Als offizielle Sprachen 
gelten wie bisher die französische, deutsche, englische und italienische 
Sprache, doch wird für Vorträge aus der russischen Geschichte auch die 
russische Sprache zugelassen werden. 

In Heft 2 der neuen russischen historischen Zeitschrift, des ,,Nauényj 
istoriteskij žurnal“ (S. 157 ff.) bespricht N. K areév die Vorbereitungen 
dieses Kongresses. Er legt besonderen Wert darauf, daß die Franzosen, 
die in London gefehlt hätten, und die slawische Welt auf dem Kongresse 
sehr gut vertreten sein müßten, und regt die Herausgabe eines Führers 
der russischen historischen Wissenschaft für die KongreBteilnehmer an, 
der einen Überblick über die wissenschaftliche Arbeit auf dem Gebiet 
der Geschichte in Rußland geben soll. O. H. 


Konstanty Kościński zählt in einem Aufsatz, „Archiwa“ betitelt, 
der zuerst im ,,Przeglad Wielkopolski“ und dann auch selbständig (Posen 
1914) erschien, u. a. die wichtigeren polnischen Archive in Preußen auf. 
Außer dem Archiv der polnischen Fraktion in Berlin kommt hauptsäch- 
lich in Betracht das des ,,Towarzystwo przyjacioł Nauk‘. in Posen, das 
einige hundert Handschriften und Urkunden und eine bedeutende Samm- 
lung von Briefen besitzt. Auch das Fürstl. Sulkowskische Archiv aus 
Reisen ist dorthin gelangt. Größere Privatarchive sind außer der Familie 
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Radolin (die 1914 ein Inventar ihres Archivs hat drucken lassen) noch 
im Besitz der Familien Zoltowski, Moszczenski, Chlapowski, Skörzewski, 
Hulewicz, Dziembowski und Szuman in Posen, der Grafen Sierakowski 
auf Waplewo, Komierowski auf Komierowo und Szaniecki auf Nawra in 
Westpreußen. In letzterem findet sich viel aus der herzogl. warschau- 
ischen Zeit. Ferner gibt KoScinski an, daß Zygmunt Czarnecki auf Rusko 
(Kr. Jarotschin) eine Vasallen-Tabelle des Posener Kammerdepartements 
vom Jahre 1804 besitzt und der Konditor Ueberle in Wreschen ein Zivil- 
standsregister aus der herzogl. warschauischen Zeit. E. Z. 


In den Denkschriften der Kaiserlichen Akademie der Wissenschaften 
in Wien, philosophisch-historische Klasse, Band 56, setzt Konstantin 
Jireéek seine serbischen Studien fort über: Staat und Gesellschaft 
im mittelalterlichen Serbien, Studien zur Kulturgeschichte des 13. bis 
15. Jahrhunderts, II. Teil. Ein dritter wird folgen. Die beiden ersten 
Teile sind besprochen von Jagit, Archiv für slawische Philologie 35, 
252 fl. O. H. 


In der Krakauer Kommission zur Erforschung der Kunstgeschichte 
in der Sitzung vom 29. April 1913 sprach Prof. Dr. Graf Jerzy Mycielski 
über das 1624 von P. P. Rubens gemalte Porträt Wladys- 
laws IV. von Polen. Dieser hielt sich damals in Flandern und in 
Brüssel auf. Bereits einige Jahre vorher war die Kreuzesabnahme 
von Rubens für die Kollegiatkirche zum h. Nikolaus in Kalisch er- 
worben worden, wo sie sich noch heute befindet. Das der Blütezeit der 
künstlerischen Tätigkeit des Meisters angehörende Porträt Wladyslaws IV. 
gelangte erst vor kurzem aus dem Besitz einer englischen Aristokraten- 
familie in den Besitz des Pariser Bilderhändlers Scotti. J. P. 


In der Sitzung der Kommission zur Erforschung der Kunstgeschichte 
(Krakau) vom 27. Mai 1913 gab Tadeusz Szydtowski einen Über- 
blick über die bisherigen Forschungen über Veit Stoss und im be- 
sonderen über dessen Nationalität und die Herkunft der in Krakau ent- 
falteten Kunstübung. l J. P. 


Die reichhaltige Bibliothek der polnischen Schule 
in Paris, entstanden aus Zuwendungen von Gorecki, Lelewel, E. Janusz- 
kiewicz, Emilia Szczaniecka, Turgenev u. a., wurde 1874 nach Kurnik 
(Prov. Posen) gebracht, wo sie nach der Nachricht des Kwartalnik Histo- 
ryczny (1913, S. 446) ganz unzugänglich lagert. J. P. 


Zum Kustos der Sammlungen des polnischen National- 
museums in Rapperswill (Schweiz) ist der Bildhauer Kon- 
stanty Žmigrodzki aus Witebsk ernannt worden. J. P. 


Die Öffentliche Bibliothek in Warschau (Towa- 
rzystwo Biblioteki Publicznej) hat 20 000 Rubel, ebenso die Bibliotheken 
von Kalisch und Kielce je 10 000 Rubel durch Legat des Journa- 
listen Adam Wiślicki erhalten. J. P. 
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Schirrens; inwieweit sie zur Veröffentlichung fähig hinterlassen 
ist, ist noch nicht bekannt. Seine Bibliothek fällt der kur- 
ländischen Ritterschaft zu. O. H. 


b) Organisation der Forschung. 


Das Esthländische Ritterschaftsarchiv. 


Der Bericht über das esthländische Ritterschaftsarchiv für 1911 
bis 15 aus der Feder von P. Baron Osten-Sacken läßt eine sehr 
lebhafte Tätigkeit in .diesem Archiv erkennen. Die Ordnungsarbeiten 
schreiten energisch fort. Die einzelnen Abteilungen sind: eigentliches 
Ritterschaftsarchiv, Güter-,‚Gewölbe‘“‘, Matrikel-Kommission, Kirchen- 
archiv und Justizarchiv. Am wichtigsten ist der Beschluß der Ritter- 
schaft, für Esthland eine Parallele herausgeben zu lassen zu den „Liv- 
ländischen Güter-Urkunden“ (Riga 1908; siehe die Be- 
sprechung in dieser Zeitschrift II, 426 fl... Das esthländische Archiv 
enthält jetzt 86 einzelne „Brief-Laden‘“, am wichtigsten davon das Fidei- 
Kommiß-Archiv Kuckers, das Baron Toll eingeliefert hat. Auf diese 
Weise werden nach und nach die Gutsarchive im Ritterschaftsarchiv 
deponiert und vor einer Vernichtung gesichert, wie sie in der Revolution 
von 1905 verschiedene unersetzliche Gutsarchive betroffen hat. Auf 
Antrag der Archivkommission hat der esthländische Landtag im Juni 
1912 den Rıtterschaftsarchivar mit der Herausgabe ,, Esthlandischer 
Güter-Urkunden aus der Ordenszeit (bis 1561)“ be- 
auftragt und dazu jährlich 400 Rbl. bewilligt. Damit hat Esthland eine 
ungemein wichtige Aufgabe in Angriff genommen, die für Livland in dem 
genannten Werke mustergültig schon gelöst ist. Es werden alle Urkunden 
bis 1627 registriert, die Edition soll aber nur bis 1561, dem Ende der 
Ordensherrschaft in Esthland, reichen. Da in dieser Zeit das Bistum 
Oesel-Wieck eine politische Einheit war, ist es in den livländischen Güter- 
Urkunden unberücksichtigt geblieben. Wenn die Wieck in der esthländi- 
schen Edition berücksichtigt werden sollte, musste daher Oesel hier 
einbezogen werden. Ein diesbezüglicher Antrag der esthländischen 
Ritterschaft an das Oeselsche Landratskollegium wird dem nächsten 
Landtage von Oesel vorgelegt werden. 

Die Bibliothek der esthländischen Ritterschaft ist außer- 
ordentlich erweitert worden, indem die Gräfin Sofie Rüdiger, geborene 
von Krusenstern, den Nachlaß, die Bibliothek und die Bildersammlung, 
ihres GroBvaters, des bekannten Weltumseglers Adam Johann von Kru- 
senstern, schenkte. Dies Geschenk umfaßt ca. 5000 Bände. 

Das esthlandische Justiz- Archiv, das aufgehoben werden 
sollte, hat seine selbständige Stellung wiedererhalten und wird von seinem 
bisherigen Verwalter, Baron Paul Ungern-Sternberg, weitergeleitet. 

Außerdem hat die Ritterschaft ein neues Amt, das eines ritter- 
schaftlichen Genealogen geschaffen. Es wurde Baron Georg 
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Wrangell übertragen, der in die Matrikel-Kommission der Ritterschaft 
eintrat und deren Geschäfte übernahm. Die Zahl der seit Errichtung der 
esthländischen Adels-Matrikel, seit Mitte des 18. Jahrhunderts, in die 
Matrikel aufgenommenen Familien beträgt fast 300, die Zahl der Familien, 
deren Geschlechtsregister zu besitzen und fortzuführen von praktischer 
Bedeutung ist, 135. Die Matrikel-Kommission dient verläufig nur rein 
praktischen Zwecken als genealogische Abteilung der Ritterschafts- 
kanzlei. Wissenschaftlich genealogische Ziele zu verfolgen, war aus 
Mangel an Mitteln und Hilfskräften noch nicht möglich. O. H. 


Die Gräflich Krasińskische Majoratsbibliothek in 
Warschau, deren Grundstock die Bücherei des Thomas Czapski, 
Starosten von Knyszyn bildet, erhielt jetzt ein eigenes Gebäude. Sie 
zählt außer Druckwerken an 7000 meist historische Handschriften und 
700 Urkunden. J. P. 


Die Gesellschaft zum Schutze der Kunstdenkmäler in 
Warschau hat auf dem dortigen altstädtischen Markt ein altertüm- 
liches Haus mit einem Aufwande von 83 000 Rubel erworben, um ihre 
Sammlungen unterzubringen. Sie bemüht sich im übrigen um die Er- 
haltung alter Mauerreste, Kirchen und Profanbauten. J. P. 


Das Zentralarchiv in Kiev, die Sammelstelle für die 
Grod- und Landgerichtsakten aus den Wojewodschaften Podolien, Wol- 
hynien und Kiev zählte zu Anfang 1913 5912 Aktenbücher (Kopiare), 
356 038 Einzelstücke und 121 neuformierte Bücher. Uber die Bestände 
orientieren die von der Verwaltung des Archivs periodisch herausgegebenen 
Inhaltsangaben der Aktenbücher. J. P. 


Die Krakauer Abteilung des Towarzystwo Historyczne befaßte 
sich in der Sitzung vom 26. April 1913 mit der Organisation des 4. Pol- 
nischen Historikertages, der im Jahre 1915 in Lem- 
berg stattfinden soll. Aus dem im Kwartalnik Historyczny (Band 27, 
S. 449/450) mitgeteilten summarischen Bericht kann man zwischen den 
Zeilen herauslesen, daß um den „Platz an der Sonne“ auf dem für 1915 
in Aussicht genommenen Historikertage zwei Parteien kämpfen. Den 
Bestand der einen machen wohl die Historiker aus, die der modernen, 
die Zeit nach den Teilungen behandelnden Geschichtschreibung einen 
ihren Sonderwünschen entsprechenden Anteil an den Verhandlungen des 
Historikertages sichern möchten. Die Vertreter der mittelalterlichen 
Geschichtschreibung scheinen die Wortführer der zweiten Gruppe zu sein. 
Diese wollen den Historikern der neuesten Geschichte zwar den einleitenden 
und den Schlußvortrag einräumen, ihnen sonst aber nur ein Drittel von 
der Zahl der Vorträge zubilligen. Wenn auch derartige Rivalitäten geeignet 
sind, dem Fernerstehenden als eine Äußerlichkeit zu erscheinen, so haben 
sie doch einen sachlich ernsten Hintergrund und es ist anzunehmen, daß 
aus einem Wettstreit der beiden Arbeitsgruppen die Wissenschaft selbst 
nur Nutzen ziehen wird. J. P. 
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c) Notizen. 


Die „Baltische Monatsschrift“, die häufig auch 
wertvolle historische Aufsätze brachte, ist jetzt mit der sehr viel jüngeren 
„Deutschen Monatsschrift für Rußland“ vereinigt 
worden. Der Mangel an dafür geeigneten deutschen Kräften hat es unmög- 
lich gemacht, beide Zeitschriften nebeneinander zu erhalten, so daß ver- 
sucht wird, das Fortbestehen der Baltischen Monatsschrift in dieser Weise 
zu ermöglichen. Die beiden Zeitschriften führen jetzt den Titel: Deutsche 
Monatsschrift für Rußland, der Baltischen Monatsschrift 56. Jahrgang, 
herausgegeben von Alexander Eggers. (Verlag von G. Löffler in Riga.) 
Der historische Inhalt wird wie bisher in dieser Zeitschrift weiter verfolgt 
werden. O. H. 


Der Verlag Mir in Moskau gibt mit Unterstützung der ,,Gesell- 
schaft für wissenschaftliche jüdische Editionen“ eine Geschichte 
des jüdischen Volkes heraus in 15 Bänden, von denen die 
letzten 5 die Geschichte der Juden in Rußland behandeln werden, ein- 
schließlich der zu Rußland gekommenen Teile von Polen und Litauen. 
Das Werk erscheint mit Illustrationen. Der erste Band behandelt Polen 
und Litauen, der zweite führt die Geschichte bis 1831, der dritte bis zu den 
fünfziger Jahren, der vierte bis in die siebziger Jahre, der letzte bis zur 
Gegenwart. Unter den Mitarbeitern heben wir hervor Balaban (Lem- 
berg), Bloch (Posen), Wischnitzer (Petersburg), J. Hessen, 
S. Günzburg und A. Gurland (Petersburg), Kutrzeba (Krakau) 
und Lozinski (Petersburg). O. H. 


Die rumänische Akademie gibt seit 1. Oktober 1912 
ein „Bulletin de la Section historique“, das viertel- 
jährlich erscheint, unter der Redaktion von M. Jorga heraus. Jorga 
bestreitet auch den größten Teil des wissenschaftlichen Inhalts. Um 
von diesem eine Vorstellung zu geben, nennen wir die Arbeiten in den 
drei ersten Heften: I. Jorga, L’importance de la région entre le Pruth 
et le Dniester pour l’histoire des Roumains et le folkloreroumain. Soutzo, 
Michel C., L’unité pondérale de la ville de Périnthe. Jorga, Plainte 
de Ioan Sandu Sturza, Prince de Moldavie (1822—8), contre les sujets 
étrangers dans sa Principauté. Dragomir, Silviu, Contribution 
aux relations de l’église roumaine avec la Russie au XVII® siécle. Résumé 
par N. I. Jorga, N., Boyars et razesi de Bucovine et de Bessarabie 
dans les premiers temps aprés l’annexion. — II. Jorga, N., Quelques 
informations nouvelles concernant Phistoire des Roumains. Jorga, N, 
Notes d’un historien relatives aux événements des Balcans. Jorga, N, 
Deux plaintes de l’évéques de Râmnic Galaction (1821). Jorga, N. 
Quelques nouveaux vers du poète Ienachita Vacarescu. Jorga, N. 
Le prince Barbu Stirbei, comme éducateur. — III. Jorga, N., L’,,Epi- 
trachile““ d’Alexandre-le-Bon: premier portrait d’un prince moldave. 
Jorga, N., L’Ukraine moldave. Jorga, N., Les conditions de 
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politique générale dans lesquelles furent fondées les Eglises roumains 
aux XIV—XV. siècles. O. H. 
Von V. Jagič, Entstehungsgeschichte der kirchenslawischen 
Sprache, ist eine neue berichtigte und erweiterte Ausgabe erschienen 
(Berlin 1913, XII und 540 Seiten). Die ersten 52 Kapitel sind in der 
Hauptsache eine Wiederholung der Darstellung in der ersten Ausgabe, 
die in den Schriften der Wiener Kaiserlichen Akademie der Wissenschaften, 
philosophisch-historische Klasse, Band 47, 1900, erschienen war. Der 
zweite Teil der Schrift, von S. 284 bis 479, die lexikalische Charakteristik 
des Kirchenslawischen in seiner ältesten Entwicklung, ist dagegen um- 
gearbeitet und nimmt jetzt fast die Hälfte des Gesamtumfanges ein. 
O. H. 


Jakob Tengström als Neolog. 


Einen Beitrag zur Beleuchtung der theologischen Richtung, welche 
im 18. Jahrh. gegen die Orthodoxie feindlich auftrat und als Neologie 
bezeichnet wurde, gibt Gabriel Nikander: „Tengström säsom 
akademisk lörore och biskop intill 1808“ (Ak. Diss. Helsingfors 1813, 
192 S.). Tengström übte als Professor der Theologie an der Universität 
Abo (1790—1803) und als Bischof in Abo, zuletzt Erzbischof von Finn- 
land (1803—1832) einen bedeutenden Einfluß auf die theologische Denk- 
weise aus. Verf., der seine handschriftlich bewahrten Vorlesungen und 
Predigten durchforschte, zählt ihn zu den Neologen; er war jedenfalls 
mehr moderat gesinnt und mehr bekenntnistreu als die schwedischen 
Theologen J. A. Lindblom und N. P. Ödmann, mit welchen er Beziehungen 
‘hatte. Er stand den Deutschen Ernesti und Semler sehr nahe. Bei der 
Revision des kirchlichen Gebetbuches und Kirchenhandbuchs wirkte er 
im Domkapitel von Abo für in neologischer Richtung gehende Reformen. 
Auch als Mitarbeiter in Zeitschriften verfolgte er gleiche Ziele. Verf. be- 
spricht auch die Wirksamkeit Tengströms als Begründers des theologi- 
schen und pädagogischen Seminars an der Universität Abo, deren Pro- 
kanzler er war. M. G. S. 


Gustav Filip Creutz als Dichter und Staatsmann. 


Arvid Hultin schildert das Leben und die Wirksamkeit des in 
Finnland geborenen Dichters und Diplomaten Grafen G. F. Creutz (1731 
bis 85) in einer biographischen Darstellung nebst seinen Schriften (,,Gustaf 
Filip Creutz, Hans levnad och vittratkrifter“; Skr. utg. Sv. Litt. Finl. 
CXI + 383 + 117 S.). Creutz war als Dichter gar nicht produktiv, aber 
seine Idylle ,,Atis und Camilla“ wurde mit Entzücken aufgenommen 
und bewahrt noch immer durch Anmut der Form und Eleganz der Diktion 
einen hervorragenden Platz in der schwedischen Literatur. Als junger 
Mann war er Mitglied des Kreises, der sich um Frau Nordenflycht in 
Stockholm sammelte, was auf seine dichterische Produktion sehr fördernd 
wirkte. Seine Gedichte gehören meistens jener Zeit an. Es glückte 
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Hultin Creutz als Verfasser einiger Schriften, deren Autorschaft zweifel- 
haft war zu identifizieren. Nachmals brach Creutz sich eine glänzende 
Bahn als Hofmann und Diplomat. 1763—66 war er schwedischer Minister 
in Madrid. Verf. gibt anziehendes aus seinen Briefen. Besonders ist ein 
Brief an Marmontel, der unter dem Titel ,,Lettre sur Espagne“ gedruckt 
wurde, merkwürdig. Creutz fand das spanische gesellschaftliche Leben 
oberflächlich. Das spanische Volk schsen ihm träge und träumerisch zu 
sein. Später war Creutz als schwedischer Minister in Paris 1766—83 
sehr tätig, die Beziehungen Gustaf III. zu dem französischen Hofe aufrecht 
zu erhalten. Als Gustaf, noch Kronprinz, 1771 Paris besuchte, wirkte er 
als Vermittler zwischen ihm und den literarischen Kreisen der französischen 
Hauptstadt. Er war Freund Marmontels, Mablys und anderer hervor- 
ragender Schriftsteller. In den Salons der Mmes Geoffrin, Boufllers, 
Egmont war er ein sehr beliebter Gast. 1783 rief ihr Gustaf IIl. nach 
Stockholm zurück, um die Stelle eines Kanzleipräsidenten, d. h. Ministers 
der auswärtigen Angelegenheiten zu übernehmen. In den diplomatischen 
Angelegenheiten war er teilweise anderer Meinung als der König. Er 
starb, ehe er die Gelegenheit gehabt hatte, sich in der neuen Stellung als 
besonders einflußreich zu betätigen. — Die beigefügten Schriften Creutz’ 
gibt Hultin, was die graphische Form betrifft, ganz so wie sie zuerst ver- 
öffentlicht wurden. M. G. 5. 
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Die polnische Judenreform unter Kaiser Alexander II. und 
Marquis Wielopolski. | 


Von 
N. M. Gelber. 


Mit dem Regierungsantritte Kaiser Alexanders II. schien 
sich eine Änderung in der inneren Politik Rußlands, namentlich 
in den Beziehungen zu den polnischen Untertanen, vorzube- 
reiten. Schon die ersten Maßnahmen des Kaisers in Polen, 
wie die Errichtung der Akademie für Medizin und die Milderung 
der Zensurvorschriften, wiesen auf eine veränderte Orientierung 
der Staatsleitung hin. Der Wunsch Alexanders ging dahin, 
mit der Durchführung der für zeitgemäß erachteten Reformen 
einen Polen zu betrauen, um auf diesem Wege das Vertrauen 
breiterer Schichten des polnischen Volkes zu gewinnen. Als 
der hierzu geeignete Mann erschien dem russischen Kaiser der 
Marquis Wielopolski. Dieser war während des Aufstandes von 
1830/1831 mit einer polnischen diplomatischen Mission nach 
London beauftragt. Doch verschwand er bald nach der Nieder- 
lage des Aufstandes von der politischen Bildflächeund erhielt erst 
einige Jahre später die Möglichkeit zur Rückkehr in die Heimat. 
Er widmete sich von jetzt ab der Landwirtschaft, ging aber 
in der Praxis des Landlebens nicht auf, sondern beschäf- 
tigte sich in den Mußestunden daneben gern mit wissenschaft- 
lichen Studien. Von Zeit zu Zeit erhob er auch seine Stimme 
in der Öffentlichkeit. Sie erweckte jedoch nur Unwillen bei 
seinen Standesgenossen. So geschah es beispielsweise aus 
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Anlaß seines Prozesses um die Erbschaft Swidzinskis!). Als 
darauf die neue Ära mit Alexander Il. anbrach, war Wielopolski 
bereits ein in politischen und Lebenserfahrungen gereifter Mann. 

Er war durchdrungen von der Überzeugung, daß friedliche 
und legale Wege eine freiere und gesündere Entwicklung garan- 
tieren als revolutionäre Bestrebungen. Daher sein Verzicht 
auf die Idee einer Wiederherstellung des polnischen Reiches. 
Von der russischen Regierung gefördert und auf sie gestützt, 
können die Polen — dies war seine Auffassung — einer ruhigen 
und gesicherten Zukunft entgegengehen. Diese Gedanken hatte 
er schon in seinem Briefe an Metternich, anläßlich der galiz- 
schen Bauernunruhen im Jahre 1846 angedeutet. Er lebte 
in der festen Überzeugung, daß die historischen Differenzen 
zwischen Russen und Polen endlich schwinden und beide 
slavischen Völker zu einer Verständigung gelangen würden. 
Ja, er träumte selbst von einer geschlossenen Einheit dieser 
Slaven, als dem in weiter Ferne liegenden politischen Ideal- 
bilde 2). Als Alexander II. bei seinem Regierungsantritte die 
‚Bewilligung zur Gründung des landwirtschaftlichen Vereins 
(towarzystwo rolnicze) erteilte, versuchte Wielopolski, in diesem 
Sinne politisch zu wirken. Doch erlebte er bald eine bittere 
Täuschung. Der Adel stand zu ihm in einem viel zu scharfen 
Gegensatz, um ihn an die Spitze dieser Institution, die die wirt- 
schaftliche Hebung Polens zum Zweck hatte, zu stellen. Er 
fand in der Person des Grafen Andreas Zamojski einen Neben- 
buhler, vor dem er weichen mußte. Dazu kam noch der Um- 
stand, daß die Richtlinien seiner russophilen Politik dem Adel 
durchaus unsympathisch waren. Von dieser agrarischen Gruppe 
zurückgewiesen, zog er sich vom öffentlichen Leben zurück. 
Es erstarb aber in ihm nicht die Hoffnung, daß noch der ge- 
eignete Augenblick kommen und ihn auf den politischen Schau- 
platz bringen werde. Seine Hoffnungen sollten auch tatsächlich 
in Erfüllung gehen. 

Es war von Nachteil, daß Alexander II. die geplanten 
Reformen nicht sofort in Angriff nahm. Denn das Zögern und 


1) Lisicki, Hrabia Wielopolski Bd. I, Kap. 4. 
2) Margrabia Wielopolski i reformy rzadu rossyjskiego w Krölestwie 
Polskiem. Posen 1863. S. 10. 
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Schwanken begünstigte den Ausbruch von aufrührerischen Un- 
ruhen und nahm der großen Volksmasse die Hoffnung auf eine 
Besserung ihrer Lage. In ihren Erwartungen getäuscht, be- 
gann die Menge gegen die russische Regierung zu demon- 
strieren, und der Gedanke an eine alle Schichten umfassende 
Volkserhebung gewann an Boden. Es folgten die Ver- 
brüderungsakte mit den Bauern, Juden, Litauern und Ru- 
thenen. Warschau hatte damit den Anfang gemacht, aber bald 
folgten dem gegebenen Beispiel die übrigen Städte des Landes. 
Es kam bereits zu blutigen Zusammenstößen mit dem Militär. 
Der damalige Statthalter Gor&akov und die Behörden kamen 
in eine schwierige Lage und wußten kein Mittel zur Abhilfe. 
Die roten Revolutionsparteien veranstalteten Straßenaufzüge, 
verbreiteten Aufrufe, in denen zu lesen war, daß eben jetzt der 
geeignete Augenblick zur Erlangung der Freiheit gekommen sei. 
Die Vorgänge vom 25. Februar bis zum 8. April (1861) hatten 
aber Wielopolski zu einem energischen Eingreifen gezwungen. 
Er bot der russischen Regierung seine Mitwirkung zur Unter- 
drückung der Unruhen sowie zur Realisierung der Reformen an 
und richtete an den Kaiser eine Adresse, in der er seine Reform- 
pläne darlegte. Zwar hatten auch Zamojski und der landwirt- 
schaftliche Verein das gleiche getan, aber während Wielopolski 
in seiner Adresse das Bedauern über den letzten Aufstand aus- 
drückte und auf einen guten Teil des konstitutionellen Ver- 
fassungslebens verzichtete, folgte ihm Zamojski hierin nicht. 
Diese Gegensätze bestimmten Wielopolski, selbständig zu han- 
deln. Die Regierung war schon geneigt, Zamojskis Programm 
anzunehmen und ihm die Durchführung der Reformen anzu- 
vertrauen. Ja, es war sogar bestimmt worden, Zamojski zum 
Vizepräsidenten des Staatsrats (Rada Stanu) zu ernennen 
sowie ihm einige Mitglieder des landwirtschaftlichen Vereins 
beizugeben '). Während dieser Verhandlungen erschien Wielo- 
polksi mit seinem Programm in Warschau und erlangte, daß es 
angenommen wurde. Jetzt betrachtete sich Wielopolski als 
den Herrn der Situation. Er wollte schon mit seiner Adresse 
nach Petersburg fahren, aber infolge der Ereignisse vom 27. Fe- 


!) Sprawa polska. Leipzig 1862. S. 35. 
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bruar war er genötigt, nach seinem Landgut Chrobrze zurick- 
zukehren. Er tat dies in der Erwartung, daß die Regierung ihn 
noch rufen werde. 

In der Tat wurde er kurz darauf von der Petersburger 
Regierung mit der Leitung der Kommission (Ministerium) für 
Kultus und Unterricht betraut. In deren Geschäftsbereich 
gehörte auch ein großer Teil der geplanten Reformen. 

Skizzieren wir nun kurz die von Wielopolski vorgeschlage- 
. nen Reformen. In seinem Projekte zur Adresse vom 11. Fe- 
bruar 1861 sind die Grundlinien des Reformplanes deutlich 
niedergelegt !). Er verlangt zwar im allgemeinen die Wieder- 
herstellung der Verfassung vom Jahre 1815, aber doch in einem 
beschränkten Umfange, da sie durch das „organische Statut“ 
vom 14./26. Februar 1832 von Nikolaus I. aufgehoben sei; 
außerdem hält er für dringend sofortige Maßnahmen auf den 
Gebieten der Bauernfrage, des Schulwesens, der Preßfreiheit 
und der Judenfrage. Wielopolskis Verhältnis zur Judenfrage 
soll uns hier ausschließlich beschäftigen. 

Wielopolski, der mit klarem Blick die Lage des Landes über- 
sah, betrachtete die Judenfrage als ein bedeutsames Problem 
seiner Reformtätigkeit. Er unternahm es, die Aufgabe, die seit 
dem Ende des XVIII. Jahrhunderts die Gemüter beschäftigte, 
endlich einmal zur endgültigen Lösung zu bringen. Er hatte 
während der letzten Vorfälle feststellen können, auf welche Weise 
die Aufständischen die Juden für ihre Ziele zu gewinnen suchten. 
In den verschiedensten Aufrufen wurde die Bevölkerung auf- 
gefordert, sich mit den Juden zu verbrüdern, denn diese hätten 
trotz ihres abweichenden Glaubens polnische Gefühle betätigt. 
Die Juden und die Polen sollen in Eintracht, Brüderlichkeit 
und in gemeinsamer Sorge an dem Glück und der Unabhängig- 
keit des Vaterlandes mitarbeiten 2). In einem Aufruf heißt es: 
„Wir alle sind Kinder eines Landes, wir sind Brüder, wir alle 
sind Polen ?).‘ Diese Aufrufe hatten auch in Warschau einigen 
Erfolg. Die Juden nahmen an den Demonstrationen teil, 


1) Abgedruckt bei Lisicki l. c., Dokumente Bd. II, S. 30. 

2) Postanie do wszystkich Polakéw na ziemi polskiej, abgedr. bei 
A. Giller, Manifestacye Warszawy. Stanislau 1908, S. 80. 

3) Giller l. c. S. 78. 
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allerdings nur ihre oberen Schichten und ihre leitenden Per- 
sönlichkeiten. Sie besuchten die Kirchen und sangen in 
ihren Synagogen polnische Nationallieder 1). Das Ideal eines 
Butrymowicz, Czacki, Malczewski, Ostrowski und Lelewel 
schien in diesen Tagen sich ganz mühelos zu verwirklichen. Alle 
polnischen Parteien von den Anhängern des „roten“ Flügels 
unter Jurgens Führung bis zu den Gemäßigten hatten die Forde- 
‘rung der endgültigen Gleichberechtigung der Juden in ihr Pro- 
gramm aufgenommen. Aber der einflußreiche landwirtschaft- 
liche Verein mit Graf Andreas Zamojski an der Spitze vermied 
es, genau so wie auch in der Bauernfrage, seinen Standpunkt 
in der Judenfrage klar kundzutun. Indes wenn auch diese 
Gruppe es programmatisch nicht tat, so ging doch ihr Ver- 
hältnis zu den Juden aus ihren praktischen Maßnahmen selbst 
klar hervor, die genau erkennen lassen, daß sie den Juden gegen- 
über feindselig gestimmt war. Wollte doch Zamojski ein Auf- 
blühen des polnischen Wirtschaftslebens durch die Vernichtung 
der wirtschaftlichen Stellung der Juden erreichen. Er gründete 
die „Kółka rolnicze‘‘ (landwirtschaftliche Vereine), die zur 
Aufgabe hatten, den jüdischen Kleinhändler und Krämer von 
dem platten Lande zu verdrängen. Noch deutlicher zeigte sich 
die judenfeindliche Gesinnung des Agrarvereins bei folgendem 
Anlaß. Eine Gruppe von Warschauer Juden wollte im Jahre 
1860 einen Verein „Towarzystwo dla zachęty Zydöw“‘ gründen 
und richtete an den landwirtschaftlichen Verein ein Memoran- 
dum, in dem sie als Ziel der neuen Gründung die gänzliche Ein- 
verleibung der Juden in die (polnische) Volksmasse hinstellte; 
mit Ausnahme der Religion sollte es keinen Unterschied mehr 
zwischen beiden Volksteilen geben. ‚Als Mittel zur Erlangung 
dieses Zieles — heißt es in dem Memorandum — betrachten wir 
die Abschaffung jener Merkmale, die diese Klasse (die Juden) 
in Hinsicht der Sitten, Trachten, Sprache und Beschäftigung 
von den übrigen Bewohnern unterscheiden, Anregung zum 
Ackerbau, Handwerk, Kunst und Wissenschaft‘ 2). In seiner 


1) Darüber unser Aufsatz über „Dob Beer Meisels‘ in „Ost u. West“ 
(Berlin), Jg. 1913, H. 5, 6 u. 7. 

2) „Towarzystwo dla zachęty Zydów“ in „Przegląd rzeczy polskich“ 
(Paris), Juli 1860. S. 3 u. 5. 
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Entgegnung erklärte im Namen des Vereins dessen Sekretär 
Grabienski, die Regierung werde in dieser Angelegenheit ein 
Projekt vorlegen, das sich aber nicht gegen die Interessen des 
Landes richten werde. Mit einem Worte, der landwirtschaft- 
liche Verein und mit ihm Zamojski hatte sich mit diesem Pro- 
blem ungern beschäftigt. Der landwirtschaftliche Verein machte 
es sich zur Aufgabe, den Handel in Polen unter Nichtbeachtung 
der jüdischen Interessen selbst zu regeln. Zu diesem Zwecke 
gründete er Kommissions- und Handelshäuser für den Handels- 
verkehr mit dem Auslande. Durch eine solche Maßnahme 
wurden die Großhändler, die ja überwiegend Juden waren, ge- 
schädigt. Der Agrarverein begann ferner durch Gründung 
von Geschäftshäusern mit dem jüdischen Kleinhandel zu kon- 
kurrieren, um ihm den Todesstoß zu versetzen. Er wollte so 
auf seine Weise den Handel läutern !). 

Mit allen diesen Bestrebungen und Verhältnissen hatte 
sich Wielopolski vor dem Ausarbeiten seiner Adresse vertraut 
gemacht und eingesehen, daß er seine Auffassung über die 
Judenfrage klar zum Ausdruck bringen müsse. Er erklärt: 
„Contrairement à la tolérance et a légalite garanties par la loi 
fondamentale ainsi qu’à l'esprit de la loi civile, les Juifs con- 
tinuent a être l’objet d’une legislation exceptionelle; des regle- 
ments fiscaux et administratifs leur interdisent certaines trans- 
actions et l'exercice de certaines industries, ce qui entrave 
la fusion de leurs interêts avec ceux d’un pays, qui est dépuis 
des siècles leur patrie“ 2). 

In so kurzen, aber prägnanten Worten charakterisierte 
Wielopolski die Rechtsunsicherheit der Juden. Er entwarf 
zwar keinen detaillierten Plan, wie ihrer schlechten Lage abzu- 
helfen sei, aber er ließ durchblicken, daß er der Frage eine be- 
sondere Beachtung zuwende und sie zum Wohle der Juden 
lösen wolle. Bei der Durchführung allgemeiner Reformen war 
auch die Judenfrage nicht zu umgehen. Die Lage der Juden 
hatte sich im Laufe des Jahrhunderts gegenüber den Zu- 
ständen im XVIII. Jahrhundert nur wenig geändert. Sie 


1) Vorläufer des polnischen Aufstandes. Leipzig 1863. S. 38, und 
W. Kalinka, Werke Bd. III, Teil 1, S. 441. (Polska w r. 1860.) 
2) Lisicki 1. c. Dokumenta Bd. II, S. 37. 
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waren noch immer als Fremdlinge in der Gesellschaft ohne 
die Aussicht auf eine gehobene soziale Stellung. In politi- 
scher Hinsicht war der Jude dieser Zeit von allem bürgerlichen 
Rechte so gut wie ausgeschlossen. Trotzdem sie hohe Steuern, 
die zu großen Summen emporwuchsen, zu leisten hatten, 
wurden sie zum Staatsdienst nicht zugelassen; zwar konnten 
gediente Militärs ein kleines Amt bekleiden, doch wurden sie 
nicht in die „Klassifikation der Ämter‘‘ aufgenommen. Mit 
Ausnahme der staatlichen Ärztestellen in jüdischen Spitälern, 
Lehrerstellen in den Rabbinerschulen und der Zensurämter 
blieb der Staatsdienst den Juden verschlossen. Seit dem Jahre 
1808, in welchem der damalige Herzog von Warschau, der König 
von Sachsen, die Judenordnung eingeführt hatte, hatte sich 
ihre Stellung nicht geändert. Wohl versprach man ihnen immer 
die Gleichberechtigung unter der Bedingung, daß sie sich in 
ihren Charaktereigenschaften den Landesbewohnern anpassen 
sollten. Aber nach den Worten des Königs von Sachsen waren 
sie noch nicht würdig, als gleichberechtigte Bürger zugelassen 
zu werden. Nicht viel besser erging es ihnen nach der Beseiti- 
gung des Herzogtums Warschau unter der Regierung der russi- 
schen Regenten. Kaiser Alexander I. und Nikolaus I. wollten 
den Juden keine politischen Rechte verleihen, im Gegenteil, sie 
suchten sie noch mehr zu beschränken. Zwar wurde im Jahre 
1847, als Sir Moses Montefiore bei Nikolaus I. zugunsten der 
Juden Rußlands und Polens vorgesprochen und eine Petition 
mit Reformvorschlägen überreicht hatte, vom Staatsminister 
Turkull ein ‚im Geiste der Humanität geschriebenes Memoire“ 
entworfen, das den polnischen Juden dieselben rechtlichen Be- 
dingungen schaffen sollte, in deren Besitz schon die russischen 
Juden waren. Doch war diesem Reformvorschlag ein Erfolg 
versagt. Die von Montefiore ausgearbeitete Petition wurde 
mit Turkulls Randbemerkungen durch den Minister Kisselev 
dem Kaiser überreicht. Man setzte in Warschau eine spezielle 
Kommission ein, die die Gleichstellung der polnischen Juden 
mit den russischen zum Ziele hatte. Das Petersburger Komitee 
für jüdische Angelegenheiten forderte im Jahre 1857 die 
polnische Regierung auf, Vorschläge zur Judenreform zu 
machen. Es wurde darauf eine Denkschrift über die Lage der 
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Juden ausgearbeitet, die trotz ihres maßvollen Inhalts nicht 
ausgeführt wurde. 

Nicht anders erging es den Juden in wirtschaftlicher Hin- 
sicht. Wenn auch in Warschau und in Lodz große Finanz- 
institute, Industrieunternehmungen im jüdischen Besitze waren 
und jüdische Bankiers und Industrielle, wie Kronenberg, Eisen- 
stadt, Rosen und andere, in ihren Händen große Kapitalien 
vereinigten, so konnte man noch bei weitem nicht von einer 
guten wirtschaftlichen Lage der Juden sprechen, da die große, 
mittellose Volksmasse täglich die Reihen des Proletariats ver- 
größerte. 

Diese großen Massen hatten ja schon seit dem Ende des 
XVIII. Jahrhunderts keine gesicherte wirtschaftliche Stellung. 
In ihnen war der Typus der „Luftmenschen‘‘ vertreten, die 
ebenso unstet, wie in ihrer Lebensführung, auch in ihrem Erwerb 
waren. Immer mehr vom Gewerbe und Kleinhandel verdrängt, 
waren sie zur Auswanderung nach Amerika und anderwärts 
gezwungen; die Zurückgebliebenen aber wußten nicht, wie sie 
ihr Leben fristen sollten. Dazu forderte die Regierung von ihnen 
große Steuern ein. Die Steuerlast, die die Juden zu tragen 
hatten, betrug jährlich 600 000 Rubel, außer allen sonstigen Bei- 
trägen zu den Landessteuern und den Kosten für die Erhaltung 
ihrer religiösen und Unterrichtsanstalten 1). Sie konnten keine 
Landgüter, Häuser in den Städten, in denen sie nicht wohnen 
durften, ebenso keine fertigen gemauerten Häuser in Warschau, 
keine Spiritusbrennereien, keine Schenken auf dem Lande und 
in Warschau, keine Fleischläden, keine Gasthäuser in den Land- 
straßen und keine Apotheken erwerben. Außerdem hatten sie 
in vielen Städten kein Niederlassungsrecht, in den übrigen aber 
nur unter erschwerenden Bedingungen?). Die Führer aller Par- 
teien kannten wohl die herrschenden Mißstände, aber sie ge- 
langten nicht zu einem klaren Urteil über die Mittel zur prakti- 
schen Abhilfe. Man sprach allgemein von einer Verbrüderung 


1) Beleuchtung eines min. Gutachtens über die Lage der Juden in 
Polen. Hamburg 1859, S. 132. 

2) Beleuchtung eines min. Gutachtens, S. 72; so mußten sie in 
Warschau zwecks Erlangung des Wohnrechtes im Besitz eines bestimmten 
baren Kapitals sein. 
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mit den Juden, von ihrer Gleichberechtigung fiir den Fall der 
politischen Wiederherstellung Polens. Abgesehen von der 
brüderlichen Behandlung der Juden während der Manifesta- 
tionsperiode (1860/62) konnten sie ein konkretes Programm 
nicht schaffen, weil sie selbst ohne jede Macht und politische 
Befugnisse waren. Die jüdische Intelligenz Warschaus schloß 
sich freilich der nationalen Bewegung an, zufrieden, daß sie 
jetzt ihre Assimilationsidee, das Zusammengehen mit dem 
polnischen Volke, im Augenblick des allgemeinen Manifesta- 
tionsrausches wenigstens teilweise verwirklichen konnte. Mit- 
gerissen vom Strome der Bewegung, dachten sie nicht an reale 
Forderungen. Wielopolski, der den Zusammenhang genau 
übersah, faßte den Plan, die Juden als Stützen für sein Pro- 
gramm zu gewinnen. Er wollte in Polen eine Volksschicht für 
sich gewinnen, die ihn bei der Durchführung seiner Reform- 
pläne, gegen die eventuelle Gegnerschaft des Adels oder auch 
der Radikalen, unterstützen sollte. Er hat die Judenfrage 
zu lösen gesucht, nicht, wie viele seiner Zeitgenossen an- 
nehmen !), aus Trotz gegen Zamojski, der ja judenfeindlich 
gesinnt war, sondern aus realpolitischen Gründen. Diese allein 
waren auch bei der geplanten Bauernreform allein für ihn 
maßgebend. Aus Dank für die erteilten Rechte würden sich 
diese beiden bisher unterdrückten Volksmassen — so nahm er 
an — der revolutionären Bewegung widersetzen. Er hatte, wie 
ein jüdischer Zeitgenosse es richtig beurteilt, eine günstigere 
Lage erzielen wollen: ‚Die Bauern sollten die Gutsbesitzer, die 
Juden die städtische Bevölkerung im Schach halten ?2).‘“ Sein 
Eintreten für die Gleichberechtigung der Juden erklärt sich 
überdies aus seinen nationalökonomischen Anschauungen. 
Wielopolski hielt die Juden für das einzig befähigte Element, 
das polnische Wirtschaftsleben zur Entwicklung zu bringen; 
es waren Gedanken, die schon zu Ende des XVIII. Jahrhunderts 
von vielen polnischen Staatsmännern gehegt wurden und ihn 


1) So z.B. in der Broschüre: Sprawa polska w. r. 1861 (Paris 1862); 
ebenso urteilt auch Giller in seiner früher zitierten Broschüre. 

2) Die Vorläufer des polnischen Aufstandes. Leipzig 1864. Von 
einem jungen Rabbiner in Polen; der Verfasser soll Rabb. Dr. Jastrow 
gewesen sein. 
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veranlaBten, fiir die Judenemanzipation einzutreten. Wielo- 
polski glaubte, daß die jüdischen Volksmassen bei Verbesserung 
ihrer Lage, im Zusammenhange mit dem Kapital, das in den 
Händen der Warschauer Juden angesammelt war, eine fühlbare 
Lücke in der sozialen Struktur der polnischen Gesellschaft aus- 
füllen und somit das ganze Wirtschaftsleben heben könnten. 
Sogleich bei seinem Antritt als Leiter des Ministeriums für 
Unterricht und Kultus empfing er in freundlichster Weise die 
jüdische Deputation unter der Führung des Warschauer Ober- 
rabbiners Dob Ber Meisels. Die Ansprache!), die er an diese De- 
putation richtete, enthält seine Auffassung von der Juden- 
frage. Aus seinen kurzen und klaren Worten kann man heraus- 
spüren, weshalb es ihm mit der Judenreform ernst war. Er 
bekennt, daß ihm daran gelegen wäre, die Juden zum dritten 
Stande, den die Juden früher ausmachten, durch Schaffung 
gesunder Bedingungen wieder umzubilden. Im Gegensatze zu 
den damaligen Führern der jüdischen Intelligenz, die die Juden 
absolut zu Ackerbauern erziehen wollten, um sie auf solche 
Weise fester an den polnischen Boden zu fesseln, wollte sie 
Wielopolski zwar davon nicht ganz ausschließen, aber 
ihre eigentliche wirtschaftliche Aufgabe sah er in der Ent- 
faltung ihrer produktiven Wirtschaftskräfte auf dem Gebiete 


1) In derselben heißt es unter anderem: „Ich wünsche Euch Glück 
zu allen Euren Bestrebungen, die Beschränkungen aufzuheben, dies wünsche 
ich Euch als Leiter der Kommission für Kultus, deren Grundsatz gesunde 
Toleranz ist, und als Jurist. Den Herren ist bekannt, daß ich Anhänger 
der zivilen Verfassung bin, die seit einem halben Jahrhundert unser Volk 
mit der europäischen Zivilisation verknüpft. Dem Geiste dieses Kodex 
sind alle exzeptionellen Verordnungen fremd. Fürchten Sie nicht, meine 
Herren, daß ich Euch rate, wie es viele heute machen, aufzuhören, das 
zu sein, was Ihr eigentlich seid, daß Ihr nämlich den Handel und die In- 
dustrie aufgebt und den Ackerbau betreibt. Es ist wichtig, daß Ihr 
auch Ackerbau betreibt, aber Landbauer haben wir übergenug, unserem 
Lande fehlt es an einem gesunden — dem dritten — Stande, 
dessen Keime die göttliche Vorsehung in Euch geschaffen hat, und 
die jetzt, von allen verkannt, zugrunde gehen. Bestreben wir uns 88 
meinsam, diese Keime zu erneuern und zu entwickeln. Darin liegt 
eben Eure soziale Aufgabe. Von Euch und Eurer Klugheit und 
Vorsicht wird es abhängig sein, daß sie zur Tat werden.“ (Gazeta 
polska Jg. 1861, Nr. 88 und Jutrzenka Jg. 1861.) 
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des Handels und der Industrie 1). Auf legalem Wege wollte er 
ihre Besserstellung sichern, und in leisen Andeutungen im 
letzten Satze seiner Ansprache warnt er die jüdische Bevölke- 
rung vor der Teilnahme an den Demonstrationen und macht 
die Durchführung der Emanzipation von ihrer vernünftigen 
und vorsichtigen Haltung abhängig. Es trifit daher nicht zu, 
wenn Agaton Giller meint, daß Wielopolski sich von der Absicht 
habe leiten lassen, der städtischen Delegation von Warschau, 
die zu dieser Zeit geschaffen wurde, die Judenreform zu 
entziehen. Wenn nun auch diese Delegation, in der neben 
andern Kronenberg, Jakob Natansohn, Rabbiner Meisels und 
Mathias Rosen saßen, im Namen der ganzen Bürgerschaft 
mit vielem Nachdruck die Gleichberechtigung der Juden ?) 
verlangte, so kann man daraus keinesfalls folgern, daß Wielo- 
polski die Stellung der Delegation hätte untergraben wollen. 

Von dem starken Willen geleitet, in den Juden eine kräftige 
und zuverlässige Stütze für sein politisches System zu finden, 
ging er an die Realisierung seines Programmes. Da ihm außer 
Kultus und Unterricht auch einige Zweige der inneren Ver- 
waltung unterstanden, so begann er, seine Reformpläne gleich- 
falls auf diese Gebiete auszudehnen. Zunächst sollten die 
bisherigen Wahlordnungen zu den Stadt- und Bezirksvertretun- 
gen geändert werden. Während bis jetzt die Juden von der 
Wahl zu denselben ausgeschlossen waren, hatte er, im Einklang 
mit seinen Grundsätzen, dies aufgehoben und die Juden den 
übrigen Bewohnern gleichgestellt. Seiner Bemühung gelang es, 
die Kaiserliche Verordnung vom 24. Mai (5. Juni) 1861 zu er- 
langen, durch welche die Juden zu den Wahlen zugelassen 
wurden. Das war der erste zugunsten der Juden unternommene 
Schritt in seiner kaum dreimonatigen Amtstätigkeit. Nach der 
neuen Wahlordnung konnten sie auch in die genannten Körper- 


1) Daß Wielopolski kein ausgesprochener Gegner des jüdischen 
Ackerbaues war, beweist am besten die Tatsache, daß er selbst in einem 
sciner Dörfer um ‚das Jahr 1844 Juden ansetzte (Notiz im Kwartalnik 
poświęcony badaniom przeszłości Żydów polskich Jg. 1912, H. 2, Misc. 
S. 135). 

2) Protokół Delegacyi, Handschriftim Ossolineum (Lemberg), Sign. 
51 150; auch gedruckt in Przyborowski’s Historya dwóch lat. Bd. II. 
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schaften selbst gewählt werden. In der Tat waren schon im 
nächsten Jahre (1862) unter den 615 Mitgliedern der Bezirks- 
vertretungen 26 Juden; unter den 184 Mitgliedern der Stadt- 
vertretungen zählte man 28 Juden, unter den Stellvertretern 
sogar 40 Juden !). Trotz alledem war die Zahl der jüdischen 
Vertreter im Verhältnisse zur jüdischen Einwohnerzahl (800 000 
Seelen) gering. In den Bezirksvertretungen betrug die Zahl 
der Juden !/,, ?), in den Stadtvertretungen ein Drittel, wobei 
zu berücksichtigen ist, daß in den 17 Städten die 101 974 jüdi- 
scher Einwohner nur 28, die 318 672 Seelen zählende polnische 
Bevölkerung aber 156 Delegierte wählte. Aber alles in allem 
war doch die eingetretene Änderung von großer sozialer Trag- 
weite. Denn durch diese Maßregel gab Wielopolski dem Grund- 
satze der Gleichwertigkeit und Gleichstellung der Juden mit 
den übrigen Landesbewohnern freie Bahn. Im selben Jahre 
(1861) führte er auch als Leiter des öffentlichen Unterrichts 
Reformen zugunsten der Juden durch und traf in seinem großen 
Projekte genaue Bestimmungen über die Einrichtung des 
öffentlichen Unterrichts und über die Stellung der Juden im 
Schulwesen. Zu seiner Information ließ er durch den War- 
schauer Prediger Kramsztyk eine Denkschrift *) über die bis 
dahin mangelhafte Erziehung der jüdischen Jugend ausarbeiten. 
Kramsztyk betont die Notwendigkeit jüdischer Schulgründun- 
gen, um auf der einen Seite einen modern geregelten Unter- 
richt zu vermitteln und auf der andern den Fanatismus und 
den Aberglauben, die in so starkem Maße die jüdischen Volks- 
massen beherrschten, zu bekämpfen. Er tritt für die Gründung 
speziell jüdischer Elementarschulen ein, in denen neben der 
polnischen Unterrichtssprache auch im hebräischen, den Talmud 
ausgenommen, zu unterrichten wäre. Der Schulzwang sei die 
erste Bedingung, um den Unterricht regeln zu können. Gleich- 
falls müsse für die Erziehung der Mädchen gesorgt werden. 


1) Justrzenka Jg. 1862. 

2) Hier besaßen nur Juden, die Eigentümer immobiler Güter waren, 
das aktive und passive Wahlrecht. 

3) Diese Denkschrift trägt den Titel: „Myśli o wychowaniu młodziezy 
izraelickiej‘‘ und ist in der Gesamtausgabe seiner Predigten: „Kazania“, 
in Krakau erschienen, S. 321—330 abgedruckt. 
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Doch sollen sie die allgemeinen Volksschulen besuchen, da sie 
den hebräischen Sprachunterricht entbehren können. Im übri- 
gen gibt Kramsztyk keinen genauen Lehrplan, sondern beschränkt 
sich auf die Darlegung allgemeiner Grundzüge. Wielopolski 
berief auch in den von ihm begründeten pädagogischen Rat 
den Warschauer Rabbiner Dob Ber Meisels !) als Vertreter der 
Juden, damit er ihm beim Ausarbeiten des Projektes zur Re- 
form der jüdischen Erziehung behilflich sein und mit sach- 
kundigen Angaben dienen könnte. 

Im Sinne der von Kramsztyk ausgearbeiteten Denkschrift 
hatte Wielopolski in seinem Projekt den Grundsatz aufgestellt, 
daß zwecks Heranbildung der jungen Generation die jüdischen 
Gemeinden Elementarschulen mit polnischer Unterrichts- 
sprache?) und hebräischem Sprachunterricht gründen sollten. 
Eine große Änderung führte sein Projekt in der Organisation 
der bisherigen Rabbinerschule (Szkola Rabinöw) herbei, denn 
nach Artikel 75 wird diese in eine pädagogische Bezirkslehr- 
anstalt mit fünf Klassen zur Heranbildung jüdischer Lehrer 
für die eben genannten jüdischen Elementarschulen umgewandelt. 
Im Lehrplane wurde dem hebräischen Sprachunterricht wie 
auch den talmudischen Disziplinen ein großer Spielraum ge- 
währt. Es wird auch den einzelnen jüdischen Gemeinden 
größerer Städte anheimgestellt, auf eigene Kosten ähnliche 
Lehrerseminare, mit Bewilligung der Kommission (Ministerium) 
für Unterricht, zu gründen. Es mag vielleicht auffällig erschei- 
nen, warum denn Wielopolski gerade die Rabbinerschule in ein 
Lehrerseminar umgewandelt hat. Den Grund finden wir in 
seiner Motivierung dieses Artikels. Tatsache ist es, daß aus der 
Rabbinerschule, die seit dem Jahre 1826 bestand, im Laufe 
ihrer Existenz kein einziger Rabbiner hervorging ?), sei es, daß 
die Zöglinge für diesen Beruf allzu wenig vorbereitet waren, da 
im Lehrplane die hebräischen Disziplinen allzu wenig Be- 
achtung fanden, oder daß die Bevölkerung den Zöglingen in- 
folge ihrer fortgeschrittenen Anschauungen keine Rabbiner- 


1) P. P. S. „Historya dwóch lat“ Bd. IHI, S. 25. 

2) Lisicki, Dokumenta Bd. III, S. 291 (Art. 31). 

3) Die Schule zählte während ihres Bestandes (1826—1862) 1209 
Zögli nge. 
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stellen anvertrauen wollte. Wielopolski sah ein, daß diese 
Schule keine Existenzberechtigung habe, und versuchte an 
deren Stelle eine Anstalt zu schaffen, die durch Heranziehung 
von tüchtigen Lehrkräften für die Aufklärung der jüdischen 
Volksmassen wirken und zugleich auch eine Vorbereitungs- 
schule für das Obergymnasium sein konnte. Die Schaffung 
von besonderen jüdischen Elementarschulen hielt Wielopolski 
für zweckmäßig, aber er, der Verfechter der Judenemanzipation, 
wollte damit keineswegs die Juden von dem Besuch der allge- 
meinen Volksschulen ausschließen. Ein solcher Gedanke lag 
ihm fern. So bestimmt Artikel 32 im Absatz VI ausdrücklich: 
„Den Kindern der Juden ist es nicht verboten, die allgemeinen 
“ Volksschulen gleich den Kindern der übrigen Bevölkerung des 
Königreichs Polen zu besuchen !).‘“ Wielopolski kannte die 
Stimmung der jüdischen Volksmassen und wußte, daß sie nur 
höchst ungern ihre Kinder in die allgemeinen Schulen schicken 
würden. Er wollte somit unnötige Konflikte vermeiden und 
der jüdischen Eigenart durch Gründung von besonderen Schulen 
mit hebräischem Sprachunterricht Rechnung tragen. 

In der Zeitung ,,Dziennik powszechny“, die als Regierungs- 
organ völlig unter seinem Einflusse stand, ließ Wielopolski an- 
kündigen, daß die Juden, weil sie gute Bürger seien, die Gleich- 
berechtigung erlangen würden. Er beabsichtigte demnach, die 
Juden mit der Aussicht auf ihre baldige Gleichberechtigung für 
sich zu gewinnen und von der oppositionellen Strömung fernzu- 
halten. Mit rastloser Energie arbeitete er an seinem Reform- 
projekt, das er im Juli 1861 dem Administrationsrate zur Be- 
ratung vorlegte. In großzügiger Weise gehen seine Vorschläge 
über die bestehenden Rechtsverhältnisse der Juden hinweg. 
Bezeichnend ist die Rede, die Wielopolski zur Begründung seiner 
Vorlage hielt. 

Zwei Gründe wären es, die die Emanzipation der Juden 
in Polen seit dem Jahre 1807 verhindert hätten. Die Regierung 
wäre der Meinung gewesen, daß die Juden in ihr altes Vaterland 
zurückkehren wollen und Polen nur als ihr derzeitiges Exil be- 
trachten. So seien sie als eine besondere Volksgruppe zu be- 


1) Lisicki, 1. c. Dokumenta Bd. II, S. 287. 
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trachten, die sich durch ihre Sprache, ihre Sitten und ihreTrachten 
von der Gesamtheit absondere. Als ein zweiter Grund gegen 
die Gleichberechtigung der Juden würde angeführt, daß sie 
ihre ganze Intelligenz dem Schwindel widmen und ihr ganzes 
Wirtschaftsleben danach einrichten. Wielopolski hält beide 
Anschauungen für irrtümlich. Der Glaube der Juden an ihre 
Rückkehr nach Palästina hindere sie keineswegs daran, ihre 
Pflichten als Bürger zu erfüllen. Jm Gegenteil bestärke sie 
ihre Stellung außerhalb des allgemeinen Rechts eben darin, daß 
sie in einem Lande, in dem sie nicht geduldet werden, nur als 
zeitweilige Exulanten leben könnten. Von den übrigen sozialen 
-Gruppen zurückgewiesen, betrachteten sie sich als ein besonderes 
Volk und als eine besondere Gruppe im Staate. Doch in der 
jüdischen Intelligenz lebe schon der Wille, sich mit der ein- 
heimischen Bevölkerung zu vereinigen und sich zu assimi- 
lieren. In diesem Punkte folgte Wielopolski den Anschauungen 
der polnischen Staatsmänner zu Ende des XVIII. Jahrhunderts, 
und demzufolge kam er zu denselben oberflächlichen Schluß- 
folgerungen. Gleich diesen beachtete er zu wenig das innere 
Leben der Juden, die treibenden" Kräfte ihrer national- 
religiösen Anschauungen. Für Wielopolski waren die Juden 
bloß eine Masse, die sich bei einer Änderung der Rechtslage 
vollkommen umändern ließe. Er kannte das jüdische Volk 
fast gar nicht und gewahrte nicht die Hindernisse, auf die man 
im Falle ihrer Assimilierung stoßen mußte. Ihre Exklusivität 
gegenüber der übrigen Landesbevölkerung war nämlich keine 
Folgeerscheinung ihrer abnormalen Rechtslage, sondern der 
Ausfluß innerer Lebensbedingungen, die ihr nationales Gepräge 
ausmachten. Diese Einsicht hatte Wielopolski nicht. Er gibt 
zwar zu, daß unter den ärmeren Juden viele Diebstähle und De- 
fraudationen vorkommen, das berechtige aber nicht zu der 
Behauptung, daß dies eine den Juden angeborene Eigentümlich- 
keit sei. Wenn sich ihre materielle Lage durch Schaffung 
gesunder Rechtsverhältnisse verbessern wird, so werden auch 
diese Einzelfälle, die nur auf das durch erschwerte Erwerbs- 
bedingungen und drückende Steuerlasten hervorgerufene Elend 
zurückzuführen seien, verschwinden. Man müsse also die Juden 
emanzipieren, und sie würden sich dann ohne weiteres zu guten 
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Bürgern ihres Staates entwickeln. Die wesentlichsten Be- 
stimmungen seines Reformprojektes verlangen die Aufhebung 
des Dekrets des Königs von Sachsen vom 19. November 1808, 
nach welchem den Juden die Erwerbung von Gütern verboten 
war!). Jedoch nahm Wielopolski hierbei die Einschränkung vor, 
daß den Juden der Erwerb von Gütern mit fronpflichtigen 
Bauern bis zur endgültigen Regelung der Bauernverhältnisse 
nicht gestattet sein solle. Wielopolski hatte die Besorgnis, daß 
die Juden, die solche Güter kaufen, die Regelung der Bauern- 
frage nachteilig beeinflussen könnten. Solche Erwägungen ver- 
anlaßten ihn, dieses Verbot nur bis zum Ablauf der nächsten 
zehn Jahre, in welcher Zeit die Leibeigenschaft endgültig auf- 
gehoben werden sollte, in Kraft zu lassen. Den zweiten Kern- 
punkt seines jüdischen Reformprojektes bildet die Aufhebung 
der Beschränkungen des Wohnrechtes, die zum Teil aus der 
Verfassung des alten Polens herstammten und nach dem Unter- 
gange der Republik in der Zeit der russischen Herrschaft noch 
mehr verschärft worden waren, so daß zu Beginn der zweiten 
Hälfte des XIX. Jahrhunderts noch 90 Städte privilegia de 
non tolerandis judaeis hatten. Außerdem gab es Bestimmungen, 
nach denen die Juden bei einer Gesamtzahl von 453 Städten 
in nur 246 ohne weitere Bedingungen wohnen durften. Sonst 
war noch in einer großen Anzahl von Dörfern und Staatsgütern 
den Juden der Wohnsitz verboten oder in manchen Fällen 
nur unter recht harten Bedingungen gestattet?). Wollte 
man nun die Juden aus dem Zustande ihrer Absonderung 
herausbringen und sie verfassungsrechtlich zu gleichberechtigten 
Bürgern machen, so mußten die privilegia de non tolerandis 
judaeis vernichtet und den Juden, als emanzipierten Staats- 
bürgern, die Wohnfreiheit gesichert werden. Bedeutungsvoll 


1) Im Jahre 1843 hatte man zwar den Ankauf von Landgütern ge- 
stattet, aber unter recht schwierigen Bedingungen. Die Regierung wollte 
durch diese Bewilligung die von der jüdischen Intelligenz propagierte 
Kolonisation fördern und hatte auch die Bedingungen zumeist auf deren 
Anforderungen zugeschnitten. Aber trotzdem war es sehr kompliziert 
und schwer, rechtmäßig Güter anzukaufen. 

2) Über die Wohnbeschränkungen: Beleuchtung eines ministeriellen 
Gutachtens (früher zitiert), S. 67—85. 
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war die Reform des Judeneids durch Wielopolski. Der eidlichen 
Aussage eines Juden durfte die Beachtung seitens der Behörden 
nicht versagt werden. Um jeden Unterschied zwischen Juden 
und Polen zu verwischen und aufzuheben, schlug er in seinem 
Projekte vor, daß die Juden sich der polnischen Sprache be- 
dienen ung Schriftstücke in hebräischer oder jüdischer Sprache 
keine Gültigkeit haben sollen. In politischer Hinsicht erweitert 
Wielopolski die Rechte der Juden, indem er sie zu Staatsämtern 
zuläßt. Dafür wird ihnen aber die Verpflichtung zum Militär- 
dienst auferlegt. Eine große Berücksichtigung schenkt er der 
Reform des Steuerwesens, das sich im Königreich im Zustande 
großer Verwirrung befand. Abgesehen von den ordentlichen Ab- 
gaben, die die Juden mit allen Einwohnern zahlten, waren sie noch 
mit speziellen belastet, die ins Ungeheure emporstiegen. So 
mußten die Juden besondere Abgaben für Pacht, Administra- 
tion oder Pfandbesitz von Gütern je nach der Größe des Gutes 
zahlen; die jüdischen Propinationspächter hatten jährliche 
Konsense zu lösen, die oft große Summen betrugen. Als eine 
der größten Steuerlasten. galt die vom Fleisch und Geflügel er- 
hobene Koschersteuer (Koszerne), die zugunsten des Staats- 
schatzes zu zahlen war. Sie bestand seit dem Jahre 1810 und 
bildete eine der Hauptursachen des wirtschaftlichen Ruins der 
jüdischen Volksmassen. Für ein jedes Stück Fleisch mußte 
der Jude eine recht hohe Steuer zahlen. So entrichtete er für 
4 Pfund Fleisch 3 Kopeken, für einen Truthahn 15 Kopeken, 
für eine Gans 9 Kopeken, ein Huhn 5, ein Paar junger Hühner 
5 Kopeken und für eine Ente 4 Kopeken. Diese Abgabe brachte 
der Regierung einen Jahresertrag von 350 000 Rubel, von 
welchen sie 9000 Rubel an das jüdische Spital in Warschau 
überwies 1). Die Steuer belastete die jüdische Bevölkerung um 
so mehr, als sie an Unternehmer verpachtet wurde, die sicher- 
lich bestrebt waren, einen erheblichen Überschuß zu erzielen. 
Eine noch unerträglichere Steuer war der sogenannte „Tag- 
zettel‘‘. Ein jeder Jude, der sich in Warschau zeitweise auf- 
hielt, mußte eine tägliche Steuer im Betrage von 15 Kopeken be- 
zahlen; es gab zwar Ausnahmen und Erleichterungen, doch so 


2) Beleuchtung eines ministeriellen Gutachtens, S. 119. 
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gering, daß sie kaum in Betracht kommen. Wie drückend 
diese Steuer war, beweist ihr Betrag von ungefähr 120 000 Rubel 
jährlich. Dazu kamen ja noch die Steuern, die die Juden 
für ihre Gemeindezwecke zu entrichten hatten. Wielopolski 
schlug vom Standpunkte der politischen und bürgerlichen Gleich- 
berechtigung die Beseitigung dieser Sondersteuern der,jüdischen 
Bevölkerung vor. Ebenso sollten alle Beschränkungen, die in 
der freien Betätigung im Handel und in der Industrie den 
Juden hinderlich waren, aufgehoben werden. Eine zweite 
Gruppe innerhalb der Reformpläne Wielopolskis bilden seine 
Vorschläge, die er als geistige Reformen (duchowe reformy) 
bezeichnet. Die Juden sollten alle Grundsätze, die gegen An- 
dersgläubige gerichtet wären oder ihre nationale AbschlieBung 
förderten, aufgeben. Um die geistigen Reformen durchzuführen, 
bedürfe es einer Umänderung ihrer Erziehungsweise wie 
auch der Einführung einer Konsistorialbehörde an Stelle des 
bis jetzt bestehenden Bethausvorstandes. Doch geht Wielo- 
polski auf die Ziele und Befugnisse dieser zu schaffenden In- 
stitution nicht näher ein. 

Schon glaubte Wielopolski, dieses Reformwerk, das das 
Land und die Juden selbst der Gesundung entgegenführen 
sollte, verwirklichen zu können. Im Gegensatz zum Landtage 
vom Jahre 1818, der die Meinung ausgesprochen hatte, daß die 
Juden infolge ihrer Überzahl und Abgesondertheit die Existenz 
des Landes bedrohen, wollte Wielopolski den Beweis führen, 
daß die gleichberechtigten Juden dem Staate nützen und jene 
soziale Lücke zwischen dem Großgrundbesitz und dem Bauern- 
tum ausfüllen würden. Als Anhänger der Assimilation zeigte sich 
Wielopolski bestrebt, sie durch eine Besserung. der politischen und 
bürgerlichen Stellung der Juden, durch eine zweckmälßige 
Organisation des jüdischen Unterrichtswesens der Verwirk- 
lichung näher zu bringen. Da traten seinem Reformwerke . 
Hindernisse entgegen. Die Ereignisse in Warschau und die 
Schwierigkeiten, die ihm in der Durchführung seines politi- 
schen Programms gemacht wurden, veranlaßten ihn, am 26. Juli 
(1861) seine Demission zu verlangen. Zugleich reiste er nach 
Petersburg, wo er nach langen Verhandlungen seine Demission 
zurückzog. In der Tat siegte er. Großfürst Konstantin 
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wurde zum Statthalter Polens ernannt und Wielopolski mit 
der Leitung der gesamten Zivilverwaltung des Landes be- 
traut. Hiermit war ihm die Bahn zu Reformen freigegeben. 
Zur Beschleunigung des ganzen Werkes blieb er noch kurze Zeit 
in Petersburg, insbesondere um seine Projekte vor dem polni- 
schen Staatsrate (Rada Stanu) zu vertreten und die Sanktion 
des Caren fiir sie zu erlangen. Er drang auf schnelle Erledigung 
seiner Vorschläge, denn er hatte die Besorgnis, daß die Gegner 
der Reformen in den Petersburger Regierungskreisen ihren 
Einfluß wirksam durchsetzen könnten 1). Durch die Bemühun- 
gen *) des Großfürsten Konstantin, mit dem er im besten Ein- 
vernehmen stand, erlangte er schließlich, daß die Beratungen 
aufgenommen wurden. Unter den zur Begutachtung vorge- 
legten Projekten befand sich auch der Plan der Judenreform. 
Der Staatsrat begann auch kurz darauf unter dem Vorsitz 
des Direktors der Schatzkommission Leki, über die Juden- 
emanzipation zu beraten. Es gab zwar Gegner, aber ihre 
Gründe fanden wenig Gehör. Ja selbst die Opposition, voran 
ein deutsches Mitglied des Staatsrats, Heilmann, gab zu, daß 
die vorgeschlagenen Gesetze gut, aber dennoch praktisch kaum 
geeignet wären, die Judenassimilation zu fördern *); diese hinge 
vielmehr von der Umformung des jüdischen Familienlebens ab. 
Die Mischehe allein sei das einzige wirksame Mittel, um die 
vollständige Assimilation durchzuführen. Außerdem war 
nach Heilmanns Ausführungen die Gleichberechtigung der Juden 
eine unerfüllbare Forderung, da die Juden unter sich in mehrere 
Sekten zerfielen. Man müßte demnach für eine jede Sekte ein 
besonderes Gesetz ausarbeiten. Heilmann verrät in seinen 
Ausführungen eine völlige Unkenntnis des Judentums, und 
man sieht, daß er als grundsätzlicher Gegner des Reformwerkes 
Schwierigkeiten zu bereiten suchte. Endlich einigte man 


1) Florjan Ziemiatkowski: Pamietniki, III. Teil, S. 33. 

2) Der Brief an seine Frau vom 4. Juni bei Lisicki 1. c., Bd. I, 
S. 325—326. 

3) Seine Gruppe war bemüht, die Juden und die Deutschen als be- 
sondere Nationalitäten zu behandeln, im Gegensatze zu Wielopolski, der 
nach einer Verschmelzung dieser zwei Völker mit den Polen strebte. 
(Wielopolski in s. Briefe vom 27. II. 1862.) 
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sich auf Wielopolskis Reformprojekt, jedoch unter gewissen 
Abänderungen, von denen zwei zu berücksichtigen sind. Erstens 
brachte man in dem Artikel über die Gütererwerbung die Ver- 
besserung an, daß die Juden nur solche Güter kaufen könnten, 
die von Fronbauern endgültig frei sind. Einen Sturm der 
Opposition entfesselte der zweite Artikel, nach welchem es den 
Juden erlaubt sein sollte, in der Grenzzone gegen Österreich 
und Preußen, die auf 21 Werst bemessen war, zu wohnen. 
Nach den früheren Bestimmungen befanden sich in diesem 
Grenzgürtel 111 Städte, in welche die Juden aus dem Innern 
des Landes nicht übersiedeln durften; die dort seßhaften Juden 
mußten sich mit einem „ehrbaren‘‘ Erwerbe beschäftigen !). 
Diese Bestimmung hatte ihren Ursprung in der Befürchtung, 
die Juden könnten an der Grenze Zollmißbräuche verüben. 
Nach Wielopolskis Projekt sollte dies aufgehoben werden. Im 
Staatsrate erklärte der Direktor der Kommission des Innern, 
Krusenstern, daß kein Grund für die Aufrechterhaltung des 
Verbots der Freizügigkeit für die Juden in diesen Grenzgürteln 
geltend gemacht werden könne. Ähnlich sprach sich auch der 
Gouverneur Laszczyhski aus, daß der durch dieses Verbot ur- 
sprünglich verfolgte Zweck, an den Grenzen den Zollschmuggel 
zu verhüten, nicht erreicht worden ist. Es wirke im Gegenteil 
demoralisierend auf die Bauernbevölkerung, die ihre Haus- 
wirtschaft vernachlässigte und selbst den Schmuggel betreibe 2). 
Nach langen Erörterungen wurde schließlich dieser Punkt selbst 
von den Gegnern angenommen. So wurde trotz der von der 
Opposition angekündigten Gegnerschaft das Projekt in seinen 
allgemeinen Umrissen angenommen. Zwar wurden Stimmen 
laut, daß die Juden noch nicht für die Gleichberechtigung reif 
seien, aber man einigte sich doch auf Wielopolskis Anschauungen, 
der fest dabei verblieb, daß die Juden erst durch die Erteilung 
der Gleichberechtigung zu vollwertigen Staatsbürgern sich ent- 
wickeln würden. So gelang es Wielopolski, das Judenreform- 
projekt ohne wesentliche Änderungen, wie er es seiner Frau 
in einem Briefe vom 4. Juni (1862) mitteilt, dank den Bemühun- 
1) Beleuchtung des min. Gutachtens, S. 85. 


2) Über die Einzelheiten dieser Verhandlungen teilt Thomas Potocki 
in einem Briefe mit, bei Lisicki l.c., Bd. I, S. 291—294. 
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gen des Großfürsten Konstantin, durchzusetzen. Nun wollte 
er nach Warschau reisen, um dem Lande drei wichtige Gesetze 
zu bringen: die Aufhebung des Frondienstes, die Juden- 
emanzipation und die Reorganisation des Schulwesens. 

Das Gesetz über die Gleichberechtigung der Juden !) vom 
24. Mai (5. Juni) 1862 zerfällt in neun Artikel, denen eine Mo- 
tivierung vorausgeschickt wird. Darin heißt es, daß das Dekret 
vom 19. November 1808, welches den Juden den Gütererwerb 
verbietet, sie in der Ausübung vieler bürgerlichen Rechte be- 
schränke und vielen Ausnahmegesetzen unterwerfe, aufgehoben 
sei. Das gleiche geschieht mit der Verordnung vom 19. Oktober 
1808, welche die Juden in ihren politischen Rechten beschränkte. 
Der Gütererwerb wird den Juden gestattet, weil durch die Rege- 
lung der bäuerlichen Verhältnisse einer der wichtigsten Gründe 
des bisher bestehenden Verbotes in Wegfall komme. Um den 
Juden die freie Ausübung der bürgerlichen und politischen 
Rechte zu ermöglichen, werden alle Beschränkungen, die sie in 
ihrem Wohnrechte wie auch in der Ausübung des Handels, 
des Gewerbes und der Industrie zurzeit noch hindern, aufge- 
hoben und die Juden den allgemeinen Landesgesetzen unter- 
worfen. Ebenso werden die Ausnahmegesetze über ihre Be- 
steuerung beseitigt. Hierauf folgen die neun Artikel, die die 
Details enthalten. Der erste Artikel handelt von dem Güter- 
erwerb der Juden. Einige beschränkende Bestimmungen sind 
auf die damals noch nicht völlig gelöste Bauernfrage zurück- 
zuführen und sollen nach der Regelung der bäuerlichen Verhält- 
nisse hinfällig werden. Wielopolski ist in seinem Emanzipa- 
tionsprojekte alten Überlieferungen treu geblieben, die es nicht 
haben wollen, daß der Jude als Gutsbesitzer über den christ- 
lichen Bauern irgendwelche Dominialrechte ausübe. So durfte 
ein Jude im Laufe der nächsten 10 Jahre, so lange sollte es 
bis zur völligen Abschaffung der Leibeigenschaft dauern, in 
seinen Gütern kein Amt eines Dorfschulzen oder seines Ver- 
treters bekleiden. Er habe aber das Recht, den Regierungs- 
behörden Kandidaten, aber nur Christen, zur Nominierung 


1) Abgedruckt bei Lisicki, l. c. Dokumenta, Bd. II, S. 403—406, 
Nr. 60. 
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vorzuschlagen. Eine Gruppe von Gütern darf der Jude über- 
haupt nicht kaufen, nämlich die Kolonien, die sich noch in einem 
Leibeigenschaftsverhältnis befinden. In administrativer Hin- 
sicht müssen die jüdischen Gutsbesitzer jene Lasten, die alle 
Gutsbesitzer verpflichten, wie Beiträge zur Erhaltung der 
Kirche, Bezahlung des Schulzen usw., tragen. In ähnlicher 
Weise sind sie auch bei der Erwerbung von Propinationen und 
Schankkonzessionen den allgemeinen Gesetzen unterworfen. 
Artikel II hebt alle Wohnbeschränkungen für die Juden, die 
bisher in so vielen Städten und Dörfern bestanden, auf und 
gestattet ihnen auch die Übersiedlung nach den Grenzgürteln. 
Laut Artikel III wird den Juden die Erwerbung von Grund 
und Boden in allen Städten des Königreichs gestattet, alle be- 
stehenden Beschränkungen werden für null und nichtig erklärt. 
Einen großen Fortschritt in der rechtlichen Stellung der Juden 
bezeichnet der vierte Artikel, nach welchem die Juden bei allen 
Notariatsakten und den übrigen öffentlichen urkundlichen Er- 
klärungen den Landbewohnern gleich als Zeugen auftreten 
können. Ebenso werden auch die Aussagen der Juden in 
Kriminalprozessen mit denen der übrigen Landesbewohner als 
gleichwertig anerkannt (Artikel V). Im Artikel VI wird der 
Judeneid im Geiste der Gleichberechtigung normiert. Der VII. 
Artikel verbietet die Benutzung der hebräischen und jüdischen 
Sprache in öffentlichen Urkunden. Im VIII. Artikel wird den 
Behörden empfohlen, alle bestehenden Beschränkungen der 
Juden auf dem Gebiete der Steuerpflichten und jene, die in 
irgendwelcher Weise ihre Betätigung im Handwerk, Handel 
und in der Industrie hindern, zu untersuchen und geeignete Ab- 
änderungen dem Administrationsrate vorzuschlagen, um sie 
dem Geiste der gegenwärtigen Rechtsverfassung anzupassen. 
Im Artikel IX wird formell bestimmt, daß das betreffende 
Gesetz im ,,Dziennik Praw‘‘ veröffentlicht und dem Administra- 
tionsrate zur Durchführung übergeben werden solle. 

Dieses Emanzipationsdekret, das auch vom Caren Alex- 
ander II. unterzeichent ist, sichert den Juden eine vollkommene 
Gleichstellung mit den Landesbewohnern zu. Freilich werden 
darin nicht alle Seiten des rechtlichen und politischen Lebens 
berücksichtigt, aber grundsätzlich — und das ist der eigent- 
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liche Zweck des Dekrets — wird die Gleichberechtigung der 
Juden doch unbedingt ausgesprochen. Und aus diesem 
Grunde ist der Vorwurf, der Wielopolski von vielen ihm feind- 
lich gesinnten Zeitgenossen gemacht wurde, da8 sein Reform- 
werk auf halbem Wege stehen bleibe und nicht fortschrittlich 
sei, nicht berechtigt. Denn man muß zugeben, daß Wielo- 
polski im Gegensatze zu der damaligen, in Theorien befangenen 
revolutionären Bewegung den Juden eine reale, gesetzlich ge- 
sicherte Grundlage für ihre weitere Entwicklung geschaffen hat. 
Freilich ist sein Emanzipationsdekret unvollständig, doch in 
einer wesentlich andern, auch von den Gegnern nicht beachteten 
Richtung. Das vorliegende Dekret ist nur darauf bedacht, 
den Juden eine gesicherte Gleichstellung innerhalb der Gesell- 
schaft zu verschaffen, ohne aber ihre innere Entwicklung zu 
fördern. Das Motiv, das das Dekret kennzeichnet, ist der 
Wunsch, sie dem Staate nutzbar zu machen, ihre Verschmelzung 
mit der polnischen Landesbevölkerung und somit das vollstän- 
dige Aufgeben ihrer nationalen Eigenart zu fördern. Wielo- 
polski hatte sie emanzipiert, ohne sich darum zu kümmern, ob 
sie in ihrer neuen Rechtsstellung auch weiterhin als Juden im 
national-ethnischen Sinne würden fortleben können. Er hatte 
dies zielbewußt getan, denn in der Forterhaltung ihrer natio- 
nalen Eigenart sah er ein Hemmnis ihrer Gleichstellung, ohne 
die sie als dritter Stand im Lande nicht bestehen könnten. 
Doch dieser Mangel an Einsicht, daß die Juden weiterhin nur 
als Volkstum leben können, und die Anschauung, daß sie sich 
den Polen assimilieren müßten, charakterisiert ebenso seine 
Gegner wie überhaupt die ganze Emanzipationsbewegung in 
Polen. In diesem Dekret, das keineswegs über den Rahmen 
seines früheren Projekts hinausgeht, ist Wielopolski den Grund- 
sätzen der früheren Emanzipationstheoretiker in Polen treu ge- 
blieben mit kleinen Ausnahmen, die aber dem Zeitgeiste ange- 
messen, durchgeführt werden mußten. Motiv und Ziel blieben 
bei jenen und Wielopolski dieselben; der Glaube, daß durch 
Schaffung gesunder sozialer und rechtlicher Verhältnisse die 
Juden sich mit der einheimischen Bevölkerung vollkommen 
vereinigen und somit ihre Stellung als dritter Stand ausfüllen 
würden, beherrscht beide Richtungen. 
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Durch dieses Dekret wurde nun Wielopolski die Méglichkeit 
geboten, die Judenreform praktisch zu verwirklichen. In 
der Tat begann er jetzt eine ersprießliche Tätigkeit zu ent- 
falten. Im Geiste dieses Dekrets erließ er Verordnungen, um 
die unter den Juden herrschenden Zustände im modernen Sinne 
zu regeln. Schon einige Tage nach seiner Rückkehr aus Peters- 
burg hatte Wielopolski als Chef der Zivilverwaltung in seinen 
Ansprachen an die neu ernannten Leiter der verschiedenen 
Kommissionen mit Nachdruck hervorgehoben, welche Arbeiten 
ihrer, als Leiter der betreffenden Ressorts, in bezug auf die 
Juden harrten, um nur so rasch als möglich den Juden die Vor- 
teile der Gleichberechtigung zugänglich zu machen. Er hatte 
daran das lebhafte Interesse, denn er hoffte, daß die Juden, 
durch ihn zu dem Vollbesitz ihrer Rechte gelangt, sich ver- 
pflichtet fühlen würden, ihn aus Dankbarkeit im Kampfe gegen 
die Revolution zu unterstützen. So betonte er in seiner An- 
sprache vom .17. Juni 1862 an den neu ernannten Leiter des 
Ministeriums des Innern, Krzywicki, daß man die Juden als 
gleichwertige Staatsbürger betrachten müsse, ebenso legt er 
Luszczewski bei seiner Übernahme des Ministeriums für Handel 
und Industrie ans Herz, den Juden in ihren wirtschaftlichen 
Berufen vollkommene Freiheit zu lassen und die bestehenden 
Beschränkungen aufzuheben. In einer Rede, die er an eine 
jüdische Deputation hielt, gab er ‚derselben ausdrücklich zu 
verstehen, daß eben jetzt für sie jeder Grund, sich in gewisse 
Angelegenheiten zu mengen‘“, aufgehört habe!), worunter 
er ja nichts anderes als die Unterstützung der aufständischen 
Bestrebungen verstanden wissen wollte. 

Während Wielopolski die Änderung ihres Verhaltens 
energisch verlangte, suchte der Statthalter, Großfürst Kon- 
stantin, die Juden für die Bestrebungen der Regierung durch 
Güte zu gewinnen, indem er sie in seinem Aufrufe vom 
27. August 1862 unter Hinweis auf die neuen Reformen, die 
Judenemanzipation selbstverständlich inbegriffen, der besonderen 
Fürsorge des Caren versicherte, demonstrativ durch die von 
Juden bewohnten Straßen Warschaus im offenen Wagen pas- 


1) F. Ziemiatkowski: Pämietniki, Bd. III, S. 48. 
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sierte. Er wurde von ihnen mit huldigenden Ovationen emp- 
fangen !) und gestattete auch den an den letzten Demonstra- 
tionen beteiligten jüdischen Persönlichkeiten, wie Oberrabbiner 
Meisels, Prediger Dr. Jastrow, die Rückkehr in die Heimat?). 

Wie schon oben erwähnt, begann Wielopolski sofort Ver- 
ordnungen über einzelne Details, deren Durchführung den Be- 
hörden überlassen wurde, amtlich bekanntzugeben. Schon 
am 5. Juni hatte er in einer Verordnung *), die noch als Vorbote 
des Emanzipationsdekrets zu betrachten ist, die Juden in der 
Ausübung des Handels und Gewerbes den allgemeinen Landes- 
gesetzen unterworfen. Demzufolge erlangten sie das aktive 
und passive Wahlrecht für die entsprechenden Körperschaften 
und konnten als Sachverständige an den Lehrlingsprüfungen 
teilnehmen. Auch konnten jüdische Kaufleute zu Handels- 
richtern und Kommerzienräten an der polnischen Nationalbank 
gewählt werden. Das war sozusagen der erste äußerlich sicht- 
bare Vorteil ihrer Gleichberechtigung. Zwar wurde bereits 
während der Demonstrationen im Rausche der allgemeinen 
Verbrüderung den Juden von den Handels- und Handwerker- 
körperschaften selbst der Zutritt ermöglicht, aber durch Wielo- 
polski wurde er ihnen jetzt auf gesetzlichem Wege sichergestellt. 
Einen viel größeren Nutzen bot ihnen die Verordnung vom 
31. Mai (12. Juni) 1862, nach welcher den Juden neue wirt- 
schaftliche Arbeitsgebiete, die ihnen bisher wegen der juden- 
feindlichen Haltung der Regierung unzugänglich waren, er- 
schlossen wurden. So wurde den Juden gestattet, Apotheken 
zu erwerben, Feldscher zu sein, der Feldscherzunft anzugehören 
und in derselben das Amt des Ältesten auszuüben. Kraft dieser 
Verordnung wurde auch das Verbot, daß Juden beim Vieh- 
handel nicht als Makler wirken könnten, abgeschafft. Von großer 
sozialwirtschaftlicher Bedeutung war die Reform der Fleisch- 
steuer. Schon am 16. Oktober (1862) erklärte der Großfürst 
Konstantin *), sicherlich unter Wielopolskis Einfluß, daß die 
Koschersteuer, die dem Geiste des Emanzipationsdekrets wider- 


1) Ziemiatkowski, l. c., Bd. III, S. 48. 

2) Jutrzenka Jg. 1862, Nr. 37. 

3) Jutrzenka Jg. 1862, S. 287. 

*) Seine Rede in Justrzenka Jg. 1862, S. 430—431. 
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spreche, in der allernächsten Zeit aufzuheben sei. Tatsächlich 
wurde auch am 20. Dezember (1. Januar) 1862/63 diese für 
die ärmeren Volksschichten so drückende Steuer aufge- 
hoben. Doch Wielopolski begnügte sich damit nicht, sondern 
wollte alle Bestimmungen, die irgendwie die gesonderte Rechts- 
stellung der Juden kennzeichneten, auf einmal aufheben. Nur 
wenige Tage nach der Beseitigung der Koschersteuer wurde 
auch am 28. Dezember (3. Januar) 1862/63 die verletzende 
Steuer, die die Juden nur deshalb zu zahlen hatten, weil sie 
Juden waren, der „Tagzettel‘‘ abgeschafft. 

Durch die Aufhebung des Tagzettels und die Zulassung 
zu Offiziersstellen 1) hatte Wielopolski den Juden den Vollbesitz 
der Gleichberechtigung gewährt. Er glaubte nun, die Juden 
gänzlich für sich gewonnen zu haben. Sehr schnell hatte er 
gearbeitet; er schien?) so die Regelung der Judenfrage endgültig 
durchgeführt zu haben. 

Eine Erklärung für diese schnelle und energische Durch- 
führung des Emanzipationsdekrets finden wir in den Ereig- 
nissen dieser Tage. Trotz der vielen Reformwerke, wie Ein- 
setzung von polnischen Beamten, Reorganisierung des Unter- 
richtes auf nationaler Grundlage, mit einem Worte, trotz der 
Neubildung eines nationalen Verfassungslebens blieb in breiten 
Volksschichten Haß und Mißtrauen gegen Wielopolski. Die 
aufständische Bewegung nahm einen immer größeren Umfang 
an und organisierte sich militärisch. Im stillen sprach man 
sogar von bevorstehenden Kämpfen dieser nationalen Streit- 
kräfte mit den Russen. In dieser kritischen Zeit setzte Wielo- 
polski alles daran, um seine Stellung zu festigen, die Juden und 
Bauern zu befriedigen und somit den Aufstand unmöglich zu 
machen. 

Es wäre nun interessant, das Verhalten der Juden gegen- 
über Wielopolski zu betrachten, inwieweit ihm der Plan ge- 
lungen war, sie für sich zu gewinnen. In zwei Gruppen zerfiel 
im Königreich das Judentum, in eine orthodoxe und eine fort- 
schrittliche. Die erstere war, wenn auch nicht ausdrücklich, 


1) Allgemeine Zeitung des Judentums Jg. 1862, S. 224. 
*) Allgemeine Zeitung des Judentums Jg. 1863, S. 89. 
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so doch im stillen gegen die Gleichberechtigung, denn sie er- 
kannte am deutlichsten, daß die Emanzipation den Verfall des 
Judentums in religiös-nationaler Hinsicht bedeute. Freiheiten 
sehnte auch sie hierbei, aber nur solche, die ihr jüdisches Leben 
nicht bedrohten. Darum zog sie es vor, im Ausnahme- 
zustande zu leben und die ihr so teure jüdische Tradition 
auch fernerhin zu erhalten. Die Orthodoxen hatten sich auch 
so manchen Neuerungen widersetzt, so der Aufhebung der 
Koschersteuer !). Aber ebensowenig schlossen sie sich den 
Revolutionären an, denn auch diese drohten, ihre religiös- 
nationale Sonderstellung zu vernichten. 

Von ganz anderen Anschauungen wurde die aufgeklärte 
und der vollständigen Assimilation zustrebende jüdische In- 
telligenz getragen. Sie hatte alles darangesetzt, um ihre Gleich- 
berechtigung zu erlangen und ihre Vereinigung mit dem polni- 
schen Volke anzubahnen, sie erstrebte, die inneren Zustände 
des Judentums zu reformieren, die für sie ein Hindernis auf 
dem Wege zu einer vollständigen Assimilation bilden konnten. 
Sie hatte so einen doppelten Kampf zu führen. Nach außen 
mußte sie die Gegner der Judenemanzipation bekämpfen; 
es genügt, den harten Kampf gegen die judenfeindlichen An- 
griffe der Presse (im Jahre 1859) zu erwähnen ?). Nach 
innen dagegen kämpfte sie mit der jüdischen Orthodoxie, die 
sich jeder Neuerung widersetzte. 

Als nun die Revolutionären ihr im Jahre 1860/61 frei- 
willig die Hand zur Verbrüderung boten, nahm sie das An- 
erbieten mit Jubel an. Um ihre soziale Stellung besorgt und 
auch wirtschaftlich durch die Tätigkeit des Agrarvereins be- 
droht, ging sie aus Verzweiflung in das revolutionäre Lager 
über. Auch wollte sie den Volkshaß von sich abwälzen und 
durch die Emanzipation eine Besserstellung erhalten ?). Bei 


!) Allgemeine Zeitung des Judentums Jg. 1863, S. 89, Korrespondenz 
aus Warschau. 

2) Siehe darüber Lelewels Broschüre: ,,Sprawa żydowska w r. 
1859.“ Posen 1860, und die vor kurzem erschienenen Aufsätze von K. Bar- 
toszewicz: Wojna Zydowska w r. 1859. Warschau 1914. 

3) Rzut oka na rozwój polityczny i społeczny w królestwie Polskiem 
od roku 1831 do naszych czasów. Leipzig 1862 (Broschüre). 
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dem Beginn der Demonstrationen glaubte sie, daß diese 
Besserstellung für sie bald beginnen würde. Inmitten dieser 
Kämpfe aber erschien Wielopolski und bot den Juden greifbare 
Vorteile. So suchte nun der größere Teil von ihnen Schutz 
bei ihm, da er ja der Stärkere war. In welchem Maße sie mit 
der von Wielopolski erteilten Emanzipation zufrieden war, 
ersehen wir am besten aus einem Artikel der „Jutrzenka‘‘, des 
damaligen Organs der jüdischen Intelligenz. Da heißt es: 
„Yor nicht langer Zeit noch haben wir keine geregelte Gleich- 
berechtigung, weder das aktive noch das passive Wahlrecht, 
gehabt. Es war uns verboten, uns der Landesgesetze, deren 
sich ein jeder Eingeborene, ja selbst der Eingewanderte von 
gestern bedient, zu erfreuen. Für uns, die wir seit acht Jahr- 
hunderten auf diesem Boden leben, waren die Städte ver- 
schlossen, die Straßen verbarrikadiert, Handel und Gewerbe 
unzugänglich. Wir zahlten und zahlen noch bis zum heutigen 
Tage exzeptionelle Steuern, abgesehen von denen, die wir den 
Bürgern gleich zu leisten haben. Wir zahlen eine Koschersteuer, 
Tagzettel, Konsens- und Toleranzsteuer. Aber nun ist die Zeit 
unserer Rehabilitation gekommen. Die vor kurzem veröffent- 
lichten Gesetze werden, ausgeführt im Geiste der Gerechtigkeit, 
unter Zusicherung des Landesehrenwortes sowie mit dem 
Zwecke des öffentlichen Wohls und unter Verdammung der 
engherzigen Selbstliebe uns ein Mittel zur Erlangung größerer 
Konzessionen, gemäß dem Zeitgeist und den Bedürfnissen der 
Gesellschaft, sein !).“ 

Mit Wielopolskis Reformen zufrieden, schien die jüdische 
Intelligenz auch ihrerseits die von ihm gehegten Hoffnungen zu 
erfüllen, sich an ihn fest anzuschließen und am Aufstande 
keinen Anteil zu nehmen. Trotzdem hielt es aber ein Teil der 
jüdischen Intelligenz noch immer mit der revolutionären Be- 
wegungund lebtesogar der Überzeugung, daß die Aufständischen 
siegreich ausdem Kampfe hervorgehen und sie dann selbst in der 
freien Republik Polen eine vollkommene, unbegrenzte Emanzi- 
pation erlangen würden. Aber solche Anschauungen vertrat nur 


1) Jutrzenka Jg. 1862, S. 222 (Artikel „Uprawnienie i röwnoupraw- 
nienie‘‘). Wie wir sehen, ist dieser Artikel noch vor der endgültigen Er- 
teilung der Gleichberechtigung geschrieben. 
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ein extremer Teil. Ein typischer Vertreter dieser Richtung ist 
der in Briissel lebende polnische Jude Osias Ludwig Lubliner, 
der schon früher eine Reihe eindrucksvoller Schriften zugunsten 
der Judenemanzipation in Polen veröffentlicht hatte. Er war 
mit dem Wielopolski’schen Emanzipationsdekret nicht zu- 
frieden, denn an sich unvollkommen, verfolge es nur den Zweck, 
die Juden zu politischen Parvenus der russischen Regierung 
zu machen. Nach Lubliner sei es die Aufgabe der Juden, auf 
die Güte der russischen Regierung zu verzichten, sich eng an 
die Polen anzuschließen und ihnen in ihrem Kampfe um die 
politisch-nationale Unabhängigkeit beizustehen; denn im 
Kongreß-Polen, in dem Rußland herrsche, gelte kein Recht, 
sondern nur die Zitadelle und Sibirien. Die Juden müßten 
jetzt für ein unabhängiges Polen, selbst unter Verzicht auf 
ihre augenblickliche Besserstellung unter russischem Regime, 
kämpfen. Nicht dem eigenen Vorteil zuliebe, sondern aus Liebe 
zum polnischen Lande müßten sie es tun. Nirgends, nur im 
befreiten Polen, würde es ausgesprochen werden, daß Polen auf 
politischem Gebiete weder Juden noch Christen, sondern nur 
Landesbewohner, Bürger mit gleichen Rechten und Pflichten, 
kenne 1). 

Aus Liebe zu einem unabhängigen, freien Polen sollen die 
Juden den polnischen Aufstand unterstützen; wenn sie selbst 
nicht Hand anlegen können, so sei ihre heiligste Pflicht, die 
Jugend den Polen zur Verfügung zu stellen. In seinem Aufrufe 
heißt es: ,,Israeliten! Bürger! Ich verlange keineswegs, daß 
Ihr Euch en masse der Konspiration anschließt. Der größere 
Teil von Euch besteht aus Kaufleuten, Kleinhändlern, die für 
die Erhaltung ihrer Familien arbeiten; und von dieser Klasse ist 
es ja schwer zu verlangen, daß sie sich aktiv an der politischen 
Konspiration beteilige. Aber meine Stimme wendet sich an 
diejenigen, die dank ihrer Jugend, besonderen Bildung und 
dank der besseren sozialen Position moralisch und materiell 
imstande sind, sich aktiv in der nationalen Bewegung zu be- 
tätigen, die keinesfalls ohne einen Kataklysmus enden wird ?).‘“ 

‘1) Sein Aufruf: ,,Do Polaköw-Izraelitöw‘“‘ im Przeglad rzeczy 


polskich, Paris 1862, Heft vom 20./12., S. 10. 
2) Daselbst S. 10—11. 
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Lubliner hatte in diesem Sinne, Ende November 1862, an 
die polnische Judenheit einen Aufruf erlassen, in dem er seine 
Forderung, den Aufstand tatkräftig zu unterstützen, so unbedingt 
ausspricht. Für ihn galt nur ein Kampf um die Gleichberechti- 
gung in einem freien Polen. Der größere Teil der aufgeklärten 
Judenheit aber dachte realer und konkreter. Er wollte das 
nehmen, was ihm von Wielopolski schon geboten wurde, und 
aus Dankbarkeit sich ihm anschließen. Auch die außerhalb 
Polens lebenden Juden, die mit ihren Mitbrüdern im engen 
Kontakte standen, rieten zu diesem Schritt. Die hebräische 
Presse, so der von David Gordon geleitete „Hamagid‘“ und der 
von Kohen Zedek in Lemberg herausgegebene ‚„Hamewasser“, 
forderten in ihren Artikeln die polnischen Juden auf, sich an 
Rußland anzuschließen, weil es ihnen den Vollbesitz einer 
Gleichberechtigung ermögliche. Während Gordon hierbei nur 
die damalige politische Konstellation im Auge hatte!), machte 
Kohen Zedek auf die Leiden der Juden in Galizien aufmerk- 
sam und riet deshalb von der Teilnahme am Aufstande ab °). 
Aber die Ereignisse bewiesen, daß die revolutionäre Bewegung 
vornehmlich unter der polnischen Jugend schon allzu starke 
Wurzeln gefaßt hatte. Anfangs Januar 1863 brach der Auf- 
stand aus, und die Regierung sah sich gezwungen, andere Maß- 
regeln zu ergreifen. Wielopolski mußte mit seinem Reform- 
werke weichen, und mit ihm wurde auch die Emanzipation 
der Juden zu nichte. Die jüdische Bevölkerung blieb auch 
fernerhin ohne eine gesetzliche Regelung ihrer Rechtsverhältnisse 
und lebte in der engsten Abhängigkeit von den politischen 
Wechselfällen des Landes. 


1) Hamagid Jg. 1863, Leitartikel zu Nr. 12. 
3) Hamewasser Jg. 1863, Nr. 7. 
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Die ersten polnischen Studentenverbindun- 
gen in Berlin und ihre Beziehungen zur 
deutschen Burschenschaft. 


ar Von 


Manfred Laubert. 


I. Teil. 


Dem Aufsatz liegt vornehmlich folgendes Material zugrunde: 


1. Akten: 

a) Im Geh. Staatsarchiv zu Berlin: AA I, Pologne I,12 Bd. 1—8; 
Rep. 77 XV 13; XVII 43 Bd. 1—5 u. adhib. 43; XX 22 Bd. 1; XXI Spez. 
Lit. K 15 u. Lit. M 12; XXV F. Gener. 3; Rep. 89 C XII Posen, Polizei- 
sachen 1. 

b) Im Staatsarchiv zu Posen: Statthalterakten XI 2; Oberpräsidial- 
akten IX A. 13 Bd. 1—8. 


2. Literatur: 

Kraushar: Panta Koina, związek tajny młodzieży polskiej w 
Warszawie i Berlinie (rdvra xowd, ein Geheimbund d. poln. Jugend in 
Warschau u. Berlin). Biblioteka Warszawska Jan./Febr. 1907. Ab- 
kürzung: Kraushar. 

Laubert: Polnische Umtriebe an der Universität Breslau (1821—24). 
Zeitschr. d. Vereins f. Gesch. Schlesiens Bd. 45, S. 71—120. Abkürzung: 
Laubert. 

Lenz: Geschichte der königlichen Friedrich-Wilhelms-Universität 
zu Berlin, II, 4. Halle a. S., 1910. Abkürzung: Lenz. 

(Neigebaur): Geschichte der geheimen Verbindungen der neuesten 
Zeit. Heft 5. Leipzig 1831. Abkürzung: Neigebaur. 

Zielewicz: Nowe przyczynki do zyciorysu doktora Karola Marcin- 
kowskiego (Neue Beiträge zum Lebensabriß des Dr. K. M.). Posen 1908. 
Abkürzung: Zielewicz. 


1. Die Gründung der Polonia. 


Bereits im Jahre 1818 traten die bisher in völliger Absonde- 
rung lebenden polnischen Studenten an der Berliner Universität 
auf Rat ihrer aus Breslau gekommenen Kommilitonen Cyprian 
v. Jarochowski und stud. cam. Anton v. Kraszewski zu 
einem formlosen geselligen Verein zusammen, an dem auch 
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Nichtakademiker teilnehmen durften. Sonnabend abend traf 
man sich in einem gemieteten Lokal zu Musik, Lektüre und 
einem fröhlichen Mahl. 

Im Herbst desselben Jahres wurden zur Beseitigung der 
zwischen den Landsmannschaften und der im Oktober 1817 
begründeten sog. Allgemeinen Deutschen Burschenschaft ausge- 
brochenen Streitigkeiten allgemeine Studentenversammlungen 
(Burschenkonvente) abgehalten. Nach deren Beschlüssen sollte 
künftig die Zahl der Verbindungen unbeschränkt sein und zur 
Stiftung einer neuen die Erklärung von 15 Studenten ausreichen. 

Durch diese von ihnen ebenfalls besuchten Konvente 
wurden die Polen zur Errichtung einer förmlichen lands- 
mannschaftlichen Verbindung angeregt. Beim Entwurf 
der Gesetze bildeten sich aber schon zwei Parteien. Die 
aristokratische unter Kraszewskis Führung wollte Mit- 
glieder nur mit Auswahl aufnehmen, die demokratische, 
von Jarochowski geleitete, dagegen jedem Landsmann Zutritt 
gewähren. Während sich Kraszewski mit 14 Genossen ab- 
sonderte, bildeten die übrigen einen allgemeinen Verein mit dem 
Wahlspruch: Virtutis semper corona, und dem 6. März, dem 
Datum der ersten Versammlung, als Stiftungstag. 

Kraszewskis Anhänger sahen indessen wie er selbst bald 
ein, daß ihr Verband nur Zwistigkeiten. verursachte. Als ıhr 
Oberhaupt nach einigen Monaten Berlin verließ, löste sich diese 
Gruppe auf und trat nach und nach zu Jarochowskis Partei 
über. Gemeinsame Deputierte hatten entschieden, daß Kra- 
szewski in eitler Anmaßung von falschen Prinzipien ausge- 
gangen war. Da der geeinigte Bund aus den unerfreulichen 
Konflikten zwischen Landsmannschaft und Burschenschaft 
herauskommen wollte, sagten sich die Polen im Herbst 1819 
von jedem Verkehr mit den übrigen Verbindungen los und 
verwandelten ihre bisher offene Korporation in eine geheime. 
Diese neue Verbindung betrachtete sich lediglich als Fort- 
setzung der älteren und behielt deren Stiftungstag bei. Von 
der Kraszewskischen entlehnte sie die Devise Wolność i Ojczyzna 
(W. 1 O. = Freiheit und Vaterland). Zur Aufzeichnung ihrer 
Satzungen bediente sie sich eines Buches mit rotem Sammet- 
deckel, geschmückt mit einem silbernen Adler und den Buch- 
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staben Z. N. S. T. K. (Związek nasz smierć tylko kończy = 
Unsern Bund trennt nur der Tod) }). 

Drei halbjährig gewählte Beamte sorgten für die Aufrecht- 
erhaltung der äußeren Ordnung und verteilten unter sich die 
Posten des Vorsitzenden, des Schriftführers, der auch die Kasse 
verwaltete, und des Fechtwarts. Aufnahmeberechtgt waren 
nur in Berlin studierende Polen im Wege der Ballotage. Der 
Novize mußte, die zwei ersten Finger der rechten Hand auf zwei 
kreuzweise nebst der Konstitution und der Mitgliederliste auf 
den Tisch gelegten Schlägern, die Formel sprechen: Ich N. N. 
schwöre auf mein Ehrenwort, die Verbindung geheimzuhalten 
und ihren Zwecken möglichst nachzuleben. Dieser Eid wurde 
durch Handschlag bekräftigt. Dann empfing der Fuchs den 
Bruderkuß von allen Anwesenden und durfte von dem Inhalt 
der Gesetze Kenntnis nehmen, worin die Ziele der „Polonia“ 
ungefähr durch die Worte bezeichnet waren: 1. Erhaltung der 
Nationalität (oder des Nationalgeistes), 2. Befestigung der 
Freundschaft und gegenseitiger Beistand, 3. Wahrung des 
Rufes der Polen im Ausland, 4. desgleichen der Ordnung in den 
Angelegenheiten der zu Berlin studierenden Polen. Die Ab- 
zeichen bestanden in hellblau, karmoisinrot und weiß gestreiften 
Bändern und, da solche auch von andern Polen getragen wurden, 
in freiwillig, nicht allgemein gebrauchten Ringen, eisern, innen 
vergoldet, oben mit einem goldenen Blatt verziert, darauf die 
Buchstaben W. i O. und Z. P. (Związek Polski = polnischer 
Bund) eingraviert. Abgehende Mitglieder empfingen Erinne- 
rungszettel mit den Namen ihrer Verbindungsbrüder und, 
wenn sie sich besondere Verdienste erworben hatten, Ehren- 
patente, die zur späteren Teilnahme an den Sitzungen mit 
beratender Stimme berechtigten. Das zur Besiegelung dieser 
Urkunden gebrauchte Petschaft trug zwei gekreuzte Rappiere, 
das Datum des Stiftungstages und die Sprüche: „Freiheit und 
Vaterland“ und „Vivant fratres intimo foedere juncti“. 

Dieser Verein bestand von allen übrigen Verbindungen 
getrennt, bis im Sommer 1820 einige Mitglieder sich ihren Kom- 


1) Nicht Związek nasz trwa do zgonu (dauert bis zum Tode), wie 
der in der Darstellung der Berliner Ereignisse nicht ganz zuverlässige 
Kraushar (355) und der ihn seitenweise ausschreibende Zielewicz (27) wollen. 


Zeitsehrift £ osteurop. Geschichte. IV. 34 
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militonen wieder zu nähern wünschten, um die Aufhebung des 
von den Landsmannschaften über die Polen verhängten Verrufs 
zu erwirken. Nach anfänglichem Widerspruch wurde der Vor- 
schlag gebilligt. Da aber zur Sprache kam, daß die Burschen- 
schaft Arminia mit der Polonia gleiche politische Zwecke, 
namentlich die Erlangung einer allgemeinen Konstitution, 
verfolge, entschied sich die Mehrheit für den Anschluß an sie. 
Je drei erwählte Vertreter beider Parteien sollten das Nähere 
verabreden. Nach mehrwöchigen Besprechungen einigte man 
sich auf den Abschluß eines Kartells, wonach in Zukunft 
Streitigkeiten zwischen Deutschen und Polen durch ein gemein- 
schaftliches Ehrengericht beigelegt werden, Deputierte beider 
Verbindungen die großen Studentenkommerse besuchen und 
die Mitglieder bei den wöchentlichen Ausflügen der Arminen 
sich näher kennen lernen sollten. Zum Schutz gegen behörd- 
liche Nachstellung wollten beide Teile ihre wahren Ziele unter 
einem gemeinsamen fingierten Zweck verbergen, nämlich 
„Erhaltung der Ordnung auf der Universität und Bekämpfung 
der aus dem Mißbrauch einer übel verstandenen Freiheit und 
einem unnützen Renommieren erwachsenden Nachteile“. Den 
Arminen sollte dieses Bestreben als alleinige Ursache des Kar- 
tells geschildert, die tiefere politische Tendenz der Polonia aber 
immer nur ihren drei Vorstehern verraten werden, da sich ihre 
Vertreter außerstande erklärten, die Verantwortung für die 
Verschwiegenheit aller ihrer Bundesbrüder zu übernehmen. 
Die Polonia zogdamitein burschenschaftliches Gewand an. 

Dem neuen Ehrengericht machten die Universitätsbehörden 
nach kurzer Zeit ein Ende. Bereits im Frühjahr 1821 beschlag- 
nahmten sie die Papiere mehrerer Arminen. Darauf beschloß die 
Polonia, sich vor etwaigen Nachstellungen durch Verbrennung 
ihrer Skripturen zu sichern. Von nun an wurden alle Ver- 
handlungen mündlich geführt, was die allmähliche Auflösung 
der alten Formen zur Folge hatte. An Stelle der äußeren Er- 
kennungszeichen traten die Fragen und Antworten: Was be- 
schäftigt dich? Der Gedanke des Ignaz Potocki 1). In welchem 
Geiste? In dem des Hugo Kollatay !). In welchem Vorhaben ? 


1) Haupturheber der polnischen Verfassung v. 3. Mai 1791. 
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In dem des unsterblichen Kościuszko. Jedoch erkaltete jetzt 
der Eifer so sehr, daß im letzten Quartal 1821 keine und im 
Januar 1822 nur behufs Aufnahme neuer Mitglieder zwei Ver- 
sammlungen, die letzten förmlichen, gehalten wurden. Man 
fand sich nur noch Sonnabends bei einem Restaurateur Holz- 
apfel im Lesezimmer zusammen. 


2. Die Gründung der Panta Koina in Berlin. 


Wie in Deutschland, begann sich auch in Russisch-Polen 
bald nach dem Wiener Kongreß die akademische Jugend in 
Verbindungen zu politischen oder sozialen und wissenschaft- 
lichen Zwecken zusammenzuschließen. Ein die Pflege der 
letzteren verfolgender Verein war im Dezember 1817 in Warschau 
von zwei jungen Medizinern, Skalski und Ludwig Mauers- 
berger!), begründet worden. Die Vereinigung nannte sich 
„Gesellschaft der Freunde“ oder mx nach dem Losungs- 
wort xdvta xowa, was andeuten sollte, daß den Genossen alles 
gemeinsam war. Als nächste schlossen sich ein Auditeur Ludwig 
Fiszer und sechs Studenten an, darunter Karl Borromäus 
Hoffmann, der Sohn eines verstorbenen Professors *). Der 
Präsident Mauersberger warb 1818 noch den damaligen Lyzeal- 
schüler Louis Wladimir Koehler ?), indem er im als Ziele 
des Vereins nannte: gegenseitige Freundschaft im ausgedehnte- 
sten Sinne und Unterstützung sowie das Bemühen nach wissen- 
schaftlicher Ausbildung. Nach Verlesung der Kardinalregeln 
leistete Koehler allen Anwesenden durch Handschlag auf 
Ehrenwort das vorgeschriebene Gelöbnis, daß er den Zwecken 
der xx so viel als möglich Genüge leisten, ihre Existenz und 


1) Seine Personalien bei Kraushar 54. 

2) Der spätere Historiker und Revolutionär (t 1875 in Blasewitz 
bei Dresden), Gatte der Kinderschriftstellerin v. Tahska. 

3) Sohn eines wohlhabenden Rentiers in Warschau u. einer geb. 
Classen. Er wurde bis 1810 im Elternhaus unterrichtet, besuchte dann 
die Privatschule des Franzosen Marchand u. hinterher das von dem trefflichen 
S. B. Linde geleitete Lyzeum. Dieser hatte Mauersberger Koehlers Vater 
zur Erteilung von Privatstunden empfohlen. Die Sache zerschlug sich 
zwar, aber es entwickelte sich zwischen ihm und Louis K. eine innige 
Freundschaft. Die weiteren Personalien nach K.s Geständnissen Kraus- 
har 360. 


34° 
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alle Vorgänge in ihr aber geheimhalten werde. Darauf wurde 
er in die geheimen Zeichen des Vereins eingeweiht, neben dem 
Losungswort ein Druck mit dem Daumen der rechten Hand 
beim Handgeben, ein Punkt vor dem Namen bei der Unter- 
schrift und später das Tragen bestimmter Ringe. Auf die 
Parole hin waren die Mitglieder verpflichtet, zu erfüllen, was 
der Bittsteller zu seinem eigenen Besten begehrte; jeder besaß 
das Recht, Hilfe von der Gesamtverbindung wie von jedem 
Einzelmitglied zu fordern. 

Im Herbst 1818 erwarb Koehler das Reifezeugnis am Ly- 
zeum und wurde am 28. November in Berlin als Student der 
Medizin immatrikuliert. Die Zahl der Bundesangehörigen stieg 
zu jener Zeit bis auf 191). In seiner neuen Heimat hielt sich 
Koehler zu Jarochowskis Partei, die ihn am 16. Juni 1819 
aufnahm, und war noch ihr Mitglied, als zu Michaelis Mauers- 
berger mit einem Staatsstipendium in Berlin eintraf, wo beide 
zusammenwohnten und medizinische Kollegien hörten. Der 
Ankömmling wollte zwar mit seinen Landsleuten in Verbindung 
treten, fand aber so wenig Gegenliebe, daß die Warschauer Dios- 
kuren fortan für sich lebten. Koehler wurde von den Polen aus 
ihrem Verein ausgeschlossen und seines Ehrenwortes entbunden. 

Durch des Freundes Ankunft war in ihm der schon früher 
gehegte Plan einer Verpflanzung der mx nach Berlin 
neu angeregt worden. Bei einem Weihnachten 1819 von den 
in Berlin studierenden Polen gegebenen Essen traten beide an 
einen Professor Oczapowski und einen Bekannten Koehlers, 
Ludwig F. Sachse#), mit der Aufforderung zum Beitritt 


1) Kraushar nennt nach der von den Mitgliedern gefertigten Zu- 
sammenstellung 22 Namen. 

3) S. — er selbst schrieb sich Sachse — war der evangelische Sohn 
eines verstorbenen Tabakhandlers. Von seiner Mutter, geb. Chevalier, 
Inhaberin eines Konfektionsgeschäfts, hatte er wohl französisches Blut 
in den Adern. Des Polnischen war er unkundig. Er hatte bis 1815 das 
Friedrich-Werder-Gymnasium besucht und war dann zum Schreiben von 
Legationsrechnungen verwendet worden. Später brauchte ihn W. v. Hum- 
boldt zur Fertigung von Abschriften. Die Angabe, er sei in Hardenbergs 
Bureau tätig gewesen, reduzierte sich auf die bloße Zuziehung zur Be- 
arbeitung von Haushaltungsrechnungen durch des Fürsten verstorbenen 
Hausverwalter (der Minister d. Innern u. d. Polizei Frh. v. Schuckmann 
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heran. Ersterer willigte ein. Koehler setzte ihm als Präsident 
Zweck, Nutzen und Gründe des Vereins auseinander. Dann 
ging folgendes Frage- und Antwortspiel vor sich: Was hat 
Dich zu uns geführt ? Hilfe und Freundschaft haben mich dazu 
bewogen. Worauf gründest Du die Glückseligkeit? Sich in 
einem Zustand befinden, in dem ich selbst ruhig leben und 
meinen Nächsten Gutes tun kann. Verdient der durch eigene 
Schuld Unglückliche Mitleid ? Wenn er Neigung zur Besserung 
hat, so ist er des Mitleids wert, wenn er absichtlich Ursache 
seines Unglücks ist, verdient er es nicht. Darauf unterzeichnete 
Oczapowski den vorgeschriebenen Eid. Bald darauf reiste er 
indessen nach Möglin. 

Da Sachse das Verbot geheimer Verbindungen kannte und 
gegen solche damals Untersuchungen begannen, schwankte er 
lange. Er schrieb Koehler, daß ihm ein wahrer Freund genüge. 
Als er sich aber tags darauf in dessen Wohnung einfand, ließ 
er sich doch beschwatzen. Koehler und Mauersberger stellten 
ihm die guten Zwecke des Vereins und die ihm als unbemittel- 
tem, auf geistige Bildung bedachtem jungen Manne erwachsen- 
den Vorteile unter schmeichelhaften Äußerungen über seinen 
schätzenswerten Charakter so eindringlich vor, daß seine Be- 
denken schwanden. Am 23. Februar erfolgte unter den er- 
wähnten Formalitäten auch Sachses Eintritt. 

Um der m Mitglieder zu gewinnen, verfielen die Freunde 
auf die Gründung eines Klubs, der ihnen Gelegenheit zu 
näherer Prüfung der Kandidaten bieten und gewissermaßen 
den Vorraum zu dem Allerheiligsten der Gesellschaft der 
Freunde bilden sollte. In der ersten Sitzung wurde ein bald 
wieder in Vergessenheit geratendes Programm festgesetzt. Die 
Mitglieder erhielten Zuwachs durch die beiden Polonen von 
Bukowiecki und T. v. Kurnatowski sowie den für alles 
Französische schwärmenden Litauer Gutsbesitzer Baron von 
Roenne!). Teils bei ihm, teils bei Koehler wurden alle Mitt- 


an den Minister d. auswärt. Angelegenheiten Grafen Bernstorff 4. März; 
Antw. 12. März; Hardenberg an Schuckmann 18. März 1822). 

1) Koehler verzeichnet seufzend in seinem Tagebuch: „Solche Vor- 
urteile herrschen vielleicht bei allen künftigen Verteidigern unseres Vater- 
landes und der Warschauer Jugend. Ihr Gott nährt Fremdes unter dem 
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woch Abend im ganzen etwa zehn Sitzungen gehalten. Die 
Mitglieder mußten dabei umschichtig Aufsätze über beliebige 
wissenschaftliche Themata vorlesen. Als aber Mauersberger 
im April, von Roenne begleitet, über Schweden nach Paris reiste, 
schlief das harmlose Unternehmen im Mai völlig ein, ohne der 
ax den erhofften Aufschwung gebracht zu haben. 

Auch deren bisher schon seltene Sitzungen wurden nun 
ganz unterbrochen. Erst im September nahm man sie wieder 
auf, da Oczapowski zurückkehrte und allmählich sechs der 
Warschauer Mitglieder, die nach den Statuten auch dem 
Tochterverein angehörten, in Berlin auftauchten. Sachse wurde 
zum Sekretär, Koehler zum Präsidenten gewählt. In seiner 
Eröffnungsrede schob er die Schuld an dem Scheitern des Klubs 
auf die Uneinigkeit der Polen und den geringen Bekanntenkreis 
der Mitglieder, betonte aber auch, daß man mit großer Vorsicht 
habe zu Werke gehen und für die Verhandlungen eine fremde 
Sprache wählen müssen, um Einheimischen den Beitritt zu 
erleichtern. Die Verhandlungen und die nur Thema und Namen 
der Vortragenden enthaltenden Protokolle wurden französisch, 
später deutsch weitergeführt. Die für die Reden gewählten 
Stoffe waren wieder ganz unverfänglich (über den Feldbau; 
über die Quäker usw.). Zuerst besprach man Angelegenheiten 
der wx oder einzelner Mitglieder, dann schritt man zum Vortrag 
und beschloß die Abende bei einer Tasse Tee unter Diskussion 
über wissenschaftliche Gegenstände. Die Auslagen wurden in 
Ermangelung fester Beiträge repartiert. 

Gleichzeitig knüpfte man engere Verbindungen mit 
dem Warschauer Zentralverein an. Koehler hatte die Be- 
ziehungen zu den alten Freunden durch regen Briefwechsel mit 
Mauersberger und Fiszer aufrechterhalten. Die Politik wurde 


Namen Vaterlandsliebe. Ich selbst dachte so, als ich Polen verließ. Die 
edlen Zwecke der heutigen deutschen Jugend streben, genährt vom Natio- 
nalsinn, höher. Sie ist erwacht und will sich selbst die wiedergekehrte 
Freiheit verdanken. In ihre Fußstapfen müssen wir treten. Wenn sie 
solche Gedanken hegt, so müssen wir dies um so mehr, die wir hinter- 
gangen durch Versprechungen des einen [Napoleon] , jetzt durch scheinbare 
Geschenke des andern [Alexander] verführt, soviel Blut vergossen haben, 
und uns für frei halten, indem uns die Fesseln ärger denn je drücken“. 
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dabei vermieden, da die polnische Post häufig Briefe öffnen 
sollte. Er berichtete von der Polonia und hoffte, daß sie sich 
weiterhin in den Bahnen der Mäßigung bewegen werde (an 
M. 8. Dezember 1818). Hingegen erfuhr er, daß dem Verein in 
Warschau schwere Gefahr ‚gedroht hatte. Der Universitäts- 
rektor war mutmaBlich durch zwei ausgestoßene Mitglieder von 
seiner Existenz benachrichtigt worden. Bei der Schließung 
eines offiziellen Studentenvereins ließ er sich daher den Vor- 
sitzenden Jordan kommen und gab ihm zu verstehen, daß er 
bis in alle Einzelheiten unterrichtet war. Er eröffnete ihm, daß, 
wenn die xx nicht aufgelöst würde, ihre Anhänger schlimme 
Folgen zu gewärtigen hätten. Es wurde deshalb die vorläufige 
Suspension des Bundes und die Vernichtung aller Schriftstücke 
verabredet (Mauersberger und Fiszer an Koehler 26. Juli und 
2. September 1819). 

Auch Koehlers jüngerer Bruder Joseph beschwor Louis 
wiederholt, sich nicht mit verdächtiger Korrespondenz und 
Politik zu befassen, was ihm keinen Nutzen, aber große Unan- 
nehmlichkeiten zuziehen konnte. Er freute sich, daß jener nicht 
zur Untersuchung gezogen und einer Beschlagnahme seiner 
Papiere entgangen war !) (Briefe vom 29. Juli 1819, 30. August 
und 22. Oktober 1821). Ganz ähnlich äußerte sich Kochlers 
Vater und warnte vor anstößiger Rede und Schrift (6. September 
1821). Auch ein Student Zacher schrieb Koehler von den ab- 
scheulichem Gift vergleichbaren Bitternissen, mit denen die 
Freiheit des akademischen Lebens in Warschau gemengt war, 
wo alle Handlungen der Hochschüler von der Regierung und 
dem Senat überwacht wurden und ungezählte Spione ihnen bis 
in die Hörsäle folgten. Bei Fortdauer solcher Mißbräuche er- 
schien die Lebensfähigkeit der Universität bedroht. 

Die Beteiligten schlugen indessen alle Warnungen in den Wind 
und eilten blindlings ins Verderben, in Berlin wie in Warschau. 
Hier erholte man sich rasch von dem ersten Schreckschuß und 
nahm das frühere Treiben wieder auf. Im August 1820 wurden 
die Satzungen in 93 Artikeln vollendet. Man datierte diese 


1) Da K. hiernach schon 1820 mit einer Hausuntersuchung rechnen 
mußte, erscheint es als unbegreiflicher Leichtsinn, daß er seine Papiere 
nicht wirklich vernichtete. 
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Konstitution auf den 21. Dezember 1817 zurück. Sie 
billigte, abweichend von dem zu Koehlers Zeiten üblichen Ver- 
fahren, dem Präsidenten das Recht zu, von jedem Verbündeten 
unbegrenzten Gehorsam zu verlangen, wenn er etwas nach den 
Gesetzen und im Namen der Gesellschaft befahl. Die Natio- 
nalität machte bei der Aufnahme keinen Unterschied, doch 
scheinen nur Polen, allerdings auffallend viele mit deutschen 
Namen, eingetreten zu sein. Zu den Sitzungen hatten bloß 
Mitglieder Zutritt, da strenge Geheimhaltung der Verbindung 
und aller Vorgänge in ihr vorgeschrieben blieb und eidlich zu- 
gesichert werden mußte. Über die Dauer der xx war keine 
Bestimmung getroffen, doch war sie als Bund fürs Leben 
gedacht. Daher blieben ihr die Mitglieder auch nach Abgang 
von der Universität treu, Mauersberger, aus Paris zurück- 
gekehrt, als Bataillonschirurg, Jordan und der Don Juan 
Hoffmann als Justizbeamte (Mauersberg an Koehler 28. Ok- 
tober 1821). 

Im Dezember 1820 bot sich bei der Reise eines Dr. Wolski 
sichere Gelegenheit, um nach einem langgehegten Wunsch 
Koehlers ihm die Warschauer Statuten zu senden. An- 
fänglich hatte man ihn auf Mauersbergers Ankunft vertröstet, 
der dann doch mit leeren Händen kam. Dann scheute man sich, 
das wichtige Schriftstück der Post anzuvertrauen. Nun gaben 
die Warschauer Freunde nach. Hoffmann bemerkte hierzu: 
„Der Schritt ist sehr kühn. Bedenke, daß alle Verantwortung 
auf Euch fällt. Soweit ich Euch kenne, darf ich hoffen, daß Ihr 
bei allem die allergrößte Vorsicht, kaltes Blut und 
Überlegung nicht sparen werdet.“ Auch wies er darauf hin, 
daß jede Tochtersektion der Hauptverbindung halbjährliche 
Berichte, bei Benutzung der Post in verschleierten Ausdrücken, 
zu erstatten habe. 

In Berlin wurden Koehler und Sachse mit der Ubertra- 
gung der Konstitution ins Deutsche betraut, kamen aber damit 
nicht zu Ende. Die dortige Verfassung sollte sich mit einigen 
durch die geringe Mitgliederzahl bedingten Abweichungen dem 
Warschauer Vorbild anpassen. Hingegen wurde der Bericht 
an die Zentrale nie erstattet. 

Ebensowenig fand man Gelegenheit, die Aufnahmebestim- 
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mungen anzuwenden. Vielmehr reisten die Gäste sämtlich im 
Frühjahr 1821 wieder ab, und die allein zurückbleibenden 
Koehler und Sachse hielten natürlich keine Sitzungen mehr. 
Die Gesellschaft konnte als erloschen betrachtet werden, ob- 
wohl sie nicht durch einen förmlichen Beschluß aufgehoben 
war. In einer der letzten Sitzungen hatte Oczapowski, wie 
schon einmal gleich nach seinem Eintritt, erklärt, ihm erscheine 
bei ihren rein wissenschaftlichen Zielen die geheimnisvolle 
Form lächerlich, und da ihnen dieser Mystizismus falsch aus- 
gelegt werden könne, stimme er für mündliche Verhandlungen 
und die Vernichtung aller Skripturen. Die Anwesenden waren 
einverstanden, und die Schriftstücke einschließlich des Proto- 
kollbuches wurden zum Flammentode verurteilt. Die War- 
schauer Konstitution entging diesem Schicksal, da Koehler sie 
in die Sitzung nicht mitgebracht hatte. 

Praktische Tätigkeit war nur geübt worden durch Samm- 
Jungen für zwei bedürftige Mitglieder. Für die beabsichtigte 
weitere Ausdehnung des Vereins sprach ein Brief Koehlers an 
einen ihm befreundeten Handlungsgehilfen Hochedlinger in 
Hamburg, den der ankommende Mauersberger von den ‚großen 
Zwecken“ seiner Reise unterrichten werde. Das deuteten die 
Behörden auf die Gründung eines Tochtervereins in Paris, da 
auch Hoffmann im August 1820 schrieb, der neue Vorsitzende 
Wojewódzki habe sich große Dinge mit xx in Paris vorge- 
nommen und möchte sie nach allen Himmelsrichtungen ‘ver- 
pflanzen. Mauersberger berichtete von dort allerdings nur 
einmal, daß die vom Geschlecht der Sarmaten sich zur würdigen 
Feier des 3. Mai rüsteten 1). 


3. Die Entdeckung und polizeiliche Unter- 
suchung der rävra xotva. 


Das Vorhandensein geheimer polnisch-akademischer Ge- 
sellschaften an mehreren deutschen Hochschulen war den Be- 
hörden schon vor 1820 bei dem Verfahren gegen das Burschen- 
schafts- und Turnwesen bekannt geworden, doch versprachen 


1) Nach Koehlers Briefwechsel, seinen Aussagen v.1. u. 27. März 
1822, den Depositionen Sachses v. 24. Sept. und seiner schriftlichen Aus- 
lassung v. 7. Aug. Ee sale 
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die vorliegenden Anzeichen noch kein erfolgreiches Einschreiten. 
Hingegen kam die russische Regierung um 1820 einer über 
Warschau, Kielce, Krakau verzweigten, in ihrer äußeren Form 
ganz dem deutschen Vorbild nachgeahmten Burschenschaft 
auf die Spur, bei der man geheime Verbindungen mit preußi- 
schen Universitäten vermutete!). Bei den hierdurch in Breslau 
veranlaßten Recherchen wurde durch aufgefundene Briefe im 
Juli 1821 von neuem das Bestehen einer polnischen Landsmann- 
schaft Polonia in Berlin erwiesen. Bereits am 21. Oktober er- 
klärte Schuckmann dem Kultusminister Frhn. v. Altenstein 
die Duldung auch nur eines ihrer Mitglieder für unvereinbar 
mit der Ruhe und Sicherheit des Staates ?). Er trat auch 
schon damals wegen einer nur bedingten Zulassung polnischer 
Studierender mit Altenstein in Verbindung. 

Ins Rollen brachte den Stein aber erst 1822 die Unter- 
suchung gegen die Arminia. Durch die Geständnisse des eines 
Anschlusses an die Berliner Burschenschafter für unwürdig er- 
klärten jüdischen stud. jur. Julius Ahlenfeld aus Chodziesen 
kam zutage, daß an Stelle der nach dem Bundesbeschluß vom 
20.September 1819 aufgelösten ‚„AllgemeinenDeutschen Burschen- 
schaft‘‘ eine neue, in Berlin und Breslau die Bezeichnung 
Hermannsbund oder Arminia führende Burschenschaft ge- 
treten war. Ihre einheitliche Organisation erfolgte auf einem von 
acht Hochschulen, darunter Berlin und Breslau 8), beschickten 
Burschentage zu Dresden (29. September bis 5. Oktober 
1820). Das dabei aufgestellte Programm erwies sich aber 
während des Winters als undurchführbar. Es kam zu Spaltun- 
gen, und man sah sich wider Willen zur Geheimniskrämerei 
gezwungen. Bei der Verfolgung der Zweikämpfe erhielten die 
Behörden auch von der Arminia Wind, und so wurde für Berlin 
im März 1821 deren Auflösung beschlossen. Im Sommer traten 
die Mitglieder nur in der Form eines Ehrengerichts zusammen, 
das freilich die alten Gedanken weiterpflegte. Eine nachdrück- 
liche Ahndung unterblieb, da das Kultusministerium diese 


1) (ungenauer) Abdruck d. Konstitution Neigebaur 32/8. 

2) Laubert 77 u. 861. 

3) Auch die dortige Polonia entsandte Vertreter (Laubert 97). Das 
anfänglich ausersehene Naumburg a. S. erschien nicht sicher genug. 
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Bestrebungen übersah, die reaktionären Minister Schuckmann 
und Wittgenstein keine willfährigen Organe hatten. Erst 
nachdem Mitte Dezember der König auf Vorschlag des Re- 
gierungsbevollmächtigten, Geh. Oberregierungsrats Schulz, 
den Kammergerichtsassessor Krause zum Universitätsrichter 
ernannt hatte, fühlte sich jener zu einem energischen Vorstoß 
stark genug!). Die Polonia war fortdauernd Gegenstand der 
behördlichen Aufmerksamkeit geblieben. Durch Krauses unab- 
lässige Bemühungen erfuhr man jetzt, daß sich bei dem mit dem 
bekannten Burschenschafter Eyssenhardt zusammenwohnen- 
den Koehler Papiere befänden, die über den Sachverhalt 
Aufklärung versprachen. 

Am 10. Februar holte Schulz Schuckmanns Genehmigung 
zu einer Haussuchung ein, die er bereits in der folgenden Nacht 
durch den Hofrat Falkenberg vornehmen ließ. Da die hierbei 
entdeckte Konstitution der Warschauer nx ‚eine sehr tiefe und 
gefährliche politische Richtung der Gesellschaft‘‘ voraussetzen 
ließ®), wurde Koehler am 13. Februar nach dem Universitäts- 
karzer abgeführt. Er hatte bei der vorläufigen Vernehmung 
zwar behauptet, daß die Verbindung bloß literarischen Zwecken 
gedient und sich Ende 1820 aufgelöst habe, aber keine Beweise 
erbracht. Sonstige Nachrichten ergaben mit Bestimmtheit, 
daß er noch fortwährend tätiges Mitglied eines geheimen Bundes 
war.?) Schulz witterte in dem burschenschaftlichen Anstrich 


1) Nach Lenz 101/2 u. 150 ff., doch wird dort Ahlenfeld fälschlich 
als stud. phil. aus Polen bezeichnet. | 

2) Besonders wegen der Stelle: Da unser Glück nicht von uns selbst, 
sondern von den vielen inneren, ihm zuwiderlaufenden Umständen abge- 
hangen hat und die Kräfte des einzelnen zu deren Bekämpfung nicht hin- 
reichen, und da ein gemeinschaftlicher Gebrauch der Kräfte vieler Gleich- 

.gesinnter diese Umstände zu unserem Glück wenden kann, erscheint die 
Vereinigung dieser Kräfte um so zweckentsprechender. Von diesen Wahr- 
heiten überzeugt und unserer Freunde wie unser eigenes Wohl vor Augen 
haben wir eine Verbindung der Freunde eröffnet, deren Ziele sind: Freund- 
schaft und gegenseitiger Beistand im ausgedehntesten Sinne und Ver- 
gnügen. 

3) Schulz an Schuckmann 13. Febr. — Die Übersetzung der in vier 
Sprachen gefaßten Koehlerschen Schriftstücke besorgte Geheimsekretär 
Adami. — K. sah — wohl irrtümlich — die Ursache des Einschreitens 
der Behörden in folgendem: „Da Fürst Radziwiłł bei seinen Landsleuten 
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eine Maske, unter der die eigentliche Geheimverbindung mit 
dem fir ihre Zwecke brauchbaren Teil der deutschen Studenten- 
schaft in Fühlung zu treten beabsichtigte. Darum erschien es 
wichtig, die Papiere der Warschauer Mitglieder in die Hand zu 
bekommen. Allerdings gelangte mutmaßlich zuvor eine Nach- 
richt von den jüngsten Berliner Ereignissen dorthin, da selbst 
eine Estafette den Vorsprung der Reitpost nicht mehr einzu- 
holen vermochte !). Trotzdem drang Schuckmann, der unver- 
brüchlich den Grundsatz festhielt, daß man den Umtrieben der 
polnischen Studenten im möglichsten Einvernehmen mit der 
königlich polnischen Regierung nachspüren müsse, bei Bernstorff 
darauf, daß er die beschleunigte Vernehmung der Warschauer 
Genossen und die Übersendung ihrer Papiere beantrage. Auch 
mutmaßte er in den Statuten nur die Vorschriften für die zum 
Gehorsam besonders verpflichteten unteren Grade der Ver- 
schworenen, während die über die wahren Ziele des Bundes sich 
auslassenden Hauptgesetze beim Zentralverein ruhten 2). Die 
Verständigung mit den polnischen Behörden wurde dadurch 


nicht gut angeschrieben und sein Benehmen als Pole in letzter Zeit nieder- 
trächtig war, wurde er in den Schulen in Verruf erklärt. In Berlin kam es 
zwischen zweien von uns und zwei fremden Akademikern, die ihm doch 
Besuch gemacht hatten, deswegen zum Duell. Letztere nahmen deutsche 
Sekundanten, wurden aber zusammengehauen. Darüber entstand in der 
Stadt großer Skandal, und die Regierung konnte nicht schweigen, denn 
Radziwilt ist mit dem Könige verwandt; crimen laesae majestatis! Bis 
jetzt ist zum Glück nichts entdeckt, und im April verläßt die größere Hälfte 
der entflammten Landsleute Berlin“ (aufgefangener Brief v. 22. Febr.). — 
K. selbst hatte mehrere, ihm durch seinen Vater 1820 in Warschau er- 
wirkte Empfehlungsbriefe Radziwills, so an Hufeland. 

1) K. hatte in der Tat die Frist zwischen der Beschlagnahme seiner 
Papiere und seiner Verhaftung benutzt, um durch einen Kaufmann Claus 
(Kraushar 56) Mauersberger zu schreiben, daß die Satzungen in die Hände 
der Behörden gefallen seien, er aber so lange als möglich alles leugnen 
werde. Sie möchten nach Ermessen alle Papiere verbrennen oder wahr- 
heitsgetreu alles eingestehen. 

2) An Bernstorff 16. Febr.; dieser an den russischen Gesandten in 
Berlin, Grafen Alopeus, 19. Febr. — Die Annahme verschiedener Grade 
der Mitglieder, wie sie bei den Carbonari und den Posener Geheimbündlern, 
den Kosiniery (Sensenmännern), bestanden, ist für die mx nicht zu- 
treffend, beherrschte aber geradezu idiosynkratisch die Phantasie der 
preußischen Minister. — Die Akten wurden gleich allen späteren unver- 
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erleichtert, daß auf Grund der 1821 von ihnen gemachten 
Entdeckungen der des Deutschen mächtige Prokurator am 
Warschauer Kriminalgericht, Falenski, nach Berlin gesandt 
war, um die in Warschau niedergesetzte Untersuchungskom- 
mission von den dortigen Resultaten zu unterrichten. Während 
seines mehrmonatigen Aufenthalts vermittelte er auch in Sachen 
der xx die beiderseitigen Aktenergebnisse !). 

Koehlers Widerstandskraft brach unter dem sich mit 
fortschreitender Spezifizierung seiner Papiere anhäufenden 
Beweismaterial rasch zusammen, und er versuchte seine Lage 
durch ein reumütiges Geständnis zu verbessern. Am 14. Fe- 
bruar räumte er die Aufnahme Sachses in die mx ein, und 
am 18. wurde auch dieser der Stadtvogtei zugeführt ?). 

Schulz und der ihm als Gehilfe beigegebene Krause er- 
kannten in Anlehnung an einen Präzedenzfall sofort, daß es 
umfassender polizeilicher Nachforschungen bedürfe. Ersterer 
unterwarf deshalb dem Minister die Entscheidung, welcher Be- 
hörde das Verfahren anzuvertrauen sei, und verband damit 
den Antrag auf Koehlers Abführung in Polizeigewahrsam. 
Schuckmann überzeugte sich gleichfalls von der Notwendigkeit, 
die Sache gegen einen so stark in die Kategorie der strafbaren 
geheimen Verbindungen fallenden Bund an die Kriminalbehör- 
den abzugeben, wünschte aber das Vorangehen einer erschöpfen- 
den polizeilichen Untersuchung, die unter Schulz’ Leitung 
mit Zuziehung Falkenbergs durch Krause erfolgen sollte °’). 


züglich auch dem preußischen Vertreter in Wien, Generalleutnant v. Kruse- 
marck, zur Weitergabe an die dortige Regierung mitgeteilt. 

1) Preuß. Generalkonsul Schmidt in Warschau an Bernstorff 5. Febr.; 
Großfürst Konstantin an Schmidt 23. Jan./4. Febr.; Bernstorff an Alten- 
stein u. Schuckmann 13. Febr.; der kaiserliche Senator Novosiljcow in 
Warschau an Alopeus 19./31. Jan.; Tzschoppe (i. V. Hardenbergs) an 
Schulz, Kamptz usw. mit dem Ersuchen, Falenski auf jede Art behilflich 
zu sein und ihm gewünschte Nachrichten mit der den freundschaftlichen 
Beziehungen beider Regierungen entsprechenden Bereitwilligkeit zu 
geben. Die erste Anregung zu seiner Mission hatte übrigens ein Antrag 
der preußischen Gesandtschaft in Petersburg auf Entsendung eines Be- 
amten nach Berlin zur Vornahme der nötigen Verhöre gebildet. 

2) Schulz an Schuckmann 14. Febr.; Ber. d. Berliner Polizeiprä- 
sidiums 18. Febr. 

3) Schulz an Schuckmann 15. Febr.; Antw. 16. Febr.; Koehler wurde 
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Sie wurde am 25. Februar eröffnet. Falkenberg ersah 
bald, daß er mit raffinierten Gesellen zu tun hatte. Sachse ver- 
suchte brieflich, seine Mutter auf einen Weg zu Kollusionen auf- 
merksam zu machen. Für Koehler wurde Wäsche mit dem 
Zeichen H. A. Eriam, im Palindrom: Maire, eingeschickt. Sein 
Komplize gestand, in die Enge getrieben, daß von seinen Cou- 
sinen Henriette und Adelaide Maire, Töchtern des ver- 
storbenen Radziwillschen Haushofmeisters, erstere Koehlers 
Geliebte war und bis vor einem halben Jahre im Statthalter- 
palais gelebt hatte. Ferner passierte Koehler das Mißgeschick, 
daß er ihm von seiner Verlobten gebrachte Pfannkuchen als 
altbacken verschmähte und der Gefängniswärter darin einge- 
backene Notizen fand. Darauf erbat Falkenberg ministerielle 
Genehmigung, um auch die Maireschen Schriftsachen zu be- 
schlagnahmen 1). Die Zugehörigkeit Sachses eröffnete dem 
Spürsinn des Inquirenten ungeahnte Perspektiven. Dieser 
Jiingling hatte ja die erschütterndsten Geheimnisse aus dem Haus 
Hardenbergs, den Ministerien Bernstorffs und Humboldts, 
durch seine Basen aus dem Palais Radziwills und durch die 
Bekanntschaft seiner Mutter mit dem königlichen Leibzahnarzt 
Boillif gar aus dem Kabinett erhaschen können. Er war also 
eine politische Akquisition. Auch Koehlers Liebelei mit Fräulein 
Maire hatte anscheinend politische Gründe, denn nach seinem 
Tagebuch machte er noch andern Damen den Hof. Bald wurden 
Sachse Geständnisse über die Verteilung der Vorstandsämter 
entrissen. Ein genau nach Hoffmanns Vorschriften gefertigtes, 
zur Aufnahme der Statuten bestimmtes Buch aus seinem Besitz 
bewies die Abhängigkeit vom Warschauer Verein. Dagegen 
blieb er dabei, daß das wichtigere Protokollbuch vernichtet 
war ?). 
auf Veranlassung des Polizeipräs. v. Esebeck am 20. in die Stadtvogtei 
gebracht. 

1) Zielewicz (16) tut Schuckmanns Humanität zuviel Ehre an, 
wenn er meint, dieser habe, verständiger als sein Gehilfe, die Genehmigung 
verweigert. Er erteilte sie vielmehr unbedenklich. Bei der Revision 
wurden drei Briefe Koehlers aus seiner Haft zurückbehalten. Henriette 
M. entschuldigte ihr Verhalten damit, daß sie seit drei Monaten 
Koehlers Braut sei. | 

2) Falkenberg an Schuckmann 23. u. 27. Febr. 
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Vom ersten Augenblick annahm Friedrich Wilhelm III. 
an der Untersuchung regen Anteil. Auf Esebecks Bericht über 
die beiden Verhaftungen ließ er noch am selben Tage Erkundi- 
gungen einziehen 1). Schuckmann lobte Schulz’ musterhafte 
Umsicht und gedachte der bereits angeknüpften Verbindung 
mit den Warschauer Behörden, die ihrerseits auf kaiserlichen 
Spezialbefehl Mitteilungen gemacht hatten. Des Ministers Be- 
hauptung, daß, soweit sich bis jetzt übersehen lasse, die Ver- 
bindung unter den in allen solchen Fällen vorgeschützten 
wissenschaftlichen und sittlichen Zielen sehr versteckte politi- 
sche Pläne, nämlich die Rückeroberung der den Völkern all- 
gemein und der polnischen Nation in erster Linie geraubten 
Freiheit, verfolgt habe, schien mit fortschreitender Übersetzung 
der Koehlerschen Papiere an Gewißheit zu gewinnen = Am 
6. März überreichte Falkenberg 

1. eine wahrscheinlich in einer Sitzung gehaltene Rede 
Mauersbergers, die Quintessenz von dessen revolutionären 
und demagogischen Grundsätzen, die unter heftigen Ausfällen 
gegen die Jesuiten zur Vollendung des durch die französische 
Revolution begonnenen Werkes aufforderte, denn: „das allein 
herrschende Erbteil der Vergangenheit tyrannisiert noch die 
Menschen. ... Die nämliche Ursache, welche die Völker erschuf 
und die erschaffenen erhält, ich meine Gott selbst, wenn man 
diese Ursache so nennen darf, ist Herr des Menschen und seines 
Daseins. Dennoch ist der furchtsame, demütig dem Joch sich 
beugende Mensch dem Willen eines Stärkeren unterworfen, 
weil er, feige und verzagt, sich fürchtet, die Rechte zu fordern, 
die die Natur selbst ihm zuerkannte, weil er seine eigenen Kräfte 
nicht kennt, weil er, gierig nach materiellem Besitz, in ihm auf- 
geht und die edlen Vorrechte des Menschen nicht kennt noch 
kennen zu lernen sich bemüht, weil er, wankelmütig und un- 
einig ist, anstatt sich mit anderen zu gemeinschaftlicher Be- 
freiung von der Tyrannei zu verbünden. Die gefeierte Fran- 
zösische Revolution ... entfernte sich von ihren Zielen, weil 


1) Notiz v. Kabinettsrat Albrecht 4. März. 

2) In derselben Weise ging Hardenberg am 6. März die erste Nach- 
richt über diesen Verein „von besonders gefährlicher Natur“ zu. Auch er 
forderte von Schuckmann kursorische Berichte. 
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sie ihre Tendenzen änderte. Dennoch bleibt sie den Königen 
eine ewige Lehre, den Völkern ein Vorbild. Was erreicht ist, 
läßt sich nicht wieder vernichten. ... Die Regierung ist die 
Gewalt einzelner, ausgeübt zum Schaden vieler. Die Religion 
ist die Stütze der Regierung, da sie gleich ihr die menschliche 
Freiheit beengt. Sie fordert Demut und Devotion und lenkt 
damit ab von liberalen Handlungen. Sie hindert die Menschen, 
an die Freiheit zu denken !).“ 

Koehler wollte zwar den ihm vor Mauersbergers Abreise 
anvertrauten Aufsatz nie gelesen haben, der seines Wissens auch 
in Warschau nicht vorgetragen wurde, da Dinge ähnlichen 
Inhalts oder etwaige Verfassungsänderungen nicht besprochen 
wurden. Er bedauerte die Verbrennung des Protokollbuches, 
die ihn der Möglichkeit beraubte, diese Behauptung zu er- 
weisen. 

2. einen undatierten Aufsatz Koehlers, worin er sagte: 
„Der Zweck des Bundes ist kurz der, dem Vaterland Hilfe zu 
bringen und seine Ketten zu zerbrechen, Geist und Herz zu 
bilden, tätig auf die Gemüter anderer zu wirken und in ihnen 
den Patriotismus zu wecken, der in dem polnischen Blut nie 
lange unterdrückt werden kann. Der zum Schutz vorgeschobene 
Zweck soll nur die Hülle eines Kernes bilden, der unserer würdi- 
ger ist. Zu ersterem haben wir uns mit der Arminia verbunden, 
obgleich wir im Herzen mit ihr nach dem letzteren streben. 
Der fingierte Zweck ist der Welt bekannt, der wirkliche soll, 
bis es an der Zeit ist, in unseren Herzen begraben sein. Daß Du 
ihn nicht vorzeitig verrätst, verbürgst Du mit Deinem Leben. 
Sollte durch einen unglücklichen Zufall das heilige Geheimnis 
über Deine Lippen kommen, so ist, ehe es uns schaden kann, 
schon Dein Untergang bereitet. Die Zeit ist erschienen, wo der 
Mensch seine Würde besser erkannt hat. Ringsum erblicken 
wir sich empörende Nationen, und indem alle nur nach einem 
Punkt streben, sind sie uns mit der Verwirklichung unserer 
Absichten zuvorgeeilt, jedoch nicht in dem Bestreben nach 
ihnen. Ihre unüberlegten Unternehmungen mögen uns zur 
Lehre dienen; sie mögen uns zeigen, daß Vorsicht und größte 


1) Der Aufsatz in polnischer Übersetzung Kraushar 71/3. 
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Behutsamkeit alle Schritte leiten miissen. Nur zu lange schon 
seufzt der Pole unter dem Joch der Sklaverei, woran sein 
Nacken nicht gewöhnt ist, der bis in die spätesten Geschlechter 
nicht nachgiebiger werden wird. Es ist bereits an der Zeit, 
diese Fesseln zu zerbrechen, aus diesem Schlaf zu erwachen, 
und an uns ist es, diesen bedauernswürdigen Zustand zu be- 
endigen und mit der Freiheit des teueren Vaterlandes seinen 
früheren Glanz wiederherzustellen 1)‘. 

3. die wichtige Notiz, daß Koehler auch der Polonia 
angehörte. Da deren Natur hinlänglich bekannt war, ferner 
die engste Gemeinschaft zwischen allen diesen Vereinen wohl 
keinem Zweifel unterlag, erachtete es Falkenberg für dienlich, 
allerorten die Papiere der einer Mitgliedschaft oder Mitwissen- 
schaft verdächtigen Subjekte zu revidieren. Auch Falenski 
wünschte dieses Vorgehen an den von Polen besuchten Hoch- 
schulen. Für Berlin bot hierzu einen Anhalt die bei Koehler 
gefundene Nomenklatur der dortigen Mitglieder. 

Am nämlichen Tage meldete Schuckmann dieses wichtige 
Ergebnis triumphierend dem Könige, der darauf persönlich 
Einsicht von Koehlers Papieren zu nehmen begehrte ?). Bei 
ihrer Zustellung am 10. März betonte der Minister nochmals, 
daß die neuerdings übersetzten Schriften die eine Aufwiegelung 
der Völker, und zwar nicht nur des polnischen, gegen das Joch 
der europäischen Regierungen und die Freiheit und Gleichheit 
erstrebenden Zwecke der mx erhärteten. Hieraus erklärte sich 
die überall wahrnehmbare Vorsicht und der bei der Aufnahme 
geforderte Eid. Der Verkehr der Einzelgruppen mit der Mutter- 
gesellschaft und das satzungsmäßige Propagationssystem er- 
höhten die Gefährlichkeit des Bundes. Von der Arminia war 
zutage getreten, daß sie sich zu Berlin und Breslau mit 
der Polonia in einem Kartell vereinigt hatte. 

Bei diesen für die Ruhe aller Staaten höchst bedenklichen 
Verhältnissen der schon ihrer Form nach strafbaren Verbindung 
glaubte Schuckmann die von dem Hofrat vorgeschlagene Maß- 
regel auf die Vorsteher und hauptsächlichsten Mitglieder der 


1) In poln. Übersetzung Kraushaar 362 ff. 
2) Kabinettsorder an Schuckmann 7. Marz. 
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Arminia und Polonia ausdehnen und ihr einen solchen Umfang 
geben zu müssen, daß davon nicht bloß die vollständige Er- 
mittlung dieser Vereine, sondern auch die Verhütung neuer 
erwartet werden konnte. Da aber eine Unterbrechung im Über- 
setzen der Koehlerschen Papiere unzweckmäßig erschien, riet 
Falkenberg dazu, das Vorgehen gegen andere Personen zu ver- 
tagen, bis Koehlers Vernehmungen und seine Aufzeichnungen 
eine Verbindung jener zur mx ergaben, um sie nicht vorzeitig 
merken zu lassen, daß man auch um ihre Teilnahme an der 
Polonia wußte 1). 

Die Ereignisse wuchsen aber bald über diesen Vorschlag 
hinaus, denn in dem gründlichen Verhör vom 14. März 
legte Koehler das Geständnis ab, daß bis auf die Kon- 
stitution alle bei ihm gefundenen Schriftsticke, 
auch das Mitgliederverzeichnis, aus der Zeit nach seinem 
Eintritt in die Polonia stammten und sich auf sie, 
nicht auf die mx bezogen, letztere hingegen weder 
mit der Polonia noch Arminia einen Zusammenhang 
hatte. Er selbst empfand nach Mauersbergers Fortgang seine 
Isolierung so schmerzlich, daß er sich bemühte, wieder mit 
seinen Landsleuten Fühlung zu erhalten. Deren mehrere ver- 
sicherten ihm, daß sein Ausschluß nicht aus persönlicher Miß- 
achtung, sondern nur wegen seiner Zurückhaltung und wegen 
seines Verkehrs mit Mauersberger erfolgt sei. Beide Hinder- 
nisse waren nun behoben, und er wurde auf Mantys Vorschlag 
gegen eine Stimme in die Polonia aufgenommen und 
wohnte am 16. Juni 1820 zum erstenmal einer Sitzung bei. 
Den gefundenen Aufsatz bezeichnete er als das Konzept einer 
Rede, die er beim Eintritt Jos. v. Radonskis gehalten hatte. — 
Nunmehr mußte eine völlige Trennung in der Unter- 
suchung gegen die Polonia und mm eintreten, und 
es lag kein Grund mehr vor, deren Eröffnung gegen erstere 
noch zu verzögern ?). 


1) An Schuckmann 13. März. 

2) Der durch K.s Zugehörigkeit zu beiden Gesellschaften anfänglich 
bei der Untersuchungsbehörde veranlaßte Irrtum hat wohl Lenz, dem 
vermutlich nur die ersten Berichte vorlagen, zu der Auffassung verleitet, 
daß die xx ein engerer Ausschuß der Polonia gewesen sei (159). 
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4. Die Entdeckung und polizeiliche Unter- 
suchung der Polonia und ihres Kartells mit der 
Arminia. 


Am 15. März machte Schulz von diesem Geständnis Mit- 
teilung, und schon am 16. wurden die ehemaligen Studiernden 
Salkowski!), Marcinkowski, Zaborowski, T. v. Scza- 
niecki, v. Smitkowski nebst den noch immatrikulierten 
T. v. Kurnatowski und v. Osten unter Beschlagnahme 
ihrer Papiere verhaftet *) 3). Bei acht anderen begnügte man 
sich mangels geeigneter Unterbringungslokale mit genauer poli- 
zeilicher Kontrolle. Der Rest hatte Berlin bereits verlassen, 
darunter der schon in Untersuchung gewesene Conrad, v. Pot- 
worowski und E. v. Stablewski. Die beiden letzteren 
hatten mit mehreren Polen Krause wiederholt auf der Straße, 
im Restaurant und am 16. Februar sogar im Schauspielhaus 
gröblich beleidigt. Schulz ließ sie deshalb unter Verhängung 
des Consilium abeundi durch Gendarmen aus der Stadt trans- 
portieren und machte ihre Wiederimmatrikulation von ihrem 
künftigen Betragen abhängig *). Jetzt wies Schuckmann das 
Posener Oberpräsidium an, die Papiere der drei Jünglinge in 
Verwahrung zu nehmen. 


1) Da Koehler nachträglich Zweifel an seiner Mitgliedschaft erhob, 
wurde er am 20. März aus der Haft entlassen gegen das Versprechen, sich 
nicht unerlaubt aus Berlin zu entfernen. — Zielewicz, dessen Buch ebenso 
tendenziös wie flüchtig ist, erwähnt S. überhaupt nicht. Vor allem bringt 
er zu wenig zum Ausdruck, daß Marcinkowski bei der ganzen Sache in 
recht schlechtem Licht erscheint, aber trotzdem mit großer Milde be- 
handelt wurde. Um so häufiger phantasiert Z. von feuchten Kerker- 
mauern, die M.s Gesundheit auf Lebenszeit zerrüttet haben sollen. 

2) Vgl. das Namensverzeichnisam Schluß von Teil II. Die Verhafteten 
wurden teils nach der Haus-, teils nach der Stadtvogtei gebracht. Am 
45. Aprilführte man sie sämtlich wie alle noch Hinzukommenden in das zu 
ihrer Aufnahme hergerichtete Fürstenhaus. Dorthin kamen auch die Vor- 
steher der Arminia, von der Mitte März sechs Mitglieder verhaftet wurden, 
doch noch nicht wegen des Kartells mit der Polonia. Vgl. auch Rühl: 
Briefe u. Aktenstücke zur Gesch. Preußens unter Friedrich Wilhelm III. 
III, Lpz. 1902. XXXIV ff. 

.3) Immediatber. Schuckmanns 16. März. 

t) An Stablewski 25. Febr.; an Potworowski 20. Febr. — Lenz 

4159) schreibt irrtümlich Koszorowski. 
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Beidem Verfahren gegen die aus Berlin entwiche- 
nen Mitglieder fiel schwer ins Gewicht, da8 Koehler sofort 
am 11. Februar seine Kameraden von den Ereignissen der 
letzten Nacht und dem Inhalt seiner Papiere benachrichtigt 
hatte. Dann fand er, am 11. März unter polizeilicher Be- 
wachung zur Abholung seiner Effekten in seine Wohnung 
geführt, Gelegenheit, seiner Wirtin einen vorher geschriebenen 
Zettel in die Hände zu spielen, auf dem er seine Geständnisse 
und seine ferneren Pläne verriet, namentlich, daß er die Zu- 
gehörigkeit zu einer gewöhnlichen Landsmannschaft einge- 
räumt habe, deren Mitglieder in seinen Papieren mit sehr 
durchsichtigen Spitznamen erwähnt wurden. Auch forderte er 
seine Genossen auf, sich behufs weiterer Verständigung vor- 
sichtig auf dem Mühlendamm einzufinden. Den zufällig an- 
wesenden jüngeren Sczaniecki verständigte er über diesen 
Kassiber. Die übrigen Mitglieder wußten also, daß sie als 
solche den Behörden bekannt waren oder es jeden Augenblick 
werden konnten, mithin Verhaftung und Untersuchung ge- 
wärtigen mußten. Vermutlich hatten deshalb nur diejenigen 
ausgeharrt, die sich Charakterstärke genug zutrauten, um dem 
die Spitze zu bieten und alles in Abrede zu stellen, wogegen 
diejenigen trotz der beim Polizeipräsidium erbetenen Gegen- 
maßregeln in der ersten Hälfte des März heimlich abgefahren 
waren, die an ihrer Fähigkeit hierzu verzweifelten und der 
Hoffnung Raum gaben, daß sie bei anderen Behörden leichteres 
Spiel haben würden. Diese Erwartung war nicht unbegründet, 
denn sie konnten nur bei den Inquisitoriaten der Provinz Posen 
zur Untersuchung gezogen werden. Bei diesen war, abgesehen 
von dem mit der Zustellung der nötigen Materialien verbunde- 
nen Zeitverlust, kein einheitliches, dem Berliner konformes Ver- 
fahren zu erwarten. Vielfache Erfahrungen sprachen gegen die 
Dezentralisation. Endlich war es unbillig, die Zurückgebliebe- 
nen ungünstiger als die Entflohenen zu stellen. Die zersprengten 
Mitglieder und ihre Angehörigen boten dann sicherlich alles auf, 
um dem Verfahren durch Kollusionen entgegenzuarbeiten, was 
sich sogar in Berlin nicht hatte verhüten lassen. Aus diesen 
Gründen und wegen der Schwere des subversierenden Ver- 
brechens wollten Falkenberg und Schulz alle Mitglieder 
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dorthin bringen. Gerade der durch diese Maßregel gezeigte 
Ernst war eher geeignet, die Flüchtlinge zu einem Geständnis 
zu bewegen, als das von anderen Behörden im Requisitions- 
verfahren eingeleitete Vorgehen. Schulz beantragt daher, die 
aus Berlin geflohenen Subjekte gleich Potworowski und Sta- 
blewski und dem schwer gravierten, nach Heidelberg über- 
gesiedelten Bukowiecki einholen zu lassen 1). 

Dieser Ansicht sich anschließend, verschärfte Schuck- 
mann seine Verfügung vom 16. März am 27. dahin, daß Conrad, 
Potworowski und Stablewski verhaftet und an das Berliner 
Polizeipräsidium abgeliefert werden sollten, und erweiterte sie 
auf v. Babski, v. Koczorowski, v. Koszutski, v. Pag- 
gowski, v. Salikiewicz, v. Skörzewski, v. Stefanski, 
Wieland und Zyc. Der Posener Oberpräsident v. Zerboni 
di Sposetti sollte für möglichste Beschleunigung und Acht- 
samkeit sorgen. 

Trotz seines Eifers traten aber dem Vollzug mannigfache 
Hindernisse in den Weg. Conrad war in der Provinz unbe- 
kannt und wurde hier wie in Breslau vergeblich gesucht, stellte 
sich aber schließlich freiwillig bei dem Kroebener Landrats- 
amt?). Bei Babski, Salikiewicz und Skörzewski wagte 
der Oberpräsident aus Besorgnis vor Verwechslungen nicht, 
ohne nähere Personalbeschreibung vorzugehen. Endlich zeigte 
sich, daß alle drei dem Arm der rächenden Nemesis entronnen 
waren ®). Koczorowski entging seinem Schicksal zunächst dank 
einer Verwechslung. Auch Wieland war verreist und stellte 
sich erst Anfang Mai aus freien Stücken in Berlin. Zyc war 
krank *). Daher konnten vorerst nur die fünf anderen die 
Fahrt antreten. Der humane Oberpräsident selbst ließ ein 
Schuckmann freilich vielleicht nicht ganz unverdächtiges Mit- 
gefühl durchklingen, wenn er eingestand, dessen Eröffinungen 
hätten ihn ,,mit Kummer erfüllt“. Er verwies auch darauf, 


1) An Schuckmann 26. März auf Verf. v. 24. 

2) Zerboni an das Ministerium d. Innern 19. Marz; Schuckmann 
an den Breslauer Polizeipräs. Streit 27. März; Zerboni an Schuckmann 
49. u. 23. Apr.; 6. Mai. 

3) Schulz an Schuckmann 15. Apr. 

4) Zerboni an Schuckmann 17. Mai. 
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daß er in einem gegen die Wünsche der Einwohner in Besitz 
genommenen Landesteil für die Handhabung der höheren 
Polizei ohne Werkzeuge und Fonds war, mithin keine Schuld 
trug, wenn ihm wichtige Dinge entgingen !). 

Der nach mehrfachem Notenwechsel von der badischen 
Regierung erwirkte Auslieferungsbefehl Bukowieckis wurde 
dadurch hinfällig, daß es dem jungen Manne mit Hilfe des aus 
dem Breslauer Karzer entschlüpften Studenten Kalinowski 
gleichfalls zu entkommen gelang ?). Ein Fehlschlag war auch 
der Versuch, sein Vermögen mit Beschlag zu belegen, da seine 
Eltern nach Polen verzogen waren ?). 

Einer der gefundenen Fäden leitete nach Krakau, wo 
der ehemalige Polone Bartynowicz als Tribunalsrichter an- 
gestellt war. Zu seinem Dezernat gehörten wichtige Polizei- 
sachen. Er konnte dadurch der Verbindung ebenso nützlich 
wie der öffentlichen Ruhe gefährlich werden. Schuckmann regte 
deshalb die Beschlagnahme seiner Papiere und seine Entfernung 
aus dem Amte an. Auf Veranlassung des preußischen Minister- 
residenten Darrest wurde dem ersten Teil des Antrages ent- 
sprochen, doch fanden sich keine verdächtigen Schriftstücke. 
Bei dem mündlichen Verhör wußte sich Bartynowicz, vermut- 
lich von einem Komplizen gewarnt, herauszureden. Nach diesem 
Ergebnis ließ der Senatspräsident Graf Wodzicki durchblicken, 
daß ein von Preußen allein gestellter Antrag auf Suspension 
keinen Erfolg haben würde. Die Krakauer Behörden waren 
wie stets in ähnlichen Fällen auf Vertuschung der Sache be- 
dacht. Darrest war aber von vornherein ermächtigt worden, 
sich mit den Residenten von Rußland und Österreich über ein 
gemeinsames Vorgehen zu verständigen. Beide hielten sich zur 
Einholung von Instruktionen verpflichtet. Die für Österreichs 
Vertreter, Baron v. Lipowski, befahl ihm, sich dem Verhalten 
seines russischen Kollegen Zarzecki anzuschließen. Zog sich 
dieser zurück, so möge er Darrest „auf die allerfreundschaft- 


1) An Schuckmann 7. Apr. 

2) Das Nähere bei Laubert: Ein preuß. Auslieferungsantrag bei der 
badischen Regierung. Zeitschr. f. Gesch. d. Oberrheins Bd. 26, 150/2. 
Über Kalinowski vgl. Laubert 98 ff. 

2) Schuckmann an Zerboni 28. Mai; Antw. 16. Juni u. 8. Juli. 
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lichste und verbindlichste Weise konfidentiell äußern, es werde 
rätlicher sein, die Demarsche bei dem Senat allein und ohne 
seine, des Lipowski, Mitwirkung auszuführen, weil eine Teil- 
nahme abseiten seiner, zum Anschein einer Divergenz der 
Schutz-Höfe Anlaß geben möchte“. Die Anweisung aus 
Petersburg verzögerte sich, und so ließ man auch preußischer- 
seits die Sache fallen !). 

Hingegen wurden die Insassen der Stadtvogtei um V. v. 
Kurnatowski vermehrt. Smitkowskis Geständnisse führten 
auf Logas Spur, der in Bonn verhaftet und am 16. Juni in 
Berlin eingeliefert wurde. Anfang Mai war auch Conrad dorthin 
gebracht. Ebenso wurde Salkowski im Fürstenhause wieder 
interniert. Da ferner die in ihre Heimat abgereisten Gebrüder 
v. Biegański ihrer Verhaftung dadurch zuvorkamen, daß sie 
auf die Nachricht von deın Geschehenen sich freiwillig beim 
Universitätsgericht stellten, saßen außer Koehler 19 Po- 
lonen in Haft. Dazu kamen von der Arminia v. Ca- 
privi, Fessel, Hörner, Eyssenhardt und Schmerbauch. 
In die Vernehmung der ersteren teilten sich Falkenberg und 
Polizeiassessor Deter. Da aber die Untersuchung sich auf 
zahlreiche aus dem Hochschulverbande ausgeschiedene Sub- 
jekte erstreckte, also den Rahmen der Universitätsjurisdiktion 
weit überschritt, während das Verfahren gegen die jetzigen von 
dem gegen die früheren Studenten nicht getrennt werden 
konnte, erbat Schulz die Beauftragung Falkenbergs mit 
der Untersuchung gegen die Polonia in ihrem ganzen 
Umfang und die Krauses allein mit dem Vorgehen gegen 
die Arminia. Beide Kommissare sollten täglich unter Schulz’ 
Oberleitung miteinander Abrede nehmen. Diese Arbeitsteilung 
verfügte Schuckmann am 18. März. 

Zugunsten der Angeklagten regten sich bald Freunde 
und Verwandte, die auch vor verwerflichen Mitteln nicht 
zurückschreckten. Der greise Michael v. Sczaniecki beklagte 
sich, daß seinem Sohn äußerem Vernehmen nach die Kor- 
respondenz mit seinen Eltern untersagt sei. Auf des Ober- 


2) Schuckmann an Bernstorff 15. Marz; Antw. 12. Apr. u. 29. Mai; 
Bernstorff an Darrest 22. Marz u. 9. Mai; Antw. 2. u. 12. Apr. u. 20. Mai. 


538 Manfred Laubert, 


präsidenten warme Fürsprache stellte sich heraus, daß den 
Jünglingen der schriftliche Verkehr mit ihren Angehörigen 
nicht beschränkt, ihnen vielmehr jede angängige Erleichterung 
gewährt wurde und die in der Provinz verbreiteten Schauer- 
märchen „auf frecher Verleumdung und böser Absicht“ be- 
ruhten 1). Auch Geldopfer scheuten die Polen nicht, um die 
Arrestanten durch Erleichterung ihres Zustandes zur Ausdauer 
zu bestimmen. Frau v. Poninska, die ihre Söhne Salkowskis 
Obhut anvertraut hatte, gab 30 r., Frau Marcinkowska wollte 
unter Viktualien 121 r., jedenfalls eine Spende aus fremder 
Hand, schicken, doch lehnte der mit der Überbringung betraute 
Schirrmeister Nowicki den Auftrag ab, und das Geld wurde 
entdeckt ?). 

Andererseits kam den Inquirenten eine große Offenherzig- 
keit der Verhafteten zu Hilfe. Wie Koehler, versagte vielen 
bald ihre Willenskraft. Zunächst wollten sie nur zu wissen- 
schaftlichen und sittlichen Zwecken zusammengetreten sein 
und auf gemeinschaftliche Beratung dahin gestrebt haben, 
durch eigenes Beispiel und Ermahnungen Ordnung und Fleiß 
unter den Polen zu erhalten. Insbesondere erklärte Marcin- 
kowski, daß bei Koehler wegen seines lockeren Lebens ein Ver- 
fahren beobachtet war, das der Aufnahme in eine Verbindung 
ähnelte. Er wurde in einen Kreis von Studenten geführt, der 
ihm vorhielt, daß er sich ändern und mehr dem Studium widmen 
müsse, was er auch versprach. Dieser Weg war gewählt, um 
möglichst großen Eindruck hervorzurufen. Der fingierte 
Zweck der Verbindung wurde also zugestanden. Koehlers 
Aussage vom 22. März bestätigte aber den Verdacht, daß dies 
nach Verabredung geschehe. Getreu dem Versprechen, überall 
bei der Wahrheit zu bleiben, um nicht durch Ausflüchte das 
Verfahren zu verzögern, räumte er ein, daß er auch schon am 
Tage vor seiner Abführung in die Stadtvogtei in einem dem 
gleichfalls im Karzer sitzenden E. v. Stablewski zugesteckten 


1) Zerboni an Schuckmann 18. Apr.; Antw. 23. Apr. 

2) Falkenberg an Schuckmann 10. Apr. — Zielewicz (48) übergeht 
dies hier und macht sich dafür über die aus der Ponifskaschen Spende 
von den Behörden gezogenen Folgerungen lustig. Die Einzelheiten bei 
Zielewicz 86/7. 
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Brief gesagt hatte, er werde nur seinen Eintritt in eine längst 
aufgelöste Landsmannschaft eingestehen und hiermit die Rede 
für Radonski in Einklang bringen. Ergänzend fügte V. v. Kur- 
natowski hinzu, daß die Bedrohten am 15. März in Marcin- 
kowskis Wohnung für den Fall ihrer Verhaftung einen Kriegs- 
plan geschmiedet hatten, dem sie zunächst treu geblieben 
waren. Da die meisten Polen wegen der über Potworowski und 
Stablewski verhängten Strafe einen Boykott der Berliner 
Alma mater beschlossen hatten, waren einige abgereist, und die 
Zurückgebliebenen einigten sich dahin, daß auch jenen von 
ihrem Vorhaben Kenntnis zu geben sei 1). 

Nun war ferneres Leugnen unmöglich, und die Inkulpaten 
rückten mit den eigentlichen Zielen der Polonia heraus. 
Fast alle, besonders die älteren Mitglieder, nannten den gleichen 
Wortlaut der Statuten 2). Einige wie Smitkowski gingen weiter 
und bekundeten, daß schon die Konstitution vorschrieb, stets 
dahin zu wirken, „daß das Königreich Polen wieder selbständig 
würde und ‘einen eigenen Herrscher erhalte‘. Deshalb sollte 
man nach Verlassen der Universität alle Gutgesinnten in der 
Heimat ermahnen, Patriotismus zu beweisen, wo sich nur 
Gelegenheit dazu finden würde. Unter Vaterland verstand 
man immer Polen in seiner ehemaligen Gestalt. Mithin gehörte 
zur Verbindung, wer im Posenschen, Galizien, dem Cartum 
Polen oder Litauen geboren war. V. v. Kurnatowski gab zu, 
daß ihm schon Ostern 1820 bei der Aufnahme als ein Ziel der 
Polonia genannt sei: das Trachten, dem Vaterland nach voll- 
endetem Studium nützlich zu werden, die Nation wieder zu 
vereinigen und selbständig zu machen. Hiermit deckte sich 
die Deposition v. Ostens. Ganz allgemein wurde aber behauptet, 
daß von einer Fortdauer der Polonia über die Studienzeit hinaus 
in den Satzungen nicht die Rede war. Marcinkowski, der 
sich erst zur Wahrheit bekehrte, als er sah, daß die Behörden 
von allem unterrichtet waren, räumte für die ältere Zeit nur die 
anerkennenswerten Bestrebungen ein. Im Oktober 1819 sollte 
unter seinem, Mantys und des jüngeren Sczaniecki Präsidium 


1) Falkenberg an Schuckmann 23. März. 
2) Vgl. S. 515. 
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die Feststellung erfolgt sein, nicht alle polnischen Studenten 
schlechthin anzunehmen, um in den ausgeschlossenen den Ehr- 
geiz zu erwecken, sich des Zutritts durch moralischen Lebens- 
wandel würdig zu machen. Für diese modifizierte Form des 
Vereins entwarf der Vorstand neue Statuten. Die Aufnahme 
erfolgte von nun an erst, wenn sich der Neuling mit den vier 
Punkten des Programms einverstanden erklärt hatte. Sonn- 
abends wurden wissenschaftliche Zusammenkünfte gehalten. 
Die Beiträge waren auf 2 r. im Semester und 1% des Wech- 
sels der einzelnen festgesetzt. Um Duelle zu vermeiden, sollte 
sich jeder anständig benehmen und jedem mit Liebe begegnen. 
Verstöße gegen die Satzungen wurden mit Geldstrafen oder 
Verweisen vor dem Vorstand oder dem Plenum, in bösen Fällen 
mit dauerndem oder temporärem Ausschluß geahndet !). Von 
sich sagte Marcinkowski aus: „Unter Erhaltung der Nationalität 
habe ich mir nur gedacht, jeder Pole solle sich so ausbilden, 
daß er als solcher Ehre einlege, damit die Nation selbst nie 
untergehe. M. W. ist nichts anderes gemeint gewesen, und ein 
anderer Sinn kann nicht wohl untergelegt werden. Wir fühlten 
uns alle als Polen. Die Herkunft machte keinen Unterschied.“ 
Auch Koszutski nannte als Motive für die Umwandlung des 
Vereins in einen geheimen und geschlossenen die doppelte Ab- 
sicht: 1. das Betragen der jüngeren Landsleute zu bessern und 
sie wissenschaftlich anzufeuern; 2. eine Sonderung von den 
übrigen Verbindungen zu beobachten, weil eine Teilnahme an 
ihrem leeren Treiben und ihren Zwistigkeiten von den Haupt- 
zielen der Polonia ablenken mußte. Durch die Ballotage wollte 
man nur die ehrenfesteren Polen an sich ziehen. — Selbst wenn 
dies die einzigen maßgebenden Gründe waren, blieb doch die 
Tatsache erwiesen, daß die Füchse über die Tendenz der Polonia 
nur durch die dehnbaren Satzungsbestimmungen unterrichtet 
wurden, deren Deutung man ihnen überließ. 

Einklang herrschte in den Geständnissen gleichfalls darin, 
daß die Verbrennung der Skripturen von Bukowiecki auf seinem 
Zimmer vollzogen wurde und nur durch Zufall Koehlers Papiere 


1) Jeder Angehörige hatte sich dem üblichen studentischen Kom- 
ment zu unterwerfen. 
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verschont blieben. Vor allem räumte eine größere Zahl von 
Inkulpaten nun ein, daß — nach Angabe der meisten mit Ver- 
nichtung der schriftlichen Gesetze — die Zwecke des Vereins 
schrittweise erweitert wurden. Das Mittel hierzu bildeten 
die sich jetzt einbürgernden, seitens des Proponenten bei Neu- 
aufnahmen zu haltenden Begrüßungsreden. Sie übten auf 
das ganze Wesen der Verbindung bedeutenden Einfluß, da es 
dem Sprecher frei stand, die Richtlinien nach seiner subjektiven 
Ansicht auszulegen. Hierin war nach vielfältigem Zeugnis 
Koehler am weitesten gegangen. Er gestand hinterher (25. Sep- 
tember), auch bei dem Ausscheiden Mantys und Koszutskis ähn- 
liche Ansprachen gehalten und in einer entworfenen, aber nicht 
vorgetragenen Rede die Aufnahme nicht immatrikulierter Polen 
empfohlen zu haben. Eines der Konzepte lautet in Übersetzung: 


Einst schrieb Polen andern Gesetze vor und ging ihnen auch in 
Wissenschaft und Aufklärung voran. Die eifersüchtigen Nachbarn wagten 
kaum den Blick zum Gipfel seiner Macht zu erheben. Von außen also 
Neid und ach, im Innern Zwietracht. Mit dreiköpfigem Rachen bellte 
der wütende Cerberus den Untergang aus. Entartete, auf hurenhaftem 
Lager erbrütete Ungeheuer befleckten, nichts Heiliges kennend, mit dem 
Blut der Mutter ihre verbrecherischen Hände, zerrissen die Eingeweide 
derjenigen, die ihnen das Leben gab. Die Hölle selbst schauderte beim 
Anblick ihrer ausgearteten Söhne, und der raubgierige Nachbar unter- 
stützte gern diese schändlichen Unternehmungen und berechnete im 
voraus den ihm sicheren Gewinn. Unser Vaterland wurde aus der Liste 
der Staaten gestrichen, allein in seinen Söhnen lebte es fort. Sie kämpften 
für fremde Freiheit und konnten die eigene nicht erringen, bis endlich ein 
Strahl der Vernunft aufblitzte und die erkaltete Asche erhitzte. Die 
kraftlose Mutter reichte uns die Hände, ihre ganze Hoffnung waren wir. 
Wir wollen ihr das Leben wiederbringen, und solange noch ein Tropfen 
Blut in uns fließt, unseren Vätern keine Schande bereiten. Ein Gefühl 
belebt Euch alle: es wird eine Zeit kommen, wo wir vereinigt, uns beglück- 
wünschen werden, daß wir wieder frei, wieder Polen sind. Brüder, durch 
ein so heiliges Band verknüpft, müssen wir uns von einigen trennen. Jeder 
fühlt gewiß wie ich den Schmerz darüber. Aber wie beneidenswert seid 
Ihr, wenn Ihr an Bildung gewachsen, ins Vaterland zurückkehrt, ent- 
flammt von einem Geiste, wie er in jedem guten Polen lodert, und Ihr 
mit der Hoffnung Euren guten Willen mitbringt. Ich nehme Abschied 
von Euch im Namen der Versammelten und wünsche, daß wir uns einst 
wieder versammeln und, frei, uns der Zeiten erinnern mögen, in denen 
ein so erhabener Gedanke uns zusammenführte, und daß wir mit froher 
Erinnerung uns zugleich der Zukunft freuen mögen. 
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Ein Gedicht auf die heilige Vaterlandsliebe, die 
nur redlich Gesinnte fühlen, für die genossen Gift schmackhaft, 
für die erlitten Ketten keine Schande, Narben eine Zierde sind, 
schließt etwas unvermittelt: Die Schweine werden mit Kar- 
toffeln gefüttert; so auch die Deutschen. Folglich sind Schweine 
die Kollegen unserer Fremdlinge. 

Koehler, Satkowski und die Kurnatowski gaben auch die 
vielsagendsten Geständnisse ab mit der Erklärung: Durch Be- 
ratung und Beschlüsse entwickelte man die Tendenz der Polonia 
dahin, daß die lebenslänglich Verbündeten sich gegen- 
seitig möglichst ausbilden sollten, um später, wenn sich eine 
Gelegenheit zur Restauration Polens zeigte, mit allen Kräften 
tätig einzugreifen. Kein Anwesender habe diese feurigen Ab- 
sichten gemißbilligt, und man habe seither größere Vorsicht 
bie Neuaufnahmen geübt, Stimmeneinheit gefordert und den 
Proponenten verpflichtet, mit seinem Leben für die Zuver- 
lässigkeit des Kandidaten zu bürgen, letzterem aber die gleiche 
Garantie für seine Verschwiegenheit abgefordert. Osten und 
V. v. Kurnatowski bestätigten wenigstens, daß jetzt den Füchsen 
auch ein Zusammenhang im bürgerlichen Leben, besonders für 
den Fall eines Aufstandes, als wünschenswert genannt wurde. 

Hiermit kontrastierten jedoch die Aussagen der anderen 
vierzehn bis Mitte Mai vernommenen Mitglieder durchaus. 
Nach ihrer Auffassung hatten einzelne Redner und Koehler an 
der Spitze, wenn sie von Polens Wiederherstellung und einer 
künftigen Mitwirkung daran sprachen, sich Abschweifungen 
erlaubt, die dem Wesen der Verbindung fern waren. Deren 
Zwecke hatten sich nach wie vor auf das Universitätsleben, die 
sittliche und wissenschaftliche Erziehung der Berliner Polen 
und die Erhaltung der Liebe zu ihrer Nation und Sprache be- 
schränkt, damit sie später unter allen Verhältnissen ihren Mit- 
bürgern nützen könnten. Beschlüsse oder auch nur Beratungen 
über das Hineinbringen einer politischen Tendenz hatten nie 
stattgefunden. Die Änderung einzelner die Aufnahme be- 
treffender Bestimmungen war nur Folge des Mangels schrift- 
licher Satzungen, nicht innerer Verschärfungen, und die meisten 
wurden nicht einmal förmlich angenommen oder nicht kon- 
sequent beobachtet. Von einem lebenslänglichen, bei vorkom- 
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mender Gelegenheit zu gemeinschaftlichem Handeln ver- 
pflichtenden Bündnis war nie die Rede gewesen, wenn auch 
möglicherweise die exaltierten Sprecher diese Vorstellung 
hatten. Koehlers Worte erfuhren bei manchen Hörern zwar 
nicht laute, aber mehrfache Mißbilligung. 

Nach einmütiger Bekundung sämtlicher Arrestanten war 
zu keiner Zeit eine Tätigkeit der Verbindung oder sonstige 
Unternehmung besprochen worden, die auf eine Veränderung 
des gegenwärtigen Zustandes der ehemals polnischen Provinzen 
abzielte. Die Akten ergaben keinen Gegenbeweis und keine 
Data für einen direkten Zusammenhang der Polonia mit fremden 
polnischen Studentenverbindungen oder dafür, daß eines ihrer 
früheren Mitglieder sein Beharren in Ideen verraten hätte, die 
vielleicht seiner Phantasie während der Universitätszeit ge- 
schmeichelt hatten. Offenbar war die Richtung des Vereins 
das Hauptmerkmal des corpus delicti, aber hierin wichen auch 
die Aussagen am meisten voneinander ab 2). 

Als Teilnehmer machte Koehler 34 namhaft, als Vorstands- 
mitglieder außer den von Marcinkowski genannten Zaborowski, 
Pagowski, Gorzenski, Zienkowski und Bukowiecki. Falkenberg 
ließ dann alle Polonen unabhängig voneinander Verzeichnisse 
der ihnen bekannten Mitglieder entwerfen. Er selbst fertigte 
danach eine Tabelle, worin bei jedem der 48 Namen die 
seinen Träger als Mitglied bezichtigenden Inkulpaten ver- 
merkt waren. Erhöht wurde die Glaubwürdigkeit durch einen 
Wieland abgenommenen Stock, worauf 85. Namen, darunter 
die aller angeblichen Polonen, eingeschnitten waren 2). 

Nicht minder wurde jetzt über das Kartell zwischen 
Polonia und Arminia Licht verbreitet. Nach Koehlers 
Angaben hatten sich dafür besonders Sczaniecki, Babski und 
Bukowiecki interessiert. Die zwei letzteren nannte er neben 
Pągowski als Deputierte der Polonia ?), von der Gegenpartei 
v.-Caprivi, den Vater des Reichskanzlers. Außer diesem 


1) Unausgefertigter Entwurf zum Immediatber. von Justizminister 
Kircheisen-Schuckmann 4. Juli. | 

2) Das Tragen solcher Stöcke war eine beliebte Sitte der Burschen- 
schafter, vgl. Ruge: Aus früherer Zeit. II, 330. Berlin 1862. 

3) Statt Pagowski oder Sczaniecki ist Marcinkowski zu setzen. 
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hatten von den Vorstehern der Arminia mindestens noch 
Eyssenhardt, Hörner und Fessel nach eigenen Geständ- 
nissen um die politischen Ziele der Polonia gewußt. Fessel 
bekundete: ‚‚Ich kann nicht verhehlen, daß die Polen anschei- 
nend höhere politische Zwecke verfolgten, wie mir durch wieder- 
holte Äußerungen von ihrer Seite klar geworden ist. Besonders 
Bukowiecki sprach häufig und lebhaft von der erwünschten 
Selbständigkeit Polens, den patriotischen Plänen seiner Lands- 
leute und ihren Aussichten. Ich habe zuweilen beifällig er- 
widert, jedoch nie ähnliche politische Ziele für die Arminia 
reklamiert, wie ich sie auch wirklich nicht hegte. Schon in 
einer der ersten Versammlungen meinte Marcinkowski, daß 
die Union mit der Arminia später im öffentlichen Leben zwischen 
beiden die gleichen Zwecke verfolgenden Nationen fortdauern 
solle und müsse. Dieser Anspielung widersprach keiner von 
uns, vielmehr entgegnete Caprivi, es möge so sein. Zunächst 
wollten wir freilich nur einen engen Zusammenhang im Burschen- 
leben zu erkennen geben. Marcinkowski und Bukowiecki 
fragten, ob sie unverhohlen mit ihrer politischen Richtung 
gegen alle unsere Mitglieder hervortreten könnten, was Caprivi 
widerriet. Hierauf verlangten sie ein Erkennungszeichen der 
Arminen, die mit ihren Absichten vertraut waren, so wie sie 
zum Unterschied von den unbeteiligten Polen einen Stahlring 
trugen. Wir entgegneten aber, daß bei uns die Eingeweihten 
sich ohne besondere Merkmale kennen sollten.“ 

Ähnlich Caprivi: „Marcinkowski verlas in der Versamm- 
lung eine Rede mit dem Leitsatz, daß das gemeinsame Ehren- 
gericht nicht bloß zur Beilegung von Streitigkeiten dienen, 
sondern eine Vereinigung bewirken solle, die sich auch auf das 
spätere Leben erstrecken würde. Wie damals er, so haben mir 
die Polen öfter ihre politischen Absichten zu erkennen gegeben. 
Durch eine allgemeine patriotische Verbindung ihrer studieren- 
den Stammesgenossen wollten sie das Nationalempfinden unter 
sich stärken, die zerstreuten Landsleute zu Eintracht und 
Vaterlandsliebe anhalten, die Autonomie Polens also nicht durch 
revolutionäre Mittel fördern, sondern durch Übereinstimmung 
in Gesinnung und Tätigkeit aller seiner Söhne. Wir Deutschen 
und namentlich ich haben ähnliche Anschauungen weder ver- 
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folgt noch geäußert. Ich habe nie, besonders nicht in jener 
Versammlung, gesagt, daß unsere Burschenschaft dergleichen 
Pläne hege. Obwohl die Polen eine politische Neigung bewiesen 
hatten, traten wir aber doch mit ihnen unter der Firma eines 
gemeinsamen Ehrengerichts in Verbindung.“ 

Hiernach war also eine Vereinigung beider Burschenschaften 
in Berlin wie auch in Breslau zu wissenschaftlichen und aka- 
demischen Zwecken sicher, zu politischen äußerst wahrschein- 
lich. Nähere Aufschlüsse erhoffte der Inquirent von Schmer- 
bauch!), der als Mitbegründer der Breslauer Arminia haupt- 
sächlich für den Zusammenschluß gewirkt, aber im Winter 
4820/21 auch den Berliner Arminen eröffnet hatte, daß die Polen 
eine Vereinigung wünschten. Das Motto vieler Stammbuch- 
blätter:. Vivant Arminii et Polonii fratres intimo foedere 
juncti, machte es höchst glaubhaft, daß seine Unionsbestre- 
bungen in Berlin ebenfalls von Erfolg gekrönt waren. 

Bereits am 25. März gab Schuckmann dem Monarchen 
gegenüber der Anschauung Ausdruck, daß die Arminia als 
Ganzes einen tiefer angelegten Charakter trage als die Allgemeine 
Deutsche Burschenschaft, und dies wegen des Bündnisses mit 
den Polen bestimmt bei der Berliner und wahrscheinlich bei 
der Breslauer Sektion der Fall war. Die Berliner Gruppe ver- 
diente auch deshalb Aufmerksamkeit, weil die Mitglieder sich 
verpflichten mußten, nach Abgang von der Universität Ar- 
minen zu bleiben. Auch in der Arminia bestand ein engerer 
Kreis, der politische oder sogenannte volkstiimliche Zwecke 
verfolgte, während die Masse der Mitglieder wissenschaftliche 
und akademische Ziele vor Augen hatte. Die Eingeweihten 
nannten sich gegenseitig Bundesbrüder und hatten den 
Wahlspruch der Allgemeinen Burschenschaft: „Freiheit, Gleich- 
heit und Vaterland‘ in ‚Freiheit, Ehre und Einheit“ umge- 
wandelt, dagegen die Abzeichen jener beibehalten. Der Ber- 
liner Guido Sack hatte schriftlich geäußert: Die jetzige Zeit 
wird von revolutionären Schatten bewohnt, die wie die homeri- 
schen nicht eher Kraft und Sprache bekommen, als bis sie 
Blut getrunken. Wohl ist die Menschheit erwacht, ich weiß 


1) Uber S. vgl. Laubert 77. 
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nicht, ob im Bett oder im Grabe, aber sie legt noch wie 
eine erweckte Leiche auf dem Angesicht und blickt auf 
die Erde !). 


5. Gerichtliche Untersuchung und Ahndung 
der Polonia und Arminia. 


a) Die Immediat-Untersuchungs-Kommission (1. U. K.). 

Ein abschließendes Urteil ließ sich nach den in der ersten 
Aprilwoche beendeten Vernehmungen noch nicht fällen, denn 
von außerhalb wurden viele Papiere erwartet, und zahlreiche 
Mitglieder der einzelnen Verbindungen hatten noch nicht ver- 
hört werden können. Insbesondere waren die Verhältnisse der 
Breslauer Polonia noch ungeklärt. Immerhin nahm Schuck- 
mann als erwiesen an, daß gemäß seiner früheren Vermutung 
mindestens ein Teil der Berliner Polonen politische und revolu- 
tionäre, in erster Linie auf Wiederherstellung ihres Vaterlandes 
gerichtete Pläne verfolgt und unter harmlosem Deckmantel 
geeignete Mitglieder genauer kennen zu lernen versucht habe. 
Mit schwer begreiflicher Hartnäckigkeit hielt er die Vorstellung 
fest, daß die für politische Zwecke eingeschworenen Genossen, 
fast 40 an der Zahl, seit 1820 einen engeren Verein gebildet 
hatten. Die Arminia hingegen war im allgemeinen nur als 
eine burschenschaftliche Verbindung zu bestrafen, mit Aus- 
nahme der in die Absichten der Polonia eingeweihten Mitglieder, 
da schon die bloße Mitwissenschaft und Verschweigung staats- 
verräterischer Pläne in die Kategorie der Staatsverbrechen 
gehörte. Hiernach beabsichtigte der Minister, dem Könige 
folgende Schritte vorzuschlagen: 

I. Das Verfahren gegen die Arminia durch die Unter- 
suchung gegen Polonia und zx nicht aufhalten, sondern darüber 
von den resp. Universitätsbehörden erkennen, bei den in die 
Angelegenheiten der Polonia verstrickten Individuen hierauf 
die Akten an die mit der Untersuchung gegen die zwei anderen 
Vereine betraute Behörde abgeben und erst nach Rücksprache 
mit ihr die durch die Zugehörigkeit zu einer Burschenschaft 
verwirkte Relegation vollziehen zu lassen. 


1) Schuckmann an Hardenberg 8. April. 
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II. Mit Aburteilung der Polonia und zx in erster Instanz 
das Oberlandesgericht in Breslau zu beauftragen 4). 

Ill. Die polizeiliche Untersuchung gegen diese beiden 
Verbindungen wie bisher unter Leitung des Polizeiministeriums 
mit Zuziehung von Schulz und Krause bei den beteiligten Ar- 
minen, von Falkenberg bei Polonia und xx fortzuführen und 
sie materialiter möglichst vollständig zu gestalten, die spätere 
Justizuntersuchung aber einer besonderen I. U. K. zu über- 
tragen, bestehend aus Krause und dem Berliner Stadtgerichts- 
direktor Schmidt). 

Die hiernach gemeinsam mit Kircheisen gestellten Anträge 
billigte der König durch zwei Kabinettsorders vom 
2. Mai®). Der durch den Stadtjustizrat Bode verstärkten 
I. U. K. sollte die gerichtliche Untersuchung gegen die 
am und den engeren Verein der Berliner und Bres- 
lauer Polonia und die betreffenden Arminen, dem 
Oberlandesgericht in Breslau aber die Abfassung des 
Urteils in diesen kriminalrechtlich zu behandelnden 
Sachen übertragen werden, wogegen das die Arminia 
als akademische Verbindung betreffende Verfahren 
von den Universitätsbehörden disziplinarisch zu er- 
ledigen war‘). 

Die I. U. K. sollte die spruchreif geschlossenen Akten den 
Ministern einreichen und diese sie dem Gerichtshof vorlegen. 
Falkenberg erhielt den Befehl, die bereits geschlossenen poli- 
zeilichen Untersuchungsakten gegen Koehler und Sachse der 
1. U.K. zu überweisen und die anderen folgen zu lassen. Am 
42. Juni zeigte der Hofrat an, daß er am nächsten Tage die 
Conradschen als die letzten übergeben werde. Später kamen 
allerdings noch die neuen gegen Loga hinzu. Die Ablieferung 
der ersten Akten hatte er mit einer Charakteristik der Inkul- 


1) Durch Kabinettsorder v. 16. März 1820 war dieses Gericht allge- 
mein als Tribunal 1. Instanz zur Aburteilung der wegen „demagogischer 
Umtriebe‘‘ Angeklagten bestimmt; vgl. Stern, Gesch. Europas usw. I, 601. 
Berlin 1894. 

2) An Hardenberg 8. Apr. 

3) Auszugsweise Neigebaur 3/4. 

4) Über den Ausgang dieser Sache vgl. Lenz 160 ff. 
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paten begleitet, worunter namentlich die Marcinkowskis 
interessiert 1). Ihn stellten die Papiere und Äußerungen aller, 
auch der Arminen, neben Bukowiecki und Salkowski als den 
eigentlichen, von den politischen Zwecken der Verbindung 
durchglühten Führer dar. Überall trat er als Redner auf und 
sprach am feurigsten. Er wurde mit Vollzug aller wichtigen 
Angelegenheiten betraut. Neben Zaborowski und Sczaniecki 
vermochte er, da sie wiederholt Chargierte gewesen waren, 
sicherlich am besten die Ziele des Vereins aufzuklären und 
hatte doch am wenigsten darüber verraten. Er und Salkowski 
waren bürgerlichen Standes, und dem Referenten hatte sich 
die Überzeugung aufgedrängt, daß sie es in Beförderung der 
Polonia allen adligen Teilnehmern hatten zuvortun, nach der 
Entdeckung aber zeigen wollen, daß sie konsequenter und 
fester waren als jene. An Marcinkowski hatte Koehler seine 
Warnung adressiert, Salkowski am Tage seiner Verhaftung die 
Vernichtung der Papiere angeraten. Beide waren Erzieher 
junger Edelleute. Marcinkowski wohnte mit seinen Schütz- 
lingen, den Gebrüdern Sczaniecki, zusammen. In diesem 
Hause gingen die Polen beständig ein und aus. Hier ließen sie 
sich ihren Mittagstisch bereiten. Hier brachte Wieland die 
Nacht nach seiner Ankunft zu, und hier stieg Conrad ab, was 
ihm der unbegreifliche Leichtsinn des begleitenden Gendarmen 
gestattete. Der jüngere (Konstantin) Sczaniecki mi8brauchte 
seine Freiheit als Faktor der eingesperrten Freunde. 

Wenn Marcinkowski eine Unwahrheit gesagt hatte, ließ er 
sich fast nie von ihr abbringen. Sein Wesen war „finster, im 
höchsten Grade verschlossen und zurückhaltend und bisweilen 
sehr unbescheiden, wodurch er diejenigen (!), die mit ihm zu 
tun haben, imponieren zu wollen scheint. Ermahnungen und 
Vorstellungen hörte er stundenlang zu, ohne sie mit einer Silbe 
zu unterbrechen und ohne nachher zu beweisen, daß sie im 
mindesten bei ihm gefruchtet haben“. Dabei warf es auf seinen 


1) M., immatrikuliertt am 9. Okt. 1817, war 1819 eines Exzesses 
wegen vier Wochen mit Karzer bestraft. In Radziwills Haus fand er als 
polnischer Lehrer von dessen jüngeren Kindern Zutritt. Seiner Rolle 
entsprach in der Breslauer Polonia die des Posener Gastwirtssohnes Arendt; 
vgl. Laubert 95 u. öfter. 
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Charakter kein gutes Licht, daß er uneingedenk des ihm durch 
Koehlers Nachricht gewährten Vorteils bei seiner Generalver- 
nehmung es als Zweck des Vereins hinstellte, jenen zu einem 
soliden Lebenswandel zu bekehren. — Diese Schilderung zeigt 
die überragende Stellung, die er nach Geistesgaben und Cha- 
rakter bereits unter seinen Kameraden einnahm. An ihm ist 
alles Energie und zielbewuBter Wille, starre Unbeugsamkeit 
und Kampfbereitschaft. Von den übrigen Inkulpaten hatten 
manche hingegen aufrichtige Reue erwiesen und bald der 
Wahrheit die Ehre gegeben. 

Größere Hartnäckigkeit zeigten die erst in der Heimat 
verhafteten Genossen. Sie hatten genaue Verabredung 
über ihre Aussagen treffen können und dies nach einem ge- 
fundenen Briefe Koszutskis auch getan. Mehrer leugneten zu- 
nächst überhaupt alles, sogar ihre Teilnahme an der Verbin- 
dung, ab }). 

b) Die Einmischung Radziwills. 

Eine völlig neue Wendung hatte sich unterdessen durch 
die unerwartete Einmischung des Posener Statthalters 
Fürsten Anton Radziwill! vorbereitet. Auf seinen 
Wunsch benachrichtigte ihn Kamptz (15. April): Leider seien 
die Verbrechen, deren die jungen Polen nicht bloß angeklagt, 
sondern „beinahe überführt sind, von so schwerer Natur, daß 
sowohl die Gesetze als die Rücksichten auf die übrigen Mächte, 
wider welche ihre Vereine gerichtet sind, eine ernste Unter- 
suchung erheischen“. Am 18. wandte sich der Fürst, gewohn- 
heitsmäßig alle Zwischeninstanzen überspringend, direkt an 
den König: Die Vorfälle in der Residenz habe er als seinem 
Wirkungskreis fremde ignorieren zu müssen geglaubt, dagegen 
wohl voraussetzen dürfen, daß man ihn von den in der Provinz 
beabsichtigten Maßregeln zuvor unterrichten würde. Da dies 
nicht geschehen sei, erscheine er in den Augen seiner Lands- 


1) Pagowski gestand, daß er den auf dem Satzungsbuch thronenden 
silbernen Adler dem Töchterchen seines Vormundes, Theodosia v. Krzy- 
zanowska, geschenkt hatte. Schuckmann ließ dieses corpus delicti 
herbeischaffen, was mit vieler Umständlichkeit durch den zuständigen 
Landrat in Person zu Roszewo (Kr. Obornik) bewirkt wurde, eine Peinlich- 
keit, die Zielewicz willkommenen Anlaß zu bitteren Glossen gab (49). 
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leute als Mitschuldiger daran, erfahre aber erst hinterher, daß 
die Jünglinge von Gendarmen aus dem Kreise ihrer zu den Fest- 
tagen versammelten Familien gerissen, ja, einer am 1. Oster- 
feiertag inmitten des Volks vor der Kirche verhaftet worden sei. 
Derartige Gewaltmaßregeln hätten die größte Bestürzung ver- 
breitet, und durch die dem Monarchen schuldige Treue halte 
er sich zu einer Anzeige hiervon für verpflichtet. Die gewählte 
Form scheine ihm „durchaus die polizeilichen Befugnisse zu 
überschreiten‘. Zudem schwächten zufällige Umstände das 
Vertrauen der Einwohner des Großherzogtums zu den Be- 
hörden: 4. richte sich, gegründet oder nicht, die allgemeine 
Stimmung gegen Krause, aus dessen früherem Auftreten die 
polnischen Studenten eine besondere Animosität gegen sich 
ableiteten. Diese Beschuldigung gewänne in der Provinz Ein- 
gang durch die Verfügungen gegen Potworowski und Stablewski, 
worin Krause als Denunziant, Kläger, Zeuge und Richter in 
einer Person erscheine. 2. bestände ein unangenehmes Zu- 
sammentreffen in der Wahl jenes Falkenberg zum Inqui- 
renten, der vor einiger Zeit im Posenschen geweilt hatte, 
um Vagabunden, Diebe und ähnliches Gesindel zu er- 
mitteln 2). ‘ Die Aneinanderreihung dieser Aufträge erwecke 
peinliche Gefühle bei den Eltern und Söhnen, deren Schicksal 
wesentlich vom Inquirenten abhing. 3. errege die Einlieferung 
eines aus angesehener Familie stammenden v. Koczorowskı 
Befremden. Wahrscheinlich lag eine Verwechslung vor, aber 
anstatt den Irrtum einzugestehen, habe man ihn am nächsten 
Tage mit einem Attest entlassen, daß er unangemeldet von der 
Universität fortgegangen sei. Dies könne schwerlich das Herum- 
schleppen eines Studenten durch die Polizei und seine Unter- 
bringung im Arrestlokal rechtfertigen. Der Fürst sei unfähig, 
zu beurteilen, inwiefern die harten, Sensation hervorrufenden 
MaBregeln durch den Tatbestand gegründet seien, würde aber, 
um der treuen Anhänglichkeit zu genügen, die sein ganzes Wesen 
für FriedrichWilhelm belebe, sich glücklich schätzen, wenn ihm ein 
mündlicher Vortrag der Angelegenheit gestattet werden könnte ?). 


1) Vgl. Laubert, D. geschichtl. Entwicklung des Posener Distrikts- 
kommissariats. Posen 1912. 7. ` 
2) In poln. Übersetzung Zielewicz 50/3. 
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Schuckmann entkräftete den Vorwurf einer Verletzung 
der statthalterlichen Prärogative durch den Hinweis auf die 
Radziwills amtliche Stellung begrenzende Ordre vom 14. Juni 
1816, worin nur die höheren Provinzialbehörden, nicht die 
Minister angewiesen wurden, wegen ihrer Verfügungen zuvor 
mit dem Fürsten in Verbindung zu treten. Im vorliegenden 
Fall hätte dieser Verzug zudem den Schuldigen Gelegenheit 
bieten können, sich und ihre Papiere in Sicherheit zu bringen. 
Die Klage des Statthalters über Unbekanntschaft mit dem 
Gegenstand konnte nur auf einem Mißverständnis beruhen, da 
Schuckmann ihn auf seine Anfrage mündlich von der Strafbar- 
keit der Verbindung unterrichtet hatte. Das beobachtete Ver- 
fahren war vom König ausdrücklich gebilligt und auch durch 
die Rücksicht auf das Ausland geboten. Die strafbaren Zwecke 
der Polonia waren durch die Untersuchung ‚in das klarste 
Licht gestellt“. Die bloße Zugehörigkeit zu einer solchen Ver- 
bindung wurde, von ihrem hochverräterischen Ziel abgesehen, 
durch das am 6. Januar 1816 !) erneuerte Edikt vom 20. Ok- 
tober 1798 2) mit sechs- bis zehnjähriger Freiheitsstrafe belegt. 
Unter solchen Umständen entsprach die Verhaftung der Mit- 
glieder den gesetzlichen Vorschriften 3). Die Einziehung der 
abgereisten Teilnehmer unter sicherer Bedeckung hatte sich 
um so weniger vermeiden lassen, als sie von Koehler gewarnt 
waren und eine Menge Berliner Studenten sich sofort heimlich 
in die Provinz begeben hatte. Beschwerden über unnötige 
Härte waren nicht eingelaufen. Der von Radziwill erwähnte 
Vorfall hatte sich nach beendetem Gottesdienst im Herrenhaus 
zugetragen. Die gegen das materiell wie formell begründete 
Verfahren eingelegte Verwahrung ließ sich nur aus Radziwills 
Unkenntnis der Gesetze erklären. Ebenso haltlos waren die 
namhaft gemachten ‚zufälligen Umstände‘: 1. hatten sich die 


1) „Verordnung wegen der angeblichen geheimen Gesellschaften“, 
Ges.-Samml. 5/6. 
» 8) Mylius, Novum Corpus usw. 1798, Nr. 80, 1775 ff. 
~ 8%) Die Kriminalordnung ($ 214) schrieb die Verhaftung eines Ange- 
klagten vor, der mindestens dreijahrige Freiheitsstrafe verwirkt hatte, 
wenn die Besorgnis der Flucht oder Verdunkelung des Tatbestandes 
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über Krause kursierenden Gerüchte im Lauf der Untersuchung 
als unbegründete Verleumdungen erwiesen. Dieser Punkt fiel 
aber schon deshalb weg, weil die Disziplinarverfigungen von 
Schulz mit dem Verfahren gegen die Polonia gar nichts zu tun 
hatten und dieses nicht Krause, sondern Falkenberg leitete; 
2. an dessen Person Anstoß zu nehmen, hatte das Zart- 
gefühl der Polen keine Ursache, da in der ganzen Monarchie 
derselbe Kriminalrichter bei entehrenden und nicht entehren- 
den Verbrechen untersuchte und erkannte. Falkenberg war 
überdies als ausgezeichneter Inquirent erprobt und hatte sich 
auch jetzt als solcher bewährt. Wenn er sich das Verdienst er- 
worben hatte, die Provinz Posen von Dieben und Raubern zu 
befreien, so machte ihn das gewiß nicht ungeeignet für die vor- 
liegende Untersuchung. Geheimverbindungen und das Briten 
über Eidbruch und Empörung waren nicht minder schändlich 
als Raub und Diebstahl. Der Schimpf beruhte in der Tat und 
nicht in der Person des Untersuchungsrichters. 3. Koczo- 
rowski war weder in die Polonia verwickelt noch nach Berlin 
transportiert, sondern hatte erfahren, daß ein Student seines 
Namens gesucht werde, und auf dies Gerücht hin aus Angst 
wegen seiner heimlichen Abreise sich freiwillig gestellt. Er , 
wurde sofort entlassen und ihm zu seiner Legitimation ein 
Abgangsattest erteilt. Diesen selbstverschuldeten Irrtum hätte 
Radziwill als solchen bei Prüfung seiner Gewährsmänner er- 
kennen müssen. Schuckmann fügte eigenhändig den von 
Kamptz entworfenen Zeilen hinzu: Was den Eindruck in der 
Provinz betrifft, den der Statthalter hauptsächlich zu berück- 
sichtigen scheint, so beweisen die Insurrektionen von 1794 und 
1806 sowie die jetzigen Verschwörungen die Notwendigkeit, 
die öffentliche Meinung darüber zu belehren, daß die gegen 
solche Verbrecher bestehenden Gesetze ernsthaft gehandhabt 
werden !). 


1) Immediatber. 24. Apr. auf Kabinettsorder v. 21. — Zielewicz (54) 
sagt von dem Bericht nur, er sei zweckdienlich zum Schaden der Polonia 
redigiert (zręcznie na niekorzyść Polonii by! zredagowany), bleibt aber 
den Beweis dafür schuldig. Diskret übergeht er ferner die Ungenauigkeit 
der Beschwerde Radziwills und rechnet ihm nur sein „kühnes“ Ver- 
halten als Verdienst zu. 
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In der Tat ließ der Monarch dem Eifer des Ministers von 
neuem volle Gerechtigkeit widerfahren und brachte Radziwill, 
in engster Anlehnung an Schuckmanns Bericht, mit wünschens- 
werter Deutlichkeit die Korrektheit und Notwendigkeit der 
ergriffenen Maßnahmen und die Hinfälligkeit der erwähnten 
Beschwerden zum Bewußtsein. Die Übergehung des Fürsten 
begründete er mit der Order von 1816 und verwies ihn für 
etwaige fernere Vorträge auf den schriftlichen Weg!). Radzi- 
will wollte sich die Gelegenheit zu bequemer Popularitäts- 
hascherei nicht nehmen lassen. Er rechtfertigte (Immediatber. 
v. 11. Mai ?)) seine Einmischung damit, daß er nicht die nur 
sein Verhältnis zu den Posener Oberbehörden regelnde In- 
struktion von 1816, sondern seine Ernennung vom 15. und 
seine Dienstanweisung vom 16. Mai 1815 als die Grundlagen 
seiner im vorliegenden Fall ,,unbericksichtigt gelassenen‘‘ Po- 
sition hinstellte. Zur Sache erklärte er: 


„Alle Abwege, auf welche die Jugend auf den Universitäten geräth, 
alle Verbindungen, die außer dem Unterrichts-Zweck liegen, halte ich 
für sehr verderblich, aber ebenso glaube ich, daß die Mittel zur Begeg- 
nung dieser Übel in Bezug auf das Großherzogthum sich wohl nach dem 
Sinne meiner Stellung zu einer Berathung mit mir eigneten, damit der 
gegenwärtige Eindruck in einer neuen Provinz nicht nachtheiliger viel- 
leicht ausfiele als die Folgen schädlich sein können, welche man für die 
Zukunft besorgt ... wie soll in den Augen der dortigen Einwohner das 
Ansehen aufrecht erhalten werden, welches Ew. M. ... mit meinen Ver- 
hältnissen ausdrücklich zu verbinden beabsichtigten; was soll ich bei den 
darauf gestützten Aufforderungen an mich, in Ansehung der ergriffenen 
Maasregeln erwidern, wenn ich deren Grund und unerläßliche Noth- 
wendigkeit nicht kenne und diese Maasregeln doch in einer Form und 
auf eine Weise ausgeführt werden, die die zärtlichsten Familien Verhältnisse 
erschüttern und die schwersten Verbrechen voraussetzen. Diese Ver- 
legenheit meiner Lage wird aber jetzt bey meiner Rückkunft in die Pro- 
vinz nur noch größer und führt mich zu der allerunterthänigsten Bitte, 
damit (!) mir über die Vergehen der verhafteten jungen Leute aus dem 
G. H. Posen und die Nothwendigkeit der gegen sie ergriffenen Maasregeln 
nähere Aufschlüsse gegeben werden mögen ...‘“ 


1) Kabinettsorders an Schuckmann u. Radziwill 29. Apr. — Ziele- 
wicz (55) ignoriert den Schluß der Order und erklärt (53), nicht zu wissen, 
ob Radziwill die erbetene Audienz erhalten habe. 

2) In Ubersetzung Zielewicz 55/8. 
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Wirklich fand es der König nun plötzlich der amtlichen 
Position seines Verwandten sehr angemessen, wenn ihm Kirch- 
eisen und Schuckmann diese Aufklärung möglichst bald er- 
teilten 1). Das geschah am 22. Mai. Von diesem offenbar 
widerwillig gegebenen, „mehr ein Urteil der Minister als Tat- 
sachen enthaltenden“, Bescheid wenig befriedigt, forderte 
Radziwill am 1. Juni einen ergänzenden Bericht von der I. U.K., 
die ihm am 3. antwortete: 1. Die Kommission ist nicht be- 
rechtigt, die Verhafteten gegen. Kaution freizulassen. 2. Es 
handelt sich bei den drei Verbindungen vorläufig um 25 junge 
Leute; 14 tragen polnische Namen und mehrere entstammen 
polonisierten, ursprünglich deutschen Familien. 3. Die Dauer 
der Untersuchung läßt sich nicht im voraus bestimmen, aber 
selbst ohne besondere Hindernisse werden gewiß auch binnen 
Jahresfrist die Akten noch nicht zur Abfassung des Erkennt- 
nisses vorgelegt werden können. Dann müssen alle Verteidiger 
diese Akten durchsehen. Die Kommission wird auf möglichste 
Beschleunigung hinwirken, aber eine Menge Zwischenfälle 
können eintreten. 4. Die von Radziwill geäußerten Besorgnisse 
wegen der Gesundheit der Arrestaten sind leider, zumal bei der 
bevorstehenden heißen Jahreszeit, nicht unbegründet. Zwar 
wird jede zulässige Erleichterung, so Luftverbesserung der 
Zellen, gewährt, aber der Kriminalarrest ist nicht mit den Be- 
quemlichkeiten zu vereinbaren, die den Verhafteten nach ihrer 
Lebenshaltung zum Bedürfnis geworden sind. 

Dieses Schreiben lieferte dem Fürsten das Rüstzeug zu 
einem neuen Vorstoß an allerhöchster Stelle. Er er- 
innerte daran, daß die größtenteils angesehenen Familien 
angehörigen Jünglinge seit Monaten im Gefängnis schmach- 
teten und dieses Schicksal ihrer wahrscheinlich noch länger 
als ein Jahr harrte. Seinen Wunsch nach einer persönlichen 
Information aus den Akten hatte Kircheisen für unbedenk- 
lich erachtet, während Schuckmann Schwierigkeiten zu 
machen schien. Er glaubte aber doch ersehen zu haben, 


1) Kabinettsorders an die Minister, an Radziwiłł 15. Mai; letztere 
Zielewicz 58; Radziwill an die Minister 20. Mai. Die Polen betrachteten 
den Fürsten natürlich als ihren gegebenen Anwalt und bestürmten ihn mit 
Bittgesuchen. 
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daß die Verbindungen sich auf studentische Kreise be- 
schränkten und nicht sich mit verbrecherischen Plänen zum 
Umsturz einer bestehenden Regierung beschäftigten, sondern 
sich mit hochtönenden Worten einer leeren Schwärmerei 
hingaben, deren Sinn den Mitgliedern wohl nie recht klar 
geworden war oder wenigstens verschieden ausgelegt wurde. 
Wenn man dergleichen unbedenklich strafbare Studenten- 
vereine, weil darin unbesonnene Jünglinge hie und da Aus- 
drücke gebrauchten, die sich auf öffentliche Verhältnisse be- 
zogen, als geheime politische Verbindungen dem Edikt von 
1798 subsumieren wollte, so entstand daraus eine jedem natür- 
lichen Gefühl widerstrebende Härte, weil durch dies Gesetz 
dem Richter die Würdigung der Handlung und ihrer Absicht 
fast gänzlich genommen wurde. 

Die Weisheit des Königs mußte entscheiden, ob es hin- 
sichtlich der jungen Leute und ihrer Angehörigen ratsam war, 
sie vielleicht noch über ein Jahr in der Besorgnis zu erhalten, 
daß eine jugendliche Torheit mit sechs- bis zehnjähriger Zucht- 
hausstrafe belegt werden könne. Rußland, so sagten sie, ist bei 
diesen Verbindungen gewiß noch mehr als Preußen interessiert, 
und doch wird im Königreich Polen die ganze Sache nur diszipli- 
narisch, nicht kriminalistisch behandelt. Man bestrafe die Un- 
besonnenheit unserer Kinder rasch und streng, nur lasse man 
sie nicht Jahre von der besten, hauptsächlich zu ihrer Bildung 
bestimmten Zeit des Lebens im Gefängnis sich verzehren und 
unterwerfe sie nicht einem für ganz andere Zeiten und Verhält- 
nisse gegebenen Gesetz. 

Der Fürst bat deshalb den König, von der I. U. K. un- 
mittelbar darüber Bericht zu erfordern, ob der Verbindung 
wirklich verbrecherische Absichten gegen das öffentliche Wohl 
oder nur kindliche Torheit zugrunde lagen. Für den letzteren 
Fall erflehte er Niederschlagung der Kriminaluntersuchung, 
Anrechnung der erlittenen Haft als Ahndung oder Verhängung 
einer bloßen Disziplinarstrafe !). 

Zur Unterstützung des Antrags reichte Radziwill am 
gleichen Tage eine zweite, von allgemeinen Gesichts- 


1) Immediatber. v. 20. Juni (Zielewicz 58/62). 
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punkten ausgehende Immediatvorstellung!) ein, worin er 
sagt: 

Die Absicht des Königs ging bei Besitznahme Posens dahin, die 
Eingeborenen zu den Staatsämtern heranzuziehen. Täglich wächst das 
Bedürfnis nach landes- und sprachkundigen Behörden. Der Besuch der 
Landesuniversitäten war und bleibt also dringende Notwendigkeit, damit 
die neuen Untertanen sich zum Staatsdienst ausbilden. Er ist auch 
besonders wichtig, um sie näher an das Mutterland zu knüpfen und ihnen 
Geschmack für deutsche Sitte und Sprache beizubringen und vor allem, 
um langsam durch einen Mittelstand die bei der Landwehrorganisation so 
viele Schwierigkeiten bereitende schroffe Kluft zwischen Edelmann und 
Bauer auszufüllen. Es war durch sechs Jahre meine stete Sorge und keine 
leichte, die Landedelleute zu bewegen, daß sie ihre Söhne studieren ließen. 
Sie scheuten teils die Kosten, teils den Demokratismus auf deutschen Uni- 
versitäten. Dort vertrauen Eltern ihre Kinder der Obhut des Staates an, 
also tritt er in die Befugnisse und Pflichten jener. Darum hat die polizei- 
liche Aufsicht belehrend, wachend, vorbeugend zu wirken. Demungeachtet 
wurden junge Leute wie Verbrecher behandelt. Eine schnelle Disziplinar- 
strafe hätte mehr gewirkt als das monatelange Inquirieren, wobei man 
die Jugend mehr lehrt, als man von ihr erfahren wird. Statt zu belehren 
und zu bekehren, hemmt man die Laufbahn junger Leute, die man schon 
für arg gefährlich erklärt, und deren Gesinnung man trotzdem für Lebens- 
zeit vergiftet. Die der Sache beigelegte Wichtigkeit ist ihnen in ihrer 
Schwärmerei gerade willkommen. Man zieht die Eltern in das Interesse 
der Söhne und wirkt nachteilig auf zwei Generationen. Das Treiben der 
Polonia ist bei Licht besehen eine Nachäffung der auf deutschen Hoch- 
schulen ‚leider zu lange tolerierten‘‘ Studentenvereine, die wohl eine 
strenge Bestrafung und Beschämung verdiente, aber nicht die Bedeutung 
hat, um vor den peinlichen Richter gebracht zu werden. In Warschau 
scheint die politische Tendenz bei weitem weniger Aufmerksamkeit zu 
erregen als die Besorgnis vor einer Verbindung mit deutschen Studenten. 
Ein neuer Beweis väterlicher Milde des Königs sollte in Radziwilis Händen 
gewiß fruchtbar werden, um dem Landesherren Herzen und Liebe seiner 
Untertanen immer mehr zu gewinnen. In dieser Zeit, wo der Statthalter 
sicherlich eine große Versammlung von Gutsbesitzern in Posen antraf?), 
würden die Gefühle der Dankbarkeit, die er zu erwecken versprach, heil- 
samer wirken als eine viele unschuldige Eltern mittreffende Strafe. 


c) Der Entschluß des Königs. 
Mehr und mehr paßte sich Friedrich Wilhelm III. den 
Anschauungen des Fürsten an. Durch Kabinettsorder vom 


1) Ganz ausnahmsweise eigenhändig entworfen (Zielewicz 63/6). 
2) Zur Johannisversur. 
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24. Juni verlangte er von Kircheisen und Schuckmann baldigst 
ein Gutachten dariiber, ob nicht auf Grund der geschlossenen 
polizeilichen Untersuchung die Sache durch ein Votum der 
I. U. K. über die festzusetzenden Strafen auf kürzerem Wege 
als durch ein förmliches Kriminalverfahren abzumachen sei. 
Nach Beratung mit Schmidt reichten die Minister am 4. Juli 
ihren Bericht über den durch die polizeiliche und bis auf wenige 
Punkte gleichfalls erledigte gerichtliche Untersuchung ermittel- 
ten Tatbestand ein!). Bei dem allerhöchsten Befehl sollte zur 
Beschleunigung des Urteils seitens der I. U. K. alles geschehen, 
was mit der Kriminalordnung vereinbar war. Von der mut- 
maßenden Ansicht des erkennenden Gerichtshofes hing es ab, 
ob ein Spezial- oder artikuliertes Verhör mit den Angeklagten 
nötig war. In keinem Fall durfte die Rechtswohltat der schrift- 
lichen oder wenigstens mündlichen Verteidigung versagt werden. 
Hierdurch konnte möglicherweise ein längerer Aufenthalt 
entstehen. Trotzdem zogen es die Minister vor, auf gericht- 
licbem Wege ein förmliches Erkenntnis erzielen zu lassen, 
weil das die Beteiligten am sichersten von der Strafwürdigkeit 
ihrer Verbindung überzeugen mußte und erst ein Erkenntnis 
einen Maßstab darbot, um dem König Vorschläge für eine 
etwaige Milderung im Schicksal der Angeschuldigten zu machen. 

Wollte der Monarch aber bereits jetzt aus landesherrlicher 
Gnade die Sache auf dem kürzesten Wege erledigt sehen, also nur 
eine polizeiliche Ahndung eintreten lassen, so konnte deren 
Festsetzung mit dem Vorbehalt erfolgen, daß alle Angeschuldig- 
ten, deren Wohnort ermittelt war, noch zur Untersuchung ge- 
zogen und bis auf des Königs künftige Bestimmung in die Straf- 
milderung nicht einbegriffen werden sollten. Die 20 Polonen 
waren gleich schuldig, ausgenommen die an der Stiftung des 
Vereins beteiligten Koszutski und Marcinkowski und Koehler, 
als Sprecher einer revolutionären Rede. Gegen ihn konnte 
auch deshalb vorerst keine Polizeistrafe eintreten, weil die 


1) Notiz Schmidts v. 2. Juli; die I. U. K. an Kircheisen-Schuckmann 
29. Juni. Der Entwurf des Berichts ist von der I. U.K. gefertigt (im 
wesentlichen in Übersetzung Kraushar 353 ff., aber hier fälschlich als 
der wirkliche Bericht aufgefaßt und daher v. 29. Juni datiert), doch 
weicht die spätere Fassung wesentlich ab. 
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Untersuchung gegen die rx in Warschau noch schwebte. Gegen 
die übrigen 17 Teilnehmer fanden die Referenten eine Festungs- 
haft von sechs, gegen die beiden Mitbegründer der Verbindung von 
zwölf Monaten, gegen Caprivi, Eyssenhardt, Fessel und Hörner 
wegen unterlassener Anzeige einer politischen Geheimverbin- 
dung von drei Monaten angemessen. Nach dem Bundesbeschluß 
vom 20. September 1819 traf alle Inkulpaten ferner die Aus- 
schließung vom Staatsdienst. Nur von ihrer späteren guten 
Führung und dem künftigen Beweis ihrer Besserung hing in 
Einzelfällen die Wiederzulassung vermöge königlicher Begnadi- 
gung ab. Wer nicht einmal diese Strafen verwirkt zu haben 
glaubte, dem sollte freistehen, auf gerichtliches Erkenntnis zu 
provozieren. Sodann mußte den Angeschuldigten zu Protokoll 
eröffnet werden, daß sie beim Beharren in der Polonia oder einer 
ähnlichen Verbindung die höchste gesetzliche Strafe zu gewärti- 
gen hätten. Gab der König allermildest hiernach seine Ent- 
scheidung, dann wollten die Minister die noch nicht vernomme- 
nen Mitschuldigen schleunigst zur Vernehmung sistieren und 
darüber nach Lage der Sache berichten. 

Durch Kabinettsorder vom 11. Juli an Kirch- 
eisen und Schuckmann!) entschied der König, daß die 
Kriminaluntersuchung bei Koehler fortgehen, bei den 
übrigen 19 ihr höchst strafbares Benehmen jugendlicher Un- 
besonnenheit zugeschrieben werden und an Stelle der 
schweren gesetzlichen Strafe polizeiliche Ahndung 
treten solle. Bei deren Abmessung ging der Monarch noch 
um die Hälfte unter die Vorschläge seiner Ratgeber hinunter 
und verhängte über Koszutski und Marcinkowski 
eine sechsmonatige, über die bloßen Teilnehmer Zabo- 
rowski, T. v. Sczaniecki, Osten, T. und V. v. Kurna- 
towski, Smitkowski, Potworowski, E. v. Stablewski, 
Pagowski, Zyc, Stefanski, Wieland, Conrad, F. und 
J. v. Biegański, Satkowski, Loga eine dreimonatige, 
über die vier Arminen eine sechswöchige Festungs- 
haft. In bezug auf die protokollarisch zu machenden Er- 
öffnungen, die spätere Zulassung zum Staatsdienst und die 


1) In Übersetzung Kraushar 359; Zielewicz 67/9. 
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Provokation auf richterliches Erkenntnis entschied er nach 
den Antrigen der Minister. Dagegen sollten neue Ver- 
haftungen nicht ohne seine vorher eingeholte Genehmigung 
erfolgen. 

In einem eigenhändig entworfenen Immediatschreiben 
dankte Radziwiłł für die gewährte Begnadigung und erfüllte 
damit einen Wunsch der Inkulpaten, die ihn gebeten hatten, sich 
zum Dolmetscher ihrer Empfindungen zu machen, mit dem Ver- 
sprechen, daß ihr künftiges Leben nur dahin gehen solle, sich der 
bezeigten Milde würdig zu erweisen. Zerboni versicherte 
gleichfalls (25. Juli): Der königliche Entschluß muß notwendig 
auf die Einwohner der Provinz tiefen Eindruck machen ,,und ist 
weit geeigneter, junge Schwärmer von ihren leichtsinnigen 
Verirrungen zurückzuführen, als Kriminalstrafen“. Die Wirkung 
würde noch stärker, die Belehrung noch vollständiger gewesen 
sein, wenn gegen die Schuldigen erst mit der ganzen Strenge 
des Gesetzes verfahren wäre. Wird in der Sache nichts öffentlich 
bekanntgemacht, so sind schiefe Auffassungen zu befürchten. 

Der I. U.K. wurde von Kircheisen und Kamptz eröffnet 
(44. Juli), daß durch ihre Vorträge die Anwendbarkeit des 
Edikts von 1798 außer Zweifel gesetzt, aber durch diese Be- 
trachtung der König bewogen worden sei, Gnade für Recht 
ergehen zu lassen. Die Kommission sollte die Order den Be- 
teiligten publizieren, was am 13. geschah, und wegen deren 
Ablieferung auf die Festung Anträge machen. Das Verfahren 
gegen die zx sollte der Inquirent baldmöglichst zum Abschluß 
bringen und sein Material einreichen. 

Die Betroffenen unterwarfen sich alle der könig- 
lichen Gnade!). Die I.U.K. hatte selbst schon mehrfach 
bei Kircheisen-Schuckmann auf Haftentlassung der vier Arminen 
und Schmerbauchs angetragen. Eyssenhardt zeigte sich freilich 
dieser Vergünstigung wenig würdig, denn er benutzte sie, um 
falsche Gerüchte über die Untersuchung auszustreuen. Auf 


1) Kamptz an Zerboni 15. Juli: Sämtliche Inkulpaten haben diesen 
Beweis königlicher Gnade ,,reuevoll und mit dem ehrerbietigsten Dank 
angenommen und Besserung gelobt“. Alopeus hielt bei der Exaltation 
der jungen Leute nicht für ausgeschlossen, daß einige die andere Alterna- 
tive ergreifen würden (an Novosiljcow 20. Juli Kraushar 360). 
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Schulz’ Vorschlag wurde gleichwohl diese Beleidigung der Re- 
gierung nur disziplinarisch bestraft 1). 

Da nunmehr bis auf wenige Punkte die Geschafte der 
I. U. K. erledigt waren, stand ihre Auflösung bevor, und es 
wurde gestattet, da8 Bode sofort ausschied 2). 

Elf der Schuldigen erklärten, sich auf der Festung nicht 
selbst verpflegen zu können, obwohl sie auf der Universität aus 
eigenen Mitteln gelebt hatten. Die I. U. K. bat aber die Mi- 
nister um Anweisung der nötigen Fonds, da die Bedürftigkeit 
der Bittsteller dargetan war ?). Caprivi, Potworowski, Koszut- 
ski, Sczaniecki erhielten zwei bis acht Wochen Strafurlaub 
und nur Marcinkowski wurde die vierwöchige Frist zur Ab- 
legung seines Doktorexamens verweigert. Hingegen berück- 
sichtigte man die Bitten der Gefangenen bei ihrer Ver- 
teilung auf die Festungen. Die Arminen kamen nach 
Magdeburg, Conrad, V. v. Kurnatowski, Salkowski, Wieland 
und Zyc nach Glatz, die übrigen 14 nach Weichselmünde®). 

Das Berliner Polizeipräsidium erachtete es als seine Pflicht, 
die jungen Leute mit Vermeidung alles Aufsehens und „mit 
jeder zulässigen Schonung“ baldmöglichst abführen zu lassen 5). 
Als Radziwill erfuhr, daß der Transport auf gewöhnlichen 
Kaleschen erfolgen solle (20. Juli), wandte er sich am nächsten 
Tag an Esebeck und erklärte dieses Beförderungsmittel für 
unvereinbar mit dem Stand und der Gesundheit der Inkulpaten. 
Der Bote brachte den tröstlichen Bescheid zurück, daß die 
Fahrt mit Extrapost geschehen werde. Die Jünglinge hatten 
selbst einen Streik inszeniert und sich geweigert, in den für sie 
bestimmten Wagen Platz zu nehmen. Am dreistesten zeigte 
sich wieder Marcinkowski, den man einen Tag zurückbehalten 
und dann zur Strafe allein mit der gewöhnlichen Post ab- 
schieben mußte ê). 


1) Schreiben v. 9. Juli; Antw. v. Kamptz 11. Juli. 

2) Die I. U. K. an die Minister 14. Juli. 

3) Schreiben v. Kircheisen-Kamptz 15. Juli; Antw. 20. Juli. 

t) Kircheisen-Kamptz an die Kommandanten, Generalleutnant 
v. Carlowitz, Oberst Glan u. Generalleutn. v. Katzeler 15. Juli. 

5) Schreiben.v. Kircheisen-Kamptz 15. Juli. 

e) Das Nähere Zielewicz 79/80. 
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Am 22. Juli empfahl der Fürst die Gefangenen den Festungs- 
kommandanten und kommandierenden Generälen. Im ganzen 
verlief die Haft ohne Zwischenfälle bei guter Führung der 
jungen Sünder!). Marcinkowski, Koszutski und Potworowski 
durften sich wegen Kränklichkeit in den „Drei Mohren“ zu 
Danzig einquartieren, vermieden aber jeden Umgang mit den an- 
wesenden Polen ?). Als freilich zehn der Studenten in Weichsel- 
münde den Erlaß der restlichen Strafe erbaten, um den Wieder- 
beginn der Vorlesungen nicht zu versäumen, schlug der Monarch, 
dessen Geduld endlich erschöpft war, das Gesuch trotz Radzi- 
wills Fürsprache rundweg ab (11. September). Am 23. Ok- 
tober wurden die Glatzer, am 26. die Danziger Gefangenen ent- 
lassen. Sczaniecki und Potworowski folgten am 20. November, 
Marcinkowski am 29. Januar 1823 nach. Zuvor hatten sie Ur- 
fehde schwören müssen, daß sie weder am Landesherrn noch 
der Regierung, den Untersuchungsrichtern oder Personen der 
Kommandantur Vergeltung üben würden. Auslandspässe wur- 
den verweigert; nur V. v. Kurnatowski erhielt einen solchen 
nach Polen, sollte sich aber wegen des Visa selbst an den russi- 
schen Gesandten wenden. Auch Zerboni hatte zu verhüten, 
daß Reisen ohne Zustimmung der Angehörigen und ohne mini- 
sterielle Genehmigung unternommen wurden. Da der Birn- 
baumer Landrat vor Eingang der betreffenden Oberpräsidial- 
verfügung vom 13. November Zaborowski einen Paß zur Fort- 
setzung seiner Studien nach Heidelberg ausgehändigt hatte, 
ließ es Schuckmann dabei bewenden 3). 

d) Die zweite Reihe der Verhaftungen ®). 

Schon bei Überreichung des ersten Teilnehmerverzeichnisses 
am 10. Aprilerbat Falkenberg eine Bestimmung darüber, 
was mit den bisher nicht eingezogenen jungen Leuten geschehen 
solle ? Er wiederholte den Antrag am 2. Mai, da bei Hochverrat 
auch die entferntesten Mitwisser gesetzlich zur Untersuchung 


1) Katzeler an Radziwill 26. Aug. 

2) Polizeipräs. v. Vegesack in Danzig an Schuckmann 28. Okt. 

3) Schuckmann an Zerboni 3. Nov. u. 27. Dez.; Antw. 12. Dez. 

*) Diese Episode hat wohl Lenz im Sinn, wenn er (169) von einem 
Nachspiel der Untersuchung spricht, das er irrtümlich in den Februar 
1823 verlegt. 
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gebracht werden mußten. Es konnte mithin zu Mißdeutungen 
führen, wenn die Entscheidung noch länger ausgesetzt wurde. 
Da dem Hofrat am 5. Mai von Schuckmann eröffnet war, daß 
er weitere Anträge an die I. U.K. zu stellen habe, gab er auch 
ihr am 14. anheim, die ministerielle Entscheidung zu extra- 
hieren. Nach Beendigung seiner vorläufigen Funktionen 
wiederholte er am 12. Juni dringend sein Begehren, da hiervon 
seine fernere polizeiliche Mitwirkung abhing. Am 23. erinnerte 
die 1.U.K. Kircheisen und Schuckmann an den seinerzeit 
wegen der zu erwartenden Niedersetzung der Kommission ver- 
tagten Beschluß. Auch die Kommissionsmitglieder waren ein- 
mütig zu dem Ergebnis gelangt, daß sämtliche Anhänger der 
Polonia zum Kriminalarrest zu bringen und die flüchtigen steck- 
brieflich zu verfolgen seien. Allerdings stand ihres Erachtens 
ein Entschluß über diese Punkte einer untersuchenden Be- 
hörde nicht zu, vielmehr waren ihre Ansichten denen des er- 
kennenden Richters untergeordnet. Die Kabinettsorder vom 
2. Mai übertrug dessen Funktionen für den vorliegenden Fall 
bis auf weiteres den beiden Ministern. Deshalb stellte sie es 
deren Beurteilung anheim, ob ihre Auffassung des objektiven 
Tatbestandes und der Natur des Verbrechens die richtige sei. 
Diese Frage wurde nebst ihren Folgerungen seitens der Minister 
bejaht, und Kamptz befahl Zerboni am 10. Juli, sobald 
als möglich die drei Radonski, Gutsbesitzer v. Gorzenski, 
Koczorowski, Bernatowicz, Maslowski, A. v. Sta- 
blewski, Dr. med. Jagielski und Reykowski?!) mit ihren 
Papieren einzeln unter sicherer Bedeckung auf dem Berliner 
Polizeipräsidium stellen zu lassen. Dabei sollte jede erlaubte 
Schonung obwalten, doch kein Verkehr der Verhafteten unter- 
einander oder mit Dritten gestattet und das sorgsam auszu- 
wählende Begleitpersonal angewiesen werden, bei der Ankunft 
jeden Aufenthalt in Privatwohnungen oder Gasthäusern zu 
vermeiden. Wegen Sistierung der Brüder Poplinski wurde 
direkt an Landrat v. Nosarzewski verfügt, der Anton absandte 
und den kranken Johann vorläufig unter Observation stellte 
(Ber. v. 17. Juli). Auch ein früher sehr tätiges Mitglied der 


1) Uber ihn vgl. Laubert 103 u. öfter. 
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Breslauer Polonia, Gutsbesitzer Napoleon v. Czapski, wurde 
jetzt durch einen Beamten in Zivil auf seinem Gut Orlau (Kr. 
Neidenburg) verhaftet und nach Berlin gebracht, da man in 
ihm die Seele internationaler Studentenumtriebe vermutete 1). 

Dem Monarchen stellte Kamptz am 12. Juli vor, 
daß die über neue Verhaftungen in der Kabinettsorder vom 
41. enthaltenen Bestimmungen auf die tags zuvor ergangenen 
Ministerialverfügungen nicht mehr hatten angewendet werden 
können. Sollten sie sich auch auf diese erstrecken, so blieb 
nur übrig, den Fortgang ihrer Ausführung zu hemmen. Dies 
war aber geeignet, diese auf früherer allerhöchster Anordnung 
und den bestebenden Gesetzen beruhende Maßregel dem 
Publikum in nachteiligem Licht darzustellen. Das Polizeimini- 
sterium beabsichtigte, bei den durch Zufall noch nicht einge- 
zogenen Mitgliedern nach dem Prinzip der Gerechtigkeit das 
gleiche Verfahren wie bei den bereits abgeurteilten zu beob- 
achten und sie nach dessen Beendigung dem Monarchen zur 
polizeilichen Bestrafung vorzuschlagen. Am 14. Juli gab 
Friedrich Wilhelm den Bescheid, daß es wohl genügt hätte, 
die Angeschuldigten unter Androhung ihrer Verhaftung bei 
etwaigem Ausbleiben nach Berlin zu berufen und nur wegen 
Arrestation besonders Straffälliger bei ihm anzutragen. Da 
aber die ergangenen Anordnungen nicht zurückgenommen 
werden könnten, wolle er nach Schluß der Vernehmung die 
Vorschläge der Minister erwarten. | 

Zu seiner Rechtfertigung machte Kamptz geltend, daß 
die Geladenen unterwegs oder in Berlin über ihre Geständnisse 
Verabredung treffen und dadurch die Untersuchung nicht allein 
verlängern, sondern auch verdunkeln konnten. Sie sollte aber 
auf die Hauptmitglieder und die Vernehmung auf die wesent- 
lichsten Punkte — die politische Tendenz der Verbindung, die 
Mitschuld anderer Individuen, die Teilnahme und den Grad 
der Strafbarkeit des einzelnen Inkulpaten und die Fortsetzung 
der Verbindungsprinzipien im bürgerlichen Leben — beschränkt, 
mithin in wenigen Tagen erledigt werden. Nunmehr überzeugte 
sich auch der Monarch. von der Notwendigkeit der ergriffenen 


1) Über C. vgl. Laubert 73 u. oft. 
Zeitschrift 1. osteurop. Geschichte. IV. 37 
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Maßnahmen, schärfte aber nochmals größte Beschleunigung 
ein, sofern die Ministerien die Haft der Eingeholten im Fürsten- 
haus für unvermeidlich erachteten !). 

Für die Untersuchung versicherte sich Kamptz wieder 
der bewährten Hilfe Krauses, wodurch die rasche Erledigung 
am besten gewährleistet schien. Als Assistent wurde ihm 
Falkenbergs Vertreter Deter beigeordnet*). Die Durch- 
führung der Zerbonischen Erlasse vom 15. Juli verzögerte 
sich nur bei dem verreisten Gorzenski und dem zur 
Kur in Salzbrunn weilenden Mastowski#?). Da zwischen 
beiden keine Kollusionsgefahr bestand, wurde ihnen wie J. Po- 
plinski nur aufgegeben, sich binnen 14 Tagen in der Residenz 
zu melden (Erlaß von Kamptz 29. Juli). Masłowski erhielt 
dann Frist bis zur Beendigung seiner Kur und später bis zum 
10. Oktober. Auch in Berlin blieb er in Freiheit, und der König 
hat ihn endlich ganz begnadigt ®). | 

Alle diese Rücksichten genügten Radziwiłł noch nicht. 
In dem Dankschreiben für die Order vom 11. Juli bemerkt er, 
daß die in der Provinz verbreitete Freude und Beruhigung 
getrübt werde durch neue Verhaftungen an Leuten, die zum Teil 
verheiratet, etabliert, seit langem von der Universität abge- 
gangen waren und sich vielleicht gar nicht mehr in Berlin be- 
funden hatten, als die Polonia ihre sträflichen Merkmale annahm. 
Da weder der Justizminister noch die I. U. K. von diesen Ar- 
restationen wußten, bat er Kamptz um Auskunft. Als ihm 
dieser nur eine kurze Bestätigung gab, wandte er sich am 
20. Juli nochmals an ihn, denn er hielt sich hierzu nach dem 
königlichen Befehl vom 15. Mai ein für allemal berechtigt. Die 
milden Absichten des Monarchen waren aus der Order vom 
24. Juni ersichtlich, und so hätte man seines Erachtens Zeit 


1) Immediatber. 15. Juli; Order 17. Juli. 

2) An Deter, an Krause 15. Juli; Antw. 19. Juli. — K. versprach, 
dem erhaltenen Auftrag mit größter Kraftanstrengung und Gewissen- 
haftigkeit nachzukommen. 

3) Zerboni an Schuckmann 26. Juli. 

t) Albrecht an Radziwill! 12. Aug.; Kircheisen-Schuckmann an 
Zerboni 5. Jan. 1823. — Mit Mastowskis Vernehmung schloß Krauses 
Tätigkeit ab (an Schuckmann 29. Okt.). 
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genug gehabt, um die Verhaftungsbefehle abzustellen, wenn sie 
bereits ergangen waren. Fast drohend schloB der First: ,,Die 
ergriffenen außerordentlichen Maßregeln sind ihrem Wesen und 
ihrer Form nach von der Beschaffenheit, daß ich durchaus 
interessiert sein muß, nach ihren Gründen zu fragen !).“ 

Kamptz antwortete in Vertretung seines beurlaubten 
Chefs am 23. Juli gereizt: ,,Da die betreffenden Personen frühere 
Mitglieder der hochverräterischen, des Fürsten ‚tiefen Un- 
willen gewiß erregenden geheimen Verbindung Polonia‘ seien, 
handle es sich nicht um außerordentliche, sondern um ebenso 
gesetzmäßige wie unerläßliche Maßregeln. Die erwähnte Ka- 
binettsorder stand diesen Vernehmungen nicht entgegen, und 
durch eine spätere Order hatte der König sie ausdrücklich ge- 
nehmigt. Eine Suspension dieser Vorforderungen hätte also, 
abgesehen davon, daß sie nicht mehr möglich war, weder den 
höheren Anordnungen noch der Billigkeit entsprochen. Gerade 
im Posenschen hätte es einen schädlichen Eindruck machen 
müssen, wenn das Verfahren nach der zufälligen früheren oder 
späteren Ermittlung des Aufenthaltsortes der einzelnen geregelt 
worden wäre. Es handle sich aber nicht mehr um ein krimi- 
nelles Vorgehen, sondern um ein polizeiliches Verhör, nach dessen 
Beendigung die Angeschuldigten wieder entlassen werden 
sollten, wie es bei Koczorowski und Jagielski schon geschehen 
war. Die Behörden könnten das Urteil über ihre Tätigkeit 
getrost der Öffentlichkeit anheimgeben, 
„wie denn wohl überhaupt kein anderer Fall so schwerer Natur aufzu- 
weisen sein dürfte, der in jeder Beziehung mit so ausgezeichneter Schonung 
im Verfahren und so hervorragender Gnade und Milde in der Bestrafung 
wäre behandelt worden. 

ich erlaube mir diese Bemerkung, um Ew. Durchlaucht höchste Auf- 
merksamkeit ehrerbietig darauf zu leiten, wie unangemessen und selbst 
undankbar gegen des Königs Majestät diejenigen handeln, die, nicht ge- 
nügsam mit der in einem so hohen Grade bethätigten allerhöchsten Gnade, 
Höchstdieselben mit ihren unbegründeten und unzulässigen Beschwerden 
und Anträgen behelligen. Euer Durchlaucht danke ich daher für die mir 
gegebene Veranlassung, das actenmäßige Verhältniß der Sache zu Ihrer 


Kenntniss zu bringen, umsomehr unterthänig, als Höchstdieselben dadurch 
noch mehr in den Stand gesetzt werden, diejenigen, welche ihre unbescheide- 


1) Schreiben v. 22. Juli (Zielewicz 71/2). 
37° 
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nen und unzulässigen Anträge nicht bloß bei den Behörden, sondern auch 
bei Ew. Durchlaucht einreichen, gebührend zu bescheiden. ich darf mir 
hierbei des eigenen Bestens dieser Personen halber wohl die ehrfurchts- 
volle Bitte erlauben, daß Ew. Durchlaucht geruhen wollen, ihnen zu er- 
öffnen, daß sie die gegebenen so ausgezeichneten Beweise der Königlichen 
Gnade dankbar anzuerkennen, bei derselben sich zu begnügen und aller 
auf Erschwerung und Verhütung der Ermittelung der Wahrheit gerichteten 
Anträge schon um deshalb sich zu enthalten hätten, weil sie selbst dadurch 
dem Verdacht sich aussetzen, als wenn sie die in Frage stehende treulose 
Verbindung und deren landesverderbliche Richtung nicht misbilligen und 
wohl gar befürchten, bei deren genauer Untersuchung selbst compromit- 
tiert zu werden.“ 


Ich erlaube mir diese Bitte um so mehr, als nach glaub- 
haften Berichten in der Provinz über die Order vom 11. d. M. 
höchst unangemessene Urteile gefällt werden und selbst das Be- 
tragen mehrerer Polonen bei ihrer mit der ausgezeichnetsten 
Schonung erfolgten Abführung zur Festung leider bewiesen hat, 
wie wenig reuevoll sie ihre Tat ansehen und wie wenig dankbar 
sie die königliche Gnade erkennen. Ew. Durchlaucht ernste 
Rüge würde mithin für sie und andere verirrte Jünglinge die 
größte Wohltat sein.“ 

Der scharfe Pfeil auf die unaufhörliche Durchkreuzung der 
ministeriellen Politik seitens des Statthalters verfehlte sein 
Ziel, denn dieser betonte in seiner Antwort (25. Juli) 1), daß er 
zu seinen Schritten weniger durch die Persönlichkeit der Ange- 
klagten als durch den nachteiligen Eindruck der Maßregel, also 
durch sachliche Motive bewogen war. Kamptz selbst wohne 
doch wohl die Absicht bei, in Posen eine Stimmung zu ver- 
meiden, die sorgfältig verhütet werden mußte. Der Fürst 
wiederholte darum seine Bitte um Orientierung. Nun ließ ihn 
Kamptz wissen (25. Juli), daß das Ministerium die fernere 
Vernehmung auf die 12 Individuen beschränkt hatte, die hervor- 
ragend an der Verbindung beteiligt waren oder deren Kom- 
plizität auf dem Zeugnis aller ihrer Genossen beruhte, obwohl 
die I. U. K. ihr Gutachten mit vollem Rechtsgrund auf die 
Kriminalverhaftung aller noch unverhörter Mitglieder abge- 
geben hatte. Sechs waren entlassen, bei den andern würde das 


1) Zielewicz 72/4. Die durch Kamptz erteilte Abweisung erwähnt 
Z. mit keinem Wort. 
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bald geschehen. Die bloße Vorladung, soweit Radziwill die 
Bürgschaft für das Kommen der Angeschuldigten übernahm, 
war aus den entwickelten Gründen für unzulässig erachtet. Das 
Polizeiministerium respektiere die persönliche Sicherheit der 
Untertanen schon deswegen ganz vorzüglich, weil es zu deren 
Schutz bestimmt war. Es dürfe aber darunter nur die gesetz- 
mäßige Sicherheit der Person verstehen, nicht die nur augen- 
blickliche Freiheitsbeschränkung derjenigen, die gegen die 
Sicherheit ihrer Mitbürger und noch mehr des Staates gehandelt 
hatten. Unfehlbar machten die genommenen Maßregeln nicht 
den besten Eindruck auf Leute, die mit den Schuldigen ver- 
wandt waren oder ihre Grundsätze teilten. Dagegen durfte man 
schon aus Achtung vor der Loyalität der Einwohner die Über- 
zeugung hegen, daß die zwar milde, doch gerechte und kon- 
sequente Handhabung der Gesetze über die öffentliche Ruhe 
und Sicherheit auf das Vertrauen des Publikums zur Regierung 
nur sehr vorteilhaft wirken werde. 

Am 30. Juli zeigte Kamptz dem vortragenden Rat des 
Statthalters an, daß kein Mitglied der Polonia sich mehr in 
Berlin befand !). 

Nebenher ging Radziwill noch andere Wege. Von seinen 
Landsleuten wieder als Hort des Polentums auf den Schild 
erhoben, reichte er unter Beförderung einer Immediateingabe 
Jagielskis dem König am 29. Juli eine Bittschrift ein, worin 
er für alle jetzt herangezogenen Inkulpaten Gnade erflehte ?). 
Die ihnen daraus erwachsenen Unannehmlichkeiten kamen 
seines Erachtens einer förmlichen Ahndung gleich, zumal die 


1) Zielewicz schreibt, aus den Akten ginge nicht hervor, wer sich 
in Berlin stellte und ob die befohlene Methode dabei befolgt wurde. 

2) J. führte zu seinen Gunsten an, daß er der Polonia nur drei 
Monate angehörte und eingetreten war, weil er sich von den Söhnen der 
ersten Familien des Landes Vorteile versprach. Als junger Arzt in Posen 
und Familienvater sah er seine Existenz von neuem bedroht. — Es wurde 
auf ihn ohnehin größte Rücksicht genommen. Kamptz stellte Krause 
anheim (19. Juli), ob J. nicht baldmöglichst gegen Kaution entlassen 
werden könne oder ob es der Haft dieses Mannes bedürfe. Er wurde 
nur 4 Tage in Berlin festgehalten. Er praktizierte mit Glück, war sehr be- 
liebt, und seine Verhaftung machte großen Eindruck (Zerboni an Schuck- 
mann 17. Juli). 
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meisten an der Verbindung wenig Anteil genommen hatten, 80 
die Gebrüder Poplinski, Bauernsöhne aus seinen Gütern, die 
er hatte ausbilden lassen. Sie waren nur auf kurze Zeit von 
Breslau nach Berlin gekommen, und wie ihr früheres ruhiges 
Verhalten bekundeten nun die Zeugnisse ihrer Vorgesetzten, 
daß sie nur ihrem Beruf und den Wissenschaften lebten. 

Am 10. August berichteten Kircheisen-Schuckmann 
dem König, daß auch die neuerdings zur Haft gebrachten 11 
Angeschuldigten — die genannten außer Mastowski — ihre Mit- 
gliedschaft an der Polonia eingeräumt hätten. Das Schuldmaß 
war insofern verschieden, als Reykowski und Bernatowicz zu 
deren vorzüglichsten Beförderern gehört, dagegen Koczo- 
rowski, Jagielski und die Poplinskis nur lauen Eifer 
gezeigt hatten. Mit Rücksicht hierauf und da die vier letzteren 
schon im öffentlichen Leben standen und den verkehrten Grund- 
sätzen ihrer Jugend entsagt hatten, trugen die Minister bei 
ihnen auf völlige Begnadigung an. Dafür sollten sie 
über die Schwere ihres Vergehens nachdrücklich belehrt und 
mit wachsamem Auge beobachtet werden. Bei den übrigen 
sieben wurde nach den Ordern vom 11. und 14. Juliein drei- 
monatiger polizeilicher Festungsarrest und die An- 
wendung der früheren Bestimmungen hinsichtlich ihrer An- 
stellung im Staatsdienst vorgeschlagen. Der Monarch ent- 
schied am 25. August nach diesen Anträgen. 

Wieder unterwarfen sich alle der königlichen 
Gnade. Koczorowski und die Radonskis wurden daraufhin 
nach Pillau, die anderen drei nach Weichselmünde gewiesen !). 
Den Begnadigten sollte Zerboni die zweckmäßigen Eröfinun- 
gen machen unter Hinweis auf die Größe der ihnen wider- 
fahrenen Milde und Warnungen für die Zukunft, mit besonderem 
Nachdruck bei Jagielski, da er über seine Behandlung unbe- 
gründete Gerüchte „mit Kompromittierung angesehener Staats- 
beamter“ verbreitete 2). Zerboni erteilte den Landräten Lautier- 
Pleschen und Nosarzewski die nötigen Weisungen wegen Gor- 
zenskis und der Poplinskis (25. September). Bei Jagielski er- 


1) Kircheisen-Schuckmann an Radziwill 14. Sept. 
2) Kircheisen-Schuckmann an Zerboni 14. Sept. 
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ledigte er sich seines Auftrags persönlich. Alle vier erkannten 
gerührten Herzens die Huld des Königs an und gelobten für die 
Zukunft untadelhaften Wandel. Auch traf der Oberpräsident 
Vorkehrungen für ihre sorgfältige, jedoch unbemerkte Beob- 
achtung. Den übrigen wurde an ihrem Wohnort ihr Schicksal 
bekannt gemacht, mit dem Befehl, sich bis zum 15. Oktober 
zum Strafantritt zu melden. 

Bezeichnenderweise waren die jungen Sünder weit davon 
entfernt, sich dankbar zu fügen. Durch das Los ihrer begünstig- 
teren Gefährten verleitet, bestürmten sie vielmehr den König 
und die Behörden mit Gesuchen um gänzlichen Straferlaß, 
hatten jedoch damit in keinem Falle Erfolg. Nur Strafauf- 
schub wurde einigen gewährt und allen, zum Teil ihrer Armut 
wegen, gestattet, Glogau als Haftort zu wählen 1). Mehreren 
mußte hier außer den Reisekosten ein tägliches Zehrgeld von 
16 gGr. gezahlt werden ?). 

Bei der Mittellosigkeit vieler Inkulpaten begegnete die 
Erledigung der Kostenfrage großen Schwierigkeiten. Schritt- 
weise wich Schuckmann auch hierin zurück. Er mußte dem 
Oberpräsidenten für Liquidationen fast 743 r. anweisen. 
Außerdem hatten die 31 Angeschuldigten 2830 r. zu zahlen ?). 
Neben Unvermögen, das der Minister bei den Poplinskis wegen 
ihrer tadellosen Führung als berechtigt anerkannte, bei dem 
Vater der Stablewskis aber trotz seiner 9 Kinder als ganz uner- 
heblich bezeichnete, gab es, wie bei Czapski, auch bösen Willen 
zu bekämpfen. Am 10. Juni 1823 berichtete Zerboni, die meisten 
hätten eine Begleichung der auf sie entfallenden Quote abge- 
lehnt, und es sei beinahe mit Sicherheit zu vermuten, daß die 
übrigen es noch tun würden. Sie stützten sich darauf, daß 
1. die einschlägige Kabinettsorder die Untersuchungs- und Ver- 
pflegungskosten nicht erwähne, sonach deren Erlaß einen Teil 
der gewährten Begnadigung bilde. 2. die Verpflegungsgelder 
ohne Erwähnung der Rückerstattung angewiesen, 3. die Kosten 


2) Zielewicz berichtet fälschlich, die Radonskis und Koczorowski 
seien wirklich nach Pillau geschickt (77). 

2) Kircheisen-Schuckmann an Zerboni 28. Jan.; Zerboni an Schuck- 
mann 10. Jan.; Antw. 49. Jan. 

3) Schuckmann an Zerboni 14. u. 25. März. 
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durch den Transport zur Festung mit Extrapost unnötig erhöht, 
4. sie für ihre jugendlichen Vergehen durch den Arrest, am 
empfindlichsten aber durch den Zeitverlust hinlänglich bestraft, 
5. sie und ihre Angehörigen zur Tragung so hoher Kosten nicht 
imstande wären. Unbekümmert hierum verfügte Schuckmann, 
daß wo die Gelder nicht binnen drei Wochen berichtigt oder 
ratenweise Zahlungen bewilligt waren, exekutorisch vorgegangen 
werden sollte, sofern die Betreffenden nicht ihre Unfähigkeit 
dartaten und auch ihre Verwandten nicht gesetzlich verbunden 
waren, in subsidium dafür aufzukommen!). Diesen Fall 
mußten aber die Minister selbst für nicht vorliegend erklären 2). 
Daher konnten überhaupt nur die auf Bieganski, Jagielski, 
Czapski und Potworowski entfallenden Anteile, ca. 270 r., 
und nach einigen Jahren die Ostensche Quote (175 r.) bei- 
getrieben werden, da sie allein bereits im Besitz eigenen Ver- 
mögens oder Einkommens waren; alle anderen Kosten mußte 
die Staatskasse tragen ?). 

Eine empfindliche, den Polonen auferlegte Beschränkung 
war das Verbot ihres Aufenthaltes in Berlin. Zuerst 
bat T. v. Kurnatowski, ihm wieder den Bezug der dortigen 
Universität zu gestatten *). Altenstein fand nichts dagegen zu 
erinnern, doch anders Schuckmann. Da die Mitglieder bei Be- 
kanntmachung ihrer Strafe meist weder Reue noch Dankbar- 
keit und im Verlauf der Untersuchung „nur Trotz und Übermut“ 
bewiesen hatten, bezweifelte er lebhaft, daß sie durch die Haft 
von der ferneren Teilnahme an staatsgefährlichen Verbindungen 
abgeschreckt seien. Er wollte zuvor Proben einer wirklichen 
Bekehrung sehen, was frühstens binnen Jahresfrist geschehen 
konnte. Auch mußte der ergangenen Ahndung die Wirkung 
des Consilium abeundi beigelegt werden ®). Das Kultusmini- 
sterium beugte sich natürlich. Da Kurnatowski bereits als 
Freiwilliger beim Gardeschützenbataillon eingetreten war, ver- 


1) Zerboni an Schuckmann 27. Juni; Antw. 2. Juli. 

2) Schuckmann an Zerboni 8. u. 18. Juni. 

3) Zerboni an Schuckmann 31. März u. 12. Juni.; Kamptz an Zerboni 
4. Juli; Oberpräsident Baumann an Schuckmann 2. Mai 1827. 

4) Altenstein an Kircheisen-Schuckmann 23. Sept. 

5) Schuckmann an Altenstein 19. Okt. 


Die ersten polnischen Studentenverbindungen in Berlin usw. 571 


anlaßte Schuckmann auch seinen Kollegen Hake zu einer Ver- 
fügung, wonach binnen Jahresfrist die Betreffenden in Berliner 
Truppenteile nicht angenommen werden durften 1). 

Diese Bestimmungen wurden freilich nicht rigoros durch- 
geführt. Marcinkowski konnte zur Ablegung seiner Examina 
unter der Bedingung loyalen Verhaltens zurückkehren, wobei 
Schuckmann auf die Eingabe vom 10. Februar die seiner Men- 
schenkenntnis nicht gerade zur Ehre gereichende Bemerkung 
schrieb: Marcinkowski, der in der Vorstellung seiner Armut 
und Reue das Gesuch dringend wiederholt hat, „sieht nicht 
so aus, als ob er zu den Verführern gehört habe‘ 3). Ebenso 
wurde vom König auf Bitten der Grafen Poninski Satkowski 
der Aufenthalt erlaubt 3). 

Ferner erspähte Radziwiłł wieder eine Gelegenheit zu 
ungebetener Einmischung, da das Verbot den königlichen Ab- 
sichten nicht entspreche und er wünschen müsse, daß bei den 
jungen Leuten seiner Provinz die so glücklich begonnene Ge- 
pflogenheit des Studierens nicht erschwert werde‘). Am 
12. Dezember wandte er sich eigenhändig an den Kronprin- 
zen und zeigte sich von dem Beschluss des Polizeiministers 
höchlichst überrascht, denn . 


„durch denselben wird die hiesige Jugend an ihrer freiwilligen EntschlieBung 
zum Militair-Dienst und in dem vorzugsweisen Studiren auf der Berliner 
Universität, zugleich gestört, und zwei Gelegenheiten, die ich für die pas- 
sendsten hielt, eine Annäherung unter den hiesigen und den Einwohnern 
der alten Provinzen, zu befördern, werden geradezu vereitelt... In der 
Provinz war ich auf den Eindruck gewiß äußerst aufmerksam und zu 
meiner größten Freude fand ich die Eltern und Verwandten über die 
Abwege der jungen Leute sehr besonnen urtheilend und voll der wahr- 
haftesten Dankbarkeit, daß Seine Königliche Majestät sich als wahrer 
Landesvater in ihre Stelle nur versetzt und die Sache rein väterlich ge- 
ahndet haben. Solche Eindrücke und eine solche Stimmung, wären sie 


1) Geh. Rat Nicolovius an Schuckmann 4. Nov.; Altenstein an 
Kurnatowski 22. Nov.; Hake an Schuckmann 27. Nov.; Schuckmann an 
Altenstein 11. Nov.; an Zerboni 27. Dez. — Die Frist lief vom 1. Okt. 
4822 ab. 

l 2) Fürst Sułkowski an Schuckmann 9. Febr.; Schuckmann an Marcin- 
kowski 10. Febr. 

3) Kabinettsorder an Schuckmann 4. Juni. 

*) An Nicolovius 14. Nov.; Altenstein an Radziwiłł 22. Nov. 
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auch nur zum Theil in der Wirklichkeit, so müßten sie aus Klugheit für 
vollständig genügend angenommen und gepflegt werden. Das Ministerium 
der Polizei findet aber im Gegentheil immer etwas auszustellen.“ Der 
Vorwurf mangelnder Reue bei einigen, für den nun alle ein Jahr Buße 
tun sollten, widerspricht der Wirklichkeit. Bei einer monatelangen poli- 
zeilichen Untersuchung hinter verrammelten Fenstern können einige junge 
Leute wohl trotzig werden. Bei der richterlichen Untersuchung hatten 
sie diesen Trotz, so viel ich weiß, abgelegt. Am wenigsten werden sie sich 
einfallen lassen, die Polonia in Berlin fortzusetzen. Nirgends kann man 
sie besser beaufsichtigen als hier. Der König hat das Vergehen bestraft, 
ohne daran weiteren Einfluß auf ihr Fortkommen zu knüpfen. In dem 
Wunsch, wieder nach Berlin zu gehen, sehe ich einen Beweis von Ver- 
trauen, den man nicht abweisen sollte. Der Beschluß stört meine Be- 
mühungen: die hiesige Provinz an die preußische Monarchie immer fester 
zu knüpfen und dem König die Herzen der Einwohner zu gewinnen, Auf- 
gaben, die mir Seine Majestät als Hauptzwecke meiner Wirksamkeit im 
huldvollsten Vertrauen übertragen haben. Außerdem sprach das Dank- 
schreiben, das die Jünglinge durch mich an den Monarchen gelangen ließen, 
„durch seinen ganzen Inhalt das reinste Gemüth und das dankbarste 
Gefühl aus“. Neben diesem — allerdings schlagenden — Beweis ihrer 
lauteren Gesinnungen hatte sich Katzeler unaufgefordert lobend geäußert 
und die Antwort Schmidts über ihr Benehmen bei Ankündigung ihres 
Schicksals ließ dem Fürsten „nichts zu wünschen übrig‘‘. 


Ein Ergebnis hat dies oberflächliche Schreiben nicht gehabt. 
Am 23. Februar bestürmte aber der Fürst Schuckmann noch- 
mals mit den gleichen Argumenten. Dieser erwiderte am 
25. ziemlich kühl, er bedauere, durch „dringende polizeiliche 
Gründe“ und gesetzliche Vorschriften wie das Universitätsstatut 
vom 31. Oktober 1816 gebunden zu sein. Die Jünglinge mußten 
zum mindesten neu immatrikuliert werden. Dem stand unter 
anderem der unwiderleglich begründete Antrag von Schulz 
entgegen, sie wenigstens ein Jahr nicht in Berlin zu dulden. 
Nach der Kabinettsordre vom 7. Juli 1821 (Ges.-Samml. 107), 
war aber den Regierungsbevollmächtigten die Pflicht auferlegt 
und die Befugnis erteilt, die der Zugehörigkeit zu akademischen 
Verbindungen schuldigen oder auch nur verdächtigen Hörer 
sofort zu entfernen. Die ergangene Verfügung war mithin 
geradezu vorgeschrieben. Ferner war es durch die Erfahrung 
und den Werdegang der Arminia bestätigt, daß Mitglieder 
geheimer Verbindungen diese nicht leichten Herzens aufgaben. 
Man durfte also hinsichtlich der Polonia keineswegs sorglos 
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die Überzeugung hegen, daß ihre höchstgradig für die Zwecke 
des Bundes exaltierten Anhänger in wenigen Monaten einer 
Vereinigung entsagen würden, deren lebenslänglichen Bestand 
sie sich durch Handschlag und Ehrenwort gelobt hatten. Daraus 
folgte die Notwendigkeit, die Mitglieder zu trennen. Die so- 
fortige Wiedervereinigung am Ort der Tat wäre ebenso nach- 
teilig für den Staat und die akademische Zucht wie wegen der 
damit verbundenen Versuchung auch für die Betreffenden 
selbst gewesen. Ihnen standen alle Universitäten offen, wo- 
gegen Marcinkowski seine Staatsprüfungen nur in Berlin machen 
konnte. 

Nun ließ Radziwiłł die stärkste von seinen Künsten 
spielen und trug am 20. März dem König den Fall vor. Die 
vom Thronfolger und Minister vorgeschützten ,,gesetzlichen 
Beziehungen und polizeilichen Rücksichten‘“ glaubte er in 
seinem Vortrag vor ersterem „beseitigt zu haben‘, wie auch 
Altenstein seiner Auffassung gewesen war. Die Befugnisse der 
Regierungsbevollmächtigten betrachtete er als irrelevant, da 
die Sache durch Kabinettsbefehl geregelt war. Diesem Gesuch 
war trotz seiner mangelhaften Logik der Erfolg beschieden, 
daß Friedrich Wilhelm Kurnatowski den Wiedereintritt bei 
seinem Bataillon gestattete. Im übrigen billigte er aber die 
Anordnungen des Ministers als gesetzlich und polizeilich be- 
gründet. Auch wollte er nicht an den nachteiligen Einfluß 
der fraglichen Maßregeln auf den Eifer der Posener Jugend 
zum Studium glauben !), da nur wenige Familien davon berührt 
wurden und die Eltern nach des Statthalters eigenem Zeugnis 
sehr besonnen urteilten — eine boshafte, den Fürsten mit dessen 
eigenen Worten festnagelnde Bemerkung. 

Zu besonderen Erörterungen führte das Wiederauftauchen 
der durch Flucht der Untersuchung entgangenen Wesotowski 
und Bukowiecki. Ersterer meldete sich im Spätherbst 1823 
bei der Posener Regierung zur Anstellung als Referendar. 
Bukowiecki hatte sich nach der Schweiz begeben, kehrte aber, 
als über seine Kameraden entschieden war, zurück und wollte 


1) Es studierten damals in Berlin 10 Akademiker aus dem Königreich 
Polen und 61 aus der Provinz Posen, aber zumeist Deutsche und Juden. 
Nach Zielewicz (82) hatten nur 16 der letzteren polnische Namen. 
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beim 4. Ulanenregiment seiner Dienstpflicht gentigen. Schuck- 
mann ordnete sofort beider Vernehmung an. Beide waren ein- 
fluBreiche, eifrige Mitglieder der Polonia gewesen. Bukowiecki 
hatte sich auch durch seine Flucht schuldig gemacht. Deshalb 
und da die Straflosigkeit einzelner bei der Masse keinen günstigen 
Eindruck machen konnte, beantragte der Minister über sie die 
Verhängung eines sechsmonatigen Festungsarrestes, wobei er 
erläuternd bemerkte: Bei der politisch nachteiligen Tendenz 
dieser Geheimverbindung ist für die Aufnahme ihrer Mitglieder 
in den Militärstand die größte Vorsicht um so mehr gewiß zu 
wünschen, als das gute dienstliche Betragen so wenig im Militär 
als Zivil schon deshalb keine Bürgschaft für die Reinheit der 
Gesinnungen gewähren kann, weil gerade die am tiefsten in 
unlautere Grundsätze verstrickten Individuen diese am vor- 
sichtigsten verheimlichen. Es erscheint deshalb eine Bestim- 
mung angemessen, wonach ehemalige Studenten beim Eintritt 
ins Heer sich durch ein Zeugnis der Regierungsbevollmächtigten 
der Universitäten über ihr Betragen ausweisen müssen. In 
beiden Fällen setzte der König die Strafe nach dem Antrage 
fest und genehmigte auch den weiteren Vorschlag mit dem 
Zusatz, daß, wenn aus dem fraglichen Attest die zuverlässige 
Gesinnung des Betreffenden nicht zu entnehmen war, er während 
seiner Dienstzeit unter besondere Aufsicht zu stellen und ihm 
dies bekannt zu machen sei 1). 

Wegen der staatlichen Anstellung wurden die Re- 
gierungen von Preußen, Posen und Schlesien am 12. Oktober 
1822 von Schuckmann unter Mitteilung der 25 in Frage kommen- 
den Individuen auf die Kabinettsorders vom 11. Juli und 
25. August hingewiesen. Sie sollten nicht nur über die Be- 
werber genaue Erkundigungen einziehen, sondern auch die 
jedesmalige Genehmigung des Polizeiministeriums einholen. 
Zu ähnlichen Verfügungen an ihre Unterorgane wurden Alten- 
stein, Kircheisen und der Finanzminister Klewiz veranlaßt. 


1) Immediatber. 26. Jan.; Denkschr. v. Kamptz 13. Febr.; Kabinetts- 
order an Schuckmann 18. Febr.; an Hake, an Altenstein 24. Febr. 1824. — 
Hiernach ist meine Notiz in Zeitschr. f. Gesch. des Oberrheins a. a. O. 152 
zu berichtigen. 
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Die Tätigkeit der Vilnaer Kommission zur 
Prüfung und Edition alter Akten 1864-1914. 


Von 
M. Wischnitzer. 


Am 17. April 1914 beging die „Vil’naer Kommission zur 
Prüfung und Edition alter Akten“ (Vilenskaja komissija dlja 
razbora i izdanija drevnych aktov) oder auch „Vil’naer archäo- 
graphische Kommission‘ in feierlicher Weise das Jubiläum 
des 50 jährigen Bestehens. Die Kommission ist im Jahre 1864 
nach dem Muster der Kiever Kommission, die seit 1843 hesteht, 
dank der Initiative des Vil’naer Generalgouverneurs V. J. 
Nazimov ins Leben gerufen worden. Nazimov regte die Idee 
der Errichtung einer archäographischen Kommission schon 
im Jahre 1862 an und betrieb höheren Orts die hierzu nötigen 
vorbereitenden Maßnahmen im Vereine mit dem Kurator 
des Vil’naer Schulbezirks, dem Fürsten A. P. Sirinskij-Sach- 
matov. In Petersburg fanden ilıre Bestrebungen vollen Anklang, 
die endgültige Entscheidung der Sache verzögerte sich aber, 
bis es dem inzwischen an Nazimovs Stelle getretenen M. N. 
Muravev durch eine erneute energische Eingabe gelungen war, 
den Plan seines Vorgängers zu verwirklichen. Die Kommission 
trugindesin den ersten fünf Jahren einen provisorischen Charakter 
und erst durch die Allerhöchste Bestätigung des Gutachtens 
des Reichsrats vom 17. November 1869 erfolgte ihre endgültige 
Konstituierung. Der Jahresetat der Kommission wurde mit 
8000 Rubeln angesetzt. 

Im Verlaufe ihrer 50 jährigen Tätigkeit gab die Kommission 
48 Bände Urkunden und Aktenstücke heraus, von denen 
38 Bände eine fortlaufende Serie unter dem Titel: „Akty 
izdavaemye Vilenskoj Komissiej dlja razbora drevnych aktov‘ 
ausmachen. Wir wollen ganz kurz auf den Inhalt dieser höchst 
wichtigen Publikation eingehen. 

Bd. 1 umfaßt Akten des Grodnoer Landgerichts von 
1514—1795 und zerfällt in drei Gruppen. 40 Akten beleuchten 
die Verhältnisse der rechtgläubigen Kirche in Westrußland. 
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26 Akten berühren teils die Lage der Kronsbauern, Städter, 
Tataren und Juden, zum Teil die Unterhaltungskosten des 
Heeres und zuletzt Gerichtshindel. In der dritten Gruppe 
des I. Bandes sind 32 Aktenstücke abgedruckt, die für die 
Beurteilung der ungestümen Sitten der Szlachta nicht 
unwesentlich sind; es ist da die Rede von Überfällen der Szlachta 
und von sonstigen gewalttätigen Streichen des polnischen 
Adels. — Bd. II umfaßt Akten des Brester Landgerichts von 
1431—1795 und ist ebenso mannigfaltig wie der erste Band. 
Neben Fragen politischer, sozialer und allgemein kultureller 
Natur finden sich hier 55 Akten zur Geschichte der Kirche. — 
Die Bände III und IV bringen Akten des Brester Grodgerichts 
von 1401—1799, die sowohl für die Verwaltungsgeschichte als 
auch für die Geschichte der Kirche von Interesse sind. — Der 
V. Band enthält Akten der Grodgerichte von Brest und Grodno, 
die in drei Gruppen geschieden sind. 46 Urkunden betreffen 
Gerichtshändel, 110 die Lage der Juden und 63 Urkunden 
bilden Privilegien, hiervon fünf Stadtprivilegien. — Das Akten- 
material des VI. Bandes ist überaus mannigfaltig; neben Brester 
Grodakten und Akten des dortigen Kämmerergerichts bringt 
dieser Band städtische Gerichtsakten, und zwar von drei 
Städten mit magdeburgischem Rechte, Brest-Litovsk, Kobrin 
und Kamenec-Litovsk. — Bd. VII enthält Grodnoer Grod- 
akten von 1496—1780 und zerfällt in drei Abteilungen. 
Die erste und dritte Abteilung beleuchten die Lage der Geist- 
lichkeit und die Beziehungen des römisch-katholischen Klerus 
zur rechtgläubigen und uniierten Geistlichkeit. Die zweite 
Abteilung ist sehr reichhaltig und umfaßt Privilegien der Stadt 
Grodno, Resolutionen der Sejmiki des Grodnoer Bezirkes, 
administrative Verfügungen und Erlässe, Verzeichnisse der 
waffenfähigen Schlachta und der Tataren im Grodnoer Bezirk 
usw. — Bd. VIII umfaßt Akten des Vil’naer Grodgerichts von 
1596—1797 und gliedert sich in vier Abteilungen. Die erste 
Abteilung ist, wie bereits in mehreren Bänden zu konstatieren 
war, kirchengeschichtlichen Inhalts, die zweite Abteilung 
bringt hauptsächlich Regierungsvoerordnungen, die dritte Ab- 
teilung Beschlüsse und Instruktionen der Sejmiki und die 
vierte Abteilung überwiegend Gerichtsakten. In dieser Ab- 
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teilung finden wir aber auch solche Dokumente, wie den Rezeß 
der Slucker Konföderation vom 20. Mai 1767, die Deklaration 
der Dissidenten des Großfürstentums Litauen in Warschau 
vom 3. Dezember 1766 und die Rede des Bischofs von Weiß- 
rußland Georg Konisski vor dem König Stanislaus August in 
Warschau am 27. Juni 1765. — Der IX. Band bringt haupt- 
sächlich Material zur Geschichte zweier Klöster in Vil’na. — 
Besonderes Interesse für Wirtschaftshistoriker bietet der 
X. Band, der Akten und Urkunden des Vil’naer Magistrats 
und des Vil’naer Stadtgerichts enthält. Dieser Band umfaßt 
zunächst Zunftordnungen der Vil’naer Handwerker und könig- 
liche Privilegien, wie sie im Laufe des XVI., XVII. und XVIII. 
Jahrhunderts einzelnen Zünften verliehen worden waren. 
Sodann gewinnen wir dank einer Fülle von Urkunden, die es 
erklären, inwieweit die Zunftordnungen in der Praxis sich 
bewährten, ein reiches Bild von den sozialen Verhältnissen 
des Vil’naer Handwerkers in den genannten drei Jahrhunderten. 
— Die Bände XI, XII und XIII enthalten Akten des ,,Glavnyi 
Litovskij Tribunal‘ vom Ausgange des XIV. bis zum Schluß 
des XVIII. Jahrhunderts. Unter den kirchengeschichtlichen 
Dokumenten dieser Bande seien auch 22 Aktenstiicke zur 
Geschichte des Kalwinismus in Litauen genannt. — Der XIV. 
Band bringt Gutsinventare aus dem XVI. Jahrhundert, und 
zwar 76 Inventare von Privatgütern und 18 Inventare könig- 
licher Güter. — Bd.XV enthält Entscheidungen jenes Litauischen 
Obertribunals, die jedoch ausschließlich die Geistlichkeit, 
Kirchen und Klöster der rechtgläubigen und griechisch-katholi- 
schen Kirche betreffen. — Der XVI. Band bietet reichhaltiges 
Material zur Geschichte der Kirchenunion in Rußland. — 
Der XVII. Band enthält Akten des Grodnoer Landgerichts 
in den Jahren 1539—1565 und ist insofern von Interesse, als 
hier die ältesten der im Vil’naer Zentralarchiv sich befindenden 
Gerichtsakten in russischer Sprache publiziert sind. — Bd. XVIII 
ist von großer Wichtigkeit zur Beleuchtung der Tätigkeit des 
sogenannten ,,Kopnyj sud“. Unter „kopa“ verstehen wir 
eine Volksversammlung, hauptsächlich aus Bauern — Bojaren 
und Adelige pflegten aber auch beteiligt zu sein —, zur genauen 
Untersuchung einer begangenen Freveltat, z. B. Diebstahl, 
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Mord und zur Nachforschung über eine verloren gegangene 
Sache. In der ,kopa“ wurde aber auch Recht gesprochen. 
Wir finden Entscheidungen dieser Gerichte in den Grodbüchern 
verstreut, da das Grodgericht die Entscheidungen des ,,Kopny} 
sud‘* in Sachen des Adels zu bestätigen hatte. Bd. XVIII 
bietet also, wie gesagt, eine Serie solcher Akten aus den Grod- 
büchern von Brest, Vil’na, Vilkomir, Volkowysk, Grodno, 
Kowno (Kauen), Lida, Minsk, Mozyr, Novogrudok, Pinsk, 
Rossieny, Slonim, Sluck, Troki und Upita. Wir haben somit 
Gelegenheit, die Einrichtung des ,,Kopnyj sud“, dieser noch 
so wenig erforschten Institution, in den verschiedensten 
Gebieten Litauens im XVI. und XVII. Jahrhundert zu studieren. 
— Der XIX. Band enthält Aktenmaterial zur Geschichte der 
früheren Eparchie in Chelm oder Cholm im Zeitraume von 
1428—1603. — Der XX. Band ist für die Geschichte und Topo- 
graphie der Stadt Vil’na äußerst wichtig; diesem Bande sind 
zwei Pläne Vil’nas beifiigt, aus dem XVI. Jahrhundert 
und aus dem Jahre 1840. — Bd. XXI bildet eine Fortsetzung 
der (im XVIII. Band publizierten) Akten des Grodnoer Land- 
gerichts. Die 559 Dokumente dieses Bandes bieten interessantes 
Material zur Sitten- und Kulturgeschichte Litauens und zur 
rechtlichen Lage verschiedener Stände und Bevölkerungs- 
klassen. — Bd. XXII enthält Akten des Slonimer Landgerichts 
in der zweiten Hälfte des XVI. Jahrhunderts. — Bd. XXIII 
umfaßt Akten des Cholmer Grodgerichts von 1604—1691. — 
Bd. XXIV hat ein besonderes Interesse für die Geschichte 
der Bojaren in Litauen. Von 322 Aktenstücken gehören 288 
ins XVI. Jahrhundert. Man sieht daraus, daß die Blüte des. 
Bojarentums in Litauen in diesen Zeitraum fällt. All- 
mählich stirbt diese Institution aus. — Bd. XXV enthält Guts- 
inventare aus dem XVI., XVII. und XVIII. Jahrhundert. — 
Das Aktenmaterial des XXVI. Bandes bringt 600 Urkunden 
aus den Grodbüchern von Upita in den Jahren 1585—1587. 
Dank dieser Fülle von Materialien für eine so kurze Spanne 
Zeit gewinnen wir Vertrautheit mit dem häuslichen Leben 
Litauens jener Zeit, seinen Sitten und ökonomischen Zu- 
ständen. — Der XXVII. Band bildet eine Fortsetzung der 
Cholmer Grodakten, die hier bis 1756 reichen. — Die Bände 
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XXVIII und XXIX sind ,,Akty o evrejach‘‘ betitelt und 
beleuchten in vieler Hinsicht die politische, gesellschaftliche 
und ökonomische Lage der litauischen Juden im XVI., XVII. 
und XVIII. Jahrhundert. Das Material ist den Aktenbüchern 
der Grod- und Landgerichte von Pinsk, Slonim, Brest, Vil’na, 
Grodno, Troki, Minsk und Kowno sowie den Büchern des 
Litauischen Obertribunals entnommen. Die ‘Bedeutung dieser 
Aktenbände tritt besonders klar zutage, wenn wir uns vor Augen 
halten, wie wichtig der Anteil der Juden am Handel für die 
ökonomische Entwicklung des Landes war. — Bd. XXX bringt 
Akten des Troker Kämmerergerichts. — Der XXXI. Band. 
enthält ausschließlich Aktenmaterial zur Geschichte der Ktaui- 
schen Tataren, die gleich den Juden schon unter dem Groß- 
fürsten Witowt ins Land gerufen wurden und sich bis auf den 
heutigen Tag erhalten haben. In gewisse Hinsichten den Juden 
gleichgestellt, war die Lage der Tataren doch eine günstigere. 
So waren sie in der Erwerbung von Grundbesitz nicht be- 
schränkt. — Bd. XXXII enthält Akten des Grodgerichts von 
Vilkomir, die zur Aufhellung wirtschaftlicher Zustände dienen. 
— Der XXXIII. Band hat kirchenhistorisches Interesse. Die 
hier publizierten Akten betreffen die Geschichte der west- 
russischen Kirche im Zeitraume von 1433—1663. — Der XXXIV. 
Band ist einer der wenigen Bände dieser Quellenpublikation, 
die dem politischen Historiker wertvolles Material bieten. 
Er umfaßt nämlich die Kriegsjahre 1654—1667, den Kampf 
Polens mit Moskau um den Besitz Kleinrußlands. Besonders 
stark litt in diesen Jahren Weißrußland, das abwechselnd von 
Russen, Polen, Kozaken, Tataren und Schweden überschwemmt 
worden ist. Dem Bande ist zum Schluß ein ‚Bericht der 
Finanzkommission über Einnahmen und Ausgaben‘ (für einige 
Jahre, von 1648 an) beigefügt. Der Bericht, der vom litauischen 
GroBkanzler Paz dem Sejm vom Jahre 1661 vorgelegt war, 

bietet ein Bild der litauischen Finanzen und zeigt, über welche 
Mittel Polen zur Führung eines mehrjährigen Krieges verfügte. — 
Der XXXV. Band enthält Inventare von Starosteien, Gütern, 
Vorwerken und Dörfern in der zweiten Hälfte des XVIII. Jahr- 
hunderts. Dieses Material ist äußerst wichtig für die Erforschung 
der ökonomischen Lage der Bauern. — Bd. XXXVI bringt 
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Akten aus den Grodbüchern von Minsk in den Jahren 1582 
bis 1598. — Der XXXVII. Band enthält viel Material zur 
Geschichte Litauens im Jahre 1812. — Der XXXVIII. Band 
bildet eine Fortsetzung des XXXV. Bandes und zeichnet die 
wirtschaftliche Lage Litauens, namentlich die Agrarverhält- 
nisse, vor der Besitzergreifung des Landes durch Katharina II. — 
Gegenwärtig wird der XXXIX. Band im Drucke zu Ende 
geführt, der die Akten des Mogilevschen Magistrats von 1578 
und 1579 bringen und die Fortsetzung dieser wertvollen Publi- 
kation aus dem 30. Bande der „Istoriko-juriditeskie materialy 
izvleZennye iz aktovych knig gubernij Vitebskoj i Mogilevskoj 
chranjaStichsja v central’ nom archive v Vitebsk&‘‘ bilden wird. 
Dieser Band enthält nämlich die ersten Akten des Mogilevschen 
Magistrats, und zwar vom Jahre 1577. Es sei hier nebenbei 
bemerkt, daß die zuletzt genannte Publikation mit dem 32. Bande 
abgebrochen wurde. Da im Jahre 1903 das Vitebsker Archiv 
nach Vilna verlegt worden ist und nunmehr im Vil’naer Zentral- 
archiv sich befindet, so ist es selbstverständlich für nötig be- 
funden worden, eine besondere Publikation von Akten des 
Vitebsker Archivs eingehen zu lassen. 

Wir haben somit den Inhalt der 38 resp. 39 Bände der 
Akten der Vil’naer archäographischen Kommission verzeichnet 
und ersehen auf den ersten Blick, welche ungeheuere Bedeutung 
sie für die Verwaltungsgeschichte, die Gerichtsverfassung, 
die Kirchenverhältnisse, die ökonomische Lage und das Leben 
der verschiedenen Bevölkerungsgruppen Litauens besitzen. 
Die archäographische Kommission scheint jetzt ihr Haupt- 
augenmerk auf die Städtegeschichte zu lenken. Die Mogilever 
Magistratsakten dürften den Anfang einer Serie von Quellen 
auf diesem Gebiete bilden. Es sollen unter anderem, soweit 
meine persönlichen Ermittelungen reichen, die Einnahmen- und 
Ausgabenbücher des Vil’naer Magistrats aus dem XVII. Jahr- 
hundert veröffentlicht werden. 

Wenden wir uns nun zu den übrigen Editionen der Kom- 
mission, die außer dem Rahmen der Akten in verschiedenen 
Jahren publiziert wurden, so wären hier folgende zu nennen: 

1. Revizija pušč i perechodov zvérinych o byvSom vel. 
kn. litovskom 1559 goda (Revision der [in WestruBland vor- 
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kommenden] dichten Wälder und der Durchgangsstellen des 
Wildes im ehemaligen Großfürstentum Litauen. Vil’na, 1867). 

2. Ordinacija Korolevskich pušč v léstnitestvach byv3ago 
vel. kn. litovskago 1641 r. (Einrichtung der königlichen Wäl- 
der in den Forstwirtschaften des ehemaligen litauischen GroB- 
fürstentums. Vil’na, 1871). 

3. Piscovaja kniga byvSago Pinskago starostva sosta- 
viennaja v 1561—1566 gg. I u. II (Grundbuch der ehemaligen 
Pinsker Starostei in den Jahren 1561—1566, 2 Teile, Vil’na, 
1874). 

4. Revizija Kobrinskoj Ekonomii sostavlennaja v 1563 g. 
(Revision der Kobriner Ökonomie im Jahre 1563; im ganzen 
sind hier drei Städte und sechs Dörfer beschrieben. Vil’na, 1876). 

5. Piscovaja kniga Grodnenskoj ekonomii s pribavlenijami 
(Grundbuch der Grodnoer Ökonomie, mit Beilagen, 2 Teile, 
Vilna, 1881—1882). 

6. Piscovaja kniga Pinskago i Kleckago knjaZestv 1552 — 
1555 rr. (Grundbuch des Pinsker und Klecker Fürstentums 
in den Jahren 1552—1555, Vil’na 1884). 

7. Sbornik dokumentov kasajuStichsja administracionago 
ustrojstva Sévero-Zapadnago kraja pri Imperatricé Ekateriné II 
(Sammlung von Urkunden zur Geschichte der Verwaltung der 
Nordwestgebiete unter Katharina II., Vil’na 1903). 

8. Sbornik paleografideskich snimkov s drevnich gramot 
1 aktov chranjaStichsja v Vilenskom Central’nom Archivé i 
Vilenskoj Publitnoj Biblioteké. Lfrg. 1 (1432—1584), Vilna 
1884. Es ist nur zu bedauern, daß von dieser schönen paläo- 
graphischen Sammlung von Urkunden in russischer Sprache, 
die im Vil’naer Zentralarchiv und in der handschriftlichen 
Abteilung der öffentlichen Bibliothek in Vil’na sich befinden 
und bereits in den Editionen der Kommission und der Bibliothek 
veröffentlicht wurden, erst die erste Lieferung vorliegt, und 
es wäre zu wünschen, daß die Kommission diese für paläo- 
graphische Studien so wichtige Edition fortsetzt. 

9. Kratkija tablicy neobchodimyja dlja istorii, chrono- 
logii, voobšče vsjakago roda archeologiteskich izslédovanij i v 
Castnosti dlja razbora drevnich aktov i gramot zapadnago 
kraja Rossii i Carstva Pol’skago. Sostavleny N. Gorbatevskim 
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(Kurze Tafeln, unentbehrlich für Geschichte, Chronologie, 
überhaupt aller Art archäologische Forschungen und besonders 
für die Prüfung alter Akten und Urkunden Westrußlands 
und Kongreßpolens. Zusammengestellt von N. Gorbatevski, 
Vilna 1867). Der genaue Titel dieser kleinen Schrift besagt, 
welche Bedeutung diese chronologischen Tabellen besitzen, 
die von N. Gorbatevskij, einem der tüchtigsten Archivare des 
Vil’naer Zentralarchivs, zusammengestellt sind. 

Vorsitzende der Archäologischen Kommission waren P. V. 
Kukolnik (1864—1865), P. A. Bezsonov (1865—1866), J. T. 
Golovackij (1867—1888), Exprofessor der russischen Sprachen 
und Literatur an der Universität Lemberg, unter dem die 
Kommission sich eigentlich recht zu entwickeln begann, J. T. 
Kratkovskij (1888—1902), F. N. Dobrjanskij (1902—1913) 
und D. J. Dovgjallo, der gegenwärtig an der Spitze der Kom- 
mission steht. D. J. Dovgjallo war früher Archivar des Vitebsker 
Archivs, dessen letzte Editionen er besorgte. Die Kommission 
besteht außerdem aus drei Mitgliedern, I. J. Sprogis, dem 
Archivar des Vil’naer Zentralarchivs, der zu mehreren Bänden 
der Aktenpublikation Einleitungen schrieb, A. O. Turcevié, 
einem guten Kenner der Bauernfrage in Litauen im XVIII. Jahr- 
hundert, und A. S. Vrucevit. Uber die literarisch-wissen- 
schaftliche Tätigkeit der jetzigen und früheren Kommissions- 
mitglieder unterrichten ihre kurzen Biographien in der Jubiläums- 
schrift: Pjatidesjatilétie Vilenskoj Komissii dlja razbora i 
izdanija drevnych aktov 1864 17. IV. 1914. Vil’na, 1914, 47 S. 
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— 


Aus einem Brief Alexanders II. an König Wilhelm 
von Preußen. 


Mitgeteilt von 
Theodor Schiemann. 


St. Petersbourg le u 1861. 
Mon cher Oncle! 


Dank fir Brief und Glickwunsch zur Aufhebung der Leib- 
eigenschaft. J’ai eu bien des difficultés & vaincre, j’en prévois 
encore, mais j’ai la conscience d’avoir rempli un grand devoir 
et je place toute ma confiance dans l’assistance Divine. 

Je pense que mon rescrit au Prince Gortschakow et 
l’Oukase qui en a été le complément Vous auront rassuré sur 
mes intentions à |’égard du Royaume de Pologne. L’autorité 
était plainement en droit de réprimer |’émeute et de repondre 
aux agressions. Il eut été certes désirable qu’elle deployät 
plus de fermeté dés les premiers moments, aussi ai-je dés- 
approuvé complétement sa conduite, empreinte d’une faiblesse 
impardonnable. Toutefois j’ai jugé qu’ayant la force en mains, 
je me devais de rester juste et pouvais étre clément. J’ai 
accordé les améliorations que j'ai cru réalisables, je les veux 
sincéres et je m’efforcerai de les rendre efficaces. Sans exclure 
les développemens ultérieurs, elles tracent la limite jusqu’oü 
je veux aller et je ne la dépasserai pas. En me plagant sur 
le terrain de l'équité je serai d’autant plus en mesure de main- 
tenir mes droits. Tout désordre matériel sera réprimé avec 
fermeté. 

L’année dernière, à Varsovie, je me suis employé à établir 
entre les Cabinets l’apparence de la confiance, afin de rendre 
possible l'entente nécessaire au maintien de la paix générale. 
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Mais je ne me suis jamais dissimulé, ni mon ministre des 
affaires étrang. non plus!), les dangers dont les tendances 
de l’occident ménacent l’Europe. Je déplore cette situation 
que je n’ai pas créée et je travaillerai & m’en garantir. Per- 
mettez moi d’ajouter, mon cher oncle, avec la franchise a 
laquelle Vouz m’avez habitué, que sous ce rapport la marche 
de Votre Cabinet a l’egard des affaires d’Italie et nommement 
de la cour de Turin, n’est pas de nature à rendre plus facile 
la tache des gouvernemens conservateurs. 

Quant aux relations que je compte entretenir avec la 
France, elles sont enti&rement conformes au point de vue par 
lequel se termine Votre lettre. Je ne veux ni plus, ni moins. 
J’ai vu avec plaisir que Vous m’avez rendu justice en n’ajou- 
tant pas de créance au bruit d’un traité secret entre l’Emp. 
Nap. et moi qui aurait affecté les intérêts de la Prusse. Il 
m’est impossible de saisir méme l’origine ou le prétexte d’une 
semblable rumeur. Dès la réception de Votre lettre j’ai chargé 
le Prince Gortschakow d’inviter Mr. de Bismarck à démentir 
auprès de Vous de la manière la plus formelle, une assertion 
aussi peu conforme à mes principes politiques et à mes dis- 
positions amicales envers la Prusse, et Emp. des Francais 
ne les ignore pas. Lors de notre entrevue à Stouttgart en 
1857, je ne lui ai pas caché l’intimite des relations qui unissent 
la Russie à la Prusse et qui sont pour moi une tradition de 
famille en méme temps qu’un intérét national. 

Cette assurance que j’ai renouvelée en toute occasion et 
qui est placée sous la garantie de ma parole suffit pour exclure 
toute combinaison du genre de celle que vous me signalez. 

Ma femme a été bien sensible à Votre bon souvenir, veuillez 
me rappeler a celuid’Auguste et me croire 


toujours 
mon cher Oncle 


Votre 
tout dévoué neveu 
(signé) Alexandre. 


1) In dem Konzepte sind die Worte ni mon ministre des affaires 
étrangéres als Randkorrektur vom Kaiser eingeschaltet worden. 


II. Zeitschriftenschau. 


I. Allgemeines. 


Die russische historische Literatur der Jahre 
4911 und 1912. 


N (1914), Bd. 11, L. 2, 97—108; RB 1921, 111, 62—65; Sovremennik, 
1912, X, 353—361. 


Die meisten Veröffentlichungen, auf die sich Ju. Gotes Rückblick 
(im „N‘) erstreckt, stehen in Bezug zu den drei historischen Jubiläen 
(Bauernbefreiung, Vaterländischer Krieg, Zeit der Wirren). Die russische 
historische Literatur vom Jahr 1911 und die Jubiläumsliteratur über das 
Jahr 1812 besprach auch J. Borozdin (im „RB“ und „S.“). Der Aufsatz 
von G. erschien mit einigen Veränderungen in der „Revue Historique‘ 
(1913), diejenigen von B. in der ,,Z. f. osteur. G.“ (Bd. II u. III). 

Eine Liste der russischen biographischen Literatur und eine Über- 
sicht der russischen Memoirenliteratur — für das Jahr 1912 — brachte 
„RB“ 1913, II, 80—86. L. L. 


II. Vormongolisches Rußland. 


9. Jahrhundert. Drei Zentren des alten Ruś. 
JA XVIII, 2, 1913, S. 79—87. 


Arabische Schriftsteller des 9.—10. Jahrhunderts heben in ihren 
Berichten hervor, daß die damaligen ostslavischen (russischen) Völker- 
schaften in drei Gruppen zerfielen: eine um den Vorort Kujava, die zweite — 
Selabe oder Slavia — in der Nähe der Kamschen Bulgaren, die dritte 
zwischen Chazaren und Gr.-Bulgaren angesiedelt, mit dem Vororte Arta 
(Arta, Urtab). In dem vorliegenden Artikel identifiziert Wl. Parcho- 
menko die dritte Gruppe mit dem nördlich vom Kaukasus, zwischen dem 
Azovschen und dem Kaspischen Meere sich erstreckenden ostslavischen 
Siedlungsgebiete, welches zu Beginn des 11. Jahrhunderts unter dem 
Namen Tmutarakanfka Rus bereits als mächtiges Fürstentum auftritt. 
Philologische Verwandtschaft der Namen Arta und Anten kombiniert mit 
territorialer Nachbarschaft der mutmaßlichen Wohnsitze veranlassen den 
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Verf., in den Tmutarakanern Nachkommen der durch avarisch-chazarische 
Wanderungen zurückgedrängten Anten zu suchen. Im weiteren Verlaufe 
seiner Abhandlung versucht P. jene drei Gruppen der ostslavischen (russi- 
schen) Völkerschaften mit den heute bestehenden in Einklang zu bringen. 
Die Gleichung der ersten mit der ukrainischen (Kujava = Kiev) sowie der 
zweiten (Novgoroder Slaven) mit der großrussischen leuchtet ohne weiteres 
ein. Fast unüberwindliche Schwierigkeiten bereitet dagegen dem Verf. 
der Identitätsbeweis von Tmutarakanern mit den Weißrussen. Zu diesem 
Zwecke muß eine Reihe von Konstruktionen aufgestellt werden, welche 
zwar geistreich erscheinen, doch leider nur wenig beglaubigt und wahr- 
scheinlich gemacht werden können. Zunächst wird die Gleichung Anty = 
Arta durch Arta = Vjatiti erweitert und starke Migration aus Ciskaukasien 
im 41. und 12. Jahrhundert teils in die Okagebiete, teils an den oberen 
Dnépr angenommen. Dann wird Sachmatovs Hypothese über die Koloni- 
sierung der Gebiete am oberen Dnöpr durch polnische Völkerschaften (im 
7.—8. Jahrhundert), zu denen die Radimiti gezählt werden, herangezogen 
und dadurch der Mangel an politischen und kulturell-wirtschaftlichen Be- 
ziehungen zwischen Kiev und Novgorod im 9.—10. Jahrhundert erklärt. 
Jene fremde Kolonisation sollte nämlich eine Scheidewand zwischen beiden 
Zentren gebildet haben und erst durch Unterwerfung der Radimiti von 
Kiev aus (984) beseitigt gewesen sein. Zuletzt werden die sprachlichen 
Momente zu Hilfegenommen. Der Umstand, daß die weißrussische Sprache 
manche Eigentümlichkeiten mit den ostrussischen, andere wiederum mit 
den polnischen gemeinsam hat, soll dem Leser plausibel machen, daß die 
weißrussische Gruppe aus Vermischung der ciskaukasischen Vjatiti mit 
den polnischen Radimiči hervorgegangen sei. M. K. 


Zur Geschichte der Chasaren. 


The Jewish Quarterly Review N. S. III (1912) S. 181—219. — I. 1913 
November S. 150—172. 


Das vielumstrittene Quellenmaterial zur Geschichte der Chasaren 
hat eine erhebliche Bereicherung erfahren, über die hier zunächst nur 
kurz berichtet werden soll. 

Wir kennen seit langer Zeit einen angeblich dem 10. Jahrhundert 
angehörenden Briefwechsel zwischen einem spanischen Juden Hasda, 
Ibn Schaprut und einem chasarischen König Joseph. Die beiden Briefe 
sind zuerst von einem jüdischen Gelehrten Isaac b. Abraham Akrisch 1577 
veröffentlicht und später sehr häufig nachgedruckt, ihre Echtheit ist seit 
dem 17. Jahrhundert vielfach bestritten und verteidigt worden. (Vgl. 
Harkavy, Die Schicksale des chasarischen Briefwechsels, in der ,,Russi- 
schen Revue‘ XI (1877), S. 143 ff.). | 

Der erste Brief, von Hasdai an den König gerichtet, enthält außer 
einer breiten Schilderung des Kalifenreiches von Cordova die Bitte um 
ausführliche Mitteilungen über die inneren Zustände des chasarischen 
Reiches; die Antwort des Königs berichtet in gleicher Breite über die 
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Einteilung und die Grenzen seines Landes, die Stadte, die Lebensweise 
der Bewohner und besonders eingehend, allerdings in völlig romanhafter 
Weise, über den angeblich 300 Jahre zurückliegenden Übertritt des Volkes 
zum Judentum. Es ist die bekannte Erzählung vom Wettstreit der Be- 
kenner des Islams, des Christentums und des Judentums, wie sie in ähn- 
licher Form auch z. B. in Anwendung auf den hl. Vladimir in der ältesten 
russischen Chronik oder in der griechischen Legende ‚Von der Bekehrung 
der Russen‘ (hrsg. von Regel, Analecta byzantino-russica) vorkommt. 

Eine von Harkavy 1875 veröffentlichte zweite, noch etwas ausführ- 
lichere Rezension des Königsbriefes brachte noch einigen Zuwachs an 
Namen und geographischem Detail. Gegen diesen Text besteht, ganz 
abgesehen von der Kontroverse über die Echtheit des Briefwechsels über- 
haupt, ein besonderer Verdacht, und zwar wegen seiner Herkunft. Er 
stammt aus den Sammlungen eines der unverschämtesten Fälscher des 
49. Jahrhunderts, des Karäers Abr. Firkovit, der ihn auf einer Reise in 
Ägypten erworben haben wollte. Allerdings hat ein so guter Kenner der 
Firkovitschen Fälschungen wie Harkavy sich gerade in diesem Falle zum 
Anwalt der beargwohnten Handschrift gemacht (Russische Revue XI, 166). 

Aber auch wenn man seiner Annahme, daß hier eine Fälschung 
Firkovits nicht vorliegt, glauben will, so ist damit die Authentizität des 
Briefwechsels an sich noch nicht erwiesen. Der letzte, der sich mit .der 
Frage ernstlich beschäftigt hat, J. Marquart — denn das Buch von Kut- 
schera kommt für die ernsthafte Forschung nicht in Betracht —, hat sich 
mit gewichtigen Gründen gegen die Echtheit des Ganzen ausgesprochen, 
allerdings ohne die Untersuchung bis ins einzelne durchzuführen (Ost- 
europäische und ostasiatische Streifzüge S. XLI ff., S. 9 fl... Hauptsäch- 
lich richtet sich seine Kritik gegen die von den Früheren harmlos hinge- 
nommene „Übereinstimmung“ der geographischen Anschauungen des 
Königsbriefes mit den Schilderungen jüngerer, zum Teil dem 11. Jahr- 
hundert angehörender arabischer Schriftsteller; er hält den Königsbrief 
für ein mit reichlicher Literaturkenntnis gearbeitetes, überhaupt erst 
durch Jehuda Hallewis „al Chazari‘‘ angeregtes apokryphes Werk frühe- 
stens aus dem 12. Jahrhundert. 

In ein neues Stadium wird die Frage gebracht durch den Fund, auf 
den diese Zeilen hinweisen wollen. S. Schechter, ein amerikanischer Orien- 
talist, hat in dem reichen, jetzt zum großen Teil nach England und Amerika 
verkauften Handschriftenfonds der Synagogenbibliothek (Genizah) von 
Alt-Kairo ein vermutlich dem 12. Jahrhundert angehörendes hebräisches 
Manuskriptfragment gefunden, das ebenfalls einen in Briefform gefaßten 
‘Bericht über das Chasarenland und die Bekehrung der Chasaren zum 
Judentum enthält. Er berichtet darüber unter Beigabe von Faksimiles 
mit Transkription und englischer Übersetzung in der „Jewish Quarterly 
Review“ N. S. III (1912) S. 180 ff. („An unknown Khazar Document“). 
Inhaltlich berührt sich das Schriftstück mehrfach mit dem angeblichen 
Königsbrief; als Verfasser nennt sich jedoch hier nicht der König Joseph, 
sondern einer seiner jüdischen Untertanen. Als Adressaten vermutet der 


588 Zeitschriftenschau. 


Herausgeber wiederum den oben erwähnten Hasdai. Für unsere Zwecke 
besonders interessant ist ein größerer Passus des Briefes, der von Kämpfen 
der Chasaren mit den Russen und von einem verunglückten Russenzuge 
gegen Konstantinopel berichtet. Die Kämpfe fallen angeblich in die Zeit 
Kaiser Romanos I. (919—944) und des Chasarenkönigs Joseph; aber 
damit läßt es sich nicht vereinigen, daß als Führer der Russen ein „Helgu“ 
oder ,,Halgu“ erscheint, falls damit, was nach Ansicht des Herausgebers 
kaum anders möglich ist, Oleg gemeint ist, der bekanntlich 912 starb. 
Es leuchtet demnach ohne weiteres ein, daß es für unsere Kenntnis der 
ältesten russischen Geschichte wichtig wäre, bald ein sicheres Urteil über 
den Wert der neuen Quelle zu gewinnen. Das entscheidende Wort kann 
freilich nur ein Orientalist sprechen. Der Herausgeber äußert sich vor- 
sichtig, aber wie mir scheinen will — ohne daß ich persönlich ein genügend 
begründetes Urteil abgeben könnte —, doch nicht vorsichtig genug. Die 
oben erwähnten Nachweise Marquarts hätten ihn jedenfalls mißtrauischer 
machen sollen. Das kritische Problem muß überhaupt von einer andern 
Seite angefaßt werden, als er es am Schlusse seiner Einleitung versucht. 
Es handelt sich zunächst wenigstens nicht um die Alternative, ob der alt- 
bekannte Königsbrief oder das neu aufgefundene Schriftstück echt sind. 
Sie schließen sich gegenseitig trotz inhaltlicher Differenzen durchaus nicht 
aus. Die erste Aufgabe wäre vielmehr die, die nun bekannten drei Briefe 
zusammen kritisch zu untersuchen; und mir scheint — ich spreche hier 
wiederum mit allem Vorbehalt eine nicht fachmännische Ansicht aus — 
schon die bloße Existenz eines dritten Briefes in gewissem Sinne zugunsten 
der Marquartschen These zu sprechen. Eine weitere Stütze erhält Mar- 
quarts Auffassung dadurch, daß alle bisher bekannten Überlieferungen 
den gleichen Ursprungsort aufweisen: wie die neue Handschrift stammt 
auch die 1577 von Akrisch veröffentlichte aus Ägypten; und von dort 
wollte auch Firkovit die seinige mitgebracht haben. 

Eine ausführliche Anzeige der Schechterschen Veröffentlichung gibt 
P. Kokovcov im Journal des Ministeriums der Volksaufklärung, 1913 No- 
vember, S. 150—172. Eine russische Übersetzung nach den Faksimiles 
ist dem Aufsatz eingefügt. Auch K. hält mit einem Endurteil vorsichtig 
zurück; im allgemeinen ist er geneigt, dem Stücke einen hohen Quellen- 
wert beizulegen. Über seinen Versuch, in gewissen „Chasarismen‘‘ des 
Textes besondere Echtheitsmerkmale festzustellen, darf ich mir ein Urteil 
nicht erlauben. Übereinstimmend mit Schechter äußert er sich über 
die Form ,,Helgu‘ für „Oleg“, die in ihrer überraschenden Ähnlichkeit 
mit der germanischen Form ,,Helgi‘‘ einen neuen Beweis für die Richtigkeit 
der normannistischen Theorie erbringen soll. Auch das muß ich dahin- 
gestellt sein lassen. R. S. 


10.—12. Jahrhundert. Zur ältesten Geschichte des 
russischen Kirchenlebens. 
N (1914), Bd. II, L. 2, 30—61. 
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Der Akademiker A. A. Sachmatov, einer der drei offiziellen Oppo- 
nenten, gegen die M. D. Priselkov am 19. Januar 1914 seine Magister- 
dissertation über die kirchenpolitische Geschichte des Kiever Rußlands 
im 10.—12. Jahrhundert (,,Oterki po cerkovno-polititeskoj istorii Kievskoj 
Rusi X—XII vv.“, Petersburg 1913) an der Petersburger Universität 
verteidigte (worüber die vorhergehende Lieferung des „N“, S. 133—139, 
einen längeren Bericht brachte), formt hier seine Bemerkungen und Ent- 
gegnungen zu einer langen, durchgreifenden Besprechung der genannten 
Untersuchung: höchste Anerkennung findet bei ihm, obgleich er etliche 
methodologische Fehlgriffe nachweist und so manches aus der Fülle von 
Hypothesen ablehnt, die fein durchdachte und empfundene Arbeitsweise, 
die tiefe und frische Art der Betrachtung und lebensvolle Darstellung, 
wodurch das ausgezeichnete Werk einen hohen geistigen Genuß bereite. 

L. L. 

Das Lied vom „Zug Igor’s“. 

Izvestija Mosk. Literaturno-Chudozestvennago Kruzka, Lief. 3, Januar 
1914, 26—36. 


Die Bibliothek des „Moskauer Literarisch-künstlerischen Vereins‘‘ 
birgt unter andern Seltenheiten ein wohlerhaltenes Exemplar jener ersten 
Ausgabe (1800) des Igor-Lieds (Slovo o polku Igorevé), die beim Brande 
Moskaus 1812 — zugleich mit der Originalhandschrift — im Hause des 
Grafen A. I. Musin-Puskin zum größten Teil ein Opfer der Flammen wurde. 
S. Sambinago, der vor einiger Zeit eine billige Neuausgabe des Textes — 
mit Einleitung, Übersetzung und Erläuterungen — besorgte (Moskau 1912, 
„Univers. Bibl.“ Nr. 572, 74 S.), beschreibt nun in den — seit 1913 er- 
scheinenden — ,,Izvéstija‘‘ (Nachrichten) des genannten Vereins ein- 
gehend jenes Exemplar der ersten Ausgabe, das auf zahlreichen ein- und 
beigelegten Blättern einen beachtenswerten sachlichen und sprachlichen 
Kommentar mit interessanten Belegen und Parallelen enthält. - Die No- 
tizen, die vielfach datiert sind, stammen aus den Jahren 1843—49, 1851—53 
und 1864—67 und weisen dementsprechend drei verschiedene Hand- 
schriften auf: wie sich mit Hilfe eines unter den Beilagen befindlichen 
Briefes des Akademikers I. I. Sreznevskij feststellen läßt, rührt diejenige 
der 60 er Jahre vom verstorbenen Professor der Dorpater Universitat 
M. V. Prachov, dem ehemaligen Besitzer des Buches, her, von dessen Hand 
auch ein umfassender Plan zu einer allseitigen Untersuchung entworfen ist. 

L. L. 


II. Die Moskauer Periode. 


Anfang des 17. Jahrhunderts. Die neuesten Forschun- 
gen über die Zeit der Wirren. 
N (1913), Bd. I, L. 2, 81—97; (1914), Bà. II, L. 1, 41—66. 


A. M. Gnevudeo referiert über die neuesten Beiträge zur Geschichte 
dieser Periode: in Bd. I über Untersuchungen, in Bd. II über Quellen- 
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veröffentlichungen. Von den zur Romanov-Feier erschienenen Büchern 
und Aufsätzen sind jedoch nur solche berücksichtigt, die streng wissen- 
schaftlichen Charakter tragen oder beanspruchen — also die Arbeiten von 
Vasenko, Cvétaev, D’jakonov, Got’e, Koževnikov, Ljubomirov und 
einigen andern. L. L. 


1614—1613. Visionen nordischer Bauern. 
N (1914), Bd. II, L. 2, 61—75. 


Zur Zeit der groBen Wirren fehlte es auch im östlichen Küstenland 
(Pomor’e) nicht an Leuten, die, von Visionen heimgesucht, als Bußprediger 
auftraten, alle Plagen als Strafe Gottes für die Sünden des Volkes ver- 
kündend. M. Ostrovskaja berichtet aus den Akten der Akademie d. W. 
über einen Bauern aus Groß-Pinega, Namens Eufimij Fédorov, der unter 
Zuckungen und Krämpfen das Volk zur Rechtschaffenheit und Frömmigkeit 
ermahnte. Die Erzählung von seiner Wundergeschichte, mit einigen 
interessanten Orts- und Zeiteigentümlichkeiten, ist übrigens nicht voll- 
ständig erhalten. Sie wurde, wie ein Priester (als Ohren- und Augenzeuge) 
bestätigt, den Worten des Euf. getreulich nachgeschrieben und schildert, 
wie ihn geheimnisvolle Kräfte wiederholt in der Kirche umherschleuderten 
und vor die Mutter Gottes stellten, und wie die heilige Jungfrau ihren 
Unwillen über die Liederlichkeit der Gemeinde verkündete. In gleiche 
Ekstase verfiel schließlich auch ein neunjähriges Mädchen, dessen Vater 
den Euf. des Schwindels geziehen hatte. L. L. 


IV. Peter der Große und die Nachfolger bis 1762. 


18. Jahrhundert. Holländischer Handel nach 
Rußland. 


Bijdragen en mededeelingen van het Historisch Genootschap. 34. Deel. 
Amsterdam 1913. S. 350—404. 


In diesem Aufsatze: Statistische en andere gegevens betreffende 
onzen handel en scheepvaart op Rusland gedurende de 18 de eeuw, teilt 
S. van Brakel statistische und andere Angaben über unseren, d. h. 
den holländischen, Handel nach Rußland im 18. Jahrhundert mit. Peters I. 
Besuch in Holland 1698 verursachte nicht nur dem dortigen Staat, sondern 
auch aus unbekannten Gründen den Kaufleuten als solchen beträchtliche 
Kosten. Die Kaufmannschaft deckte die ihrigen (50 000 fl.) durch eine 
Anleihe, die durch eine % prozentige Abgabe von allen nach Rußland aus- 
und von da eingeführten Waren verzinst und abgetragen wurde. Uber ihr 
Schicksal fehlen Nachrichten. Bei Peters zweiter Reise 1717 wiederholten 
sich die Ausgaben (diesmal 65 000 fl., von denen ein großer Teil auf Ge- 
schenke an des Caren Gefolge entfiel) und die Art ihrer Deckung. Wie 
1698, übertrug man auch jetzt die Verwaltung des Kapitals und der Ab- 
gaben einem Kollegium, das die Bürgermeister von Amsterdam ernannten 
(vom Verfasser de gecommitteerden genannt). Im Jahre 1730 waren die 
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65 000 fl. durch den erwähnten Zoll, der 1717—1730 96 402 fl. einge- 
bracht hatte, amortisiert. Der geringe Kassenbestand wurde bei der 
Auflösung der Verwaltung an ein zweites, mit dem russischen Handel 
ebenfalls verknüpftes, aber von dem ersteren zu unterscheidendes, wichtige- 
res Institut, die sogenannten Commissarissen (oder Directie) van den 
Moscovischen handel, abgeführt. Es war das eine seit 1693 aus Kauf- 
leuten bestehende (ursprünglich rein private, später von den Bürger- 
meistern ernannte) Kommission, die nach Analogie der Direktion des 
Ostseehandels die Aufgabe hatte, die Interessen der Kaufleute und Reeder 
bei der Admiralität und anderen Behörden zu vertreten, insbesondere in 
Kriegszeiten, wenn die Admiralität versagle, den Handelsschiffen zu 
ihrem Schutze Begleitschiffe zu stellen. Nach Beendigung des Spanischen 
Erbfolgekrieges fiel diese Hauptaufgabe weg, die Direktion bestand ohne 
eigentlichen Zweck, ohne daß man den Grund ihrer Entstehung kannte, 
bis 1822 weiter. Sie erhob bis zu diesem Jahre ihre dem Handel wenig 
lästigen Abgaben, ein Schiflsgeld, unangefochten. 

Das Archiv der Directie van den Moscovischen handel ist zum großen 
Teil erhalten. Der Verfasser macht über die Registratur der Verwaltung 
Mitteilungen. Er druckt am Schlusse einige aus den Archivalien geschöpfte 
Statistiken und Urkunden ab, deren Ergebnisse für die Handelsgeschichte 
er bespricht. Über den Warenverkehr zwischen Rußland und Holland 
findet sich nach Umfang und Inhalt relativ wenig Material. Beil. III, die 
Berechnung des durch Verlust von drei Schiffen 1707 entstandenen Scha- 
dens, und Beil. V, ein Verzeichnis von Schiffen mit Angabe der transpor- 
tierten Güter (1717—1723), geben darüber einigen Aufschluß. Besser 
sind wir unterrichtet über den Umfang der Schiffahrt. Beil. I läßt erken- 
nen, daß schon in der ersten Hälfte des 18. Jahrhunderts ein nicht unbe- 
deutender Verkehr zwischen Rußland und dem Mittelmeer, besonders 
Livorno, bestand. Beil. II, eine Statistik der zwischen russischen und 
holländischen Häfen in den Jahren 1717—1822 gelaufenen Schiffe enthält 
nicht nur über deren Zahl, sondern auch über ihre Größe und das Gewicht 
der Ladung Angaben. Während des 18. Jahrhunderts ist eine stetige Zu- 
nahme des holländischen Handels zu beobachten. Er liegt in den Jahren 
der Kontinentalsperre völlig still und vermag auch in der nächsten Zeit 
seine alte Position nicht wiederzugewinnen. Aus der Tabelle ergibt sich 
ferner, daß in der genannten Periode der Handel Archangels (trotz ent- 
gegengesetzter Bemühung der russischen Regierung) den von St. Peters- 
burgs immer, meist beträchtlich, überwog. P. O. 


V. Katharina II. 


XVIII. Jahrh. — Neues Material zur Biographie 
RadiStevs und Novikovs. 


GM 1913, Nr. 6, 235—241. N (1913), B. I., L. 2, 1—9. 
` N. Sidorov bespricht im ,,G. M.“ die in der Zeitschriftenschau er- 
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wähnten einschlägigen Beiträge von Modzalevskij und Semennikov im 
„Russk. Bibliof.“, eine Arbeit N. P. Kasins in den „Ctenija“ (1912, Bd. 2) 
der Mosk. Kais.-Ges. für Gesch. u. Alt. Rußl. und einige Kleinigkeiten in 
den ‚„Trudy‘“ der Saratover Gel. Archivkomm. (Lief. 29, 1912). V. Mija- 
kovskij vertieft im „N. I. Žž.“ einige Punkte dieser Kritik sehr wesentlich: 
er weist vor allen Dingen durch eingehende Textkritik nach, daß die neue 
von Kašin aufgefundene Fassung der Biographie Radiščevs aus den Jahren 
1859—60 stammt und, wie auch einige spätere biographische Skizzen, 
von demselben Sohne Radiščevs (Paul) verfaßt ist, von dem schon 1858 
im „Russkij Vëstnik“ eine Lebensgeschichte des Vaters erschien. Letzteres 
vermutete auch KaSin, jedoch ganz ohne Belege. L. L. 


VI. Rußland im 19. Jahrhundert. 


1799. Paul I. und General de Witt. 
RSt 1914, II, 468—469. . 


G. de Wallant gibt aus Familienpapieren einen hübschen Beitrag 
zur Charakteristik Pauls I. Der Vorfahr des Verf., Jacob Eduard de Witt, 
seit 1784 in russischen Diensten, hatte vom Caren den Auftrag bekommen, 
ein Projekt zu machen fir eine Schleifung der Festung Riga, die Freihafen 
werden sollte, und fir den Bau einer neuen Festung in Mitau. General 
de Witt legte die Projekte persönlich dem Caren vor, der sehr zufrieden 
damit, aber erstaunt über das Fehlen der Namensunterschrift des 
Verfassers war. De Witt entgegnete dem Caren, daß er es als seine Pflicht 
ansehe, alle Befehle auszuführen, es aber nicht über sich vermocht habe, 
seinen ehrenvollen Namen unter eine so verfehlte Arbeit zu setzen. Der 
Car brauste auf und jagte de Witt aus dem Zimmer; dieser glaubte in Un- 
gnade gefallen zu sein und war höchst erstaunt, als ihm ein Feldjäger 
mitten in der Nacht ein Kuvert brachte, in dem sich der St. Annen-Orden 
I. Klasse befand. Bei der nächsten Sonntagsparade ging der Car auf 
de Witt zu, führte ihn bei der Hand vor die Front und sagte: „Solche 
Generale brauche ich mehr.“ W. R. 


1814/1914. Die Kaiserliche Offentliche Bibliothek. 
R St 1914, I, 197—211. 


Aus Anlaß der am 2. Januar 1914 erfolgten Hundertjahrfeier gibt 
B. V. Kazanskij einen lehrreichen Abriß der Geschichte der Bibliothek. 

Als unmittelbarer Anlaß für die Begründung einer Bibliothek ist 
die Tatsache anzusehen, daß durch die Einnahme Warschaus im Jahre 
1794 die russische Regierung in den Besitz der Zaluskischen Bibliothek 
gelangte, die aus 152 403 Bänden bestand. Diese große Sammlung wurde 
zunächst in einem Pavillon des Anitkov-Palastes untergebracht und der 
Verwaltung des Grafen A. S. Stroganov unterstellt. Mit dem im Jahre 1810 
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erfolgten Tode des Grafen verlor die Bibliothek fhre Selbstandigkeit und 
wurde dem Minister der Volksaufklärung unterstellt. 


Die Handschriftenabteilung erfuhr eine wertvolle Bereicherung, 
indem die russische Regierung einem gewissen Dubrovskij, der als Beamter 
der russischen Botschaft in Paris dort eine Sammlung von 400 wertvollen 
Handschriften und 8000 Autographen zusammengebracht hatte, diese 
abkaufte. In dieser Sammlung befanden sich: das Gebetbuch Maria 
Stuarts mit eigenhändigen Randbemerkungen, ferner Briefe Heinrichs IV. 
und Ludwigs XIV. 


Als man durch den Einzug Napoleons in Moskau auch Petersburg 
für bedroht hielt, wurden 150 000 der wertvollsten Handschriften und 
Bücher auf eine Brigg verladen, die ihren Kurs nach Norden nahm. Im 
Ladogasee hatte sie einen schweren Sturm zu bestehen und blieb dann 
im Eise stecken. Nach dem Abzuge Napoleons wurden die Bücher und 
Handschriften auf 108 Schlittenfuhren wieder nach Petersburg zurück- 
geschafft. Am 2. Januar 1814 erfolgte dann die feierliche Eröffnung, bei 
der Krylov eine Fabel vorlas. Im Laufe der Jahre erhielt die Bibliothek 
reiche Zuwendungen, so im Jahre 1828 aus dem Türkenkriege nach der 
Einnahme von Ardebyl türkische, persische und arabische Handschriften 
und aus Achalzych die sogenannte Bibliothek Bajazets, im Jahre 1830 
eine Sammlung von 66 Koranen aus dem 17.—19. Jahrhundert. Durch 
Erwerb der Sammlung des russischen Gesandten in Stockholm gelangten 
25 973 Bände, darunter 943 Inkunabeln, in die Bibliothek. In den vierziger 
Jahren erfolgte eine Neuverzeichnung der Handschriften, wobei 18 221 in 
21 288 Bänden gezählt wurden. Die Verzeichnung der Bücher ging lang- 
samer vonstatten; von dem etwa eine Million zählenden Bestande war 
kaum die Hälfte katalogisiert. Ein ganz neuer Geist kam durch Baron 
M. A. Korff, der im Jahre 1849 Direktor wurde, in die Bibliothek. Die 
Katalogisierung wurde energischer in die Hand genommen und der Bestand 
außerordentlich vermehrt. Auch wurde die Bibliothek jetzt erst im eigent- 
lichen Sinne eine öffentliche. Von wertvollen Erwerbungen unter Korffs 
Leitung seien erwähnt: eine Handschrift, enthaltend die Kapitel 8—10 
der Kirchengeschichte des Eusebius (Kap. 1—5 befinden sich im British 
Museum). Im Jahre 1858 ließ Korff auf einer Auktion in Augsburg ein 
äußerst wertvolles Exemplar der Bibel von 1450 für 1335 Taler aufkaufen. 
Und endlich kam im Jahre 1859 der berühmte Codex Tischendorfianus 
nach Petersburg. 


Im ganzen hat sich die Bibliothek unter der Leitung des Barons Korff 
um 343 421 Bücher und 11 485 Handschriften vermehrt. Zum Nachfolger 
Korffs, der im Jahre 1861 Chef der zweiten Abteilung der Kanzlei des 
Kaisers wurde, ernannte der Car den späteren Minister der Volksauf- 
klärung Deljanov. Unter ihm wurde ein Exemplar des Koran, eines der 
ältesten muselmannischen Schriftdenkmäler, der Tradition nach von 
Osman, dem Schwiegersohn Mohamets, geschrieben, erworben. Heute 
besitzt die Bibliothek die umfangreichste und wertvollste Kollektion zur 
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Geschichte Palästinas. Nachfolger Deljanovs waren: A. F. Byčkov (1882 
bis 1899), Generalleutnant Silder (1899—1902) und seit 1902 D. F. Kobeko. 
W. R. 


XVIII.—XIX. Jahrh. — Ikonographie zur Ge- 
schichte Rußlands. 


Starye Gody u. RB, 1912 u. 1913. 


P. Ettinger verzeichnet in einer Reihe von Notizen und Aufsätzen 
ausländischen Galerien gehörende Bilder und Porträts, die zu Rußland in 
Beziehung stehen: in den. „St. G.“ 1912 (Juli-September, 154—155) 
Wilhelm Tischbeins Bild, das die in Hamburg, unter Bennigsens Befehl, 
einziehenden russischen Truppen darstellt — und (Oktober, 51—53) alte 
russische Porträts, die 1912 auf deutschen und polnischen Ausstellungen 
waren; im ,,R. B.“, mit zahlreichen Reproduktionen (1912, III, 3—10; 
IV, 34—37), die aus der Sammlung Vogel v. Vogelsteins (aus der ersten 
Hälfte des XIX. Jahrh.) stammenden Bildnisse Alexanders II., russischer 
Künstler u.a. — im Kupferstichkabinett zu Dresden — und (1913, I, 5—13) 
die Porträts der russischen Fürsten, Schriftsteller usw. (von Diez, Krüger 
u.a.) in der Berliner National-Galerie. 

N. Ceéulin erwähnt im „R. B.“ (1913, II, 77 ff.) unter andern ‚‚ikono- 
graphischen Kleinigkeiten‘ zwei vergessene Bildnisse: erstens — der Amme 
Alexanders II., Avdot’ja Gavrilova, deren Namen P. I. Barterev, als er 
die Briefe Bulgarins im „Russk. Arch.“ herausgab, nicht erfahren konnte, 
und zweitens — des Jesuiten Gabriel Gruber (1740—1805), der unter 
Kaiser Paul kurze Zeit großen und schädlichen Einfluß besaß; sein Por- 
trät ist weder bei Rovinskij noch in ausländischen Katalogen genannt. 
Von beiden Stichen sind Reproduktionen beigefügt. 

V. Boguslavskij bringt im „R.B.“ (1912, I, 40—50; II, 30—34) 
eine kritisch-biographisch eingeleitete Liste und zahlreiche Reproduk- 
tionen derjenigen Kupferstiche Daniel Chodowieckis (aus den Jahren 
1758—1797), die russische Typen und Ereignisse darstellen. L. L. 


1812. Raskol und Napoleon. 
RSt 1914, I, 39—51. 


Zu den Legenden, die sich an den Einzug der Franzosen in Moskau 
geknüpft haben, gehört auch die Nachricht, daß die Moskauer Raskolniken 
dem Kaiser Napoleon bei seinem Einzuge in die Stadt eine Deputation 
entgegengeschickt, ihn um Schutz für den von der russischen Regierung 
verfolgten Raskol gebeten und ihn als ihren Herrscher anerkannt hätten. 
Mit andern Worten, den Raskolniken wurde Hochverrat vorgeworfen; 
bemerkenswert ist, daß sich diese Verdächtigung bis in die Gegenwart 
hinein erhalten hat. Zwar könnte für die Richtigkeit der Behauptung 
eine Stelle aus einem Briefe Rostopčins an den Caren angeführt werden, 
in der es heißt: „Die Raskolniken suchen bei Napoleon Schutz und haben 
von ihm Befehl erhalten, ihre Häuser den Franzosen zu öffnen“. Nun 
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ist aber von Rostoptin bekannt, wie leicht er zu Verdächtigungen bereit 
war und sie als politisches Mittel benutzte (Deutsche, Freimaurer). 

A. Pankratov hat sich zur Aufgabe gestellt, den Ursprung der 
Legende aufzudecken und ihre Unhaltbarkeit nachzuweisen. Den Aus- 
gangspunkt für das Entstehen der Legende bildet die Tatsache, daß das 
von Raskolniken bewohnte Hospital in PreobraZensk während der ganzen 
Zeit, da die Franzosen sich in Moskau aufhielten, von einer französischen 
Wache beschützt wurde. Darin lag aber nichts Besonderes, denn Na- 
poleon hatte Befehl gegeben, daß alle Hospitäler und Wohltätigkeits- 
anstalten geschützt würden. Außerdem hatte in dem Hospital ein fran- 
zösischer Major sein Quartier aufgeschlagen. 

Verf. weist nun an einer zeitgenössischen Aufzeichnung eines Hospi- 
talsbewohners nach, daß diese Wache nicht am 2. September, am Einzugs- 
tage Napoleons, sondern erst am 5. September in das Hospital gelegt 
wurde, und zwar nicht auf Bitten der Raskolniken. Weder Napoleon noch 
Murat sind im Hospital gewesen, sondern nur einmal der französische 
Kommandant und der französische Gouverneur, weil ihnen gemeldet 
worden war, im Hospital seien große Geldsummen und große Lebens- 
mittel- und Weinvorräte vorhanden. Hätte auch nur das geringste Ver- 
dachtsmoment vorgelegen, so wäre es sicher bei der im Jahre 1817 ange- 
stellten Untersuchung über das Verhalten der Moskauer Kirchen und 
Klöster im Jahre 1812 hervorgezogen worden. Ebensowenig haben die 
in den folgenden Jahrzehnten angestellten Untersuchungen belastendes 
Material zutage fördern können. W.R. 


1801—25. Zur Geschichte Alexanders I. 
N (1914) B. 2, L. I, 18—20. 


A. Kornilov referiert im Anschluß an vorhergehende Kritiken, be- 
sonders diejenige von S. P. Mel’gunov im „G. M.“ (vgl. Bd. IV, 315), über 
„Kaiser Alexander I. Versuch einer historischen Untersuchung“ von Groß- 
first Nikolaj Michajlovič. Auch K. bezeichnet als Nachteile der Unter- 
suchung die zu geringe Beachtung der historischen Literatur und den zu 
eng nationalistischen Standpunkt bei Beurteilung der Politik Alexanders. 
Ferner fänden sich einige Ungenauigkeiten, die der Verf. durch Nachschlagen 
seiner eigenen Werke hätte vermeiden können. Doch teilt K. die allge- 
meine Anerkennung der außerordentlichen Bedeutung, die das vom GroB- 
fürsten veröffentlichte — andern Forschern vielfach unzugängliche — 
Material stets besitzt, wenngleich manche hier in Frage kommende Bei- 
lagen schon früher bekannt waren. L. L. 


Sveaborgs Fall und Caulaincourts Berichte. 
Historisk Tidskrift (Stockholm) 1913, 33, 54—57. 
In einer Besprechung der vom Großfürsten Nikolaj Michajlovič 
(in „Les relations diplomatiques de la Russie et de la France d’apres les 
Zeitschrift f£. osteurop. Geschichte. IV. 39 
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rapports des ambassadeurs d’Alexandre et de Napoléon 1808—1812“. 
Bd. 1—5. St. Petersbg. 1905—7) veröffentlichten Berichte Caulaincourts 
(Historisk Tidskrift 1908) hatte Professor S. Clason, eine alte Streitfrage 
aufrollend, behauptet, Admiral Cronstedt habe Sveaborg verraten. Da- 
gegen wendet sich Gabriel Cronstedt (ein Nachkomme des Admirals?). 
Seine Interpretation der belastenden Stelle, einer Äußerung Alexanders I. 
zu Caulaincourt am 27. April 1808, erscheint indessen wenig glücklich. 
Anfechtbar ist auch der Schluß des Aufsatzes: ,,... Die Frage muß von 
einem umfassenderen Gesichtspunkt aus beurteilt werden. Dann ist man 
gezwungen zu erkennen, daß Sveaborgs Kapitulation ebenso wie der 
Landtag von Borg& und der Verlust Finnlands auf dem Verfall beruhte, 
in welchem sich Schweden befand.“ P. O. 


4814. Brief Alexanders I. an Maria Feodorovna. 
RSt 1914, III. 483—490. 


Der von E. Sumigurski zum erstenmal (nach einer Kopie) ab- 
gedruckte Briefist datiert vom 3./15. April 1814. Er ist zwei Wochen nach 
der Einnahme von Paris geschrieben und enthält einige für den Caren 
überaus charakteristische Stellen. So sieht der Car es als ein großes Glück 
an, daB Gott es gewollt habe, daß die Russen nicht als Eroberer und 
Feinde, sondern als aufrichtige Freunde derjenigen gekommen sind, die 
so lange ihre erbitterten Feinde waren. Er freut sich der Friedensstimmung, 
die überall herrscht, und möchte am liebsten fern von dem geräuschvollen 
Paris sein und nichts mehr mit den Fragen der Politik zu tun haben. Um 
wenigstens die Illusion zu haben, auf dem Lande zu sein, ist er aus dem 
Palast des Prinzen von Benevent ins Elisée gezogen, in dessen herrlichem 
Garten er seinen Träumen nachgeht. 

Bezeichnend für sein Verhältnis zur Mutter ist es, wie er sich am 
Schluß des Briefes, als er von der bevorstehenden Ankunft der GroB- 
fürsten spricht, sich ganz den Weisungen, die Maria Feodorovna ihm 
geben soll, unterwirft und sie um Erlaubnis fragt, ob die Brüder zu ihrer 
weiteren Ausbildung noch eine Reise nach England, Holland und in die 
Schweiz machen dürfen, oder ob sie sogleich zurückkehren sollen. W.R. 


1819. Ein Brief von Thiles über den Verfas- 
sungsentwurf Novosil’covs. 
GM 1913, Nr. 6, 233—234. 


In einem (von V. Karganov mitgeteilten) Brief vom 12. November 
1819 dankt L. G. v. Thile einem Unbekannten für Mitteilung des russischen 
Konstitutionsprojekts, das der König von Preußen mit großer Aufmerk- 
samkeit gelesen habe; seine Verwirklichung verspreche in der Tat bedeut- 
same Folgen. Da es sich offenbar um den vom Kaiser erst im Oktober 
desselben Jahres gebilligten Entwurf N. N. Novosil’covs handelt, so ist 
es recht bemerkenswert, wie schnell und gut man in Berlin über das höchst 
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geheime Projekt Alexanders, in das selbst der Großfürst Konstantin nicht 
eingeweiht wurde, unterrichtet war: J. Rjabinin erklärt mit Rücksicht 
auf Prof. Askenazys Arbeiten, daß das Projekt dem Gr. v. Bernstorff durch 
den preußischen Generalkonsul in Warschau, Schmidt, geliefert wurde, 
und daß es der letztere zweifellos von Novosil’cov selbst zu diesem Zweck 
erhalten hatte. l L. L. 


Zwanziger Jahre des XIX. Jahrh. — Der Archi- 
mandrit Fotij. 
GM 1913, Nr. 4, 82—84. 


Die trotz frommen Werken recht zweideutigen Beziehungen des 
Archimandriten zu der Gräfin A. A. Orlova-Česmenskaja wurden seinerzeit 
durch zwei witzige Epigramme gebrandmarkt, die gewöhnlich Puškin zu- 
geschrieben werden, wobei sogar behauptet wird, daB sie die Ausweisung 
des Dichters (nach dem Süden) 1820 mitverschuldeten. Der bekannte 
Puškinforscher N. Lerner hält aber die Autorschaft für höchst zweifelhaft, 
indem er auf Grund der salbungsvollen Aufzeichnungen des Archim. (im 
„Russk. Arch.“ 1908) darauf aufmerksam macht, daß der öffentliche 
Skandal überhaupt erst 1822—23 beginnen konnte. L. L. 


XIX. Jahrh. Valerian Lukasiński. 
GM 1913, Nr. 5, 16—60. 


Da Prof. Askenazys, jenem polnischen Patrioten geweihte, Unter- 
suchung dem russischen Publikum unbekannt bleibt, hat die Redaktion 
des ,,G. M.“ hier eine Nacherzählung (von R.) dieses Werkes aufgenommen, 
und zwar mit längeren Exzerpten über Kaiser Alexander, Großfürst Kon- 
stantin, Novosil’cov und die russische Geheimpolizei im Königreich Polen. 

L. L. 


Rußland und Österreich 1829. 


Mitteilungen des Instituts für österreichische Geschichtsforschung 
AXXIV (1913), 657—666. 


Da der österreichische Kaiser zu den polnischen Krönungsfeierlich- 
keiten einen Vertreter nach Warschau entsandt hatte, so traf am 2. Juni 
4829 Graf Krasinski in Wien ein, um den Dank seines Kaisers abzustatten. 
Diese Entsendung des Grafen sah Metternich anfangs für eine bloße Förm- 
lichkeit an,er wurde aber durch ein Schreiben des in Wien weilenden Grafen 
Jabtonowski, das Krasinski beim Fürsten einführen sollte, und durch 
seine eigenen Unterredungen mit Krasinski selbst eines besseren belehrt. 
Über diese Gespräche waren wir bis jetzt nur aus den einseitig gefärbten 
Berichten des Grafen an Kaiser Nikolaus unterrichtet. Höheres Interesse 
beanspruchen die im k. u. k. Haus-, Hof- und Staatsarchiv in Wien liegenden 
Aufzeichnungen Metternichs und das Schreiben Jablonowskis, die Ernst 
Molden mitteilt. A.K. 


39° 
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1846—48. Zur Geschichte der Zensur in Ruß- 


land. 

GM 1913. Nr, 3, 217—229; Nr. 4, 207—228. 

Das hier von V. Semevskij veröffentlichte Material schließt sich 
eng an die zensurgeschichtlichen Arbeiten M. K. Lemkes an und gibt im 
besonderen mehrere Details über die Tätigkeit des berüchtigten Literaten 
F: Bulgarin. Es entstammt zum größten Teil dem Archiv des Polizei- 
departements und ist nach den in der Bibliothek der Akademie d. Wiss. 
befindlichen Abschriften des verstorbenen Akademikers N. F. Dubrovin 
abgedruckt. Doch ist dem auch manches anderswoher, z. B. aus dem 
Archiv der Petersburger Universität beigefügt: so das erste Schriftstück, 
von 1846, in welchem die Zensoren Krylov und Mechelin Bulgarin gegen 
einen heftigen Kritiker der ,,Otetestvennyja Zapiski“ in Schutz nehmen, 
woraufhin der betreffende Aufsatz (V. G. Bélinskijs) vom Zensurkomitee 
beanstandet wurde. 

Die weiteren Dokumente stammen fast sämtlich aus dem Jahre 1848. 
Im Februar legte der Staatssekretär Bar. M. Korff dem Thronfolger eine 
Denkschrift vor, die die Einsetzung des Komitees zur Prüfung der Tätig- 
keit der Zensur bewirkte: angesichts der erschreckenden Ereignisse im 
Westen weist Bar. K. darauf hin, daß einerseits die Zeitschriften die be- 
stehenden Vorschriften umgehen, und daß andrerseits die Zensoren, wie 
sie gegenwärtig gestellt sind, ihre Aufgabe nicht erfüllen können. Daher 
müsse man 1. die Zubereitung politischer Aufsätze über ausländische Er- 
eignisse für alle Zeitungen und Zeitschriften einer einzigen zuverlässigen 
Person überlassen, und nur diese Artikel abzudrucken gestatten; ‚wozu 
braucht ein Krämer oder Diener zu wissen, daß in Paris der Thron zum 
Fenster hinausgeworfen und vor allem Volke verbrannt wurde, und muB 
man nicht, falls es schon ganz unvermeidlich ist, derartige Tatsachen der 
allgemeinen Kenntnis zu übergeben, sie den Lesern wenigstens in grellen 
Farben des Ekels darstellen, den sie verdienen?‘ 2. Den Zensoren 
strengste Befolgung des Reglements vorschreiben; „in einem wohlgeord- 
neten Staate muß jedes Buch, jede Zeitschrift eine Predigt guter Sitten 
und nicht eine Schule der Verderbnis sein“. 3. Alle gegenwärtig erschei- 
nenden Zeitschriften strengstens revidieren und diejenigen, deren Richtung 
sich als verdächtig erweisen wird, verbieten oder zuverlässigeren Heraus- 
gebern übertragen. 4. Den Ausdruck „von der Redaktion unabhängige 
Gründe“, dessen wahrer Sinn jedem Leser verständlich sei, untersagen. 
5. Die Stellung der Zensoren ändern. 

Im März desselben Jahres übersandte Bulgarin dem Gen. Dubel’t 
einen langen Bericht darüber, daß die Zensurgesetze zwar gut, ihre Voll- 
strecker aber gänzlich untauglich seien: Krylovs Unwissenheit übertrefle 
„alles, was man sich vorstellen kann‘; der Obhut Frejgangs dürfe man 
nicht einmal ein „Bündel Heu“, geschweige denn politische Grundsätze 
anvertrauen; Otkin sei ein „homme nule“; der Zensor Nikitenko, ein 
würdiger Schüler Ryléevs, sei der gefährlichste Mensch in Rußland, da 
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er mit Vorsicht und planmäßig die Staatsordnung untergrabe, und er sei 
nun von den Kommunisten zum Herausgeber des „Sovremennik“ erwählt 
usw. Sodann wendet sich B. mit besonderer Heftigkeit gegen Kraevskij, 
den Herausgeber der ,,Otetestvennyja Zapiski“, der die Freundschaft 
hochgestellter Persönlichkeiten erschlichen habe, durch seine großen Ein- 
künfte alle Zensoren in seiner Gewalt halte und so sein kommunistisches 
Zerstörungswerk ungestraft treibe usw. Die Denunziation schließt mit 
dem Ratschlag, 1. durchweg neue Zensoren zu ernennen, 2. ihnen das 
Mitarbeiten an Zeitungen und Zeitschriften zu verbieten, 3. den Umfang 
der Zeitschriften zu beschränken, 4. Beilagen zu verbieten, 5. die Ver- 
ordnung, wonach zwei Zensoren jede Zeitschrift lesen müssen, aufzuheben, 
damit nicht einer dem andern die Verantwortung zuschiebe, 6. Kraevskij 
und Nikitenko das Herausgeben von Zeitschriften gänzlich zu untersagen, 
denn so lange diese beiden und Bélinskij wirken, wird man der „Pest“ 
in der Literatur kein Ende machen können. Schließlich werden noch Maß- 
nahmen zur Kontrolle des Unterrichts auf Hoch- und Mittelschulen emp- 
fohlen. — Von der nachteiligen Wirkung des Umstandes, daß Zensoren 
vielfach selbst literarisch tätig sind, handelt auch ein undatierter Bericht 
eines Unbekannten. 

Am 13. März 1848 schrieb B. dem Gen. Orlov unter anderem, daß 
man den allerhöchsten Befehl, stets die Namen der Verfasser zu drucken, 
sicherlich falsch ausgelegt habe, denn es sei unumgänglich, manche Artikel 
anonym oder unter Pseudonymen zu veröffentlichen, auch brauche das 
Publikum gar nicht alle Verfasser zu kennen; man müsse bloß die Re- 
daktionen verpflichten, die Namen jederzeit den Behörden zur Verfügung 
zu stellen. 

An eine seitenlange, nach Rubriken ,,Antireligisse Gedanken“, 
„Unmoralische Gedanken“ usw. geordnete Liste von Zitaten aus den 
„Otetestv. Zap.“ und dem ,,Sovrem.“‘ der Jahrgänge 1843—48, reiht sich 
ein langer Sitzungsbericht des oben erwähnten Komitees vom 29. März 1848 
mit dem Gutachten über Inhalt und Richtung der beiden genannten und 
einiger andern Zeitschriften und mit Erwägungen über die zu ergreifenden 
Repressalien. Nach allerhöchster Bestätigung dieses Berichts am 2. April 
mußten sich Nikitenko und Kraevskij am 6. April schriftlich verpflichten, 
in ihren Zeitschriften künftig die Wünsche der Regierung nie zu über- 
treten. Der Verweis veranlaßte Nikitenko, in einem längeren Schreiben 
an Gen. Orlov die Umstände zu erklären, die seine Fahrlässigkeit ver- 
schuldeten, denn er habe während seiner vieljährigen Tätigkeit als Professor 
und Zensor stets loyal gehandelt. Der Kaiser antwortete, wie eine Über- 
schrift lautet, er möge seine Gesinnung durch Taten beweisen. 

In einem undatierten Schriftstück äußert sich ein Unbekannter recht 
wohlwollend über die ,,Biblioteka dlja Ctenija‘‘ und ihren Herausgeber 
Senkovskij, dagegen aber recht übel über die Herausgeber der ,,Sévernaja 
Piela“, Greč und Bulgarin, namentlich über den letzteren, dessen Ge- 
winnsucht und grenzenlose Gehässigkeit eingehend erörtert wird; dem 
Komitee wurde es gekürzt vorgelegt. 
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Ende Dezember gab Bulgarin in recht derber Form unter verletzen- 
den Anspielungen seinem Unwillen darüber Ausdruck, daß Krylov den 
„Bücherspekulanten Kraevskij‘‘ in Schutz nehme. Die Drohung, sich bei 
der „Regierung“ zu beschweren, veranlaßte den Zensor, diesen Brief dem 
Petersburger Zensurkomitee zu übersenden. Eine Notiz auf seiner Mel- 
dung besagt, daß es vom Minister der Volksaufklärung abhänge, B. einen 
gebührenden Verweis zu erteilen. 

Von einem Unbekannten waren der III. Abteilung einige Seiten aus 
dem Dezemberheft der ,,Oteé. Zap.‘ von 1846 mit Randnotizen B.s 
geliefert. . 

In einem undatierten Schriftstück kritisiert ein Unbekannter einen 
literaturphilosophischen Aufsatz des Grafen Uvarov im ,,Sévernoe Obo- 
zrönie‘‘, 1848, Nr. 1, und macht ihm zum Vorwurf, daß seine Art und 
Sprache derjenigen der jungen, modernen Schriftsteller gleicht: es sei 
bedauerlich, daß ein solches Beispiel vom Ministerium der Volksaufklärung 
ausgeht. L. L. 


1844—67. Autobiographische BUNZEIEHRUNGER des 
Malers V. Maksimov. 


Golos Minuvdago, 1913, Nr. 4, 145—183; Nr. 5, 90—116; Nr. 6, 
161—198; Nr. 7, 86—122. 


Vasiliy Maksimovič Maksimov, eine Stüze der „PeredviZniki‘‘ (der 
1870 gegründeten „Wanderausstellungsgesellschaft“ — Tovaristestvo 
peredviinych vystavok) gehörte nicht nur dem Inhalt seines Schaffens 
nach dem einfachen Volke: er wurde 1844 als Sohn eines Staatsbauern 
des Kreises Novoladozsk im Gouv. Petersburg geboren; seine Mutter ent- 
stammte einer Landgeistlichenfamilie. V. M. wuchs als echtes Dorfkind 
auf. Sein Heim zeichnete sich freilich durch Wohlstand und Biederkeit 
_ der Eltern aus. Auch bekam der Knabe einigen spärlichen Unterricht 
in einer Klosterschule. Doch blieben ihm die Plagen, die sein Stand mit 
sich brachte, nicht erspart, namentlich als er, vom Klosterleben unbefriedigt 
und dem Kunsttrieb folgend, in Petersburg zu Heiligenbildermalern in die 
Lehre ging. Erst nach vielen Jahren körperlichen und geistigen Elends 
begann für M. ein neues Leben: er wurde 1863 endlich Schüler der Akademie 
der Künste und rückte seitdem schnell vorwärts, da seine Arbeiten wieder- 
holt preisgekrönt wurden. Aber all die neuen Interessen, die neuen Freunde 
und Kollegen entfremdeten ihn der Heimat ebensowenig wie die vorher- 
gehenden bitteren Leiden: er kehrte nach und trotz allen Erfolgen immer 
wieder für längere Zeit zu seinen Brüdern ins Dorf zurück und schöpfte 
dort Stoff und Kraft für neue Bilder. Alldem entspricht der warme Ton 
der autobiographischen Erzählung über Elternhaus und Kindheit mit 
liebevollen und farbenreichen Erinnerungen an den sterbenden Vater 
und die verständige, sorgende Mutter. Indessen erheben sich nur wenige 
Individualitäten der geschilderten Umgebung über die graue Masse typi- 
scher Bauern-, Geistlichen-, Arbeiterfiguren: die Mutter, ein Onkel 
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(Priester), einige Mönche. Von seinen Erlebnissen, selbst von dem Elend, 
den brutalen Szenen in den Werkstätten der „Gottesschmierer‘‘ (Bogomazy) 
erzählt M. mit einer gewissen epischen Ruhe, aber zugleich auch mit epi- 
scher Breite, in der zwar neben unwesentlichen Kleinigkeiten auch vieles 
über die städtischen und ländlichen Lebensverhältnisse erhalten ist, aber 
die Gestalten mancher bekannten Maler und anderer Persönlichkeiten 
verschwinden. 

I. E. Répin schickt diesen Aufzeichnungen einige herzliche Worte 
voraus. L. L. 


1849. N. V. Isakov. 
RSt 1914, I, 52—71. 


Von einem Ungenannten wird ein Abschnitt aus den Aufzeichnungen 
des Fligeladjutanten und späteren Kurators des Moskauer Lehrbezirks 
N. V. Isakov veröffentlicht. Es ist ein Bericht über eine Reise nach Kon- 
stantinopel, die I. als militärischer Begleiter des in besonderer Mission im 
Jahre 1849 zum Sultan entsandten Generaladjutanten Grabbe machte. 
Nach der mündlichen Instruktion, die Car Nikolaus dem Verfasser gab, 
sollte er sich besonders über die militärischen Verhältnisse der Türkei, 
Truppenaufstellungen, etwaige Kriegsvorbereitungen usw. unterrichten. 
Die veröffentlichten Aufzeichnungen geben aber davon kaum etwas; sie 
bleiben stark an der Oberfläche und enthalten nur eine Aufzählung der 
Sehenswürdigkeiten und persönlichen Erlebnisse. W.R. 


Fünfziger bis sechziger Jahre. — Zur Biographie 
V. O. Kijuéevskijs. 
GM 1913, Nr. 6, 158—173. 


Das genannte Maiheft brachte zum zweiten Todestage V. O. Klju- 
tevskijs einen. Aufsatz von J. A. Artobolevskij über die kummervolle 
Jugendzeit, die der Gelehrte bis zum Herbst 1861, als er die Moskauer 
Universitat bezog, im Pensaschen Gouvernement verlebte. Diese bio- 
graphische Skizze, für die außer Erzählungen und Briefen des Verstorbenen 
Erinnerungen seiner Schwester benutzt wurden, ergänzt gewissermaßen 
das 1912 dem Andenken V. O. Kljutevskijs geweihte Buch, da die Beiträge 
von M. K. Ljubavskij, M. M. Bogoslovskij und P. N. Miljukov haupt- 
sächlich über die Moskauer Lebensperiode berichten. 

Dieselbe Nummer enthält (S. 226—233) — außer dem in der Zeit- 
schriftenschau (Bd. IV, 107) erwähnten — noch mehrere Briefe Kl.s aus 
den sechziger Jahren; in einem schildert der Student die Vorlesungen 
seines Lehrers S. M. Solov’ev. L. L. 


Siebziger Jahre.— Erinnerungen an A.G. Brückner. 


GM 1913, Nr. 9, 158—168. 


A. Koljankovskij erzählt in recht herzlichem Tone, wie außerordent- 
lich freundschaftlich sich A. Brückner zu den Studenten verhielt, und wie 
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anregend sein Unterricht war, was seinerzeit schon ein anderer Schiler, 
Prof. Markevit (1890 in der Jubiläumsschrift zum 25 jährigen Bestehen 
der Odessaer Universität), und auch Prof. Smurlo (1897 im Nachruf, im 
Journal des Kultusmin.) hervorhoben. Der Aufsatz betrifft jene fernen 
Jahre (1867—1872), die der verstorbene Historiker vor seiner Berufung 
nach Dorpat (für russische Geschichte) in Odessa tätig war, wo er allge- 
meine Geschichte las: der Verf. besuchte seine Vorlesungen im Winter 1871 
und lernte damals Brückner nicht nur als Lehrer, sondern auch als Men- 
schen kennen. K. beteiligte sich ebenfalls an der innigen Abschieds- 
feier, die im Frühjahr 1872 ehemalige und damalige Schüler für den all- 
gemein beliebten Lehrer veranstalteten. Zum letzten Mal sah ihn K. 
1881, als Br. während des VI. Archäologischen Kongresses (in Tiflis) 
Kutais besuchte, wo Verf. als Lehrer diente. L. L. 


1860. Vertrag von Aigun. 
RSt 1914, III, 667—673. 


S. Glebov berichtet über einen vertraulichen Vortrag, den Graf 
Ignatiev im Jahre 1885 über die näheren Umstände bei der Unterzeich- 
nung des Vertrages gehalten hat. 

Der im Jahre 1858 vom Grafen Muravév mit den chinesischen Be- 
vollmächtigten abgeschlossene Vertrag bedurfte zu seiner Wirksamkeit 
der Ratifikation durch den chinesischen Herrscher. Ignatiev erhielt den 
Auftrag, mit dem damaligen Regenten Kung darüber zu verhandeln, 
konnte ihn aber nicht zur Unterzeichnung bewegen. Dieser Zustand 
dauerte bis zum Jahre 1860. Als nun der Krieg zwischen China und den 
Westmächten begann, mußten alle Europäer das belagerte Peking ver- 
lassen. Ignatiev schiffte sich auf dem russischen Stationär ein und kreuzte 
drei Monate lang im Golf von Petschili. Schließlich wurde ihm die Zeit 
zu lang; er beschloß, wieder nach Peking zurückzukehren. Obwohl ihn 
der Oberstkommandierende der englisch-französischen Landungsarmee 
nachdrücklich vor diesem Schritt warnte, da das Eindringen in die mit 
Räuberbanden angefüllte Stadt mit großer Gefahr verknüpft war, drang 
Ignatiev trotzdem, als Mandarin verkleidet, nur von wenigen Kosaken 
begleitet, in die Stadt ein. Er brauchte fast einen ganzen Tag, um unter 
beständiger Lebensgefahr durch die unzähligen Barrikaden hindurch sich 
bis zum russischen Gesandtschaftsgebäude durchzuschlagen. Die plötz- 
liche Ankunft des russischen Gesandten in der chinesischen Hauptstadt 
verblüffte den Regenten derart, daß er sich zur Unterzeichnung des Ver- 
trages bereit erklärte und auch Ignatiev um seine Vermittlung bei den 
Friedensverhandlungen mit den Westmächten bat. W.R. 


1861—1911. Über die Literatur zum Jubiläum 
der Bauernbefreiung. 


N (1913), B. I., L. 2, 71—80. 
A. Kizevetter referiert über die Jubiläumsliteratur nur, soweit sie 
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Neues zur geschichtlichen Kenntnis der Reform beitragt, und hebt in die- 
sem Sinne die Arbeiten von Popel’nickij, Ljaščenko, Kretetov, Semenov- 
Tjan’3anskij und einigen andern hervor. L. L. 


1861. Tagebuch des Auseinandersetzungskommis- 
sars A. A. Polovcov. 


RSt 1914, I, 95—103; II, 297—305; III, 642—649; IV, 170—171. 


Polovcov scħildert seine Tätigkeit als Kommissar bei der Durch- 
führung des Emanzipationsmanifestes. Die strenge Gewissenhaftigkeit, 
stete Hilfsbereitschaft und freundliche, aber doch energische Behandlung 
der Bauern wirken äußerst sympathisch. Gleichzeitig bieten diese Auf- 
zeichnungen einen wertvollen Beitrag zur Lage des russischen Bauern vor 
der Befreiung und zur Psychologie des russischen Bauerntums. W. R. 


1877. Rundreise des Grafen Ignatiev. 
RSt 1914, III 491—516; IV, 4—19. 


Auch die vorliegende, mit großer Spannung erwartete Memoiren- 
publikation ist ebenso wie die Anučinschen Aufzeichnungen ein wertvoller 
Beitrag zur Geschichte der orientalischen Frage. Graf Ignatiev, der 
eigentliche Leiter der russischen Orientpolitik in den Jahren 1875—78 
berichtet hier über seine Rundreise, die er Ende Februar 1877 antrat, um 
die Regierungen in Berlin, Paris, London und Wien zu entschiedener 
Stellungnahme gegenüber der Zirkulardepesche des Grafen Gorčakov 
vom 31. Januar 1877 zu bewegen. Es galt, einen der vielen politischen 
Fehler des greisen Staatskanzlers wieder gut zu machen. Denn Gorčakov 
hatte der russischen Regierung die Hände gebunden durch den in seiner 
Zirkulardepesche enthaltenen Passus, daß es Rußland von Wichtigkeit sei 
zu wissen, „was die Kabinette, mit denen wir uns bisher verständigt, zu 
tun gedenken, um auf diese Weigerung (scil. der türkischen Regierung) 
zu antworten und die Ausführung ihrer Forderungen zu sichern“. Die 
Mächte vermieden es, eine bündige Antwort zu geben, und sahen in der 
dilatorischen Behandlung der russischen Anfrage ein willkommenes 
Mittel, um das Vorgehen Rußlands gegen die Türkei lahmzulegen. Ignatiev 
erkannte mit Recht, daß Rußland auf irgendeine Weise danach trachten 
mußte, sich aus der Einengung durch die andern Mächte zu befreien. 

Von diesem Gesichtspunkte gehen die Ausführungen aus, die er dem 
Caren im Kronrat vom 12./24. Februar in einer Denkschrift vorlegte. 
Zwar hatte Gortakov am Tage vorher in einem Exposé ähnliche Gedanken 
entwickelt, aber auf der Grundlage der Demobilisierung. Nach Gortakov 
sollte Rußland sich aus der gemeinsamen Aktion der sechs Mächte und 
auch aus der Abmachung mit den zwei verbündeten Reichen losmachen, 
das Heer demobilisieren und durch Zirkulardepesche Europa erklären, 
daß es sich die Freiheit, zu handeln, zurücknehme. Gemeint war, wie 
Ignatiev boshaft bemerkt, die Freiheit des „Nichthandelns“. Deshalb 
bekämpfte Ignatiev nachdrücklich diese Ausführungen, die gegen Ruß- 
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lands Ehre und schädlich für den Geist in der Armee seien. Sie würden 
auch Rußland aus der günstigen Position drängen, die es im Augenblick 
einnehme, da die Türkei vollkommen isoliert sei. In der am folgenden 
Tage stattfindenden Sitzung legte dann Ignatiev eine ausführliche Denk- 
schrift vor. Auch er ist für friedliche Lösung, da er den günstigen Augen- 
blick für einen Krieg für verpaßt hält. Dieser hätte im Sommer 1876, 
als die bulgarischen Greuel die Welt in Entrüstung versetzten, unter- 
nommen werden müssen. Zudem waren damals die Türken schlecht ge- 
rüstet. Rußland hätte die Sympathien von ganz Europa auf seiner Seite 
gehabt. Jetzt aber würde der Krieg viel größere Anstrengungen erfordern 
und könne sich sehr in die Länge ziehen. Rußland muß aus der abwarten- 
den Stellung heraustreten und die Mächte um Antwort bitten. Aber da 
der Notenwechsel zu keinem Erfolg geführt hat, so muß eine vertrauens- 
würdige Persönlichkeit zu den Höfen geschickt werden, um diese zur An- 
nahme der russischen Vorschläge, die in einem Protokoll niedergelegt 
werden sollen, zu bewegen. Der Pforte muß zu verstehen gegeben werden, 
daß zur möglichsten Beschleunigung der Verhandlungen ein außerordent- 
licher Gesandter nach Petersburg geschickt werden müsse. Im Falle, daß 
die Mächte den russischen Vorschlag freundlich aufnehmen, könne ein 
Protokoll unterzeichnet werden, das die formellen Verpflichtungen der 
Pforte enthält und die Zulässigkeit der europäischen Kontrolle ausdrückt. 
Europa würde sich dadurch mit Rußland solidarisch erklären, und die 
orientalische Frage würde aufhören, eine ausschließlich russische An- 
gelegenheit zu sein. Dann könne auch die russische Armee zum Teil de- 
mobilisiert werden. Wenn die europäischen Mächte eine gemeinsame 
Aktion bei der Pforte ablehnen, dann soll die russische Regierung sich mit 
Deutschland und Österreich-Ungarn zum Zwecke eines energischen Vor- 
gehens in Verbindung setzen. Erst im Falle eines vollkommenen MiBerfolgs 
aller diplomatischen Schritte, welche den Zweck haben sollen, die Krisis 
bis Ende März 1877 zu beendigen, soll in den ersten Tagen des April im 
Einverständnis mit den beiden Bundesgenossen Deutschland und Öster- 
reich-Ungarn der Pforte ein Ultimatum vorgelegt werden. 

Diese Darlegungen Ignatievs wurden in der Hauptsache vom Caren 
gebilligt, und Ignatiev selbst erhielt den Auftrag, die Rundreise bei den 
europäischen Kabinetten vorzunehmen. Er ging zunächst nach Berlin. 
Großes Interesse verdienen hier natürlich die Aufzeichnungen über die 
Verhandlungen mit Bismarck. Dieser lehnt vor allem jede aktive Teil- 
nahme an der Angelegenheit ab; Deutschland werde für die türkische 
Frage „weder einen Pfennig noch einen pommerschen Soldaten opfern“. 
Bismarck rät Ignatiev, es lieber mit einer friedlichen Auseinandersetzung 
mit der Türkei zu versuchen unter Zuhilfenahme von Drohungen und 
Geld, als es zu einer gemeinsamen Aktion der Mächte kommen zu lassen. 
Rußland solle in Konstantinopel einen zweiten geheimen Agenten halten 
und ihn mit einer gehörigen Summe Geld versehen. Diesen könne man 
dann nötigenfalls desavouieren. Diese Ausgaben, wenn sie auch recht 
groß seien, würden immerhin als eine Ersparnis demgegenüber anzu- 
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sehen sein, was ein Krieg koste. Auf der andern Seite könne Bismarck 
aber auch als aufrichtiger Freund Rußlands diesem nicht raten, einem 
Kriege um jeden Preis aus dem Wege zu gehen. Denn dann würde es nicht 
nur im Orient, sondern auch in Europa selbst an seinem Prestige Einbuße 
erleiden. Ignatiev glaubte in diesen Worten die geheimen Absichten Bis- 
marcks, Rußland in einen Krieg zu treiben, herauszufühlen. In seinem 
Brief vom 1. März an Gortakov zog Ignatiev das Fazit der Berliner Ver- 
handlungen: ‚Wenn beim Beginn der Feindseligkeiten mit der Türkei 
keine endgültige Einigung mit Wien erzielt wird, dann wird Deutschland 
Rußland gegenüber nicht nur eine wohlwollende Neutralität beobachten, 
sondern sich auch jeder politischen Kombination widersetzen, welche 
Rußland feindlich sein könnte. In Berlin wird nicht der geringste 
„Verrat“ von seiten Österreichs geduldet werden.‘‘ Bismarck habe Ignatiev 
versprochen, daß Deutschland die Bildung einer Koalition gegen Rußland 
nicht zulassen, Rußland die Versorgung mit Lebensmitteln erleichtern und 
Unterstützung bei Aufnahme einer Anleihe gewähren werde. Bleichröder 
habe zu Bismarck gesagt, daß eine Anleihe von 100 bis 200 Millionen sich 
leicht werde realisieren lassen. 

Bismarck ließ bei dieser Gelegenheit den Wunsch nach e'ner engeren 
Verbindung zwischen beiden Reichen, die keinen Anlaß zur Feindschaft 
hätten, durchblicken. Nur den Polen in Rußland und den Ultramontanen in 
Deutschland sei mit einer Feindschaft zwischen beiden Reichen gedient. 
Es liege nicht im Interesse Deutschlands, die Zahl seiner polnischen und 
jüdischen Einwohner zu vermehren, obwohl die Weichsel vom strategi- 
schen Gesichtspunkt aus keine üble Grenze sei. Eine Eroberung der balti- 
schen Provinzen durch Deutschland lohne nicht die Mühe, da das deutsche 
Element hier zu schwach und das Land an sich zu arm sei. 

Kaiser Wilhelm wiederholte in einer Audienz, die er Ignatiev ge- 
währte, im wesentlichen die Zusicherungen, die Bismarck gemacht hatte. 
Am folgenden Tage las Bismarck dann dem russischen Abgesandten eine 
eigenhändige Niederschrift des Kaisers vor, die mit der Zusicherung schloß, 
daß Deutschland die russische Regierung in jeder Weise unterstützen 
wolle, aber „nur nicht mit Bataillonen, die bei Euch mehr als genug vor- 
handen sind“. 

Während Ignatiev so die russische Orientpolitik in seinem Sinne 
vorbereitete, arbeitete von London aus Suvalov gegen ihn. Noch un- 
mittelbar vor der Abreise Ignatievs aus Petersburg war ein Telegramm 
Suvalovs bei Gortakov eingelaufen: Salisbury lasse bitten, Ignatiev möge 
nicht in diesem Augenblick kommen. Das würde die türkenfreundlichen 
Sympathien nur beleben und die schwierige Stellung des Ministeriums 
noch vergrößren. Salisbury würde es gern sehen, wenn Suvalov dem 
General Ignatiev entgegenfahre und auf dem Kontinent mit ihm zu- 
sammentreffe. 

Ignatiev, der schon in Reisekleidung war, wurde daraufhin nochmals 
zum Caren gerufen. Alexander II. gab ihm trotzdem den Befehl, zu reisen, 
aber mit der Einschränkung, daß Ignatiev von Paris aus die Erlaubnis 
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zur Reise nach London, wenn die Umstände sie nötig erscheinen ließe, ein- 
holen mußte. Ignatiev bemerkt dazu, es habe einen ungünstigen Eindruck 
auf den englischen Botschafter in Berlin gemacht, daß London nicht in 
die Reiseroute aufgenommen worden war. Dieser habe darin eine Isolierung 
Englands, das doch gerade der Urheber der Konferenz gewesen war, 
gesehen. 

Ein zweiter Schritt Suvalovs gegen Ignatiev waren die Verhandlun- 
gen mit Lord Derby, die zu gleicher Zeit stattfanden, als Ignatiev in Berlin 
und Paris verhandelte. Sie betrafen die Demobilisierung der russischen 
und der türkischen Armee und eine Reduktion des Protokolls. 

Ignatiev hatte bei seinen Verhandlungen die Frage der Demobili- 
sierung ganz aus dem Spiele gelassen, da er sie nicht dem Gutachten Europas 
unterwerfen wollte. Er sah es als eine Herabziehung Rußlands an, daß 
Suvalov diese Frage dem Gutdünken eines fremden Parlaments unterwarl. 

Suvalov habe sich bei seinem Schritt von persönlichen Motiven 
leiten lassen; er habe die Tätigkeit Ignatievs ioslieren und verkleinern 
wollen, indem er auf eigene Faust Verhandlungen anknüpfte und London 
zum Mittelpunkt der Verhandlungen machte, von wo aus er die russische 
Politik nach seinem Willen lenken wollte. 

Auch Gortakov tat das Seinige dazu, um Ignatiev den Weg zu er- 
schweren; bei ihm war es aber nicht böser Wille, sondern greisenhafte Un- 
fähigkeit. So sandte er an Ignatiev nach Berlin zwei Telegramme, die 
eigentlich nur Gemeinplätze enthielten, in den vorhandenen Weisungen 
aber erkennen ließen, daß Gor&akov die Verhandlungen Suvalovs und 
Ignatievs durcheinandergeworfen hatte. W.R. 


Rußlands Erwerbungen in Asien. 
J. 1914 April, S. 257—271. 


Baron N. Tornau legt an einer Anzahl von Beispielen die Schwierig- 
keiten dar, mit denen die Erforschung und Darstellung der Geschichte 
des asiatischen Rußland zu rechnen hat. Es handelt sich, abgesehen von 
Lücken im erhaltenen Quellenmaterial, ungenügenden Vorarbeiten, un- 
zureichendem Kartenmaterial im wesentlichen um eine Schwierigkeit, 
die für alle Kolonialgeschichte, vielleicht überhaupt für die Geschichte 
nachbarlicher Beziehungen zwischen Völkern verschiedener Kulturstufen 
typisch ist: um die Frage, wieweit es möglich ist, die jeweiligen Gebiets- 
grenzen für einen einzelnen Zeitpunkt genau festzustellen, oder in schärferer 
Formulierung für den vorliegenden Fall: wieweit sich die Annexion ge- 
wisser Gebiete chronologisch genau bestimmen läßt. Die Literatur — 
Tornau benutzt hauptsächlich J. V. Steglov, Chronologische Übersicht 
der wichtigsten Daten zur Geschichte Sibiriens (1883) und A. J. MakSeev, 
Historischer Überblick über Turkestan und Rußlands Angriffsbewegungen 
(1890) — bietet begreiflicherweise die widersprechendsten Angaben, 
namentlich weil die tatsächliche Bedeutung mehr oder weniger formell 
gemeinter Unterwerfungsakte von Stammeshäuptern sehr verschieden 
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beurteilt wird. Häufig wird, und schwerlich mit Recht, ein solcher Akt 
schon als Kennzeichen der wirklich vollzogenen Annexion aufgefaßt. So 
wird beispielsweise die Unterwerfung des Kirgisengebiets (Turgaj, Akmo- 
linsk, Semipalatinsk) auf Grund einiger Schutzgesuche der Chane gelegent- 
lich in die dreißiger Jahre das 18. Jahrhunderts gesetzt, während in Wahr- 
heit die Steppenstämme sich durch fortwährendes Hin und Her zwischen 
russischer und chinesischer Herrschaft noch ungefähr hundert Jahre ihre 
Unabhängigkeit bewahrten und die eigentlich kolonisatorische Arbeit 
von russischer Seite — Besiedlung durch Kosaken, Anlegung fester Sied- 
lungen und Waffenplatze und Einführung einer geregelten Verwaltung — 
frühestens 1810 begann. Wie die Entwicklung dann im einzelnen vor sich 
ging, wieweit die einzelnen neugeschaffenen Verwaltungszentren die ihnen 
zunächst auf dem Papier zugewiesenen Aufgaben wirklich erfüllen konnten, 
wieweit ihr tatsächlicher Wirkungskreis dem ihnen auf der Karte zuge- 
teilten entsprach, das läßt sich auf Grund des heute bekannten Materials 
durchaus nicht für jeden beliebigen Zeitpunkt feststellen. Es ist vielleicht 
nicht übertrieben, wenn Tornau sagt, daß wir die wirkliche, nicht bloß 
kartographische Südgrenze des Reiches im Steppengebiet im Todesjahre 
Alexanders I. nicht genau kennen. 

Ähnliche Schwierigkeiten weist Tornau in den verschiedensten 
Epochen und Gebieten der russischen Expansion in Asien nach, in der Ok- 
kupation des Kaukasus-Gebiets, West- und Ostsibiriens und des Fernen 
Ostens. Aber es fragt sich, wieweit diese Schwierigkeiten überhaupt zu 
überwinden sind. Eine allgemein gültige Regel, unter welchen Voraus- 
setzungen die Annexion eines Landstriches als wirklich vollzogen zu 
gelten hat, läßt sich nicht aufstellen. Es kommt hier immer auf die indi- 
viduellen Verhältnisse des einzelnen Gebietes an. In vielen Fällen wird 
man sich, wie auch Tornau andeutet, mit annähernden Resultaten be- 
gnügen müssen. Auch der fleißigsten lokalen und provinzialen Geschichts- 
forschung kann es bei dem unregelmäßigen und oft sehr raschen Gang der 
Dinge, wie er hier durch die Natur der Sache gegeben ist, nicht immer 
gelingen, jedes einzelne Entwicklungsstadium greifbar herauszuarbeiten. 

R. S. 


VII. Rußland im 20. Jahrhundert. 
VIII. Ukraine. 


46.—18. Jahrhundert. Kleinrussischer Einfluß auf 
das groBrussische Kirchenleben. 
N (1914), Bd. II, L. 2, 186—141. 


K. Charlampovié zeigt sein — obigen Titel (,,Malorossijskoe vlijanie na 
velikorusskuju cerkovnuju žizń“) tragendes — Werk an, das die seit dem 
47. Jahrhundert zwiefältig beurteilte, aber in ihrer Gesamtheit noch nicht 
erschöpfend erforschte Rolle der Kleinrussen in jeder Richtung aufklären 
soll. Er hält es für richtig, die Anfänge des genannten Einflusses, die ge- 


608 Zeitschriftenschau. 


wöhnlich mit den vierziger Jahren des 17. Jahrhunderts verknüpft werden, 
bis in die Mitte des 16. Jahrhunderts zurückzuverlegen, verfolgt ihn aber 
andrerseits nur bis zum Regierungsantritt Katharinas II., da zu ihrer Zeit 
die Kleinrussen ihre dominierende Stellung verloren und sich vielmehr 
die entgegengesetzte Erscheinung, nämlich der großrussische Kirchen- 
einflu8, im Süden entfaltete. Die Grundfrage über die Bedeutung der 
Kleinrussen für die Entwicklung des großrussischen Kirchenlebens beab- 
sichtigt Verf. erst im geplanten 3. Bande zu beantworten: der bisher er- 
schienene 1. Band (Kazań 1914) veranschaulicht Zahl und Wirkungskreis 
der Kulturträger, und zwar von den bekannten Persönlichkeiten erster 
Größe bis zu der Menge namenloser Pilger. L. L. 


IX. Baltische Provinzen. 


Archäologie der Ostseeprovinzen. 
Prähistorische Zeitschrift V, 1913, 498—559. 


Ein überaus wertvoller Beitrag für die archäologischen Forschungen in 
den Ostseeprovinzen ist ein (in dieser Zeitschr. schon IV, 448 erwähnter) 61 
Druckseiten im Quartformat umfassender und mit vielen Illustrationen 
versehener Aufsatz von Max Ebert ,,Die baltischen Provinzen 
Kurland, Livland, Estland 1913“, ein „Meinen baltischen Freunden“ 
gewidmeter Sonderabdruck. Dr. Max Ebert, Kustos am Berliner Ethno- 
graphischen Museum, hat bereits früher umfassende Ausgrabungen im 
südlichen Rußland ausgeführt und ist darauf vom 1. März bis zum 1. Sep- 
tember 1913 im Dienste der „Gesellschaft für Geschichte und Altertums- 
kunde der Ostseeprovinzen Rußlands‘ in Riga tätig gewesen speziell 
mit dem Auftrage, die archäologische Abteilung ihres Museums (,,Dom- 
museum“ genannt, weil sie in den früher dem Domkapitel gehörigen 
Gebäuden untergebracht ist) neu zu ordnen. Nun hat er nicht nur diese 
Arbeit erledigt, sondern zugleich auch fast alle übrigen öffentlichen 
und privaten archäologischen Sammlungen der Ostseeprovinzen kennen 
gelernt und überdies an verschiedenen Stellen neue Ausgrabungen vor- 
genommen. Zusammenfassende Arbeiten über den Stand der archäo- 
logischen Forschung in den Ostseeprovinzen hat vor Dr. Ebert schon 
mehrfach Professor Dr. Richard Hausmann-Dorpat geboten: 
zuerst eine umfangreiche „Einleitung‘ zum ‚Katalog der Ausstellung 
zum X. Archäologischen Kongreß in Riga 1896“ (Riga 1896), und ein 
auf diesem Kongreß in deutscher Sprache gehaltener Vortrag Hausmanns 
„Übersicht über die Entwicklung der archäologischen Forschung in den 
Ostseeprovinzen in den letzten fünfzig Jahren“ erschien im zweiten Bande 
der russischen Publikation „Arbeiten des Zehnten Archäologischen 
Kongresses in Riga 1896“ (Moskau 1899); sodann veröffentlichte Haus- 
mann eine „Übersicht über die archäologische Forschung in den Ostsee- 
provinzen im letzten Jahrzehnt‘ in den „Arbeiten des Ersten Baltischen 
Historiker-Tages zu Riga 1908“ (Riga 1909) und den Beitrag ,,Pra- 
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historische Archäologie“ in dem groß angelegten Buch ,, Baltische Landes- 
kunde“ (herausgegeben von K. R. Kupffer, Riga 1911). Diesen zusammen- 
fassenden Arbeiten des hochverdienten ersten heimischen Archäologen, 
die in der vorstehenden Schrift nicht ganz vollständig erwähnt sind, ist 
nunmehr als neueste, bis ins Jahr 1913 reichende Publikation die dankens- 
werte Arbeit Dr. Max Eberts gefolgt. Sie soll, heißt es, „die Fachgenossen 
über den augenblicklichen Stand der Dinge in den Ostseeprovinzen in 
aller Kürze orientieren‘, und berücksichtigt sie zum Teil auch Funde, 
welche Hausmann noch nicht bekannt gewesen sind, so gewährt es anderer- 
seits nicht nur eine besondere Anregung, sondern ist auch an sich von 
Bedeutung, daß die einschlägigen Fragen einmal von einem auswärtigen 
Fachgelehrten erörtert werden, der manchen neuen Gesichtspunkt geltend 
zu machen vermag. 
F. v. K. 


X. Finnland. 
XI. Polen-Litauen bis 1572. 


Klostergründungen zur Piastenzeit. 
Miesięcznik kościelny XI. | 


St. Kozierowski behandelt in dieser Arbeit die Klostergüter der im 
westlichen Großpolen in den ersten christlichen Jahrhunderten Polens 
gestifteten Klöster. Verdankten diese ersten mönchischen Niederlassungen 
auch den Piasten ihre Entstehung, so nahm doch der umwohnende Adel 
lebhaftes Interesse an diesen Stiftungen, das namentlich die reichen Adels- 
familien durch freigebige Schenkungen bekundeten. Bald nach dem 
Tode Erzbischofs Norbert von Magdeburg (t 1134) war es denn auch ein 
Adliger der Norberts Orden nach Großpolen berief. Das Prämonstratense- 
rinnenkloster Strelno war eine Gründung des berühmten Peter Wlostowicz. 
Der Verf. behandelt noch die Stiftung weiterer Klöster bis ins 14. Jahr- 
hundert hinein; bei einem jeden führt er den gesamten Güterbesitz auf, 
soweit er auf ritterliche Schenkungen zurückgeht. A.K. 


Die Provinzialminister der böhmisch-polnischen 
Konventualenprovinz. 
Franziskanische Studien I, 193—203. 


Unter den Akten des ehemaligen Zisterzienserklosters Paradies, 
Kr. Meseritz, Reg.-Bez. Posen, findet sith auf zwei Blatt ein lückenloses 
chronologisches Verzeichnis der ministri provinciales der Konventualen- 
provinz ‚Polen‘, das, mit dem Jahre 1232 anhebend, bis ins 19. Jahr- 
hundert fortgeführt ist. Mit kritischen Bemerkungen wird es von 
W. Dersch veröffentlicht. Die in Polen gegründeten Franziskanerklöster 
gehörten anfangs zur sächsischen, dann zur böhmischen Provinz. Seit der 
endgültigen Trennung der Observanten und Konventualen, also mit dem 
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beginnenden 16. Jahrhundert, gab es eine eigene polnische Provinz, die 
in die vier Kustodien Gnesen, Krakau, Lublin und Kulm eingeteilt wurde. 
A. K. 
Der herzogliche Landbesitz in Zagost. 


 Abhandl. der Krak. Akad., hist.-philos. Kl.; Bd. 55, S. 335—425. 
Krakau 1912.) 


K. Tymieniecki bietet hier einen wertvollen Beitrag ,,Majetnosé 
Ksiazecia w Zagościu“ zur kleinpolnischen Siedlungsgeschichte, angeregt 
durch Bujaks „Studya nad osadnictwem Małopolski“ (ebenda Bd. 47). 
Insbesondere verwertet er die beiden Urkunden, die Heinrich von Sandomir 
(1166) und Kasimir Sprawiedliwy den Zagoster Johannitern erteilt haben. 
Die Grundlage bildet eine geologische Untersuchung des unteren Nida- 
tales. Auf dem dort reich vertretenen Lößboden hat es Urwald überhaupt 
nicht gegeben; daher entstanden dort besonders früh menschliche Nieder- 
lassungen von größerer Bevölkerungsdichtigkeit. Während auf den höher 
gelegenen Stellen bald Ackerbau sich entwickelte, dienten die tiefer liegen- 
den Wiesen der Weidewirtschaft, die hier vom Fürsten in großem MaB- 
stabe als selbständiger Wirtschaftszweig eingerichtet wurde. Wälder gab 
es nur an der Peripherie. Die Zagoster Herdenwirtschaft ist nicht aus 
primitivem Nomadentum hervorgegangen, sondern aus herzoglicher 
Initiative; denn alle in den Urkunden erwähnten Hirten sind fürstliche 
Unfreie. Der im 13. Jahrhundert einsetzende Übergang zum Zinsbauern- 
system hat zur Abnahme der Weidewirtschaft stark beigetragen. Pferde- 
hirten sind die kobylniki, iumentarii der Urkunden; hingegen sind die 
koniary, equorum custodes, agazones fürstliche Hörige, die — sich gegen- 
seitig abwechselnd — ihre Dörfer verlassen, um auf dem Grod oder unter- 
wegs als Pferdeknechte zu dienen. Der Ausdruck koniuchy entstammt 
dem litauisch-russischen Grenzgebiete und hat das ältere koniary gänzlich 
verdrängt. | 

Großzügige Schweinemast war im Zagoster Lande mangels Eichen- 
und Buchenwäldern nicht möglich. Die Rinder- und Schafzucht diente 
fast ausschließlich der Fleischgewinnung. Das wichtigste Milchprodukt 
war der Käse; Butter spielte keine Rolle, findet erst gegen 1400 quellen- 
mäßige Erwähnung. Im 13. Jahrhundert werden auch die bisherigen 
Hutungen in wachsendem Maße unter den Pflug genommen. Vorwerks- 
wirtschaft findet erst sehr viel später Eingang. Vielmehr gibt der Fürst 
schon vor der Kolonisation zu deutschem Rechte Ackergründe an freie 
aratores, die von ihm ein Darlehn (in bar oder Saatgetreide, Inventar usw.) 
erhalten und so seine Schuldner bleiben, bis sie alles zurückgezahlt haben. 
Innerhalb dieser Zeit entbehren sie der Freizügigkeit; dieses Rechtsver- 
hältnis vergleicht T. mit der westslavischen podaca und den rolejni zakupi 
(najmiti) der Ruskaja Pravda. Vor allem hätte hier an die precio intro- 
ducendi der mährischen Urkunde von 1078 erinnert werden können 
(Friedrich, ,,Cod. dipl. et epist. Regni Bohemiae“ I, Nr. 79). Die bei 
Zagost angesetzten Winzer sind offenbar von dem romanus vineartus 
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nomine Barbez ausgebildet worden. Der Eigenbauwein diente nicht nur 
MeBzwecken, sondern ward neben Met und Bier als Tafelgetrank ver- 
wandt, bis im 16. Jahrhundert das Hungaricum den polnischen Weinbau 
verdrangte. E. M. 


Die Goldmünze im mittelalterlichen Polen. 


Abhandl. der Krak. Akad., hist.-philos. Kl. Bd. 56, S. 130—234. 
Krakau 1912. 


M. Gumowski handelt über „Goldmünzen im mittelalterlichen Polen“. 
Die Münzenprägung der ersten christlichen Piasten dient weniger prakti- 
schen Zwecken als dem Bestreben, die junge christliche Herrscherwürde 
auch vor dem Auslande kundzutun. Aus ähnlichen Erwägungen heraus 
läßt Władysław Lokietek nach seiner Krönung (1320) einige Dukaten 
schlagen ; denn die Goldprägung galt als Vorrecht der unabhängigen Fürsten, 
ursprünglich sogar des oströmischen Kaisers. Wenig später schlagen 
schlesische Fürsten probeweise einige Gulden, aber mit wenig Erfolg; ähnlich 
Jagiełło. Erst seit 1528 zirkulieren polnische Dukaten als praktisches 
Zahlungsmittel. Während die andern Staaten Europas im 13. und 14. 
Jahrhundert zur Guldenprägung übergehen, bleiben ohne ersichtlichen 
Grund Sachsen, Brandenburg und Polen bei der Silbermünze. Floren- 
tinisches, französisches und rheinisches Gold kam zwar infolge des Groß- 
handels ins Land; dazu venezianisches (über Danzig) und türkisches (aus 
Kaffa). Aber im Binnenverkehr erlangt es erst gegen Ende des 15. Jahr- 
hunderts größere Bedeutung; besonders werden von da ab die ungarischen 
Dukaten sehr beliebt. Der direkte Verkehr Polens mit Venedig war im 
44. und 15. Jahrhundert nicht sehr ansehnlich; die von den Venezianern 
herbeigeführten Orientwaren erhielt man damals bequemer über Lemberg— 
Kaffa. Im allgemeinen vermittelte Ungarn die italienischen Beziehungen ; 
diese traten aber in jener Zeit gegenüber dem Verkehr mit Flandern 
durchaus in den Hintergrund. So schickten die päpstlichen Kollektoren 
den polnischen Peterspfennig stets über Brügge nach Rom; deutsche Groß- 
kaufleute in Krakau wechselten das gesammelte Silber in Goldbarren oder 
-münzen um, sandten diesen Betrag einer Florenzer Bankfiliale in Brügge 
und überließen dieser das Weitere. Italienische Münzer (zugleich mitunter 
Salzmeister) kommen schon im 14. Jahrhundert nach Böhmen, Schlesien 
und Kleinpolen, werden bisweilen mit Starosten- oder Kastellanenämtern 
belohnt. Im Anhang bietet der Verf. eine wertvolle Tabelle, die den 
Goldpreis in Polen von 1326 bis 1545 vorführt. Er ist außerordentlich 
schwankend und bewegt sich zwischen dem Sechsfachen und Sechzehn- 
fachen des Silberwertes. E. M. 


1273. Die Berufung des Herzogs Władysław von 
Oppeln auf den Krakauer Thron. 
KwH XXVII, S. 213—315. 
Uber diese Frage handelt O. Halecki. Die Bemühungen um den 
Zeitschrift 1. osteurop. Geschichte. IV. 40 
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Krakauer Thron waren ein Erbteil der oberschlesischen Piasten von Mieszko 
Platonogi (t 1211) her. Durch geographische und genealogische Verhältnisse 
wurden diese Bestrebungen gestärkt, nämlich durch die 1179 erfolgte Erwer- 
bung von Beuthen und Auschwitz sowie durch die Tatsache, daß mehrere 
kleinpolnische Rittersippen auch in Oberschlesien begütert waren und nach 
Vereinigung beider Lande trachteten. Mieszko hat kurz vor seinem Tode 
Krakau einige Zeit in Besitz gehabt, und sein Sohn Kasimir hatte wohl ähn- 
liche Pläne; daher siedelte er an den beiden Einfalltoren Beuthen und 
Zator-Auschwitz die ihm ergebenen kleinpolnischen Swiebodzicen an. 
Gegenüber den Bemühungen Heinrichs des Bärtigen und Konrads von Maso- 
wien um Krakau treten die Unternehmungen der Oberschlesier zurück. Der 
alte Gegensatz aber bleibt. 1253 steht zwar Władysław von Oppeln wie 
Bolestaw Wstydliwy auf Belas Seite, aber nur zum Scheine; nachher tritt 
er offen zu Ottokar über, während der Kleinpole bei dem ungarischen 
Bündnis verharrt. Der 1271 erfolgte Plünderungszug nach Schlesien be- 
deutete eine Diversion zugunsten des damals von Ottokar angegriflenen 
Ungarnkönigs, kam allerdings als solche zu spät. Der Gegensatz des Oppel- 
ners gegen den Krakauer wird nun aber weit schärfer und wird genährt 
durch den besonders stark geschädigten Bischof Thomas von Breslau. Jetzt 
tritt auch die dem Bolestaw ungünstige Ritterpartei, die sich seit seinem 
Siege bei Suchodot ruhig verhalten, wieder hervor; sie war ohnehin gereizt 
worden durch die Eigenmächtigkeit, mit der Wstydliwy den unbeliebten 
Leszek Czarny als Nachfolger designiert hatte. Auf der Reise zu Wladys- 
ław begriffen, wurden die Mißvergnügten nahe der Grenze bei Bogucin 
von der zu Bolesław haltenden Rittergruppe gezwungen, heimzukehren. Von 
den Fürsten war keiner bei diesem Gefechte zugegen. Von Wstydliwys 
Getreuen fiel u. a. der Grenzkastellan Racibor von Luköw; die bisher von 
ihm überwachten litauischen Nachbarn benutzten diesen Umstand, um in 
Kleinpolen einzufallen, das ihnen wegen seiner Beziehungen zu den Ru- 
thenen ohnehin verhaßt war. Die Überlieferung freilich schreibt dem 
aufrührerischen Krakauer Bischof Paul die Hauptschuld zu. Dagegen 
spricht m. E. schon der Umstand, daß jener Einfall in erster Linie das 
Lubliner Land treffen mußte, in dem doch des Bischofs Sippe (Potukoza) 
einen großen Teil ihrer Güter hatte. 

Die bisher vorherrschende Meinung, noch in demselben Jahre 1273 
habe sich auf einer Troppauer Zusammenkunft eine Schwenkung Bolestaws 
und anderer Piasten zugunsten Ottokars kundgegeben, läßt sich nicht 
halten; eher ist jener Kongreß auf 1277 anzusetzen (vgl. Continuatio 
Claustroneoburgensis sexta a. 1277). Doch erfolgte schon 1274 eine Ver- 
ständigung zwischen Wstydliwy und dem Oppelner. Dieser verzichtete 
auf alle Anschläge gegen Krakau und wurde mit dem Lande zwischen 
Skawa und Skawinka abgefunden. Der andere behielt sich aber auf alle 
Fälle eine Enklave innerhalb dieses Gebietes zurück, die Gegend von 
Trzebol, wo die ihm besonders treu ergebenen Radwaniten als Kleinadel 
ansässig waren. Diese bildeten überhaupt eine wichtige Stütze seiner 
Herrschaft, hatten fast auf allen Seiten von Krakau ihre Ritterdörfer; 
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namentlich im Norden, wo sie wohl die Straße nach Beuthen gegen die 
dort begüterten, mächtigen und dabei keineswegs zuverlässigen Starza 
hüteten. E. M. 


14. Jahrh. Begriff des regnum Poloniae. 
KwH XXVIII, 1914, S. 27—37. 


Stanislaw Elijasz Radzikowski untersucht mit Hilfe der Sphra- 
gistik und Heraldik die Streitfrage, ob Przemysław II. König von ganz 
Polen oder nur von GroBpolen war, und kommt zu dem Ergebnis, daß das 
regnum Poloniae dieses Königs gleichbedeutend sei mit regnum totius 
Poloniae, und somit die Königswürde über ganz Polen bezeichne. 


Kw H XXVIII, 38—564. 


M. Lodyński schildert die Entwicklung des Begriffs regnum 
Poloniae im Verlauf des 14. Jahrhunderts, und zwar im besonderen an 
der Hand von Stellen aus dem Prozeß des Deutschen Ordens mit Polen 
von 1339. Es kommt dem Verf. nicht so sehr darauf an, den Begriffs- 
inhalt von „regnum Poloniae“ festzustellen, als darauf, sich zu vergegen- 
wärtigen, wie die Auffassung der Zeitgenossen über die Frage war. Sein 
Endurteil faßt er dahin zusammen, daß die polnische Ritterschaft gegen 
Ende des 13. Jahrhunderts, als die Krönung Przemysławs II. vor sich 
ging, die Empfindung gehabt, es werde nur ein großpolnischer Fürst 
gekrönt. Die anderen polnischen Landschaften hätte die öffentliche 
Meinung trotz der vollzogenen Krönung als gleichberechtigt angesehen, 
und der Gedanke, daß durch die Krönung eine Suprematie Przemysławs 
über die anderen polnischen Fürsten angedeutet wäre, sei zurückzuweisen. 

J. P. 

Der Husitismus in Kujawien. 


Przegląd wielkopolski IV, 434—442. 


Auf Grund der Leslauer (Włocławek) Konsistorialakten, die jetzt 
in der Publikation von Utanowski bequem vorliegen, zeichnet St. Kar- 
wowski ein Bild des Husitismus in Kujawien, dessen erste Spuren wir dort 
bereits 1424 finden. Hauptsächlich waren es Geistliche und Adlige, von 
deren Ketzerei wir hören. Eine besonders eifrige, für die Lehren Wiklefs 
und Hus’ werbende Tätigkeit entfaltet zu haben, scheint. der Geistliche 
Gaszka, der in Hohensalza als Kaufmann Peter auftrat, und der Adlige 
Frydan Lupsyhski, der in Mähren für Hus gewonnen worden war, aber 
1480 öffentlich im Dom zu Włocławek seine Ketzerei abschwur. Wie er, 
haben es die meisten getan, aber einige sind treu für ihren Glauben in den 
Tod gegangen. So verbrannte man 1480 den Priester Matthias von Szelewo 
(Szelejewo? Kr. Znin) aus der Gnesener Diözese und den Kürschner 
Nikolaus, Bürgermeister in Nieszawaa. d. Weichsel (eh. Wojew. Inowractaw). 
Zum letzten Mal wurde hier 1499 ein Husit vor das geistliche Gericht 
gerufen, es war der Geistliche Adam von Radziejewo. A. K. 


40° 
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1552. Der Petrikauer Reichstag und die Synode 
zu Koschminek. 


Archiv für Reformationsgeschichte, Nr. 42, 11. Jahrg., Heft 2. 


Th. Wotschke teilt aus dem Königsberger Staatsarchiv einige auf die 
Geschichte der Reformation in Polen bezügliche Urkunden mit. Die 
wichtigste ist ein Bericht des preußischen Sekretärs Lukas David vom 
44. März 1552 über die bisherigen (stürmischen) Verhandlungen auf dem 
Petrikauer Reichstag. Deren Gegenstand war der Streit zwischen der 
Szlachta einer-, dem König und der Geistlichkeit andererseits über die 
Freiheit der neuen Lehre, der aus Anlaß der Verurteilung einiger Adliger 
durch Bischöfe wegen Häresie zunächst über die geistliche Jurisdiktion 
entbrannt war. Er wurde vorläufig dahin entschieden, daß Sigismund 11. 
August bis zum nächsten Reichstag den Anhängern der Reformation 
Glaubensfreiheit garantierte. 

Auf die Synode zu Koschminek 1555, eine Zusammenkunft der 
Böhmischen Brüder in Preußen mit den polnischen Evangelischen, bezieht 
sich ein Bericht des Königsberger Hofpredigers Funk, der im Auftrag 
seines Herzogs an ihr teilnahm (datiert 1555 September 13). A. K. 


4559-1562. Uchansciana. 
Rip. XXXIX, 301—347. 


Zur Geschichte Jakob Uchafskis, Bischofs von Kujawien (1557 
bis 1562) veröffentlicht und verarbeitet der Geistliche P. Czaplewski 
eine Reihe Dokumente aus dem Staatsarchiv zu Danzig und dem Kapitel- 
archiv von Włocławek (Leslau). Mit den höchsten Erwartungen begrüßten 
die Danziger 1559 den Bischof, beschuldigte man ihn doch ketzerischer 
Neigungen, ja, sie hofften, daß er alle trotz des Toleranzediktes noch be- 
stehenden Beschränkungen der Glaubensfreiheit wegräumen werde; aber 
sie irrten sich. Die Dokumente bezeugen, daß der Bischof, wo angängig, 
entschieden für die Rechte der katholischen Kirche eintrat. Mit großer 
Energie widmete er sich sodann, er, der auch in Kulm und Gnesen sich 
als trefflicher Organisator erwies, der Ordnung und Erhaltung der bischöf- 
lichen Güter, namentlich trat er für die Privilegien der in Pommern und 
in der Nähe Danzigs gelegenen bischöflichen Besitzungen ein, und er zeigte 
sich in diesem Falle den Danzigern gegenüber als unerbittlich. Auch 
sein Verhältnis zu Kaspar Geschkau, der den der Häresie beschuldigten 
Abt Lambert Schleff von Oliva vertrieben hatte (1557), sowie sein Aufent- 
halt in diesem Kloster und seine Flucht werden durch diese Veröffent- 
lichung neu beleuchtet. | A. K. 


XVI. Jahrh. — Die Literatur zur polnischen Re- 
formationsgeschichte. 


N (1913), B. I., L. 2, 62—70. 
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A. Pogodin überblickt in dieser historiographischen Skizze die russi- 
sche, polnische und zum Teil deutsche Literatur der letzten 30 Jahre, 
indem er die einzelnen Momente der Reformation und Gegenreformation 
in Polen zusammenfaBt. L. L. 


XII. Polen bis 1795. 


Lebens- und Studienordnung der Jesuiten in 
Polen. 
MPos XV (1914), 49—56. 


W. Dersch gibt eine Inhaltsübersicht der für Polen erlassenen ‚‚Con- 
suetudines provinciae Poloniae‘‘, von denen sich ein vom Ordensgeneral 
Vinzenz Caraffa am 14. November 1648 eigenhändig beglaubigtes Exemplar 
unbekannter Herkunft im Besitze der Historischen Gesellschaft für die 
Provinz Posen befindet. A.K. 


Polnisches Verfassungsleben unter Sigismund III. 
Historisk Tidskrift (Stockholm), 1912, 32, 151—195. 


Dieser Aufsatz von Helge Almquist deckt sich im wesentlichen mit 
einem vom Verf. auf dem schwedischen Philologen- und Historiker-Tag in 
Gothenburg im August 1912 gehaltenen Vortrag. Er bietet mehr als eine 
Kompilation aus der gedruckten Literatur, da er sich, überdies von einer 
anerkannten Autorität für die Geschichte dieser Zeit herrührend, auf 
Quellen, auch archivalische (Danziger St.-A., Berliner Geh. St.-A.), stützt. 

Aus der ausführlichen Literaturübersicht ist besonders zu erwähnen 
der Vorschlag des Marschalls Ossolinski auf dem Reichstage 1601, das 
eben (1600) erschienene Werk Januszowskis, Statuta, prawa i konstitucye 
koronne, für das allgemein als notwendig empfundene offizielle Verfassungs- 
gesetzbuch zu erklären; ein Vorschlag, der indessen nicht durchdrang. 

Den Streit zwischen Kutrzeba und Balzer über den Anfang der neue- 
ren, durch die Vorherrschaft des Adels charakterisierten Periode der polni- 
schen Verfassungsgeschichte möchte A. dahin entscheiden, daß für das 
polnisch-litauische Doppelreich das Jahr 1569, für Polen allein 1505 den 
bedeutsamen Einschnitt bildet. Nur mit Polen im engeren Snine be- 
schäftigt sich die folgende Darstellung. 

A. untersucht zunächst die Rolle des Partikularismus im polni- 
schen politischen Leben. Er lebte, wenn auch in sehr abgeschwächter 
Stärke, im eigentlichen Polen (Groß- und Kleinpolen, Gnesen: Krakau) 
fort; mit besonderer Schärfe betonte Polnisch-Preußen seine Sonder- 
stellung. Hier forderte man 1587 — allerdings vergebens — einen besonde- 
ren Eid des neuen Königs auf die preußische Verfassung, wehrte man er- 
folgreich polnische Angriffe auf das Indigenats- und Selbstbesteuerungs- 
recht ab. In Livland dagegen verstand man, durch ein fremdes Beamten- 
tum partikularistische Bestrebungen gewaltsam niederzuhalten. 
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Der Dualismus des mittelalterlichen Standestaats hatte in Polen in 
der Weise dem Einheitsstaat Platz gemacht, daß die Staatsgewalt an 
einen Stand, die szlachta, nicht an das Königtum überging. Der Adel 
hat durchgesetzt, daß nur mit seiner Zustimmung, seit 1601 nur auf seinen 
Vorschlag vom König Nobilitierungen vorgenommen werden dürfen. 
Der König verdankt seit 1572 die Krone einem Vertrag, der nach seiner 
Verletzung von den Ständen kündbar ist. Zweimal, 1590—92 und 1606 
bis 1607 im Rokosz Zebrzydowskiego, brachte sein von einer ausländischen 
und jesuitischen Kamarilla genährtes Streben nach Autokratie Sigismund 
Ill. in Konflikt mit dem Adel, der eine Art gerichtliche Untersuchung 
gegen ihn und seine unverantwortlichen Ratgeber forderte und auf den 
Reichstagen 1607 und 1609 ein förmliches Verfahren für die Absetzung 
eines die Gesetze verletzenden Staatsoberhauptes festsetzte. Auf das dem 
König prinzipiell unbestrittene Recht der Ämterbesetzung gewann der 
Adel dadurch Einfluß, daß diese nur während des Reichstags stattfinden 
durfte. Die Duplizität der hohen Reichsämter zog faktisch eine Arbeits- 
teilung nach sich. Von der sonst streng beobachteten Inkompatibilität 
machte man — nicht ohne Opposition zu finden — bei Zamoyski eine 
‚Ausnahme. 

Die vermehrten staatlichen Aufgaben machten eine Vermehrung 
der Zahl der Staatsdiener nötig. Da die Szlachta jedoch einer Vergrößerung 
des Beamtenapparats widerstrebte, so behalf man sich mit direkt vom 
Reichstag eingesetzten Kommissionen, die aus Senatoren und Landboten 
bestanden, so einem „Kriegsrat‘‘ 1590 zur rascheren und wirksameren 
Erledigung der durch die drohende Türkengefahr angewachsenen Ge- 
schäfte und gleichzeitig einer „Finanzkommission“ zur Beschaffung von 
Geld für den erwarteten Krieg. Sie unterhandelte nachweislich u. a. mit 
den preußischen Städten über eine Anleihe. 1611 ward für die Ver- 
waltung der eben eroberten russischen Landesteile ein besonderer Aus- 
schuß eingerichtet. 

Die Einführung und Kontrolle der sog. „Quarta“ bedeutete gleich- 
falls einen Eingriff der Stände in die königlichen Prärogativen, wenn diese 
Steuer auch mehr als den König selbst die großen Lehnsträger der Krone 
schadigte. Da der Sitz ihrer von einer parlamentarischen Kommission 
überwachten Verwaltung Rawa war, so gab es jetzt im Doppelreich vier 
Zentralpunkte für die Finanzverwaltung (R., Warschau, Wilna, Marien- 
burg). Als Beispiel für die daraus entstehenden Kompetenzstreitigkeiten 
führt A. einen auf Preußen und das Jahr 1610 bezüglichen Fall an. 

Zum Gerichtswesen übergehend, bespricht der Verf. kurz die Kaptur- 
Gerichte. Mit der Einrichtung des Krontribunals (1578), auf dessen Be- 
setzung er keinen Einfluß hatte, war dem Könige noch nicht jede Gerichts- 
barkeit entzogen. 

Der Senat war teils eine Art Oberhaus, teils ein königlicher Rat. 
Als solcher fungierten, da schriftliche Vota selten waren, nur die wenigen 
Mitglieder, die in des Königs Nähe weilten. Die Zahl und Verantwortlichkeit 
der senatores residentes versuchte man wiederholt gesetzlich festzulegen. 


Zeitschriftenschau. 617 


Bei dem Abschnitte über die sejmiki gibt A. an der Hand eines 
preußischen Berichtes über den Landtag in Sroda 1600 eine typische 
Schilderung einer solchen Tagung. In der späteren Regierungszeit Sigis- 
munds 111. scheinen die Reichstage eine mehr als formelle, eine tatsächliche 
Kontrolle über die Finanzverwaltung ausgeübt zu haben. Konföderationen 
gelten noch als gesetzwidrig. Die Periodizität der Reichstage ist durch 
Gesetz und Gewohnheit festgelegt, den Ständen selbst aber lästig. Die 
Abstimmung in der Landbotenstube erfolgte nicht per capita, sondern 
nach Wojewodschaften. Unter diesen galt es, Einstimmigkeit herzu- 
stellen. Hierum bemühten sich zunächst der Marschall, dann der Senat, 
zuweilen endlich ein Ausschuß der Landboten selbst, oft alle vergeblich. 
Eine gewisse Öffentlichkeit der Verhandlungen war vorhanden; sie mußte 
indessen 1616 aus Besorgnis vor russischen Spionen ausgeschlossen werden. 
Dem Anspruch der Landboten auf Diäten kam die Krone durch Ge- 
währung von Reisegeldern entgegen. Über die Gültigkeit der Mandate 
und zwistige Wahlen entschied die izba poselska selbst. Am Schlusse 
seines Aufsatzes entwirft A. in wenigen Zügen einen Vergleich der gleich- 
zeitigen schwedischen mit der polnischen Verfassung. P.O 


Akademie in Kulm. 
ZTT III, Nr. 1, 1—10. 


K. Koscinski druckt in Ergänzung des Aufsatzes von W. Heine, 
Academia Culmensis, in der Zeitschrift des Westpr. Geschichtsvereins, 
Heft 41 (1900), Erinnerungen des Professors an der Kulmer Akademie 
J. K. Grodzki ab. Grodzki wurde 1744 in Krakau geboren, promovierte 
4764 zum magister in artibus liberalibus und wurde dann als Mathematiker 
und Geometer an die Akademie in Kulm gesandt. Die Juristen- und Philo- 
sophenfakultät in Kulm war von 1756—1779 eine Kolonie der Universität 
Krakau, die in diesen Jahren je fünf Professoren sandte. Grodzki betätigte 
sich in Westpreußen verschiedentlich als Geometer und gab eine Anzahl 
Kalender heraus. 1772 ordnete er zusammen mit Prusiecki das Archiv 
der Stadt Kulm; 1795 ordnete er von neuem die Kulmer Briefe und Akten 
aus polnischer Zeit und legte ein neues Verzeichnis an. Von 1779 ab, 
als die Krakauer Professoren ausblieben, nahm er seine Lehrtätigkeit, 
die seit 1773 unterbrochen war, wieder auf. E. Z. 


XIII. Polen im 19. Jahrhundert. 


1815—1836. Die Post der Freistadt Krakau. 

Biblioteka krakowska Nr.47 (1913), 54 S. 

Seine Arbeit über die Post Krakaus teilt Wiadystaw Namysłowski 
in drei Abschnitte ein: 1. Der Kampf ums Postrecht. 2. Die Einrichtung 


und Verwaltung der Post sowie der Postverkehr und 3. Finanzen und 
Statistik. Die Republik Krakau konnte sich nicht lange ungestört ihres 
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Postprivilegs erfreuen, zuerst griff Preußen in ihre Rechte ein, indem es 
eine eigene Brief- wie Wagenpost in Krakau (1. XII. 1816 bzw. 1. I. 1817) 
eröffnete, und bald darauf folgte Österreich diesem Beispiel, wenn auch 
dieses sich bemühte, seinem Tun einen gesetzmäßigen Anschein zu ver- 
leihen. Nach einem letzten Versuche (1833), die von Preußen genommenen 
Rechte zu revindizieren, sah sich Krakau endlich genötigt, den bestehenden 
Zustand als gesetzmäßig anzuerkennen. Am 28. Oktober 1834 wurde 
zwischen dem Delegierten der preußischen Regierung Wiltsch und dem 
Krakauer Postdirektor Gadomski der Vertrag abgeschlossen. Am 3./18. 
September 1836 ging man ebenfalls einen Vertrag mit dem Königreich 
Polen ein, Bevollmächtigter des letzteren war Anton Nowicki, Krakau 
hatte den Senator und Domherrn Anton Walczyhski entsandt, und am 
28. Februar 1837 wurde dieser Vertrag vom Senate ratifiziert. Krakau 
besaß kein eigenes Postamt mehr, schon am 1. Juli 1836 war es aufgehoben 
worden, an seiner Stelle entwickelten die Postämter der drei Schutzmächte 
ihre Tätigkeit. Die amtlichen Expeditionen dagegen wurden von berittenen 
Gendarmen befördert. Den Einrichtungen der Krakauer Post hatte die 
Großherzoglich Warschauische, den veränderten Verhältnissen angepaßt, 
als Muster gedient, so war für den inneren Dienst die Postordnung des 
Großherzogtums Warschau und die Instruktion für die Postoffizialisten 
des Königtums Polen von 1817 grundlegend. Infolge der Eingriffe der 
Schutzmächte in die Rechte der Krakauer Post erfuhr auch der Freistaat 
finanziell starke Einbuße. Am günstigsten waren die Einnahmen des 
Etatsjahrs 1816/17 gewesen, wo die aus der Krakauer Post erzielte Reinein- 
nahme 18 887 poln. fl. 3 gr. betrug; dagegen erzielte man aus ihr 1822/23 
nur einen Gewinn von 2802 poln. fl. 6% gr.; das aber bedeutet, daß das 
preußische und österreichische Postamt der städtischen Post etwa ®/, ihrer 
Einnahmen entzog. Entsprechend dem Aufschwunge, den das Postwesen 
allerorten nahm, stieg auch der Gewinn, den die Stadt aus der Post er- 
zielte, und für das Etatsjahr 1833/34 erreichte der Reingewinn die Höhe 
von 17 690 poln. fl. 9% gr. A. K. 


1815—1846. Die Miliz der Freistadt Krakau. 
Biblioteka krakowska Nr. 48 (1913), 120 S. 


Auf Grund des nicht reichhaltigen archivalischen Materials, da die 
Milizakten 1880 vernichtet worden sind, und auf Grund sonstiger Quellen 
behandelt W. Namystowski ausführlich die Geschichte, Organisation, 
Tätigkeit und Uniformierung der Krakauer Miliz, die schon bald nach 
Errichtung der Freistadt auf Grund von Beratungen der Organisations- 
kommission mit dem Senat und unter Zustimmung der Schutzmächte 
ins Leben gerufen wurde. Sie sollte bestehen aus einer Gendarmerie von 
40 Mann und einer beweglichen Miliz (Polizeisoldaten) von 90 Mann und 
der unbeweglichen Miliz von 300 Mann; letztere sollte durch Aushebung 
ergänzt werden; doch hob der Senat willkürlich diese Bestimmung gleich 
anfangs wieder auf. Schlechte Löhnung und schlechtes Avancement reizten 
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sur vielfachen Desertation, so daß sich die Stadt mit einer bescheideneron 
Anzahl Milizsoldaten begnügen mußte. 1818—1820 betrug das ganze 
Korps nur 323 Personen. Im Budget wurden für das Milizkorps aufgestellt 
155 527 poln. fl. 24 gr. Die Unruhen des Jahres 1830 zwangen zur Auf- 
stellung einer Stadtgarde zu Fuß, die nur innerhalb der Schlagbäume 
Verwendung fand. Alle Bürger und Einwohnung vom 18. bis 60. Jahre 
waren in ihr zu dienen verpflichtet, ihren. vier Abteilungen schloß sich 
als fünfte die der Juden unter Führung von Natan Rosenfeld und als 
sechste die der akademischen Jugend an, die, da die Studierenden vom 
Dienst befreit waren, aus Freiwilligen bestand. Ihr Führer war Franz 
Sapalski. Am 12. April 1832 wurde diese Bürgergarde wieder aufgelöst. 
Nun ging man an die Reorganisation der Miliz, deren Reihen sich mit 
Soldaten aus der polnischen Armee füllten. Beabsichtigt wurde eine 
Trennung der Linientruppen von der Polizei und Gendarmerie, doch 
dazu kam es nicht. Der neu ernannte Kommandant Soczynski wandte 
besonders der beweglichen Miliz und der Gendarmerie seine Aufmerksam- 
keit und Tätigkeit zu, aber auch die unbewegliche Miliz wurde neu organi- 
siert. Trotzdem blieb noch manches recht zu wünschen übrig, namentlich 
ließen sich die Milizsoldaten, die den Sicherheitsdienst in den Polizei- 
arresten ausübten, die eigenmächtigsten Übertretungen zuschulden 
kommen; so mußte denn ein eigenes Militärgericht einzig nur für Miliz- 
personen im Fall von Verstößen gegen die Disziplinarvorschriften geschaffen 
werden. Die Reform wurde durch die Okkupation Krakaus von seiten 
des österreichischen Heeres unter General Kaufmann am 17. Februar 1836 
unterbrochen. Am 23. Februar wurde dann die Miliz aufgehoben. Kapitän 
Piątkowski beantragte die Neubildung eines Korps, in das nur Krakauer 
aufgenommen werden sollten; an die Spitze dieser Miliz mußte aber der 
österreichische Major Josef Hollfeld gestellt werden, und infolge Leute- 
mangels füllten auch meist Österreicher deren Reihen, so daß sie fast 
nur als Ablösung der österreichischen Besatzung erschien, die erst am 
20. Februar 1841 die Stadt verließ. Neu eingeführt wurde 1842 eine 
Abteilung Polizeisoldaten und schon 1836 Gendarmerie zu Fuß, 1844 
betrug das Milizkorps dann 524 Mann. Neu eingeführt wurde auch 
die Unterstellung der Miliz in Strafsachen unter ein Militärgericht. Als 
am 11. November 1846 Krakau der österreichischen Monarchie einverleibt 
wurde, blieb die Polizeikompagnie und Krakauer Gendarmerie in pol- 
nischer Uniform fürs erste noch bestehen, bis letztere um 1850 verschwand. 
Die Arbeit schließt der Verfasser mit einer Liste der Offiziere in der 
Miliz, in der Stadtgarde und bei der Musik. A. K. 


1863. Die Stellung Napoleons III. zum polni- 


schen Aufstand. 
BW 293, 1914, S. 1—29. 


Das englische Auswartige Amt, das Foreign Office, hatte zum ver- 
traulichen dienstlichen Gebrauch eine Sammlung von Aktenstücken über 
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den Verlauf der diplomatischen Verhandlungen über die polnische 
Frage im Jahre 1863 herausgegeben. Sie umfaßt in drei voneinander 
getrennten Teilen die entscheidenden Zeitabschnitte 1814—1815, 1834 bis 
4832 und 1863. Nach dem in der Bibliothek der Akademie der Wissen- 
schaften in Krakau aufbewahrten Exemplar hat jetzt Titus Filipowicz 
den dritten Teil erscheinen lassen. Von den 443 Aktenstücken, aus denen 
der Band besteht, waren bisher nur 170, sei es vollständig oder in Aus- 
zügen, dem englischen Parlament in einem Blaubuch vorgelegt worden, 
die übrigen waren dagegen bisher nicht veröffentlicht worden. Über die 
Publikation (Confidential Correspondence of the British Government 
respecting the insurrection in Poland: 1863. Edited by T. Filipowicz. 
Paris 1914) berichtet der Herausgeber selbst in einem Aufsatz: ,,W obec 
racyi stanu“ d.h. die polnische Frage , anges chts der Staatsraison“. 
Im Mittelpunkt der Betrachtung steht die diplomatische Intervention 
der Mächte zugunsten Polens im Jahre 1863. 

Das Charakteristische an dem polnischen Aufstande von 1863 war, 
daß man selbst in weiten Kreisen der Bevölkerung nicht daran dachte, 
vor allem nicht denken konnte, einen wirklichen Krieg gegen Rußland 
zu führen. Man ging darauf aus, die Erhebung möglichst lange hinzu- 
schleppen, um die Intervention der Mächte herbeizuführen. Erschlaffte 
dann die bewaffnete Demonstration an der Weichsel, so erscholl von Paris 
her die Mahnung: ,,tachez de tenir‘. Man hat an der Seine mit dem von 
Bismarck gekennzeichneten Trugbild einer europäischen Intervention 
gespielt und einflußreichen Polen in dieser Richtung Andeutungen gemacht, 
am die blutige Demonstration fortdauern zu lassen. Aber diese dem Auf- 
stande äußerlich günstige Stimmung kam erst nach dem Verlautbaren der 
preußisch-russischen Konvention vom 8. Februar 1863 zum Durchbruch. 
Der britische Gesandte in Paris Lord Cowley schildert, daß ursprünglich 
weder Napoleon III. noch die französische Regierung, noch auch be- 
achtenswerte Kreise der öffentlichen Meinung in Frankreich sich für die 
polnische Erhebung begeisterten. Eine gewisse Apathie gegenüber den 
Vorgängen in Polen sei vorherrschend gewesen. Sie wäre hervorgerufen 
durch das untätige Verhalten Polens zur Zeit des Krimkrieges. Durch 
den damals ausgebliebenen Aufstand gegen Rußland hätten die Polen die 
französischen Sympathien verscherzt. Selbst die russischerseits ange- 
ordnete überraschende Aushebung der jungen Mannschaft in Polen weckte 
kein besonderes Mitempfinden in Frankreich. Der französische Minister 
der auswärtigen Angelegenheiten Drouyn de Lhuys „erklärte ihm — so 
berichtet Cowley —, daß Kaiser Napoleon, der weder der russischen Re- 
gierung noch Polen gegenüber irgendwelche Verbindlichkeiten habe, 
keine Schritte zugunsten Polens unternehmen werde‘. Noch am 4. Februar 
1863 hatte die französische Regierung im Corps législatif den polenfreund- 
lichen Antrag von Jules Favre bekämpft und die Polen auf die Großherzig- 
keit Kaiser Alexanders II. verwiesen. Das Verhalten Frankreichs sei mit 
einem Worte neutral gewesen. Da trat aber mit der preuBisch-russischen 
Konvention eine grundsätzliche Verschiebung der politischen Lage 
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ein. Die französische Regierung wandte sich aber — wie von englischer 
Seite bemerkt worden ist — nicht gegen den „Urheber des Ubels‘‘, Ruß- 
land, sondern gegen Preußen. Napoleon sowie sein Minister Drouyn de 
Lhuys begannen gegenüber dem preußischen Gesandten Grafen von der 
Goltz sich scharfer Worte zu bedienen. Die Presse folgte sofort dieser 
Stimmung. Eine Zeit der Aufregung und Unsicherheit zog herauf, der 
Kurs der öffentlichen Papiere fiel merklich. Schon rechnete man mit 
dem nahen Ausbruch eines Krieges und begann in Frankreich Fonds für 
die polnischen Insurgenten zu sammeln. 

Während die Politik Napoleons in der polnischen Frage gegenüber 
Preußen feste Linien zeigt, ist sie gegenüber Rußland während der Zeit 
der Unruhen und der Insurrektion durchaus schwankend. In dem Bericht 
vom 25. Februar 1863 stellt der englische Gesandte in Paris das auffällige 
Verhalten der leitenden französischen Kreise fest. Die Korrespondenz der 
Führer der Bewegung mit den polnischen Emigranten in Paris wurde’von 
der französischen Polizei genau beobachtet, von ihr gelesen und ganz 
regelmäßig der russischen Botschaft zur Kenntnisnahme mitgeteilt. Das 
gleiche geschah sogar mit dem Inhalt der amtlichen englischen Nach- 
richten über die polnische Erhebung. 

Die bisherigen Auffassungen in der einschlägigen Literatur gingen 
dahin, daß das Interesse für die Polen ausschließlich für die Haltung Na- 
poleons maßgebend war. Diese zentrale Stellung der Polenfrage im 
Bereiche der auswärtigen Politik Frankreichs wird ihr jetzt durch die 
Veröffentlichung von Filipowicz genommen. Das eigentliche Ziel Na- 
poleons war, eine ‚Korrektur‘ der Rheingrenze herbeizuführen. J. P. 


XIV. Deutscher Osten. 


Anfänge des Franziskanerordens im Deutsch- 
ordenslande. 
Mitt. d. Copp. Vereins zu Thorn, Heft 21, 2—8. 


Leonhard Lemmens bespricht eine kleine, im Danziger Staats- 
archiv befindliche und im 5. Bande der Script. rer. Pruss. unter dem Titel 
„Annales Minorum Prussicorum‘‘ veröffentlichte Chronik, die eine Reihe 
wichtiger Nachrichten über den Anfang der Franziskanerklöster zu Thorn, 
Kulm, Neuenburg und Braunsberg bringt. Sie ist zwischen 1308 und 1330 
entstanden. Lemmens betont, daß abweichende Angaben über das 
Gründungsjahr bei den verschiedenen Chronisten zwar auf Irrtum beruhen 
können, daß aber oft auch die Chronisten verschiedene Tatsachen im 
Auge hatten: der eine verzeichnet das erste Erscheinen, der zweite die 
Niederlassung, der dritte die offizielle Aufnahme in den Provinzverband 
durch das Provinzialkapitel. — Die Notiz der Chronik über das Franzis- 
kanerkloster in Thorn ist zugleich die älteste bisher bekannte Nachricht 
über die böhmisch-polnische Ordensprovinz; sie ist danach 1239 gegründet; 
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ihr erstes Provinzialkapitel wurde in Brünn abgehalten; ein Frater Ptho- 
lomirus war der erste Provinzialminister. — Bei der Notiz über das Kulmer 
Kloster ist zu berichtigen, daß es nicht von einem Kapitel in Zwickau, 
sondern in Krakau von der böhmisch-polnischen Provinz angenommen 
wurde. — Die Notiz über Neuenburg bietet die erste Erwähnung der 
sächsischen Franziskanerprovinz in Preußen, deren Grenzen inzwischen 
nach Osten vorgeschoben waren. Schließlich bietet die Chronik noch 
Nachrichten zur Geschichte des Klosters in Braunsberg. — 

Zu den Ausführungen von Lemmens über die Gründung der böhmisch- 
polnischen Ordensprovinz ist zu vergleichen: W. Dersch, Die Provinzial- 
minister der böhmisch-polnischen Konventualenprovinz in den Franzis- 
kanischen Studien, Bd. 1, Heft 2, S. 193—203 (1914). Dersch druckt ein 
in den Akten des Klosters Paradies (Staatsarchiv Posen, Kloster Paradies, 
C. 46) befindliches lückenloses Verzeichnis der böhmisch-polnischen Pro- 
vinzialminister mit Angaben über die Dauer ihrer Regierungszeit von 
der Gründung der böhmischen Provinz an bis zum Anfange des 19. Jahr- 
hunderts ab, danach ist die Gründung der Provinz 1232 und nicht 1239 
erfolgt. E. Z. 


Kolonisation des Deutschritterordens in West- 
preußen. 
Mut. d. Copp. Vereins in Thorn, Heft 21, 55—70. 


Pfarrer Panske, der Herausgeber der Urkunden der Komturei Tuchel, 
kommt in einer eingehenden Untersuchung über die Gründung einiger 
Dörfer in der Komturei Tuchel und besonders die betreffenden Lokatoren 
zu dem Ergebnis, daß eine ausschließlich deutsche Besiedlung durch den 
Deutschritterorden in der ersten Hälfte des 14. Jahrhunderts nicht erfolgt 
sei; aus der Namensform Hannus eines Schulzen folgert er die slavische 
Abkunft dieses Mannes und nimmt die Aufstellungen Ketrzyhskis in 
seinem Buche O ludności polskiej w Prusiech niegdyś krzyżackich (Über 
die polnische Bevölkerung im ehedem kreuzritterlichen Preußen) gegen 
Plehn (Gesch. des Kreises Strasburg i. Westpr.) und Döhring (Herkunft 
der Masuren) in Schutz. E. z. 


Die Stadtverfassung im Lande des deutschen 
Ordens. 
Deutsche Geschichtsblätter XV (1914), 115—155. 


Paul Oswald betont, daß die Stadtverfassung im Ordenslande nicht 
von vornherein als etwas Fertiges und Abgeschlossenes auftritt. Erst 
allmählich hat sie sich entwickelt. Aus der Schöffenverfassung hat sich 
die Ratsverfassung herausgebildet; so liegt in Elbing die Zeit des Über- 
gangs zwischen den Jahren 1283 und 1286. In den Städten lübischen 
Rechtes (Alt- und Neustadt Elbing, Braunsberg und Frauenburg) brauchte 
nur die Stadtobrigkeit auf 24 Mitglieder verstärkt zu werden, in den 
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übrigen Städten, magdeburgischen Rechtes, trennte man die Justiz von 
der Verwaltung. Aber diese Ratsverfassung war damit noch nicht ab- 
geschlossen. In Danzig trat bei dem jährlichen Wechsel im Bürgermeister - 
amte ein ganz eigenartiger vierjähriger Turnus ein, der eine Mischung lübi- 
schen und magdeburgischen Rechtes verrät und welchen Hirsch als für das 
Ordensland typisch hielt. In Thorn wurde der vorjährige Bürgermeister 
Stellvertreter des residierenden (Kumpan), und bei dem Streben des Ordens 
nach Einheitlichkeit ist auch diese Verfassung als die allgemein übliche 
für die anderen Städte anzusehen. Der Orden selbst beanspruchte und 
übte bei der Wahl ein Aufsichtsrecht, aber trotzdem konnten die Städte 
in ihrer Selbständigkeit erstarken. A.K. 


1793. Besitznahme Thorns durch Preußen. 
Mitt. d. Copp. Vereins in Thorn, Heft 21, 82—84. 


A. Semrau teilt einen Schriftwechsel zwischen den Stadten Danzig 
und Thorn kurz vor ihrer Besitznahme durch PreuBen mit: Thorn schreibt 
an Danzig, 22. März 1793, die beiden noch in Westpreußen übrigen pol- 
nischen Städte möchten zurate gehen, ,,was unter gegenwärtigen so äußerst 
dringenden Umständen zu Bewahrung der Jahrhunderte hindurch be- 
standenen Verfassung beyder Erbaren Städte für Maßregeln zu ergreifen 
am gerathensten wäre“. Auch sonst ist die Anhänglichkeit des Rates 
an Polen bezeugt. Danzig antwortet am 5. April, daß es sich bereits unter- 
worfen habe. E. 2. 


XV. Österreich, Böhmen, Mähren und Ungarn. 


Quellen zur böhmischen Geschichte des 13. Jahr- 
hunderts. 


Mitteilungen des Instituts für österreichische Geschichtsforschung 
XXXIV (1913), 596—635. 


M. Vystyd setzt seine Untersuchung (siehe S. 154 f.) über die steirische 
Reimchronik und über die Königssaaler Chronik fort. Infolge seines 
Nachweises, daß Ottokar die Königssaaler Chronik nicht benutzt hat, 
da er sonst wichtige Einzelheiten nicht übergangen haben würde, fällt, 
zumal der Verfasser der Reimchronik nirgends eine Kenntnis der böhmischen 
Geschichte nach 1308 verrät, auch die Ansicht Seemüllers, daß dieböhmische 
Ereignisse darstellenden Partien erst nachträglich dem 1308 abgeschlossenen 
Werke eingefügt seien. So sind denn am wahrscheinlichsten die Begeben- 
heiten auch in der uns überlieferten Reihenfolge vom Chronisten nieder- 
geschrieben worden. Doch muß beiden Chroniken ein gemeinsames Quellen- 
werk etwas romanhaften Charakters vorgelegen haben, das nach 1290, 
aber auch nicht viel später verfaßt und von beiden in verschiedener 
Redaktion benutzt worden ist. A.K. 
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Cheltickys ,,Netz des Glaubens‘‘ und sein Trak- 
tat „Vom Schelm und seinem Bilde‘‘. 
Č XX, 77—80. 


, Seine Replik zur „Rede über die Grundlage menschlicher Satzungen“ 
(Reč o základu zákonu lidských) verband Peter Chelčiecky mit dem 
Traktat über den Antichristen (,,0 Antikristovi“) und gab dem Ganzen 
den Namen „Vom Schelm und seinem Bilde‘‘ (O Selmé a obrazu jejím). 
F. Bartoš vermutet, daß als Fortsetzung dieses Cyklos Cheltickys größtes 
Werk ,,Das Netz des Glaubens‘“‘ (Sit’ viry) geschaffen wurde. Die Ent- 
stehung des Cyklos über den Schelm möchte Bartoš noch in die dreißiger 
Jahre und damit das Netz des Glaubens in den Beginn der vierziger Jahre 
des 15. Jahrhunderts setzen. A. K. 


Neuutraquisten und Böhmische Brüder. 
Č XX, 1—20. 


Im Anschluß an F. Hrejsas wichtiges Buch über die böhmische 
Konfession von 1575, das uns eine neue Ansicht von der religiösen Ent- 
wicklung des böhmischen Protestantismus im 16. Jahrhundert bietet, 
gibt Kamil Krofta Bemerkungen über die ältere Reformationsgeschichte 
Böhmens. Die böhmischen Lutheraner vertraten nicht die rein lutherische 
Lehre, nicht nur um die alten Rechte der Utraquisten für sich in Anspruch 
nehmen zu können, sondern aus aufrichtiger Überzeugung bezeichneten 
sie sich als Nachkommen der Husiten, denn noch um 1575 und später hatte 
sich bei ihnen husitische Tradition erhalten; F. Hrejsa nennt sie daher 
Neuutraquisten. Nach Rokycanas Tode war der bedeutendere Teil 
der Utraquisten zu Hus radikalsten Ansichten aus seiner letzten Wiklef- 
schen Periode zurückgekehrt und hatte sich wieder weiter vom Katholizis- 
mus entfernt. In dem in Böhmen eindringenden Luthertum fanden sie 
eine Reihe bekannter Lehren, aber gerade das Neue, das Luther brachte, 
wie etwa die Lehre von der Rechtfertigung, war ihnen gleichgültig, wohl 
unterlagen sie lutherischem Einflusse, doch gab es viele Unterschiede 
zwischen Luthertum und Neuutraquismus; im Gegensatz zu Luther 
betonten die Neuutraquisten die guten Werke, neigten mit geringer Aus- 
nahme der milderen Auffassung Melanchthons zu, wollten im Gegensatz 
zu den anderen österreichischen Lutheranern, die auf dem strenglutherischen 
Standpunkt eines Flacius Illyricus standen, sich mit den Böhmischen 
Brüdern freundschaftlich stellen. Aber gerade diese zeigten bei den Ver- 
handlungen über die Konfession kleinliches Mißtrauen und Starrsinn, 
indem sie allzusehr auf Maximilians Wohlwollen bauten, während die 
Handlungsweise der Neuutraquisten viel größere Einsicht zeigte und 
nur Sympathie erwecken kann. Die Einigung der beiden evangelischen 
Bekenntnisse Böhmens, die sich unter Luthers Einfluß einander genähert 
hatten, war das grundlegende Problem der böhmischen Kirchengeschichte. 
Von den Utraquisten, nicht aber von den Böhmischen Brüdern ist das 
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einsichtsvoll erkannt worden. Daß es aber nicht vor 1575 zu einer Einigung 
kam, ist vor allem Verdienst des Königtums, doch haben auch die Böhmi- 
schen Brüder selbst viel verschuldet, ihnen war es genug, wenn sie nur 
nicht in ihrem Gottesdienst gestört wurden, aber zugunsten der gemein- 
samen Sache und zur Abwehr der Gegenreformation auch nur ein wenig 
von ihrer Eigenart zu opfern, konnten sie sich nicht entschließen. Die 
gesetzmäßige Anerkennung haben die Neuutraquisten erkämpft. Und 
wenn auch die Quellen deren Führer in den schlimmsten Farben schildern, 
darf man sich dadurch nicht täuschen lassen, denn diese Darstellungen 
stammen aus der Feder Böhmischer Brüder und sind daher ganz einseitig. 
A.K. 


XVI. Südslaven und Balkanstaaten. 


Die Literatur zur serbischen Geschichte. 
N (1914), Bd. II, L. 2, 81—97. 
P. Lavrov bespricht in dieser Übersicht nur die zusammenfassenden 


Geschichtswerke (besonders diejenigen von Stanojevit und Jiritek), ohne 
auf die serbischen historischen Monographien einzugehen. L. L. 


IV. Bibliographie.” 


Unter Mitwirkung von W. Christiani, U. Lehtonen, L 
Loewenson und J. Paczkowski bearbeitet von Otto 
Hoetzsch. 


I. Allgemeines über Rußland. 


Obozrénie trudov po slavjanovédéniju. — Rundschau über Werke zur 
Slavistik. Herausg. v. V. N. BeneSevit. Lief. I. Petersburg 1913. 
4144 S. 

Posobie k kursu russkich drevnostej. — Hilfsbuch zum Kursus über 


russische Altertümer. Herausg. v. V. K. Kiev 1914. Mit 8 Tab. 
180 S. 

Opisanie dokumentov i děl chranjaščichsja v archivé Svjat. Prav. Sinoda. 
— Beschreibung der im Archiv d. Heil. Synods aufbewahrten Doku- 
mente und Akten. Bd. XIX. (1739.) Petersburg 1913. VII u. 
996 Sp. 

Jubilejnyj Sbornik Imperatorskago S.-Peterburgskago Archeologiteskago 
Instituta 1613—1913. — Jubiläumssammelwerk des Kais. Petersb. 
Archeol. Inst. Petersburg 1913. XLVIu.200u.XVIlu.128S. Album 
mit Abbildungen der dem Kais. Petersb. Arch. Inst. gehörenden 
Carenurkunden (Beilage zum ,,Sammelwerk‘'). 2 S. u. 12 photot. 
Reproduktionen. 

Imperatorskaja Publitnaja Biblioteka za 100 l&t. — Die Kais. Off. Bibl. 
während 10 Jahre 1814—1914. Petersburg 1914. Mit 30 Illustr. 
482 u. XXVI 8. 

Opis’ dokumentov Vilenskago Central’nago Archiva drevnich aktovych 
knig. — Verzeichnis der Dokumente des Vil’naer Zentralarchivs alter 


1) Aus Raummangel bringt dieses Heft nur die Abteilungen I—VI 
der Bibliographie. — Zur Erreichung möglichster Vollständigkeit bitten 
wir die Herren Verfasser, ihre auf die Geschichte Osteuropas bezüglichen 
Schriften, seien sie selbständig oder in Zeitschriften erschienen, an 
die Redaktion zur Verzeichnung und Besprechung in den Abteilungen: 
Kritiken — Zeitschriftenschau — Bibliographie — Wissenschaftliche 
Chronik gelangen zu lassen. 
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Aktenbicher. Lief. X. Akten des Brester Stadtgerichts aus den 
Jahren 1575—1715. Vil’na 1913. XLVII u. 358 S. 

Bibliografiteskij eZegodnik. Bibliographisches Jahrbuch. Herausg. v. 
I. V. Vladislavlev. Lief. III. Systematisches Verzeichnis der Literatur 

| vom Jahre 1913. Moskau 1914. 369 u. XXX S. 

Ottet o déjatel’nosti Kostromskogo nautnago Obégéestva po izuteniju 
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Dul’skij, P. M. Pamjatniki kazanskoj stariny. — Denkmäler kazaner 
Altertums. Skizze. Mit 50 Abb. „Alt-Kazan’s“. Kazan 1914. 
232 8. 

Izvéstija Otdélenija russk. jaz. i slov. Imp. Akademii Nauk. — Nachrichten 
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Brief des Konstant. Patriarchen Feofilakt an den Caren Peter v. Bul- 
garien.) Petersburg 1914. 404 S. 

Sreznevskij, V. I. Opisanie rukopisej i knig, sobrannych dlja Impe- 
ratorskoj Akademii Nauk v Oloneckom kraé. — Beschreibung der im 
Olonecker Gebiet fir die Kais. Ak. d. W. gesammelten Handschriften 
und Bicher. Petersburg 1913. XXVIII u. 688 S. 

Déjstvija (Tätigkeit) NiZegorodskoj Gubernskoj Utenoj Archivnoj Ko- 
missii 1887 — 17 sentjabrja — 1912. — 25 jahriges Bestehen der Ge- 
lehrten Gouvernementsarchivkommission in NiZnij-Novgorod. Niznij- 
Novgorod 1913. 129 8. 

Létopis zanjatij Imper. archeograf. komissii za 1912 god. — Chronik 
der Arbeiten der Kais. Archäograph. Komm. im Jahre 1912. 
Lief. 25. Herausg. v. V. Družinin. Petersburg 1913. 534 S. 

Drevnosti. Altertümer. Arbeiten der archäograph. Kommiss. der Mosk. 
Kais. Archäolog. Gesellschaft. Herausg. v. I. N. Borozdin. Bd. III. 
Moskau 1913. 318 S. 

Al’bom dostoprimölatel’nostej cerkovno-archeolog. Muzeja pri Imper. 
Kievskoj Duchovn. Akad. Merkwürdigkeitenalbum des kirchen- 
archäolog. Museums an der Kais. Geistl. Akad. zu Kiev. Südrussische 
Heiligenbilder. Lief. III. Kiev 1914. 12 Abb. u. 49 8. 

Kaškin, N. P. Rodoslovnyja razvédki. Genealogische Forschungen. 
Posthume Ausg., herausg. v. B. L. Modzalevskij. Bd. II. 1913. 
Mit Portr. IV u. 698 S. 


Sivers, A. Genealogiteskija razvédki. Genealogische Forschungen 
Lief. I. Petersburg 1913. (300 Exempl.) 181 S. 

Nikolaj Michajlovič, GroBfirst. Russkij provincial’nyj Nekropol’. Russi- 
sche Provinzialnekropolis. Bd. I. Petersburg 1914. IX u. 1008 S. 


Cernopjatov, V. I. Russkij Nekropol’ zagranicej. Russische Nekropolis im 
Ausland. Lief. 1—3. Moskau. 65 u. 47 u. 20 S. 
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Cernopjatov, V. Nekropol’ Krymskago poluostrova. Nekropolis der 
Halbinsel Krim. Sonderdruck aus Bd. XXXII der „Zapiski“ 
(Schriften) d. Mosk. Arch. Inst. Moskau 1913. 98 S. 

Savtenko, S. V. Russkaja narodnaja skazka. Das russische Volks- 
märchen. (Geschichte der Sammlung und Forschung.) Kiev 1914. 
IX u. 543 S. 

Savodnik, V. Kratkij kurs istorii russkoj slovesnosti. Kurzer Kursus 
der russischen Literaturgeschichte. Von den ältesten Zeiten bis zum 
Ende des 18. Jahrhunderts. Moskau 1914. 2. ber. u. erg. Aufl. Mit 
Abb. 484 8. a 

Peretc, V. N. Iz lekcij po metodologii istorii russkoj literatury. Aus Vor- 
lesungen über Methodologie der russischen Literaturgeschichte. 
Forschungsgeschichte. Methoden. Quellen. Kiev 1914. VII u. 496 S. 

*Linnitenko, I. A., Rěči i Pominki. Reden und Erinnerungen. Sammlung 
von Artikeln zur Geschichte der russ. Literatur und biographischen 
Erinnerungen. Odessa 1914. 319 S. 

Rjazanovskij, V. A. O posmertnom preemstvé suprugov po russkomu 
pravu. Über die Nachfolge der Ehegatten nach russischem Recht. 
Historisch-dogmatische Skizze. NiZnij-Novgorod 1914. VI u. 218 S. 

Varneke, B. V. Istorija russkago teatra. Geschichte des russischen Thea- 
ters. Petersburg 1914. 2. erg. Aufl. X u. 701 S. 

Archangel’skij, A. S. Vvedenie v istoriju russkoj literatury. Einführung 
in die Geschichte der russischen Literatur. Kazan’ 1913. 224 8. 

Eding, B. v. Rostov Velikij. Uglit. (Alte Kunstdenkmäler.) „I. Grabar’. 
Russische Städte — Pflanzstätten der Kunst. Sammlung illustr. 
Monographien. Lief. 1.“ Moskau 1914. 200 S. 

Pokrovskij, I. M. Russkija eparchii v XVI—XIX vv., ich otkrytie, sostav 
i predély. Russische Eparchien im 16.—19. Jahrhundert, ihre Er- 
öffnung, Zusammensetzung und Grenzen. Versuch einer kirchen- 
gesch., statistisch. u. geograph. Untersuchung. Bd. II (18. Jahrh.). 
Kazan’ 1913. 892 u. XVI u. 48 S. 

Kirillov, I. Tretij Rim. Das dritte Rom. Skizze der geschichtlichen Ent- 
wicklung der russischen Messiasidee. Moskau 1914. 100 S. 

Ževachov, N. Akty i dokumenty Lubenskago Mgarskago Spaso-Preobra- 
ženskago monastyrja. Akten und Dokumente des Mgarsker Ver- 
klärung-Christi-Klosters bei Lubny. Kiev 1913. (200 Exempl.) 
120 S. i 

Orlov, A. Čaši Gosudarevy. Die Becher des Herrschers. Herausg. v. d. 
K. Ges. f. Gesch. u. Alt. RuBl. an d. M. Un. Moskau 1913. (200 Ex.) 
69 S. 

Bachrušin, S. Malolétnie niščie i brodjagi v Moskvě. Die minderjährigen 
Bettler und Herumtreiber in Moskau. Hist. AbriB. Moskau 1913. 
(300 Ex.) 51 S. 

Sljapkin, I. Russkij krest v gorodö Gil’desgejmé. Das russische Kreuz 
in der Stadt Hildesheim. Sonderabdr. aus ,,Véstn. Archeol.“‘ Peters- 
burg 1914. 12 S. u. 1 Tab. 
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Russkaja i inostrannaja kniga XV—XIX véka. Russisches und auslandi- 
"sches Buch des 15—19. Jahrh. Herausg. v. Verein der Liebhaber 
schon. russisch. Ausgab. Petersburg 1914. 130 S. 

Zirkevit, A. Zizn’ vo Christé starca Zosimy, v miré Dm. RaSina. Christ- 
liches Leben des Greises Zos., im weltlichen Leben Dm. R. s. (Bio- 
graphie.) Vil’na 1913. Mit Abb. 318 S. 

Anitkov, E. B. Jazyéestvo i drevnjaja Rus’. Heidentum und altes 
Russenland. Christianisierung der Barbarenvölker Europas. T. I—II. 
Petersburg 1914. XXXVIII u. 386 S. 

Rozanov, V. V. Apokalipsiteskaja sekta. Apokalyptische Sekte. (Chlysty 
i Skopcy.) Petersburg 1914. 208 S. 

Imperatorskij S.-Peterburgskij botaniteskij sad za 200 lét ego suščestvo- 
vanija. Der Kais. Petersb. botanische Garten während 200 Jahren 
seines Bestehens (1713—1913). Herausg. v. Dir. A. A. FiSer-fon- 
Val’dgeim. Petersburg 1914. T. I u. II. 408 u. 321 S. 

Pozner, S. V. Evrei v obščej Skolé. Die Juden in der allgemeinen Schule. 
(Zur Geschichte der Gesetzgebung und der Regierungspolitik im 
Bereich der jüdischen Frage.) Petersburg 1914. Mit 8 Diagr. XIV 
u. 214 u. 136 u. IT S. 

PryZov, 1.G. Istorija kabakov v Rosii v svjazi s istoriej russkago naroda. 
— Geschichte der Kneipen in Rußland in Verbindung mit der Ge- 
schichte des russischen Volkes. 2. Aufl. Kazan 1914. 282 S. 

Hjärne, H. Ur det förgängna. Historia och politik (Aus der Vergangen- 
heit. Geschichte und Politik). Stockholm 1912. Darinu.a.: Svenska 
reformer i tsar Peters välde (Schwedische Reformen in Car Peters 
Reich); Sverges insatser i Rysslands orientpolitik. 

DerZavnyj orden Sv. Ioanna lerusalimskago (Mal’tijskij orden) v Rossii. 
Der machtige Orden des Heil. Johann von Jerusalem (Malteserorden) 
in RuBland. Aus Grund von offiziellen und archival. Akten und 
Dokum. zusammengestellt v. I. K. AntoSevskij. Petersburg 1914. 

Semenkovit, V. Gelony i Mordva. Materialien und Unters. zur histor. 
Geographie des Oberlaufs des Don und der Oka. Lief. I. Gelony. 
Moskau 1913. (300 Exempl.) XXII u. 256 S. 

Michajlovskij, G. Istoriteskaja geologija. (Vornehmlich Rußland.) 
Kursus vorgetr. an d. Dorpat. Un. Lief. I, T. Iu. Il. Petersburg 1913. 
Mit 43 Zeichn. u. 8 Tab. 355 S. 

Majkov, I. I. Russkie krest’jane i osédlye inorodcy Jakutskoj oblasti. 
Russische Bauern und ansässige Fremdvölker des Jak. Gebiets. 
(Schriften d. Kais. Geogr. Ges., Statist. Abt., Bd. XII.) Petersburg 
1913. 16 Photot., XIII u. 357 u. 29 S. 

Zenzinov, V.M. Russkoe Ust’e Jakutskoj oblasti (Gebiets) Verchojanskago 
Okruga (Kreises). Mit Abb. (Sonderdr. aus ,,Etnograf. Obozr.“, 
Buch XCVI—XCVII.) Moskau 1913. 112—236 S. 

Kozlov, P. K. V serdcé Asii. Im Herzen Asiens. (Dem Andenken N. M. 
Prieval’skijs.) Skizze. Mit Zeichn., Portr. u. Kart. Petersburg 
1914. 32 S. | 
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Materialy dlja (zur) geografli i statistiki Bessarabii. Zusammengestellt v. 
N. K. Mogiljanskij. Kiginev 1913. 141 S. 

*Ischchanian, B. Nationaler Bestand, berufsmäßige Gruppierung und 
soziale Gliederung der kaukasischen Völker. Statistisch-ökonomische 
Untersuchungen. (Osteuropäische Forschungen I.) Berlin u. 
Leipzig 1914. VIII, 81 S. 

*Izvöstija Ob&testva Izutenija Oloneckoj gubernii. Nachrichten der Ge- 
selischaft zur Kunde des Gouvernements Olonec. Petrozavodsk 1944. 
4/2. 112 8. 

Derunov, K. N. Ziznennyja zadati bibliografii. Lebensaufgaben der 
Bibliographie. (Beiträge und Lehren aus der Vergangenheit der 
russischen Bibliographie während 200 Jahren.) Sonderdr. aus ,, Biblio- 
grafiteskija Izvöstija“. Moskau 1913. 

Ivask, U. G. Žizn’ i trudy Vasilija Ivanoviča Sobol’$&ikova, stargago 
bibliotekarja i architektora Imper. Publitn. Biblioteki. Leben und 
Werke V. I. S.s, Oberbibliothekars und Architekten der Kais. Off. 
Bibliothek. Mit Portr. Moskau 1914. 59 S. 

Vasilij Osipovič Ključevskij. Biograph. Skizze (v. M. K. Ljubavskij), in 
der feierlichen Sitzung am 13. November 1911 gehaltene Reden 
(v. E. V. Barsov, M. K. Ljubavskij, S. I. Smirnov, N. A. Zaozerskij, 
M. M. Bogoslovskij) und Materialien zu seiner Biographie. Mit einer 
Grav. v. Prof. V. V. Matte, einer Photograv., 5 Photot. u. 14 Zinko- 
graph. Herausg. v. d. Kais. Ges. für Gesch. u. Altert. Rußl. an d. 
Mosk. Univ. Moskau 1914. VIII u. 130 u. XXII u. 476 S. 

*Bagaléj, D. J., Russkaja Istorija. I. Kujažeskaja Ruś (do Joanna III) 
Moskau 1944. VIII u. 452S. Mit Abb. 


II. Vormongolisches Rußland. 


Parchomenko, V. Načalo christianstva na Rusi. Der Anfang des Christen- 
tums in Rußland. Abriß aus der Geschichte RuBlands im 9.—10. 
Jahrh. Poltava 1913. III u. 191 S. 

-*Wanczura, A. O charakter pierwszej szkoły kijowskiej Wloczimierza 
Wielkiego. Über den Charakter der ersten Kijewer Schule Vladimirs 
des Großen. Lemberg 1913. 28 S. 

*Maksimejko, N. A. Opyt kritičeskago izslédovanija Russkoj Pravdy. 
Versuch einer kritischen Untersuchung der Russkaja Pravda. I. 

. Chatkov 1914. 217 8. 

Priselkov, M. D. Oterki po cerkovno — polititeskoj istorii Kievskoj Rusi 
X.—XII. vv. Studien zur kirchlich-politischen Geschichte des Kiev- 
schen Rußlands 10.—12. Jahrh. Petersburg 1913. XVI u. 414 8. 

Dobroklonskij, A. P. Prep. F’eodor, ispovédnik i igumen Studijskij. Der 
Heil. Theodor, Bekenner und Abt von Studion. Sein Zeitalter, Leben 
und Tätigkeit. T. I. Odessa 1913. XX u. 972 u. LC u. 10 S. 

Vilinskij, S. G. Zitie Sv. Vasilija Novago v russkoj literatur. Das Leben 
des Heil. Vas. Nov. in der russischen Literatur. T. I. Untersuchung. 
Odessa 1913. VII u. 354 8. 
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Sokolev, Pl. Russkij archierej iz Vizantii i pravo ego naznatenija do 
natala XV véka. Der russische Bischof aus Byzanz und das Recht 
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gg. v gor. Archangel’ské. Bücher der Kaviar- und Pottaschelieferung 
in der Stadt Archangel’sk im Jahre 1653-1654. Herausg. v. d. Ges. 
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Bogojavlenskij, S. K. Moskovskij teatr pri carjach Alekséé i Petré. 
Moskauer Theater unter den Caren Alekséj und Peter. Materialien. 
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Uspenskij, A. I. Carskie ikonopiscy i Zivopiscy XVIII véka. Des Caren 
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VI u. 170 S. St. Pet. 1912. 
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Karolinska förbundets arsbok 1912. 408 S. Lund. (Jahrbuch der Karl- 
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Historiska uppsatser (G. IV. A. und die europäische Krisis unter Na- 
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V. Wissenschaftliche Chronik. 


a) Stand der Forschung. 


Anton Małecki f. 


Mit Anton Matecki ist am 7. Oktober 1913 der Nestor 
der polnischen Gelehrten abgerufen worden. Am 16. Juli 1821 
in einem Dorfe der Provinz Posen geboren, wuchs er in recht 
schwierigen Verhältnissen auf, studierte in Berlin, um dann 
ähnlich wie Ketrzynski Preußen mit Galizien zu vertauschen. 
‘An der Universität Lemberg hat er lange Zeit als Professor 
gewirkt. 

Zwar hat er griechische Tragödien übersetzt und sogar 
einige bühnenfähige Dramen geschrieben, aber in der Haupt- 
sache war er Literarhistoriker. Seine publizistische Tätigkeit 
begann schon 1841 mit einer Lebensbeschreibung des Adam 
Mickiewicz; später folgten Studien über Krasinski, Frycz 
Madrzewski, Andreas Morsztyn, Kochanowski und schließlich 
eine dreibändige Biographie Stowackis. Als tüchtigen Philo- 
logen erwies ihn seine „Polnische Grammatik‘ (1864), die — 
wissenschaftliches Denken mit praktischem Gefühl vereinend — 
ungemein populär geworden ist. 

Bereits ein Fünfziger, wandte er sich selbständigen ge- 
schichtlichen Arbeiten zu und veröffentlichte 1873 im „Przewodnik 
naukowy i literacki“ eine Studie über Bolesław III. Krzywousty, 
seinen besonderen Liebling. Oskar Halecki hat im 28. Jahr- 
gange des Kwartalnik historyczny (1914, S. 41—26) die histori- 
schen Arbeiten Małeckis pietätvoll, aber doch kritisch gewür- 
digt und hebt mit Recht die Studya heraldyczne (18%) 
und die Lechici w świetle historysznym (1897) als 
bedeutungsvoll hervor. 
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Durch beide Werke zieht sich der wissenschaftliche Gegen- 
satz zu Piekosinski; ein rastloser Kampf, der unentschieden 
bleiben muBte, weil der ungeheuer belesene und sachkundige 
Runentheoretiker zu wenig Selbstkritik, sein bescheidener und 
nüchterner Gegner eine zu geringe Einzelkenntnis besaß. So 
ist schließlich Piekosinskis kühnes Gebäude nicht durch Ma- 
teckis Angriffe, sondern durch seine eigene Künstlichkeit zu- 
grunde gegangen; doch die Trümmer sind wertvolle Bausteine 
geblieben. 

In den Lechici bestimmt Malecki den Begriff der Lechen 
gegenüber dem der Polanen, und zwar als den engeren. Als 
Polanen wurden nach dieser Ansicht die Polen von den West- 
slaven bezeichnet; Lechen hätten dagegen die östlichen und 
südlichen Nachbarn zur Bezeichnung der Bewohner des süd- 
lichen Polen benutzt. Jetzt herrscht freilich die diametral ent- 
gegengesetzte Auffassung: Lechen gilt als weiterer, Polanen 
als engerer Begriff. 

1897 griff Malecki in den kirchengeschichtlichen Streit 
zwischen W. Ketrzynski und Abraham ein und gelangte bezüg- 
lich der ältesten Bistumsgründungen zu eigenen Aufstellungen, 
die allerdings wenig Anklang fanden; wertvoller waren seine 
Untersuchungen zur Geschichte der Klöster. Noch als 83- 
jähriger Greis besaß er geistige Regsamkeit genug, um sich an 
einer Polemik zu beteiligen, die ihn auf ein neues Gebiet, das der 
Diplomatik, führte. Es war dies die Auseinandersetzung 
zwischen Krzyzanowski und Ketrzynski, die sich in der Haupt- 
sache längere Zeit vorher im sechsten und siebenten Jahrgange 
des Kwartalnık abgespielt hatte und nun manche wertvolle 
Ergänzung erfuhr. 

Weniger glücklich waren Mateckis numismatische Ver- 
suche (Kwartalnik VII). Doch wenn man alles in allem nimmt, 
wird man kaum ohne Bewunderung an diesem Unermüdlichen 
vorbeigehen können, dem (ähnlich wie Meitzen) die Jahre den 
Schaffensdrang nicht lähmen konnten. 

An äußerer Anerkennung hat es dem Verstorbenen nicht 
gemangelt. Er war Ehrendoktor der Krakauer Universität. Die 
Lemberger „Historische Gesellschaft“ ernannte ihn zu ihrem 
Ehrenmitgliede; nachdem ihm Roepell und Nehring schon vor 
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längerer Zeit, A. Jablonowski (der Erforscher der kleinrussi- 
schen Polenlande, namentlich im 16. Jahrhundert) erst am 
9. August vorangegangen waren, hat er durch sein Hinscheiden 
die Zahl der Ehrenmitglieder auf ein einziges (W. Ketrzynski) 
beschränkt. E.M. 


K. Mettig +. 


Am 29. März/4. April 1914 starb in Riga ein hervor- 
ragender baltischer Historiker, der Oberlehrer und Inspektor 
der Stadt-Realschule Konstantin Mettig. Im Jahre 1851 
in Dorpat geboren, hat er daselbst studiert und war nach seiner 
Anstellung in Riga anfangs Sekretär und dann über 25 Jahre 
Mitglied des Direktoriums der „Gesellschaft für Geschichte 
und Altertumskunde der Ostseeprovinzen Rußlands“. Seine 
eigentliche Spezialität war das Zunft- und Gewerbewesen, 
besonders Rigas, über das er in den Publikationen der genannten 
Gesellschaft und in Buchform vieles veröffentlicht hat, so 
zusammen mit Professor W. Stieda das Buch ,,Schragen der 
Gilden und Ämter der Stadt Riga bis 1621‘ (1896). Erwähnt 
sei besonders auch seine „Geschichte der Stadt Riga“, welche 
bis zur Auflösung des Rates im Jahre 1889 reicht (1897). 
Mettigs letzte größere Publikation ist ‚Die Europäisierung 
Rußlands im 18. Jahrhundert‘ (1913). Ein Verzeichnis seiner 
Druckschriften hat Dr. Arth. Poelchau verfaßt (Riga 1911). 

Fr. v. KeuBler. 


b) Organisation der Forschung. 


Osteuropäische Forschungen, herausgegeben im Auf- 
trage der Deutschen Gesellschaft zum Studium Rußlands von 
Otto Hoetzsch, Otto Auhagen, Erich Berneker. 


Mit diesem Unternehmen der „Deutschen Gesellschaft zum 
Studium Rußlands‘ wird versucht, eine Publikationsmöglichkeit zu 
schaffen, die bisher empfindlich fehlte. Wurde oft und mit Recht geklagt, 
daß die wissenschaftliche Beschäftigung mit russischen Problemen zu gering 
sei, so war andrerseits, namentlich für jüngere Gelehrte, auch die Schwierig- 
keit groß, oft unüberwindlich, für Arbeiten über russische, überhaupt ost- 
europäische Themen einen Verleger und eine Publikationsmöglichkeit zu 
finden. Beides entsprach einander und wirkte aufeinander. Gemäß ihrer 
allgemeinen Aufgabe versucht die „Deutsche Gesellschaft zum Studium 
Rußlands‘“, hierin einen Wandel anzubahnen. 
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Die „Osteuropäischen Forschungen“, die in ihrem Auftrage von den 
Professoren Hoetzsch, Auhagen und Berneker herausgegeben werden, 
sollen etwa nach dem bewährten Vorbilde der von Schmoller und Sering 
herausgegebenen ,,Staats- und Sozialwissenschaftlichen Forschungen“ 
angelegt sein. In zwangloser Folge und wechselndem Umfang sollen diese 
Hefte Arbeiten veröffentlichen, die für eine Zeitschrift zu umfangreich 
sind. Sie sollen namentlich dazu bestimmt sein, Arbeiten jüngerer Ge- 
lehrter, Dissertationen u. dergl. Aufnahme zu bieten. Der Begriff ,,Ost- 
europa‘“‘ wird dabei sowohl räumlich wie sachlich ganz weit gefaßt. Die 
„Osteuropäischen Forschungen“ werden sich daher nicht nur auf Rußland 
beschränken, sondern auch Arbeiten aus allen andern slavischen Gebieten 
und den Grenzgebieten Aufnahme gewähren. In erster Linie kommen 
Arbeiten historischen, landeskundlichen, volkswirtschaftlichen und philo- 
logischen Inhalts in Frage. Außerdem werden in diesen Heften die Be- 
richte und Arbeiten veröffentlicht werden, die sich aus von der Gesellschaft 
angeregten oder unterstützten Studienreisen ergeben. 

Den Verlag der ,,Osteuropdischen Forschungen“ hat die G. J. 
Göschensche Verlagshandlung G. m. b. H. in Berlin und Leipzig 
übernommen. 

Zunächst sind bereits erschienen: Heft I: Nationaler Bestand, 
berufsmäßige Gruppierung und soziale Gliederung der kaukasischen 
Völker. Statistisch-ökonomische Untersuchungen von Dr. phil. B. Isch- 
chanian (VIII, 81 Seiten) M. 2,80. Heft II: Polen und die römische 
Kurie in den Jahren 1414—1424. VonDr. Hans Bell&e(VIII, 134 Seiten) 
M. 3,60. Heft III: Die Russisch-Amerikanische Handels-Kompanie. Von 
Dr. Hans Pilder (174 Seiten) M. 4,80. 

Das Unternehmen wird der Unterstützung und Mitarbeit zunächst 
der Fachgenossen innerhalb und außerhalb Deutschlands, insonderheit 
der Leiter der Universitätsseminare und der gelehrten Gesellschaften, 
die sich mit den einschlagenden Fragen beschäftigen, demnächst allen, 
die der wissenschaftlichen Beschäftigung mit den Problemen Osteuropas 
Interesse entgegenbringen, empfohlen. Alle auf die Herausgabe bezüg- 
lichen Anfragen sind an Professor Dr. Otto Hoetzsch, Berlin W 10, 
Bendlerstraße 18, die auf den Verlag bezüglichen Anfragen an die G. J. 
Göschensche Verlagshandlung, Berlin W 10, Genthiner Straße 38, zu 
richten. O. H. 


* R * 

Die Kaiserlich Russische Historische Gesellschaft hielt 
am 13./26. März 1914 ihre diesjährige Jahresversammlung in Carskoe Selo 
unter Vorsitz des Caren ab. Anwesend waren: der Präsident Großfürst 
Nikolaj Michajlovič, die Mitglieder Graf Seremetev, Kobeko, 
Filippov, Sumigorskij, Platonov, Cetulin, Pantulidzev, 
Ikonnikov, Steglov, Rotdestvenskij, Baron Üxküll von Gülden- 
bandt, Carykov, Lichatev, Seredonin, Smoljaninov, Baron 
Taube, Sajtov, Modzalevskij, Bogoslovskij, Borodkin, Gor- 
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jainov, Ljubavskij. Der Präsident erstattete nach Eröffnung der 
Sitzung durch den Caren den Jahresbericht. Es erschienen zwei Bande 
(143, 144) des ,,Sbornik®* und zwei des „Russkij Bibliografiteskij Slovar“ 
(Gaag-Gerbel, Naake-Nikolaj Nikolaevit). Bd. 143 des ‚„Sbornik“ enthält 
die diplomatische Korrespondenz der französischen Vertreter am Hofe 
Katharinas II., H. A. Sabatier de Cabres und F. M. Durand de Distrof; 
als Beilage ist dabei ediert das Memoir Sabatiers: „Catherine II, sa Cour 
et la Russie en 1772, “das 1862 zum ersten Male herausgegeben wurde 
(von S. A. Sobolevskij in Berlin). Bd. 144 enthält 13 Teile „historischer 
Nachrichten über die Kommission Katharinas zur Herausgabe eines neuen 
Gesetzbuchs‘“ (in Fortsetzung von Teil 134). In Durck sind der letzte 
(12.) Band der ‚Papiere des Ministerkabinetts der Kaiserin Anna“, der 9. 
der „Diplomatischen Korrespondenz der Kaiserin Katharina II. (1776 
bis 1777)“, der zweite Teil der „Protokolle der Konferenz beim Aller- 
höchsten Hofe“. In Vorbereitung sind Bd. 6 der „Denkmäler der diplo- 
ınatischen Beziehungen des moskauischen Staats mit dem polnisch- 
litauischen Staat‘‘, die Berichte des ersten niederländischen Residenten 
am Carenhofe Baron W. Keller (1676—1697 aus Moskau), die Fortsetzung 
des ,,Abrisses der Beziehungen des Moskauer Staats mit der Republik 
der Vereinigten Niederlande“, und der 10. Teil der „Diplomatischen Kor- 
respondenz der Kaiserin Katharina II.“ 

Die „besondere Kommission zur Untersuchung der Zahl der Archive“ 
berichtete, daß von den über 2500 Archiven des Reichs nur 900 in zu- 
reichenden Gebäuden untergebracht sind. 

Zu ordentlichen Mitgliedern wurden gewählt der Unterrichtsminister 
Kasso, der Akademiker A. Lappo-Danilevskij, der Professor an der 
Petersburger geistlichen Akademie P. N. Zukovié, der Bibliothekar an 
der Kaiserl. Bibliothek V. V. Majkov, S. N. Kaznakov, Fürst N. V. 
Golicyn. 

Zum Schluß wurden folgende Vorträge gehalten: von I. P. Lichatev: 
„Basma“, von M. M. Bogoslovskij: „Peter der Große nach seinen 
Briefen“, von Baron M. A. Taube: ‚Graf Ficquelmont und die öster- 
reichisch -russische Politik in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts‘, von 
S. M. Gorjainov: „Die Bourbonen im Exil und ihre Korrespondenz“. 

O. H. 


* * 
* 

Das vorbereitende Komitee fir den „Internationalen Histori- 
kerkongreB“ in Petersburg 1918 besteht aus A. S. Lappo-Danilevski] 
als Präsidenten, A. L. PreSnjakov als Sekretär, A. K. Baiov, V. V. 
Bartol’d, I. N. Glubokovskij, I. M. Grevs, M. A. Djakonov, 
N. I. Karéev, M. M. Kovalevskij, S. F. Ol’denburg, J. V. Rož- 
destvenskij, M. I. Rostovcev, das Empfangskomité aus dem Grafen 
A. A. Bobrinskij (Präsident), S. A. Žebelev, B. A. Turaev (Schriftführer), 
D. I. Bagaléj, F. G. Berenštamm, E. D. Grimm, D. F. Kobeko, B. M. 
Koljubakin, P. N. Miljukov, A. A. Polovcev, Graf D. I. Tolstoj, Graf 
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I. I. Tolstoj, das Finanzkomité aus D. I. Bagaléj (Vorsitz), B. V. Farma- 
kovskij (Sekretär), J. L. Barskov, I. J. Marr, E. M. Pridik(Schatzmeister). 
O. H. 


Die Kommission zur Feststellung und Verbesserung der 
Lage des provinziellen Archivwesens, die unter dem Vorsitz des 
Staatssekretärs Kulomzin von der Kaiserlich Russischen Historischen Ge- 
sellschaft in St. Petersburg eingesetzt worden ist, hielt vom 6./19. bis 
8./21. Mai 1914 eine Sitzung unter Hinzuziehung der Vertreter der 
Gouvernements-Archiv-Kommissionen und zahlreicher gelehrter Insti- 
tutionen, besonders der geschichtlichen Gesellschaften aus vielen Teilen 
Rußlands ab. Dabei wurde ein System festgestellt, nach dem die 
Gouvernements-Archiv-Kommissionen die provinziellen Archive zu er- 
forschen haben. Ferner wurde beschlossen, bei der Regierung das 
Recht für diese Archiv - Kommissionen zu erbitten, alle Archive zu 
besichtigen und in ihnen arbeiten zu dürfen; auch sollen die Archive 
der verschiedenen Institutionen nur mit Genehmigung der Gouvernements- 
Archiv-Kommissionen ältere Akten vernichten dürfen. Schließlich wurde 
beschlossen, die Regierung um eine jährliche Subvention für die 
Kommissionen zu ersuchen. O.H. 


Das Komitee des vierten polnischen Historikertages, der 
Pfingsten 1915 in Lemberg stattfinden soll, erläßt soeben eine Kund- 
gebung über die Ziele der Tagung. Neben Fragen aus dem Gesamtgebiet 
der polnischen Geschichte werden insbesondere Themata über die Zeit 
nach den Teilungen des Landes behandelt werden. Vorträge über die 
Methode der Forschung sowie programmatische Aufstellungen über neue 
Publikationen und Berichte über die historische Synthese sollen einen 
Vorzug genießen vor spezialistischen und monographischen Vorträgen. 
Vorsitzender des Komitees ist der Lemberger Rechtshistoriker Oswald 
Balzer. J. P. 


Das Livländische Landratskollegium hat der Gesellschaft für Ge- 
schichte und Altertumskunde der Ostseeprovinzen Rußlands 40 Mappen 
aus dem Schirrenschen Nachlaß überwiesen. Sie enthalten Register 
und Abschriften von Urkunden für die Zeit 1201—1561, die, wenn auch 
zu einem großen Teil bereits gedruckt (so von Schirren selbst), doch er- 
wünschte Gelegenheit zur Nachprüfung der vorhandenen Werke bieten. 
Für das zweite Viertel des 16. Jahrhunderts findet sich hier aber auch 
manches Material, das weder gedruckt noch abschriftlich in der für das 
Livländische Urkundenbuch bestimmten Hildebrandschen Sammlung ent- 
halten ist. W. W. 


Vom 8. bis 19. August n. St. findet in Pskov der 16. russische 
Archäologische Kongreß statt. Die offizielle Verhandlungssprache 
ist die russische; doch werden auch die deutsche, französische und die 
slavischen Sprachen gestattet. Die Gesellschaft für Geschichte und Alter- 
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tumskunde der Ostseeprovinzen Rußlands gibt einen dem Kongreß ge- 
widmeten Sammelband historisch-archäologischen Inhalts heraus. W.W. 


Die Auskunftsstelle für deutsche Personen- und Familienkunde 
bei der Gesellschaft für Geschichte und Altertumskunde der Ostseepro- 
vinzen Rußlands in Riga hat ihre Tätigkeit begonnen. Das Fehlen einer 
derartigen Institution machte sich von Jahr zu Jahr empfindlicher geltend, 
da das Interesse für Familienforschung in der letzten Zeit auch in den 
baltischen Provinzen merklich steigt. Das Material der neugegründeten 
Auskunftsstelle entstammt vorzugsweise dem Rigaschen Staatsarchiv; 
aber auch die Archive anderer livländischer und estländischer Städte, 
besonders das Stadtarchiv zu Reval, haben beigesteuert. Auch über Fa- 
milien Kurlands ist manches zu finden. Anfragen sind zu richten an den 
Leiter der Auskunftsstelle E. Seuberlich, Riga, Konvent zum Heil. Geist, 
Nr. 9. | W. W. 


Ein für die baltische Geschichte sehr wichtiges Organ, das fast zwei 
Menschenalter bestanden hat, ist, wie schon (S. 480) erwähnt wurde, 
mit dem Schluß des Jahres 1913 leider eingegangen, die ,, Baltische 
Monatsschrift“,— oder vielmehr: sie ist mit der von Mag. Alexander 
Eggers in Reval im Jahre 1912 begründeten „Deutschen Monats- 
schrift für Rußland“ vereinigt worden, welche vom Märzheft des 
laufenden Jahres an den Titel führt: „Deutsche Monatsschrift für Rußland, 
der Baltischen Monatsschrift 56. Jahrgang“ (Reval, Verlag von G. Löffler, 
Riga). — Wohl erklären Herausgeber und Verleger in der bezüglichen 
„Mitteilung‘‘ am Kopf des genannten Hefts: „Das bisherige Programm 
der ‚Deutschen Monatsschrift für Rußland‘ gilt auch für die Zukunft, 
unsere Zeitschrift wird nach wie vor die Interessen aller Deutschen 
Rußlands vertreten, zugleich aber auch ihre besondere Aufmerksamkeit 
den kulturellen Bestrebungen und Existenzbedingungen des baltischen 
Deutschtums in Vergangenheit und Gegenwart zuwenden und 
dadurch die Traditionen der früheren ‚Baltischen Monatsschrift‘ fort- 
setzen.“ Wieweit diese Ankündigung eingehalten werden wird, kann 
erst die Zukunft lehren. In Wirklichkeit aber ist die „Deutsche Monats- 
schrift für Rußland“ für einen weiteren, tatsächlich also anderen Leser- 
kreis bestimmt, veröffentlicht u. a. auch rein belletristische Schöpfungen, 
wie Romane, und ist eben keine spezifisch baltische Zeitschrift. MuB 
mithin schon im Interesse des zu kurz gekommenen baltischen Deutsch- 
tums diese Verschmelzung beider Zeitschriften bedauert werden, so 
liegt auf der Hand, daß die neue Zeitschrift nach ihrer ganzen Anlage 
und Bestimmung das nicht werden kann, was die alte „Bal- 
tische Monatsschrift‘‘ von Anfang an gewesen ist: kein Organ für das 
große Publikum, sondern ein solches für die Vertretung gemein- 
nütziger, politischer und wissenschaftlicher Interessen der 
Ostseeprovinzen, unter welchen den geschichtlichen ein weiter Raum 
zufiel. Ihre Begründung zu Anfang der Reformära nach Beendigung des 


Wissenschaftliche Chronik. 643 


Krimkrieges im Jahre 1859 wurde als Ereignis von weittragender Be- 
deutung begrüßt, zumal sie ihre Arbeit unter besonderen begünstigten 
Zensurverhältnissen beginnen konnte, und anfangs in mehr liberalem, 
bei der fortschreitenden Russifizierung in weit konservativerem Geiste 
redigiert, hat sie sich bis ans Ende eine gewisse Vornehmheit bewahrt, 
die schon dadurch bedingt war, daß sie sich lediglich an das höher gebildete 
deutsche Publikum wandte. Darum haben auch die bedeutendsten balti- 
schen Historiker in ihr viele von ihren gediegenen Publikationen unter- 
gebracht, genannt seien von ihnen namentlich: Georg Berkholz 
(Herausgeber von 1861 bis 1868), Karl Schirren, Heinrich Diederichs, 
Friedrich Bienemann sen. (Herausgeber von 1880 bis 1888), Wilhelm 
Greiffenhagen, Richard Hausmann, Reinhold Baron Staël v. Hol- 
stein, Friedrich Bienemann jun. (Herausgeber von 1902 bis zum 
Schluß), ferner die Rechtshistoriker Arnold v. Tideböhl sen. und 
Johannes Engelmann, die Agrarhistoriker Johannes v. Keußler 
und Alexander Tobien, die Kulturhistoriker Julius v. Eckardt und 
Friedrich Amelung, der lettische Sprachforscher und Folklorist August 
Bielenstein usw. Hinzu kommen zahlreiche Memoiren und andere 
Aufzeichnungen, wie Akten usw., — alles das hat die fünfundfünfzig 
Jahrgänge der ,,Baltischen Monatsschrift‘‘ zu einer für geschichtliche 
Forschungen hoch wertvollen Fundstätte gemacht, die noch für lange 
ihre Bedeutung behalten wird. 
Fr. v. Keußler. 


c) Notizen. 


Prof. Dr. L. K. Goetz- Bonn ist von der Kaiserl. Gesellschaft f. Gesch. 
d. Altertums RuBlands in Moskau zum wirklichen Mitglied und vom Kaiserl. 
Archäolog. Institut in Moskau zum Ehrenmitglied gewählt worden. 


In der Gesellschaft der Liebhaber der Geschichtswissenschaft in 
Warschau hielt Witold Kamieniecki einen Vortrag über die Ent- 
stehung des litauischen Staates. Der Vortragende entschied sich 
bei der Erörterung der Frage nach der Herkunft der Litauer für die Hypo- 
these, die ihre Verwandtschaft mit den Kelten annimmt. Die litauische 
Besiedlung sei von dem baltischen Gestade ausgegangen und habe sich 
dann die Flußtäler, namentlich den Memelfluß aufwärts, ausgedehnt. 
Jäger und Hirten seien die ersten Pioniere der litauischen Siedlungstätig- 
keit gewesen. Die Bezeichnung für Fürst (Kunigas) ist skandinavischen 
Ursprungs. So haben auch Wikinger kleine Fürstentümer in den litauischen 
Gebieten begründet. Der Übergang von der staatlichen Zersplitterung 
zu dem Einheitsstaat der litauischen Großfürsten sei durch das Auf- 
kommen des mächtigen Ordensstaates herbeigeführt worden. J.P. 


Die im April d. J. erschienene Lieferung (2) des „Nau£n. Istor. 
Žurnal“ (B. I I) ist dem Professor der allgemeinen Geschichte I. V. Lutickij 
zu seinem 50 jährigen literarischen Jubiläum gewidmet und enthält eine 
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Reihe von Aufsätzen über die wissenschaftliche Tätigkeit des Jubilars, 
dessen Forschungen bekanntlich auch ins Bereich der osteuropäischen 
Geschichte drangen: diesen, wenn nicht dem Umfang, so der Bedeutung 
nach, wesentlichen Teil von L.s Werken, nämlich seine zahlreichen Aufsätze 
und Aktenveröffentlichungen zur Geschichte des Grundbesitzes in Klein- 
rußland, würdigt eine Übersicht von B. Mjakotin (S. 17—21). L. L. 


Einem Antrag der Baltischen Domänenverwaltung entsprechend hat 
die Gesellschaft für Geschichte und Altertumskunde zu Riga die Ver- 
waltung der Ruine des Ordensschlosses Lais übernommen. — Die Burg- 
ruine von Wolmar ist durch Kauf in den Besitz der Stadt Wolmar gelangt. 

W. W. 


An Stelle des kürzlich verstorbenen C. Mettig hat die Gesellschaft 
für Geschichte und Altertumskunde zu Riga den Direktor des städtischen 
Kunstmuseums Dr. Wilhelm Neumann zum Mitglied ihres Direk- 
toriums gewählt. W. W. 


Der 14. Band des Archiwum Komisyi historycznej bietet 
eine Fülle dokumentarischer Einzelheiten (Krakau 1909—1913). 

E. Barwiński berichtet über das Radziwillsche Archiv in Niešświełż, 
M. Balaban über Juden- und Karaitenverzeichnisse aus Rotreußen, 
H. Polaczkówna bietet Material zur polnischen Heraldik, E. Kuntze den 
Hofhaushalt der Königin Katharina, St. Kutrzeba einen ,,Ordo coronandi 
regis Poloniae“, A. Prochaska Archivalien des deutschen Ritterordens 
aus dem 14. und 15. Jahrhundert, V. Wittyg bespricht die Verteilung 
der Adelssippen im Lande Rawa während des 16. Jahrhunderts, J. Ptasnik 
bietet Nürnberger Akten zur polnischen Handelsgeschichte des 15. Jahr- 
hunderts, Wł. Semkowicz masowische Sippenprivilegien, endlich St. 
Krzyzanowski (auf 133 Seiten) kleinpolnische Dokumente des 15. Jahr- 
hunderts, welche die podwoda und den Krakauer wielkorzgdca betreffen. 

E. M. 


Mitteilungen aus dem Dommuseum der Gesellschaft für Geschichte und 
Altertumskunde der Ostseeprovinzen Rußlands. Nr. 1. Jahresbericht für 
das Jahr 1913. Im Auftrage der Gesellschaft bearbeitet von Dr. W. Neu- 
mann. Riga 1914. Mit Abb. 30 S. 

Unter diesem Titel werden fortan in bestimmten Zwischenräumen 
illustrierte Berichte (viertel- oder halbjährlich) erscheinen, deren Zweck 
sein soll, die Kenntnis von den im Rigaschen Dommuseum vereinigten 
und ihm im Laufe des Jahres zufließenden Schätzen weiteren Kreisen zu 
vermitteln und sie in ausführlicherer Form, als dieses bisher in den Sitzungs- 
berichten der Gesellschaft und in den Zeitungsmitteilungen geschehen 
konnte, zu besprechen. Außerdem sollen diese Berichte ein Verzeichnis 
der Darbringer von Museumsgegenständen bringen und in Kürze die Tätig- 
keit des Museums schildern. Aus dem vorliegenden Jahresbericht für 1913 
ist zu ersehen, daß die reichhaltige prähistorische Sammlung des Dom- 
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museums im Berichtsjahr durch Dr. Max Ebert-Berlin einer Neuordnung 
unterzogen worden ist. Ein ausführlicher Arbeitsbericht Dr. Eberts wird 
in den Sitzungsberichten der Gesellschaft für 1913 zum Abdruck gelangen; 
ein von ihm bearbeiteter wissenschaftlicher Katalog soll gleichfalls im 
Laufe des Jahres erscheinen. 

Eine anschauliche Schilderung des Rigaschen Dommuseums bietet 
die von der Gesellschaft für Geschichte und Altertumskunde heraus- 
gegebene, dem Museumsinspektor C. G. v. Sengbusch gewidmete Schrift 
Dr. W. Neumanns: Unser Dommuseum. Riga 1913. Mit 19 Abb., 
46 S. W. W. 


Digitized by Google 


Digitized by Google 


14 DAY USE 
RETURN TO_DESK FROM WHICH BORROWED 


LOAN DEPT. 


This book is due on the last date stamped below, or 
on the date to which renewed. 


Renewed books are subject to immediate recall. 


14Jan’57RKx | 


u ‚General Library _ 
LD 21-100m-6, 56 University of California 
(B9311810)476 Berkeley 


eee 
Ä GENERAL LIBRARY - U.C. BERKELEY 


O ULL 


B000328453 


